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Anstatt  des  Vorworts 

ein  Brief 

an  Professor  Dr.  Franz  Lieber  in  New-York. 

Mein  lieber  Frenndl 

,3ndlich  bin  ich  wieder  da*^  und  diess  Mal  nicht  in  der  Ge- 
stalt des  Meerschaums*),  sondern  in  der  ernsteren  eines  völker- 
rechtlichen Rechtsbuchs,  dessen  Nameugebung  und  Einfuhrung  in 
die  Welt  ich  Sie  bitte,  als  Pathe  beizustehen.  Ihr  glücklicher  Ge- 
danke, der  amerikanischen  Armee  ein  kurz  gefasstes  Kriegsrecht 
als  Instruction  ins  Feld  mitzugeben,  und  mit  den  Mahnungen  des 


*)  Diese  Anspielung  wird  durch  folgende  Stelle  eines  Briefes  erklärt,  den 
Profeasor  Lieber  am  23.  August  1867  an  Bluntschli  geschrieben  hatte:  „Grestem 
wurde  ich  drollig  und  doch  nicht  unangenehm  an  Sie  erinnert  Einer  meiner 
Söluie  ist  in  Neu-Mexiko  stationirt,  volle  2Ô00  Meilen  von  hier,  ich  meine  eng- 
lische Meilen.  In  einem  Briefe,  den  ich  gestern  erhielt,  sind  die  Worte:  „Endlich 
ist  Bhmtsehli  wieder  da*\  Bluntadüi?  sagen  Sie.  Ich  habe  die  Gewohnheit  allen 
Gegenständen  im  Gebrauch  Namen  zu  geben,  und  so  haben  auch  die  kleinen 
Mcerschaampfeifen,  die  ich  mitunter  rauche,  ihre  Namen.  Eine  lieisst  Sadowa;  eine 
sixlere  nannte  ich  nach  Ihnen.  Ich  gab  sie  meinem  Sohn  beim  Abschiede,  und 
sie  war  auf  dem  langen,  schwierigen  und  gefährlichen  Marsche  abhanden  gekommen. 
Endlich  aber,  wie  Sie  sehen,  ist  Bluntschli  wieder  aufgetaucht  in  jenen  fernen 
wOdeu  Bergen  Neo»Mexiko8.  Mein  Sehn  ist  nngeflUur  150  englische  Meilen  von 
Santa  Fe*'. 


YI  Vorwort. 

Rechts  die  ^Iden  Loidenschaflcu  des  Kriegs  möglichst  zu  zähmen, 
hat  mich  zuerst  zu  dem  Vorsätze  angeregt,  die  Grundzüge  des  mo- 
dernen Völkerrechts  in  Form  eines  Rechtsbuchs  darzustellen  und 
Ihre  Briefe  haben  mich  ermiithigt,  dieses  Wagniss  durchzuführen. 

Ihre  Kriegsartikel  haben  durch  die  Autorität  des  Präsidenten 
Lincoln  eine  amtliche  Verstärkung  erhalten,  welche  mein  Rechtsbuch 
TÖUig  entbehren  muss.  Dasselbe  kann  nur  insofern  Autorität  ge- 
winnen, als  die  heutige  civilisirte  Welt  in  ihm  einen  zeitgemässen 
und  wahren  Ausdruck  ihres  Rechtsbewusstseins  erkennt,  und  die 
Macht  auf  die  öffentliche  Meinung  achtet. 

Meines  Erachtens  ist  die  neuere  Rechtswissenschaft  in  einer 
Beziehung  hinter  den  Fortschritten  der  Rechtspraxis  zurückgeblieben« 
Sie  hat  ihre  Bh'cke  zu  lange  an  der  Vergangenheit  haften  lassen 
und  darüber  die  Bewegung  des  Lebens  nach  der  Zukunft  hin  aus 
dem  Gesichte  verloren.  Die  Wahrheit,  dass  das  gegenwärtige 
Recht  ein  gewordenes  und  daher  wesentlich  aus  der  Vergangen- 
heit zu  erklären  ist,  bedarf  der  Ergänzung  durch  die  andere  Wahr- 
heit, dass  das  gegenwärtige  Recht  zugleich  ein  werdendes  und 
berufen  ist,  das  fortschreitende  Leben  der  Menschheit  zu  begleiten. 
Viele  unserer  rechtsgelehrten  CoUegen  können  sich  nicht  losmachen 
von  der  hergebrachten  Vorstellung,  dass  das  Recht  ein  unver- 
änderliches starres  System  fester  äusserer  Gesetze  sei,  welche  das 
menschliche  Thun  beschränken.  Sie  denken  sich  das  Recht,  wie 
eine  Mauer  und  wie  Spaliere,  an  welchen  der  Gärtner  die  rankenden 
Pflanzen  anbindet,  wie  ein  Messer,  womit  er  die  geilen  Triebe  weg- 
schneidet. Nur  schwer  ringt  sich  die  Wissenschaft  zu  dem  tieferen 
Verständniss  durch,  dass  das  Recht  eine  lebendige  Ordnung 
in  der  Menschheit,  nicht  eine  todte  ausser  der  Menschheit  sei, 
dass  nur  das  lebendige  und  nicht  das  todte  Recht  befähigt 
sei,  mit  den  Völkern  zu  leben  und  fortzuschreiten.  Am  wenigsten 
passt  jener  falsche  Gedanke  eines  an  sich  todten  Rechts  zu  einer 
Darstellung  des  Völkerrechts,  das  überall  noch  nicht  zu  festem 
Abschluss  gekommen,  sondern  noch  in  mächtiger  unaufhaltsamer 
Bewegung  begriffen  ist.  Das  Recht  des  natürlichen  Wachs- 
thums  der  Völker  und  Staten,  das  Recht  der  Entwick- 
lung der  Menschheit,  das  Recht  des  fortschreitenden 
Lebens  muss  von  der  Wissenschaft  unzweideutiger  und  entschie- 
dener als  bisher  anerkannt  und  vertreten  werden,   wenn   dieselbe 


Vorwort  Vu 

ihre  hohe  sittliche  und  geistige  Mission  erfüllen  soU,  ihre  leuch- 
tende Fackel  auf  den  Wegen  der  Menschheit  voran  zu  tragen. 

Die  Rechtswissenschaft  darf  daher  meines  Erachtens  nicht  bloss 
die  schon  in  frühem  Zeiten  zur  Geltung  gelangten  Ilechtssätze  pro- 
tokolliren,  sondera  soll  auch  die  in  der  Gegenwart  wirksame  Rcchts- 
überzeugung  neu  aussprechen  und  durch  diese  Aussprache  ihr  An- 
erkennung und  Geltung  verschaffen  helfen.  Je  empfindlicher  der 
Mangel  gesetzgeberischer  Or^oie  ist,  welche  für  die  Fortbildung 
des  Völkerrechts  sorgen,  um  so  weniger  darf  sich  die  Wissenschaft 
dieser  Aufgabe  entziehn. 

Freilich  muss  sie  sich  auch  davor  hüten,  der  Zukunft  vorzu- 
greifen. Sie  darf  nicht  unreife  Ideen  als  wirkliche  Rechtssätze  und 
selbst  dann  nicht  verkünden,  wenn  sie  ihre  Verwirklichung  in  der 
Zukunft  klar  vorhersieht.  Das  Recht  als  ein  lebendiges  ist 
immer  ein  gegenwärtiges  und  unterscheidet  sich  dadurch  so- 
wohl von  dem  Rechte  der  Vergangenheit,  das  nicht  mehr  ist  als 
von  dem  Rechte  der  Zukunft,  das  noch  nicht  ist.  Vergangenheit 
und  Zukunft  leben  beide  nur  insofern,  als  sie  sich  in  der  Gegen- 
wart begegnen  und  fruchtbar  verbinden. 

In  dieser  Gesinnung  habe  ich,  mein  verehrter  Freund,  meine  Ar- 
beit aufgefasst  Die  grossen  Ereignisse  des  vorigen  Jahrs,  denen  auch 
Sie  mit  so  lebhafter  Theiluahme  gefolgt  sind,  haben  mich  in  dieser 
Ueberzeugung  bestärkt.  Wir  haben  es  damals  in  Deutschland  er- 
lebt, dass  man  im  Namen  eines  veralteten  und  lebensunfähigen 
Bundesrechts  die  naturnothwendige  Entwicklung  der  deutschen  Nation 
zu  einem  politischen  Volke  mit  aller  Gewalt  hat  verhindern  wollen. 
Allzu  lange  haben  wir  unter  dem  Missbrauch  des  Rechts  zur  £r- 
tödtung  des  Lebens  gelitten.  Nachdem  endlich,  Gott  sei  Dank,  jene 
faUche  Autorität  des  todten  Rechts  durch  die  Preussischen  Siege 
gestürzt  und  für  die  Neugestaltung  Deutschlands  freie  Bewegung  er- 
strittmi  worden  ist,  darf  auch  die  deutsche  Wissensdiaft  es  nicht 
länger  versäumen,  das  Recht  der  Entwicklung  wie  der  Völker  so 
der  Menschheit  offen  zu  vertreten. 

Nach  Ihrem  Wunsche  habe  ich  auch  für  eine  französische 
üebersetznng  dieses  Werks  gesorgt.  Dieselbe  wird  in  Bälde  eben- 
falls im  Druck  erscheinen.  Wenn  sich  das  Buch,  das  den  andern 
trefflichen  Darstellungen  des  Völkerrechts  keine  Concurrenz  machen, 
sondern  dieselben  durch  den  neuen  Versuch  einer  gesetzähnlichen 
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Formtilinmg  erg^zen  will,  sich  als  braachbar  erweisen  wird,  so 
wird  wohl  auch  eine  Uebersetzung  in  englischer  Sprache  nicht 
ausbleiben. 

So  möge  denn  das  Buch  seinem  freundlichen  Pathen  keine 
Schande  machen,  wenn  es  in  die  rauhe  Luft  des  öffentlichen  Lebens 
eintritt. 

Heidelberg,  im  September  1867. 


Ein  zweiter  Brief 

an  Professor  Franz  Lieber  in  New-York 

als 

Vorwort  der  zweiten  Atilage. 

Lieber  Frenndl 

Seitdem  dieses  Yölkerrechtsbuch  in  die  Welt  getreten  ist,  haben 
gewaltige  Ereignisse  Europa  umgestaltet. 

Mit  firiyolem  Uebermuth  wurde  der  furchtbare  Krieg  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland  begonnen.  Die  deutschen  Siege  aber 
haben  den  Sturz  des  Napoleonischen  Eaiserthums  und  die  Zurück- 
weisung der  französischen  Ansprüche  auf  die  Oberleitung  in  Europa, 
den  Verlust  von  Elsass-Lothringen  fur  Frankreich  und  den  Wieder- 
erwerb derselben  für  Deutschland,  den  Untergang  des  Kirchenstats, 
die  Einverleibung  Roms  in  das  moderne  Königreich  Italien,  und  die 
Wiedergeburt  des  deutschen  Kaiserreichs  zur  Folge  gehabt. 

Wir  haben  beide  Gott  gepriesen,  dass  er  ims  in  höherem 
Alter  noch  vergönnt  hat,  die  Erhebung  und  Einigung  des  deutschen 
Volkes  und  die  Gründung  des  deutschen  Reichs  zu  erleben.  An 
uns  ist  das  Wort  wahr  geworden:  „Was  die  Jugend  ersehnt,  dess 
geniesst  das  Alter  die  FüUe.^* 

Wir  sind  es  auch  wohl  zufrieden,   dass   das  heutige  deutsche 
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Kaiserrekji  eia  gans  anderes  ist,  als  das  vonnalige  „rämiscke  Reich 
deutscher  Nation"  im  Mittelalter.  Der  deutsche  Kaiser  erhebt  nicht 
mehr,  wie  yormab  der  römisdie  Kaiser,  das  anmassende  VerUmgen 
des  imperimn  mundi.  Er  will  nidit  mehr  übet  Italien  regieren, 
noch  über  andere  Völker  und  Staten  eine  Lebensherrschaft  üben. 
Er  erkennt  vielmehr  die  ToDe  Unabhängigkeit  und  Freiheit  auch 
der  andern  Staten  willig  an.  Die  starke  Bürgschaft,  welche  er  dem 
Frieden  der  europäischen  Welt  gewahrt,  ist  für  diese  keine  Be- 
drohung, sondern  nur  eine  Wohlthat. 

Er  weist  auch  die  mittelalterliche  advocatia  ecdesiae  ron  sich, 
und  damit  die  Verflechtung  mit  der  päpstlichen  Politik.  Er  sichert 
yielmehr  den  verschiedenen  Ck>nfe88ionen  und  Jedermann  die  Ge- 
wissens- und  Geistesfreiheit,  deren  göttlich-menschliches  Licht  das 
Vaticanische  Ck>ncil  auszublasen  vergeblich  unternommen  hat. 

Wir  wissen  wohl,  dass  mit  der  neu  erhobenen  Stellung  des 
deutschen  Volkes  die  Pflicht  derselben  gegen  die  Menschheit  ge- 
wachsen ist.  Der  barbarische  Rassenhass  ist  uns  fremd;  wir  er- 
kennen es  gerne  an,  dass  auch  die  französische  Nation  sich  grosse 
Verdienste  um  die  Menschheit  erworben  hat  und  berufen  ist,  auch 
in  der  Zukunft  wieder  Bedeutendes  zu  leisten.  Wir  würden  es  für 
keinen  Fortschritt  halten,  wenn  wirklich,  wie  Manche  besorgen,  die 
französische  Eitelkeit  durch  den  deutschen  Hochmuth  verdrängt 
und  ersetzt  würde,  denn  jene  weibliche  Eigenschaft  ist  doch  liebens- 
würdig und  weniger  verletzend  als  dieser  männliche  Fehler. 

Die  Mängel  und  die  Schwäche  des  Völken*echts  sind  aber  in 
diesem  Kriege  in  erschreckendem  Masse  offenbar  geworden.  Oft  hat 
sich  sogar  bei  Offizieren  beider  Armeen  und  selbst  in  hohen  Kreisen 
und  bei  hochgebildeten  Männern  eine  grauenhafte  Unkenntniss  des 
Völkerrechts  gezeigt.  Es  sind  viele  Missgriffe  gemacht  worden,  die 
sich  nicht  aus  bösem  Willen,  auch  nicht  aus  der  rechtsverwirrenden 
Macht  des  Hasses  oder  dem  aufflammenden  Zorne  allein  erklären 
lassen,  sondern  sicher  unterblieben  wären,  wenn  die  Kenntniss  des 
Völkerrechts  allgemeiner  verbreitet  wäre. 

Es  ist  daher  durchaus  nothwendig,  dass  das  Völkerrecht  und 
insbesondere  das  Kriegsrecht  und  das  Recht  der  Neutralen  sorg- 
faltiger als  bisher  in  den  Kriegsschulen  gelehrt  werde.  Auch  darf 
Europa  mit  Ehren  nicht  länger  zögern,  das  amerikanische  Vorbild 
nachzuahmen^  und  die  wichtigsten  Rechts-Vorschriften  den  Offizieren 
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und  Soldaten  in  scharfer  Fassong  als  gedruckte  Dienstinstruction 
mit  zu  geben.  Der  gewohnte  biblische  Unterricht  in  der  Volks- 
schnle  nnd  im  Hanse  wirkt  in  dieser  Hinsicht  eher  schädlich  als 
nützlich,  weil  in  dem  alten  Testamente  noch  die  Bilder  einer  bar- 
barischen nnd  überaus  grausamen  Praxis  wie  eine  von  Gott  ge- 
wollte Nothwendigkeit  dargestellt  werden.  Weder  der  yeredelnde 
Geist  des  CShristenthums,  noch  die  moderne  humanere  Civilisation 
kommen  zur  vollen  Geltung,  wenn  sie  nicht  schon  in  der  Schule  Be- 
achtung finden. 

Lassen  Sie  Sich   auch   diese   zweite    ergänzte   Auflage  will- 
kommen sein. 

Heidelberg,  1.  Oct.  1872.*) 

Von  Herzen  Ihr 

Bluntschli. 


*)  Dieser  Brief  ist  nicht  mehr  an  seine  Adresse  geUingt.  Wenige  Tage 
nachdem  er  geschrieben  war,  brachte  der  Telegraph  die  imenrartete  und  schmerz- 
liche Nachricht  von  dem  Tode  des  trefflichen  Mannes,  in  dessen  Leben  sich  die 
Liebe  zu  dem  angeborenen  deutschen  Yaterlande  mit  der  Liebe  zu  seiner  Adopüv- 
heimat,  den  Vereinigten  Staten  von  Amerika  verbunden  hatte.  Vierzehn  Tage 
nach  dieser  Nachricht  erhielt  ich  noch  seinen  letzten  Artikel  in  der  Evening  Post: 
„Religion  and  Law."  Er  ftllirte  darin  den  Gedconken  aus,  dass  die  Benifimg  auf 
den  religiösen  Glauben  kein  Hindemiss  sei  gegen  die  Geltung  der  als  nothwendig 
erkannten  Statsgesetze  und  vertheidigte  die  Wegweisung  des  Jesuitenordens  aus 
dem  Deutscheu  Keiche  als  eine  Massregel  zom  Schutze  der  Volksfreiheit  und  des 
religiösen  Friedens. 
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Die  Bedeutung  und  die  Fortschritte  des  modernen 

Yölkerreclits. 


Ornndlage  des  Völkerrechts. 


Wo  immer  Menschen  mit  Menschen  verkehren  und  dauernde 
Beziehungen  anknüpfen,  da  regen  sich  in  ihnen  das  Rechtsgefiihl 
und  der  Rechtssinn  und  verlangen  eine  gewisse  Ordnung  der  noth- 
wendigen  Verhältnisse  und  eine  wechselseitige  Achtung  der  daraus 
entspringenden  Rechte.  Beide  Eigenschaften  der  menschlichen  Seele, 
das  Rechtsgefiihl  und  der  Rechtssinn,  sind  selbst  unter  barbarischen 
Stämmen  deutlich  wahrzunehmen,  aber  nur  bei  civilisirten  Völkern 
gelangen  sie  zu  voller  Ausbildung  des  Bewustseins  und  mit  Hilfe 
öffentlicher  Institutionen  zu  gesicherter  Wirksamkeit.  Sie  können 
wohl  gedrückt)  aber  nie  ganz  unterdrückt,  wohl  missleitet,  aber  nie 
zerstört  werden.  Immer  wieder  erheben  sie  sich,  wenn  der  Druck 
nachlässt,  und  besinnen  sie  sich,  wenn  die  vendrrende  Leidenschaft 
erlischt  Der  Rechtssinn  ist  ohne  Zweifel  stärker  in  den  Männern 
als  in  den  Frauen  und  jene  sind  bereiter  als  diese,  ihr  Recht  gegen 
Jedermann  mit  Gründen  und  im  Nothfall  mit  den  Waffen  zu  ver- 
fechten. Aber  an  zähem  und  lebhaftem  Rechtsgefühl  stehen  die 
Frauen  den  Männern  nicht  nach.  Sie  ergeben  sich  eher  der  über- 
mächtigen Gewalt,  aber  sie  empiSnden  und  beklagen  das  Unrecht, 
das  ihnen  widerfahrt,  nicht  deshalb  weniger,  weil  sie  sich  schwächer 
fühlen  und  weniger  demselben  widerstehen  können.  Schon  in  den 
Kindern  zeigt  sich  diese  Anlage  der  Menschennatur  für  die  Rechts- 
bildung. Auch  die  Kinder  haben  ein  scharfes  Auge  für  die  Un- 
gerechtigkeit, der  sie  in  der  Familie  oder  in  der  Schule  ausgesetzt 
sind  und  werden  oft  tief  verletzt  imd  verbittert,  wenn  sie  glauben, 
parteiisch  behandelt  zu  werden. 

Wenn  es  aber  dne   unbestreitbare  Wahrheit   ist,   dass  der 

Bl««ttclili,  Dm  VölkerreehU  i 
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Mensch  von  Nator  ein  Rechtswesen  und  mit  der  Anlage  zor  Rechts- 
bildung ausgestattet  ist,  dann  muss  auch  das  Völkerrecht  in  der 
Menschennatur  seine  unzerstörbare  Wurzel  und  seine  sichere  Be- 
gründung haben.  Völkerrecht  heisst  die  als  rechtlich-nothwendig 
anerkannte  Ordnung,  welche  die  Beziehungen  der  Staten  zu  einander 
regelt.  Die  Staten  aber  d.  h.  die  organisirten  Völker  bestehen 
aus  Menschen,  und  sind  selber  als  einheitliche  Gesammtwesen  Per- 
sonen, d.  h.  lebendige  mit  Willen  begabte  Rechtskörper,  wie  die 
Einzelmenschen.  Die  Staten  sind  wie  die  Einzelnen  einerseits  in- 
dividuelle Wesen  für  sich  und  andrerseits  Glieder  der  Mensch- 
heit. Dieselbe  Menschennatur,  und  demgemäss  auch  dieselbe  Rechts- 
natur, die  jedes  Volk  und  jeder  Stat  in  sich  hat,  die  findet  er 
wieder  in  den  andern  Völkern  und  Staten.  Sie  verbindet  alle  Völker 
mit  unwiderstehlicher  Nothwendigkeit.  Keines  kann  sich  dieser  ge- 
meinfiamen  Natur  entäussem,  keines  dieselbe  in  dem  andern  Volke 
verkennen.  Deshalb  sind  sie  alle  durch  ihre  gemeinsame  Menschen- 
natur verpflichtet,  sich  wechselseitig  als  menschliche  Rechtswesen 
zu  achten.  Das  ist  die  feste  und  dauerhafte  Grundlage  alles  Volker- 
rechts. Würde  es  heute  geläugnet  und  untergehen,  so  würde  es 
morgen  wieder  behauptet  und  neu  begründet  werden. 

Bedenken  gegen  das  Völkerrecht. 

Trotzdem  werden  heute  noch  starke  Zweifel  gegen  die  Eidstenz 
des  Völkerrechts  vielfältig  geäussert.  Die  grundsätzlichen  und  die 
thatsächlichen  Bedenken,  auf  welche  sich  jene  Zweifel  stützen,  sind 
in  der  That  nicht  geringfügig.  Sie  fordern  vielmehr  zu  ernster 
Prüfung  auf.  Man  wendet  ein,  es  fehle  vorerst  an  einer  beglaubigten 
Aussprache  des  Völkerrechts  durch  das  Gesetz,  sodann  an  einem 
wirksamen  Schutze  desselben  durch  die  Rechtspflege;  und  man  er- 
innert daran,  dass  in  dem  Streite  der  Staten  und  Völker  der  Ent- 
scheid eher  von  der  siegreichen  Gewalt  gegeben  werde,  als  von  ir- 
gend einer  Rechtsautorität.  Man  fragt  dann:  Wie  kann  ernstlich 
von  Völkerrecht  die  Rede  sein,  ohne  ein  Völkergesetz,  welches  das 
Recht  mit  Autorität  verkündet,  ohne  ein  Völkergericht,  welches 
dieses  Recht  in  Rechtsform  handhabt,  wenn  die  Macht  schliesslich 
allezeit  den  Ausschlag  giebt? 

Wir  können  es  nicht  läugnen:  Diese  Bedenken  haben  ihren 
Grund  in  grossen  Mängeln  und  schweren  Gebrechen  des  Völker- 


rechts.    Dennoch  ist  der  Schlnss^  dass  es   kein  Völkerrecht  gebe, 
fibereilt  und  verfehlt.    Fassen  wir  dieselben  schärfer  ins  Ange. 

1.  Völkerrechtliche  Gesetzgebung. 

Wir  sind  heute  gewohnt,  wenn  irgend  Fragen  des  Familien- 
rechts,  des  Erbrechts,  des  Vermögensrechts  auftauchen,  ein  privat- 
rechüiches  Gresetzbuch  nachzuschlagen  und  dort  die  Aufschlüsse  über 
die  geltenden  Bechtsgrundsätze  aufzusuchen,  oder  wenn  ein  Ver- 
brechen verübt  worden,  nachzusehen,  mit  welcher  Strafe  es  in  dem 
Strafgesetzbuch  bedroht  sei.  Die  Fundamentalsätze  des  Staatsrechts 
sind  gewöhnlich  in  Verfassungsurkunden  öffentlich  verkündet,  und 
schon  finden  wir  in  einzelnen  Staten,  wie  z.  B.  in  dem  Stat  New- 
York,  eine  Codification  auch  des  öffentlichen  Rechts.  Aber  es  giebt 
kein  völkerrechtliches  Gesetzbuch  imd  nicht  einmal  einzelne 
völkerrechtliche  Gesetze,  welche  die  Bechtsgrundsätze  mit  bin- 
dender Autorität  aussprechen,  nach  denen  völkerrechtliche  Streit- 
fragen zu  entscheiden  sind.  Da  meinen  denn  Manche,  gewohnt  alles 
Becht  aus  Gesetzen  abzuleiten:  „Ohne  Gesetze  kein  Recht. ^* 

Indessen  sind  die  Gesetze  nur  der  klarste  und  wirksamste 
Ausdruck,  aber  keineswegs  die  einzige  Quelle  des  Bechts.  Bei  allen 
Völkern  gab  es  eine  Zeit,  in  der  sie  keine  Gresetzbücher  und  den- 
noch ein  geltendes  Becht  hatten.  In  der  Jugendpriode  auch  der 
Colturvölker  gab  es  Ehen,  Erbrecht  der  Anverwandten,  Eigentbum, 
Forderungen  und  Schulden  ohne  Gesetze,  welche  diese  Rechtsver- 
hältnisse ordneten  und  es  wurden  die  Verbrechen  bestraft  ohne 
Strafgesetz.  Die  in  den  nationalen  Institutionen  und  in  den  Volks- 
gebräuchen und  Uebungen  dargestellte  Bechtsordnimg  ist  überall  älter 
als  die  gesetzlich  bestimmte.  Erst  in  dem  reiferen  und  selbsbe- 
wussteren  Lebensalter  der  Völker  unternimmt  es  der  Stat,  das  Becht 
in  Gesetzbüchern  auszusprechen.  Es  kann  uns  daher  nicht  be- 
iremden^  wenn  das  noch  junge  Völkerrecht  vorerst  ebenfalls  in  ge- 
wissen Einrichtungen,  Gebräuchen  und  Uebungen  der  Völker  vor- 
nehmlich zu  Tage  tritt. 

Für  das  Völkerrecht  besteht  aber  in  dieser  Hinsicht  eine  eigen- 
tfaümliche  Schwierigkeit.  Mag  das  Verlangen  nach  einer  klaren 
autoritativen  Verkündung  völkerrechtlicher  Gesetze  noch  so  dringend 
geworden  und  die  geistige  Fähigkeit  zu  solcher  Aussprache  noch  so 
luizweifelhaft  sein,  so  fehlt  es  doch  an  einem  anerkannten  Gesetz-. 


4  Einleittmi;. 

geber,  der  das  Gesetz  erlassen  könnte.  In  jedem  einzelnen  State 
ist  durch  die  Statsyerfassung  fiir  ein  Organ  des  allgemeinen  Stats- 
willens  gesorgt,  d.  h.  ein  Gesetzgeber  anerkannt.  Aber  wo  wäre 
der  Weltgesetzgeber  zu  finden,  dessen  Ausspruch  alle  Staten  und 
alle  Nationen  Folge  leisteten?  Die  Einrichtung  eii^es  gesetzgebenden 
Körpers  fiir  die  Welt,  setzt  die  Organisation  der  Welt  voraus 
und  eben  diese  besteht  nicht. 

Vielleicht  wird  die  Zukunft  dereinst  die  erhabene  Idee  ver- 
wirklichen und  der  gesammten,  in  Völker  und  Staten  getheilten 
Menschheit  einen  gemeinsamen  Rechtskörper  schaffen,  welcher  ihren 
Gresammtwillen  mit  allgemein  anerkannter  Autorität  aussprechen 
wird,  wie  die  Vergangenheit  den  verschiedenen  Nationen  in  den 
Staten  eine  einheitliche  Rechtsgestalt  gegeben  hat,  und  wie  die 
Gegenwart  wenigstens  das  Bewusstsein  weckt  und  klärt,  nicht  blos, 
dass  die  Menschheit  in  Natur  und  Bestimmung  Ein  Gesammt- 
wesen  sei,  sondern  überdem,  dass  auch  in  der  Menschheit  ge- 
meinsame Rechtsgrundsätze  zur  Geltung  kommen  müssen.  Wird 
einst  jene  zukünftige  Organisation  der  Menschheit  erfüllt  sein,  dann 
freilich  wird  auch  der  Gesetzgeber  für  die  Welt  nicht  mehr  fehlen 
und  es  wird  dann  das  Weltgesetz  die  Beziehungen  der  mancherlei 
Staten  zu  einander  und  zur  Menschheit  ebenso  klar,  einheitlich  und 
wirksam  ordnen,  wie  es  das  heutige  Statsgesetz  thut  mit  Bezug  auf 
die  Verhältnisse  der  Privatpersonen  unter  einander  und  zum  State. 

Mag  man  aber  dieses  hohe  Endziel  für  einen  schönen  Traum 
der  Idealisten  halten  oder  an  dessen  Erreichung  mit  Zuversicht 
glauben,  darüber  kann  kein  Streit  sein,  dass  dasselbe  zur  Zeit  und 
noch  auf  lange  hin  keineswegs  erreichbar  sei.  Das  heutige  Völker- 
recht- entspricht  diesem  Ideale  nicht.  Nur  langsam  und  allmählig 
führt  es  aus  der  rohen  Barbarei  der  Gewalt  und  Willkür  zu  dvili- 
sirten  Rechtszuständen.  Es  kann  höchstens  als  lieber  gang  dienen 
aus  der  unsichern  Rechtsgemeinschaft  der  Völker  zu  der 
endlichen  vollbewussten  Rechtseinheit  der  Menschheit.  Jeder 
neue  völkerrechtliche  Grundsatz,  welcher  dem  gemeinsamen  Rechts- 
bewusstsein  der  Völker  klar  gemacht  und  in  dem  Verkehrsleben  der 
Völker  bethätigt  wird,  ist  dann  ein  Fortschritt  auf  dem  Wege  zu 
jenem  Ziele. 

Ganz  so  schlimm,  wie  es  der  oberflächlichen  Betrachtung  er- 
scheint, steht  es  übrigens  nicht    Es  fehlt  dem  heutigen  Völkerrecht 
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nicht  TÖllig  an  gemeinsamer,  autoritativer  Augsprache  seiner  Rechts- 
gnmdsätzc,  die  daher  einen  gesetzähnlichen  Character  hat.  Indem 
von  Zeit  zn  Zeit  grosse  völkerrechtliche  Congresse  der  civilisürten 
St&ten  zasammengetreten  sind  und  ihre  gemeinsame  Rechtsüberzeu- 
gung in  formulirten  Rechtssätzen  zu  Protokoll  erklärt  haben,  haben 
sie  im  Grund  dasselbe  gethan,  was  der  Gesetzgeber  thut.  Die  eigent- 
liche Absicht  dabei  war  nicht,  ein  Yertragsrecht  zu  schafiFen, 
welches  lediglich  die  Vertragsparteien  und  die  Unterzeichner  des 
ProtokoUes  binden  sollte,  sondern  allgemeine  Rechtsnormen, 
zunächst  freilich  nur  für  die  europäische  Welt,  festzusetzen,  welche 
alle  europäischen  Staten  zu  beachten  haben;  sie  wollten  nicht  ein 
Willkürrecht  hervorbringen,  das  ebendeshalb  nicht  weiter  gilt,  als 
jene  Willkür  Macht  hat,  sondern  ein  no th wendiges  Recht  aner- 
kennen, welches  in  der  Natur  der  Verhältnisse  und  in  den  Pflichten 
der  civilisirten  Völker  gegen  die  Menschheit  seine  eigentliche  Be- 
gründung hat 

Die  mittelalterliche  Rechtsbildung  war  oft  auch  in  den  ein- 
zelnen Ländern  nicht  anders.  Man  wählte  nicht  selten  die  Form 
des  Vertrags  und  schuf  den  Inhalt  des  Gesetzes.  Die  heuti- 
gen Staten  haben  nicht  einmal  die  Wahl  zwischen  zweierlei  Formen. 
Sie  können  ihre  gemeinsame  Rechtsüberzeugung  nur  in  der  bedenk- 
lichen Form  einer  vielstimmigen  Erklärung  aussprechen;  die 
einheitliche  Form  der  Aussprache  ist  fur  ihre  Gesanuntheit  un- 
möglich, so  lange  diese  nicht  zu  Einer  Rechtsperson  organisirt  ist 
Auch  in  den  Verträgen,  welche  zunächst  nur  unter  einzelnen 
Staten  abgeschlossen  worden  sind,  sind  dahsr  manche  Bestimmun- 
gen zu  finden,  welche  ihrem  Wesen  nach  Rechtsgesetze  und 
keineswegs  blosse  Vertragsartikel  sind,  welche  die  nothwendige 
Rechtsordnung,  nicht  die  Gonvenienz  der  contrahirenden  Staten  dar- 
stell^i. 

Sogar  die  Gesetzgebung  eines  Einzelstates  kann  so  völker- 
rechtliche Grundsätze  mit  öffentlicher  Autorität  aussprechen  und 
dadurch  an  der  Klärung  und  Fortbildung  des  Völkerrechts  über- 
haupt einen  bedeutenden  Antheil  nehmen.  Die  formelle  und  zwin- 
gende Autorität  eines  States  reicht  freilich  nicht  über  die  Grenzen 
seines  Gebietes  hinaus.  Aber  die  geistige  und  freie  Autorität  des- 
selben kann  sich  sehr  viel  weiter  erstrecken,  wenn  ihr  die  öffent- 
liche Meinung  ihren  Beifall  zuwendet,  wenn  die  Ueberzeugung  sich 
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verbreitet,  dass  jene  Aussprache  dem  Rechtsbewusstsein  der  dyili* 
drten  Welt  entspreche. 

Wir  haben  in  neuester  Zeit  einen  merkwüi*digen  Act  dieser 
Art  erlebt,  welcher  zugleich  einen  bedeutenden  Fortschritt  des  mo- 
dernen Völkerrechts  bezeichnet.  Während  des  nordamerikanischen 
Bürgerkriegs  nämlich  ist  im  April  1863  eine  „Instruction  für  die 
Armeen  der  Vereinigten  Staten  im  Feld"  erschienen,  welche  geradezu 
als  eine  erste  Codification  des  Kriegsrechts  im  Landkrieg 
zu  betrachten  ist.  Dieselbe  wurde  yon  einem  der  angesehensten 
Bechtsgelehrten  und  Statsphilosophen  Amerikas,  yon  Professor  Lie- 
ber, entworfen,  von  einer  Commission  von  Officieren  geprüft  und 
von  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staten,  Lincoln  genehmigt. 
Sie  enthält  in  157  Paragraphen  genaue  Vorschriften  über  die  Kriegs- 
gewalt in  Feindesland,  ihre  Macht  und  ihre  Grenzen,  über  das 
öffentliche  und  das  Privateigenthum  des  Feindes,  über  den  Schutz 
der  Privatpersonen  und  die  Interessen  der  Religion,  Kunst  und 
Wissenschaft,  über  Ausreisser  und  Kriegsgefangene  und  die  Beute 
auf  dem  Schlachtfelde,  über  Parteigänger  und  Freischaaren,  über 
Späher,  Räuber  und  Kriegsrebellen,  über  Sicherheitspässe,  Spione, 
Kriegsverräther,  gefangene  Boten  und  den  Missbrauch  der  Parlamentör- 
fahne,  über  Auswechslung  der  Kriegsgefangenen,  Waffenstillstands- 
und Schutzzeichen,  über  die  Entlassung  auf  Ehrenwort,  über  Waffen- 
stillstand und  Capitulation,  über  Mord,  Aufstand,  Bürgerkrieg,  Re- 
bellion. Diese  Instruction  ist  sehr  viel  ausführlicher  und  durchge- 
bildeter als  die  Kriegsreglemente,  welche  bei  den  europäischen 
Heeren  in  Uebung  sind.  Da  dieselbe  aber  durchweg  Sätze  aus- 
spricht von  allgemeinem,  yölkerrechüichtlichem  Rechtsgehalt,  und 
da  die  Art  ihrer  Aussprache  in  Uebereinstimmung  ist  mit  dem 
Rechtsbewustsein  der  heutigen  Menschheit  und  mit  der  civilisirten 
Kriegsführung  der  Gegenwart,  so  wirkt  dieses  Edict  über  die  weiten 
Grenzen  der  Vereinigten  Staten  weit  hinaus;  und  tragt  erheblich 
dazu  bei,  einen  wichtigen  Bestandtheil  des  modernen  Völkerrechts 
in  humanem  und  der  Nothwendigkeit  der  Verhältnisse  entsprechendem 
Sinne  zu  allgemeiner  Anerkennung  zu  bringen.  Die  europäischen  Staten 
kränen  hierin  nicht  lange  mehr  hinter  dem  Vorbilde  der  amerikanischen 
Staten  zurückbleiben,  ohne  sich  dem  beschämenden  Urtheil  der  öffent- 
lichen Meinung  auszusetzen,  dass  sie  in  der  Entwicklung  des  Völker- 
rechts hinter  dem  Fortschritte  der  ciyilisirten  Menschheit  zurüdcbleibeii. 
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Ein  anderes  Surrogat  der  Geseta^bong,  welches  in  vielen 
Ländern  die  Ausbildung  des  Privat-  und  des  Strafrechts,  selbst  des 
Statsrechts  erheblich  gefordert  hat,  sind  die  Bechtsbücher,  in 
denen  die  geltenden  Rcchlssätze  von  rechtskundigen  Privatpersonen 
aufgezeichnet  und  dargestellt  werden.  Der  Inhalt  solcher  Rechts- 
bücher ist  in  der  Hauptsache  ganz  derselbe,  wie  der  Inhalt  der 
Gesetzbücher.  Es  werden  darin  die  geltenden  Rechtsnormen  aus- 
gesprochen und  verkündet.  Aber  weil  die  Rechtsbücher  ein  Werk 
der  Privaten,  die  Gesetzbücher  dagegen  ein  Werk  der  Statsgewalt 
sind,  so  haben  jene  keinen  Anspruch  auf  die  bindende  Autorität, 
welche  dem  Gesetze  Gehorsam  verschafft.  Die  Rechtsbücher  haben 
nur  insofern  eine  Autorität,  als  auch  die  Wissenschaft  Autorität 
besitzt  und  als  sie  als  wahr  und  gerecht  erkannt  werden.  Es 
ist  das  eher  eine  innerliche  und  geistige,  von  der  Kritik  jeder  Zeit 
zu  prüfende,  freie  Autorität,  nicht  die  gebundene  unangreifbare  der 
äussern  Gewalt,  welche  dem  Gesetze  gebührt,  imd  Gehorsam  erzwingt. 

In  dem  folgenden  Buch  j^abo  ich,  durch  das  amerikanische 
Vorbild  angeregt,  den  Versuch  gewagt,  ein  solches  Rechtsbuch 
des  Völkerrechts  darzustellen.  Wenn  diese  Darstellung  dem 
heutigen  Rechtsbewusstsein  der  civilisirten  Welt  entspricht,  und 
zur  Klärung  und  Aussprache  desselben  dienlich  ist,  so  ist  der  Zweck 
dieser  Arbeit  erfüllt;  wenn  nicht,  so  wünsche  ich  nur,  dass  es  in 
Bälde  Andern  besser  gelingen  möge,  dieses  berechtigte  Bedürfniss 
zu  befriedigen.*) 

2.  Völkerrechtliche  Rechtspflege. 

Fast  noch  schlimmer  als  der  Mangel  eines  Völkergesetzes  ist 
der  Mangel  eines  Völkergerichts.  Wenn  der  vermeintliche  Eigen- 
thümcr  einer  Sache  von  dem  Besitzer  Herausgabe  verlangt,  oder 
der  Gläubiger  von  dem  Schuldner  Zahlung  fordert,  so  finden  die 
beiden  streitenden  Parteien  einen  Richter  im  State,  welcher  ihren 


*)  Die  günstige  Aufnahme,  welche  dieses  Yölkerrechtsbuch,  dessen  erste 
Auflage  1868  erschienen  ist,  sowohl  bei  Statsmännem  als  in  der  wissenschaftlichen 
Welt  erfahren  hat,  beweist,  dass  dasselbe  ein  zeitgemässes  Unternehmen  war.  Das 
Buch  ist  in  franzömscher  Uebersetzung  von  Dr.  L  ardy ,  Secretair  der  schweizerischen 
Gesandtschaft  1870  in  Paris  herausgegeben  und  von  Ed.  Laboulaye  in  Frank- 
reich eingefohrt  worden.  An  einer  englischen  Uebersetzung  wird,  wie  ich  höre,  ge- 
arbeitet   Eine  Ungarische  und  eine  Italienische  sind  in  Aussicht. 
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Streit  rechtskräftig  entscheidet.  Wenn  ferner  Jemand  bestohlen 
oder  misshandelt  wird,  so  schreitet  der  Statsanwalt  ein,  die  Ge- 
schwomen  erkennen  über  die  Schuld  und  der  Strafrichter  bestimmt  die 
Strafe,  welche  von  der  Statsgewalt  vollzogen  wird.  Aber  wenn  ein 
Stat  Ansprüche  auf  einen  Bezirk  erhebt,  den  ein  anderer  Stat  besetzt 
hält,  wenn  ein  Stat  Entschädigung  fordert  für  rechtswidrige  Ver- 
letzimg  seiner  Interessen  durch  einen  andern  Stat,  wenn  ein  Stat 
einen  schweren  Friedens-  und  Rechtsbruch  begeht  wider  einen  an- 
dern Stat,  so  giebt  es  keinen  Gerichtshof,  an  welchen  der  Kläger 
sich  wenden  kann,  welcher  dem  Unrecht  wehrt,  dem  Rechte  Aner- 
kennung verschafft  imd  auch  den  Schwachen  wider  den  Mächtigen 
schützt.  Das  letzte  und  in  manchen  Fällen  das  einzige  Mittel,  wel- 
ches dem  verletzten  Stat  bleibt,  um  sein  Recht  zu  behaupten,  ist 
der  Krieg  und  im  Kriege  entscheidet  die  Oewalt  der  auf  einander 
stossenden  Naturkräfte.  Im  Kriege  siegt  leichter  die  Partei,  welche 
die  Macht,  als  die,  welche  das  Recht  ftir  sich  hat. 

Uniäugbar  ist  daher  der  Krieg  eine  rohe  und  unsichere  Form 
des  Rechtsschutzes.  Wir  können  nicht  mit  Zuversicht  darauf 
rechnen,  dass  die  Macht  sich  dahin  wende,  wo  das  Recht  ist  und 
der  besser  Berechtigte  in  Folge  dessen  auch  der  Stärkere  sei.  Aber 
selbst  in  dieser  leidenschaftlichen  und  rohen  Form  der  gewalt- 
samen Selbsthülfe  macht  sich  doch  das  Rechtsgefuhl  der  Völker 
geltend.  Eben  fur  ihr  Recht  greifen  die  Staten  zu  den  Waffen  und 
unternehmen  es,  indem  sie  alle  ihre  Manneskraft  anspannen  und 
das  Leben  der  Bürger  einsetzen,  ihrer  Rechtsbehauptung  den  Sieg 
zu  verschaffen.  Niemals  ist  es  auch  gleichgültig,  auf  welcher  Seite  das 
Recht  sei.  Der  Glaube  an  das  eigene  gute  Recht  stärkt  und  ennuthigt 
die  Kämpfenden,  das  Bewusstsein  des  eigenen  Unrechts  ängstigt  und 
verwirrt  sie.  Das  offenbare  Recht  zieht  Freunde  herbei  und  ge- 
winnt die  Gunst  der  öffentlichen  Meinung;  das  augenfällige  Unrecht 
reizt  die  Gegner  zur  Feindschaft  und  weckt  allgemeine  Missgunst. 
Der  Stärkste  selbst,  wenn  er  Sieger  wird,  fühlt  sich  nach  dem  un- 
übertrefflichen Ausdrucke  Rousseau's  nicht  stark  genug  ohne  das 
Recht  und  wird  seines  Sieges  erst  froh,  wenn  es  ihm  glückt,  dem 
Erfolge  der  Waffen  die  endliche  Anerkennung  des  Rechts  zu  ver- 
schaffen. Wenn  der  Sieg  dauernde  und  insofern  nothwendige  Wir- 
kungen hervorbringt,  so  bestimmt  er  wirklich  die  Rechtsordnung 
für  die  Gegenwart  und  ihre  Folge. 
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In  der  Jugendperiode  der  germanischen  Völker  und  theilweise 
noch  im  Mittelalter  war  es  mit  dem  Rechtsschutze  des  Privat-  und 
des  Strafrechts  nicht  viel  besser  bestellt.  Die  männliche  Selbsthülfe 
war  auch  da  eine  gewöhnliche  Form  der  Rechtshülfe.  Mit  den 
Waffen  in  der  Hand  vertheidigte  der  Eigenthümer  den  Frieden  seines 
Hauses,  der  Gläubiger  pfändete  selber  den  säumigen  Schuldner,  gegen 
die  Friedensbrecher  wurde  die  Familien-  und  die  Blutrache  geübt, 
der  Rechtsstreit  der  Ritter  und  Städte  wurde  in  der  Form  der  Fehde 
vollzogen.  Sogar  in  die  öffentlichen  (jerichte  hinein  trat  die  Waffen- 
gewalt, der  Zweikampf  war  ein  beliebtes  Beweismittel,  und  selbst 
der  Urtheilsschelte  wurde  durch  die  Berufung  auf  die  Schwerter 
Nachdruck  verliehen.  Nur  allmahlig  verdrängte  die  friedlichere  und 
zuverlässigere  Gerichtshülfe  die  ältere  Selbsthülfe.  Es  ist  daher 
nicht  unnatürlich,  wenn  die  Staten,  d.  h.  die  derzeitigen  alleinigen 
Inhaber,  Träger  und  Garanten  des  Völkerrechts,  in  ihren  Rechts- 
streiten im  Gefühl  ihrer  Selbständigkeit  und  ihrer  Rechtsmacht  sich 
noch  heute  yomehmlich  selber  zu  helfen  suchen. 

Indessen  der  Krieg  ist  doch  nicht  das  einzige  völkerrechtliche 
Rechtsmittel.  Es  giebt  daneben  auch  friedliche  Mittel,  dem 
Völkerrechte  Anerkennung  und  Schutz  zu  verschaffen.  Die  Er- 
innerungen und  Mahnungen,  unter  Umständen  die  Forderungen  der 
neutralen  Mächte,  die  guten  Dienste  befreundeter  Staten,  die 
Aeusserungen  des  diplomatischen  Körpers,  die  Drohungen  der  Gross- 
mächte,  die  Gefahren  von  Coalitionen  gegen  den  Friedensbrecher, 
die  laute  und  starke  Stimme  der  öffentlichen  Meinung  gewähren  der 
völkerrechtlichen  Ordnung  auch  einigen  —  freilich  nicht  immer  einen 
aasreichenden  Schutz,  und  werden  selten  imgestraft  inissachtet.  Zu- 
weilen endlich  werden  völkerrechtliche  Schiedsgerichte  gebildet, 
welche  den  Streit  der  Staten  auch  in  wirklicher  Rechtsform  nach 
einem  vorgängigen  Processverfahren  entscheiden. 

3.  Angebliche  Herrschaft  der  Gewalt. 
Wer  immer  einen  Blick  wirft  auf  die  Geschichte  der  Völker, 
wird  auch  die  Wahrnehmung  machen,  dass  die  Macht  einen  grossen 
Anlheil  hat  an  der  Bildung  der  Staten  und  diese  Macht  erscheint 
oft  genug  in  der  rohen  Form  der  physischen  Gewalt,  welche  mit 
dem  Säbel  in  der  Hand  ihre  Gebote  durchsetzt  und  unter  dem  Donner 
der  Kanonen  und  im  Gewitter  der  Schlacht   die  Verhältnisse  der 
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Staten  oingestAltet.  Aber  obwohl  in  allen  Zeitaltern  viel  brutale 
Gewalt  der  Mächtigen  sich  breit  macht  und  auf  die  Rechtsordnung 
einen  Druck  übt^  und  obwohl  viel  verübtes  Unrecht  ungestraft  bleibt, 
so  ist  die  Weltgeschichte  doch  nicht  ein  wüstes  Durcheinander  der 
entfesselten  Leidenschaften  und  nicht  das  Ergcbniss  der  rohen  Ge- 
waltübung. Vielmehr  erkennen  wir,  bei  näherer  Prüfung  und  Ueber- 
legung  des  weltgeschichtlichen  Ganges,  auch  eine  sittliche  Ordnung. 
Der  sichere  Fortschritt  der  allgemein-menschlichen  Rechtsentwicklung 
stellt  sich  darin  unzweideutig  dar.  Das  Wort  unseres  grossen  Dichters: 
„Die  Weltgeschichte  ist  das  Weltgericht"  spzîcht  eine  tröstliche 
Wahrheit  aus. 

Die  Regel  der  heutigen  Welt  ist  nicht  mehr  der  Ki'ieg,  sondern 
der  Friede.  Im  Frieden  aber  hcn'scht  in  den  Beziehungen  der 
Staten  zu  einander  nicht  die  Gewalt,  sondern  in  der  That  das  an- 
erkannte Recht.  In  dem  friedlichen  Verkehre  der  Staten  mit  ein- 
ander wird  die  Persönlichkeit  und  die  Selbständigkeit  des  schwächsten 
States  ebenso  geachtet,  wie  die  des  mächtigsten.  Das  Völkerrecht 
regelt  die  Bedingungen,  die  Formen,  die  Wirkungen  dieses  Verkehrs 
wesentlich  für  alle  gleich,  füi*  die  Riesen  wie  für  die  Zwerge  unter 
den  Staten.  Jeder  Versuch,  diese  Gnindsätze  gestützt  auf  die  Ueber- 
macht  willkürlich  zu  verletzen  und  ihre  Schranken  zu  überschreiten, 
ruft  einen  Widerspruch  und  Widerstand  hervor,  welchen  auch  der 
mächtige  Stat  nicht  ohne  Gefahr  und  Schaden  verachten  darf. 

Aber  selbst  in  dem  Ausnahmszustande  des  Kriegs,  in 
welchem  die  physische  Gewalt  ihi*e  mächtigste  Wirkung  äussert, 
werden  dieser  Gewalt  doch  von  dem  Völkerrecht  feste  Schranken 
gesetzt,  welche  auch  sie-  nicht  überschreiten  darf,  ohne  die  Ver- 
dammung der  civilisirten  Welt  auf  sich  zu  laden.  In  nichts  mehr 
bewährt  und  zeigt  sich  die  Macht  und  das  Wachsthum  des  Völker- 
rechts herrlicher  als  darin,  dass  es  vermocht  hat,  die  spröde  Wildheit 
der  Kriegsgewalt  allmählich  zu  zahmen  und  selbst  die  zerstörende 
Wuth  des  feindlichen  Hasses  durch  Gesetze  der  Menschlichkeit  zu 
massigen  und  zu  bändigen. 

Ueberdem  dürfen  wir  bei  der  Beurtheilung  geschichtlicher  Er- 
eignisse niemals  vergessen:  Was  dem  oberflächlichen  Sinn  nur  als 
rohe  Uebermacht  und  als  brutale  Gewalt  erscheint,  das  stellt  sich 
der  tieferen  Erkenntniss  in  manchen  Fällen  als  unwiderstdiliche 
I^othwendigkeit  der  natürlichen  Verhältnisse  und  als  unaufhaltsamer 


Drang  berechtigteii  Volkslebens  dar,  welches  die  abgestorbenen  Formen 
des  Yoralteten  Hechts  abstösst,  wie  die  jungen  Pflanzentriebe  im 
Frühling  das  welke  Laub  des  Winters  abstossen.  Wo  aber  das 
wirklich  der  Fall  ist,  da  ist  die  Gewalt  in  Wahrheit  nur  der  Geburts- 
helfer des  natürlichen  oder  des  werdenden  Rechts.  Sie  dient  dann 
der  Rechtsbildung,  sie  beherrscht  dieselbe  nicht 

Zwar  kann  ich  in  die  glühenden  Lobpreisungen  des  Ki*icgos 
nicht  einstimmen,  zu  denen  sich  nun  auch  in  Deutschland,  wie  früher 
in  Frankreich  begabte  Schriftsteller  begeistert  fühlen.*)  Obwohl  ich 
die  männlichen  Tugenden  der  Tapferkeit,  des  kühnen  Muthes,  der 
Anspannung  aller  Körper-  und  Charakterkräfte,  des  Heldenthumes, 
die  sich  im  Kriege  entwickeln,  sehr  hoch  sdiätze,  so  hindert  mich 
daran  trotzdem  der  Gedanke  an  den  wilden  Hass  der  Menschen 
wider  die  Menschen,  an  die  rasende  Zerstönmgslust  und  die  Blut- 
and  Raubgier,  die  auch  entfesselt  werden,  und  die  Erinnerung  an 
die  entsetzlichen  und  oft  ganz  unuöthigen  Leiden,  welche  der  Mensch 
dem  Menschen  zufügt,  an  den  zerrütteten  Wohlstand  vieler  Familien 
und  an  das  vernichtete  Lebensglück  von  Tausenden;  und  der  Jubel- 
gesang zu  Ehren  des  Kriegs  mahnt  mich  dann  unwillkürlich  an  das 
Bellen  der  Wölfe,  im  bessten  Fall  an  das  Brüllen  des  hungrigen 
Löwen.  Aber  das  bleibt  wahr  :  Indem  der  Krieg  die  Kräfte  der  Völker 
und  die  Macht  der  Verhältnisse  im  Grossen  offenbart  und  zur  Geltung 
bringt,  bewährt  er  sich  als  eine  Rechtbildende  Autorität.  Er 
ist  nicht  eine  reine  Form,  aber  er  ist  eine  wirksame  Form  der  Rechts- 
bildung. Er  ist  nicht  das  Ideal  der  Menschheit,  aber  er  ist  heute 
noch  ein  unentbehrliches  Mittel  für  den  nothwendigen 
Fortschritt  der  Menschheit. 

Die  Mängel  also  des  Völkerrechts  sind  gross,  aber  nicht  so 
gross,  tun  dessen  Existenz  zu  behindern.  Das  Völkerrecht  ringt  noch 
mit  ihnen,  aber  es  hat  schon  manchen  Sieg  über  die  Schwieligkeiten 
erfochten,  welche  seiner  Geltung  im  Wege  stehen.  Man  vergleiche 
die  Bechtszustände  der  heutigen  Statenwelt  mit  den  Zuständen  der 
fiüher^i  Zeitalter  und  man  wird  durch  diese  Vergleichung  der  grossen 
und  segensreichen  Fortschritte  gewahr,  welche  das  Völkerrecht  in 


♦)  Vgl.  die  Stellen  bei  Parieu  Science  Polit,  p.  358  ff.  v.  Treitschke 
Pol.  Âoff.  N.  F.  n.  S.  782  ff.  Am  weitesten  geht  A.  Lasson  m  der  Schrift; 
Das  Goltairideal  and  der  Krieg.    Beriin  1868, 
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den  letzten  Jahrhunderten  gemacht  hat  und  fortwährend  macht. 
Darin  ersehen  wir  eine  Bürgechaft  fur  die  weiteren  Fortschritte  der 
Zukunft.  Die  Vervollkommnung  des  Völkerrechts  begleitet 
und  sichert  die  Vervollkommnung  des  Menschengeschlechts. 
Halten  wir  Ueberschau  und  betrachten  wir  im  Grossen  die  Ent- 
wicklung des  Völkerrechts. 


Auffinge  des  Völkerrechts. 

1.  Im  Alterthum. 

Einzelne  Keime  des  Völkerrecht«  sind  zu  allen  Zeiten  unter 
allen  Völkern  sichtbar  geworden.  Selbst  unter  wilden  und  barbari- 
schen Stämmen  finden  wir  fast  überall  eine  gewisse,  meistens  religiöse 
Scheu,  die  ßesanten  anderer  Stämme  zu  verletzen,  mancherlei  Spuren 
des  Gastrechts  und  die  Uebung,  Bündnisse  und  andere  Verträge 
abzuschliessen,  den  Krieg  durch  den  erklärten  Frieden  zu  beendigen. 

Bei  den  civilisirten  alten  Völkern  Asiens,  wie  besonders  bei 
den  alten  Indiern  mehren  und  entwickeln  sich  theilweise  die  An- 
sätze und  Triebe  zu  völkeiTechtlicher  Rechtsbildung.  Aber  selbst 
die  hochgebildeten  Hellenen,  obwohl  sie  zuerst  den  Stat  menschlich 
begriffen  haben,  sind  doch  nur  in  dem  eng  begrenzten  Verhältniss 
der  hellenischen  Staten  zu  einander  zu  einem  noch  sehr  dürftigen 
Völkerrecht  gelangt.  Die  Gemeinschaft  der  Religion,  Sprache  und 
Cultur  hat  in  den  Hellenen  aller  Städte  das  Gefühl  nationaler  Ge- 
meinschaft und  Verwantschaft  geweckt.  In  Folge  davon  wurde  die 
in  eine  grosse  Anzahl  selbständiger  Städte  und  Staten  getheilte  Nation 
doch  einer  gewissen  Rechtsgemeinschaft  inne.  „Alle  Hellenen  sind 
Brüder",  sagte  man  und  erkannte  an,  dass  jeder  hellenische  Stat 
dem  andern  gegenüber  gewisse  Rechtsgrundsätze  zu  beachten  ver- 
pflichtet sei.  Aber  die  nicht  hellenischen,  die  sogenannten  barbari- 
schen Völker  betrachteten  sie  noch  als  „ihre  natürlichen  Feinde", 
mit  denen  keine  Rechtsgemeinschaft  bestehe.  Der  „Krieg  mit  den 
Barbaren"  erschien  ihnen  als  die  natürliche  Regel  und  jede  List  oder 
Gewalt  gegen  die  Barbaren  als  erlaubt.  Sie  wiesen  die  Gleichbe- 
rechtigung der  Barbarenstaten  noch  mit  Verachtung  von  sich,  und 
hielten  sich  als  die  edlere  Rasse  für  berufen,  über  die  Barbaren  zu 
herrschen.     Das   war  nicht  etwa  nur  die  Meinung  der  eitehi  und 
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selbstsüchtigen  Menge,  es  war  das  ebenso  die  Meinung  der  berülunten 
Philosophen  Piaton  und  Aristoteles. 

Die  Römer  sind  als  die  weltgeschichtlichen  Begründer  des  Yon 
Rehgion  und  Moral  unterschiedenen  Rechts  und  der  Rechtswissen- 
schaft anerkannt.  Aber  auch  den  Römern  verdankt  die  Welt  noch 
nicht  die  erste  allgemeine  Feststellung  des  Völkerrechts.  Freilich 
sind  in  dem  alten  Rom  auch  vortreffliche  Anfange  eines  civilisirten 
Völkerrechts  zu  entdecken.  Bevor  die  Römer  einen  fremden  Stat 
mit  Krieg  überzogen,  pflegten  sie  ihre  Forderungen  in  Rechtsform 
durch  ihre  Gesante,  die  Fecialen,  anzumelden  und,  wenn  nicht  will- 
fahrt wurde,  den  Krieg  feierlich  anzukünden.  Sie  kannten  und  übten 
mancherlei  Formen  der  Statsverträge  und  Bündnisse  mit  andern 
Staten.  Obwohl  sie  während  des  Kriegs  schonungslos  und  grausam 
verfuhren,  so  pflegten  sie  doch  die  Religion,  die  Sitten  und  theilweise 
sogar  das  Recht  der  imterthänig  gewordenen  Völker  zu  schützen. 
Sie  erhoben  sich  sogar  zu  der  Idee  der  Humanität,  als  der  grossen 
Aufgabe  ihrer  Politik  und  fassten  die  Welt  als  Ein  Ganzes  in  weit- 
greifendem Gedanken  zusammen.  Aber  alle  diese  Keime  entwickelten 
sich  doch  nicht  zu  einem  humanen  Völker-  und  Weltrecht,  weil  der 
Sinn  der  Römer  nicht  auf  Rechtsgemeinschaft  unter  den  Völkern, 
sondern  auf  absolute  Herrschaft  Roms  über  die  Völker  ge- 
richtet war.  Die  absolute  Weltherrsdiaft  Eines  Volkes  aber  ist  die 
Verneinung  des  Völkerrechts  im  Prindp. 

Wir  sehen,  die  Eitelkeit,  der  Stolz,  die  Selbstsucht  und  die 
Herrschsucht  der  einzelnen  Völker  verhinderten  im  Alterthum  das 
Wachsthum  des  Völkerrechts  und  zerstörten  die  noch  schwachen 
Keime,  bevor  sie  erstarkt  waren.  Ohne  wesentliche  Gleichberechtigung 
der  verschiedenen  Völker  ist  kein  Völkerrecht  möglich. 

2.  Im  Mittelalter.    Christenthum. 

Im  Mittelalter  treten  in  Europa  zwei  neue  Mächte  entscheidend 
auf,  die  christliche  Kirche  und  die  germauischen  Fürsten 
und  Völker.  Haben  etwa  diese  Mächte  das  Völkerrecht  zur  Welt 
gebracht? 

In  der  That  leuchten  manche  christliche  Ideen  der  Bildung 
des  Völkerrechts  vor.  Das  Christenthum  sieht  in  Gott  den  Vater 
der  Menschen,    in  den  Menschen  die  Kinder  Gottes.    Damit  ist  die 
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Einheit  des  Menschengeschlechts  nnd  die  Brüderschaft  aller  Völker 
im  Princip  anerkannt.  Die  christliche  Religion  bengt  jenen  Stolz 
der  antiken  Selbstgerechtigkeit  nnd  fordert  Demuth,  sie  greift  die 
Selbstsucht  in  ihrer  Wurzel  an  und  verlangt  Entsagung,  sie  schätzt 
die  Hingebung  fur  Andere  höher  als  die  HeiTSchaft  über  Andere. 
Sie  entfernt  also  die  Hindernisse,  welche  der  Gründung  eines  antiken 
Völkerrechts  im  Wege  waren.  Ihr  höchstes  Gebot  ist  die  Menschen- 
liebe und  sie  steigert  dieselbe  bis  zur  Feindesliebe.  Sie  wirkt  er- 
lösend und  befreiend,  indem  sie  die  Menschen  reinigt  und  mit  Gott 
versöhnt.  Sie  yerkündet  die  Botschaft  des  Friedens.  Es  liegt  nahe, 
diese  Ideen  und  Gebote  in  die  Rechtssprache  zu  übersetzen  und  zu 
Grrundsätzen  eines  humanen  Völkerrechts  umzubilden,  welches  alle 
Völker  als  freie  Glieder  der  grossen  Menschenfamilie  anerkennt,  fur 
den  Weltfrieden  sorgt  und  sogar  im  Kiiege  für  die  Menschenrechte 
Achtung  fordert  Im  Mittelalter  war  die  römisch-katholische  Kirche 
berufen,  die  christlichen  Ideen  zu  vertreten,  sie  hatte  die  Erziehung 
der  unciyilisirten  Völker  übernommen.  Dennoch  hat  sie  ein  der- 
artiges christliches  Völkerrecht  nicht  hervorgebracht.  Vergeblich 
sieht  man  sich  in  dem  kanonischen  Gesetzbuch  darnach  um.  Nur 
dem  Kriegsrecht  ist  ein  kurzer  und  erfolgloser  Abschnitt  des  alten 
Decretiun  Gratiani  (H.  23)  gewidmet 

Allerdings  versuchten  es  die  Päpste  im  Mittelalter,  das  Amt 
der  obersten  Schiedsrichter  über  die  Fürsten  und  Völker  der 
abendländischen  Christenheit  sich  zuzueignen.  Oefta:  sassen  die 
Päpste  zu  Gericht  über  die  Streitigkeiten  der  Fürsten  unter  eich 
oder  mit  den  Ständen.  Wenn  sich  nur  irgendwie  dem  Streite  eine 
religiöse  Seite  oder  eine  kiixhUche  Beziehung  abgevnnnen  liess  — 
und  wo  wäre  das  nicht  möglich?  —  so  hielten  sie  ihre  Gerichts- 
barkeit fur  begründet.  Bald  bemühten  sie  sich  dann,  Vergleiche  zu 
stiften,  bald  sprachen  sie  ihr  Urtheil  aus.  Aber  diese  völkerrecht- 
liche Stellung  der  Päpste  litt  doch  an  grossen  Mängeln.  Wo  das 
öffentliche  Recht  in  Frage  war,  da  wareii  die  mächtigen  Parteien 
nicht  geneigt,  sich  dem  geistlichen  Gericht  zu  unterwerfen,  und  die 
Päpste  vermochten  nicht,  den  trotzigen  Widerspruch  zu  beseitigen, 
nicht  den  Widerspruch  zu  brechen. 

Es  gelang  den  Päpsten  so  wenig,  ihr  völkerrechtliches  Schieds- 
richteramt durchzusetzen,  als  es  ihnen  glückte,  ihren  Anspruch  auf 
Weltherrschaft  zu  verwirklichen«     Auch  dieser  Anspruch  hatte 
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eher  einen  yolker-  als  einen  staatsrechtlichen  Charakter  angenommen, 
seitdem  das  alte  römische  Weltreich  zerrissen  und  in  eine  grosse 
Anzahl  unabhängiger  Fürstenthümcr  und  Republiken  zerfallen  war. 
Die  Päpste  begründeten  nun  diesen  Anspruch  auf  absolute  Welt- 
herrschaft mit  der  religiösen  Autorität  Gottes,  wie  die  alten  römi- 
schen Kaiser  ihn  politisch  mit  dem  Beruf  und  Willen  des  römischen 
Volkes  begründet  hatten.  Der  geistliche  Absolutismus  war  aber  im 
Prindp  eben  so  wenig  rerträglich  mit  einer  allgemeinen  Rechts- 
ordnung, welche  die  Füi-sten  und  Völker  in  ihren  Rechten  schützt, 
als  der  weltliche.  Jener  war  sogar  gefährlicher,  als  dieser,  weil  er 
seine  Vollmacht  aus  dem  unerforschlichen  Willen  des  allmächtigen 
Gottes  ableitete  und  nicht  wie  dieser  in  dem  ausgesprochenen 
Menschengesetz  eine  deutliche  Schranke  fand.  Dennoch  war  die 
behauptete  göttliche  Herrschaft  des  Papstes  über  die  christlichen 
Volker  schwächer  als  die  Hoheit  des  antiken  römischen  Kaisers,  weil 
der  christliche  Papst  grundsätzlich  genöthigt  war,  die  Zweiheit 
Ton  Stat  und  Kirche  anzuerkennen  und  das  weltliche  Schwert 
nicht  selber  handhaben  durfte,  sondern  dem  Könige  überlassen  musste. 
So  oft  daber  eine  weltliche  Macht  dem  Papste  ihren  Gehorsam  oder 
ihren  Beistand  versagte,  wie  das  trotz  Kirchenbann  und  Interdict 
auch  im  Mittelalter  nicht  selten  geschah,  so  wai*  sein  Spruch  und 
sein  Gebot  in  seiner  Wirksamkeit  gelähmt. 

Es  zeigte  sich  aber  im  Mittelalter  noch  ein  zweites  Grundge- 
brechen, welches  jede  Gestaltung  eines  päpstlichen  Völkerrechts  un- 
möglich machte.  Eben  die  religiöse  Begründung  des  päpstlichen 
Rechts  verhinderte  dasselbe  allgemein-menschlich  zu  werden.  Die 
Kirche  verlangte  den  Glauben  als  die  Grundbedingung  auch  des 
Rechts.  Nur  unter  der  gläubigen  Christenheit  sollte  der  Friede 
wahen  und  die  Rechtsordnung  gelten.  Den  Ungläubigen  gegenüber 
kannte  das  Papstthum  keine  Schonung  und  keine  Achtung  der 
Menschenrechte.  Gegen  die  Ungläubigen  war  der  Krieg  die  Losung; 
man  liess  ihnen  nur  die  Wahl  zwischen  Bekehrung  oder  Vertilgung. 
Jede  Ketzerei  und  den  Unglauben  auszurotten  auf  der  Erde,  das 
wurde  auf  allen  Kanzeln  als  die  heilige  Pflicht  der  Christenheit  ver- 
kündet. Damit  ist  aber  die  menschliche  Grundlage  des  Völkerrechts 
im  Princip  verneint.  Wenn  das  Völkerrecht  Menschenrecht  ist,  wes- 
halb sollten  denn  die  ungläubigen  Völker  sich  nicht  ebenso  darauf 
berufen  dürfen,  wie  die  gläubigen?    Hören  sie  denn  auf,  Menschen 
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za  sein,  weil  sie  andere  Vorstellungen  haben  als  die  Kirdie  von  Gott 
und  göttlichen  Dingen? 

Die  antike  Welt  hatte  kein  Völkerrecht  zu  Stande  gebracht, 
weil  die  selbstsüchtigen  Völker  den  Fremden,  den  Barbaren  nicht 
gerecht  wurden,  das  christliche  Mittelalter  kam  nicht  dazu,  weil  die 
glaubenseifrigen  Völker  die  Ungläubigen  für  rechtlos  hielten.  Die 
reine  Idee  der  Menschlichkeit  konnte  die  Welt  nicht  erleuchten,  so 
lange  die  Atmosphäre  Ton  dem  Rauche  der  Brandopfer  verdunkelt 
war,  welche  der  Glaubenshass  angezündet  hatte. 

Die  Germanen. 

Die  zweite  bestimmende  Macht  des  Mittelalters,  die  Ger- 
manen, brachten  ebenfalls  eine  Anlage  zu  völkerrechtlicher  Bechts- 
bildung  mit,  aber  auch  diese  Anlage  gelangte  im  Mittelalter  nicht 
zu  voller  Entwicklung.  Der  trotzige  Freiheitssinn  und  das  lebhafte 
Gefühl  der  besondem  Persönlichkeit,  wodurch  die  Germanen  von 
jeher  sich  auszeichneten,  haben  einen  natürlichen  Zug  zu  allgemeinem 
Menschenrecht.  Die  in  zahlreiche  Stämme  und  Völkerschaften  ge- 
theilten  Germanen  waren  immer  geneigt,  auch  andern  Völkern  ein 
Recht  zuzuschreiben,  wie  sie  es  für  sich  in  Anspruch  nahmen.  In 
dem  Fremden  achteten  sie  doch  den  Menschen  und  hielten  es  fiir 
billig,  dass  ein  Jeder  nach  seinem  angeborenen  Stammes-  oder  seinem 
gewählten  Volksrechte  beurtheilt  werde.  Sie  erkannten  so  ein  Neben- 
einander verschiedener  Volksrechte  an.  Für  sie  hatten  Persön- 
lichkeit, Freiheit,  Ehre  höchsten  Werth,  aber  sie  glaubten  nicht  im 
Alleinbesitz  dieser  Güter  zu  sein,  wenn  freilich  auch  sie  sich  fur 
besser  und  schätzenswerther  hielten  als  andere  Nationen«  Um  den 
Glauben  Anderer  kümmerten  sie  sich  nicht,  bevor  sie  in  die  Schule 
der  römischen  Kirche  kamen.  Nicht  einmal  im  eigenen  Lande 
machten  sie  das  Recht  vom  Glauben  abhängig.  Sogar  im  Kriege 
vergassen  sie  das  Recht  nicht.  Sie  betrachteten  die  Fehde  und  den 
Krieg  als  einen  gewaltigen  Rechtsstreit  und  glaubten,  dass  Gott  dem 
Rechte  zum  Siege  verhelfe,  in  der  Schlacht  wie  im  Zweikampf.  Auch 
in  dem  Feinde  und  in  den  unterwürfigen  Knechten  und  eigenen 
Leuten  achteten  sie  noch  immer  von  Natur  berechtigte  Menschen. 
Sicher  sind  das  höchst  bedeutsame  Ansätze  zum  Völkerrecht,  wie 
der  Belgier  Laurent  zuerst  und  vortrefilich  gezeigt  hat. 

Aber  es  fehlte  den  Germanen  anfangs  sowohl  an  der  Einheit 
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des  pditischeii  WiUeim  und  der  statUchen  Macht  als  an  der  nöthigen 
Geistesbildimg,  um  einem  neuen  Weltrecht  Ausdruck  zu  geben  und 
Geltang  zu  yerschaffen.  Ihre  Sitten  waren  zu  roh,  ihr  Trotz  zu 
oDgefugig,  ihre  Fäuste  zu  derb  und  ihre  Rauflust  zu  unbändig.  Als 
sie  aber  später  von  Rom  in  die  geistige  und  sittliche  Schule  und 
Zucht  genommen  wurden,  bekamen  sie  mit  der  Einheit  des  Papste 
thums  und  des  Kaiserthums  und  mit  der  religiösen  Bildung  auch  die 
Mängel  d^  mittelalterlich-römischen  Institutionen  und  Ideen,  und 
jene  Ansätze  konnten  nicht  mehr  zu  gesundem  und  fröhlichem  Wachs- 
thum  gelangen. 

Vergeblich  wurde  nun  das  römische  Kaiserthum  dem  deut- 
schen Königthum  aufgepfropft.  Die  Kaiser  nannten  sich  wohl  noch 
Herren  der  Welt,  Könige  der  Könige,  Häupter  der  ewigen  Stadt  und 
Regenten  des  Erdkreises.  Auch  sie  behaupteten  wohl,  die  obersten 
Richter  zu  sein  über  die  Fürsten  und  die  Völker,  und  die  Schirmer 
des  Weltfriedens.  Aber  die  weltUche  Oberherrlichkeit  der  Kaiser 
wurde  in  der  abendländischen  Christenheit  nodi  weniger  allgemein 
anerkannt  als  die  geistliche  der  Päpste.  Nicht  einmal  in  Deutsch- 
land und  in  Italien  rermocht^i  die  Kaiser  den  Landfrieden  Yor  der 
wilden  Fehdelust  der  yielen  grossen  und  kleinen  Herren  nachhaltig 
zu  sdiützen.  Um  die  Weltordnung  zu  handhaben,  dazu  reichten  ihre 
Kräfte  noch  weniger  aus.  In  dem  Ideale  des  Mittelalters  herrschen 
überall  Recht  und  Gericht;  aber  in  der  Wirklichkeit  regiert  die  rohe 
Gewalt  Es  ist  bezeichnend,  dass  die  „Zeit  des  Faustredits"  you 
jedermann  auf  die  mittelalterlichen  Zustände  bezogen  wird  und  dass 
das  Wort  auf  kein  anderes  Zeitalter  besser  passt.  Wo  aber  das 
Faustrecht  in  Uebung  ist,  da  hat  das  Völkerrecht  keinen  Raum. 

Aufleben  des  modernen  Yölkeneclits. 

Erst  nachdem  die  kirchlich-päpstliche  Einheit  in  dem  abend- 
ländischen  Europa  durch  die  Reformation  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts zerbrochen  war,  wie  lange  Yorher  schon  die  weltUch-kaiser- 
liche  Einheit  sich  als  unausführbar  erwiesen  hatte,  bekamen  die 
lange  zurück  gehaltenen  Rechtstriebe  Luft.  Die  Wissenschaft,  welche 
sich  endlich  der  Herrschaft  des  Glaubens  entwand,  förderte  nun  zu- 
nächst mit  ihrem  Lichte  ihre  Entfaltung.  In  der  That,  die  Be- 
gründung des  neueren  Völkerredits  ist  Yoraus  ein  Werk  der 
Wissenschaft,  welche  das  schlummernde  Rechtsbewusatsein  der 
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dyilisirten  Welt  aufgeweckt  hat  Dann  folgte  ihr  die  statsmännische 
Praxis  und  übernahm  die  Pflege  und  Erweiterung  des  Völkerrechts. 
Noch  heute  sind  beide  Kräfte  thätig.  Bald  geht  die  Wissenschaft 
voraus,  indem  sie  TÖlkerreehtliche  Grundsätze  ausspricht  und  erweist, 
bald  folgt  die  Wissenschaft  der  rüstiger  vorschreitenden  Praxis  nach, 
welche  TOn  der  Culturströmung  der  Zeit  getrieben  und  von  d^i  Be- 
dürfoissen  der  Zeit  gedrängt  sich  entschliesst,  neues  Becht  anzu- 
wenden und  ins  Leben  einzuführen.  Wenn  es  der  Wissenschaft  ge- 
lingt, der  Menschheit  ihre  Bechtsideen  als  BechtsTorsdiriften  klar 
zu  machen,  und  das  Bechtsgefühl  der  Mächte  diese  Vorschriften  zu 
beachten  beginnt,  dann  ist  wirkliches  Völkerrecht  offenbar  geworden, 
gesetzt  auch  es  sollte  nicht  überall  und  nicht  ausnahmslos  anerkannt 
werden  und  die  Befolgung  nicht  immer  zu  erzwingen  sein.  Ebenso 
wenn  es  der  staüichen  Praxis  glückt,  sei  es  durch  diplomatische 
Verhandlungen  oder  in  der  Kriegsübung  oder  sonst  im  Leben  ange- 
sehener Völker  bestimmte  völkerrechtliche  Befugnisse  und  Pflichten 
zur  Anerkennung  und  stätigen  Wirksamkeit  zu  bringen,  so  wird  auch 
auf  diese  Weise  das  allmahlige  Wachsthum  des  Völkerrechts  sichtbar, 
obwohl  es  an  einer  alle  Staten  bindenden  formellen  Autorität  und 
an  einer  gesicherten  Bechtspflege  noch  fehlt 

Es  ist  charakteristisch,  dass  das  Bahn  brechende  Werk  des 
edebi  Holländers  Hugo  de  Groot,  der  mit  Becht  als  der  geistige 
Vater  des  modernen  Völkerrechts  geehrt  wird,  im  Angesicht  des  ent- 
setzlichen Krieges  geschrieben  wurde  (1622 — 1625),  in  welchem  die 
deutsche  Nation  während  dreissig  Jahren  gegen  sich  selber  wüthete. 
Damals  trat  der  hochgebildete  Gelehrte  und  Statsmann  zu^eich  dem 
religiösen  Fanatismus  entgegen,  welcher  die  Ausrottung  der  Anders- 
gläubigen als  ein  gottgefälliges  Werk  ansah  und  der  brutalen  Boh- 
heit,  welche  ihren  Leidenschaften  und  Lüsten  zügellosen  Lauf  ver- 
stattete.  Er  zeigte  der  Welt  das  erhabene  Bild  eines  auf  die  mensch- 
liche Natur  gegründeten  und  durch  die  Zustimmung  der  Weisen  and 
Edeln  aller  Zeiten  geheiligten  Bechts,  damit  sie  sich  wieder  ihrer 
Pflicht  erinnere  und  Mässigung  lerne. 

Befreiung  des  Völkerrechts  von  religiöser  Befangenheit 

Von  Anfang  an  war  daa  neue  Völkerrecht  frei  von  dem  antiken 
Vorurtheü,  dass  nur  daa  eigene  Volk  berechtigt,  die  Fremden  aber 
rechtlos  seien  und  ebenso  frei  von  dem  mittelalterlichen  Wahne,  dass 


die  Gültigkeit  des  Menschenrechts  abhängig  sei  von  dem  besonderen 
Gottesglanben.  Mit  viel  liaüi  und  grossem  Nachdruck  hat  sodann 
der  Nachfolger  Groot's,  der  Deutsche  Pufendorf  ebenfalls  noch  im 
siebzehnten  Jahrhundert  wider  die  kirchlichen  Eiferer  die  Wahrheit 
verfochten,  dass  daa  Natur-  und  das  Völkerrecht  nicht  auf  die  Christen- 
heit eingeschlossen  sei,  sondern  alle  Völker  aller  Beligionen  yerbinde, 
weil  alle  zur  Menschheit  gehören. 

Trotz  dieser  einleuchtenden  Lehren  ist  in  unserm  dvilisirten 
Europa  der  grosse  Fortschritt  der  Wissenschaft  erst  vor  wenig  Jahren 
zu  durchgreifender  practischer  Anerkennung  gelangt  Noch  die  so*- 
genannte  Heilige  Allianz  vom  September  1815  wollte  ein  aus- 
schliesslich christliches  Völkerrecht  begründen  und  schützen. 
Allerdings  war  sie  nicht  mehr  ganz  so  enge,  wie  das  mittelalterliche 
Glaubensrecht.  Sie  unterschied  nicht  mehr  zwischen  rechtgläubigen 
und  nicht  rechtgläubigen  christlichen  Bekenntnissen  und  beseitigte 
die  feindliche  Scheidung  der  yerschiedenen  Gonfessionen.  In  ihr 
verband  sich  der  katholische  Kaiser  von  Oesterreich  mit  dem  prote- 
stantischen Könige  von  Preussen  und  dem  griechischen  Czaren  von 
Russland.  Die  yerschiedenen  Gonfessionen  sollten  nur  Eine  christ- 
liche Völkerfamilie  bilden.  Aber  man  wollte  doch  nicht  über  die 
Grenze  der  Christenheit  hinaus  gehen  und  meinte  in  der  christlichen 
Religion  die  Grundlage  des  neuen  Völkerrechts  zu  finden.  Die  Türkei 
blieb  noch  ausgeschlossen  von  der  europäischen  Statengemeinschaft 
Freilich  hatte  man  es  schon  seit  Jahrhunderten  nicht  vermeiden 
können,  auch  mit  der  hohen  Pforte  völkerrechtliche  Verträge  abzn- 
schliessen.  Aber  erst  auf  dem  Pariser  Friedenscongress  vom  Jahre 
1856  wurde  die  Türkei  als  ein  berechtigtes  Glied  in  die  europäische 
Statengenossenschaft  aufgenommen  und  dadurch  der  allgemein- 
menschliche Charakter  des  Völkerrechts  bewährt. 

Seither  ist  es  auch  in  der  Praxis  anerkannt,  dass  die  Grenzen 
der  Christenheit  nicht  zugleich  Grenzen  des  Völkerrechts  seien. 
Unbedenklidi  breitet  sich  dasselbe  über  andere  muhammedanische 
Staten  und  ebenso  über  China  und  Japan  aus  und  fordert  von  allen 
Yölkem  Achtung  seiner  Rechtsgrundsätze,  mögen  dieselben  nun  Gott 
nach  der  Weise  der  Christen  oder  der  Buddhisten,  nach  Art  der 
Muhanunedaner  oder  der  Schüler  des  Confucius  verehren.  Endlich 
ist  die  Wahrheit  durchgedrungen:  Der  religiöse  Glaube  be* 
gründet  nicht  und  behindert  nicht  die  Rechtspflicht. 
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Scbranken  des  Y^Ukerrechts. 

Das  moderne  Völkerrecht  erkennt  Yoraus  das  Nebeneinander- 
bestehen der  yerschiedenen  Staten  an.  Es  soll  die  Existenz  der 
Staten  sichern,  nicht  dieselbe  gefährden,  ihre  Freiheit  schützen,  nicht 
unterdrücken.  Aber  zugleich  legt  es  allen  Staten  auch  Pflichten  auf, 
indem  es  sie  als  Glieder  der  Menschheit  verbindet  und  deshalb  von 
ihnen  Achtung  vor  dem  Menschenrechte  fordert.  Würde  man  die 
Souyeränetät  der  Staten  als  ein  unbegrenztes  Recht  £Etssen,  so 
würde  jeder  Stat  auch  dem  andern  gegenüber  thun  können,  was  ihm 
beliebte,  d.  h.  es  würde  das  Völkerrecht  im  Princip  verneint  Würde 
man  umgekehrt  die  Zusammengehörigkeit  der  Staten  und  die  Einheit 
des  Menschengeschlechts  rücksichtslos  durchfuhren,  so  würde 
dadurch  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Staten  gebrochen,  ihre 
Eigenart  und  ihre  Freiheit  gefährdet,  sie  würden  am  Ende  zu  blossen 
Provinzen  des  Einen  Weltreichs  erniedrigt. 

Deshalb  ist  es  nöthig,  dass  die  Fortbildung  des  Völkerrechls 
zugleich  die  Grenzen  beachte,  welche  seiner  Wirksamkeit  durch  das 
Statsrecht  gezogen  sind.  Aus  diesem  Grunde  bestimmt  das  Völker- 
recht zunächst  und  hauptsächlich  die  Bechtsverhältnisse  der 
Staten  unter  einander  und  hütet  sich  davor,  sich  in  die  innern 
Angelegenheiten  der  Staten  einzumischen.  Den  Schutz  der  Privat- 
rechte  stellt  es  durchweg  den  Staten  anheim,  auch  dann  wenn  diese 
Privatrechte  einen  allgemein-menschlichen  Charakter  haben,  und  greift 
nicht  in  die  Handhabung  der  staüichen  Strafgerichtsbarkeit  ein,  wenn- 
gleich auch  hier  zuweilen  menschliches  Recht  in  Frage  ist. 

Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  in  der  Zukunft  das  Völkerrecht 
etwas  weniger  ängstlich  sein  imd  in  manchen  Fällen  sich  für  be- 
rechtigt halten  werde,  zum  Schutze  gewisser  Menschenrechte  einzu- 
schreiten, wenn  dieselben  von  einer  Statsgewalt  selbst  unterdrückt 
werden;  etwa  so  wie  in  den  Bundesstaten  die  Bundesgewalt  gewisse 
vorschriftsmässige  Rechte  der  Privaten  auch  gegen  die  Verletzung 
von  Seite  eines  Einzelstates  zu  schützen  pflegt.  Aber  die  bisherigen 
Versuche  völkerrechtlicher  Garantien  zum  Schutze  menschlicher  Privat- 
rechte sind  noch  selten  und  schwach  imd  überall  noch  hindert  die 
Furcht  vor  Eingriffen  in  die  Souveränetät  der  Staten  ein  energisches 
Vorgehen. 


Einleftnug,  21 

Massregeln  gegen  die  SclaTerei. 

Eine  derartige  Ausnahme  enthalten  die  YÖlkerrechtlichen  Mass- 
regeln gegen  die  Zufuhr  von  Negersclayen. 

Die  meisten  Völker  ,der  alten  Welt  hatten  die  Sclayerei  ge- 
duldet. Die  römischen  Juristen,  wohlbewusst,  dass  das  natürliche 
Henschenrecht  die  Freiheit,  nicht  die  Sclayerei  sei,  suchten  diese 
eben  mit  der  allgemeinen  Rechtssitte  aller  Völker  zu  rechtfertigen. 
Auch  das  Christenthum,  obwohl  es  den  Geist  der  Bruderliebe  audi 
unter  Herren  und  Sclayen  weckte,  liess  doch  die  bestehende  Sclayerei 
als  Bechtsinstitut  unangefochten. 

Während  des  Mittelalters  wurde  in  dem  germanisirten  Europa 
die  antike  Sclayerei  in  die  weniger  harte  Eigenschaft  umgestaltet 
und  allmählich  in  die  bäuerliche  Hörigkeit  gemildert,  aber  es  erhielt 
sich  doch  noch  bis  tief  ins  achtzehnte,  in  einzelnen,  auch  deutschen 
Ländern  bis  ins  neunzehnte  Jahrhundert  hinein  eine  erbliche  Knecht- 
schaft der  eigenen  Leute.  In  Osteuropa  nahm  diese  bäuerliche 
Eigenschaft  sogar  in  den  letzten  Jahrhunderten  massenhaft  überhand 
and  in  den  europäischen  (Kolonien  yon  Amerika  erhielt  selbst  die 
strengste  Sdayerei  eine  neue  Gestalt  und  Anwendung  in  der  abso- 
luten Herrschaft,  welche  die  weissen  Eigenthümer  über  die  schwarze 
Arbeiterbeyölkerung  erkauften^  die  aus  Afrika  dahin  yerpflanzt  ward. 

Li  allen  diesen  Zeitaltem  kümmerte  sich  das  Völkerrecht  nie- 
mals darum.  Ln  achtzehnten  Jahrhundert  noch  schützte  und  be- 
günstigte das  freie  England  die  Sclayenzufuhr  aus  Afrika*  Noch  im 
Jahre  1713  schämten  sich  die  englischen  Statsmänner  nicht,  in  dem 
Frieden  mit  Spanien  zu  Utrecht  ausdrücklich  auszubeding^a,  dass 
es  den  englischen  Schiffen  gestattet  werde,  binnen  der  nächsten  Jahre 
einige  tausend  Negersciayen  jährlich  in  die  spanischen  Colonien  ein- 
zofuhren.  Sie  betrachteten  den  Menschenhandel  nodi  als  ein  yor- 
theOhaftes  Speculationsgeschäft,  wofür  England  sich  Priyflegien  ein- 
räumen lassen  müsse. 

Seit  ungefähr  einem  Jahrhundert  finden  wir  eine  entschiedene 
Wendung  in  den  Ansiditen  der  ciyilisirten  Welt  Die  Philosophie 
und  die  schöne  Literatur  brachten  menschlichere  Grundsätze  in 
Umlauf.  Von  da  an  beginnt  in  allen  Ländern  ein  offener  Kampf 
for  die  persönliche  Freiheit  wider  die  Knechtschaft,  und  die  Gesetz- 
gebung yerzeichnet  und  sichert  die  Siege  der  Freiheit.     Die  Leib- 
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eigenschaft  und  Hörigkeit  werden  theilweise  Tor,  theflweise  nach  der 
französischen  Yerkündung  der  Menschenrechte  in  den  westeuropäischen 
Ländern  abgeschafft. 

Jetzt  erst  beginnt  auch  das  Völkerrecht  die  Frage  in  Betracht 
zu  ziehen;  und  nun  geht  England  voran  in  der  Bekämpfdng  der 
Negersclaverei ,  welche  es  selber  früher  grossgezogen  hatte.  Der 
Wiener  Congress  missbilligt  in  einer  förmlichen  Erklärung  vom 
8.  Februar  1815  den  von  Afrika  nach  Amerika  betriebenen  Neger- 
handel, „durch  welchen  Afrika  entvölkert,  Europa  geschändet  und 
die  Humanität  verletzt**  werde.  Früher  schon  hatten  auch  die  Ver- 
einigten Staten  von  Amerika  diesen  schmählichen  Seehandel  mit 
schwarzen  Menschen  gesetzlich  verboten.  Die  Verurtheilung  dieser 
besonders  gefährlichen  und  schädlichen  Art  der  Sclavenzüchtung 
durch  den  Spruch  der  civilisirten  Menschheit  war  nun  im  Princip 
entschieden  und  damit  wenigstens  erwiesen,  dass  das  RechtsgefuU 
der  Welt  humaner  und  freier  geworden  war,  als  es  im  Alterthum 
und  im  Mittelalter  gewesen. 

Freilich  zeigte  sich  hier  sofort  wieder  die  grosse  Schwierigkeit 
alles  Völkerrechts,  dem  ürtheil  der  civilisirten  Menschheit  Greltung 
zu  verschaffen,  ohne  die  Freiheit  der  einzelnen  Staten  zu  gefährden. 
Zwar  liessen  sich  die  europäischen  Staten  anfangs  herbei,  der  un- 
ablässigen Bestürmung  der  englischen  Diplomatie  das  verlangte 
Visitationsrecht  ermächtigter  Kriegsschiffe  gegen  verdächtige  Sclaven- 
schiffe  innerhalb  gewisser  Meere  zuzugestehen  und  insofern  eine  Art 
völkerrechtlicher  Seepolizei  auch  im  Friedenszustande  einzufuhren. 
In  diesem  Sinne  kam  der  europäische  Vertrag  vom  20.  December 
1841  zu  Stande.  Aber  dieses  Untersuchungsrecht  begegnete  dem 
Widerspruch  der  Vereinigten  Staten,  welche  besorgten,  dass  dadurch 
die  Uebermacht  der  englischen  Kriegsmarine  über  ihre  Handelsmarine 
verstärkt  und  der  friedliche  Seehandel  überhaupt  belästigt  werde. 
Auch  Frankreich  sagte  sich  nun  wieder  los  von  dem  Zugeständniss 
solcher  Durchsuchung  und  trat  auf  den  Standpunkt  der  Vereinigten 
Staten  über,  welche  es  vorzogen,  gemeinsam  mit  England  Kreuzer 
auszurüsten,  welche  an  den  afrikanischen  Küsten  zunächst  die  eigenen 
Sdavenschiffe  verfolgen  aber  sich  hüten  sollten,  fremde  Kauffahrer 
zu  belästigen. 

Auf  den  Vorschlag  der  nordamerikanischen  BundesrqgieruDg 
kam  dann  die  weit^e  Verabredung  mit  England  (9.  August  1842) 
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m  Stande,  gemeinsam  die  Staten,  welche  noch  öffenaiche  Sclaven« 
markte  gestatten,  zur  Âbstellnng  dieses  Missbrauchs  zu  mahnen. 
Auch  diese  Massregel  zur  Befreiung  der  Welt  von  der  Schmach  der 
Sckyerei  ist  nicht  ohne  Wirkung  geblieben«  Insbesondere  sah  sich 
die  Ottomanischo  Pforte  veranlasst,  dem  Andringen  der  Diplomatie 
Gehör  zu  geben. 

Neuerdings  hat  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  dem 
mssÎBchen  Beich  durch  das  Manifest  des  Kaisers  Alexander  IL 
Tom  19.  Februar  1861  die  grosse  Frage  endlich  für  Europa  und  fur 
einen  grossen  Theil  von  Asien  zu  Gunsten  der  persönlichen  Freiheit 
entschieden.  Noch  wichtiger  ist  der  Sieg  der  Freiheit  über  die 
Sclayerei  in  Nordamerika  geworden.  Seitdem  die  Verwerfung  der 
Sclaverei  zu  einem  Grundgesetz  der  Vereinigten  Staten  erklärt  worden 
ist  (1865),  ist  dieses  Institut  nirgends  mehr  auf  dem  ganzen  Welt- 
theil  zu  halten.  Auch  das  Kaiserreich  Brasilien  hat  nun  die  Sclayerei 
gesetzlich  aufgehoben  (1871). 

Es  wird  daher  nicht  mehr  lange  dauern,  bis  das  allgemeine 
Bechtsbewusstsein  der  Welt  die  grossen  Sätze  eines  jeden  humanen 
Bechts  auch  mit  yölkerrechtlichen  Gerantien  schützen  wird: 

Es  giebt  kein  Eigenthum  des  Menschen  am  Menschen. 
Die  Sclayerei  ist  im  Widerspruch  mit  dem  Bechte  der 
menschlichen  Natur  und  mit  dem  Gemeinbewusstsein  der 
Menschheit. 

Eeligiöse  Freiheit 

Noch  weniger  entwickelt,  aber  wiedei-um  in  den  Anfängen 
sichtbar,  ist  der  yölkerrechtliche  Schutz  der  religiösen  Freiheit 
gegen  grausame  Verfolgung  und  Unterdrückung  durch  den  Fanatis- 
mus anderer  yon  dem  State  beyorzugter  Religionen.  Mit  Hecht 
überlässt  man  den  gesetzlichen  Schutz  der  religiösen  Bekenntniss- 
und  Cultusfreiheit  den  einzelnen  Staten  und  scheut  sich  bei  geringen 
^  zweifelhaften  Anlässen  die  Selbständigkeit  des  statlichen  Sonder- 
lebens anzutasten.  Aber  bei  grossen  und  schweren  Verletzungen 
jenes  natürlichen  Menschenrechts  bleibt  die  gesittete  Völkergenossen- 
schaft nicht  mehr  theilnahmelos  und  stumm.  Sie  äussert  zum  min- 
desten ihre  Meinung,  gibt  Bäthe  und  erlässt  Warnungen  und  Mah- 
irangen.  Zuletzt  kann  eine  grobe  Missachtung  der  Menschenpflicht 
zu  ernster  Machtœtfaltang  auch  der  Staten  führen,  welche  sich  yor- 
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zngsweise  bernfen  ftthlen,  ihre  Glaubensgenossen  oder  wttrdiger  noch 
das  allgemeine  Menschenrecht  wider  die  fanatischen  Verfolger  za 
schützen.  Gregenüber  der  Türkei  ist  das  bereits  in  einzelnen  Fallen 
geschehen.  Die  europäischen  Mächte  haben  wiederholt  zum  Schutze 
der  christlichen  Bajahs  völkerrechtlich  eingewirkt.  Das  Aufsehen, 
welches  der  kirchliche  Raub  des  jüdisdien  Knaben  Mortara  auch 
in  dem  romanischen  und  katholischen  Westeuropa  g^nacht  hat,  be- 
weisst,  dass  das  öffentliche  Gewissen  der  heutigen  Menschheit  nicht 
blos  dann  sich  zu  regen  anfängt,  wenn  die  eigene  Religion  gekränkt 
wird,  sondern  auch  dann,  wenn  zu  Gunsten  der  eigenen  Religion  die 
heiligen  Rechte  der  Familie  verletzt  werden. 

ßesantschaften  and  Gonsnlate. 

Geringere  Schwierigkeiten  standen  der  Pflege  des  {nedlichen 
Verkehrs  von  Stat  zu  Stat  und  der  Nationen  unter  einander  im 
Wege.  Zu  allen  Zeiten  hatten  die  Völker  —  wenige  wilde  Stanmie 
ausgenommen  —  mit  einander  durch  Gresante,  als  Repräsentanten 
unterhandelt;  und  von  Alters  her  wurden  diese  Gresanten  erst  durch 
die  Religion,  dann  durch  das  Recht  als  unverletzlich  geschützt 
Aber  die  Einrichtung  ständiger  Gesantschafton  in  den  verschie- 
denen Hauptstädten  gehört  erst  der  neueren  Zeit  an  und  ist  in 
Europa  vorzüglich  seit  Richelieu  und  Ludwig  XIV.  allgemeine 
Sitte  geworden.  In  Folge  dessen  wurde  der  fortdauernde  Zusammen- 
hang unter  den  Staten  in  dem  fortgesetzten  persönlichen  Verkehr 
ihrer  Vertreter  lebendig  dargestellt.  Das  Völkerrecht  erhielt  so  in 
den  Residenzen  gleidisam  einen  persönlidien  Ausdruck  \mà  eine 
friedlich  wirkende  Repräsentation.  Es  fanden  sich  da  wie  in  Knoten- 
punkten des  Weltverkehrs  die  Diplomaten  der  verschiedenen  Staten 
zusammen  und  fingen  an,  als  sogenannte  diplomatische  Körper 
sich  als  völkerrechtliche  Genossenschaften  zu  fühlen.  Wenn  auch 
dabei  selbstsüchtige  Absichten  mitgewirkt  haben,  so  hat  doch  augen- 
scheinlich die  Wirksamkeit  des  Völkerrechts  durch  diese  Einrichtung 
sehr  gewonnen.  Wenn  ein  Stat  seine  völkerrechtlichen  Pflichten 
offenbar  verletzen  möchte,  so  findet  er  sofort  in  dem  diplomatischen 
Körper  eine  gewisse  Schranke.  Da  kein  Stat  mächtig  genug  ist, 
um  die  Missbilligung  der  civilisirten  Statengesellschaft  gleichgültig 
hinzunehmen,  so  wird  diese  Stimme  des  Völkerrechts  nicht  leicht 
überhört.    Indem  diese  ständigen  Gesantschafton  sich  immer  weiter 
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fiber  die  ganze  Erde  hin  erstrecken^  wichst  der  Verband  aBer  Staten 
zu  einer  gemeinsamen  Weltordnnng  aUmählig  heran  nnd  die  völker- 
rechüidien  Garantien  nehmen  an  Stärke  nnd  Ausdehnung  su. 

Ausser  den  Gesantschaften  hat  das  neuere  Völkerrecht  noch 
das  Institut  des  Consulats  weiter  ausgebildet.  Die  Zahl  der  Con- 
suln  ist  Tiel  grosser  als  die  der  Gresanten  und  in  starker  Vermehrung 
begriffen.  Durch  die  Consulate  wird  so  ein  zweites  Netz  yölker- 
rechtlicher  AemtOT  über  die  Erdoberfläche  ausgebreitet,  welche  dem 
friedlichen  Verkehr  aller  Nationen  dienen  und  die  Bechtsgemein- 
Schaft  in  der  Welt  beleben.  Die  Consuln  sind  nicht  wie  die  Gre- 
santen berufen,  als  eigentliche  Stellyertreter  der  Staten  zu  handeln, 
sie  haben  vorzugsweise  die  Interessen  der  Privaten  in  fremden  Län- 
dern zu  wahren  und  den  heimathlichen  Rechtsschutz  auch  in  der 
Feme  wirksam  zu  machen.  Gerade  deshalb  steigt  ihre  Wichtigkeit 
in  dem  Masse,  in  welchem  der  internationale  Verkehr  reicher  und 
belebter  wird. 

Zuerst  haben  die  Bedfirfriisse  und  Interesse  des  Handels  die 
Kaufleute  veranlasst,  ins  Ausland  zu  gehen  und  mit  Fremden  zu 
verkehren.  Daher  sind  die  Consulate  anfangs  nur  als  Handels- 
consulate  gegründet  worden.  Auch  heute  noch  ist  der  Handelsver- 
kehr die  wichtigste  Beziehung  von  Nation  zu  Nation.  Aber  er  ist 
es  hente  schon  nicht  ganz  mehr,  wie  früher.  Es  giebt  bereits  eine 
Menge  von  Cultorbeziehungen  aller  Art,  welche  die  Nationen  eben- 
falls verbinden.  Nicht  einmal  mehr  die  Mehrzahl  der  Beisenden 
sind  Eaufiente.  Die  verschiedensten  Ursachen  bestimmen  die  Pri- 
Yaten,  vorübergehend  fremde  Länder  zu  besudben,  oder  sich  auf 
längere  Zeit  auswärts  niederzulassen,  Interessen  der  Bildung,  der 
Wissenschaft,  der  Kunst,  der  Landwirthschaft,  des  Vergnügens,  der 
Verwantschaft  u.  s.  f.  Auch  diese  Masse  von  Nichtkaufleuten  tritt 
in  den  Rechtsverkehr  mit  den  Ausländem  und  bedarf  gelegentlich 
der  Förderung  und  des  Schutzes  in  der  Fremde.  Die  Consuln  sind 
berufen,  auch  diesen  Classen  nöthigenfalls  beizustehen. 

Indem  so  der  Geschäftskreis  der  Consuln  erweitert  und  ihre 
Geschaftslast  vergrössert  ward,  genügten  nicht  überall  mehr  die  alten 
Handdsconsuln,  welche  nur  nebenher  das  Consulat  verwalteten. 
Man  konnte  dem  Kaufmann  nicht  zumuthen,  dass  er  neben  seinem 
eigenen  Handel  die  mannigfaltiger,  schwieriger  und  zahlreidier  ge- 
wordenen Gteschäfle  des  Consulats  unentgeltlich  als  Ehrenpflicht  be- 
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sorge,  und  man  ward  genöthigt,  an  den  begangensten  Plätsea  nnd 
in  den  Hauptstädten,  wo  man  keine  Gesantschaften  unterhielt,  fiir 
besoldete  Generalconsuln  zu  sorgen,  welche  dann  das  Consulat  als 
Hauptberuf  verwalteten.  Das  so  im  Wachsthum  begriffene  Consulat 
ist  augenscheinlich  noch  der  Hebung  und  Steigerung  fähig  und  ganz 
geeignet,  die  friedlichen  und  freundlichen  Beziehungen  der  Nationen 
\mter  einander  und  mit  den  Staten  vielfältig  zu  sichern  und  zu 
fordern.  Um  den  ersten  Ring  der  Gesantschaften  wird  so  ein  zweites 
weiteres  Band  geschlungen,  welches  die  Gemeinschaft  der  Welt  pflegt 

Fremdenrecht. 

Keine  Isolirung  der  Staten. 

Die  friedlichen  Siege  des  neueren  Völkerrechts  haben  voraus 
die  Zustände  der  Fremden  sehr  verbessert.  Die  antiken  Völker 
waren  noch  wie  die  Barbaren  geneigt,  die  Fremden  wie  Feinde  zu 
betrachten  und  für  rechtlos  zu  halten,  wenn  sie  nicht  von  dem 
Schutz  eines  einheimischen  Gastfreundes  oder  von  der  Schirmhoheit 
eines  mächtigen  Patrons  gedeckt  waren.  Die  Verbannung  in  die 
Fremde,  das  Exil,  galt  daher  als  Verstossung  ins  Elend.  Auch  das 
Mittelalter  behandelte  die  Fremden  noch  mit  offenbarer  Ungunst  Die 
Fremden  waren  genöthigt,  einen  unsidieren  Rechtsschutz  der  Landes- 
herm  und  der  Gemeinden  mit  schwerem  Grelde  zu  bezahlen;  wollten 
sie  ihr  Vermögen  wieder  aus  dem  Lande  wegziehen,  so  mussten 
sie  auch  den  Wegzug  mit  Procenten  des  Vermögenswerthes  erkaufen  ; 
starben  sie  in  dem  fur  sie  fremden  Lande,  so  pflegte  die  Herrschaft 
auch  auf  ihre  Verlassenschaft  zu  greifen  und  dieselbe  wie  herren- 
loses Gut  an  sich  zu  ziehen  oder  doch  die  Wegfahrt  der  Erben  mit 
erheblichen  Abzügen  zu  belasten. 

Das  Alles  ist  anders  und  besser  geworden.  Die  Fremden 
werden  nun  in  der  civilisirten  Welt  in  ihren  Menschenrechten  ge- 
achtet und  in  den  wichtigsten  Beziehungen  des  Privatrechts  und 
des  Verkehrs  den  Einheimischen  durchweg  gleichgestellt.  Die  Bar- 
barei des  Wildfangs-  und  des  HeimCallsrecht  ist  endlich  aus  Europa 
verschwunden.  Zahlreiche  Staatenverträge  haben  die  Abzugsredite 
gänzlich  abgeschafft  und  sichern  die  Freizügigkeit.  Der  deutsche 
Privatmann  lebt  in  Paris  oder  in  New- York  oder  in  Calcutta  eben 
80  sicher  wie  in  B^lin  oder  in  München.     Zahllose  Fremde  ans 
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allen  Landern  der  Welt  wolmen  in  allen  Welttheflen  unto  einander 
gemischt  firiedlidi  bdsanunen  und  fühlen  sich  in  Person,  Vermögen 
imd  Verkehr  nicht  minder  geschützt  als  in  der  Heimat  Mit  dem 
Au&chwnng  der  Transportmittel  hat  auch  die  gemeinsame  Rechts- 
Irildmig  Schritt  gehalten.  Auch  sie  hat  die  nationale  Isolirtheit 
durchbrochen  nnd  ein  internationales  Verkehrsrecht  geschaffen,  von 
dem  sich  kein  Stat  abschliessen  kann.  Wollte  er  dasselbe  miss- 
achten,  so  würde  er  nicht  blos  die  Missbüligung  der  ciyilisirten 
Welt  auf  sich  laden,  sondern  auch  in  Gefahr  sein,  zar  Rechenschaft 
gezogen  zu  werden,  damit  er  lerne,  in  den  Fremden  die  Menschen 
nnd  in  dem  Verkehr  der  Nationen  die  Gemeinschaft  der  Völker  zu 
achten.  Der  Gedanke  des  WeltbUrgerrechts,  den  Kant  als  eine 
ideale  Hauptforderung  des  neuen  Völkerrechts  ausgesprochen,  hat 
heute  schon  zum  Theil  eine  reale  Wahrheit,  und  dieses  Weltbürger- 
recht  ist  so  wenig  unverträglich  mit  dem  besonderen  Statsbürgerrecht, 
als  dieses  mit  dem  Gemeinde-  und  Ortsbürgerrecht. 

Nur  in  dem  Innern  der  grossen  Continente  Ton  Asien  und 
besonders  von  Afrika,  wohin  die  Civflisation  noch  nicht  mit  Macht 
Torgedrungen  ist,  dauert  einstweilen  noch  die  früher  allgemeine 
Verneinung  des  Fremdenrechtes  fort,  gewiss  nicht  lange  mehr.  Mit 
vollem  Rechte  nimmt  sich  jeder  Stat  seiner  Bürger  auch  in  der 
Fremde  insofern  an,  als  dieselben  gegen  Rechtsverweigerung  und 
Gewaltthat  seines  Schutzes  bedürfen.  Der  Statsschutz  ist  nicht  an 
die  Grenzen  des  Statsgebietes  gebannt.  Die  Verbindung  der  Staten 
und  die  Einheit  der  Menschheit  zeigen  sich  auch  darin,  dass  die 
sdiützendeu  Arme  der  Statsgewalt  überall  hin  auf  der  Erdoberfläche 
80  weit  sich  ausstrecken,  als  es  mit  der  rechtlichen  Selbständigkeit 
anderer  Staten  verträglich  ist.  Dieser  statlidie  Rechtsschutz  in  der 
Fremde  ist  zuweilen  von  mächtigen  Staten  anmasslich  und  über- 
mfiihig  überspannt  worden,  aber  im  Grossen  und  Ganzen  ist  es  doch 
ein  grosser  Fortschritt  eines  wirksamen  Völkerrechts,  dass  der  inter- 
nationale Verkehr  und  die  Rechtssicherheit  der  Fremden  nicht  der 
Willkür  einer  launischen  Statsgewalt  Preis  gegeben  und  Staten, 
welche  diese  Rechte  verletzen,  zur  Genugthuung  und  Entschädigung 
angehalten  werden. 

Selbst  die  vollige  Abschliessung  und  Isolirtheit  eines  States 
wider  jeden  Fremdenverkehr,  in  ÛTiherer  Zeit  als  ein  selbstver- 
ständliches Recht  eincQ  souveränen  l^t^rtes  betrfichtet,  erscheint  dem 
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heutigen  Reehtobewiuistsdn  als  eine  Yerletsnng  des  natürlichen 
Menschenrechts,  welches  für  alle  Nationen  einen  gesicherten  Bechts- 
yerkehr  fordert,  damit  die  Menschenanlage  zu  voller  nnd  reicher 
Entfaltung  gelangen  und  so  die  Bestimmung  des  Menschengeschlechts 
erfüllt  werden  könne.  In  den  letzten  Jahrhunderten  hatte  sich  so 
die  ostasiatische  Welt  gegen  die  europäisch-amerikanische  völlig  ab- 
geschlossen. Die  chinesischen  und  japanischen  Seehäfen  und  Handels- 
städte blieben  lange  Zeit  den  Schiffen  und  Kauf  leuten  der  ehristlichen 
Nationen  versperrt.  Aber  in  unsem  Tagen  sind  auch  diese  trennen- 
den Schranken  vor  dest  zwingenden  Macht  des  erstarkten  mensch- 
lichen Völkerrechts  gefallen  und  die  ostasiatischen  Reiche  in  die 
Handels-  und  Verkehrsgemeinschaft  mit  den  Europäern  und  Ameri- 
kanern eingetreten.  Im  Jahre  1842  hat  England  das  chinesische 
Weltreich  zuerst  genothigt,  in  dem  Frieden  von  Nanking  seine  Häfen 
wieder  zu  ö&en,  und  im  Jahre  1858  haben  die  Vereinigten  Staten 
von  Nordamerika  zuerst  wieder  Japan  dem  Weltverkehr  erschlossen. 
Seither  berühren  sich  und  wirken  auf  einander  die  christlich-niodeme 
und  die  ostasiatische  alte  Civilisation,  und  das  Völkerrecht  hat 
wiederum  einen  gewaltigen  Fortschritt  zum  allgemeinen  Weltrecht 
gemacht. 

Gemeinschaft  der  Gewässer. 

Freie  Schifffahrt. 

Würde  sich  die  Luft  nicht  jeder  menschlichen  Absperrung  im 
Grossen  entziehen,  so  hätte  sicherlich  die  souveräne  Selbstsucht  der 
Einzelstaten  auch  die  Luft  über  ihrem  Lande  als  ihr  ausschliess- 
liches Eigenthum  anzusprechen  hier  oder  dort  den  Versuch  gemacht 
Aber  die  Staten  haben  keine  Gewalt  über  die  mächtige  Bewegung 
der  Luftströme,  welche  unbekümmert  um  alle  Landesgrenzen  ihren 
Weg  nehmen.  Auch  das  Meer  und  die  öffentlichen  Gewässer  sind 
von  der  Natur  mit  einander  verbunden  und,  wenn  sie  auch  die 
Länder  zuweilen  trennen,  so  dienen  sie  dodb  zugleich,  den  Verkehr 
der  verschiedenen  Nationen  zu  erleichtem.  Sie  verbinden  auch  die 
Küsten  und  Ufer,  welche  sie  bespülen.  Da  haben  es  aber  die  Staten 
wirklich  lange  versucht,  ihre  Alleinherrschaft  möglichst  weit  auch 
über  die  Gewässer  auszudehnen  und  die  Freigebigkeit  der  gemein- 
samen Natur  ausschliesslich  für  sich  auszubeuten.  Sogar  über  das 
offene  Meer  hin  wollte  die  mittelalterliche  Statshoheit  ihr  Eigenthum 


ansbreften.  Die  Bepublik  Gtenna  nahm  über  das  Hgnriaclie,  Venedig 
fiber  das  adriatische  Meer  eine  ausschliesaliclie  Seeherrschaft  in  An- 
spruch. Die  Könige  von  Spanien  und  Portugal  behaupteten,  die 
westindischen  Meere  gehören  ihnen  allein  zu,  weil  der  Papst  Ale- 
zander VI.,  dem  diese  Meere  so  wenig  als  die  westindischen  Lander 
jemals  gehört  hatten,  ihnen  dieselben  geschenkt  habe.  Als  Hugo 
de  Groot  zuerst  diese  sinnlose  Anmassung  widerlegte  und  für  die 
„Freiheit  der  Meere"  seine  Fürsprache  unternahm  (1609),  musste  er 
noch  mancherlei  hergebrachte  Missbräuche  schonen.  Lange  nachher 
noch  und  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  hinein  wollte  England  fiber 
die  Meere,  welche  die  Grossbritannischen  Liseln  umschliessen,  eine 
ausschliessliche  Seehoheit  behaupten. 

Dem  langsamen  aber  stätigen  Wachsthum  der  yölkerrechtlichen 
Erkenntniss  haben  endlich  alle  diese  anmassenden  Uebergrifife  weichen 
müssen.  In  dem  heutigen  Bechtsbewusstsein  der  ciyilisirten  Welt 
haben  die  beiden  wichtigen  Sätze  feste  Wurzebi: 

Kein  Stat  hat  eine  besondere  Seehoheit  über  die 
offene  See«  Die  unter  einander  yerbundenen  Meere 
sind  der  freien  Schifffahrt  aller  Nationen  offen. 

Vor  wenig  Jahren  erst  sind  einige  letzte  Beste  der  älteren 
selbstsuchtigen  Beschränkung  und  Ausbeutung  weggeräumt  worden« 
Bas  Mannarameer,  obwohl  es  von  den  Türkischen  Küsten  um- 
schlossen ist  und  seine  enge  Einfahrt  leicht  von  den  Dardanellen- 
schlössem  beherrscht  werden  kann,  und  das  Schwarze  Meer,  welches 
Russland  für  sich  in  Beschlag  zu  nehmen  bemüht  war,  sind  durch 
die  Priedensschlüsse  von  Adrianopel  (1829)  und  Paris  (1856)  der 
freien  Schifffahrt  aller  Nationen  geöffiiet  worden.  Noch  im  Jahre 
1841  wurde  der  Sundzoll,  den  Dänemark  von  den  Seefahrern  zwischen 
der  Nordsee  und  der  Ostsee  seit  Jahrhunderten  erhob,  als  herkömm- 
liches und  in  vielen  Statsverträgen  bestätigtes  Becht  von  den  meisten 
Seemächten  anerkannt.  Aber  als  endlich  die  Vereinigten  Staten  er* 
Uärten,  sie  wearÔBsi  dieses  geschichtliche  Becht,  welches  dem  natür- 
lichen Becht  der  freien  Seefahrt  widerstreite,  nicht  femer  respectiren, 
liess  sich  auch  Dänemark  willig  auf  den  anerboienen  Loskanf  mit 
den  europäischen  Staten  ein.  Die  Freiheit  der  Meere  ward  nun 
auch  in  diesem  Falle  anerkannt  (1857). 

Nachdem  einmal  der  natürliche  Zusammenhang  der  öffentlichen 
Oeiräaser  und  ihre  Bestimmung,  der  Schi£Efahrt  aller  Nationen  au 
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dienen,  erkannt  nnd  anerkannt  war,  fährten  diese  Gedanken  xn 
weitem  Befreiui^en.  Man  musste  aagestehen,  dass  die  Qebietahoheit 
sich  nicht  ganz  auf  den  festen  Erdboden  beschränken  lässt.  Mehr 
noch  als  der  nasse  Küstensaum  am  Meere,  nnd  als  die  Buchten  und 
Bhedcn,  welche  vom  Festland  her  theilweise  beherrscht  werden,  ge- 
hören die  grossen  Ströme  und  Flusse,  welche  durch  ein  Land  fliessen 
oder  seine  Grenze  bilden,  und  die  Häfen,  welche  durch  öffentlidie 
Werke  geschützt  sind,  damit  sie  hinwieder  die  Schiffe  schützen 
können,  einem  bestimmten  Statsgebiete  zu  und  sind  der  Au&icht 
und  Sorge  des  Einzelstates  unterworfen.  Sie  sind  ein  fliessender 
Theil  des  Landes,  und  nicht  wie  das  offene  Meer  frei  Ton  jeder  be- 
sondem  Statshoheit. 

Allein  neben  jener  Zutheilung  zu  einem  Sondergebiete  muss 
auch  die  natürliche  Verbindung  der  schiffbaren  Ströme,  Flüsse, 
Seen,  Häfen  mit  der  offenen  See  beachtet  werden,  und  insoweit  ist 
jene  ausschliessliche  Gebietshoheit  durch  die  Rücksicht  auf  die  Ver- 
kehrsgemeinschaft  zu  ermässigen  und  abzuändern.  Von  dem  freien 
nnd  offenen  Meere  her  fahren  die  Schiffe  der  verschiedenen  Nationen 
in  die  Seehäfen  und  in  die  Flüsse  der  Staten  ein.  Die  Freiheit  des 
internationalen  Verkehrs  wäre  gehemmt  und  die  Gemeinschaft  in  der 
Benutzung  öffentlicher  Gewässer  wäre  gestört,  wenn  jeder  Stat  will- 
kürlich alle  seine  Häfen  und  Flüsse  für  fremde  Schiffe  unzugänglich 
machen  dürfte«  Wenn  ein  Fluss  durch  mehrere  Statsgebiete  hindurch 
fliesst,  um  sich  ins  Meer  zu  ^giessen,  so  könnten  die  einen  Staten, 
insofern  ihre  Gebietshoheit  nicht  beschränkt  würde,  die  andern  von 
dem  Seeverkehr  absperren,  und  die  Gewässer  würden  ihrer  natür- 
lichen Bestimmung,  die  Nationen  zu  verbinden,  entfremdet. 

Zuerst  wiirde  diese  neue  Forderung  des  Völkerrechts,  daes  der 
Zusammenhang  der  öffentlichen  Gewässer  beachtet  und  die  Freiheit 
der  Schififahrt  geschützt  werde,  im  Pariser  Frieden  von  1814  in  An- 
wendung auf  die  fiheinschiff£Bhrt  ausgesprochen  und  zugleich  eine 
allgemeine  Durchfuhrung  des  Prindps  auf  allen  europäischen  Flüssen 
in  Aussicht  gestellt  Es  war  hauptsächlich  das  Verdienst  des  Preussi- 
schen  Gesanten,  Wilhelms  von  Humboldt,  diesen  Fortschritt  der 
völkerrechtlichen  Verkehrsgemeinschaft  anzutragen.  Die  Wiener 
Congressacte  von  1815  (Art.  108  ff.)  verkündete  aodann  die  Freiheit 
der  Sohifffahrt  auf  allen  schiffbaren  Flüssen,  welche  awei  oder  mehrere 
QeUete  durchströmen,  und  wendete  diesen  Grundsatz  ausdiäcklich 
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auch  auf  die  schiffbaren  Nebenflüsse  des  Bbeiiis  an,  femer  auf  die 
Scheide,  deren  Mündungen  lange  Zeit  durch  die  Holläader  für  die 
Belgischen  Schiffe  gesperrt  waren,  die  Maas,  die  Elbe,  die  Oder,  die 
Weser,  die  Weichsel  und  den  Po.  Von  da  an  mussten  allmählig  die 
mancherlei  aas  dem  Mittelalter  überlieferten  Flusszölle  der  wachsen- 
den Freiheit  weichen  und  sowohl  die  Uferstaten  als  die  Seemächte 
hatten  nun  ein  festes  Princip  gewonnen,  von  welchem  aus  sie  alle 
herkömmlichen  Beschwerden  und  Gebühren  bekämpften,  durch  welche 
der  SchifffahrtsYerkehr  belastet  und  gehemmt  war.  Nur  solche  Ge- 
bühren blieben  gerechtfertigt,  welche  als  Gegenleistung  erschienen 
für  nothwendige  oder  nützliche  Dienste.  Später  erst  nahmen  die 
Donanstaten  das  neue  Princip  an.  Aber  endlich  wurde  durch  den 
Pariser  Frieden  yon  1856  auch  die  Donau  den  Schiffen  aller  Nationen 
geöffnet. 

Die  Logik  des  Gredankens  nöthigt  uns,  dieselbe  Freiheit  der 
Schifffahrt  auch  bezüglich  der  Flüsse  zu  fordern,  welche  nur  durch 
Ein  Statsgebiet  fliessen,  aber,  indem  sie  ins  Meer  münden,  von  Natur 
dem  Weltverkdir  dienen.  Diese  Forderung  ist  aber  zur  Zeit  noch 
nicht  allgemein  anerkannt  Mancher  Stat  yerweigert  heute  noch 
fremden  Schiffen  die  Benutzung  sein^  Eigenfiüsse,  während  er  fur 
seine  Schiffe  die  freie  Schifffahrt  auf  Flüssen  fordert,  deren  Wasser 
nirgends  seine  Ufer  bespült,  die  durch  mehrere  fremde  Statsgebiete 
fliessen.  Das  ist  ein  aufiEallender  und  grober  Widerspruch.  Weshalb 
sollte  Ein  Stat  mehr  Recht  haben  an  seinem  Eigenflusse,  als  die 
«bnmtlichen  Uferstaten  zusanomen  an  ihrem  Gemeinflusse?  Wenn 
diese  genöthigt  sind,  ihre  Flüsse  dem  Weltverkehr  zu  offnen,  warum 
sollte  jener  seine  Flüsse  gegen  den  Welthandel  absperren  dürfen? 
Wie  scditeii  die  fremden  Schiffe,  welche  YÖlkerrechtlich  befugt  sind, 
einen  Gemeinfluss  zu  befahren,  diese  Befugniss  yerlieren,  wenn  in 
Folge  Yon  Gebietsabtretungen,  Ein  Stat  in  den  Besitz  des  ganzen 
Flusses  gelangt?  Sollte  z.  B.  der  Po  der  SchiffiCahrt  offen  stehen, 
80  lange  er  durch  mehrere  Statsgebiete  floss,  und  nun  abgesperrt 
werden  können,  seitdem  er  ganz  und  gar  in  den  Besitz  des  König- 
reichs Italien  gekommen  ist?  Der  Mississippi  war  im  vorigen  Jahr* 
hundert  noch  ein  Gemeinstrom,  an  dem  auch  England  und  Spanien 
Theil  hatten  und  gehört  heute  ganz  den  Vereinigten  Staten  zu.  Hat 
er  in  Folge  dessen  seine  Natur  yerandert  und  ist  seine  Bedeutung 
{fir  den  Weltrerkehr  geringer  geworden?   Jene  Unterscheidung  zwi- 
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sehen  der  freien  Schifffahrt  auf  mehrstatlichen  Weltströmen  und 
der  unfreien  Schiflffahrt  auf  einstatlichen  Weltstromen  ist  also  un- 
haltbar. 

Vermittlnng  in  Streitfallen,    SchiedsrichterliclieB 

Verfahren, 

Gerathen  zwei  Staten  in  einen  ernsten  Bechtsstreit  mit  ein- 
ander, so  sind  sie  noch  immer  geneigt,  in  Ermanglung  eines  Völker- 
rechtlichen  Gerichtshofs,  den  Weg  der  Selbsthülfe  zu  betreten,  und 
die  äusserste  Selbsthülfe  ist  der  Krieg.  Es  ist  das  ohne  Zweifel 
noch  eine  barbarische  Seite  der  heutigen  Weltordnung,  und  wir 
müssen  zugestehen,  dass  in  dieser  höchst  wichtigen  Hinsicht  die 
Foi'tschritte  des  Völkerrechts  noch  beschämend  klein  sind.  Wir 
können  höchstens  einige  unentwickelte  Keime  zu  einer  dvilisirteren 
Bechtspflege  entdecken.  Auf  dem  Pariser  Gongresse  tou  1856  gaben 
die  versammelten  Mächte  im  Interesse  des  Friedens  den  Wunsch 
zu  Protokoll,  dass  die  Staten,  unter  denen  ein  Streit  sich  erhebe, 
nicht  sofort  zu  den  Waffen  greifen,  sondern  zuvor  die  guten  Dienste 
einer  befreundeten  Macht  anrufen  möchten,  um  den  Streit  friedlich 
zu  schlichten.  Man  wagte  nicht,  den  Wunsch  als  Bechtsforderung 
auszusprechen,  und  die  Mächte  wollten  sich  selber  nicht  binden. 

Vielleicht  wird,  was  hier  gewünscht  ward,  später  in  eine  völker- 
rechtliche Rechtspflicht  umgewandelt,  ebenso  wie  in  manchen  Ländern 
die  Rechtsstreite  der  Privatpersonen  vorerst  an  einen  Friedensrichter 
zum  Sühneversuch  gebracht  werden  müssen,  bevor  sie  gerichtlich  im 
Process  verfolgt  werden  dürfen.  Es  wäre  damit  der  Krieg  nicht 
verhindert,  aber  eine  neue  Garantie  für  den  Frieden  gewonnen. 

In  den  Statenbünden  gibt  es  auch  kein  Bondesgericht,  welches 
zuständig  wäre,  über  die  Streitigkeiten  zwischen  den  verbündeten 
Einzelstaten  zu  urtheilen.  Da  kennt  man  seit  Jahrhunderten  das 
Verfahren  vcmt  Schiedsrichtern  oder  Austrägen,  welche  den 
Process  ohne  Krieg  durch  Rechtsspruch  erledigen.  Den  Einzelstaten 
ist  es  oft  zur  Pflicht  gemacht,  diesen  schiedsrichterlichen  Weg  zu 
betreten  und  sich  aller  kriegerischen  Gewalt  zu  enthalten.  Auch 
unter  nicht  verbündeten  Staten  wird  zuweilen  dieses  Mittel  der  Bechts- 
pflege benutzt,  aber  eine  allgemeine  Bechtspflicht  dazu  besteht  noch 
mcht.    Vielleicht  wird  es  einem  der  nächsten  völkerrechtliehen  Con- 
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gresse  gelingen,  wenigstens  fur  gewisse  Streitfragen  die  Pflicht  des 
schiedsrichterlichen  Verfahrens  auszusprechen  und  dieses  zugleich  in 
seinen  Grundzügen  zu  ordnen. 

Es  giebt  Streitigkeiten,  für  welche  die  letzte  Rechtshülfe,  der 
Krieg  yemünftiger  Weise  unmöglich  ist.  Dahin  gehören  durchweg 
alle  Entschädigungs-  und  alle  Etikette-  und  Rangfragen.  Der  Werth 
des  Streites  steht  in  solchen  Fallen  in  einem  allzu  grossen  Miss- 
yerhaltnisse  zu  den  notiiwendigen  Kriegskosten  und  zu  den  unver- 
meidlichen Kriegsübeln,  als  dass  ein  Stat,  der  bei  gesunden  Sinnen 
ist,  sich  entschliessen  möchte,  zu  diesem  Mittel  zu  greifen.  Für  der- 
artige Fälle  sollte  immer  ein  friedliches  Schiedsgericht  angerufen 
werden  können;  sonst  bleiben  sie  unerledigt  und  verbittern  die 
Stimmung  auf  die  Dauer.  Freilich  ist  es  nicht  leicht,  geeignete 
Richter  zu  finden.  Wählt  man  eine  neutrale  grosse  Macht,  so  ist 
man  doch  nicht  sicher,  dass  dieselbe  auch  ihre  eigenen  politischen 
Interessen  und  Neigungen  bei  dem  Schiedsspruch  in  die  Wage  lege. 
Man  ist  auch  nicht  sicher,  dass  der  gewählte  Fürst,  auch  wenn  er 
kein  eigenes  Interesse  hat,  geeignete  Berather  beiziehe;  die  zuge- 
zogenen aber  bleiben  oft  verborgen  und  daher  unverantwortlich.  Den 
ordentlichen  Gerichtshöfen,  an  die  man  sich  wenden  könnte,  fehlt 
meistens  die  völkerrechtliche  Bildung  und  die  freie  statsmännische 
Praxis.  Auch  die  Juristenf acultäten ,  auf  welche  Professor  Lieber 
verwiesen  hat,  bieten  for  die  Kenntniss  statlicher  Dinge  keine  aus- 
reichende (Gewähr,  wenn  gleich  die  wissenschaftliche  Einsicht  und 
£hre  in  ihnen  ausgezeichnet  vertreten  ist.  Vielleicht  könnte  zum 
voraus  auf  Vorschläge  von  Justizministem  und  Juristenfacultäten  eine 
Gesdiwomenliste  von  völkerrechtlich  gebildeten  Männern  der  ver- 
schiedenen Nationen  gebildet  werden,  aus  der  im  einzelnen  Fall  — 
etwa  unter  der  formellen  Leitung  eines  neutralen  Statshaupts  (Fürsten 
oder  Präsidenten)  als  Richters,  die  Urtheiler  bezeichnet  würden. 
Obwohl  man  auf  diesem  Gebiete  noch  tastend  nach  friedlichen 
Rechtsmitteln  sucht,  so  bedeuten  die  im  Jahr  1871  bestellten  Sdiieds- 
gerichte  zwischen  den  Vereinigten  Staten  und  Grossbrittanien  und 
zwischen  jener  Union  und  Mexico  doch,  trotz  der  noch  zweifelhaften 
Ergebnisse,  einen  Fortschritt  der  Völkerrechtspraxis. 
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Kriegsrecht. 

Recht  gegen  die  Feinde. 
Die  Staten  sind  Feinde,  nicht  die  Privaten. 

Seine  herrlichsten  Siege  hat  der  humane  Geist  des  modernen 
Völkerrechts  gerade  da  erfochten,  wo  dem  Bechte  gewöhnlich  die 
geringste  Macht  zugeschrieben  wird.  Im  Kriege  nämlich  tritt  die 
massive  Grewalt  wider  die  Gewalt  in  den  Kampf  und  die  feindlichen 
Leidenschaften  ringen  mit  einander  auf  Leben  und  Tod.  Eben  in 
diesem  wilden  Stadium  des  Yölkerstreites  gilt  es  vor  allen  Dingen, 
die  civilisatorische  Macht  des  Völkerrechts  zu  zeigen.  In  der  That, 
sie  hat  sich  in  der  Ausbildung  eines  civilisirten  Kriegsrechts, 
durch  welches  die  alte  barbarische  Kriegssitte  grossentheils  yerdrängt 
und  untersagt  wird,  glänzend  bewährt  Die  Kriege  siud  menschlicher, 
gesitteter,  milder  geworden,  und  nicht  blos  thatsächlich  durch  die 
veredelte  Kriegsübung,  sondern  ebenso  rechtlich  durch  die  Vervoll- 
kommnung des  Völkerrechts. 

Die  alten  Völker  betrachteten  die  Feinde,  mit  denen  sie  im 
Kriege  waren,  als  rechtlose  Wesen  und  hielten  Alles  gegen  sie  für 
erlaubt.  Dem  heutigen  Rechtsbewusstsein  ist  es  klar,  dass  die 
Menschenrechte  auch  im  Kriege  zu  beachten  sind,  weil  die 
Feinde  nicht  aufgehört  haben,  Menschen  zu  sein. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  dehnte  man  iiberdem  den  Begriff  des 
Feindes  ungebührlich  aus  und  behandelte  höchstens  aus  sittlichen 
oder  politischen  Rücksichten,  aber  keineswegs  aus  Bechtsgrönden,  die 
unkriegerische  Bevölkerung  des  feindlichen  States  mit  einiger  Schonung. 
Noch  Hugo  de  Groot  und  Pufendorf  betrachten  es  als  hergebrachte, 
auf  dem  Consens  der  Völker  beruhende  Rechtssätze,  dass  alle  S  tat  s- 
angehörigen  der  beiden  Kriegsparteien,  also  auch  die  Weiber,  die 
Kinder,  die  Greise,  die  Kranken  Feinde  und  dass  die  Feinde  als 
solche  der  Willkür  des  Siegers  unterworfen  seien. 

Erst  die  schärfere  Unterscheidung  des  heutigen  Rechtsbewusst* 
seins  hat  den  Grundgedanken  klar  gemacht,  dass  der  Krieg  ein 
Rechtsstreit  der  Staten,  beziehungsweise  politischer  Mächte  und 
keineswegs  ein  Streit  zwischen  Privaten  oder  mit  Privaten 
sei.  Dieser  Unterschied,  den  die  Wissenschaft  erst  begriff,  als  ihn 
zuvor  die  Praxis  thatsächlich  beachtet  hatte,  zieht  eine  Reihe  der 
wichtigsten  Folgerungen  nach  sich. 
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Jedes  IndiTidunm  nämlich  steht  in  einem  Doppelyerhältniss. 
Emmal  ist  es  ein  Wesen  für  sich,  d.  h.  eine  Privatperson.  Als 
solche  hat  es  einen  Ansprach  auf  einen  weiten  Kreis  yon  persön- 
lichen Familien-  and  Vermögensrechten,  mit  Einem  Wort  aof  sein 
Priyatrecht.  Da  nun  der  Krieg  nicht  gegen  die  Priraten  gefuhrt 
wird,  so  giebt  es  auch  keinen  Bechtsgrund,  nach  welchem  das  Priyat- 
recht im  Kriege  untergehen  oder  der  Willkür  des  Feindes  blossge- 
stellt  werden  sollte. 

Sodann  ist  jedes  Individuum  ein  Glied  und  Angehöriger 
einer  Statsgemeinschaft.  Insofern  ist  es  allerdings  mitbetheiligt 
bei  dem  Streite  seines  Stats.  Das  Schicksal  des  Vaterlandes  ist  den 
Kindern  des  Landes  nicht  fremd.  Sie  nehmen  Theil  an  den  Erfolgen 
und  an  den  Leiden  des  States,  dem  sie  angehören.  Sie  sind  auch 
durch  ihre  Bürgerpflicht  verbunden,  dem  State  in  der  Gefahr  Bei- 
stand zu  leisten  mit  Gut  und  Blut.  In  dem  ganzen  Bereich  des 
öffentlichen  Rechts  sind  alle  Statsangehörigen  dem  State  ver- 
pflichtet. 

Aus  dieser  Unterscheidung  ergeben  sich  folgende  Hauptsätze 
des  modernen  Völkerrechts:  Die  Individuen  sind  als  Privat- 
personen keine  Feinde,  als  Statsangehörige  sind  sie  be- 
theiligt bei  der  Feindschaft  der  Staten.  So  weit  das  Privat- 
recht massgebend  ist,  dauert  also  das  Friedensverhältniss  und 
das  Friedensrecht  fort.  So  weit  das  öffentliche  Recht  ent- 
scheidet, ist  das  Feindesverhältniss  eingetreten  und  wirkt  das 
Kriegsrecht. 

In  Folge  dieser  Grundsätze  sind  die  Gefahren,  welche  der 
Krieg  über  die  friedliche  Bevölkerung  herbei  zieht,  sehr  viel  geringer 
geworden. 

Im  Alterthum  waren  auch  die  wehrlosen  Personen,  die  Frauen 
imd  Kinder,  in  stäter  G^ahr,  von  den  feindlichen  Kriegern  miss- 
handelt,  zu  Sclaven  gemacht  und  verkauft  oder  getödtet  zu  werden. 
Der  politische  Verstand  der  Römer  hielt  dieselben  in  den  meisten 
Kriegen  ab,  von  diesem  vermeintlichen  Recht  einen  ausgedehnten 
Gebrauch  zu  machen,  denn  sie  wollten  die  Völker  beherrschen,  nicht 
vertilgen;  aber  die  römischen  Rechtsgelehrten  hatten  nicht  den  ge- 
ringsten Zweifel  an  dem  Rechte  zu  solchen  Handlungen.  Nur  die 
Götter  und  ifaie  Tempel  gewährten  einigen  Schutz  vor  der  Rohheit 
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und  dem  Blutdurst  der  stürmenden  Krieger;  aber  auch  dieser  Schutz 
war  unsicher  und  auf  sehr  enge  Grenzen  beschränkt. 

Auch  im  Mittelalter  gab  es  keine  schützende  Bechtsregel.  Die 
eigentliche  Sclaverei  war  nicht  mehr  in  den  Sitten,  ausser  etwa  zum 
Kachtheil  kriegsgefangener  Muhammedaner.  Aber  die  Rohheit  war 
grösser  als  in  dem  civilisirteren  Aömerreiche.  Auch  friedliche  Leute 
waren  der  äussersten  Gewaltthat  und  selbst  dem  Tode  ausgesetzt, 
wenn  der  Feind  mit  Kriegsgewalt  ihr  Land  überzog.  Der  dreissig- 
jährige  Krieg  noch  ist  mit  allen  Gräueln  soldatischer  Barbarei  befleckt. 

Der  humane  Groot  wagt  es  noch  nicht,  solcher  Missethat  das 
Brandmal  der  YÖlkerrechtlichen  Yerurtheilung  aufzudrücken.  Ln 
Gegentheü,  er  erkennt  noch  die  völkerrechtliche  Erlaubniss  dazu  an 
und  missbilligt  diese  Barbarei  nur  aus  moralischen  und  vernünftigen 
Gründen.  Die  einzige  völkerrechtliche  Schranke  findet  er  in  dem 
Verbot,  die  Frauen  zu  missbrauchen,  zu  welchem  endlich  das  christ- 
liche Völkerrecht  sich  entschlossen  habe. 

Das  heutige  Völkerrecht  verwirft  den  Gedanken  einer  absoluten 
Willkürgewalt  über  die  Privatpersonen  vollständig  und  gestattet  weder 
Misshandlung  noch  Beleidigung,  am  wenigsten  Tödtung  derselben. 
Das  Recht  der  persönlichen  Sicherheit,  der  Ehre,  der  Freiheit  ist 
Privatrecht  und  dieses  bleibt  im  Kriege  unvei*sehrt.  Die  feindliche 
Kriegsgewalt  ist  nur  zu  den  Massregeln  befugt,  welche  zu  Stats- 
zwecken  dienen  und  im  Interesse  der  Kriegsfuhrung  liegen.  Sie  kann 
die  freie  Bewegung  der  Privaten  hemmen,  den  Privatverkehr  unter- 
brechen, Strassen  und  Plätze  absperren,  die  Einwohner  entwafhen  u.  s.  f. 
Wie  das  Privatrecht  sich  dem  gewaltigeren  Rechte  der  Gesammtheit, 
d.  h.  dem  Statsrecht  auch  im  Frieden  unterordnen  muss,  aber  doch 
nicht  von  dem  öffentlichen  Rechte  aufgehoben  und  verschlungen 
werden  darf,  so  legt  das  öffentliche  Kriegsrecht  seine  nothwendigen 
Gebote  auch  den  Privaten  auf,  aber  es  erkennt  zugleich  das  Privat- 
recht  an.  Die  allgemeine  Noth  und  Gefahr,  welche  der  Krieg  auch 
über  die  Privaten  verhängt,  ist  ohnehin  gross  und  schadet  genug; 
die  unvermeidlichen  Leiden  der  Bevölkerung  dürfen  daher  nicht 
grand-  und  zwecklos  durch  vermeidliche  Uebel  vergrössert  und  er- 
schwert werden.  Freilich  wird  auch  jetzt  noch  die  Rechtsregel  in 
der  Praxis  nicht  immer  genau  befolgt,  und  mancherlei  Ungebühr 
wird  noch  straflos  im  Kriege  gegen  Privaten  verübt.  Aber  im 
Grossen  und  Ganz^  ist  es  wahr,   dass  die  friedlichen  Bewohner 
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einer  Stadt  oder  selbst  eines  Dorfes  und  einzelner  Höfe  dem  Qang 
der  Ejriegsereignisse  mit  weit  mehr  Rnhe  entgegensehen  dürfen,  als 
in  irgend  einer  früheren  Periode  der  Geschichte.  Es  ist  ein  grosses 
Verdienst  Vattel's,  dass  er  zuerst  der  humaner  werdenden  Kriegs- 
Übung  der  stehenden  Heere  auch  einen  yölkerrechtlichen  Ausdruck 
gegeben  und  durch  seine  klare  Darstellung  des  neueren  Völkerrechts 
gerechtere  Grundsätze  populär  gemacht  hat. 

In  einer  andern  Lage  freilich  sind  diejenigen  Personen,  welche 
an  der  Eriegsführung  selbst  einen  thätigen  Antheil  nehmen, 
Toraus  das  Heer  und  wer  sonst  mit  den  Waffen  oder  durch  persön- 
lidie  Dienste  den  Kampf  unterstützt.  Nach  der  altem  wiederum 
barbarischen  Theorie  sprach  man  hier  von  einem  Recht  der  Sjîegs- 
gewalt  über  Leben  und  Tod  ihrer  activen  Feinde.  Das  humane 
Völkerrecht  von  heute  verwirft  auch  dieses  angebliche  Recht  der 
Gewalt  als  grundlos. 

Allerdings  wer  an  dem  Kampfe  Theil  nimmt,  freiwillig  oder 
gezwungen,  der  ist  den  Gefahren  des  Kampfes  Preis  gegeben  und 
dieser  Kampf  wird  auf  Leben  und  Tod  gefuhrt.  So  weit  das  natür- 
liche Recht  des  Kampfes  reicht,  so  weit  muss  auch  das  Recht  gehen, 
den  kämpfenden  Feind  zu  tödten,  aber  nicht  weiter.  Jenes  Recht 
aber  ist  bedingt  durch  die  rechtliche  Bedeutung  und  begrenzt  durch 
den  Zweck  des  Kriegs.  Niemals  darf  der  Krieg  mit  seiner  furcht- 
baren Gewalt  selber  Zweck  sein.  Er  ist  immer  nur  statliche  Rechts- 
hülfe  und  ein  Mittel  für  Statszwecke.  Deshalb  ist  die  Kriegsgewalt 
keine  absolute.  Sie  findet  demnach  von  Rechts  wegen  ihre  Grenze 
imd  ihr  Ende,  wo  sie  nicht  mehr  dem  Statszweck  dient. 

Es  ist  daher  erlaubt,  den  Feind,  der  Widerstand  leistet,  mit 
tödüichen  Geschossen  zum  Weichen  zu  nöthigen,  erlaubt,  den  be- 
wehrten Gegner  im  Einzelkampfe  zu  tödten,  erlaubt,  den  fliehenden 
Feind  zu  yerfolgen,  weil  das  Alles  nöthig  ist,  um  den  Sieg  zu  er- 
streiten und  zu  sichern.  Aber  es  ist  nicht  erlaubt,  den  Feind,  der 
seine  Waffen  ablegt  imd  sich  ergiebt,  oder  der  verwundet  auf  dem 
Schladitfelde  liegt  und  unfähig  ist,  den  Kampf  fortzusetzen,  und 
nicht  erlaubt,  die  Aerzte,  Feldgeistlichen  und  andere  Nichtkämpfer 
einzeln  zu  tödten,  weil  das  nicht  nöthig  ist,  um  den  Sieg  zu  ge- 
winnen, die  unzweckmässige  Tödtung  aber  rohe  Grausamkeit  wäre« 
Die  kriegerische  Gewalt  darf  nicht  dem  zügellosen  Hasse  und  wilder 
Rachsudit  dienen,  denn  sie  ist  Rechtshülfe  und  Statsgewalt    Dies 
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Gebot  der  Menschlichkeit  daxf  auch  nicht  von  der  aufgeregten  Wuth 
der  kriegeriBchen  Leidenschaft  überhört  werden.  Der  militärische 
Befehl,  „keinen  Pardon  zu  geben  und  Alles  niederzumachen",  ist 
eine  YÖlkerrechtswidrige  Barbarei  und  wird  nur  als  Repressalie  noch 
und  zur  Abwendung  eigener  äusserster  Lebensgefahr  zugelassen. 
Auch  hier  ist  es  wieder  Va ttel,  welcher  die  humaneren  Grundsätze 
des  neuen  Völkerrechts  zuerst  mit  Erfolg  vertheidigt  hat.  Um  dieses 
Verdienstes  willen  um  die  Civilisation  gebührt  ihm  eine  hohe  Stelle 
unter  den  Lehrern  und  Förderern  des  Völkerrechts. 

Mit  grossem  Nachdruck  und  Eifer  för  militärische  Ehre  be- 
streitet er  auch  den  absurden  Satz  der  firüheren  Schriftsteller,  dass 
man  dem  hartnäckigen  Vertheidiger  eines  festen  Platzes  den  Tod 
als  Strafe  drohen  dürfe,  wenn  er  denselben  nicht  übergebe.  Die 
Tapferkeit  des  Feindes  wird  niemals  ein  strafwürdiges  Verbrechen, 
auch  nicht,  wenn  sie  eine  vielleicht  unhaltbare  Stellung  zu  behaupten 
sucht.  Während  des  Kampfes  ist  Schonung  nicht  am  Platze  und, 
wer  sein  eigenes  Leben  einsetzt,  mit  dem  darf  man  nicht  rechten, 
wenn  er  das  Leben  seines  Feindes  angreift.  Die  hartnäckigste  Ver- 
theidigung  kann  dazu  dienen,  dem  übermächtigen  Feinde  Achtung 
abzunöthigen  und  bessere  Friedensbedingnngen  zu  erzielen.  Zur 
Strafe  darf  der  Sieger  nur  die  tödten,  welche  ein  strafbares  Ver- 
brechen begangen  haben,  z.  B.  die  Seeräuber,  die  Spione  oder 
Marodeurs.  Aber  diese  Art  der  Tödtung  setzt  ein  strafgerichtliches 
Verfahren  voraus,  wenn  auch  vielleicht  das  summarische  des  Stand- 
rechts.   Das  ist  nicht  mehr  Kampfesrecht,  sondern  Strafrecht 

Auch  das  Becht,  die  Angehörigen  des  feindlichen  States,  vor- 
züglich die  bei  der  Kriegsführung  Betheiligten  zu  Kriegsgefangenen 
zu  machen,  ist  durch  den  Zweck  des  Kriegs  begrenzt  und  darf  nur 
als  ein  Mittel  zum  endlichen  Frieden  benutzt  werden.  Die  Kriegs- 
gefangenschaft der  neueren  Zeit  ist  nicht  mehr,  wie  die  antike,  eine 
zeitige  Sdaverei.  Die  Grundsätze,  welche  Preussen  und  die  Ver- 
einigten Staten  in  einem  Vertrag  von  1785  anerkannt  haben,  sind 
nach  und  nach  allgemeines  Recht  geworden.  Die  Kriegsgefangenen 
dürfen  nicht  als  Verbrecher,  nicht  als  Züchtlinge  behandelt  werden« 
Sie  werden  nicht  zur  Strafe,  sondern  der  Sicherheit  wegen  und  um 
den  Feind  eher  zum  Frieden  zu  nöthigen,  in  ihrer  Freiheit  beschränkt 
und  verwahrt  Sie  dürfen  daher  nicht  misshandelt  und  gequält,  noch 
zu  Arbeiten  angehalten  werden,  welche  ihrer  Lebensstellung  nicht 
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angemessen  sindf  auch  dann  nicht,  wenn  man  Ton  ihnen  fordeni 
kann,  dasB  sie  ihren  Lebensunterhalt  mit  ihrer  Arbeit  Terdienen. 
Sogar  ihre  Bewegung  und  ihre  Beschäftigung  sind  nicht  mehr  zu 
beschränken,  als  es  das  Interesse  der  Sicherheit  fordert»  Die  heutige 
Sitte  verlangt  sogar,  dass  die  kriegsgefangenen  Officiere  auf  ihr 
Ehrenwort  in  relativer  Freiheit  gelassen  werden.  Nur  wenn  sie  die- 
selbe missbrauchen  zu  statsfeindlichen  Zwecken  oder  Fluchtrersuche 
machen,  sind  sie  strenger  zu  bewachen.  So  lange  nicht  die  Sicher- 
heit und  die  gute  Ordnung  darunter  leiden,  sind  auch  den  Kriegs- 
gefangenen unbedenklich  diejenigen  Genüsse  zu  verstatten,  für  welche 
sie  auf  eigene  Kosten  sorgen  oder  die  ihnen  von  ihren  Landsleuten 
und  Freunden  ermöglicht  werden. 

Mit  edler  Scn*ge  nimmt  sich  das  heutige  Völkerrecht  auch  der 
verwundeten  Feinde  an.  Die  Beschlüsse  des  internationalen  C!on- 
grasses  zu  Genf  im  August  1864,  welcher  auf  Einladung  der  Schweiz 
von  einer  grossen  Anzahl  von  Staten  beschickt  wurde,  erkennen  den 
Bechtsgrundsatz  an,  dass  die  ärztliche  Sorge,  welche  den  eigenen 
Verwundeten  zu  Thefl  wird,  auch  auf  die  verwundeten  Feinde  in 
wesentlich  gleicher  Weise  ausgedehnt  werden  solle.  So  ward  das 
christliche  Prindp  der  Feindesliebe  in  die  bindende  Form  des 
Menschen-  und  Völkerrechts  übersetzt. 

Feindliches  Vermögen  im  Landkriege. 

Nicht  minder  gross  sind  die  Fortschritte,  welche  das  neuere 
Völkerrechtt  in  der  Anerkennung  und  dem  Schutze  des  feindlichen 
Vermögens  gemacht  hat  Freilich  besteht  hier  noch  zwischen  Land- 
und  Seekrieg  ein  bedeutender  Unterschied.  Li  jenem  ist  die  alte 
Barbarei  fiiiher  und  vollständiger  überwunden  worden,  als  in  diesem. 

Die  antiken  Völker,  welche  den  Feind  als  rechtlos  ansahen, 
betrachteten  auch  das  Vermögen  aller  derer,  die  sie  Feinde  nannten, 
als  einen  Gegenstand  freier  Besitz-  und  Wegnahme.  Das  Grund- 
eigenthum  der  Feinde  verfiel  dem  siegreichen  Stat,  ihre  Habe  ward 
von  den  Truppen  erbeutet  und  dem  Feldherm  überliefert,  welcher 
fiber  die  Vertheilung  frei  verfugte.  Keine  Rechtsvorschrift  hinderte 
das  Heer,  die  Häuser  der  Feinde  abzubrennen  und  ihre  Pflanzungen 
zu  verwüsten.  Die  Sitte  war  freilich  oft  menschlicher  als  das  Becht 
und  die  Politik  schonte  oft,  wo  das  Becht  Zerstörung  und  Raub  g^ 
rtattete.    Aber  in  vielen  Fällen  zeigte  sich  auch  die  wilde  Rohheit 
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eines  barbarisdieii  Kriegsrechte  in  ihrer  scheosslichen  Gestalt,  ohne 
Mass  und  ohne  Scham. 

Nicht  viel  anders  war  es  im  Mittelalter.  Die  damaligen  Fehden 
waren  weniger  blutig  als  die  antiken  Schlachten,  aber  um  so  ver- 
derblicher für  das  Eigenthum  und  den  Wohlstand  der  betroffenen 
Gegenden.  Das  Grundeigenthum  blieb  zwar  meistens  unverändert, 
aber  die  Dörfer  wurden  niedergebrannt,  die  Burgen  gebrochen,  die 
Bäume  umgehauen,  das  Vieh  we^efuhrt,  die  Habe  der  friedlichen 
Leute  als  gute  Beute  geraubt. 

Auch  hier  bewährt  jener  Grundsatz  des  heutigen  Rechts,  dass 
der  Krieg  gegen  den  Stat  und  nicht  gegen  die  Privaten  geführt 
werde,  seine  heilsame  Wirkung. 

Wir  unterscheiden  nun  zwischen  öffentlichem  Vermögen 
und  Privatgut.  Das  öffentliche  Vermögen,  welches  dem  feindlichen 
State  gehört,  darf  im  Kriege  angegriffen  und  von  dem  Sieger  weg- 
genommen werden.  Voraus  bemächtigt  sich  die  Kriegsgewalt  aller 
der  Sachen  des  Feindes,  welche  Bezug  auf  die  Kriegsführung  selber 
haben,  der  Waffen,  der  öffentlichen  Magazine  und  Vorräthe,  der 
Kriegscasse,  denn  voraus  ist  die  Kriegsgewalt  berechtigt,  dem  Feinde 
die  Mittel  zu  entwinden,  mit  denen  derselbe  Krieg  führt  und  Wider- 
stand leistet.  Femer  ergreift  sie,  indem  sie  in  feindlichem  State 
foHschreitet,  die  Zügel  der  Statsgewalt  und  nimmt  mit  Recht  die 
öffentliche  Autorität  einstweilen  für  sich  in  Anspruch.  Sie  verfügt 
daher  über  die  öffentUchen  Gebäude,  nimmt  die  Finanzgefalle  aller 
Art  in  ihre  Hand,  und  erstreckt  ihre  Hand  über  die  öffentlichen 
Cassen;  denn  es  dient  das,  den  feindlichen  Stat  zu  überwinden  und 
zum  Frieden  zu  zwingen. 

Indessen  sogar  innerhalb  des  öffentlichen  Vermögens  beginnt 
die  civilisirte  Welt  feiner  zu  empfinden  und  wichtige  Unterscheidungen 
zu  machen.  Nicht  alles  öffentliche  Gut  dient  in  gleicher  Weise  dem 
State  imd  daher  auch  schliesslich  seiner  Kriegsmacht.  Viele  öffent- 
liche Anstalten  dienen  mit  ihrem  Vermögen  andern,  eher  socialen 
Zwecken.  Die  Ejrchen  sind  den  religiösen  Bedürfnissen  der  Be- 
wohner geweiht.  Die  Spitaler  sind  für  Kranke  bestimmt.  Die  Schulen, 
die  Bibliotheken,  die  Laboratorien,  die  Sammlungen  sind  für  die 
Zwecke  der  Bildung  und  der  Wissenschaft  gegründet  Eben  deshalb 
sind  sie,  wie  die  Amerikanischen  Kriegsvorschriften  es  ausdrucken 
(§  84),  nicht  im  Sinne  des  Kriegsrechts  als  öffentliches  Vermögen 


Bnkitiiiig.  41 

zn  betrachten  tond  sollen  ihren  Zwecken  nicht  entfremdet  werden. 
Der  Banb  Yon  Eunstschätzen  und  Denkmälern,  noch  in  den  Beyo- 
lutionskriegen  za  Anfang  dieses  Jahrhunderts  oft  geübt,  erscheint 
dem  öffentlichen  Gewissen  bereits  als  aostössig  und  widerrechtlich, 
weil  diese  Dinge  keinen  nahen  Bezug  auf  den  Stat  und  den  Krieg 
haben,  sondern  der  friedlichen  Cultur  der  bleibenden  Nation  dienen. 

Wenn  das  heutige  Völkerrecht  sogar  einen  Theil  der  öffent- 
lichen Güter  Yor  den  Griffen  des  Siegers  bewahrt,  so  yersteht  sich 
der  Schutz  des  Privateigenthums  nun  von  selbst  Ein  Recht  des 
Siegers,  das  Grundeigenthum  den  Priyaten  wegzunehmen  und  sich 
anzaeignen,  wird  nicht  mehr  anerkannt.  Die  Eroberung  ist  ein  Act 
der  Statsgewalt,  und  lasst  das  Priyateigenthum  unyersehrt.  Der 
Pariser  Cassationshof  hat  daher  mit  gutem  Grunde  entschieden,  dass 
selbst  die  fürstlichen  Priyatgüter  kein  Gegenstand  der  Eroberung 
seien  und  dass  nur  die  Güter,  weldie  dem  Fürsten  als  Statshaupt 
ZQgehören,  yon  dem  siegenden  Feinde  weggenommen  werden  dürfen. 
Das  Priyateigenthum  ist  also  nur  insofern  der  Kriegsgewalt  unter- 
worfen, als  es  auch  der  Statsgewalt  unterworfen  bleibt  Die  Grund- 
eigenthümer  müssen  sich  geüedlen  lassen,  dass  das  Heer,  soweit  die 
Kriegsoperationen  es  nöthig  machen,  yorübergehend  ihre  Häuser  und 
Güter  besetze;  aber  sobald  das  kriegerische  Nothrecht  mit  der  Noth 
selbst  erlischt,  tritt  auch  die  Regel  des  freien  Eigenthums  yon  selber 
wieder  in  Kraft. 

Endlich  hat  das  gereiftere  Kechtsbewusstsein  der  ciyilisirten 
Welt  es  eingesehen,  dass  auch  jenes  angebliche  Beuterecht  im 
Krieg,  trotz  der  zahlreichen  und  ehrwürdigen  Autoritäten  der  römi- 
sdien  Rechtswissenschaft  und  der  mittelalterlichen  Rechte,  eitel 
Unrecht  sei  und  sich  mit  einer  gesicherten  Weltordnung  durchaus 
nicht  yertrage.  Es  ist  beschämend  für  unsere  Wissenschaft,  dass 
sie  in  dieser  wichtigen  Frage  nicht  eher  die  Wahrheit  erkannt  hat, 
äU  bis  ihr  die  yeredelte  Ejîegsfiihmng  der  heutigen  Staten  durch 
die  thatsächlidie  Missbilligung  und  durch  das  militärische  Verbot 
aller  Beutemacherei  yorausgegangen  ist  Während  die  Gelehrten  sich 
noch  immer  durch  die  alten  Autoritäten  täuschen  liessen,  arbeiteten 
die  Generale  mit  eiserner  Disciplin  an  der  Abschaffung  jenes  offen- 
baren Raubs,  den  man  yergeblich  sich  bemüht,  als  Recht  auszugeben. 
Worauf  denn  sdilte  sich  dieses  angebliche  Beuterecht  gründen?  Etwa 
auf  den  alten  Wahn,  dass  der  Feind  ein  rechtloses  Wesen  sei?  Aber 
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der  Feind  ist  ein  Mensch  und  jeder  Mensch  ein  Bechtswesen*  Oder 
auf  die  Vorstellung,  dass  im  Kriege  die  Gewalt  herrsche?  Aber  es 
ist  ja  der  Beruf  des  Völkerrechts,  auch  die  Kriegsgewalt  mit  den 
Zügeln  des  Rechts  zu  bändigen.  Oder  auf  den  Gedanken,  dass  dem 
Feinde  zu  schaden  natürliches  Kriegsrecht  sei?  Aber  die  Privat- 
personen sind  als  solche  nicht  Feinde,  und  das  Privateigenthum  darf 
daher  nicht  willkürlich  geschädigt  werden.  Oder  auf  die  Ueberein- 
stimmung  der  Völker?  Aber  die  cirilisirtesten  Völker  verwerfen  das 
Beuterecht  als  Baubrecht. 

So  entschieden  hat  sich  die  civilisirte  Kriegsfuhrung  in  unsem 
Tagen  von  der  alten  Barbarei  losgesagt,  dass  sogar  die  Lebensmittel, 
deren  das  Heer  in  feindlichem  Lande  bedarf,  regelmässig  eingekauft 
und  baar  bezahlt  werden.  Die  scheussliche  Maxime,  nicht  etwa  nur 
des  dreissigjährigen  Kriegs,  sondern  noch  der  Bevolutionskriege  zu 
Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  des  jetzigen  Jahrhunderts,  dass 
der  Krieg  sich  selber  ernähren  müsse  und  dass  daher  die  Heere  in 
Feindesland  auf  Kosten  der  friedlichen  Bewohner  leben  dürfen,  wird 
heute  von  der  öffentlichen  Meinung  als  Barbarei  gebrandmarkt.  In 
der  Noth  freilich,  wenn  ausreichende  Lebensmittel  und  andere  un- 
entbehrliche Sachen  in  ordentlicher  Verkehrsform  nicht  zu  erwerben 
sind,  vielleicht  weil  die  Einwohner  sie  nicht  dem  Heere  verkaufen 
wollen,  oder  die  Lieferungen  zurück  bleiben,  dann  kann  es  dem 
Truppenkörper  nicht  verwehrt  werden,  auch  mit  Gewalt  sich  die 
Dinge  anzueignen,  ohne  die  er  nicht  leben  und  seine  Bestimmung 
erfüllen  kann;  denn  niemals  kann  die  öffentliche  Gewalt  ihre  Existenz 
dem  Privatrechte  zum  Opfer  bringen,  vielmehr  muss  dieses  der  Noth 
des  States  weichen.  Aber  sogar  in  diesem  äussersten  Falle  erkennt 
die  heutige  Kriegsgewalt,  soweit  nicht  das  Becht  zur  Besteuerung 
oder  das  Becht  auf  Kriegslasten  (Fuhrwerke,  Einquartirung)  die 
Forderung  unentgeltlicher  (wenigstens  vorläufig  unentgeltlicher)  Leist- 
ungen rechtfertigt,  die  Pflicht  schatzungsgemässer  Entschädigung  an, 
und  zieht  die  geordnete  Auferlegung  von  Gontributionen  auch  der 
aus  Noth  erlaubten  Marode  entschieden  vor. 

Am  wenigsten  ist  es  den  Kriegsleuten  gestattet,  die  Hauswirthe, 
bei  denen  sie  einquartirt  werden,  zu  beschädigen  und  zu  bestehlen. 
Wo  dergleichen  Unfug  imd  Unrecht  noch  gelegentlich  vorkommt  und, 
sei  es  aus  Bachsucht  oder  aus  Gewinnsucht,  auch  von  den  Of&cieren 
noch  geduldet  wird,  da  geschieht  dies  nicht  mehr  im  Sinne  sondern 


mit  Widerqnrack  des  heatigen  EriegsrechtB.  Die  Ehre  einer  £8- 
ciplinîrten  Armee  und  der  cinlisirten  Eriegsfiihnmg  fordert  strenge 
Besta-afong  solcher  Missbräuche  und  Missethaten. 

Kur  ganz  ausnahmsweise  wird  im  heutigen  Landkriege  noch 
die  Beute  gestattet.  Die  Kriegsrfistung  insbesondere  der  bewehrten 
Feinde,  ihre  Waffen  und  Pferde  sind  heute  noch  Gegenstand  erlaubter 
Beute,  weil  yor  der  nahen  Beziehung  dieser  Sachen  zur  Kampfes- 
führung  die  Eücksicht  auf  das  Priyateigenthum  zurück  tritt  Diese 
Sachen  dienen  dem  Krieg  und  verfallen  deshalb  dem  Sieger.  Da- 
gegen gilt  es  bereits  als  unwürdig  und  dem  civilisirten  Kriegsrechte 
Bicht  mehr  entsprechend,  dem  besiegten  Gegner  sein  Geld  oder  seine 
Kleinode  wegzunehmen.  Auch  der  Kriegsgefangene  bleibt  Privat« 
eigenthumer.  Nur  wenn  ein  Officier  grosse  Geldsummen  mit  sich 
fiikt,  so  werden  diese  nicht  als  Privatgut,  sondern  als  Kriegsmittel 
ond  Kriegsgut  betrachtet 

Ebenso  wird  dem  Sieger  gewöhnlich  noch  verstattet,  dem  todt 
auf  dem  Schlachtfeld  gebliebenen  Feinde  die  Habe  wegzunehmen, 
die  er  zurüddässt.  Die  TÖllige  Unsicherheit  dieser  Yerlassenschaft 
las8t  die  Wegnahme  in  milderem  Lichte  erscheinen.  Indessen  der 
ehrenhafte  Sieger  wird  solche  Sachen  doch  nur  insofern  behalten, 
als  er  die  rechtmässigen  Erben  nicht  kennt,  und  sie  herausgeben, 
sobald  Jemand  ein  besseres  Becht  daran  nachweist  Die  heimliche 
Uarode  aber  den  Schlachtfeldern  nachschleichender  Diebe  wird  nicht 
mehr  geduldet,  sondern  als  ein  schweres  Verbrechen  bestraft. 

Zuweilen  vertheidigt  man  noch  heute  die  Erlaubniss  zur  Plün- 
deroi^  eines  hartnäckig  vertbeidigten  Platzes,  mit  dem  Bedürfniss 
der  Kriegsfuhrmig,  die  Angreifer  durch  die  Aussicht  auf  Gewinn  zum 
Staime  zu  ermuthigen.  Indessen  ist  das  nur  die  alte  Barbarei,  welche 
versucht,  sich  in  diesem  letzten  Schlupfirinkel  noch  eine  2^it  lang 
vider  die  bessere  Rechtsordnung  zu  halten.  Ganz  mit  denselben 
schlechten  Gründen  hatte  man  vordem  den  Stürmenden,  auch  die 
Frauen  in  dem  erorberten  Platze  Preis  gegeben.  Was  seiner  Natur 
1^  schändliches  Unrecht  ist,  das  darf  auch  nicht  als  Belohnung 
versprochen  und  nicht  als  ein  Mittel  benutzt  werden,  um  den  Pflicht- 
^er  leidenschaftlich  aufzuregen. 

Feindliches  Vermögen  im  Seekrieg. 
Viel  zäher  hat  die  alte  Barbarei  im  Seekrieg  der  Aufnahme 


44  Einldftmig. 

neuer,  das  Priyateigenthum  auch  im  Kriege  schützender  Gnmdsätze 
widerstanden.  Sie  ist  hier  vorzüglich  von  einem  State  vertheidigt 
worden,  der  in  anderer  Hinsicht  sich  nnläugbare  Verdienste  um  die 
Ausbildung  eines  humaneren  Völkerrechts  erworben  hat,  nämlich  yen 
England,  der  grössten  modernen  Seemacht. 

Die  englischen  Statsmänner  und  Rechtsgelehrten  voraus  be- 
haupteten, das  Beuterecht,  das  im  Landkriege  besser  aufgegeben 
werde,  sei  für  den  Seekrieg  nicht  zu  entbehren.  Sie  wiesen  darauf 
hin,  dass  die  Landmächte  in  der  Besitznahme  und  Eroberung  des 
feindlichen  Landes  ein  eingreifendes  und  wirksames  Zwangsmittel 
besitzen,  um  den  feindlichen  Stat  zur  Anerkennung  ihrer  Rechts- 
ansprüche und  Forderungen  zu  nöthigen,  dass  aber  die  Seemächte 
dieses  Zwangsmittels  entbehren,  weil  ihre  Macht  auf  die  See  und 
die  Seeküsten  beschränkt  sei.  Sie  gründeten  auf  diesen  Unterschied 
die  Nothwendigkeit  für  die  Seestaten,  nach  einem  andern  Zwangs- 
mittel zu  greifen,  und  als  solches,  meinten  sie,  biete  sich  nur  die 
Unterdrückung  des  Seehandels  und  die  Wegnahme  der  feindlichen 
Schiffe  und  Kaufwaaren  an.  Allein  niemals  kann  die  Schwäche  der 
rechtmässigen  Kriegsmittel  ein  Grund  sein,  um  die  Zulässigkeit  un- 
rechtmässiger Kriegsmittel  zu  rechtfertigen.  So  wenig  der  Finanz- 
mann, dem  es  nicht  gelungen  ist,  ein  Darlehen  abzuschliessen,  die 
leeren  Statscassen  dadurch  füllen  darf,  dass  er  den  Reichen  all  ihr 
Geld  wegnehmen  lässt,  so  wenig  darf  der  Kriegsmann  deshalb  das 
Privatgut  zur  See  berauben,  weil  die  Kanonen  seiner  Schiffe  nicht 
ins  Innere  des  Landes  wirken.  Die  Kaufleute  des  feindlichen  States 
sind  als  solche  keine  Feinde,  weder  der  Seemacht  noch  der  Land- 
macht gegenüber;  und  wenn  diese  genöthigt  ist,  ihr  Privatrecht  zu 
achten,  so  liegt  der  Seemacht  ganz  dieselbe  Pflicht  ob  aus  ganz  den- 
selben Gründen.  Die  frühere  Barbarei  im  Landkrieg  wurde  ganz 
ebenso  damit  vertheidigt,  dass  die  Schädigung  der  Feinde  ein  im- 
entbehrliches  Mittel  sei,  um  den  Feind  zur  Nachgiebigkeit  zu  zwingen. 
Man  hat  dieselbe  abgeschafft,  weil  man  das  Unrecht  imd  die  Ver- 
derblichkeit dieses  Kriegsmittels  erkannt  hat.  Dieselbe  Einsicht  wird 
endlich  auch  das  Beuterecht  im  Seekrieg  als  einen  Flecken  der 
heutigen  Weltordnung  erkennen  lassen  imd  dieselbe  davon  reinigen 
helfen. 

Vor  einem  Menschenalter  stand  es  freilich  noch  schlimmer  als 
gegenwärtig.    Sowohl  die  Schiffe  der  feindlichen  Nation  sammt  ihrer 
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Ladung  als  die  feindlichen  Kanfgüter,  selbst  wenn  sie  auf  neutralen 
Schiffen  yerfuhrt  wurden,  schienen  ein  offener  Gegenstand  der  See- 
bente  zu  sein,  obwohl  sie  nicht  im  Eigenthom  des  States  waren,  mit 
welchem  Krieg  gefuhrt  wurde,  sondern  der  Privaten,  gegen  welche 
nicht  Krieg  geführt  ward.  Man  bedachte  nicht  einmal,  dass  die 
Enteignung  dieser  als  gute  Prise  weggenommenen  Privatgüter  sogar 
die  Grenzen  eines  Zwangsmittels  gegen  den  Feind  überschreite,  in- 
dem sie  nicht  wie  die  Beschlagnahme  für  die  Forderungen  ein  Unter- 
pfand schafft,  sondern  über  den  Frieden  hinaus  wirkt  und  das  Recht 
friedlicher  Privaten  völlig  aufzehrt. 

Indessen  einige,  freilich  noch  nicht  genügende,  Fortschritte 
8ind  gemacht  worden,  um  auch  das  Seekriegsrecht  zu  civilisiren. 

Es  verdienen  vorzüglich  folgende  Massregeln  Erwähnung: 

1.  Die  endliche  Missbilligung  und  Abschaffung  der  Kaperei. 
Nach  der  früheren  räuberisdien  Praxis  begnügten  sich  die  Seemachte 
nicht  damit,  durch  ihre  Kriegsmarine  den  Seehandel  zu  behindern 
und  die  Rheder  und  Kaufleute  der  feindlichen  Nation  nach  Kräften 
zu  schädigen.  %e  riefen  sogar  die  Baublust  der  Privatunternehmer 
ZQ  Hülfe  und  ermächtigten  dieselben,  mit  ihren  Kaperschiffen  auf 
Beute  auszulaufen.  Es  war  das  ein  von  State  wegen  in  Kriegszeiten 
antorisirter  Seeraub.  Vergeblich  hatten  sich  im  vorigen  Jahr- 
hundert philanthropische  Männer,  wie  Franklin,  gegen  diese  schmach- 
rolle  Unsitte  erklärt.  Auch  ein  Statsvertrag  zwischen  den  Vereinigten 
Staten  von  Nordamerika  und  Preussen  vom  Jahr  1785,  worin  beide 
Mächte  versprachen,  niemals  Kaperbriefe  wider  einander  auszustellen, 
blieb  ohne  allgemeine  Nachfolge.  Während  der  Napoleonischen  Kriege 
noch  waren  die  französischen  Kauffahrer  aus  allen  Meeren  von  den 
Engländern  weggefegt  worden  und  französische  Waaren  nirgends  vor 
der  englischen  Confiscation  sicher,  so  weit  die  englische  Seemacht 
reichte.  Die  Gontinentalsperre,  welche  der  Kaiser  Napoleon  gegen 
England  in  Europa  anordnete,  war  nur  Wiedervergeltung,  aber  nidit 
wirksam  genug,  um  von  England  den  Verzicht  auf  die  Seebeute  zu 
erzwingen. 

Endlich  haben  sich  auf  dem  Pariser  Congress  vom  Jahr  1856 
die  versammelten  Mächte  zu  dem  wichtigen  Satze  des  heutigen  euro-* 
paischen  Völkerredits  geeinigt:  ,JDie  Kaperei  ist  abgeschafft" 
Uider  ist  derselbe  durch  den  Widerspruch  der  Vereinigten  Staten 
noch  nicht  allg^nein  anerkanntes  Becht  geworden.    Die  Weigerung 
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Nordamerikas  znznatiminen  beruhte  freilich  auf  einem  Grunde,  der 
an  sich  volle  Billigung  yerdient.  Der  Präsident  wollte  nicht  damit 
die  Kaperei  gutheissen,  sondern  er  erklärte  nur,  dass  die  Abschaffung 
derselben  für  sich  allein  und,  so  lange  nicht  auf  das  yerwerfliche 
Beuterecht  zur  See  überhaupt  verzichtet  werde,  eine  unzureichende 
und  sogar  eine  gefahrliche  Massregel  sei.  Es  ist  wahr,  die  grossen 
Seemächte,  welche  über  eine  zahlreiche  Kriegsmarine  verfügen,  be- 
dürfen der  Beihülfe  der  Kaper  nicht,  und  ihre  Ueberlegenheit  im 
Seekrieg  über  schwächere  Seestaten  mit  zahlreicher  Handelsmarine 
aber  wenig  Kriegsschiffen  wird  dadurch  eher  vergrössert,  weil  nun 
die  letztern  Staten  der  vielleicht  nützlichen  Hülfe  von  Kaperschiffen, 
in  die  sich  die  Kauffafarer  verwandeln  können,  entbehren  müssen. 
Indessen  war  jene  Weigerung  doch  ein  Fehler;  denn  es  ist  nicht 
recht,  was  man  selbst  für  Unrecht  erklärt,  deshalb  festzuhalten,  weil 
daneben  noch  anderes  Unrecht  fortbesteht,  noch  politisch  klug,  ein 
erreichbares  minderes  Gut  nicht  anzunehmen,  weil  ein  grösseres 
wünschbares  Gut  noch  nicht  erlangt  wird.  Die  Abschaffung  der 
Kaperei  liegt  auf  dem  Wege  zur  Abschaffung  der  Seebeute,  sie  ist 
nicht  ein  Hindemiss  dieser  Entwicklung. 

2.  Die  Gefahr  für  die  Kauffahrer  ist  femer  durch  die  neuere 
Sitte  der  kriegführenden  Seemächte,  eine  ergiebige  Frist  anzusetzen, 
binnen  welcher  die  Schiffe  der  feindlidien  Nation  ungefährdet  aus 
den  Häfen  des  Krieg  drohenden  States  auslaufen  und  sich  mit  ihrer 
Ladung  nach  einem  sichern  Hafen  flüchten  können,  erheblich  er- 
mässigt  worden.  In  dem  Ijriege  mit  Russland  von  1854,  1855 
haben  die  Westmächte  England  und  Frankreich  ein  nachahmungs- 
würdiges Beispiel  der  Art  gegeben. 

3.  Femer  wurden  auf  dem  Pariser  Congress  von  1856  zwei 
wichtige  Gesetze  in  das  Völkerrecht  aufgenommen: 

a)  „Die  neutrale  Flagge  deckt  die  feindliche  Waare, 
mit  einziger  Ausnahme  der  Kriegscontrebande.^^  Da  kein 
Stat  auf  offenem  Meere  eine  Gebietshoheit  besitzt,  so  ist  schon  lange 
der  völkerrechtliche  Satz  anerkannt,  dass  jedes  Schiff  auf  offener 
See  nur  der  Schutzhoheit  und  Statsgewalt  seines  eigenen  Landes 
unterthan  ist  Die  nationale  Flagge  bezeichnet  den  Stat,  dem  das 
Schiff  angehört.  Es  wird  betrachtet  wie  ein  sdiwimmender  Theil 
des  betreffenden  Statsgebiets.  Es  war  daher  nur  folgerichtig,  das 
feindliche  Privateigenthum  in  neutralen  Schiffen  ebenso  zu  achten, 
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wie  weiiiL  es  in  dem  neutralen  Lande  ware*  Det  Krieg  darf  das 
neutrale  Gebiet  nicht  antasten.  Es  ist  Friedensland.  Die  Kriegs- 
eon^bande  macht  deshalb  eine  Ansnahme,  weil  sie  der  Kriegspartei 
als  solcher  zu  Kriegszwecken  zugeführt  wird.  Im  Uebrigen  gilt  nun 
der  Satz:  „Frei  Schi«;  frei  Gut". 

b)  Ueberdem  soll  die  „neutrale  Waare"  auch  auf  feind- 
lichem Schiffe  gegen  das  Prisenrecht  gesichert  werden,  d«  h.  das 
Beaterecht  darf  nur  auf  feindliche  Schiffe  und  auf  Waaren  der  feind- 
lichen Nation  auf  feindlichen  Schiffen  angewendet  werden.  Auf 
^unfreiem  Schiff'^  kann  es  also  „freies  Gut"  geben. 

4.  Endlich  hat  der  Pariser  Congress  von  1856  auch  das  oft 
^nimässig  geübte  Blokaderecht  durch  die  Bedingung  beschränkt) 
dass  die  Blokade  „wirksam"  sein  müsse,  um  anerkannt  zu  werden, 
i  h.  die  Seesperre  gilt  nur  insoweit,  als  die  Seemacht,  welche  sie 
im  Kriege  anordnet,  dieselbe  auch  thatsächlich  und  mit  fortgesetztem 
Erfolg  handhabt,  also  nicht,  wenn  es  ihr  an  den  nöthigen  Kriegs- 
sduffen  mangelt,  um  die  Ein-  und  Ausfahrt  in  den  blokirten  Hafen 
durchweg  zu  veriiindem. 

Es  sind  das  Alles  bedeutende  Ermässigungen  des  hergebrachten 
fiauhredites  der  Seebente.  Aber  ein  wahrhaft  cirilisirtes  Seekriegs- 
r^  irird  erst  dann  Yorhanden  sein,  wenn  die  ganze  Seebeute 
ebenso  im  Prindp  untersagt  wird,  wie  die  Beute  im  Landkrieg, 
wenn  Schiffe  und  Waaren  der  friedlichen  Bheder  und  Kauf  leute  zur 
See  ebenso  sicher  sind,  wie  die  Habe  der  Bewohner  des  Landes« 
I^iese  Fortbildung  des  Völkerrechts  wird  nicht  mehr  lange  ausbleiben. 
Audi  die  Seemächte,  welche  bisher  der  Forderung  des  natörlicfaen 
Rechts  keine  Folge  gegeben  und  der  Macht  der  Logik  sich  nicht 
gefugt  haben,  werden  schliesslich  der  lauten  Stimme  der  eigenen 
Interessen  G:ehör  geben.  Das  Beuterecht,  das  gegen  die  fremden 
S<^e  und  Waaren  yerübt  wird,  gefährdet  und  verletzt  nicht  blos 
^  Vermögen  der  feindlichen,  sondern  ganz  ebenso  der  eigenen 
Nation,  denn  Handel  und  Verkehr  sind  immer  wechselseitig.  Auch 
^  Handel  und  der  Credit  der  eigenen  Kaufleute  leiden  schwer  in 
folge  dieser  barbarischen  Ueberspannung  der  Kriegsübel;  und  volle 
Sichaiheit  hat  auch  ihr  eigenes  Frivateigenthum  erst  dann,  wenn 
alles  Privateigenthum  geachtet  wird.  Seit  den  Kriegen  Englands 
Dait  NapdeoD  L  hat  sich  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Welt  sehr  ver- 
âfidert.    Der  ene^he  Wdthandel  bedarf  nun  zu  seiner  Sicherung 
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kaum  minder  dee  YÖlkerrechtlichen  Schutzes,  als  der  französische, 
oder  nordamerikanische  oder  deutsche;  denn  so  mächtig  die  englische 
Kriegsmarine  auch  ist,  sie  wäre  doch  nicht  im  Stande,  zugleich  der 
feindlichen  Kriegsmarine  zu  begegnen  und  überall  die  englischen 
Kauffahrer  zu  schützen.  Wir  dürfen  daher  wohl  die  Hoffiiung  hegeo, 
dass  die  Vorschläge,  welche  Bremen  im  Jahre  1859  zum  Schutz  des 
friedlichen  Welthandels  gemacht  hat,  schliesslich  auch  die  Billigung 
Englands  finden  und  dann  zum  allgemeinen  Völkerrecht  erhoben 
werden.  Leider  ist  der  neueste  Versuch  Deutschlands  1870,  im 
Kriege  mit  Frankreich,  die  Seebeute  ganz  au&uheben  und  den  See- 
handel auch  der  feindlichen  Schiffe  zu  achten,  daran  gescheitert,  dass 
Frankreich  nicht  darauf  einging  und  überdem  das  firanzösisdhe  Ver- 
fahren auch  die  Deutschen  zu  EepressaÜen  reizte. 

Die  Neutralität. 

Zum  Schlüsse  verdient  noch  die  Ausbildung  der  Rechte  und 
Pflichten  der  neutralen  Staten  erwähnt  zu  werden,  welche  seit  dem 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ebenfalls  manche  Fortschril^  gemacht 
hat.  Indem  das  Becht  der  Neutralität  wächst,  wird  zugleich  das 
Recht  und  die  Gefahr  des  Krieges  eingeschränkt  Die  neutralen 
Staten  umschliessen  mit  ihrem  friedlichen  Gebiete  das  Kriegsgebiet. 
An  ihren  Grenzen  bricht  sich  die  Brandung  der  Kriegsfluth. 

Es  ist  überhaupt  ein  beachtenswerthes  und  preiswürdiges  Be- 
streben, wie  es  sich  in  dem  neuesten  Russischen,  dem  Italienisdien 
und  dem  Dänischen  Kriege  gezeigt  hat,  den  Krieg  möglidist  zu 
localisiren,  d.  h.  die  unvermeidliche  Gewalt  und  die  Uebel  des 
Krieges  auf  ein  möglichst  enges  Kriegsfeld  einzugrenzen.  Die  all- 
mählich erstarkte  Neutralität  hilft  den  Krieg  im  Grossen  localisiren. 
Dadurch  wird  die  Welt  vor  einem  allgemeinen  Weltbrand  geschützt 
und  es  wird  die  Macht  des  Friedens  auch  dem  Kriege  gegenüber 
fortwährend  bewährt.  Die  neutralen  Staten  vertreten  das  friedliche 
Regelrecht,  setzen  der  Ausnahme  des  Kriegsrechts  Schranken  und 
tragen  überdem  dazu  bei,  die  Leiden  des  Kriegs  zu  mildem,  indem 
sie  den  Verfolgten  und  Flüchtlingen  eine  friedliche  Zuflucht  eröffnen, 
und  den  Krieg  eher  zu  beendigen,  indem  sie  die  Friedensnnter* 
handlungen  erleichtem  und  vermitteln. 

Der  Anstoss,  welche  die  Russische  Kaiserin  Katharina  IL 
auf  den  Rath  ihres  Kanzlers  Pan  in  in  der  sogenannten  „bewaffneten 


Nentnlität*'  yon  1780  zum  Schütz  der  neutralen  SchifEfalirt  gegeben, 
imd  die  Y^iJbrednngen,  welche  in  derselben  Richtung  im  Jahre  1800 
Ton  d^i  nordisch^i  Machten  Bnssland,  Prenssen,  Schweden  nnd 
Dänemark  getroffen  worden,  haben  die  Rechte  der  neutralen  Schiff- 
fiüurt  in  Kriegszeiten  gekräftigt  und  Grundsätze  zuerst  vertheidigt, 
welche  endlich  auf  dem  Pariser  Congress  Ton  1856  allgemein  ge- 
faflligt  w<Mtlen  sind.  Noch  bestehen  freilich  aber  den  Begriff  der 
imeriaubten  Contrebande  manche  Zweifel,  welche  den  Handel  un* 
sicher  machen;  aber  auch  in  Eriegszeiten  und  selbst  wenn  der  Ver- 
dadit  der  Contrebande  sidi  erhebt,  ist  doch  das  früher  rücksichtslos 
geübte  Dnrchsuchungsrecht  der  feindlichen  Kriegsschiffe  gegenüber 
den  neutralen  Handelsschiffen,  sorgfaltiger  begrenzt  worden.  So 
lange  freilich  noch  die  Kriegspartei  allein  die  Prisengerichte  be- 
stellt, welche  darüber  erkennen,  ob  ein  weggenommenes  neutrales 
Sdüff  Contrebande  gefuhrt  habe  oder  die  rechtmässige  Blokade  in 
unerlaubter  Weise  habe  brechen  wollen,  so  lange  noch  sind  die 
Garantien  für  eine  unparteiische  Rechtspflege  gering.  Zwar  sind  die 
Piisengerichte  in  neuerer  Zeit  etwas  unbefangener  geworden  als 
früher,  sie  yermuthen  nicht  mehr  wie  ehedem  so  leichtsinnig  oder 
leidenschaiUich  für  die  Schuld  des  eingebrachten  Schiffes,  sie  sind 
geneigter  worden,  auch  die  Yertheidigung  zu  hören  und  zu  würdigen, 
die  Freisprechungen  sind  weniger  selten  geworden.  Aber  der  Grund- 
Charakter  eines  ausschliesslich  ron  der  Partei  gesetzten  und  be- 
setzten Gerichtshofs  wird  heute  noch  festgehalten  und  deshalb  können 
die  Neutralen  diese  Handhabung  der  Rechtspflege  noch  nicht  mit 
Vertnaem  betrachten. 

Indessen  den  Rechten  der  Neutralen  entsprechen  auch  Pflichten. 
Indem  die  Neutralen  yerlangen,  dass  sie  von  den  Folgen  und 
Wirkungen  des  Krieges  möglichst  wenig  betroffen  werden  und  dass 
die  Kxiegsgewalt  der  Feinde  vor  ihrer  friedlichen  Haltung  rücksichts- 
ToU  Yorbei  gehe,  so  dürfen  sie  auch  ihrerseits  nicht  an  der  Kriegs- 
fâhrung  sidli  betheiligen.  Die  neutralen  Staten  dürfen  nicht  kriegen 
helfen,  wenn  sie  in  ihrer  friedlichen  Neutralität  geaditet  bleiben 
woDen.  Wer  den  Feind  im  Kriege  und  zum  Kriege  unterstützti 
der  bort  auf,  neutral  zu  sein,  denn  neutral  sein  heisst  auf  keiner 
der  beiden  Seiten  Theilnehmer  am  Kriege  sein. 

Auf  die  Ausbildung  der  Rechte  und  der  Pflichten  der  Neutralen 
kak  einen  grossen  Einfluss  die  Neutralitatsacte  gehabt,  welche  zuerst 
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in  Nordamerika  auf  den  Betrieb  Hamiltons  und  im  EinverstandniBS 
mit  dem  Ersten  Präsidenten  Washington  im  Jahre  1794  erlassen 
und  im  Jahr  1818  revidirt  worden  ist.  Sie  ist  von  der  Englischen 
Parlamentsacte  yon  1819  nach-  und  fortgebildet  worden.  Der, letzte 
Bürgerkrieg  in  den  Vereinigten  Staten  hat  freilich  den  Glauben  an 
die  Wirksamkeit  dieser  Neutralitätsgesetze  einiger  Massen  geschwächt. 
Die  Vereinigten  Staten  beklagten  sich  darüber,  dass  England  nicht 
sorgfältig  und  nicht  entschieden  genug  éie  Begünstigung  der  Süd- 
staten verhindert  und  durch  Lieferung  von  englischen  Schiffm  die 
räuberischen  Kreuzer  ausgerüstet  habe,  welche  die  Meere  unsicher 
machten.  Auch  der  französisch-deutsche  Krieg  von  1870/71  hat  das 
Bedürfniss  einer  schärferen  Bestimmung  der  Neutralitätspflichten 
offenbar  gemacht. 

Die  theilweise  widerstrebenden  Interessen  des  freien  Handels 
der  Neutralen  auch  mit  der  Nation  der  Kriegspartei  und  der  uner- 
lässlichen  Enthaltsamkeit  von  jeder  Theilnahme  am  Krieg  von  Seite 
des  neutralen  Stats  sind  noch  mit  einander  im  Kampf  und  suchen 
noch  das  gerechte  Gleichgewicht. 

Das  Becht  der  nationalen  Entwicklung  nnd  der 
SelbstbestijDunung  der  Volker. 

In  unserer  Zeit  hört  man  ofk  die  laute  Klage,  der  Bestand  der 
Staten  selber  sei  nicht  mehr  wie  früher  durch  das  Völkerrecht  ge- 
sichert, die  Revolution  yon  Innen  und  die  UebermAcht  rojk  Aussen 
bedrohen  alle  legitimen  Gewalten,  imd  so  oft  ihnen  der  Umsturz 
eines  rechtlich  begründeten  Zustandes  glücke,  so  werde  die  yoUendete 
Thatsache,  das  heisst  zumeist  das  siegreiche  Unrecht  yon  den  Mächten 
als  neues  Hecht  gutgeheissen  und  anerkannt  Man  beschuldigt  das 
heutige  Völkerrecht,  es  habe  alles  Verständniss  verloren  für  die 
Rechtssicherheit  der  Staten  und  ihrer  Regierungen  und  huldige  jeder- 
zeit gefügig  dem  brutalen  Erfolg. 

Man  sehe  zu,  ob  denen,  welche  so  reden,  nicht  salber  alles 
Verständniss  fehlt  in  die  Natur  des  Völkerrechts  und  des  öffentlichen 
Rechts  überhaupt.  , 

Die  inneren  Ver&ssungsänderongen  eines  Stats  nnd  die  Wechsel 
der  Fürsteti  und  Dynastien  sind  meistens  Vorgänge  in  dem  Leben 
eines  einzelnen  Volkes  und  States  und  eben  deshalb  zunächst  stats- 
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rechtlich,  nicht  völkerrechtlich  za  beurtheilen.  Das  Völker- 
recht ordnet  nicht  die  einzelnen  Staten,  sondern  nnr  die  Beziehungen 
der  Staten  zu  einander.  Erst  in  zweiter  Linie  tritt  daher  an  das 
Volkerrecht  die  Frage  heran,  oh  ein  Stat,  der  eine  solche  Umwandhing 
ei&hren  hat  nnd  seine  thatsächlich  die  Statsgewalt  ausübende  Re- 
gierung auch  in  der  Statengemeinschaft  und  im  Statenverkehr  als 
souveräne  Personen  anzuerkennen  sden«  Für  das  Tölkerrechtliche 
Verhalten  ist  daher  die  statsrechtliche  Erledigung  gewohnlich  Mass 
gebend.  Jene  Vorwürfe,  auch  wenn  sie  gerecht  waren,  würden  daher 
eher  das  moderne  Statsrecht  treffen  als  das  Völkerrecht,  welches 
genöthigt  und  berufen  ist,  die  statlichen  Bildungen,  wie  sie  in  der 
Welt  existiren,  neben  einander  anzuerkennen  und  mit  einander  zu 
Terfainden. 

In  der  europäischen  Restaurationsperiode  von  1815  bis  1830 
tersuchten  es  die  Mächte  der  Heiligen  Allianz  auf  den  Gongressen 
Ton  Aachen  und  mehr  noch  auf  den  Gongressen  von  Laibach  und 
Verona  das  Prindp  der  dynastischen  Legitimität  zu  einem 
Gnmdgesetz  des  europäischen  Völkerrechts  zu  erheben.  Jede  con- 
stitationelle  Beschränkung  der  absoluten  Fürstengewalt  und  jede 
Aenderung  in  dem  neu  garantirten  Territorialbesitz  wurden  als  Re- 
Tolution  verdammt  und  der  Schutz  der  bestehenden  Statsautoritäten 
aU  eine  Pflicht  der  fünf  Grossmächte  dargestellt,  welche  berufen 
seien,  das  öffentliche  Recht  in  Europa  zu  sichern  und  zu  schützen. 

Die  Weltgeschichte  hat  über  den  damaligooL  Versuch  gerichteti 
sie  hat  die  Unausfiihrbarkeit  desselben  an  den  Tag  gebracht  und  die 
Hängd  jenes  Grundgedankens  schonungslos  aufgedeckt. 

Die  mittelalterliche  Vorstellung,  welche  von  der  Legitimitäts- 
politik zu  einem  künstlichen  Scheinleben  wieder  erweckt  wurde,  be- 
trachtete die  Landesherrschaft  wie  ein  göttliches  Lehen  und  wie  ein 
Stanmi-  und  Erbgut  der  Dynastien,  worüber  beliebig  zu  veifugen 
dem  regierenden  Familienhaupte  zustehe,  welches  so  wenig  der 
Wandlung  ausgesetzt  sei,  wie  das  feste  der  Ptiratperson  gehörige 
Gnmdeigenthum.  Von  diesem  Standpunkte  aus  erschien  der  Kampf 
mn  die  Regierung  eines  Landes  wie  der  Kampf  zwischen  Eigentbümer 
imd  Räuber.  Nach  dem  Grundsatze  solcher  Legitimität  galt  es  als 
selbstverständlidi,  dass  das  gesdiichtlich  begründete  Thronrecht 
tinter  allen  Umstanden,  wie  ein  Eigenthum  erhalten  werden  müsse 
^der  jede  Besitzstorung. 
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Aber  diese  ganze  Gnindansloht  you  Fürstenrecht  ist  stoch  un- 
reif und  beinahe  kindisch.  Das  Recht  und  die  davon  nicht  abzu- 
trennende Pflicht,  ein  Volk  zu  regieren,  ist  in  Wahrheit  kein  Privat- 
und  kein  Familienrecht,  es  ist  kein  Eigenthum.  Das  Volk  ist  eine 
lebendige  Person  und  der  Fürst  ist  nicht  ausser  tmd  nicht  wie  der 
Eigenthümer  einer  Herde  Vieh  über  sondern  in  dem  Volke  als 
das  Haupt  des  Volkes.  Sein  Becht  ist  öffisntliches  Recht  und 
öffentliche  Pflicht,  Statsreeht  und  Statspflicht.  Alle  Fragen  der 
Btatsherrsohaft  sind  daher  nicht  nach  den  privatrechtlichen  Gesetzen 
über  Eigenthum  und  Besitz,  nicht  nach  den  strafrechtlichen  Begriffen 
Ton  Raub  und  Diebstahl,  sondern  yon  dem  Standpunkte  des  Volkes 
und  des  States  aus  und  ihrer  Entwicklung  zu  beurtheüen. 

Das  aber  hat  aJUmahlich,  nicht  ohne  Fehlschritte  und  Missgriffe, 
das  moderne  Völkerrecht  begriffen,  indem  es  den  yi^altig  durch- 
löcherten Schnürleib  der  alten  Legitimitätsdoctrin  abgelegt  hat 

Es  war  ein  grosser  Fortschritt  in  der  Reehtsedkenntmss,  als 
man  endlich  einsah,  dass  die  Völker  lebendige  Wesen  seien  und 
dass  demgemäss  auch  das  Verfassimgs-  und  Statsredit,  wddies  als 
Organisation  und  gleichsam  als  Leib  des  Volkes  sein  Leben  bedingt 
und  darstdlt,  diejenigen  Wandlungen  yornehmen  muss  und 
erfährt,  welche  nöthig  sind,  um  die  Entwicklung  des  Volks- 
lebens zu  ermöglichen  und  zu  begleiten.  DerBechtsbegriff  selbst 
wurde  dadurch  vergeistigt.  ZuTor  war  er  todt  und  kalt.  Jetzt  wurde 
er  voll  Leben  und  Wärme.  Becht  heisst  nicht  eine  Ausammlung 
unveränderlicher  Begeln,  sondern  Becht  bedeutet  die  wirksame  Ord- 
nung des  Volkslebens.  Ein  Becht,  welches  die  naturgemässe  Ent- 
wicklung des  Volkes  verhindert,  statt  dieselbe  zu  sichern  und  zu 
schützen,  ist  daher  unbrauchbar  für  lebeaodige  Völker  und  in 
Wahrheit  Unrecht,  auch  wenn  es  in  unanfechtbaren  Urkunden  ge- 
schrieben und  besiegelt  wäre. 

Die  Wissenschaft  ist  noch  in  dieser  den  Charakter  alles  öffent- 
lichen Bechts  wandelnden  Arbeit  begriffen,  wie  die  Welt  in  der  Be- 
wegung begriffen  ist»  aus  dem  mittelalterlichen  Herren-  und  Landes- 
recht die  modernen  Volksstaten  hervorzubilden. 

Aber  heute  schon  dürfen  wir  getrost  als  ein  Ergebniss  der 
Kämpfe  und  Ermngenschafiien  unsers  Jahrhunderts  folgende  moderne 
von  dem  heutigen  Völkerrecht  gebilligte  statarechtliche  Bec^tssätze 
aussprechen  : 
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1.  Die  Autorität  des  geschichtlichen  nnd  formulirten 
Beckts  Tcrliert  in  dem  Masse  ihre  Macht,  in  dem  es  offenbar 
wird,  dass  dasselbe  das  Leben  des  States  gefährde  statt  dem- 
selben za  dienoi  imd  die  Entiricklang  des  öffentlichen  Rechts 
unmöglich  mache,  statt  dieselbe  za  regiüiren. 

2.  Alles  öffentliche  Recht  gilt  nur,  inwiefern  es  lebens- 
kräftig ist 

3.  Neben  dem  Recht  der  statlichen  Existenz  ist  auch  das 
Redit  der  statlichen  Entwicklung  anzuerkemien.  Das  Recht 
der  statlichen  Entwicklung  ist  die  Folge  des  Redits  der  Existenz; 
denn  in  der  Entwicklung  offenbart  sich  die  Existenz  des 
States  als  eines  lebendigen  Wesens* 

4.  Das  Volkerrecht  ehrt  die  Ergebnisse  der  Weltgeschichte  und 
betnuàtet  die  Verhaltnisse,  weiche  sich  ab  nothwendige  und  f ort*- 
wirkende  Grundlagen  und  Bedingungen  des  derzeitigen 
Völkerlebens  manifestiren,  nicht  bloss  als  zu  duldende  Thstsacfaan^ 
eondförn  als  geschichtliche  Fortbildung  des  Rechts. 

5.  Das  Völkerrecht  achtet  das  Recht  der  Völker,  die  Form 
ihres  gemeinsamen  Verbandes  mid  ihres  gemeinsamen  Lebens,  d.  h. 
ihre  Verfassung  selber  zu  bestimmen. 

Bei  näherer  Erwägung  zeigt  sich  also,  dass  jene  Anklage  des 
modernen  Volkerrechts,  als  sei  es  rechflos  geworden,  völlig  eitel  ist« 
Ganz  im  Gegentheil,  es  ist  der  hödiste  Voizug  und  die  Ehre  der 
modernen  Rechtsansicht,  dass  ihr  das  Recht  selbst  nicht  mehr  als 
ein  todtes  und  als  ein  Hindemiss  des  Lebens,  sondern  als  ein 
lebendiges  und  entwicklungsfähiges  erscheint.  Wie  der  or- 
ganische Leib  des  Menschen,  welcher  das  Leben  des  Menschen  be- 
dingt, einer  fortwährenden  Wandlung  bedarf,  um  dem  fortschreitenden 
Leben  zu  dienen,  so  ist  auch  das  öffentliche  Recht  eines  Volkes  mit 
seinen  Institutionen,  der  Entwicklung  bedürftig  und  fähig,  damit  es 
jeder  Zeit  seine  Aufgabe  erfüllen  kann,  das  fortschreitende  Leben 
des  Volkes  zu  wahren  und  zu  fordern.  Wie  das  Blut  in  dem  mensch- 
Ëchen  Körper  erneuert  wird,  so  wird  der  Statskörper  durch  den 
Wechsel  der  Menschen  im  State  stets  erneuert.  Die  Selbstverroll- 
komnmmig  ist  die  Aufgabe  der  Menschheit,  auf  dem  Gebiete  des 
Bechtes  nicht  minder  als  in  allen  andern  Richtungen  humaner  Cultur. 
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Die  angefälirten  einzeliien  Mommte  mögen  genügen,  vm  die 
grossen  Fortschritte  zu  yeranschaalichen,  weldie  das  Völkerrecht  in 
neuerer  Zeit  wirklich  gemacht  hat,  wenngleich  sie  auch  darauf  hin- 
weisen, dass  noch  weitere  Fortschritte  zu  machen  sind,  wenn  die 
civilisatorische  Aufgabe  des  Völkerrechts  erfüllt  und  eine  humane 
Weltordnung  hergestellt  werden  soll. 

Wie  die  Wissenschaft  für  die  Begründung  und  Erkenntniss  des 
Völkerrechts  entscheidend  geworden  ist,  so  hat  sie  die  Pflicht,  auch 
seine  Fortschritte  Torzubereiten,  zu  beleuchten  und  zu  begleiten« 
Obwohl  nun  die  Praxis  der  Statsmänner  die  Leitung  übernommen 
hat,  so  hängt  doch  die  Wirksamkeit  des  Völkerrechts  hauptsächlich 
davon  ab^  dass  seine  Grundsätze  und  Grundgedanken  Ton  der  ö£fent- 
lichen  Meinung  gekannt  und  gebilligt  werden  und  dass  das  ^ent- 
liehe Gewissen  darüber  aufgeklärt  werde.  Je  allgemeiner  die  Bachts- 
sätze  des  Völkerrechts  yerbreitet  und  verstanden  werden,  je  bestimmter 
und  entschiedener  das  Bechtsbewusstsein  der  dvilisirten  Menschheit 
sidi  entfaltet,  umsomehr  ist  audi  die  Wirksamkeit  des  Völkerrechts 
in  der  Welt  gesichert.  In  dem  Völkerrecht  voraus  bethätigt  sich 
noch  der  Erweis  des  Geistes  und  der  Kraft.  Sein  flüssiger  Stoff  ist 
noch  nichts  wie  die  andern  Bechtsordnungen,  zu  fester  abgeschlossener 
Form  gestaltet,  aber  unaufhaltsam  wächst  es  seiner  Bestimmung  und 
seinem  Ende^  d^n  humanen  Weltrecht  entgegen. 


Rechtsbuch, 
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Begrftndimg.    5atiir  und  Grenzen  des  YOlkerreehts. 


1. 

Völkerrecht  ist  £e  anerkannte  Weltordnnng,  welche  die  yer- 
sdûedenen  Staten  zu  einer  menschlichen  Rechtsgenossenschaft  ver- 
Irindet,  uid  anch  den  Angehörigen  der  verschiedenen  Staten  einen 
gememsamen  Bechtsscfantz  gewährt  fur  ihre  allgemein  menschlichen 
mid  internationalen  Rechte. 

L  In  dar  Anerkenaaag  der  Weltordnung  liegt  mehr  als  in  der  ,^- 
keantma**  denelbeii.  Diese  kana  Uosae  Theorie  sein,  jene  bedeutet  zugleich  die 
Bevftknng  deraelbea  im  Yölkerleben.  Das  Wissen  allein  bildet  noch  kein  Becht; 
ent  wenn  die  llaeht  des  Bechtsbewnsstseins  sich  in  der  Praxis  offenbart,  Ist  eine 
Btthtoocdanng  da. 

3«  Zanichsi  ordnet  das  Völkerrecht  das  Verhältniss  der  Staten  zu  einander. 
Sein  Hst^tinhalt  ist  öffentliches  Becht.  Insofern  kann  es  auch,  von  den  ein- 
ttlaea  Staten  ans  betrachtet,  „Äusseres  Statsrecht"  genannt  werden.  Der 
Käme  ist  aber  ungenau,  weil  das  Völkerrecht  von  wesentlich  universeller 
Kstnr,  weil  es  das  Becht  der  Menschheit  ist.  Schon  Hugo  Grotius  hat  das  er- 
^otmt  FrsL  17:  ,,Sicut  cigusqne  civitatis  jura  utilitatem  suae  civitatis  respiciunt, 
îte  inter  ctntates  ant  omnes  ant  plerasqve  ex  concensu  jura  quaedam  nasci  potuerunt 
^  nata  sparet,  quae  utilitatem  respieerent  non  coetuum  singulorum  sed  magnae 
îttins  sntvexsitatis,  et  hoc  jns  est  quod  gentium  dicitur*'.  Daneben  ordnet  das 
Yôlkenedii  aber  auch  die  überall  i^ichmftssig  wirksamen  und  unter  den  Schutz 
der  drillairtea  Welt  gestellten  oder  die  im  Verhältniss  zu  verschiedenen  Staten 
uefkaamsn  BecirtsverbaitniwHe  der  Privatpersonen,  und  heisst  insofern  „inter- 
sstionales  Becht''  im  engem  Sinn.     Diese  zweite  Bedeutung  des  Völkerrechts 
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ist  aber  noch  weniger  entwickelt  als  die  erste  and  gewfthrt  nar  einen  mittelbaren 
Schatz,  dorch  Vermittlang  der  Staten.  Der  englisch-amerikanische  Sprachgebrauch 
nennt  das  Völkerrecht  flberhaapt  „international  law'S  versteht  aber  anter 
nation,  wie  der  französische  das,  was  wir  Volk  (popolus)  heissen,  d*  h.  das  zom 
Stat  organidrte  Gemeinwesen,  den  lebendigen  Stat,  nicht  die  blosse  Sprach-  und 
Cultargemeinschaft,  welche  wir  Deutsche  Nation  heissen. 

2. 

Die  gemeinsame  Menscheimatur  ist  das  natürliche  Band,  welches 
alle  Völker  zur  Einen  Menschheit  verbindet.  Daher  hat  jedes  Volk 
ein  natürliches  Recht,  in  seiner  Menschennatur  von  den  andern 
Völkern  geachtet  zu  werden  und  die  Pflicht,  dieselbe  Menschennatur 
in  diesen  zu  achten. 

Das  ist  die  menschliche  Rechtsgleichheit  der  Völker. 

In  allen  Zelten  haben  einzelne  Weise  diese  Wahrheit  erkannt;  aber  Aner- 
kennung hat  dieselbe  erst  in  dem  neueren  Völkerrecht  gefunden,  und  heute  noch 
stehen  ihrer  allgemeinen  Durchführung  als  Bechtssatz  vielfältige  Vorurtheile, 
Glaubens-  und  Rassenhass  und  Selbstsucht  als  Hindemisse  im  Wege. 

8. 

Es  hängt  nicht  von  der  Willkür  eines  States  ab,  das  Völker- 
recht zu  achten  oder  zu  verwerfen.  Da  sich  kein  Stat  seiner  Menschen- 
natur entledigen  kann,  so  darf  er  sich  auch  seiner  Menschenpfiicht 
nicht  entziehen. 

1.  Wftre  das  Völkerrecht  ausschliesslich  das  Erzeugniss  des  freien  Willens 
der  einzelnen  Staten,  so  wftre  im  Grunde  aUes  Völkerrecht  Vertragsrecht,  d.  h. 
kein  Stat  wäre  andern  Staten  gegenüber  verpflichtet,  tölkeitechtUciie  Sfttze  sa  be- 
achten, wenn  dieselben  nicht  durch  Statenvertrag  sanctionirt  wftren.  Es  bliebe 
dann  sogar  unerklärt,  weshalb  denn  die  Verträge  die  Staten  auch  dann  noch  binden, 
wenn  der  Wille  der  Vertragsparteien  sich  ändert,  weshalb  nicht  jede  Willens- 
änderung eine  Rechtsänderung  nach  sich  zieht.  Die  Verbindlichkeit  des  Völker- 
rechts setzt  die  Nothwendigkeit  desselben  im  (Gegensätze  zur  WillkOr  voraus. 

2.  Auf  dem  Congress  zu  Aachen  im  Jahre  1818  wurde  von  den  Ö  europäi- 
schen Grossmächten  die  Verbindlichkeit  des  europäischen  Völkerrechts  —  sowohl 
für  ihre  wechselseitigen  Beziehungen  als  im  Verhältniss  zu  andern  Staten  —  an- 
erkannt Protokoll  vom  15.  Nov.  1818:  „Les  souverains  en  formant  cette  union 
auguste,  ont  regardé  comme  la  base  fondamentale,  leur  invariable  résolution  de  ne 
jamais  s*écarter,  ni  entre  eux  ni  dans  leurs  relations  avec  d'autres  états,  de 
robservation  la  plus  stricte  des  principes  du  droit  des  gens,  principes  qui  dstna  leur 
application  à  un  état  de  paix  permanent,  peuvent  seuls  garantir  éi^caoement 
l'indépendance  de  chaque  gouvernement  et  la  stabilité  de  Tassodaiion  gémML&*. 
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4. 
IxL  demselben  Verhaltnisa ,  in  welchem  das  Gemembewusstsein 
der  Menschheit  an  Klarheit  und  Energie  suiimmt,  wächst  auch  das 
Völkerrecht  in  Inhalt  nnd  Geltnng,   denn  das  Völkerrecht  geht  ans 
dem  Rechtsbewosstsein  der  Menschheit  herror. 

Y^.  darflber  die  Einleitiing. 


5. 


Die  civilisirten  Nationen  sind  vorzugsweise  berufen  nnd  befihigt, 
das  gemeine  Rechtsbewnsstsein  der  Menschheit  auszubilden,  nnd  die 
ciTilisirten  Staten  Toraus  verpflichtet,  die  Forderungen  desselben  zu 
erfüllen.  Deshalb  sind  sie  ycn-zugsweise  die  Ordner  und  Vertreter 
des  Yölkerrechts. 

Dis  Wesen  der  ClTiliflation  besteht,  wie  schon  der  grosse  Dante  erklärt  hat, 
in  der  harmonischen  Ausbildung  uniTerseller  Menschlichkeit,  der  Humanität. 
Dm  Völkerrecht  ist  eine  der  edelsten  Fruchte  der  Civilisation,  denn  es  ist  seinem 
Weaen  nach  eine  menschliche  Ordnung.  Der  Anspruch  der  europidschen  nnd 
amerikanischen  Staten,  ?or  den  andern  Völkern  die  Trftger  und  Schirmer  des 
y^keneehta  ra  sein,  wftre  eine  eitle  Anmassung,  wenn  derselbe  sich  nicht  auf  die 
höhere  Civilisation  jener  Staten  grOndete. 

6. 

Wenn  gleich  das  heutige  Völkerrecht  vorerst  unter  den  christ- 
lichen Nationen  ausgebildet  worden  ist,  und  der  christUchen  Religion 
vielfältige  Anregung  zu  danken  hat,  so  ist  es  dennoch  nicht  an  das 
christliche  Bekenntniss  gebunden  und  nicht  auf  die  christliche  Welt 
beschi^nki 

Seine  eigentliche  Orundlage  ist  die  Menschennatur,  sein  Ziel 
ist  die  menschliche  Weltordnung,  seine  Mittel  sind  statlidie  Rechts- 
mittel, und  seine  Ausbildung  ist  das  Werk  der  menschlichen  Wissen- 
schaft und  Praxis. 

Das  Völkerrecht  verbindet  als  allgemeines  Menschenrecht  Christen 
und  Muhanamedaner,  Brahmanisten  und  Buddhisten,  die  Anhänger  des 
Eongfhtsä  und  die  Verehrer  der  Gestirne,  die  Gläubigen  und  die 
Un^ubigen. 

L  Im  Gegensatze  zu  der  wissenschaftHchen  Begründung  und  Daistellnng  des 
Völkerrechts  hatte  die  ,,Heilige  Allianz''  der  drei  östUehen  Miebte  (14/26.  Sept. 
1815)  nodunals  den  Versach  gemacht,  dasselbe  anf  die  duistliehe  Beligion  la 
hasiKS:  „^'empereor  d'Autriche,  le  Boi  de  Prasse  et  rempereu^  de  Raule  *^ 
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déclarent  Bolennellement  que  le  présent  acte  n'a  poor  objet  que  de  manifester  à  la 
face  de  rUnivers  leur  détermination  inébranlable,  de  ne  prendre  pour  règle  de  leur 
conduite,  soit  dans  Tadministration  de  leurs  états  respectifs,  soit  dans  lenrs  rehitionB 
politiques  arec  tout  autre  gouremement,  que  les  préceptes  de  cette  religion  sainte, 
préceptes  de  justice,  de  charité  et  de  paix,  qui  loin  d'être  uniquement  applicables 
à  la  yie  privée,  doivent  au  contraire  influer  directement  sur  les  résolutions  des 
princes  et  guider  toutes  leurs  démarches  comme  étant  le  seul  moyen  de  consolider 
les  institutions  humaines  et  de  remédier  h  leurs  Imperfectimis/'  Der  Versuch 
musste  grundsfttdich  misslingen,  weil  Christus  überhaupt  keine  äussere  Weltordnung 
eingefohrt  und  keine  Bechtsgesetze  gegeben  hat  und  er  scheiterte  thatsächlich  als 
der  Widerstreit  der  Interessen  die  Alliirten  entzweite,  die  neuen  Bedürfnisse  nach 
einer  neuen  RecfatsgestaUuAg  drängten,  und  der  selbstbewusste  Geist  der  europäischen 
Philosophie  und  Rechtswissenschaft  aus  dem  träumerischen  Schlummer  der  Restau- 
rationszeit wieder  aufwachte. 

2.  Die  Religion  verbindet  die  Menschen  mit  Oott,  das  Recht  ordnet 
die  Beziehungen  der  Meosdien  zu  den  Menschen.  Die  völkerredhitlichen  Fragen 
sind  daher  nicht  aus  der  Glaubenslehre,  sondern  nach  menschlichen  Grundsätzen  zu 
entscheiden.  Die  Beschränkung  des  Völkerrechts  auf  die  christlichen  Staten  mochte 
dem  glaubenseifdgeQ  und  unduldsamen  (reist  des  Mittelalters  ebenso  natürlich  er- 
scheinen, wie  der  gleichzeitige  Anspruch  der  islamitischen  Staten  auf  die  Tribut^ 
leistung  d^^  Ungläubigen.  Die  heutige  Menschheit  fohlt  und  kennt  ihre  Zusammen- 
gehörigkeit, wenn  gleich  verschiedene  Religionen  in  ihr  wirken.  Ein  Stat  erwirbt 
nicht  deshalb  besondere  Rechte  gegen  einen  andern  Stat,  weil  in  jenem  das  Christen- 
thum  und  in  diesem  der  Islam  verbreitet  ist,  und  seiner  Mensch^pflicht  kann  sich 
Niemand  aus  dem  Grunde  entziehen,  weil  er  orthodox  und  der  Andere  nicht  orthodox 
ist  So  wenig  das  menschliche  Auge  oder  Ohr  In  Folge  des  religiösen  Glaubens 
andere  Eifpsnüchaften  eriiält,  eben  so  wenig  wird  das  nenschliehe  Recht  durdi  den 
Glaubea  geändert. 

7. 

Das  Völkerrecht  ist  nicht  auf  die  europäische  Völkerfamilie 
besohrä&kt.  Das  Gebiet  seiner  Herrschaft  ist  die  ganze  Erdober- 
fläche, so  weit  auf  ihr  sich  Menschen  berühren. 

Das  heutige  Völkerrecht  ist  vorerst  inmitten  der  christlichen  und  der 
europäischen  Yölkerfamilie,  zu  welcher  natürlich  die  Goloniea  in  Amerika  mit 
zu  rechnen  sind,  entstanden  und  wird  durch  ihre  Einflüsse  allmählich  über  den 
Erdball  hin  auggebreitet  Y^  %  111.  Die  germanische  und  die  romanische 
^asse  haben  das  Meiste  dazu  gethan.  Aber  gerade  weil  der  Geist  dieser  Rassen 
einen  universellen  Charakter  hat,  und  nach  Humanität  trachtet,  so  verwirft  er  grund- 
sätzlich jede  Beschränkung  des  Völkerrechts  auf  bestimmte  Völker  nad  will  allen 
Völkern  gerecht  werden.  Diese  Wahrheit  war  schon  von  Pufendorf  und  Montes- 
qui  en  khnr  gemacht  worden»  und  dennoch  hat  bis  tief  ins  neunzehnte  Jahrhundert 
hinein  die  mittelalterliche  Beschränkung  auf  die  christlichen  Staten  in  der  Litteratur 
und  in  der  Voü^b  sich  erhalten. 
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Fflr  Enropa  hat  die  Anfnalune  der  Tflrkei  bk  die  enrop&iflclie  Staten- 
genossenschaft  1856,  fiOr  Ostasien  die  ErOffinmg  der  Beiehe  China  seil  1840  and 
Japan  seit  1854  diesen  Fortschritt  zum  Theil  roDzogen,  nun  Theil  eiaf^itet 
Nähere  Angaben  bei  Lawrence  Gomm.  sur  les  âém.  de  Droit  Int  de  Wheaton. 
Leipzig  1868.    I.  S.  126  ff. 

8- 

So  weit  das  Becht  der  Menschheit  reicht,  so  weit  reicht  das 
Völkerrecht.  Wo  die  Eigenthfimlichkeit  der  Staten  beginnt,  da  tritt 
das  besondere  Gesetz  dem  allgemeinen  vor. 

Das  Y(3kerredit  hebt  die  Selbständigkeit  und  Freiheit  der  Staten 
nicht  auf,  sondern  setzt  dieselbe  roraus  und  achtet  sie. 

Die  Aosbikhmg  des  Statsrechts  ist  der  des  Ydlkenrecht«  Torausgegangen; 
die  Völker  sorgten  zonftchst  fflr  sich,  und  murtn  anfangs  geneigt,  die  andern  Völker 
ib  ihre  naiArlichen  Feinde  «nwsehen.  Bp&t  erst  erweiterte  sich  ihr  Blick  auf 
dtt  Allgemeine,  was  sie  mwmmewhftlt»  und  sie  lenten  in  den  andern  V^Ukem  ihre 
Brtlder  eikeuien. 

9. 

Das  Völkerrecht  nöthigt  nur  insoweit  einen  Stat,  sein  bisheriges 
Sonderrecht  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen  oder  abzuändern,  als  das- 
selbe mit  den  nothwendigen  Gesetzen  des  Völkerrechts  unverträglich 
erscheint. 

Die  Usterdrftckimg  des  Selayenhaiidels  und  der  Sclavemnàrkie  in  vielen 
•aerikanischen  und  asiatischen  Landern,  das  Verbot  des  Seeraubs  gegenüber  den 
Barbareskenstaten  von  Nordafrika,  die  Nöthigung  der  ostasiatischen  Beiche,  dem 
Welthandel  Thore  und  Wege  zu  öi&en,  mogén  als  Beispiele  dienen. 

10. 

Da  die  Menschheit,  obwohl  ihrer  natürlichen  Gemeinschaft  und 
Einheit  bewnsst  geworden,  doch  nicht  als  Eine  Gesammtperson  und 
noch  nicht  einmal  als  eine  Bechtsgenossenschaft  organisirt  ist,  so 
wird  aach  das  gegenwärtige  Völkerrecht  nicht  in  der  Form  eines 
einheitlichen  Weltgesetzes  noch  in  der  von  statutarischen  Mehrheits- 
I^eecfalässen  geordnet  und  yerkündet. 

Man  kann  sich  die  Menschheit  als  eine  einheitliche  Gesammtperson,  d.  h. 
*b  Weltstat  denken,  sei  es  nun  in  Form  einer  Weltmonarchie  oder  eines  die 
Weh  umfassenden  Bundesstats.  (Vgl  Bluntschli  Allgem.  Statsredit  Buch  1. 
^*  2.)  Aber  dieser  Gedanke  hat  noch  keine  geschichtliche  Verwirklichung  er^ 
l^bt;  es  fehlt  somit  an  einem  Organ  fOr  die  Weltgesetz^ebunj;.     Unserer  Zeit 
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liegt  der  (Sedanke  einer  geneneoBchaftlichea  Yerbinâung  der  Staten,  mnftchst  der 
europftiflcbeià,  niUier,  aber  selbst  ein  solcher  allgemeiner  Statenbnnd  existirt  noch 
Dicht  und  daher  gibt  es  auch  keine  rechtliche  Möglichkeit,  durch  Mehrheits- 
beschlüsse für  die  ganze  Verbindung  Vorschriften  zu  geben. 

11. 

Die  hentige  Welt  muss  sich  daher  mit  der  weniger  voUkommenen 
Qffenbanmg  des  Völkerrechts  bognügeiif  welche  in  der  möglichst  all- 
gemeinen und  gleichmässigen  Anerkennung  der  einzelnen  Staten,  vor- 
züglich der  ciyilisirten  Staten  liegt. 

Da  mir  die  Eiaselstaten  als  formale  Autorit&t  existiren,  nicht  ihr  Ver- 
band, so  ist  der  Widerspruch  zwischen  dem  universellen  Inhalt  des  Völker- 
rechts und  der  particularistischen  Form  seiner  Aussprache  nicht  su  Termeiden- 
Das  Völkerrecht  erscheint  daher  als  ein  Werk  der  EinielstaleD,  wfthrend  es  in 
Wahrheit  das  Srzeugniss  ihres  Gemebbewosstseins  ist 

Die  englische  Begienmg  berief  sich  im  Jahie  1758  in  einem  Streit  mit 
König  Friedrich  11.  Ton  Preussen  auf  diese  ur^cOngliche  Quelle  des  Volkerrechts 
mit  den  Worten:  „Das  Völkerrecht  ist  gegröndet  auf  Gerechtigkeit  und  Billij^eit, 
auf  die  Natur  der  Sache  und  wird  bestätigt  durch  lange  Uebung/*  (Phillimore 
Intern.  Law  1.  21.) 

12. 

Die  Anerkennung  YÖlkerrechtlicher  Grundsätze  kann  von  den 
Staten  ausgesprochen  werden  sowohl  in  völkerrechtlicher  als  in  stats- 
rechtlicher  Form. 

Sie  kann  gemeinsam  von  mehreren  Staten  ausgesprochen  wer- 
den auf  Congressen  der  Statshäupter  mit  ihren  Ministem  oder  in 
Conferenzen  ihrer  Gesanten^  durch  Protokolle  oder  in  Statsrerträgen, 
sie  kann  aber  auch  einseitig  durch  Gesetze  oder  Verordnungen  der 
Einzelstaten  erklärt  oder  in  der  völkerrechtlichen  Uebung  dargestellt 
werden. 

1.  Der  Unterschied  der  Congresse  und  der  Conferenzen  ist  ein  fliessender. 
Wenn  die  Statshäupter  (FCkrsten)  selber  zu  gemeinsamen  Beschlossen  zusammen- 
treten, so  wird  diese  Zusammenkunft  Congress  genannt;  wenn  nur  die  Gesanten 
zusammen  berathen,  so  heisst  das  Conferenz.  Aber  der  Charakter  des  Congresses 
wird  nicht  verletzt,  wenn  etwa,  wie  z.  B.  auf  dem  deutschen  FOrstenoongress  zu 
Frankfurt  am  Main  1863  anstatt  eines  regierenden  Königs  sein  dazu  enn&chtigter 
Sohn  oder  nach  Umstanden  ein  anderer  Berollmächtigter  an  den  Verhandlungen 
Theil  nimmt  Der  Congress  kann  sogar  ohne  Forsten,  lediglich  ans  Bevollmächtigten 
der  Staten  zusammen  treten.  Umgekehrt  es  kann  auch  ein  Souverain  gelegentlich 
an  den  Berathungen  der  Gesanten  Theil  nehmen,  ohne  dass  die  Conférens  um 
desswillen  zum  Congresse  wird.    Auf  den  Congressen  werden  entsdieidende  Be- 
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atMBmae  ge&»t,  auf  den  Gonferenzen  werden  dieselben  vorfoereitet.  Zum  Gongren 
können  daher  nur  beschlussf&hige  Personen  zusammentreten,  an  Coniérenien 
nach  Personen  Theil  nehmen,  welehe  nicht  beschlasaffthig  sind. 

2.  In  den  Protokollen  werden  die  gemeinsamen  Erklärungen  und  Beschlüsse 
aofgezeichnet,  ausnahmsweise  auch  die  Vorbehalte  einzelner  vertretener  Staten  an- 
gemerkt Die  gemeinsame  Erklärung  des  übereinstimmenden  Willens  ist  nnr  dann 
ein  ifirklicher  Vertrag,  wenn  dieser  Wille  dahin  gerichtet,  sich  je  den  andern 
Parteien  gegenüber  dadurch  zu  verbinden,  nicht  aber  wenn  in  demselben  nnr  die 
üeberzeugung  kund  gegeben  wird  von  dem,  was  allgemeine  Rechtsordnung  sei  nnd 
daher  auch  von  jedem  State  beachtet  werden  müsse  (§  13).  Was  vöDbeirechtlich 
im  Gewände  des  Vertragsrechts  erscheint,  ist  bei  näherer  Pïrûfung  oft  dem 
Wesen  nach  Gesetzesrecht,  d.  h.  eine  Rechtsregel,  deren  nothwendig  verl^nd« 
li^ie  Kraft  durch  den  Vertrag  nur  anerkannt  und  bestätigt,  nicht  erst  neu 
begründet  wird. 

3.  Wenn  die  Gesetze  und  Verordnungen  der  ELcoelstaten  völkerrechtliche 
Verhältnisse  regeln,  so  sind  sie  deshalb  eine  Quelle  des  Völkerrechts,  obwohl  sie 
der  formellen  Betrachtung  sich  nur  als  statsrechtliche  Acte  darstellen.  Dahin  ge- 
hör«! s.  B.  die  Prisenreglemente,  das  Nordamerikanische  NeutraUtätsgesetz  u.  s.  f . 

13. 

Die  Uebereiiistiimnung  der  Volker  (concensm  gentium)  wirkt 
mehr  noch  als  Ausdruck  des  gemeinsamen  Rechtsbewusstseins  der 
Menschheit  denn  als  Willensäussening  der  einzelnen  Staten. 

Der  Widerspruch  eines  einzelnen  Stats  genügt  daher  ebenso 
wenig  y  ihn  von  den  offenbaren  Pflichten  des  Yolkerrecfats  zu  ent- 
binden, als  die  Nichtbeachtung  einer  Bechtsregel  in  einzebnen  lUlen 
die  Uebereinstimmung  der  Völker  na  entkräften  vermag. 

1.  Der  Ck>nsens  der  Völker  bleibt  nicht  unveränderlich.  Er  wandelt 
sich  mit  der  Zeit  und  entwickelt  sich  mit  dem  Bewusstsein  des  Menschengeistes. 
In  den  Uebungen  der  Völker  wird  sowohl  das  Beharrliche  als  das  Veränderliche 
darin  offenbar  (§  14). 

2.  Das  sogenannte  „Conventionelle*',  d.  h.  auf  Vertragswillen  beruhende 
Vlflketrecht  ist  nnr  bindend  fOr  dis  Vertragsparteien;  das  nothwendige 
Völkmecht  dagegen  bindet,  soweit  seine  Nothwendigkeit  reicht,  auch  die  Staten, 
welche  sich  nicht  erklärt  haben,  ja  sogar  dissenUrende  Staten.  Die  Zweifel,  ob 
ein  Bechtssatz  nothwendig  oder  nur  conventiouel  sei,  sind  nicht  durch  den  blossen 
Hinweis  auf  einen  Statsvertrag  zu  beseitigen,  welcher  denselben  ausspreche,  denn 
in  dem  Vertrage  kann  sowohl  conventionelles  Recht  willkQrlich  festgestellt  als  noth- 
wendiges  Beeht  gemeinsam  ansgespfochen  worden  sein.    Vgl  unten  §  110. 

14. 

Aus  den  üebnngen  tmd  Sitten  der  Völker  darf  man  auf  ihr 
Rechtsbewusstsein  und  auf  die  Bechtsgesetze  schliessen,  wekhe  darin 
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siditbax  werden.  Auch  die  Uebungen  sind  nicht  unveränderlich  noch 
unTerbeBserlich.  Die  Yeryollkommnung  des  Völkerrechts  zeigt  sich 
in  den  verbesserten  und  veredelten  Uebungen  der  Völker. 

1.  Bynkershoek  de  Beb.  belli  praef.:  „Ut  mores  gentium  matantur,  et 
mtttator  jus  gentium/*  Quaest.  Jnr.  PubL  11.  7.  „Inter  mores  gentium,  quae  nunc 
sunt  et  olim  fuerunt,  sollicite  distinguendum  est;  nam  moribus  censetar  praecipoa 
pais  juris  gentium/'  De  foro  leg.  praef.:  „Scio  ex  sola  ratione  aliud  atque  aliud 
placere  posse;  sed  scio  eam  rationem  vincere,  quam  usus  probavit."  Vgl.  auch  die 
Erklärung  des  englischen  Oberrichters  Lord  Stowell  bei  Phillimore  I.  46. 

2.  Gefährlich  und  ungenau  ist  der  Ausdruck  bei  Yattel  Prelim.  {  26: 
,,Lor8qu*une  coutume,  un  usage  est  généralement  établi,  si  elle  est  utile  et  raisonnable, 
elle  devient  obligatoire  pour  toutes  ces  nations-là,  qui  sont  censées  y  avoir  donné 
leur  consentement;  et  elles  sont  tenues  à  Tobserver  les  unes  envers  les  autres,  tant 
qu'elles  u*ont  pas  déclaré  expressément  ne  vouloir  plus  la  suivre.'*  Soweit  in  jenen 
Uebungen  uothwendiges  Becht  offenbar  wird,  dürfen  sich  die  Staten  nicht  los- 
sagen; nur  so  weit  sie  willkürlich  sind,  können  sie  auch  wÜlkOrlich  beseitigt 
werden. 

15. 

Wenn  die  herkömmlichen  Uebungen  im  Widerspruch  sind  mit 
den  ewigen  Grundsätzen  des  natürlichen  Menschenrechts  oder  von 
dem  fortschreitenden  Bechtsbewusstsein  der  civilisirten  Völker  ge- 
missbilligt  werden,  so  sind  dieselben  nicht  oder  nicht  mehr  rechts- 
verbindlich für  die  einzelnen  Staten  und  ist  eine  Verbesserung  der- 
selben nothwendig. 

Die  Abschaffiong  der  Sdaverei  oad  des  Beaterechts  ist  Obenül  im  Gegensats 
an  den  alten  Uebongen  der  Staten  durch  Verbesserung  der  Yölkersitte  eingeführt 
worden. 

16. 

Wie  in  den  Uebungen  der  Völker  so  ist  auch  in  den  Âeusse- 
rungen  erleuchteter  Statsmänner  und  in  den  Werken  der  Wissenschaft 
das  Bechtsbewusstsein  der  civilisirten  Menschheit  ausgesprochen.  In- 
sofern die  Wissenschaft  das  Recht  darstellt,  dient  sie  der  Klarheit 
des  Rechts  und  der  Verbreitung  des  Rechtskunde;  in  wiefern  sie 
eine  Autorität  über  die  Menschen  übt  und  die  Handlungen  und  das 
Verhalten  der  Staten  bestimmt,  wirkt  sie  an  der  Fortbildung  der 
Rechtsordnung  selber  mit. 

Hugo  GrotiuB  L  1.  XIV.  ,,Probatar  (jus  gentinm)  pari  modo  qao  jufl 
non  scriptom  dvüe,  usa  peipetno  et  testimooio  peritomm.**     Kent  (Comm.  of  th, 
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Am.  Law.  L  p.  19.):  »In  cases  where  the  principal  jurists  agree,  the  praesomption 
vill  be  yerj  great  in  iaTOor  of  the  solidity  of  their  maxims/*  Die  Aatoritàt  der 
Bechtswissenschaft  ist  freilich  nur  eine  Folge  des  Glaubens  an  ihre  £r- 
kenntniss  des  Rechts,  das  ror  ihr  schon  da  war,  und  nicht  wie  die  Autorität 
des  Geaetzgeben  eine  ursprüngliche  Rechtsmacht.  Aber  der  Mangel  einer 
valkerrechtlichen  Gesetzgebung  erhöht  den  Werth  der  secundftren  Rechtsquellen. 
Indem  die  Wissenschaft  Tornehmlich  das  Völkerrecht  veniunftm&ssig  begründet  und 
mit  Autorität  yerkOndet,  hilft  sie  jene  Lücke  ausfOUen.  Hugo  Groot  hat  in  seinem 
berühmten  Werk,  welches  die  Grundlage  der  nenem  Wissenschaft  vom  Völkerrecht 
geworden  ist,  sich  Tomehmlich  auf  die  Zeugnisse  weiser  M&nner  berufen,  und  itX 
dann  selber  wieder  sur  Autorität  für  die  Nachfolger  geworden.  Wenn  heute 
Wheaton  und  Phillimore,  Wildmann  und  Kent,  Heffter  und  Oppen* 
heim  einig  sind  in  der  DarsteUung  eines  ReehtssatMs,  so  wird  man,  auch  ohne 
vertragamasaige  Beurkundung  und  trotz  zweifelhafter  Uebung  geneigt  sein,  den- 
selben ab  modernes  Völkerrecht  zu  betrachten.  Freilich  hat  die  kritische  Prüfung 
dm  Aussprüchen  der  Schriftsteller  gegenüber  eine  grössere  Freiheit  als  bezüglich 
des  Yertragsrechts. 
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Völkerreclitliclie  Personen. 

L  Die  Staten.    A.  Statgpersonlielikelt 

17. 
Die  Staten  sind  TÖlkerrechtlictie  Personen. 

Die  PerBönlichkeit  ist  eine  nothwendige  Eigenschaft  der  Staten. 
Person  im  rechtlichen  Sinn  des  Worts  heisst  ein  Wesen,  irelches  fthig  ist,  Bechte 
zu  erwerben  und  zu  behaupten  und  Verpflichtungen  auf  sich  zu  nehmen.  Indem 
der  Stat  innerhalb  seines  Gebietes  die  Rechtsordnung  selbständig  ordnet,  ist  er  die 
höchste  Rechtsperson.  Indem  der  Stat  nach  aussen  mit  andern  Staten  in 
Rechtsrerhftltnisse  eintritt,  bewfthrt  sich  seine  völkerrechtliche  Persönlichkeit. 

18. 

Das  Völkerrecht  verbindet  die  verschiedenen  Staten  zu  einer 
gemeinsamen  Rechtsordnung,  sowohl  repräsentative  als  absolute, 
monarchische,  wie  republikanische,  grosse  und  kleine  Staten.  Es 
fordert  keine  bestimmte  Verfassungsform  oder  Grösse.  Wo  immer 
eine  Völkerschaft  zu  einem  regierangsmässig  geordneten  Ganzen  in 
einem  bestimmten  Lande  dauernd  verbunden  ist,  da  wird  sie  völker- 
rechtlich als  Stat  betrachtet. 

Die  Verfassung  des  States  wird  zunächst  nach  den  innem  Verhältnissen 
eines  Volks  bestimmt  Sie  ist  die  Organisation  des  politischen  Körpers  des  be- 
treffenden Volks,  und  bildet  die  Grundlage  des  Statsrechts.  Erst  wenn  der  schon 
organisirte  Stat  nach  aussen  als  Person  erscheint  und  sich  geltend  macht,  beginnt 
für  Ihn  die  Yölkerrechtliche  Beziehung.    Vgl  Si  39  f.  115  f. 
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19. 

Eine  Torubergehende  Anarchie  hindert  die  Fortdauer  eines  State« 
nicht,  wenn  die  Beorganisation  desselben  in  Aussicht  bleibt. 

Die  regienmgBm&ssige  Ordnung  kann  in  einem  State  momentan  dorch  Auf- 
stände oder  Revolution  ersch&ttert  oder  zerstört  werden.  Dadurch  wird  die  Persön- 
lichkeit des  States  nicht  aufgehoben,  so  wenig  als  der  Einzelnmensch  dieselbe  einbttsst» 
wenn  der  Fieberzustand  seine  Handlungsfähigkeit  hindert.  Frankreich  war  zur  Zeit 
der  Septembermorde  1793  noch  ein  Stat,  wie  Neapel,  als  die  Banden  Ruffos  die 
Hauptstadt  mit  ihren  Grftnehi  erfüllten,  Juni  1799.  Die  Auflösung  der  Statsordnung 
zieht  aber  den  Untergang  eines  States  dann  nach  sich,  wenn  die  Wiederherstellung 
oder  die  Neugestaltung  der  Ordnung  innerhalb  des  Volks  und  Landes  als  unmöglich 
erscheint.  Das  ist  nur  der  Fall,  wenn  eine  barbarische  Rasse  die  ZOgel  des  Stats 
abwirft,  wie  in  den  Negeraufstftnden  von  St  Domingo  1791  oder  wenn  eine  stats- 
fetndlich  gesinnte  Menge,  wie  die  Wiedertäufer  im  sechszehnten  Jahrhundert  und 
Communisten  in  neuerer  2ieit  mit  Erfolg  den  Stat  yemeinen. 


20. 

Nomadenvölker  gelten  nicht  als  Stat,  weil  sie  keine  festen 
Wohnsitze  nnd  kein  eigenes  Land  haben;  aber  insofern  sie  als 
Völker  geordnet  sind  und  durch  ihre  Häupter  oder  ihre  Yersanun- 
lungen  einen  gemeinsamen  öffentlichen  Willen  haben,  werden  sie 
den  Staten  ähnlich  behandelt  nnd  können  Yölkerrechtliche  Vertrage 
schliessen.  Die  allgemein-menschlichen  Pflichten  des  Völkerrechts 
liegen  auch  solchen  Völkern  ob. 

1.  Den  Wanderstftmmen  fehlt  es  an  der  Stfttigkeit  und  meistens  auch  an 
einer  wirioBamen  Einheit  Sie  sind  hinter  der  Statenbildung  zurück  geblieben. 
Kur  wenn  sie  sich  dauernd  in  einem  Lande  niederlassen,  wie  vormals  die  Juden 
m  Palästina,  die  arabischen  Nomaden  in  Bagdad  und  Syrien  und  an  den  Kosten 
des  Mittefaneeres,  die  Mongolen  in  China,  die  Türken  in  dem  oströmischen 
Beiche,  können  sie  neue  Staten  bilden.  Aber  auch  während  sie  wandern,  sind  die 
Staten,  in  deren  Gebiet  oder  an  deren  Grenzen  sie  sich  umher  treiben,  genöthigt, 
mit  ihnen  einzelne  Bechtsrerh&ltnisse  durch  Yölkerrechtliche  Tertrfige  zu  ordnen 
oder  sie  zur  Beachtung  völkerrechtlicher  Pflichten  anzuhalten.  Die  Staten  haben 
dn  Hecht,  den  Menschenraub  der  Turkomannen  zu  verhindern  und  die  Beduinen 
nnd  Kirgisen  zu  nöthigen,  dass  sie  die  Pflanzungen  der  civiüsirten  Nationen 
re^ectiren,  wenn  gleich  jene  Völker  nicht  das  Becht  von  Staten  haben. 

2.  Aach  die  Indianerst&mme  in  Nordamerika,  die  unter  sich  Gemeinden 
von  Jigem  bilden,  gelten  nicht  als  Staten  und  stehen  unter  der  Statshoheit  der 
Unkm,  aber  es  werden  mit  ihnen  Tertrftge  von  völkerrechtlichem  Charakter  abge- 
tdiloeaen.  Seit  1786  findet  sich  in  diesen  Vertragen  regelmässig  die  Bestimmung: 
J)ie  genannten  Indianerattoame  erkennen  die  Schntzhoheit  der  Vereinigten  Staten 
an,  mit  AasMhlTWS  jedes  andern  Souverains.'^  Lawrence  Comm.  zu  Wheaton  1 265. 

6* 
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21. 

Dasselbe  gilt  von  Statsvölkem  mit  einer  Regierung,  welche  ihr 
bisheriges  Land  verlassen,  um  ein  neues  Gebiet  in  Besitz  zu  nehmen. 
Sie  sind  inzwischen  nicht  Staten  und  daher  nicht  Mitglieder  der 
Völkergenossenschaft,  aber  sie  dürfen  sich  den  allgemeinen  Pflichten 
nicht  entziehen  und  können  völkerrechtiiche  Verträge  schliessen. 

Zur  Zeit  der  grossen  Völkerwanderung  zu  Anfang  des  Mittelalters  fand  dieser 
8atz  öftere  Anwendung.  In  der  heutigen  Welt  sind  die  Staten  fester  geworden; 
aber  unmöglich  ist  eine  Erneuerung  solcher  Auswanderungen  nicht,  wie  schon  die 
Einweisung  auf  den  Mormonenstat  zeigt.  ^ 

22. 

Die  Staten  sind  die  Träger  und  Garanten  des  Völkerrechts 
und  insofern  völkerrechtliche  Personen  im  höchsten  Sinne  des  Worts. 

Erst  seit  der  Auflösui^g  der  Einen  romano-germanischen  Christenheit  des 
Mittelalters  in  eine  Anzahl  selbständiger  europäischer  Staten  ist  das  heutige  Völker- 
recht entstanden.  Es  ruht  auf  der  Nothwendigkeit  des  menschlich  geordneten  Neben- 
einander der  Staten,  es  wird  gehandhabt  durch  die  Autorität  und  geschützt  durch 
die  Macht  dieser  Staten.  Käme  es  zu  einer  neuen  einheitlichen  Gesanuntordnung 
und  zu  gemeinsamen  Organen  ihres  Willens,  so  wttrde  die  gegenwärtige  nicht 
organisirte  Völkergenossenschaft  zum  organisirten  Weltreich  geeinigt,  und  das 
heutige  Völkerrecht  in  die  Form  des  Weltrechts  in  höherem  Sinne  übergehen.  Vgl. 
oben  §  10. 

23. 

Die  einzelnen  Menschen  sind  keine  völkerrechtliche  Personen 
in  diesem  Sinne.  Aber  sie  haben  Anspruch  auf  den  Schutz  des 
Völkerrechts,  wenn  in  ihrer  Person  die  von  dem  Völkerrecht  gewähr- 
leisteten Menschenrechte  missachtet  worden  sind. 

Die  Anlage  zum  Weltbürgerrecht  (Kant)  ist  bereits  sichtbar,  aber  ihre 
Ausbildung  ist  nur  möglich,  weim  es  zu  der  politischen  Organisation  der  Welt 
kommen  wird.  Der  Einzehie  ist  zunächst  als  Individuum  eine  Privatperson,  sodann 
hat  er  als  Bürger  der  Gemeinde  und  des  Stats  Antheil  an  den  öffentlichen  Rechten 
der  Gemeinde  und  des  Stats.  Dort  hat  er  auf  Privatrecht,  hier  auf  Statsrecht 
Anspruch.  Auch  seine  Menschenrechte  werden  zunächst  im  State  und  durch  die 
Rechtspflege  des  States  geschützt.  Seine  menschliche  Persönlichkeit  reicht  aber 
über  den  Stat  hinaus.  „Das  gemeinsame  Vaterland  ist  die  Eide/'  Heff ter  §  15. 
Daher  kann  auch  der  Einzelnmensch  vorzüglich  als  Landesfremder  in  Beziehungen 
kommen,  welche  durch  daa  Völkerrecht  geschützt  werden.   Gäbe  es  ein  Weltreich, 
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so  wftre  er  in  diesem  Weltbürger.  Da  es  nur  ein  lockeres  Nebeneinander  der 
Steten  gibt,  so  ist  er  genöthigt,  zunftcbst  bei  dem  State,  dem  er  ak  Stat^genoese 
angehört,  aach  die  YÖlkerrechUiche  Hülfe  zu  suchen.  Indessen  zeigt  sich  auch 
darin  die  noch  unYollstftndig  entwickelte  Anlage  zu  höherer  Statengemeinschaft, 
dasB  aach  fremde  Staten  sich  ans  völkerrechtlichen  Grtknden  des  verletzten  „Welt- 
bürgers" annehmen  können,  und  oft  annehmen,  wenn  es  an  dem  Schutz  des  ge- 
nössischen  Stetes  fehlt.  In  unzahligen  Fftllen  sind  so  in  Asien  Europäer  voa 
englischen  oder  russischen  Gesanten  geschützt  worden,  die  weder  dem  englischen 
noch  dem  manschen  Statsrerfoand  angehörten. 

24. 

Auch  die  Parteien,  selbst  die  organiBirten  Kriegsparteien  gelten, 
wenn  sie  nicht  Staten  sind,  nicht  als  völkerrechtliche  Personen  im 
eigentlichen  Sinn,  obwohl  sie  völkerrechtliche  Pflichten  zu  beachten 
und  je  nach  Umständen  dnrch  das  Völkerrecht  geschützte  An- 
sprüche haben. 

Ein  Versuch  zur  StatenbÜdung  zeigt  sich  znweUen  in  der  Oiganisation  von 
Kriegsparteien,  welche  sich  stetUche  Macht  aneignea  Aber  so  lange  sie  es  nicht 
zu  wirklicher  StatenbÜdung  gebracht  haben,  können  sie  auch  nicht  als  GUeder  des 
Statenvereins  angesehen  werden.  Von  der  Art  waren  z.  B.  die  anÜBtändischen  Be* 
wohner  der  Vendée,  während  der  französischen  Reyolntion,  die  Tyroler  im  Jahr  1809, 
das  Corps  von  SchiU  1813,  die  Freischaar  Qarüialdi^s  1860.  Vgl.  unten  Buch  Vm. 
Cap.  L 

25. 

Nationale  Gemeinschaften,  welche  keine  statliche  Organisation 
erhalten  haben,  sind  weder  im  Stats-  noch  im  Völkerrecht  Personen 
geworden.  Aber  soweit  in  ihnen  das  allgemeine  Menschenrecht  zu 
schützen  ist,  ist  der  Schutz  des  Völkerrechts  begründet. 

Inwiefern  die  Nationen  zugleich  politische  Völker  geworden  sind  oder  den 
Hauptstoff  Yon  Völkern  bilden,  bedürfen  sie  keines  besondem  Yölkerrechtlichen 
Schntzes.  Der  Statsschutz  gentkgt  Wohl  aber  wird  ein  völkerrechtlicher 
Schatz  BedOr&iss,  wenn  Nationen,  welche  nicht  im  State  eine  politisch  gesicherte 
SteUnng  haben,  in  einer  das  Menschenrecht  missachtenden  Weise  von  dem  State 
selber  nnterdrflckt  werden,  auf  dessen  Schatz  sie  zunächst  angewiesen  sind.  Es  ist 
ein  anffallcaider  Mangel  des  zeitigen  Völkeixechts  und  eine  Ueberspannung  der 
StataBonyerftnetftt,  dass  für  diesen  Schutz  noch  so  wenig  gesorgt  ist  Die  gewalt- 
same Ausrottung  der  barbarischen  Ureinwohner  in  dem  Machtgebiete  europäischer 
und  amerikanischer  Colonien,  wie  z.  B.  der  Indianer  in  Amerika,  ist  eine  Ver- 
leteong  des  Völkerrechts.  Aber  auch  die  zeitweisen  Judenhetzen  in  europäischen 
Staten,  in  Rumänien  noch  im  Jahr  1869,  sind  nicht  bloss  stats-  sondern  ebenso 
Tölkerrechtswidrig. 
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26. 

Die  christlidien  Kirchen  sind  keine  völkerrechtlichen  Personen 
im  obigen  Sinn,  indem  sie  nicht  Träger  nnd  Garanten  des  Völker- 
rechts sind,  aber  sie  sind  den  Staten  ähnliche  Personen  und  können 
mit  den  Staten  in  Rechtsbeziehungen  treten,  welche  einen  mehr  oder 
weniger  ausgeprägten  völkerrechtlichen  Charakter  haben. 

Im  Mittelalter  betrachtete  sich  die  römisch-katholische  Kirche  als 
oberste  völkerrechtliche  Autorität.  Das  heutige  Völkerrecht  aber  beruht  nicht  auf 
einer  religiösen  und  kirchlichen,  sondern  allein  auf  politischer  und  statlicher 
Âutorit&t.  Aber  es  erkennt  die  Persönlichkeit  der  Kirchen  an  und  betrachtet 
die  Verträge  zwischen  Kirche  und  Stat  besonders  dann  ähnlich  wie  die  Verträge 
zwischen  Stat  und  Stat,  wenn  die  Kirche  nicht  bloss  auf  das  Statsgebiet  begrenzt 
ist,  und  ihr  selbständiger  Charakter  auch  in  der  Organisation  ausgebildet  erscheint 
Am  deutlichsten  zeigt  sich  das  in  den  Concord  at  en  zwischen  einzelnen  Staten 
und  dem  päpstlichen  Stuhl.  Art.  443.  Aber  auch  eine  Landeskirche  kann 
vertragsmässige  Rechte  haben  gegenüber  dem  State,  mit  dem  sie  verbunden  bt. 
Nur  wird  dann  das  Verhältniss  eher  einen  stats-  oder  privatrechtlichen, 
seltener  einen  völkerrechtlichen  Charakter  haben. 

In  Folge  der  schärferen  Sondemng  von  Stat  und  Kirche,  welche  die  moderne 
Entwicklung  liebt,  ist  dann  auch  im  Gegensatze  zu  der  Uebnng  des  Mittelalters 
von  keinem  State  eine  Betheiligong  an  dem  Vaticanischen  Concil  der  römischen 
Kirche  von  1809/70  verlangt,  noch  eine  solche  einem  State  angeboten  worden. 
Wohl  aber  hat  sich  damals  Frankreich  vorbehalten,  Allem  entgegen  zu  treten,  was 
etwa  gegen  die  französischen  Freiheiten  beschlossen  werden  sollte.  Circular  des 
Fürsten  de  la  Tour  d'Auvergne  vom  8.  Sept.  1869,  in  Aegidi  und  Klauhold  Aut  S.  333. 

27. 

Die  Statshäupter  (Souveräne)  und  die  Gesanten  der  Staten  sind 
nur  in  abgeleitetem  Sinne  als  yölkerrechtliche  Personen  insofern  zu 
betrachten,  als  sie  als  Organe  oder  Repräsentanten  der  Staten  er- 
scheinen und  mit  andern  Staten  in  Beziehung  treten. 

Es  gilt  das  nicht  allein  von  den  Fürsten,  sondern  auch  von  republikanischen 
B^emngen,  ebenso  nicht  bloss  von  den  eigentlichen  Gesanten,  sondern  von  den 
diplomatischen  Personen  überhaupt.  Sie  alle  aber  sind  nur  völkerrechtliche  Per- 
sonen in  mittelbarem  Sinne,  durch  Vermittlung  der  Staten  als  der  eigentlichen 
völkerrechtlichen  Personen.  Hören  sie  auf,  Organe  oder  Vertreter  der  Staten  zu 
sein,  so  erlischt  damit  ihre  völkerrechtliche  Bedeutung  von  selbst. 
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2.  EBtBtehmig  und  Anerkemmng  iiraer  Steten« 

28. 

Die  neue  Statenbildimg  ist  ein  geschichtlicher  Vorgang  in  dem 
politischen  Leben  der  Völker. 

Das  Völkerrecht  schafft  nicht  neue  Staten,  aber  es  yerbmdet 
die  ^eichzeitig  vorhandenen  Staten  zu  einer  gemeinsamen  mensch- 
lichen Rechtsordntmg. 

Das  Völkerrecht  erkennt  die  dauerhaften  Ergebnisse  der  Welt- 
geschichte als  rechtsbeständig  an. 

Bei  der  Statenbildimg  wirken  yenchiedene  poUtlsche  Erftfte  msammen,  der 
Oidnang  und  der  Freilieit,  der  Macht  and  des  Wülens,  der  instinctiven  Triebe  und 
des  leitenden  Gedankens,  der  inneren  oder  AnsBeren  NMhignng  und  der  freien 
Selbstbestinimnng.  Je  nachdem  ein  Factor  als  entscheidende  AutoritiU  erinnnt  and 
anerkannt  wird,  erhSlt  der  Stat  seine  besondere  YerfasBongsform,  denn  wer  die 
höchste  Atttoritftt  hat,  der  nimmt  gewöhnlich  die  Zügel  des  Regiments  in  seine 
Hand.  Nur  die  Geschichte  macht  es  offenbar,  ob  ein  FOrst,  oder  eine  Aristokratie 
oder  die  Gemeinde  der  Bürger  die  Öffentlichen  Angelegenheiten  leite.  Das  Alles 
und  nicht  yöIkerrechtUche  sondern  statsrechtliche  Bildungen  und  Bestimmongen 
(Bluntsckli,  Allg.  SUtsrecht  Bach  m.).  Das  Völkerrecht  setzt  das  Neben- 
einander der  Staten  yoraus,  wie  sie  geschichtlich  geworden  sind.  Die  Torhandenen 
Staten  yerpflichtet  es,  gemeinsame  Rechtsgronds&tze  zu  beachten. 

Da  das  Völkerrecht  selbst  durch  die  Weltgeschichte  fortgebildet 
wird,  so  mass  es  aach  im  übrigen  die  Ergebnisse  der  Weltgeschichte 
respectiren. 

29. 

Die  Frage,  ob,  ans  welchen  Ursachen  nnd  in  welcher  Form  ein 
neuer  Stat  entstanden  sei,  ist  voraus  statsrechtlich. 

Die  Frage  dagegen,  ob  und  in  welcher  Stellung  ein  neu  ge- 
bildeter Stat  in  der  Genossenschaft  der  Staten  Zutritt  erhalte,  ist 
wesentlich  yölkerrechtliclL 

Die  Aufiiahme  des  neuen  States  in  die  yoIkerrechtlich6  Staten- 
gemeinschaft  geschieht  durch  die  Anerkennung  der  bisherigen  Staten« 

Die  Frage,  ob  ein  wirklicher  Stat  ezistire,  and  was  fOr  eine  Verfassung  er 
babe,  ist  zonftchst  eine  Frage,  welche  dme  BOcksicht  aof  andere  Staten  lediglich 
im  ffînblick  auf  das  bestimmte,  zu  einem  Stat  geeinigte  and  in  einem  be- 
aondeien  Lande  oiganisirte  Volk,  d.  h.  welche  stats-  nicht  völkerrechtlich 
za  beantworten  ist  Aber  wenn  ein  neuer  Stat  mit  andern  Staten  in  Beziehungen 
tritt,  dann  ist  für  diese  die  üeberlegang  nöthig,  ob  anch  wirklich  eine  neue  Stata- 
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Persönlichkeit  da  sei,  auf  welche  die  Rechte  und  Pflichten  des  Völkerrechts  passen. 
Als  die  nordsmerikanisdiien  Golonien  sich  Ton  £ngl>^  losrissen»  war  dieser  ge- 
schichtliche Vorgang  jnin&chst  ein  Erdgniss  innerhalb  des  englischen  Stats  nnd 
vorerst  nach  englischem  Statsrecht  zu  beurtheüen;  in  dem  Masse  aber,  in  welchem 
die  Colonien  ihre  Selbständigkeit  erkämpften  und  zu  neuen  Staten  wurden,  entstand 
ein  neues  Statsrecht  der  nordamerikanischen  Republiken,  und  in  Folge  dessen 
eine  neue  völkerrechtliche  Beziehung  derselben  zu  andern  Staten.  Die  Frage, 
ob  diese  Staten  aach  von  den  übrigen  europäischen  Staten  anerkannt  werden  sollen, 
war  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  zu  entscheiden.  Wie  die  Statenbildung  so 
geht  auch  das  Statsrecht  in  diesen  Dingen  dem  Völkerrechte  vorher. 

30. 

Die  Anerkeimimg  des  bei  der  Neubildung  betheiligteu  und  Tiel- 
leicht  dadurch  verletzten  alten  Stats  hat  eine  stärkere  Wirkung  als 
die  Anerkennung  von  Seite  der  unbetheiligten  und  daher  neutralen 
Staten,  aber  es  ist  nicht  nothwendig,  dass  die  erstere  der  letzteren 
vorausgehe,  wenn  gleich  sie  einmal  vollzogen  eher  die  letztere 
nachzieht 

Die  Anerkennung  von  Seite  des  alten  betheiligten  States  hebt  die  Zweifel 
und  beendigt  den  Streit  über  die  Neubildung.  Sie  drückt  derselben  daher  den 
Stempel  der  Bechtmässigkeit  auf.  Vgl.  darüber  die  Rede  des  Ministers  Canning 
bei  Phillimore  n.  §  11.  Aber  es  wird  dem  betheiligten  alten  Stat  oft  schwerer, 
den  neuen  Stat  anzuerkennen,  als  den  unbefangenen  dritten  Staten.  So  hat,  um 
nur  Beispiele  aus  dem  letzten  Jahrhundert  zu  geben,  Frankreich  früher  die 
Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  anerkannt,  als  der  Mutterstat  England, 
nnd  hinwieder  England  früher  die  südamerikanischen  Staten  als  der 
Mutterstat  Spanien,  die  meisten  europäischen  Mächte  froher  das  Königreich 
Italien,  als  das  mittelbar  betheiligte  Oesterreich  nnd  dieses  froher  als  das 
unmittelbar  betheiligte  Papstthnm. 

31. 

So  lange  noch  der  offene  Kampf  über  die  neue  Statenbildung 
fortdauert  und  es  demgemäss  zweifelhaft  ist,  ob  wirklich  ein  neuer 
Stat  entstanden  sei,  ist  kein  anderer  Stat  verpâichtet,  den  neuen 
Stat  anzuerkennen. 

Beispiele  ans  neuerer  Zeit  sind  die  eine  Zeit  lang  verfehlten  Versuche  der 
südamerikanischen  Colonien  sich  loszureissen  von  den  Mutterstaten,  die 
unglücklichen  Kämpfe  der  Polen  1830/32,  1868  und  der  Magyaren  1848/49 
für  Herstellung  eines  besonderen  States,  der  nordamerikanische  Südbnnd 
1861— e5. 
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32. 

Es  kommt,  in  Ermanglimg  eines  Weltgerichts,  jedem  vorhan- 
denen State  zu,  selbständig  zu  beurtheilen,  ob  die  Neubildung  eines 
States  den  zeitig^i  Bedürfnissen  des  Yölkerlebens  entspreche  und 
eine  ausreichende  staüiche  Kraft  vorhanden  sei,  um  der  Neubildung 
Sieg  und  Dauer  zu  verleihen.  Wenn  er  sich  überzeugt,  dass  diese 
Fragen  zu  bejahen  seien,  so  ist  er  auch  berechtigt,  den  neuen  Stat 
als  Stat  anzuerkennen,  obwohl  der  Kampf  noch  fortdauert. 

In  dieser  frühzeitigen  Anerkennung  liegt  keine  Theihiahme  an 
dem  Kampf  und  keine  Rechtsverletzung  gegen  den  Stat,  welcher 
seinerseits  die  neue  Statenbildung  bekämpft. 

Beispiele  sind  die  Anerkennung  der  Vereinigten  Staten  durch  Frank- 
reich im  Jahr  1778  w&hrend  des  englisch-amerikanischen  Kriegs  nnd  die  Ter- 
handlmigen  zwischen  Frankreich  und  England  darüber  (vgl.  Wheaton  hist  d.  Droit 
des  gens  L  p.  354)  die  Anerkennung  der  südamerikanischen  Staten  durch 
England  1825  (Depeschen  von  Canning  bei  Phillimore  H  App.  1.),  die 
Anerkenmmg  von  Texas  durch  England  18d9  (vgl.  Lawrence  Gomm.  zu  Wbealoii 
L  2  §  lOX  der  Vertrag  zwischen  England,  Frankreich  uaà  Russland  vom 
6.  Joli  1827  aber  Griechenland  als  einen  neuen  Stat,   die  Anerkennung  des 
Königreichs  Belgien  durch  die  V  Mächte  1830  trotz  der  Einsprache  des  Königs 
der  Niederlande,  die  Anerkennung  des  Königreichs  Italien  auch  in  dem  Neapoli- 
tanischen €tebiete  nnd  in  der  Romagna  durch  England,  während  der  König 
Franz  n.  Yon  Neapel  noch  in  Oafita  sich  zu  halten  suchte  und  trotz  der  Proteste 
des  päpstlichen  Stuhles.   (Vgl.  die  merkwürdige  Note  Lord  Bussels  Tom  27.  Oct 
ISeO.)    Aeusserung  des  Lord  Palmerston  im  Parlement  bei  Grelegenheit  der 
Anerkennung  von  Texas  (Lawrence  a.  a.  0.  in  der  Ausg.  v.  1868.  L  197). 
^^Bewr  die  firemden  Mächte  einen  neuen  Stat  anerkennen,  sollen  sie  das  Aufhören 
der  Feindseligkeiten  yon  Seite  des  alten  Stats  abwarten,  die  seinem  Verzicht  lange 
Torfaer  gelten  kann;  auch  muss  der  ifeue  Stat  hinreichend  befestigt  sein,  um  mit 
andern  Ländern  einen  internationalen  Verkehr  zu  pflegen;   und  er  muss  bona  fide 
Tolle  Unabhängigkeit  besitzen,  als  ein  besonderer  Stat,  wenn  auch  nicht  Tollkommene 
Ruhe  im  Innern,   deren  oft  alte  Staten  entbehren.     Es  muss  eine  Begierung  be- 
stehen, welche  yon  dem  Volke  anerkannt  ist,  an  dessen  Spitze  sie  ist,  und  fähig 
ist  audi  die  Verantwortlichkeit  zu  übernehmen  für  die  Handlungen  desselben. 
Aber  die  Weigerung  des  alten  Stats,   der  zwar  den  Kampf  eingestellt  hat,  aber 
sidi  vorbehält,  in  der  Zukunft  seine  Autorität  herzustellen,  ist  kein  rechtmässiger 
Hinderungsgrund  für  die  übrigen  Staten.'* 

33- 

Die  fiiUizeitige  Anerkennung  kann  jedoch  in  der  Absicht  ge- 
sdiehen,  sich  an  dem  Kampfe  zu  betheiligen  und  für  die  staten- 
büdende  Macht  Partei  zu  ergreifen.     In  diesem  Falle  ist  der  Stat, 
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welcher  die  neue  Statenbildong  mit  Kriegsgewalt  zu  verhindern  sucht, 
berechtigt,  jene  Handlung  als  eine  feindliche  That  zu  betrachten 
und  demgemäss  zu  handeln. 

Vgl.  Anin.  zu§82.  England  hat  in  Folge  der  frühen  Anerkennung  der 
Vereinigten  Staten  dnrch  Frankreich  1778  seinen  Gesanten  von  Paris  ab- 
gerufen, und  darin  einen  casus  belli  gesehen.  Die  Proclamation  des  französischen 
Nationalconvents  an  die  Völker  vom  19.  Nov.  1793  und  das  Anerbieten  der  Bundes- 
genossenschaft war  eine  active  Begünstigung  und  Theilnahme  an  der  Neugestaltung 
republikanischer  Staten,  ebenso  die  Unterstützung  der  helvetischen  Republik 
durch  die  französische  wider  die  alten  Republiken  der  Eidgenossenschaft  1798. 
Die  voreilige  Anerkennung  des  Aufstandes  in  Cuba,  zu  welcher  das  Repräsentanten- 
haus der  Vereinigten  Staten  von  Amerika  am  5.  April  1869  sich  bereit  zeigte, 
welche  aber  durch  die  Weisheit  des  Senats  und  des  Präsidenten  vereitelt  wurde, 
hatte  Spanien  gerechten  Anlass  zu  Beschwerden  gegeben. 

34. 

Kein  Stat  ist  verpflichtet,  den  neuen  Stat  sofort  nach  dem 
siegreichen  Durchbruch  der  neuen  Statenbildung  anzuerkennen,  wenn 
noch  eine  ernste  Grefahr  in  Aussicht  ist,  dass  der  Kampf  um  dessen 
Existenz  erneuert  werde,  indem  ebendeshalb  seine  Fortdauer  noch 
als  zweifelhaft  betrachtet  werden  kann. 

Aber  jeder  Stat  ist  berechtigt,  trotz  solcher  Zweifel  im  Ver- 
trauen auf  die  Lebenskraft  des  neuen  Stats,  demselben  seine  Aner- 
kennung zu  gewähren. 

Um  desswillen  geschieht  die  Anerkennung  neuer  Staten  gewöhnlich  nicht 
gleichzeitig  durch  die  übrigen  Staten,  sondern  nur  stufenweise  und  allmählich,  je 
nachdem  dieselben  derartigen  Zweifeln  ein  geringes  oder  ein  schweres  Gewicht  bei- 
legen. Natürlich  hat  bei  der  Sch&tzung  des  Zweifels  auch  die  Neigung  oder  Ab- 
neigung einigen  Einfluss,  und  es  wirken  auch  die  politischen  Interessen  bald  ver- 
zögernd bald  förderlich  ein. 

35. 
Der  neu  gebildete  Stat  hat  eüi  Recht  auf  Eintritt  in  die  yölker- 
rechÜiche  Statengenossenschaft  und  auf  Anerkeimung  von  Seite  der 
übrigen  Staten,  wenn  sein  Bestand  unzweifelhaft  und  gesichert  ist. 
Er  hat  dieses  Recht,  weil  er  ezistirt  und  das  Völkerrecht  die  in  der 
Welt  existirenden  Staten  zu  gemeinsamer  Rechtsordnung  verbindet. 

Die  Anerkennung  eines  wirklichen  States  durch  andere  Staten  erscheint 
freilich  in  der  Form  eines  freien  Actes  sooverftiier  Staten,  aber  sie  ist  doch 
nicht  ein  Act  der  absoluten  Willkftr,  denn  das  Tölkenecht  verbindet  die 
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Torhaadcaen  Stateo  auch  wider  Ihxen  Wllleii  ni  mensebtteher  BedttigenidnBcliAll 
Die  in  der  ftlt«ren  Literatur  Tielfiütig  vertretene  Meinung,  daas  es  Ton  dem  bkwwn 
Belieben  eines  jeden  States  abh&nge,  ob  er  einen  andern  Stat  anerkennen  wolle, 
oder  nicht,  yerkennt  die  Rechtsnothwendigkeit  des  Völkerrechts  nnd  w&re  nnr  dann 
richtig,  wenn  das  Ydlkerrecht  lediglich  anf  der  Willkür  der  Staten  bemhte,  d.  h. 
blosses  Yertragsrecht  wäre.  Hätte  Frankreich  die  Entstehung  des  Norddeutschen 
Bandes  nach  1866  nicht  anerkannt,  so  wftre  diese  Weigerung  ohne  Zweifel  als 
ExiegB&Il  von  Preussen  betrachtet  worden. 

36. 

So  wenig  ein  bestehender  Stat  sich  der  yölkerrechtlichen  Ge- 
meinschaft willkürlich  entziehen  kann,  ebenso  wenig  können  die 
übrigen  Staten  einen  bestehenden  Stat  willkürlich  aus  dem  Völker- 
yerband  ansschliessen. 

37. 

Die  Pflicht  za  Tölkerrechtlicher  Anerkennung  wird  nicht  dorch 
die  Biicksicht  darauf  aufgehoben,  dass  die  Statenbildung  nicht  ohne 
Gewaltthat  und  Unrecht  zu  Stande  gekommen  sei,  indem  das  Völker- 
recht die  wirklichen  Staten  auch  dann  verbindet,  wenn  sie  Unrecht 
thun  und  die  Frage,  ob  ein  wirklicher  Stat  da  sei,  nicht  Ton  der 
üntadelhaftigkeit  seiner  Geburt  abhängt. 

Die  Bildung  neuer  Staten  geht  fast  niemalB  ohne  Crewalt  vor  sich;  indem 
dabei  Kräfte,  die  bis  dahin  nicht  im  Besitz  der  Statsgewalt  waren,  diese  durch 
Kampf  mit  andern  Gewalthabern  erstreiten  müssen.  Man  braucht  nur  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  gegenwärtigen  Staten  näher  zu  prüfen,  so  wird  man  überall 
wahrnehmen,  dass  die  alten  Autoritäten  und  das  geschichtliche  alte  Recht  der 
neuen  Statenbildung  ihren  Widerstand  entgegen  zu  setzen  yersucht  haben  und  dass 
die  neue  Rechtsbildung  genöthigt  war,  diesen  Widerstand  zu  Überwältigen.  Kriege, 
ReTolutionen,  Usurpationen  haben  einen  weit  grösseren  Antheil  au  der  Bildung 
neuer  Staten  als  friedliche  Verträge,  oder  freiwillige  Verleihungen  und  unwider- 
sprochene Statsacte.  Für  das  Völkerrecht  ist  aber  immer  entscheidend  die  Existenz 
der  Staten.  Da  diese  Rechtspersonen  sind,  so  müssen  sie  als  solche  betrachtet 
und  ihre  Beziehungen  zu  einander  menschlich  geregelt  werden.  Die  Mängel  in 
der  Rechtsform  der  Entstehung  haben  gewöhnlich  nur  eine  statsrechtliche  Be- 
deutung und  werden  auch  statsrechtlich  geheilt.  Das  Völkerrecht  braucht 
sich  nicht  darum  zu  kümmern.  Nur  wenn  im  Kampf  mit  einem  andern  State  die 
Nenbfldung  durchgeführt  wird,  wird  diese  Frage  zu  einer  völkerrechtlichen.  Davon 
handelt  der  folgende  Artikel. 

38. 

Wenn  ein  Stat,  dessen  Bechte  bei  der  Neubildung  eines  andern 
States  verletast  worden  sind,  ausser  Stande  ist,  diese  Neubildung  und 
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den  Bestand  des  neuen  States  zu  yerhindem,  so  hat  er  auch  das 
Recht  nicht,  demselben  seine  Anerkennung  länger  zu  yersagen. 

Der  Gang  der  WeltgeBchichte,  in  welchem  sich  die  dauernde  Macht  der 
Verhältnisse  offenbart,  also  auch  das  lebendige  Recht  sichtbar  wird,  zerstört 
alte  und  begrOndet  neue  Rechte.  Wenn  jene  unhaltbar  geworden  sind,  so  gehen 
sie  unter,  und  wenn  diese  ihre  Macht  und  Autorität  bewfihrt  haben,  so  sind  sie 
nicht  mehr  zu  ignoriren.  Spanien  hat  die  Losreissung  der  Niederlande  und 
das  deutsche  Reich  hat  die  Unabhängigkeit  der  Schweizerischen  Cantone 
erst  im  Westphälischen  Frieden  anerkannt  So  zähe  die  alten  Mächte  das  längst 
erstorbene  Recht  der  früheren  Jahrhunderte  noch  bewahren  wollten,  sie  waren 
dennoch  schliesslich  durch  die  Macht  der  Zeit  genöthigt,  die  Umgestaltung  anzu- 
erkennen.   Tgl.  unten  B.  IV. 


3.  Einfliufs  der  Terfassungswandlnng  auf  die  Tdlkerreehtlichen 

TerhSltnisse  der  Staten. 

39. 

Die  besondere  Verfassung  eines  States  bildet  in  der  Begel 
keinen  Theil  des  Völkerrechts,  sondern  ist  dessen  Statsrecht. 

Die  Veränderung  einer  Statsverfassung  hat  daher  in  der  Regel 
keine  völkerrechtlichen  Wirkungen. 

Vgl.  oben  $§  9,  17,  18.  Yerfassungsfragen  sind  innere  Statsfragen. 
Ob  ein  Stat  ab  Monarchie  oder  Republik  oder  ob  er  absolut  oder  repräsentativ 
organisirt  sei,  das  ist  zunächst  für  das  Völkerrecht  gleichgültig.  Die  politischen 
Beziehungen  eines  States  zu  andern  Staten  werden  durch  solche  Verfassungs- 
änderungen wohl  oft  genug  verändert,  indem  die  frühem  Machthaber  gestürzt 
werden  und  andere  Parteien  zur  Herrschaft  gelangen.  Mit  der  frühem  Regiemng 
bestand  vielleicht  eine  intime  Freundschaft,  die  mit  der  neuen  nicht  fortgesetzt 
werden  kann,  oder  es  waren  damals  gespannte  Verhältnisse  mit  jener,  die  leicht 
mit  dieser  ausgeglichen  werden.  Aber  die  völkerrechtlichen  Rechtsverhältnisse 
werden  durch  die  innere  VerfaBsungsändenmg  nicht  betroffen  und  nicht  geändert. 
Möglich  dass  die  geänderte  Politik  im  Krieg  und  Frieden  auch  diese  Verhältnisse 
im  Verfolge  ändert.  Das  ist  aber  nicht  eine  unmittelbare  Wirkung  der  Verfassungs- 
änderung, sondern  eine  Folge  anderer  rechtbildender  Ereignisse. 

40. 

Der  Stat  bleibt  dieselbe  völkerrechtliche  Person,  wenn  er  gleich 
bald  in  der  Gestalt  einer  Monarchie  bald  in  der  Form  einer  Bepublik 
erscheint,  in  der  einen  Zeitphase  constitutionel ,   in  einer  andern 
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antokratisch  regiert  wird.    Deshalb  bleiben  auch  seine  Rechte  und 
Yeipflichtiingen  gegenüber  andern  Staten  fortbestehn. 

Der  englische  Stat  war  TÖlkerrechtlich  derselbe  Stat  Tor,  während  und 
nach  den  Revolutionen  von  1649  und  1688,  obwohl  die  Statsformen  und  die  Re- 
gierungen heftige  Wechsel  erlebten.  Ebenso  blieb  der  französische  Stat  als 
Person  fortbestehn,  ungeachtet  er  seit  1789  eine  Reihe  der  durchgreifendsten  Ver« 
fsasongstoderungen  erfahren  hat  Die  Individualität  des  Volks  und  die  Fortdauer 
des  Landes  bestimmen  die  Eiistens  des  States  und  jene  verharren  im  Wesen,  wenn 
auch  die  äusseren  Erscheinungsformen  sich  verändern. 

41. 

Da  die  Staten  als  Personen  Verträge  mit  einander  eingehen, 
so  ist  die  Fortdauer  der  Yertragsverhältnisse  nicht  bedingt  dnrch 
die  Fortdauer  der  Regierungen,  welche  die  Verträge  abgeschlossen 
liaben. 

Nicht  bloss  die  Gesanten,  sondern  auch  die  Fürsten  schliessen  die  Verträge 
ab  nicht  f&r  sich,  sondern  als  Repräsentanten  der  Staten.  Die  Staten  selbst 
nrweiben  daraus  Rechte  und  werdoi  dadurch  verpflichtet  Vgl.  unten  Buch  VI 
I>e8halb  dauern  diese  Rechtsverhältnisse  fort,  wenn  gleich  eine  andere  Dynastie  in 
»nem  der  Staten  zur  Herrschaft  erhoben  oder  die  Monarchie  in  die  Republik  um- 
gewandelt wird.  Der  Satz  wurde  auch  in  den  Verhandlungen  der  europäischen 
Mächte  mit  Frankreich  nach  der  Erhebung  Napoleons  IIL  zum  E^aiser  von  Frank- 
reich allseitig  anerkannt.  Vgl.  unten  §  123.  Der  moderne  Grundsatz  ist  in  dem 
IVotokoU  der  V  Grossmächte  zu  London  (19.  Februar  1S31)  ausgesprochen: 
»Diaprés  ce  principe  d*un  ordre  supérieur,  les  Traités  ne  perdent  pas  leur  puissance, 
quels  que  soient  les  changemens  qui  interviennent  dans  Torganisation  intérieure 
^  peuples." 

42. 

Ueberhaupt  werden  Bechte  und  Pflichten  eines  States  gegen 
einen  andern  Stat  nicht  yerändert,  wenn  gleich  die  Begierongsform 
eines  dieser  Staten  eine  Wandelung  erfährt. 

Auch  das  Statsvermögen  verbleibt  dem  State  trotz  des  Wechsels 
der  Dynastie  oder  der  Statsfonn. 

Es  zeigt  sich  das  a.  B.  in  den  Grenzverh&ltnissen  und  bei  Statsdienstbar- 
^iten.  Dieselben  bleiben  dieselben,  mag  der  Stat  monarchisch  oder  republikanisch 
'eglert  werden,  diese  oder  jene  Verfassung  haben. 

43. 
Nur  diejenigen  völkerrechtlichen  Verträge  und  Rechtsyerhält- 
iÛ88e,  welche  sich  wesentlich  nicht  auf  den  Stat  selbst  sondern  nur 


78  Zweites  Bach. 

auf  die  Personen  bestimmter  Segenten  oder  Dynastien  im  State  be- 
ziehen, yerlieren  dnrch  eine  Yerfassungswandelung  ihre  Geltung  und 
Wirksamkeit,  wenn  jene  Personen  in  Folge  derselben  ihre  Eigenschaft 
als  Häupter  oder  Dynastien  dieses  States  einbüssen. 

Deshalb  haben  Verträge  eines  States  mit  der  Dynastie  eines  andern  States, 
welche  den  Schatz  derselben  bezwecken,  nur  eine  beschränkte  Wirksamkeit.  Wenn 
trotzdem  diese  Dynastie  durch  eine  Revolution  gestOrzt  oder  durch  eine  Usurpation 
beseitigt  wird  und  die  Verfassungsänderung  so  Yollzogen  ist,  dass  ein  neues  Stats- 
recht  zur  Wirksamkeit  gelangt  ist,  so  hört  auch  für  den  Stat,  welcher  die  gestürzte 
Dynastie  zu  schützen  versprochen  hatte,  diese  Verpflichtung  auf.  Beispiele  sind 
die  Verträge  König  Ludwigs  XIV.  Ton  Frankreich  mit  Jakob  11.  von  England, 
die  Verträge  des  Kaisers  von  Oesterreich  mit  dem  Bour bonischen  Königshause 
von  Neapel  und  andern  Italienischen  Fürsten,  nach  der  Restauration  von  1815, 
die  Verabredungen  Napoleons  III.  mit  dem  Kaiser  Maximilian  Ton  Mexico  in 
unsem  Tagen.  Das  Statsrecht  wirkt  in  allen  diesen  Dingen  entscheidend  und  das 
Völkerrecht  wirkt  nur  nachträglich  unter  der  Voraussetzung  des  Statsrechts. 

44. 

Wird  eine  entthronte  oder  vertriebene  Dynastie  später  wieder 
restanrirt,  so  ist  sie  nicht  berechtigt,  die  yölkerrechtlichen  Verhält- 
nisse, welche  in  der  Zwischenzeit  von  der  damals  anerkannten  Re- 
gierung geschaffen  worden  sind,  als  nicht  geschehen  zu  betrachten, 
indem  der  Stat  inzwischen  fortlebt  und  seinen  Rechtswillen  durch 
die  jeweiligen  in  Wirksamkeit  begriffenen  Organe  äussert 

Z.  B.  Es  kam  den  restaurirten  Stuarts  in  England  und  den  restaurirten 
Bourbonen  in  Frankreich  nicht  zu,  Verträge  als  nichtig  zu  behandeln,  welche 
dort  der  Protector  Cromwell  far  England  und  der  Eraser  Napoleon  für  Frank- 
reich inzwischen  abgeschlossen  hatte  und  es  war  nicht  Hechtsübung,  sondern  eitle 
Dynastenlaune,  wenn  der  restaurirte  König  yon  Piémont,  und  der  restaurirte 
Kurfürst  von  Hessen  1814  die  ganze  Periode  der  Zwischenregierung  als  nicht  vor- 
handen fingirten.  Die  Statshandlungen  verbinden  den  Stat,  der  bleibt,  und 
deshalb  auch  die  wechselnden  Bepr&sentanten  des  Stats. 

45. 

Nur  wenn  die  Zwischenregierung  nicht  zu  wirklichem  Bestände 
gelangt  ist  und  deshalb  ihre  Handlungen  nicht  als  Statsacte  gelten, 
braucht  sich  die  restaurirte  Begierung  nicht  darum  zu  kümmern. 

Z.  B.  Die  Zwischenregierung  des  Dictators  Manin  in  Venedig,  Kossuths 
in  Ungarn,  die  republikanischen  Begierungen  von  Rom  und  in  Baden  im 
Jahre  1849  wurden  mit  Becht  nicht  als  wahre  Beprftsentanten  der  betreffenden 
Staten  anerkannt. 
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4.  TBtergftDf  der  Staten^  Abtretimg  Ton  Statsgebiet, 

EiiiTerlelbiuigeD^  Stateiifolge. 

46. 

Die  blosse  Gebietsverminderimg  bedeutet  so  wenig  Untergang 
eines  States  als  die  Abnahme  seiner  Be?ölkening,  wenn  nur  Land 
und  Volk  wesentlich  dieselbe  verbleiben. 

Man  sieht  dabei  auf  die  Hanptbestandtheile  des  Landes,  welche  Yorzflglich 
den  Charakter  des  States  bedingen  und  den  Kern  des  Volkes.  In  dem  antiken 
lUümerreiche  bildeten  Italien  und  Born  den  Hauptkem  des  römischen  States, 
welcher  daher  noch  als  fortdauernd  angesehen  ward,  obwohl  eine  römische  Provins 
nach  der  andern  Ton  den  Grermanen  abgerissen  wurde.  Auch  in  unserm  Jahrhunderte 
blieb  Prenssen  derselbe  Stat,  nachdem  er  im  Frieden  von  Tilsit  1807  fast  die 
Hälfte  seines  Gebietes  eingebûast  hatte,  weil  die  alten  Stammlande  erhalten  blieben. 
Ebenso  blieb  Frankreich  nach  den  Abtretungen  in  den  beiden  Pariser  Frieden 
1814/15  und  von  1871  und  Oesterreich  nach  dem  Verluste  der  Lombardei  1859 
und  Ton  Venedig  1866  derselbe  Stat,  weil  Frankreich  nur  seine  Atkhem  Eroberungen 
wieder  anfgeben  musste  und  nicht  die  italienischen  Provinzen,  sondern  die  Donau- 
ttoder  den  Kern  der  österreichischen  Monarchie  bilden. 

47. 

Die  Abtretung  einer  Provinz  oder  eines  andern  Theiles  des 
Statsgebietes  hat  insofern  auf  die  TÖlkerrechilichen  Verhältnisse  des 
fortdauernden  States  einen  Einfluss,  als  diejenigen  Rechte,  welche 
Sun  bezüglich  des  abgetretenen  Gebietes  gegen  andere  Staten  bisher 
zQgtanden,  und  diejenigen  Verpflichtungen,  welche  ihm  bisher  mit 
Bücksicht  darauf  oblagen,  nun  von  ihm  abgelöst  werden  und  mit 
der  Abtretung  auf  den  Stat  übergehen,  welcher  dieselbe  erwirbt 

Von  der  Art  sind  Grenzregolimngen,  Bestimmungen  über  den 
üferbau  und  die  FIu8sschi£Efahrt  (über  Kirchen,  Spitäler  u.  s.  f.), 
offene  Strassen,  besondere  Provincialschulden. 

Man  kann  diese  Bechte  und  Pflichten,  insofern  sie  einem  bestimmten  Landes- 
theile  anhaften,  örtliche,  und  insofern  sie  einem  bestimmten  Stamme  oder  be- 
stbnmien  Personenclassen  anhangen,  persönliche  nennen.  Die  örtUchai  Rechte 
und  Pflichten  sind  an  den  Ort,  die  persönlichen  an  die  Person  gebunden  und  folgen 
dem  politisdien  Schicksale  derselben.  Im  Einzelnen  freilich  können  Zweifel  ent- 
stehen, ob  der  örtUche  und  persönliche  Zusammenhang  oder  die  Beziehung  auf  den 
Stat  als  wesentlich  erscheint.  Die  im  Auftrag  der  beiden  Nachbarstaten  gesetzten 
Madntenie  zur  Beaeichnimg  der  Grenzen  gelten  natCkrlich  in  derselben  Weise  fOr 
die  GrenzUiDder  fort,  wenn  schon  das  eine  Grem^biet  einem  andern  State  ein* 
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verleibt  worden  ist.    Ebenso  verh&lt  es  sich  mit  den  Verabredungen  zweier  àtaten 
über  den  Uferschuts,   aber  Anlegung  und  Unterhaltung  Yon  Dftnunen,  über    die 
Schi£Pfahrt  auf  einem  bestimmten  Flusse,  über  Landungspl&tze,   über  Eisenbahnen 
u.  dgl.  ;  sie  beziehen  sich  auf  eine  bestimmte  Oertlichkeit,   und  wirken  fort  auch 
gegenüber  dem  State,  welcher  später  die  Hoheit  über  diese  Oerter  neu  erworben 
hat.    Wenn  gleich  dieser  Stat  bei  der  Begründung  dieser  Rechtsverhältnisse  nicht 
mitgewirkt  hat,  so  kann  er  doch  das  neue  Gebiet  nur  in  dem  recJitlichen  Zustande 
übernehmen,  in  dem  es  sich  befindet,  d.  h.  mit  den  vorhandenen  Ortsrechten 
und  Ortspflichten.     Aehnlich  verh&lt  es  sich  mit  den  durch  Statenvertrftge 
garantirten  persönlichen  Rechten  z.  B.  einer  bestimmten  Religionggenossenschaft 
auf  Ausübung  ihres  Cultus,  mit  dem  Antheil,  der  einer  bestimmten  Classe  von 
Fremden  an  der  Benützung  örtlicher  Anstalten   (Krankenheil-  und  Pflegeh&user, 
Pfründehftnser,  Bildungsanstalten  u.  s.  f.)  zugesichert  worden  ist     Diese  Rechte 
gehen  nicht  unter,   wenn  gleich  an  die  Stelle  des  States,  zu  welchem  bisher  jene 
Religionsgenossen  und  diese  Anstalten  gehörten,  ein  anderer  Stat  tritt.    Aber  immer- 
hin ist  die  Fortdauer  und  Wirksamkeit  solcher  persönlichen  Rechte  mehr  gefährdet 
als  die  der  örtlichen  Rechte,  weil  die  persönlichen  Verhältnisse  von  der  politischen 
Umgestaltung  leichter  erfusst  und  gewandelt  werden  als  blosse  örtliche  Einrichtungen. 
Vgl.  Lawrence  Gomm.  zu  Wheaton  §  11.    (I.  210.) 

48. 

Dagegen  gehen  keineswegs  alle  vertragsmässigen  Bechte  und 
Verbindlichkeiten  eines  States  gegenüber  andern  Staten  yon  Hechts 
wegen,  weder  im  Ganzen  noch  im  Yerhältniss  der  Ausdehnung  des 
Gebietes  oder  der  Yolkszahl  auf  den  abgetrennten  Theil  über,  wenn 
gleich  dieser  Theil  nun  zu  einem  selbständigen  neuen  State  geworden 
ist.  Die  alte  Yertragsperson  bleibt  berechtigt  und  verpflichtet,  der 
neue  Stat  ist  weder  Yertragsperson,  noch  Nachfolger  jener  Yer- 
tragsperson. 

Z.  B.  Die  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  sind  nicht  in  alle 
VertragBYerhfthnisBe  von  Rechts  wegen  eingetreten,  welche  von  den  Königen  Ton 
England  zu  der  Zeit  mit  fremden  Staten  abgeschloBsen  worden  waren,  als  die 
nordamerikanischen  Colonien  noch  einen  Theil  des  englischen  Beiches  bildeten. 
Ebenso  tritt  das  Königreich  Italien  nicht  ohne  weiters  in  die  sammtlichen  Ver- 
tragsyerhfiJtnisse  Oesterreichs  mit  andern  Staten  ein,  an  welchen  auch  die  nord- 
italienischen Provinzen  mittelbar  Theil  hatten,  so  lange  sie  zu  Oesterreich  gehörten, 
sondern  nur  in  diejenigen,  welche  sich  örtlich  auf  die  Lombardei  oder  auf  Venedig 
insbesondere  bezogen,  wie  z.  B.  die  Lombardische  und  Venetianische  Schuld.  Bei 
des  Abtretung  von  Venetien  an  Italien  wurde  nur  diese  Schuld  und  nicht  zugleich 
ein  Theil  der  allgemeinen  Oesterreichischen  Statsschuld  von  Italien  fibemommen. 
(Verbandlungen  von  1866.)  Ebenso  wurde  die  von  Frankreich  an  Deutschland 
abgetretene  Provinz  Eteass-Lothringen  1871  von  jeder  Uebemahme  der  finniösisGhen 
Statsschuld  frei  erUftrt 
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49. 

Zerfallt  ein  Stat  in  zwei  oder  mehrere  neue  Staten,  von  denen 
keiner  als  die  Fortsetzung  des  alten  States  zu  betrachten  ist,  so  ist 
der  alte  Gresammtstat  untergegangen  und  es  treten  die  neuen  Staten 
als  neue  Personen  an  seine  Stelle. 

Neuere  Beispiele  sind  die  Auflteang  des  römischen  Reiches  deutscher 
Nation  in  eine  Anzahl  soayeräner  deutscher  Staten  1805  und  1806,  die  Theilung 
des  Cantons  Basel  in  die  Halbcantone  Baselstadt  und  Baselland.  1833.  Das  Bei- 
spktl  der  Theilung  der  Vereinigten  Niederlande  in  die  Königreiche  Holland 
und  Belgien  1831  gehört  theilweise  auch  hieher,  obwohl  in  gewissem  Sinne  die 
Niederimide  in  Hdknd  vorzugsweise  fortdauerten,  namentlich  im  Yerhältniss  sn 
den  Coionien. 

50. 

Wird  ein  bisheriger  Stat  einem  andern  State  einyerleibt,  sO 
geht  zwar  jener  Stat  unter,  aber  sein  Untergang  zieht  deshalb  nicht 
nothwendig  den  Untergang  seiner  völkerrechtlichen  Rechte  und 
Pflichten  nach  sich,  weil  die  Yolkssubstanz  und  das  Land  fortdauern 
und  nur  in  den  neuen  Statenverband  übergehen. 

Yielmehr  gehen  Rechte  und  Pflichten  insoweit  mit  Volk  und 
Land  auf  den  Nachfolgestat  über,  als  ihre  Fortdauer  möglich  und 
in  den  fortwirkenden  Verhältnissen  begründet  erscheint. 

Die  Beispiele  sind  in  neuerer  Zeit  nicht  selten.  Das  erste  Napoleonische 
Kaiserreich  hatte  sich  eine  grosse  Anzahl  von  Staten  nach  und  nach  einverleibt. 
Aber  audi  die  deutschen  Staten  hatten  zur  Zeit  der  Auflösung  des  alten  E[aiser- 
reidie  viele  geistliche  und  weltliehe  Territorien  aanezirt  Eine  Zeit  lang  brachte 
die  Wiener  Ck>ngre8Bacte  das  europftische  Statensystem  zur  Buhe.  Indessen  hatte 
sie  selber  manche  Einverleibung  bestätigt  und  0 esterreich  annexirte  später  die 
Bepoblik  Erakau.  Zahlreichere  Annexionen  kennt  die  neueste  Entwicklung  der 
national«!  Politik,  insbesondere  Savoyens  durch  Frankreich,  der  italienischen 
FfirstenthOmer  durch  das  neue  Königreich  Italien  (1860),  der  deutschen  Staten 
Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Schleswig-Holstein  und  Frankfurt 
durch  Preussen  (1866). 

51. 

Wenn  ein  Stat  durch  Wahl  oder  in  Folge  des  Erbrechts  das 
Statshanpt  eines  andern  States  auch  zu  seinem  Statshaupt  erhalt 
(Personalunion),  so  hört  er  noch  nicht  auf,  als  eine  besondere  Stats- 
person  zu  gelten;  und  es  tritt  in  diesem  Falle  keine  Statenfolge  ein. 

Jeder  der  so  verbundenen  Staten  verbleibt  in  seinen  völkerrechtlichen  Ver- 
hftttaissen.    In  Mittelalter  waren  die  Beispiele  h&uflger,  als  in  unsrer  Zeit,  welche 
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die  Tendenz  hat,  entweder  die  Personalunion  in  eine  Realunion  umzuwandeln,  da- 
mit die  Einheit  in  der  Politik  und  die  Gleichheit  im  Recht  zur  Geltung  kommen 
oder  die  bloss  durch  Peraonalunion  verbundenen  Staten  wieder  gänzlich  zu  trennen. 
Neuere  Beispiele  sind  die  Verbindung  von  Schweden  und  Norwegen,  der  Herzog- 
thümer  Schleswig  und  Holstein  mit  der  Krone  Dänemark,  des  Königreichs  Hannover 
mit  der  englischen  Krone,  des  Fürstenthums  Neuenburg  mit  der  Krone  Preussen, 
des  Grossherzogthums  Luxemburg  mit  der  Holländischen  Krone. 

52. 

So  viel  wirkliche  Staten  vorhanden  sind,  so  viel  völkerrecht- 
liche Personen  sind  vorhanden.  Der  Stat,  welcher  mehrere  andere 
Staten  sich  einverleibt  hat,  hat  völkerrechtlich  nur  Eine  Stimme, 
nicht  mehrere  Stimmen,  da  er  nur  Eine  Statsperson  ist.  Umgekehrt 
haben  die  mehreren  Staten,  welche  aus  der  Spaltung  Eines  States 
hervorgegangen  sind,  völkerrechtlich  jeder  eine  Stimme,  wenn  gleich 
diese  Völker  bis  dahin  zu  Einem  State  geeinigt  nur  eine  Stimme 
hatten. 

In  dem  altem  deutschen  Reichsrecht  und  ebenso  in  dem  früheren  schweizeri- 
schen Bundesrecht  hatte  ein  anderer  Grundsatz  gegolten,  nämlich  der  ein  für  alle 
Mal  an  bestimmte  Territorien  und  Cantouc  geknüpfter  Stimmrechte,  so  dass  z.  B. 
Oesterreich  und  Preussen  mehrere  Stimmen  in  der  Curie  der  Fürsten  und  Hen*en 
übten,  weil  sie  mehrere  Herrschaften  besassen  und  die  schweizerischen  Halbcantone 
nur  je  zusammen  Eine  Stimme  auf  den  Tagsatzungen  führten.  Der  statlich  richtige 
Grundsatz  ist  aber  später  auch  im  deutschen  Bunde  und  in  dem  schweizerischen 
Bundesstate  durchgedrungen. 

53. 

Mit  dem  Untergang  eines  States  verliert  sein  Verfassungsrecht 
die  selbständige  Autorität  und  Wirksamkeit.  Aber  es  ist  möglich, 
bestimmte  statsrechtliche  Einrichtungen,  welche  trotz  des  Ueber- 
ganges  in  einen  Nachfolgestat  fortdauern  sollen,  auch  füi*  die  Zukunft 
unter  den  Schutz  des  Völkerrechts  zu  stellen. 

Die  bisherige  Verfassung  und  das  bisherige  Statsrecht  hatten  in  dem  Willen 
des  untergegangenen  States  die  Quelle  ihrer  Autorität  und  in  seiner  Macht  die 
Garantie  für  ihre  Wirksamkeit  gefunden.  Jener  besondere  Statswille  und  diese 
Statsmacht  sind  nun  aber  mit  dem  State  selber  untergegangen  und  es  ist  ein  neuer 
Stat  an  seine  Stelle  getreten,  dessen  Wille  imd  Macht  nun  entscheiden.  Eben  des- 
halb versteht  sich  auch  die  Fortdauer  der  bisherigen  Verfassung  und  des  bisherigen 
öffentlichen  Hechts  nicht  von  selber.  In  den  wichtigsten  Beziehungen  —  insbesondere 
der  politischen  Regierung  und  Vertretung  —  ist  dieselbe  geradezu  unmöglich 
geworden,  wenn  der  Nachfolgestat  wirklich  zur  Herrschaft  und  Entwicklung  ge- 
langen soll.  Sie  können  daher  nur  insoweit  fortdauern,  als  der  Nachfolgestat 
das  für  zulässig  erachtet  und  seinerseits  gutheisst. 
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Wohl  aber  lassen  sich  auch  bei  Einverleibungen  bestimmte  Yerfassungs- 
zastände  und  Einrichtungen  erhalten  und  es  kommt  wohl  vor,  dass  das  ver- 
tragsmässig  verabredet  wird.  So  sind  z.  B.  bei  der  Vereinigung  der  deutschen 
Ostseeländer  mit  dem  Russischen  Reiche  bestimmte  Zusicherungen  gegeben 
worden,  zum  Schutz  der  bestehenden  politischen  und  confessionellen  Rechte  der 
Bewohner.  Ebenso  enthält  die  Wiener  Congress  acte  manche  derartige  Vor- 
behalte bezüglich  der  Zutheiluiig  von  Ländern  an  die  anerkannten  europäischen 
Staten.  Dieselben  haben  freilich  nur  eine  beschränkte  Wirksamkeit  und  sind 
immerhm  unsicher,  weil  die  Einigung  innerhalb  eines  States  mit  der  Zeit  Fort- 
schritte macht,  und  es  schwer,  oft  unmöglich  und  unzulässig  ist,  der  souveränen 
Statsgewalt  Widerstand  zu  leisten,  wenn  sie  an  die  Stelle  des  alten  ein  neues  Recht 
zu  setzen  entschlossen  ist. 

Die  Fortdauer  der  frasizösischen  Gesetzgebung  in  den  linksrheinischen  deutschen 
Ländern  war  anfangs  wohlbegründet,  wird  aber  durch  die  gemeinsame  Fortbildung 
sowohl  der  deutschen  Reichsgesetzgebung  als  der  besondem  Landesgesetzgebung 
nach  und  nach  begrenzt  und  beendet. 

64. 

Das  Statsvermögen  der  untergehenden  Staten  geht  in  Activen 
und  Passiven  auf  den  oder  die  Nachfolgestaten  über. 

Es  gibt  ein  statsrcchtliches  Folgerecht,  das  eine  gewisse  Analogie  hat 
mit  dem  privatrechtlichen  Erbrecht,  aber  nicht  mit  demselben  zu  verwechseln 
ist.  Da  das  Volk  des  einverleibten  States  als  Theil  des  Volkes  des  einverleibenden 
States  fortlebt,  so  kann  diese  Succession  noch  eher  als  eine  Fortsetzung  der  Persön- 
Uchkeit  aufgefasst  werden,  als  das  in  dem  römischen  Erbrechte  geschieht.  Das 
Statsvermögen  kann  bestehen: 

a)  aus  öffentlichem  Gute  (Domaine  public),  welches  entweder  von  Natur, 
wie  die  öffentlichen  Gewässer,  Strassen,  Plätze,  Häfen  u.  s.  f.  oder  durch 
besondere  statliche  Anordnung  wie  Residenzen,  Rath-  und  Gerichtshäuser, 
Casemen,  Gefängnisse  u.  dgl.  dem  Privatrecht  entzogen  ist  und  aus- 
schliesslich der  öffentlichen  Herrschaft  und  Benutzung  angehört  oder 

b)  aus  Privatgut,  welches  dem  Fis  eus  gehört,  wie  z.  B.  einzelne  Ge- 
werbe, landwirthschaftliche  Grundstücke,  Geld. 

Auf  aU  dieses  Vermögen  bezieht  sich  dieses  statliche  Folgerecht  Für  das 
öffentliche  Gut  versteht  es  sich  von  selber,  dass  dasselbe  dem  State  folgt,  dem  es 
dient.  Aber  auch  das  Pi'ivatvermögen  des  States  wird  nicht  herrenloses  Gut,  wenn 
der  Stat  untergeht,  sondern  da  die  Person,  welcher  es  bisher  angehörte,  nicht 
gänzlich  verschwindet,  sondern  mit  Volk  und  Land,  also  ihrem  Stoffe  nach  in  den 
neuen  Stat  übergeht,  folgt  es  naturgemäss  dieser  persönlichen  Wandelung  nach, 
Qfid  wird  deshalb  Privatgut  des  neuen  States,  in  welchem  der  Stoff  des  alten 
States  fortlebt 

Aus  der  Succession  des  einverleibenden  States  folgt  nicht,  dass  er  alles  Ver- 
mögen des  einverleibten  States  centralisire.  Vielmehr  wird  ein  grosser  Theil  des- 
selben schon  seiner  örtlichen  Beziehung  wegen  im  Lande  (in  der  Provinz)  bleiben. 

6* 
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Art  56.  Ueberdem  kann  die  Bildung  von  Provincialfonds  die  besonderen  Anfi^ 
Sprüche  and  Bedürfnisse  der  Provinz  befriedigen.  Beispiele  Karhessen  1867. 
Hannover  1868.  Elsass-Lothringen  1871.  Das  Königreich  Italien  einigte 
alle  Statsschulden  der  frühem  einzelnen  italienischen  Staten  in  eine  gemeinsame 
Statsschuld,  Gesetz  von  1861  und  übernahm  1866  auch  die  päpstliche  Stats- 
schuld  nach  Yerhältniss  der  Bevölkerung  der  Eomagna. 

65. 

Sind  mehrere  Nachfolgestaten  vorhanden,  welche  an  die  Stelle 
des  Einen  untergehenden  States  treten,  und  ist  die  Art  der  Theilung 
des  Staatsyermögens  nicht  yertragsmässig  geordnet  worden,  so  sind 
nicht  die  privatrechtlichen  Regeln  der  Erbtheilung  unter  mehrere 
Erben  einfach  anzuwenden,  sondern  es  ist  voraus  die  öffentlich- 
rechtliche  Natur  des  öffentlichen  Gutes  zu  berücksichtigen. 

Die  öffentlich-rechtliche  Statenfolge  und  das  privatrechtliche  Erbrecht  sind 
insofern  ähnlich,  dass  in  beiden  F&llen  das  bisherige  Subject  des  Vermögens  dort 
durch  Untergang  hier  durch  Tod  wegfällt,  aber  das  Vermögen  desselben  auf  andere 
Personen  übergeht,  welche  in  gewissem  Sinne  als  Fortsetzer  seiner  Persönlichkeit 
angesehen  werden.  Aber  das  gesetzliche  Privaterbrecht  beruht  auf  dem  Familien- 
verband zwischen  Erblasser  und  Erben,  welcher  bei  der  Statenfolge  fehlt,  und  die 
Statenfolge  beruht  auf  dem  totalen  oder  theilweisen  Uebergang  von  Volk  und  Land 
auf  den  Folgestat.  Die  privatrechtliche  Verlassenschaft  hat  nur  eine  Beziehung 
auf  die  Personen  der  Erben  und  wird  daher  je  nach  der  Nähe  ihrer  Verwantschaft 
unter  dieselben  vertheilt,  sei  es  nach  Stämmen,  sei  es  nach  Köpfen.  Das  zurück- 
gelassene Stats vermögen  dagegen  hat  eiue  natürliche  Beziehung  zu  Volk  und 
Land  und  den  öffentlichen  Bedürfnissen  beider.  Daher  ist  die  Vertheilung 
nach  öffentlich-rechtlichen  Grundsätzen  zu  ordnen. 

56. 

Demgemäss  fallt  das  für  öffentliche  Zwecke  bestimmte  liegende 
Gut,  wie  öffentliche  Gebäude,  Anstalten  und  Stiftungen  zunächst  dem 
State  zu,  in  dessen  Gebiete  sie  gelegen  sind  oder  sie  ihren  Hauptsitz 
haben  und  der  erwerbende  Stat  ist  nur  insofern  eine  billige  Ent- 
schädigung an  die  Theilungsmasse  schuldig,  als  dieselben  bisher  audi 
den  öffentlichen  Bedürfnissen  der  Bevölkerung  der  andern  Staten  ge- 
dient haben  und  diese  zur  Befriedigung  solcher  Bedürfhisse  zu  neuen 
Vermögensleistungen  genöthigt  werden. 

Selbstverständlich  fallen  auch  die  öffentlichen  Gewässer,  Strassen,  Plätze, 
Küsten,  Häfen  u.  s.  f.  ohne  Entschädigung  dem  State  zu,  mit  welchem  sie  von 
Natur  verbunden  sind.  Auch  wenn  damit  gewisse  Einkünfte  verbunden  sind,  wie 
z.  B.  Wegegelder,  Hafengebühren  u.  dgl.,  so  ist  dafür  kein  Ersatz  zur  Theflung 
zu  bringen,  so  wenig  als  für  den  Unterhalt  der  Strassen,  Häfen  u.  s.  f.  eine  Forderung. 
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Ânden  TorhAlt  es  sich  s.  B.  mit  einer  Pflegetnstalt  fiGkr  Kranke,  welehe  auch 
Ton  den  Kranken  der  Gemeinden  benutzt  werden  konnten,  die  nun  einem  andern 
State  zugetheilt  sind,  als  dem,  in  dessen  Gebiet  die  Knmkenpflegeanstalt  gelegen 
ist    Da  ist  ein  billiger  Ersatz  in  Anrechnung  zu  bringen. 

57. 

Die  Yorhandenen  Waffenvorräthe  und  Eriegsausrüstiingen  (Ka- 
nonen^ Gewehre,  Uniformen  il  s.  f.)  sind  im  Zweifel  nach  Verhält- 
niss  der  Volkszahl  zu  vertheilen. 

Nach  der  Volkszahl  richtet  sich  auch  die  Wehrpflicht  und  die  Grösse  des 
BedOrfoisses  der  Ausrüstung.  Anders  freilich  ist  es,  wenn  die  Waffenvorräthe  durch 
Matrikularbdtrftge  beschafft  worden  sind,  wie  in  dem  deutschen  Bunde  von  181Ö. 
Dum  wird  das  Yerhältniss  der  Matrikel  auch  bei  der  Theilung  zu  beachten  sein. 

58. 

Die  eigentlichen  Domänen,  die  öffentlichen  Cassen  und  über- 
baupt  das  Privateigenthum  des  Stats,  welches  nnr  mittelbar  den 
öffentlichen  Zwecken  dient,  bildet  eine  gemeinsame  Theilnngsmasse 
und  wird,  wenn  nicht  besondere  Gründe  eine  Abweichung  recht- 
fertigen, nach  Yerhältniss  der  Volkszahl  unter  die  mehreren  Folge- 
staten yertheilt,  so  jedoch,  dass  die  Liegenschaften  dem  State  yer- 
bleiben,  in  dessen  Gebiete  sie  liegen  und  nur  der  Schätzungswerth 
derselben  zur  Yertheilung  kommt. 

Es  gibt  kein  natürlicheres  TheOungsverh&ltniss,  und  keinen  sichereren  Masstab 
^  Theflung  als  die  Volkszahl,  obwohl  vieUeicht  die  eine  Bevölkerung  z.  B.  die 
Btädtische  Tor  der  anderen  z.  B.  der  bloss  ländlichen  durch  YennOgen,  Bildung  und 
durch  höhere  Bedtkrûiisse  hervorragt.  Um  eine  gerechte  und  allgemein  verständliche 
Lösung  zu  finden,  muss  man  zu  den  einfachsten  und  ursprünglichsten  Elementen 
des  States  zurückgehen  und  das  sind  doch  die  Menschen,  die  er  einigt. 

59. 

Die  Statsschulden  sind  nicht  nach  Yerhältniss  der  Volkszahl, 
sondern  wenn  sie  hypothesirt  oder  fundirt  sind,  im  Anschluss  an  die 
verpfändeten  Liegenschaften  oder  das  Fundirungsgut,  im  übrigen 
nach  Yerhältniss  der  Steuerleistungen  zu  vertheilen. 

1.  Indem  der  Stat  seine  Anleihen  hypothesirt  oder  fundirt,  bringt  er  dieselben 
in  einen  nähern  Zusammenhang  mit  andern  Qûtem,  und  dieser  Zusammenhang 
^irkt  fort,  obwohl  der  Stat  sich  auflöst.  Die  Gläubiger  halten  sich  daran  und 
kommen  eben  deshalb  nur  mit  dem  Folgestat  in  eine  neue  Beziehung,  welchem 
^^  Gater  zugefallen  sind.  Eine  Scheidung  der  persönlichen  Schuld  und  der 
d%iichen  Sicherung  ist  hier  nicht  ebenso  statthaft  wie  im  Privatrecht. 
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2.  Die  Sicherheit  der  übrigen  Statsschulden  beruht  auf  der  S  teuer  kr  aft 
der  StatsgenoBsen  und  diese  wird  bemessen  nach  der  wirklichen  Steuer- 
leistung. Diese  gibt  daher  einen  gerechteren  Massstab  als  die  Volkszahl.  Man 
denke  sich  z.  B.  einen  Stat  in  zwei  Staten  aufgelöst,  von  denen  der  eine  eine  reiche 
StädtebeYÖlkerung,  der  andere  eine  arme  Landbevölkerung  hat.  Da  würde  bei  einer 
Yertheilung  der  Statsschulden  nach  der  Volkszahl  der  eine  Stat  Überlastet,  er  könnte 
die  Schuld  nicht  tragen,  und  der  andere  Stat  unverhSItuissm&ssig  in  der  bisherigen 
Steuerleistung  erleichtert,  zum  Schaden  der  Gl&ubiger. 

60. 

Geht  ein  Stat  durch  Anssterben  oder  Zerstreuung  öder  Aus- 
wanderung seines  Volkes  auch  in  der  Volks-  oder  Landessubstanz 
unter,  dann  erlöschen  mit  seiner  Persönlichkeit  auch  seine  Bechte 
und  Verpflichtungen. 

Als  die  Juden  mit  Vertilgung  der  fremden  Einwohner  Palästina  besetzten, 
ward  der  neue  jüdische  Stat  in  keiner  Weise  Bechtsnachfolger  der  daselbst  unter- 
gegangenen Staten.  Ebenso  als  die  Germanischen  Völker  zur  Zeit  der  Völker- 
wanderung ihre  alten  Wohnsitze  verliessen,  gingen  auch  ihre  alten  Staten  unter 
imd  die  nachrückenden  germanischen  oder  slavischen  Völker  traten  ebenso  wenig 
als  ihre  Bechtsnachfolger  an  ihre  Stelle  als  das  römisch-byzantimsche  Reich,  welches 
jene  aufnahm,  deshalb  zum  Rechtsnachfolger  ihrer  untergegangenen  Staten  ward. 

61. 

Die  vorübergehende  Schwäche  oder  Noth  eines  States  führt 
nicht  seinen  Untergang  herbei;  wohl  aber  die  dauernde  Ohnmacht 
und  die  ofienbare  Unfähigkeit  desselben,  femer  selbständig  zu  leben. 

Es  gibt  kein  Recht,  die  „kranken"  Staten  zu  vernichten  und  dann  zu  be- 
erben. Es  ist  möglich,  dass  ein  tief  zerrütteter  und  geschwächter  Stat  sich  wieder 
erhole.  Wenn  aber  diese  Möglichkeit  verschwunden  und  die  Ohnmacht  dauernd 
geworden  ist,  dann  geht  mit  der  Fähigkeit  zu  leben  auch  das  Recht  als  Stat  zu 
leben  unrettbar  unter.  Das  Völkerrecht  schützt  nur  lebensföhige  Staten.  So  ge- 
fährlich dieser  Satz  ist,  weil  er  sophistisch  missbraucht  werden  kann,  so  ist  doch 
die  Wahrheit  desselben  unbestreitbar.    „Nur  der  Lebende  hat  Recht." 


5.  Völkerrechtliche  Eigenschaften  der  Staten. 

A.  Handlungsfähigkeit. 

62. 
Jeder  Stat  ist  als  Rechtswesen  berechtigt,  seinen  RechtswiUen 
zu  äussern  und  Handlungen  mit  Bechtswirkung  vorzunehmen.  Aber  er 
bedarf  dazu  besonderer  von  Menschen  erfüllter  repräsentativer  Organe. 
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Weil  dm:  Stet  eine  Qesamxntperson  Ist  nnd  in  seiner  Verfassung  nicht  einen 
Datûrlichen,  sondern  einen  nachgebildeten  Culturleib  hat,  so  bedarf  er  menschlicher 
Organe  nnd  Vertreter  seines  Willens  nnd  seiner  Handlungen.  Das  Statshaupt 
leprasentirt  Totans  den  Stat  im  Verkehr  mit  andern  Staten. 

63. 

Im  Verhältaiiss  der  Staten  zu  einander  wird  der  thatsächliche 
Inliaber  und  Träger  der  Statsgewalt  (das  wirkliche  Statshaupt)  als 
das  Organ  des  Statswillens  und  als  der  Vertreter  des  States  betrachtet. 

VgL  nnten  $  315  ff. 

B.  Souveränetät. 

64. 

Die  Souveränetät  eines  States  zeigt  sich 

a)  in  der  Unabhängigkeit  desselben  von  einem  fremden  State 
und  in  der  Ablehnung  jeder  fremden  Statshandlung  auf 
seinem  Gebiet; 

b)  in  der  Freiheit  desselben,  ohne  Behinderung  fremder  Staten 
seinen  eigenen  Statswillen  selbst  zu  bestimmen  und  nach 
eigenem  Ermessen  zu  äussern  und  zu  bethätigen. 

Die  SouYeränet&t  ist  zunftchst  wieder  ein  statsrechtlicher  Begriff  und  bedeutet 
die  Statsgewalt  in  höchster  Potenz  und  in  oberster  Instanz.  Die  völker- 
rechtliche Bedeutung  derselben  tritt  erst  hervor  im  Verhältniss  zu  fremden  Staten. 

65. 

Souveränetät  heisst  nicht  absolute  Unabhängigkeit  noch  absolute 
Freiheit  eines  States,  denn  die  Staten  sind  keine  absoluten  Wesen, 
sondern  rechtlich  beschränkte  Personen. 

Der  Begriff  der  Souveränetät  ist  zuerst  in  Frankreich  und  zwar  in  der  Zeit 
ausgebildet  worden,  als  das  französische  Eönigthum  alle  Statsgewalt  in  möglichst 
absolutem  Sinne  in  seiner  Hand  zu  concentriren  unternahm,  im  Gegensatze  zn  û&ik 
Beschrankungen  der  mittelalterlichen  ständischen  Rechte  und  der  Lehensverfassung. 
Seither  ist  eine  gewisse  Tendenz  zum  Absolutismus  in  dem  Worte  verblieben,  die 
schwer  anszumerzen  ist  Dennoch  widerspricht  dieser  Absolutismus  sowohl  der 
Bechtsnatur  des  modernen  Yerfassungsstates  als  der  völkerrechtlichen  Qemeinordnuilg. 

66. 
Jeder  Stat  darf  nur  in  dem  Masse  Unabhängigkeit  und  Freiheit 
fur  sich  ansprechen,   als  sich  mit  der  nothwendigen  menschlichen 
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Weltordnung,  mit  der  Selbsiändigkeit  der  andern  Staten  und  mit 
der  Yerbindnng  aller  Staten  verträgt. 

Das  Völkerrecht  erh&lt  aber  beschrSnkt  zugleich  die  Souyerftnet&t  der  Einzel- 
staten,  veil  es  das  friedliche  Nebeneinander  s&mmtlicher  Staten  schützt  und  auch 
den  Krieg  durch  Bechtsrorschriften  dTilisirt  Gegen  das  Völkerrecht  kann  sich 
kein  Stat  auf  seine  SouTerilnetät  berufen,  weil  die  Grundlage  des  Völkerrechts 
nicht  die  WillkQr  der  Staten  sondern  die  Gemeinschaft  der  Menschheit  ist  Vgl  zu  68. 

67. 

Innerhalb  der  völkerrechtlichen  Schranken  spricht  die  Bechts- 
yermuthung  für  volle  und  ungetheilte  Sonveränetät  eines  jeden  States. 

Die  Souverftnet&t  ist  die  selbstverständliche  Eigenschaft  des  wirklichen  States, 
d.  h.  eines  Gemeinwesens,  das  sich  selbst  regiert.  Hoheit  und  Einheit  sind  mit  dem 
Statsbegriff  gegeben.  Weitere  Beschränkungen  andern  Staten  gegenüber  erfordern 
daher  eine  besondere  Begründung,  wie  namentlich  durch  Verträge. 

68. 

Zn  den  regelmässigen  Souveränetätsrechten  eines  States  gehören: 

a)  das  Recht,  seine  Verfassung  selber  zu  bestimmen; 

b)  das  Recht  selbständiger  Gesetzgebung  für  sein  Volk  und  Land; 

c)  die  Selbstregierung  und  Selbstverwaltung; 

d)  die  freie  Besetzung  der  öffentlichen  Aemter; 

e)  das  Recht,  für  den  Verkehr  mit  andern  Staten  seine  Stell- 
vertreter zu  bezeichnen  und  zu  ermächtigen. 

Es  kommt  den  fremden  Staten  nicht  zu,  sich  in  die  Ausübung 
dieser  Rechte  einzumischen,  es  wäre  denn,  dass  bei  derselben  das 
Völkerrecht  missachtet  würde. 

In  der  Verfassung  spricht  der  Stat  die  Grunds&tze  seines  eigenen  DaseLos 
aus  und  bildet  er  die  Organe  seines  eigenen  Lebens  aus.  Die  Verfassunggebende 
Gewalt  ist  daher  Statsgewalt  Jeder  Stat  erscheint  daher  dem  andern  gegenüber 
als  eine  sich  selber  ordnende  Macht.  So  wenig  meine  Nachbarn  berechtigt 
sind,  den  Styl  und  die  Einrichtung  meines  Hauses  mir  vorzuschreiben,  so  wenig 
haben  die  Nachbarstaten  ein  Recht,  über  die  Verfassung  eines  fremden  States  Vor- 
schriften zn  geben.  Es  ist  freilich  auch  für  die  Nachbarstaten  politisch  nicht  gleich- 
gültig, wie  die  Verfassung  eines  anstossenden  States  beschaffen  sei  und  es  können 
je  nach  Umst&nden  ParteiYerbindungen  von  einem  State  zum  andern  bald  förderlich 
bald  gef3Uu-lich  erscheinen.  Daher  haben  oft  schon  mächtigere  Staten  einen  Einfluss 
geübt  auf  die  Verfassungsänderungen  ihrer  Nachbarstaten.  Die  französische  Bepublik 
hat  sich  gegen  Ende  des  Torigen  Jahrhunderts  mit  republikanischen  Nachbar- 
staten, Napoleon  I.  hat  Frankreich  mit  Napoleonischen  Vasallenstaten  zu 
umgeben  gesucht.   Aber  gerade  diese  Beispiele  warnen  vor  solchen  Eingriffen  in  die 
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utOrUche  YerfusungBliOduiig  fremder  Yölkor,  denn  nirgends  sind  durch  die  Ein- 
«irkiing  Ton  anssen  her  daaemde  Yerfusongssostftode  sa  Stande  gekommen.  Auch 
die  Interyentionen  der  heiligen  Allianz  in  Italien  nnd  Spanien  zur  Herstellung 
der  absoluten  Monarchie  haben  nur  YorQbergehend  den  natürlichen  Entwieklungs- 
gaag  zu  st&ren,  aber  nicht  auf  die  Dauer  zu  hindern  vermocht.  Ebenso  imglQcklich 
ist  in  neuester  Zeit  der  Yersuch  Napoleons  III.  ausgefallen^  in  Mexiko  ein  Kaiser- 
thmn  mit  französischer  Hülfe  einzurichten.  Recht  und  Politik  weisen  darauf  hin, 
dus  man  jedem  Yolke  überlasse,  die  Formen  seines  Gesammtlebens  selber  zu  be- 
stimmen. Erst  wenn  daraus  eine  wirkliche  Gefahr  entsteht  für  die  Sicherheit  der 
indem  Staten  und  ftkr  die  völkerrechtliche  Rechtsordnung,  ist  eine  Einmischung 
in  die  Yerfassungsarbeiten  zu  rechtfertigen.  Beachtenswerth  sind  in  dieser  Hinsicht 
die  Depeschen  des  amerikanischen  Ministers  Seward  vom  26.  Sept.  und  vom 
6.  Dec  1863  über  Mexiko.  Er  spricht  aus,  dass  die  Entwicklung  von  Amerika 
eine  republikanische  sei,  aber  erkennt  zugleich  an,  dass  die  Yereinigten  Staten 
weder  ein  Recht  noch  eine  Neigung  haben,  in  die  Yerfassungsstreitigkeiten  der 
Mexikaner  über  Republik  oder  Monarchie  sich  einzumischen.  Aber  er  befördere 
dtt  Recht  der  amerikanischen  Yölker,  die  republikanische  Yerfassnng  einzuführen 
imd  bestreitet  den  europSlschen  Monarchien  das  Recht,  sie  daran  zu  hindern.  Sehr 
wahr  und  schön  ist  das  moderne  Rechtsprindp  in  der  Thronrede  des  Königs 
Wilhelm  von  Preussen  bei  Eröffnung  des  norddeutschen  Reichstags  am  14  Febr.  1870 
u^gesprochen  worden:  „unter  den  Regierungen  wie  unter  den  Yölkem  der  heutigen 
Welt  ist  die  üeberzeugung  in  siegreichem  Fortschritte  begriffen,  dass  einem  jeden 
politischen  Gemeinwesen  die  unabhängige  Pflege  der  Wohlfahrt,  der  Freiheit  und 
der  Gerechtigkeit  im  eigenen  Hause  zustehe  und  obliege  und  dass  die  Wehrkraft 
eines  jeden  Landes  nur  zum  Schutze  eigener,  nicht  zur  Beeinträchtigung  fremder 
Unabhängigkeit  berufen  sei." 

69. 

Kein  Stat  braucht  za  dulden,  dass  innerhalb  seines  Gebietes 
ein  fremder  Stat  irgend  welche  Statshandlungen  vornehme,  sei  es 
der  Polizei  oder  der  Besteurung,  der  miUtärischen  oder  der  Justiz- 
gewalt.  Jeder  Stat  ist  verpflichtet,  sich  der  statlichen  Ein-  und 
UebergrifEe  in  fremdes  Statsgebiet  zu  enthalten. 

Vorbehalten  sind  theils  allgemeine  völkerrechtlich  anerkamite 
Ausnahmen  theils  die  besonderen  Statsdienstbarkeiten. 

1.  In  dem  Bereich  der  civiMsirten  europäischen  und  amerikamschen  Staten- 
^It  ist  dieser  Grundsatz  vollständiger  anerkannt,  als  im  Yerhältnias  zu  barbarischen 
Vôlkeni  oder  Staten  einer  der  unsrigen  sehr  fernen  und  fremden  Civilisation.  Da 
^nid  noch  die  Polizei  und  die  Justiz  aber  die  auswärts  wohnenden  Landsleute  in 
^^emdem  Gebiet  möglichst  von  dem  State  ihrer  Heimat  verwaltet  Der  Gnmdsatz 
^  persönlichen  Rechtes,  welches  das  Volk  verbindet,  wo  immer  seine  Qe- 
Qotten  deh  aufhalten.  Überwiegt  da  noch  über  die  Regel  des  Landesrechtes, 
welches  aasschliessUch  von  der  im  Lande  bestehenden  Statsgewalt  fehandhabt  wird. 
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2.  Allgemeine  Tölkerrechtlich  anerkannte  Ansnahmen  Bind  z.  B.  das  Hecht 
der  Exterritorialität  und  das  Recht  der  Schi£Efahrt  über  den  Küstensaum. 

70. 

In  der  Regel  gibt  es  nur  Eine  Souveränetät  für  ein  bestimmtes 
Volk  und  Land,  wie  nur  Einen  Stat.  Ausnalmisweise  zeigt  eich  in 
zusammengesetzten  Staten  (Statenbünden,  Bundesstaten,  Statenreichen, 
Bundesreichen)  auf  demselben  Boden  und  für  dieselbe  Bevölkerung 
eine  Doppelsouveränetät  wie  eine  zwiefache  Statenbildung,  die  eine  des 
Gesammtstates,  die  andere  der  Einzelstaten. 

1.  Bundesstaten  luid  Statenbündc  sind  beides  föderative  und  daher  meist 
republikanische  Verbände  einer  Anzahl  von  Einzelstaten.  Aelter  ist  die  Form  der 
Statenbünde  (Conföderationen),  welche  nur  eine  genossenschaftliche  Gemein- 
schaft der  melweren  Einzelstaten  zu  gemeinsamen  Zwecken  darstellt  und  dalier 
nur  Gesantencongresse  keine  einheitlichen  Gesammtorgane  kennt.  Man  kann  daher 
diese  Verbindung  niu:  in  uneigentlichem  Sinne  Gesammtstat  nennen.  Sie  schwankt 
noch  zwischen  völkerrechtlicher  und  statsrechtlicher  Gestaltung.  Von  der  Art  waren 
die  Hansestädte  im  Mittelalter,  die  Republik  der  Niederlande,  die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft  vor  1798  und  wieder  1803  bis  1848,  die  ur- 
sprüngliche Bundesverfassung  der  Vereinigten  Staten  von  1776  bis  1787,  der 
deutsche  Bund  von  1815— 18G6. 

2.  Der  Bundesstat  (die  Union)  dagegen  ist  eine  einheitliche  Gestaltung 
des  Gesammtstates ,  der  schärfer  unterschieden  wird  von  den  Einzelstaten  und  in 
sich  als  Stat  vollständig  organisirt  ist.  Zuerst  erscheint  diese  von  Alexander 
Hamillon  erdachte  moderne  Statsform  ausgebildet  in  Nordamerika  seit  1787, 
und  ist  in  der  Schweiz  1848  nachgebildet  worden.  In  der  Union  ist  die  Doppel- 
souver&net&t  klarer  dargestellt  als  in  der  Conföderation,  in  welcher  noch  die 
Souvcränet&t  der  Einzelstatcn  völlig  überwiegt. 

3.  Das  Statenreich  ist  mehr  eine  monarchische  und  daher  in  höherem 
Sinne  einheitliche  Glicdenmg  einer  Mehrzahl  von  Einzelstaten  die  von  einem  Ge- 
sammtstate  abhängig  sind.  Im  Mittelalter  hatte  das  deutsche  Reich  diesen 
Charakter,  bevor  es  seiner  Anflösung  entgegen  ging,  und  heute  noch  das  Türkische 
Osmanenreich.  In  gewissem  Sinne  ist  auch  die  Oesterreichisch-Ungarische 
Monarchie  seit  21.  Dec.  1867  als  ein  aus  zwei  Staten  zusammengesetztes  Doppel- 
reich aufzufassen,  das  nach  aussen  wie  ein  Gesammtstat  erscheint. 

4.  Der  Norddeutsche  Bund  von  1867  und  das  deutsche  Reich  von  1871 
lassen  sich  nicht  unter  einen  dieser  Begriffe  unterbringen,  sondern  haben  einen 
eigenthümlichen  Charakter,  den  wir  nach  der  Anleitung  der  Verfassungsurkunde 
am  bessten  Bundesreich  nennen.  Dieses  Bundesreich  ist  aus  einem  Compromiss 
der  verschiedenen  idealen  und  realen  Mächte  entstanden.  In  der  Institution  des 
Bundesrathes  ist  der  Zusammenhang  mit  der  frühem  Form  des  deutschen 
Bundes  von  1815  als  Statenbundes  noch  deutlich  zu  erkennen.  Die  Institution 
d^  Reichsraths   erinnert  sehr  an   die  in  Amerika  und  der  Schweiz  geltende 
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YerfasBimg  der  Union  (des  Bund  ess  tats),  indem  in  ihr  eine  Repräsentation  des 
gesammten  deutschen  Volkes  erscheint,  die  ganz  verschieden  ist  von  der  Beprlaen- 
tation  der  Preussen,  Bayern  u.  s.  f.  in  den  Landtagen  der  Einzclstaten.  Dagegen 
widerspricht  die  Verbindung  der  erblichen  Würde  des  Königs  von  Preussen  mit 
der  Würde  des  erblichen  Kaiserthums  und  ebenso  die  Verbindung  dor  wichtigen 
histitntion  des  Eeichskanzlcrs  und  des  Reichskanzleramtes  mit  dem  Preussi- 
schen  Ministerium  dem  Grundgedanken  des  Bundesstats,  vrelcher  die  Itegienmgs- 
ämter  des  Gesammtstats  und  der  Einzelstaten  trennt.  Aber  sie  erkl&rt  sich  aus 
der  entscheidenden  Bedeutung  des  Preussischen  States,  welcher  das  deutsche  Reich 
gestiftet  hat  und  in  demselben  seiner  Bevölkerungszahl  und  seiner  einheitlichen 
Macht  wegen  eine  so  hervorragende  Stellung  einnimmt,  dass  die  übrigen  Staten 
genöthigt  sind,  sich  an  Preussen  anzuschliessen  und  anzulehnen.  Das  Haupt  des 
Preussischen  States  ist  daher  das  natürliche  Haupt  des  deutschen  Reiches;  und  in 
der  Regierung  des  Reiches  ist  daher  auch  Etwas  von  dem  Preussischen  Einheits- 
state wahrzunehmen. 

71. 

Sowohl  der  Gesammtstat  (der  Statenverein)  gilt  yölkerrechtlich 
als  Statsperson  als  die  Einzelstaten. 

Die  Souveränetät  des  Gesammtstates  äussert  sich  innerhalb 
des  verfassungsmässigen  Bereiches  der  Gesammtheit  und  die  der 
Einzelstaten  in  den  Sonderangelegenheiten  des  einzelnen  Landes. 

Die  Persönlichkeit  der  BtatenbOnde  zeigt  nch  deutlicher  noch  im  Völker- 
recht als  im  Statsrecht  Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  galt  im  europäischen 
Statensystem  während  Jahrhunderten  als  Ein  Btatswesen,  obwohl  sie  in  sich 
selbst  durchaus  nicht  als  Stat  organisirt,  sondern  nur  ein  dauernder  Verband  von 
souveränen  Staten  war. 

72. 

In  den  Bundesstaten,  den  Statenreichen  und  den  Bundesreichen 
wird  die  rölkerrechtliche  Vertretung  nach  aussen  regelmässig  durch 
die  Bundes-  oder  Beichsgewalt  bestimmt  und  besorgt.  Indessen  sind 
auch  Verträge  der  Einzelstaten  unter  sich  oder  mit  fremden  Staten 
zulässig,  wenn  gleich  in  den  Schranken  der  Verfassung  und  unter 
Aufsicht  des  Gesammtstats. 

In  der  Schweiz  werden  die  Verträge  der  Cantone  unter  sich  Concord  ate 
genannt.  Der  intercantonale  Charakter  derselben  ist  analog  dem  völkerrechtlichen 
der  Verträge  unter  fremden  Staten,  wird  aber  dadurch  modificirt,  dass  die  Cantone 
lünwiedi»  bundesstatlich  verbunden  sind  und  daher  der  Bund  eine  Aufsicht  über 
die  CoDCordate  übt  und  dieselben  unter  seinen  Schutz  stellt. 

73. 

In  den  Statenbünden  gehört  die  diplomatische  Vertretung  regel- 
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massig  der  Regierung  der  Einzelstaten  zu.  Indessen  ist  auch  die 
Gresammtheit  berechtigt,  sich  als  Eine  zusammengesetzte  Statsperson 
vertreten  zu  lassen  und  Verträge  abzuschliessen. 

In  den  Statenbünden  tritt  die  Souveränetat  der  Einzelstaten  voller  und  ent- 
schiedener heryor,  als  in  den  Bundesstaten.  Deshalb  wird  in  der  Kegel  auch  der 
Gesantschaftsverkehr  vorzugsweise  mit  den  Einzelstaten  gepfl<^n.  Aber  weil  doch 
der  Statenverband  wieder  ein  Interesse  hat,  sich  als  völkerrechtliches  Ganzes  dar- 
zustellen, so  muss  auch  ihm  die  Befugniss  gewahrt  werden,  gemeinsame  Bundes- 
gesante  zu  bezeichnen  und  bei  sich  £remde  Gesante  zu  empfangen.  Bei  dem 
deutschen  Bunde  waren  manche  fremde  Gesante  accreditirt  und  in  einzelnen 
Fällen  Hess  er  sich  durch  einen  gemeinsamen  Bundesgesanten  auswärts  vertreten. 

74. 

Wenn  zwei  oder  mehrere  Staten  durch  dasselbe  Statshaupt 
nur  vorübergehend  geeinigt  sind,  so  werden  sie  im  Völkerrecht  als 
zwei  verschiedene  Personen  behandelt  und  haben  demgemäss  auf 
Conferenzen  und  Congressen  zwei  oder  mehrere  Stimmen  und  können 
durch  verschiedene  Gesante  vertreten  werden. 

Beispiele  treten  ein,  wenn  ein  Erbfürst  in  einem  andern  Lande  auf  Lebens- 
zeit zum  Wahlfürst  gewählt  wird.  Karl  V.  war  als  römischer  Kaiser  und  deutsches 
Beichsoberhaupt  Vertreter  des  deutschen  Beiches  und  als  König  von  Spanien  Ver- 
treter Spaniens,  ohne  dass  irgend  eine  nähere  stats-  oder  völkerrechtliche  Beziehung 
dieser  beiden  Staten  zu  einander  eintrat. 

75. 

Ist  aber  die  Einigung  unter  Einem  Statshaupt  eine  dauernde 
und  erscheint  die  Verbindung  der  so  geeinigten  Staten  als  eine 
politische,  wenn  auch  noch  nicht  als  eine  statsrechtlich  organisirte 
Lebensgemeinschaft,  so  wird  dieselbe  völkerrechtlich  wie  ein  Ge- 
sammtstat  betrachtet  und  in  einer  gemeinsamen  Vertretung  durch 
Eine  Stimme  dargestellt.  Soweit  indessen  die  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen verbundenen  Staten  besonders  hervortreten,  ist  hinwieder 
eine  besondere  Vertretung  zulässig. 

1.  Von  der  Art  sind  die  fortdauernden  Personalunionen  durch  dieselbe 
forstliche  Dynastie.  Frühere  Beispiele  sind  die  ursprüngliche  Personalunion  des 
Erzherzogthums  Oesterreich  mit  der  Böhmischen  und  der  Ungarischen 
Krone,  auch  die  anfängliche  Verbindung  der  Englischen  mit  der  Schottischen 
und  mit  der  Irischen  Krone,  die  Verbindung  der  Russischen  mit  der  Polni- 
schen Krone  von  1815  bis  1830,  und  die  Verbindung  des  Fttrstenthums  Neuchatel 
mit  der  Preussischen  Krone,  das  heutige  VerhAltniss  der  Königreiche  Schweden 
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und  Korwegen,  welche  denselben  König,  aber  nicht  dieselbe  Regierung  noch  die- 
selbe Gesetzgebong  haben.  Allerdings  sind  auch  die  beiden  Völker  dauernd  ver- 
banden nnd  würden  durch  Ausspruch  der  gemeinsamen  Dynastie  nicht  wieder  ge- 
trennt Insofern  mag  ihre  Union  auch  eine  Realunion  genannt  werden.  Vgl. 
Lawrence  zu  Wheaton  I.  270.    Siehe  oben  zu  §  70. 

2.  Wenn  die  verbundenen  Staten  nicht  bloss  das  Haupt  gemeinsam  haben, 
sondern  fiberdem  noch  andere  Oigane  sei  es  der  Regierung  oder  Gresetzgebung,  so 
bewirkt  eine  solche  Realunion  in  höherem  Grade  die  völkerrechtliche  Einheit  des 
zusammengesetzten  Statskörpers.  Eine  solche  Realunion  verbindet  die  Oester- 
reichischen  Eronländer  zu  einem  gemeinsamen  Statskörper;  aber  auch  die 
Verbindung  des  Kaiserthums  Oesterreich  mit  dem  Königreich  Ungarn  nach  der 
Terfassnng  von  1867  ist  in  Folge  des  gemeinsamen  Ministeriums  des  Aeussem  und 
der  Delegation  aus  der  blossen  Personalunion  zur  Realunion  fortgeschritten. 

3.  Die  volle  statliche  Einheit  wird  erreicht,  wenn  die  Union  nach  dem  eng- 
lischen Sprachgebrauche  zur  Incorporation  (incorporate  union)  wird,  d.  h.  wenn 
die  ursprünglich  verschiedenen  Staten  durch  die  Verfassung  völlig  in  Einen  Stat 
umgebildet  werden,  wie  das  für  die  Königreiche  England  und  Schottland  seit 
1707  nnd  f&r  Grossbrittanien  und  Irland  1801  geschehen  ist  und  für  die  Ein- 
Terleibnng  Polens  in  Rnssland  1863. 

76. 

Wenn  die  Souveränetät  eines  States  abgeleitet  erscheint  Ton 
der  Souveränetät  eines  andern  Hauptstates  und  in  Anerkennung  und 
in  Folge  dieser  Ableitung  eine  theilweise  Unterordnung  jenes  States 
unter  diesen  fortdauert,  so  wird  der  eine  Vasallenstat  und  der  andere 
lehensherrlicher  oder  oberherrlicher  Stat  genannt. 

Die  völkerrechtliche  Selbständigkeit  des  erstem  wird  durch  die 
nothwendige  Rücksicht  auf  den  letztem  besdiränkt. 

Es  sind  hier  immerhin  mancherlei  Uebergangsstufen  von  einer  Gebundenheit, 
▼eiche  den  diplomatischen  Verkehr  des  Yasallenstates  mit  andern  Staten  nur  durch 
Termittlung  des  oberherrlichen  States  gestattet,  bis  zu  vöUig  freier  Bewegung  des 
Vasallenstates  denkbar.  Die  deutschen  Territoriaistaten  des  spätem  Mittel- 
alters waren  solche  Vasallenstaten ,  indem  sie  ihre  Regalien  von  dem  deutschen 
Könige  empfingen  und  von  Kaiser  und  Reich  abhängig  waren.  Aber  seit  dem 
Westphälischen  Frieden  war  doch  ihr  Recht  anerkannt,  mit  fremden  Mächten 
Allianzen  zu  schliessen. 

In  mancherlei  verschiedenen  Rechtsverhältnissen  stehen  die  Vasallenstaten 
der  Türkei,  die  mohammedanischen  Furstenthümer  Tunis  und  Tripolis,  das 
Vicekönigthum  Aegypten,  sodann  das  christliche  Fûrstenthum  Serbien  und  die 
fumänischen  DonaufQrstenthümer  Moldau  und  Wallache!  und  das  Fûrstenthiun 
von  Montenegro  zur  hohen  Pforte.  Das  frühere  Königreich  Neapel  war  nur 
dem  äusseren  Scheine  nach  gleichsam  zum  Zeichen  der  Ehrfurcht,  ein  Vasallenstat 
des  pftpstlichen  Rom  nnd  in  Wahrheit  wurde  es  im  enropäischen  Völkerrecht  al9 
ein  ToUsouveräner  Stat  betrachtet  nnd  behandelt. 


04  Zweite  Buch. 

77. 

Da  die  Souveränetät,  in  welcher  sich  die  Einheit  und  Hoheit 
des  States  gipfelt,  eine  natürliche  Tendenz  zur  Einheit  hat,  so  ist 
diese  Spaltung  derselben  in  eine  Oberherrliche  und  in  eine  Vasallen- 
souveränetät  nicht  dauerhaft.  Entweder  erheben  sich  im  Laufe  der 
Zeit  die  Vasallenstaten  zu  vollsouveränen  Staten,  indem  die  Ober- 
herrlichkeit immer  mehr  zur  blossen  Form  und  ohnmächtig  wird, 
oder  der  oberherrliche  Stat  zieht  hinwieder  die  verliehenen  Hoheits- 
rechte an  sich  und  einverleibt  sich  den  Vasallenstat. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  beweist  die  AYahiheit  dieses  Satzes.  Im 
Mittelalter  gab  es  eine  gi-osse  Masse  von  Vasallenstaten  sowohl  in  Europa  als  in 
Asien.  Gegenwärtig  shid  fast  alle  verschwunden,  weil  sie  in  Einheitsstaten  umge- 
wandelt worden  sind.  Nur  in  dem  Türkischen  Reiche  ist  dieser  ümbildungs- 
process  noch  nicht  zum  Abschluss  gekommen.  Das  Völkerrecht  muss  diese  natür- 
liche Entwicldung  beachten  und  es  soll  sie  schützen,  es  darf  sie  nicht  dadurch 
hemmen  wollen,  dass  es  unhaltbare  Formen  der  altern  Eechtsbildung  zu 
verewigen  sucht.  Vgl.  über  die  Halbsouveränetät  des  Fürstenthums  Rumänien 
(Moldau  und  Wallachei)  Lawrence  Comm.  zu  Wheaton  (Leipzig  1868 
L  S.  233  ff.). 

Der  moderne  Zug  zur  Einheit  zeigt  sich  wie  in  Europa  imd  Amerika  so  in 
Ostasien.  Die  Aufhebung  der  Vasallenstaten  der  Daimijos  in  Japan  und  die 
Concentration  aller  Statsgewalt  in  dem  Mikado  (Kaiser)  im  Sept.  1871  ist  ein 
merkwürdiger  Beleg  dafür. 

78. 

Die  Souveränetät  der  Schutzstaten,  das  heisst  der  Staten,  welche 
im  Gefühl  ihrer  Schwäche  den  Schutz  eines  mächtigeren  States  ge- 
sucht und  sich  der  Schutzhoheit  desselben  unterworfen  haben,  gilt 
ebenfalls  als  Halbsouveränetät,  weil  sie  durch  eine  übergeordnete 
höhere  Souveränetät  dauernd  beschi-änkt  wird. 

Die  Schutzhoheit  ist  insofern  ähnlich  der  Lehenshoheit,  als  der  Schirmherr, 
wie  der  Lehensherr  eine  übergeordnete  Stellung  behauptet.  Aber  es  wird  nicht 
von  jenem  wie  von  diesem  die  halbe  Souveränetät  des  Schutzstates  abgeleitet, 
sondern  nur  um  der  Rücksicht  auf  den  Schirmherm  willen  die  Souveränet&t  des 
Schutzstates  beschränkt.  Auch  dieses  Verbal tniss  trägt  übrigens  den  Keim  des 
Todes  in  sich,  denn  ein  Stat,  der  sich  nicht  selber  schützen  kann,  verdient 
nicht  ein  selbständiger  Stat  zu  bleiben.  Die  Beispiele  solcher  Staten  sind 
daher  w^ieder  selten  in  dem  heutigen  Statensystem.  Die  Republik  KralSau, 
welche  unter  der  Schutzhoheit  der  drei  Ostmächte,  Oesterreich,  Russland  und 
Preussen,  gewesen  war,  ist  1846  von  Oesterreich  einverleibt;  die  Jonischen 
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Inseln,  ein  Schutzstat  Englands,  sind  1864  mit  Griechenland  vereinigt  worden. 
Wenn  aach  die  Donaufûrstenthûmer  zunächst  Vasallenstaten  der  Ottomaui- 
schcn  Pforte  zugleich  Schiitzstaten  der  europäischen  Grossmächte  sind,  so  dient 
dieses  Schutzverhaltniss  eher  dazu,  ihr  Wachsthum  zur  Unabhängigkeit  von  der 
Törkifichen  Herrschaft  zu  fördern,  als  ihre  freie  Entwicklung  zu  gefährden. 

79. 

Den  Colonialstaten,  Vielehe  dem  Mutters  täte  untergeordnet  sind, 
kann  ebenfalls  eine  beschränkte  Selbständigkeit  zugestanden  sein, 
so  dass  sie  als  halbsouveräne  Staten  in  besondere  Tölkerrechtliche 
Beziehungen  treten. 

Schon  die  grosse  Entfernung  vieler  überseeischen  Colon! en  vou  dem  Mutter- 
statc  macht  im  Interesse  derselben  ehie  besondere  Regieiimg  und  daher  auch  eine 
besondere  Repräsentation  oft  wiinschenswerth.  Wenn  daher  auch  ursprünglich  das 
Mutterland  der  alleinige  Sitz  der  Souveränetät  war,  so  erfordert  das  Wachsthum 
der  Colonie  doch  mit  der  Zeit  eine  Ausstattung  mit  grösseren  Rechten  freier  Be- 
wegung. So  entwickeln  sich  die  Coionien  zu  eigenthümlichen  Statswesen,  ähnlich 
den  Schutzstaten  und  scheiden  sich  zuletzt  wohl  auch  als  neue  vollsouveräne  Staten 
aus.  Die  Geschichte  von  Amerika  enthält  in  dieser  Hinsicht  grosse  Lehren  auch 
för  das  Völkerrecht.  Als  Vorbild  einer  guten  Colonialpolitik  darf  die  englische 
gegenüber  von  Canada  und  Australien  seit  den  Reformen  von  Lord  Durham 
(1836)  angesehen  werden. 

80. 

In  ähnlichen  Verhältnissen  theilweiser  Abhängigkeit  von  den 
Hanptstaten  nnd  theilweiser  Selbständigkeit  stehen  auch  die  mancherlei 
Xebenländer. 

£&  kommt  hier  freilich  vieles  darauf  au,  wie  diese  Nebenländer  beschaffen 
seien,  ob  die  darin  lebende  Bevölkerung  fähig  sei,  ihre  öffentlichen  Interessen  selb- 
ständig zu  besorgen,  und  ob  sie  geneigt  sei,  das  so  zu  thim,  dass  dabei  die  Interessen 
des  Hauptstatcs  nicht  verletzt  werden.  Wenn  sie  unfähig  und  feindlich  gesinnt 
ist,  so  wird  ihr  entweder  überhaupt  keine  Selbständigkeit  verstattet  oder  dafür  ge- 
gesorgt werden,  dass  die  Verwaltung  der  besonderen  Landesinteressen  nicht  der 
vmterworfenen  Bevölkerung  überlassen,  sondern  von  der  dahin  verpflanzten  Colonie 
des  Herrschervolkes  besorgt  werde.  Da  diese  Nebenländer  meistens  durch  Eroberung 
dem  Hauptstate  untenvorfen  worden  sind,  wie  z,  B.  die  Ostindischen  Länder 
den  Engländern,  Algier  dem  Französischen  State,  so  ist  es  schwerer,  dieselben  zu 
statlicher  Selbständigkeit  heranzubilden,  als  die  eigentlichen  Colonialländer. 

C.  Rechtsgleichheit. 

81. 
Jeder  Stat  ist  als  Rechtsperson  dem  andern  State  gleich.    An 
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dem  Völkerrecht  haben  alle  Staten  gleichen  Antheil  und  gleichen 
Anspruch  auf  Achtung  ihrer  Existenz. 

Die  Rechtsgleichheit  der  Staten  ist  ebenso  zu  verstehen,  wie  die  Rechts- 
gleichheit der  Privatpersonen.  Der  Unterschied  der  Grtese,  der  Macht,  des  Ranges 
ändert  an  der  wesentlichen  Gleichheit  Nichts,  welche  in  der  Anerkennung  aller 
dieser  Personen  als  Rechtswesen  und  der  gleichmftssigen  Anwendung  der  völker- 
rechtlichen Grundsätze  auf  Alle  besteht. 

Erklärung  des  Senators  Sunmer  im  amerikanischen  Senat  am  23.  März  1871  : 
„Da  die  Gleichheit  aller  Völker  ebenso  ein  völkerrechtlicher  Grundsatz  ist,  wie  die 
Gleichheit  aller  Menschen  ein  Axiom  ist  unserer  ünabhängigkeitserklärung ,  so 
darf  man  einem  kleinen  und  schwachen  Volke  Nichts  thun,  was  man  einem  grossen 
und  mächtigen  Volke  gegenüber  nicht  thun  würde,  oder  was  wir  nicht  dulden 
würden,  wenn  es  gegen  uns  selber  geschähe.*' 

82. 

Kein  Stat  ist  berechtigt,  die  individuellen  Kennzeichen  eines 
andern  Stats  —  dessen  Namen,  Wappen,  Fahne,  Flagge  —  sich 
anzueignen  oder  zu  missbrauchen. 

In  diesen  Zeichen  spricht  sich  die  be&ondere  Persönlichkeit  eines 
States  aus  und  jeder  Stat  hat  ein  Becht,  in  derselben  geachtet  zu  werden.  Die 
Bechtsgleichheit  verwischt  nicht  die  individuelle  Verschiedenheit,  sondern  erkennt 
»e  an  und  schützt  sie  für  Alle.  Selbstverständlich  geht  hier  die  ältere  Wahl 
solcher  Namen  und  Zeichen  der  späteren  vor.  So  weit  jene  vollzogen  ist,  muss 
diese  sie  als  bereits  vorhandenes  Recht  respectiren  und  darf  keine  Verwirrung 
stiften  durch  Aneignung  derselben  Namen  und  Zeichen. 

83. 

Jeder  Stat  hat  gleichen  Anspruch  darauf,  als  eine  geistig-sitt- 
liche und  als  eine  Bechtsperson  geachtet  zu  werden,  und  demgemäss 
auch  ein  Recht  auf  Ehre.  Die  Verletzung  der  Statsehre  begründet 
das  Becht,  Genugthuung  zu  fordern. 

Auch  in  dieser  Beziehung  verhält  es  sich  mit  den  Staten  ähnlich,  wie  mit 
den  einzehien  Menschen.  Der  Mensch  als  solcher  hat  eine  Würde  und  es  gibt  eine 
gemeinsame  Menschenehre  wie  eine  Statsehre,  die  im  Verkehr  mit  Menschen  und 
Staten  nicht  verletzt  werden  darf.  Freilich  kann  auch  ein  Stat  in  einzelnen  Fällen 
eine  unsittliche  und  eine  geistig-niedrige  Politik  verfolgen,  wie  ein  einzelner  Mensch 
zuweilen  schlecht  und  dumm  handeln  kann;  und  natürlich  wird  dieses  Verhalten 
auch  einen  Kinfliim  üben  auf  die  öffentliche  Meinung  und  auf  das  Vertrauen  der 
übrigen  Staten.  Aber  der  Bechtsanspruch  auf  die  allgemeine  Statsehre  wird  da- 
durch so  wenig  zerstört,  als  das  Recht  jener  Privatpersonen  auf  Anerkennung  der 
gemeinen  Menschenehre,  durch  einzelne  Fehler.  Die  Menschenehre  strahlt  immer 
wieder  neu  hervor  aus  der  an  sich  hohen  Menschennatolr,  dem  Ebenbilde  Gottes, 
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und  ebenso  die  Stataehre  ans  dem  nuô^Bt&dschen  Wesen  des  States,  das  heisst  der 
emheltllchcn  und  mftmüidien  Gestaltung  des  Yölkerlebens. 

84. 

Aus  der  persönlichen  Rechtsgleichheit  der  Staten  folgt  nicht 
gleicher  Bang  derselben  noch  das  Becht  eines  jeden  States,  einen 
beliebigen  hohen  Titel  anzunehmen.  Aber  es  steht  einem  jeden 
State  zu,  einen  seiner  Bedeutung  und  Machtstellung  entsprechenden 
Titel  zu  wählen. 

Die  beiden  Sätze,  dass  jeder  Stat  Ansprach  habe  auf  gleichen  Rang,  und 
dsss  jeder  Stat  beliebige  Titel  annehmen  könne,  die  man  zuweilen  aus  der  missrer- 
standenen  Rechtsgleichheit  gefolgert  hat,  sind  falsch.  Denn  der  Rang,  den  ein 
Stat  in  der  Gresellschaft  der  übrigen  Staten  einnimmt,  ist  nicht  eine  einfache  Wir- 
kung seiner  Persönlichkeit,  welche  f&r  alle  Staten  dieselbe  rechtliche  Bedeutung  hat, 
sondern  er  ist  die  Wirkung  der  MachtsteUung  und  des  "Rînflngafta^  welche  verschieden 
sind  unter  den  Staten.  Der  Titel  aber  bezeichnet  den  Rang,  den  ein  Stat  unter 
den  andern  einnimmt  und  kann  eben  deshalb  nicht  willkürlich  Yon  jenem  ohne 
Rücksicht  auf  diese  gew&hlt  werden.  Es  war  der  Gipfel  der  Lftcherlichkeit,  als 
ein  NegerhAuptUng  auf  Haiti  den  Eaisertitel  für  seine  Flitterkrone  in  Anspruch 
nahm.  Als  der  Kurfürst  Friedrich  I.  yon  Brandenburg  am  18.  Januar  1701  den 
Eönigstitel  annahm,  konnte  die  innere  Berechtigung  desselben  noch  bezweifelt 
werden,  aber  die  Greschichte  des  Freussischen  Stats  hat  seither  alle  Zweifel  zer- 
streut Aehnlich  yerhfilt  es  sich  mit  der  Annahme  des  Eaisertitels  durch  Peter 
den  Grossen,  welche  nur  sehr  allm&hlich  Anerkennung  fand,  (you  dem  deutschen 
Kaiser  erst  1744,  von  Frankreich  erst  1762  und  Ton  Polen  1764)  und  in  unserm 
Jahrhunderte  durch  Frankreich  und  Oesterreich.  Auf  dem  Aachener  Congress 
erklärten  die  fOnf  Grossmächte  ausdrücklich  in  dem  Protokoll  Yom  11.  Oct.  1818, 
dass  dem  Wunsche  des  Kurfürsten  von  Hessen  auf  den  Titel  eines  Königs  nicht 
zu  entsprechen  sei  und  dass  sie  überhaupt  in  Zukunft  Ober  andere  Titelerhöhungen 
gemeinsam  verhandeln  wollen. 

85. 

Auf  kaiserlichen  Rang  und  Titel  haben  nur  diejenigen  Staten 
einen  natürlichen  Anspruch,  welche  nicht  eine  blosse  nationale, 
sondern  eine  uniyerselle  Bedeutung  haben  für  die  Welt  oder  mindestens 
einen  Welttheil  und  insofern  Weltmächte  sind  oder  welche  doch  als 
Grossstaten  verschiedene  Völker  in  sich  einigen  oder  auf  verschiedene 
Völker  einen  statlich  bestimmenden  Einfluss  haben. 

Das  charakteristische  Merkmal  des  Kaiserthums  ist  das,  dass  es  sich  als 
Stalsantorit&t  über  den  engen  Gesichtskreis  eines  besonderen  Volkes  und  die  engen 
Grenzen  eines  einaefaien  Landes  erhebt  Da«  Kalserthum  hat  einen  Weltgeschichte 
liehen  Ursprung  und  eine  universelle  Bedentang  in  der  Geschichte.   Daher 
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darf  auch  der  Eaisertitel  nicht  von  der  amnaaglichtti  Eitelkeit  bloeaer  Volks-  und 
Landesfflrsten  missbraucht  weiden.  Die  fr&nkischen  und  die  deuischen  Könige 
des  Mittelalters  erhielten  denselben  als  römische  Kaiser  und  standen  als  Verwalter 
des  Weltfriedens  und  der  christlichen  Weltordnung  (damals  imperium  mundi  genannt) 
an  der  Spitze  der  abendländischen  Christenheit.  Der  Russische  Czar  Peter  der 
Grosse  nahm  den  Kaisertitel  1701  in  der  Absicht  an,  die  Erinnerung  an  das  Ost- 
römische  Kaiserthum  zu  erneuern.  '  Napoleon  I.  wollte  das  Reich  Karls  des 
Grossen  in  modemer  Gewalt  wieder  aufrichten,  als  er  1804  den  Kaisertitel  sich 
aneignete.  Das  Oesterreichische  Kaiserthum  (seit  1804)  und  das  zweite  fran- 
zösische (seit  1852)  haben  eine  weniger  universelle,  aber  doch  nicht  eine  bloss 
nationale  und  einzelstatliche  Bedeutung.  Die  Würde  des  deutschen  Kaisers  (seit 
18.  Jan.  1871)  hat  Bezug  auf  die  grosse  Statengemeinschaft  des  deutschen  Reiches 
und  erhebt  sich  dadurch  über  die  Würde  der  Königskronen,  welche  den  deutschen 
Einzelstaten  zugehören. 

86. 

Der  Kaiserliche  Rang  eines  States  ist  nicht  bedingt  durch  den 
Eaisertitel.  Auch  eine  von  Königen  regierte  breitmacht  hat  Anspruch 
auf  kaiserlichen  Rang  und  ebenso  eine  weltmächtige  Republik. 

Die  Grossbrittanische  Krone  hat  den  Königsnamen  aber  den  £[aiser- 
lichen  Rang.  Keine  andere  steht  ihr  an  universeller  Bedeutung  gleich.  Nichts 
wird  die  Bundesrepublik  der  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  hindern, 
wenn  sie  sich  als  Weltmacht  darstellen  will,  Kaiserlichen  Rang  anzusprechen  und 
zu  behaupten. 

87- 

Königlichen  Rang  haben  die  übrigen  wesentlich  auf  ein  Volk 
und  ein  Land  beschränkten  Staten  von  ansehnlichem  Umfang  und 
erheblicher  Bedeutung  im  Völkerverkehr. 

Dahin  rechnet  man  nach  dem  diplomatischen  Gfebraudi,  anss^ 
den  Staten,  deren  Häupter  als  Könige  völkerrechtlich  anerkannt  sind, 
auch  die  Republiken  von  ähnlicher  Grösse  und  Bedeutung  und  die 
vorhandenen  Grossherzogthümer. 

Schon  im  Mittelalter  nahmen  die  Kurfürsten  des  heiligen  römischen  Reichs 
deutscher  Nation  für  sich  denselben  Rang  in  Anspruch,  den  die  Könige  der  andern 
christlichen  Völker  hatten,  üeber  ihnen  allen  erhoben  sich  ja  nach  der  Fiction 
der  mittelalterlichen  Reichslehre  in  derselben  Weise  die  kaiserliche  Majestät 
und  die  p&pstliche  Heiligkeit 

88. 

Es  besteht  kein  Rangvorzug  der  Königreiche  vor  den  Republiken 
mit  königlichem  Rai^g  oder  umgekehrt  dieser  vor  jenen. 
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J^  liAfische  Ceremomel  loeBnt  wohl  den  Yortritt  der  Kteige  vor  den  QrùBà- 
henogoi,  aiser  m<^t  eineii  Yortritt  der  Etai^HtatMi  Tor  den  kteic^ichoi  Freistalai. 
Die  Macht  und  der  poUtiflche  Kinfln«,  welche  die  mtftrlkhe  Grundlage  aach  für 
die  Rangordnung  der  Staten  bilden,  sind  von  diesem  YerfassungBonteracliied  im« 
abh&ngig.  England  hatte  als  Republik  unter  Cromwell  eine  grössere  Bedeutung 
aber  keineD  andern  Rang  ak  zur  Zeit  des  Ktaigs  Karls  L;  und  die  franxOsische 
Republik  behauptete  im  Frieden  von  Campo-Formio  1797  denselben  Rang,  wie 
Tormals  unter  den  Bourbonischen  Königen. 

89. 

In  allen  wesentlichen  Beziehnngen  stehen  alle  Königlichen  Staten 
unter  einander  und  auch  den  Kaiserlichen  gleich.  Insbesondere  kommt 
allen  das  anbeanstandete  Becht  zu,  Botschaft^  zu  senden  und  zu 
raipfimgen,  königliche  Embleme  in  Krone,  Scepter,  Wappen  anzu«- 
nehmen  und  zu  fuhren,  im  Ceremoniel  und  bei  Unterzeichnung  der 
Verträge  auf  dem  Fusse  der  Gleichheit  behandelt  zu  werden.  Die 
Fürsten  dieses  Banges  geben  sich  im  brieflichen  Verkehr  den 
Brudemamen. 

Indessen  erhalten  nur  die  Könige  als  Statshäupter  den  Titel 
der  ,,Majestät'S  nidit  auch  die  übrigen  Fürsten  yon  Königlichem 
Bang,  und  es  haben  jene  ror  diesen  den  Vortritt. 

Der  Utei  der  Majest&t,  ursprünglich  auf  den  Kaiser  beschränkt,  ist  seit  dem 
titelsttchtigen  siebenzehnten  Jahrhunderte  auch  auf  die  Könige  ausgedehnt  worden. 
Jedenfalls  passt  er  nur  eu  einer  Würde,  welche  mit  dem  Ycrilgenuss  der  yoUkommenen 
RegienLQgssouyerftnet&t  verbunden  ist,  aber  nicht  auf  statsrechtlich  abhängige  Könige. 
Es  wird  aber  wohl  schwerer  noch  werden,  die  Titel  zu  erm&ssigen,  als  die  wirk- 
lichen Hoheitsrechte  zu  vermindern. 

90. 

Unter  Staten  von  gleichem  Bang  haben  je  die  alteren  den  Vor» 
tritt  Yor  den  jungem.  Ueberdem  können  die  RangYerhältnisse  zwischen 
einzelnen  Staten  durch  Vertrag  oder  Obserranz  bestimmt  sein. 

Die  YersQche,  auf  dem  Aachener  Congresse  diese  IMnge  genauer  TöDcer- 
lechtlich  zu  ordnen,  sind  an  den  Schwierigkeiten  gescheitert,  welche  die  Eitelkeit 
ond  die  höfischen  Sitten  jeder  tJebereinkunft  der  Art  in  den  Weg  stellen. 

Besondere  Yerträge  und  Gebräuche  finden  z.  B.  Statt  in  einzehien  Ländern 
bezagUch  des  Schiifagmsses.    YgJL  Phillimore,  Intern.  Law.  Bd.  IL  §  34  ff. 

Ol. 

Die  Verwantschaft  der  Souyeräne  ändert  das  Bangverhältniss 
derselben  nicht 
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Protokoll  des  Wiener  CongreBses  yom  19.  Min  1815.  Art  V.:  „Lea 
liens  de  parenté  ou  d'alliance  de  famille  entre  les  Gonrs  ne  donnent  aneon  rang 
à  lenrs  employés  diplomatiques.    D  en  est  de  môme  des  alliances  politiques.^^ 

92. 

Halbsonveräne  Staten  (Vasallenstaten,  Schatzstaten,  abhängige 
Einzelstaten)  stehen  jederzeit  im  Rang  den  übergeordneten  ober- 
herrlichen Staten  (Schutzmächten  oder  Hauptstaten)  nach.  Ebenso 
gebührt  dem  Gesammtstat,  im  Yerhältniss  zu  den  Einzelstaten,  aus 
denen  er  zusammengesetzt  ist,  der  Vorrang. 

Da  die  Unterordnung  der  halbsouyeranen  Staten  sogar  eine  statsrechtliche 
ist,  so  folgt  die  üeberordnong  der  Haaptstalen  im  Rang  yon  selber  daraus.  Eb 
gilt  das  z.  B.  von  den  Moldauischen  FOrstenthümem  im  Yerhältniss  zur  TQrkeL 
Aber  ebenso  rechtfertigt  sich  der  Vorrang  des  Gesammtstats  als  des  Ganzen  vor 
dem  Einzelstat,  als  dem  TheUe.  So  hat  die  ameriluuiische  Union  den  Vorrang  vor 
Pennsylvanien  oder  Virginien  und  das  deutsche  Kaiserreich  den  Vorrang  vor  den 
deutschen  EOnigsreichen. 

93. 

Gegenüber  dritten  Staten  nimmt  der  halbsouveräne  Stat  die- 
jenige Stellung  ein,  welche  ihm  seinem  anerkannten  Titel  oder  seiner 
anerkannten  Bedeutung  in  der  Statenfamilie  gemäss  zukommt,  neben 
und  gleich  vollsouveränen  Staten. 

Der  Grund  liegt  in  der  Regel  der  Gleichheit,  welche  überall  eintritt,  wo 
keine  besonderen  Gründe  einen  Unterschied  rechtfertigen.  Den  dritten  Staten 
gegenüber  besteht  keine  Unterordnung,  und  daher  ist  auch  der  gleiche  Rang  am 
Phitz.  Wenn  also  z.  B.  Virginien  mit  Brasilien  einen  Vertrag  schliesst,  oder 
Sachsen  mit  Oesterreich,  so  ist  der  Umstand,  dass  jenes  zu  den  Vereinigten 
Staten,  dieses  zu  dem  Deutschen  Reiche  gehört,  nur  erheblich  im  Verh&ltniss  zu 
der  Bunde^gewalt,  aber  nicht  erheblich  für  die  RangsteUung  gegenüber  dem  aus- 
wärtigen State. 

94. 

Die  Rangerhöhung  eines  States  bedarf^  um  allseitig  zu  wirken, 
der  völkerrechtlichen  Anerkennung  der  übrigen  Staten,  welche  in- 
dessen nicht  willkürlich  und  ohne  Grund  versagt  werden  darf. 

Vgl.  zu  Art  84.  Die  grundlose  Verweigerung  der  Anerkennung  ist  zum 
mindesten  ein  Zeichen  unfreundlicher  Gesinnung  und  kann  zur  Beleidigung  des 
States  werden,  der  sich  emporgeschwungen  hat 
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IL  Statensysteme. 

1.  Gleichgewicht. 

95- 

Das  Gleichgewicht  imter  den  Staten  besteht  nicht  darin,  dass 
dieselben  gleich  gross  an  Umfang  des  Gebiets  nnd  an  YolkszaM 
und  gleich  mächtig  seien.  Die  Verschiedenheit  der  Staten  an  Grösse 
und  Madit  ist  eine  nothwendige  Wirkung  der  natürlichen  Unter- 
schiede des  Bodens  der  Volksindividualitäten  und  der  geschicht- 
lichen Entwicklung. 

Das  Völkerrecht  muss  diese  Verschiedenheit  anerkennen  und 
darf  sie  nicht  bekämpfen.  Ihre  Zerstörung  würde  die  Bestimmung 
der  Menschheit  gefährden,  welche  auf  der  Wechselwirkung  ver- 
schiedener Kräfte  beruht. 

Der  Gedanke  eines  mathematischen  Gleichgewichts  war  zu  Anfang  des 
Xvill.  Jahrhunderts  beliebt.  Man  hoffte  yon  seiner  Yen^irldichang  die  Sicherung 
des  Weltfriedens  nnd  die  gründliche  Beseitigung  jeder  Gefahr  von  üniversalmonarchie. 
Der  bekannte  Vorschlag  des  Abbé  Saint  Pierre:  „Projet  de  la  paix  étemello" 
von  1715  am  Schluss  des  grossen  europäischen  Krieges  gegen  das  üebergewicht 
Frankreichs,  sucht  diesen  Gedanken  in  einer  neuen  Karte  Europas  darzustellen. 
Aber  der  Gredanke  ist  schon  deshalb  falsch,  wefl  er  die  geistigen  Gharakterkräfte, 
die  sich  nicht  abzählen  lassen,  missachtet  und  eine  künstliche  Gleichheit  da  ein- 
richten will,  wo  die  Natur  grosse  und  dauernde  Unterschiede  zeigt 

Frankreich  war  an  Umfang  und  Yolkszahl  unter  der  Begierung  Ludwigs  XIV. 
gewachsen,  und  war  dennoch  zu  Ende  dieser  Regierung  schwächer  als  zu  Anfang 
derselben.  Prenssen  war  unter  Friedrich  Wilhelm  II.  viel  grösser  geworden,  und 
trotzdem  weniger  mächdg  als  unter  Friedrich  dem  Grossen. 

96. 

Es  ist  femer  keine  Forderung  des  Gleichgewichts,  dass  die 
bestehenden  Staten  allezeit  unverändert  erhalten  bleiben.  Es  gibt  ^ 
ein  natürliches  und  insofern  nothwendiges  Wachsthom  der  Staten 
^d  ebenso  eine  unvermeidliche  Abnahme  ihrer  Kräfte  und  ihrer 
Wirksamkeit.  Das  Völkerrecht  muss  die  umbildende  Macht  der 
Geschichte  anerkennen. 

Das  Mittelalter  war  der  Zerbr<)ckelnng  der  Nationen  in  kleine  FtlrstenthlUner 
and  Stidte»  zumal  in  Deutschland  und  in  Italien  sehr  günstig.  Der  Zustand  war 
erträglich,  so  lange  der  Verkehr  gering,  das  nationale  Bewusstsein  schwach,  die 
öffentlichen  BedfkrfaiBse  klein  waren  und  keine  ftusseren  Gefahren  die  Exlsten« 
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dieser  Stfttchen  bedrohten.     lii  der  neueren  Zeit  ist  das  Alles  anders  geworden. 
Deshalb  gingen  die  meisten  Eleinstaten  bereits  unter  und  es  bildeten  nch  grossere 

Volksstaten  aos. 

97. 

Es  ist  kein  völkerreditliches  Gesetz,  dass  die  Erweiterung  eines 
Statsgebiets  einen  andern  yielleicht  riyalen  Stat  berechtige ,  auch 
seinerseits  eine  Vergrösserung  zu  rerlangen. 

In  der  statlichen  Praxis  des  vorigen  Jahrhunderts  hat  man  sich  oft  auf  diese 
angebliche  Folgerung  aus  dem  Princip  des  Gleichgewichts  berufen,  um  die  Er- 
oberungssucht mit  einem  scheinbsaren  Rechtssatxe  xu  bemftnteln.  So  verlangte 
Oesterreich  ein  Stück  der  Türkei,  weil  Russland  sich  in  Pol»  aoadehne.  Die 
Theilung  Polens  unter  die  drei  Nachbarmftchte  wurde  auch  mit  solchen  Argu- 
menten beschönigt.  Aber  noch  in  nnserm  Jahrhunderte  ist  mit  solchen  Scheingrttnden 
vielfältig  Missbrauch  getrieben  worden.  Man  hat  noch  im  Jahr  1803  deutsches 
Land  nach  dem  Ausdruck  Fichte*s  ,,zu  Zulagen  gemacht  zu  den  Hauptgewichten  in 
der  Wage  des  europftischen  Gleichgewichts".  Sogar  noch  1860  wurde  die  AnnezIoB 
Savoyens  durch  Frankreich  wenigstens  nebenher  mit  dem  grossen  Wachsthnm 
des  Königreichs  Italien  zu  rechtfertigen  gesucht  und  nach  1866  die  Einverleibung 
Belgiens  in  Frankreich  von  Napoleon  m.  als  Compensation  verlangt  für  die  EIrweiterung 
des  norddeutschen  Bundes  über  die  süddeutschen  Staten.  Da  das  volkerrechtliche 
Gleichgewicht  nicht  gleich  grosse  Staten,  noch  ein  unveränderliches  GrOssenverh&ltniss 
der  vorhandenen  bedeutet,  noch  bedeuten  darf,  so  Ist  eine  derartige  mathematische 
Anwendung  jenes  Princips  unzulftssig.  Die  Existenz  und  die  Entwicklung  der 
Volker  und  Staten  darf  nicht  nach  so  plumpen  Regeln  beschnitten  und  zuge- 
schnitten werden. 

98. 

Das  wahre  Gleichgewicht  bedeutet  das  friedliche  Nebeneinander- 
bestehen yerschiedener  Staten.  Es  wird  gefährdet  imd  gestört,  wenn 
das  Uebergewicht  Eines  States  so  unverhaltnissmässig  zu  werden 
droht,  dass  die  Sicherheit  und  Freiheit  der  übrigen  Staten  daneben 
nicht  mehr  fortbestehen  kann.  In  solchen  Fällen  sind  nicht  bloss 
die  zunächst  gefährdeten  schwächeren  Staten,  sondern  es  sind  auch 
die  übrigen  ungefährdeten  Staten  veranlasst  und  berechtigt,  das 
Gleichgewicht  herzustellen  und  für  ausreichenden  Schutz  desselben 
au  sorgen. 

Definition  Yon  F.  v.  Gentz  (Werke  Weik  lY.  S.  89)  Gleichgewicht  bedeutet: 
,4iS|{a(kige  Verfassung  neben  einander  bestehender  und  mehr  oder  weniger  mit  ein- 
ander verirandener  Staten,  yermOge  deren  keiner  unter  ihnen  die  ünabhAngigkeit 
oder  die  wesentlichen  Rechte  eines  andern,  ohne  wiricsamen  Widerstand  von  irgend 
einer  Seite  und  folglich  ohne  Gefahr  fOr  sich  selbst  beschädigen  kann." 
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ËB  gut  dieser  Sttz  TonOglfcli  Y<m  der  earop&iseheii  SUtenfamilie, 
welche  den  Fortbestand  einer  Anzahl  selbständiger  Staten  als  Grundbedingung  ihrer 
Wohlfahrt  betrachtet.  Daraus  erklären  sich  die  zahlreichen  und  am  Ende  glück- 
lichen Allianzen  wider  die  drohende  Universalmonarchie  zuerst  gegen  Kaiser  Karl  Y., 
dann  gegen  König  Philipp  H  von  Spanien,  später  gegen  Ludwig  XIY.  und 
wiederum  gegen  Kaiser  Napoleon!.,  zuletzt  wider  die  Russische  Oberherrschaft 
in  Sodosteuropa.  Aber  nicht  ebenso  scheint  der  Satz  auf  Amerika  anwendbar, 
indem  die  Vereinigten  Staten  offenbar  schon  zur  leitenden  Hauptmacht  fOr  den 
ganzen  Wehthefl  geworden  sind.  Y^im  aber  Amerika  bestimmt  ist,  in  die  Ver- 
einigten Staten  aufgenommen  zu  werden,  so  bedarf  es  dieses  Satzes  nicht;  wenn 
es  aber  auch  fUr  Amerika  wie  für  Europa  nöthig  erscheinen  solHe,  eine  Staten- 
genossensehaft  yon  einander  unabhängiger  Staten  zu  bilden,  so  wird  der 
Satx  auch  in  das  Amerikanische  Völkerrecht  aufgenommen  werden  müssen. 

99. 
Das  Strebest  nach  einer  aaf  die  Uebermacht  Eines  Volkes  ge- 
stützten UmyersaQierrschaft  über  die   andern  Völker  ist  eine  Ge- 
fährdung des   Gleichgewichts    nnd   rechtfertigt    den    gemeinsamen 
Widerstand  der  übrigen  Staten. 

Vgl.  die  vorige  Anmerkung.  Mit  dieser  völkerrechtswidrigen  Bedrohung  selb* 
ständiger  und  nicht  zusammengehöriger  Staten  darf  nicht  verwechselt  werden  die 
Bedrohung  unhaltbarer  Particularstaten  durch  einen  nationalen  Gross- 
s  tat  Denn  es  kann  die  Einverleibung  jener  durch  diesen  vielleicht  eine  nothwendige 
Bedingung  sein  f&r  die  Sicherheit  der  nationalen  Existenz  und  Gesammtwohlfahrt, 
oder  eine  unvermeidliche  Folge  der  nationalen  Entwicklung  eines  Volks.  Die  Qe-- 
schiebte  Italiens  im  Jahr  1860,  und  die  von  Deutschland  im  Jahr  1866  machen 
das  klar.  Das  Gleichgewicht  der  italienischen  und  der  deutschen  Particularstaten 
war  überhaupt  kein  Gut  von  hohem  und  von  dauerndem  Werth  und  es  konnte 
leicht  darauf  verzichtet  werden,  wenn  man  statt  dessen  die  unschätzbare  Errungen- 
sdiaft  eines  nationalen  States  und  eine  würdigere  Stellung  in  der  Welt  erhielt 

100. 

Auch  eine  theilweise  Uebermacht  eines  States  kann  die  Sicherheit 

nnd  die  Freiheit  der  andern  Staten  und  damit  das  Gleichgewicht 

gefährden  und  rechtfertigt  den  gemeinsamen  Widerstand  der  übrigen 

Staten,  um  dieselbe  zu  beschränken.    Das  gilt  insbesondere  von  einer 

übermächtigen  Seeherrschaft  eines  States. 

Ein  Beispiel  geben  die  Verträge  der  neutralen  Staten  zur  Bekftmpfung  der 
englischen  üniversalherrschaft  über  die  Meere. 

2.  Heilige  Allianz. 

101. 
Die  heilige  Allianz  vom  Jahr  1815,  welche  auf  das  Frindp  der 
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christlichen  Religion  ein  neues   christliches  Volkeirecht  begriinden 
will,  kann  nicht  als  modernes  Völkerrecht  gelten. 

Die  heilige  Allianz,  m.  Paris  Ton  den  drei  Monaithen  nm  Rnasland,  Oester- 
reich  und  Preusaen  onterzeichnet  ^^/s«.  Sept.  1815,  war  ein  Yennich  der  Restauiations- 
epoche,  im  Gegensatze  zu  der  franzdeischen  Revolution,  ein  neues  Yölkerrecht  zu 
begründen.  Die  Grundgedanken  waren  zum  TheO  der  religiösen  üeberlieferang 
des  Mittelalters,  zum  Theil  der  Bussischen  Weltansicht  entnommen.  Eben  deshalb 
konnten  sie  weder  das  moderne  Rechtsbewusstsein,  noch  die  BedOrfiiisse  der  civili- 
sirteren  Völker  beMedigen.  Sie  gehörten  einem  frühem  Standpunkte  der  Ent- 
wicklung an  und  waren  daher  ungeeignet,  den  Fortschritt  der  Neuzeit  zu  leiten 
und  zu  ordnen.  Vgl.  den  Artikel  Heilige  Allianz  im  Deutschen  Statswörterbuch 
von  Bluntschli  und  Brater. 

102. 

Indem  sie  das  Völkerrecht  ausschliesslich  anf  die  Religion 
grfindet,  yerkennt  sie  den  Unterschied  von  Religion  und  Recht;  in- 
dem sie  nur  auf  christliche  Völker  anwendbar  ist  und  die  nicht- 
christlichen Staten  ausser  die  menschliche  Weltordnnng  versetzt, 
verengt  sie  die  Wirksamkeit  des  Völkerrechts;  indem  sie  Christas 
als  den  „alleinigen  Sonverän  der  gesammten  christlichen  Nation" 
bezeichnet,  geräth  sie  auf  die  Abwege  der  Theokratie,  welche  dem 
politischen  Bewusstsein  der  europäischen  und  der  civilisirten  Völker 
überhaupt  fremd  und  unerträglich  ist;  indem  sie  die  patriarchalischen 
Ideen  zu  Statsprincipien  erhebt,  passt  sie  nicht  zu  der  Denkweise 
und  den  Bedürfnissen  der  politisch  erzogenen  und  frei  gewordenen 
Menschheit. 

Man  kann  den  frommen  Geist,  der  dieses  ActenstOck  beseelt,  ehren  und  sich 
des  grossen  Fortschrittes  erfreuen,  welcher  in  der  prochimirten  Verbrüderung  der 
Staten  der  verschiedenen  christlichen  Gonfessionen  auch  im  Gegensatz  zum  Mittel- 
alter liegt,  das  nur  die  Christenheit  Einer  Confession  als  eine  berechtigte  Völker- 
familie  anerkannte,  alle  Ungläubigen  oder  Andersgläubigen  aber  ausschloss  und 
yerdammte.  Aber  die  oben  genannten  Mängel  sind  so  gross,  dass  das  Werk  trotz 
der  wohlwollenden  Absichten  seiner  Gründer  nicht  gelingen  konnte. 

Die  Bestimmungen  der  heiligen  Allianz  sind  durch  die  Wissenschaft  als 
unzureichend  und  theüweise  irrthOmlich  im  Princip  und  durch  die  seitherige  euro- 
päische Greschichte  als  unausführbar  und  unwirksam  erwiesen  worden. 

Die  gesammte  Entwicklung  des  Bechts-  und  des  Statsbegriffs  sowohl  im 
Alterthum  als  in  der  Neuzeit  bei  sämmtlichen  Statsrölkem  widerspricht  der  theo- 
kratischen  Statslehre,  welche  der  heiligen  Allianz  zu  Grunde  liegt  England  und 
der  Papst  sind  derselben  von  Anfang  an  nicht  beigetreten;  und  die  anderen  euro- 
päischen Staten  haben  sich  seither  theils  ausdrücklich  davon  losgesagt,  theüs  stiU- 
schweigend  dieselbe  fallen  gelassen.     Die  gesammte  Yerfassungsbildung  der  neuen 
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Zeit  wird  tob  menaddidben  Beditrideea  bestfamiit  Li  dem  OrientaHaehen  Kriege 
Ton  1864—1866  stand  RosBlaiid,  der  Stifter  der  hÊShgm  ABIanz,  ganz  iaolirt,  nichi 
bkfls  den  feiiidlichen  Westmiditeii  Eng^d  und  Fkankreich,  Bondern  ebenso  dem 
Ùbehndlenden  Oesterrelch  nnd  dem  neutralen  Preo«en  gegenober;  Ton  der  Ter- 
sproehenen  irechselseitigen  „aaaistance  aide  et  secours"  (Art.  1  des  Vertrags)  nar 
Nichts  mehr  za  Terspflren. 

3.  Pentarchie. 

103. 
Der  in  Aachen  1818  befestigte  Verband  der  fünf  europäischen 
Grossstaten  England,  Frankreich,  Oesterreich,  Preussen  und  Bussland 
bedeutet  nicht  einen. festen  TÖlkerreditlichen  Senat  für  Europa, 
sondern  nur,  dass  diese  Staten  zur  Zeit  die  Macht  haben  und  es  als 
gemeinsame  Aufgabe  erkennen,  bei  der  Begulirung  der  europäischen 
Angelegenheiten  mitzuwirken. 

Die  Wiener  Oongrcswcte  wurde  anaser  den  genannten  Staten  auch  toq 
Spanien  und  Portugal  und  dem  Könige  Ton  Schweden  und  Norwegen 
unterzeichnet  Aber  man  gewöhnte  sich,  besonders  seit  dem  Congress  Ton  Aachen, 
auf  welchem  Frankreich  ToUends  wieder  in  die  „brfkderliche**  Gemeinschaft  der 
aüürten  Mächte  aufgenommen  ward,  jene  fünf  mächtigsten  Staten  als  enrop&isdie 
Pentarchie  zu  betrachten.  Die  fOnf  Machte  besassen  aber  zwei  DritttheUe  des 
europäischen  Bodens  und  umfassten  beinahe  drei  Yiertheile  der  europ&ischen  Ge* 
nmmtberOlkeruttg.  In  der  militärischen  Macht  warm  sie  den  Übrigen  europäischen 
Staten  noch  mehr  überlegen.  Dennoch  war  diese  Yereinigung  nur  ein  uutoU- 
BtSndiges  Bild  der  wirklichen  Zust&nde  Ton  Europa.  Die  romanischen  Staten  waren 
im  Yerh&hniss  zu  den  germanischen  zu  wenig,  die  mittleren  und  kleineren  Staten 
gar  nicht  berücksichtigt  Wenn  aber  ein  Stat  berechtigt  erscheint  zu  ezistiren,  so 
kann  ihm  das  Becht  nicht  abgesprochen  werden,  in  der  Versammlung  der  Staten- 
genossenschaft  auch  eine  Stimme  zu  haben  und  sei  es  unmittelbar  sei  es  mittelbar 
vertreten  zu  sein.  Die  sogenannte  Pentarchie  mag  als  Anfang  einer  Organisation 
Europas,  aber  sie  kann  nicht  als  ihre  Vollendung  betrachtet  werden. 

104. 
Die  Zahl  der  europäischen  Grossstaten  ist  nicht  abgeschlossen. 
Es  können  neue  hinzutreten,  indem  sie  stark  und  so  actiy  werden, 
dass  ihre  Mitwirkung  in  den  europäischen  Angelegenheiten  ohne 
allgemeine  Gefahr  nicht  zu  entbehren  ist.  Es  können  auch  bisherige 
Grossstaten  so  schwach  werden,  dass  es  ungefahrlidi  imd  unnöthig 
erscheint,  dieselben  weiter  beizuziehen,  wenn  unter  den  Grossstaten 
über  die  europäischen  Angelegenheiten  Terhandelt  wird. 

1.  Offenbar  hat  gegenwärtig  das  Königreich  Italien  den  n&chsten  Anspruch 
ibrauf,  SU  den  europAischen  Grossstaten  gerechnet  zu  werden.    Spanien,  im 
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aediisehBten  Jtbrimnderi  noeh  die  €nte  enroplischc  Groamaciit,  kt  àatdt  die 
Miflregleniiig  seioer  Kdidge  una  den  verderbUchea  KinfliMB  der  Ididüidien  Réaction 
dennagaon  entkrftitot  nnd  entgeistet  worden,  daas  es  in  unserm  Jahrhundert  nicht 
m^r  als  Grofisstai  angesehen  wurde.  Daa  kann  sich  aber  wieder  Andern.  Ebenso 
kann  auch  Schweden,  im  siebzehnten  Jahrhundert  eine  wirkliche  Grossmacht, 
wieder  eine  bedeutendere  Stellung  erwerben,  wenn  es  den  Qeist  der  Zeit  versteht. 
Die  Bedeutung  Preussens  unter  den  Grossmfichten  war  nach  dem  Erimkriege  in 
ein  bedenkliches  Schwanken  gerathen,  hatte  sich  aber  durch  den  Krieg  Yon  1866 
nnd  die  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  sehr  gehoben.  Das  neue 
Deutsche  Reich  von  1871,  in  welchem  Preussen  als  mächtigster  Einzelstat  eine 
hervorragende  Stellung  einnimmt,  ist  zur  Zeit  die  angesehenste  europäische  Gross- 
macht. In  dem  deutschen  Kaiser,  der  zugleich  König  von  Preussen  ist, 
wird  sowohl  die  Statsmacht  Preussens  als  die  nach  Aussen  geeinigte  Macht  des 
gesammten  deutschen  Volkes  conoentrirt  Alle  diese  Aenderungen  in  den  politiscfaea 
Verhältnissen  der  Staten  wirken  auch  auf  die  Stellung  und  den  Einfluss  znrQck, 
welche  diesen  Staten  in  der  Organisation  Europas  zukommen. 

2.  Der  Begriff  einer  Weltmacht  setzt  den  einer  Grossmacht  voraus,  verlangt 
aber  flberdem  eine  Machtentfaltung,  welche  fiber  den  eigenen  WeHthefl  hinausreicht, 
und  daher  vorans  eine  Achtung  gebietende  Marine. 

105. 

Jeder  europäische  Stat  hat  ein  Hecht  darauf,  dass  seine  be- 
sondem  Angelegenheiten  nicht  von  den  Ghrossataten  gemeinsam  ver- 
handelt werden,  ohne  dass  er  zu  der  Verhandlung  eingeladen  und 
zugezogen  werde. 

Aachener  Protokoll  vom  15.  Nov.  1818:  „Que  si,  pour  mieux  atteindre 
le  but  d-desBus  énoncé  Qe  maintien  de  la  paix  générale,  fondé  sur  le  respect 
religieux  pour  les  engagements  consignés  dans  les  traités)  les  puissances  qui  ont 
concouru  an  présent  acte,  jugeaient  nécessaire  d^établir  des  réunions  particulières, 
soit  entre  les  augustes  souverains  eux-mêmes,  soit  entre  leurs  ministres  et  pléni- 
potentiaires respectifs,  pour  y  traiter  en  commun  de  leurs  propres  intérêts,  en  tant 
qu*il8  se  rapportent  à  l'objet  de  leurs  délibérations  actuelles,  Tépoque  et  Tendroît 
de  ces  réunions  seront  chaque  fois  préablement  arrêtés  au  moyen  de  communications 
diplomatiques,  et  que,  dans  le  cas  ou  ces  réunions  auraient  pour  objet  des  affaires 
spécialement  liées  aux  intérêts  des  autres  états  de  TEurope,  elles  n'auront  lieu 
qu'à  la  suite  d'une  invitation  formelle  de  la  part  de  ceux  de  ces  états  que  les 
dites  affaires  concerneraient,  et  sous  la  réserve  expresse  de  leur  droit  d'y  participer 
directement  ou  par  leurs  plénipotentiaires." 

106. 

Das  Recht  des  State»,  über  dessen  Verhältnisse  in  der  Ver- 
sammlung der  europäischen  Grossstaten  yerhandelt  wird,  zugezogen 
zu  werden,  erstreckt  sich  auf  alle  Verhandlungen.    Er  steht  dabei 
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den  GrosBStaten  nidhtt  wie  efaie  Partei  ihrem  Riditer,  sondern  als 
ToIIberechtigte  Person  nnd  wesentlich  gleichberechtigtes  MitgKed  d^ 
europäischen  Statengenossenschaft  zur  Seite. 

Dieser  Gnindaats,  weldier  am  der  TölkerrechdidieD  Stelhmg  der  europilschcD 
Steten  folgt,  wnide  auf  den  GongreBwn  Ton  Laibach  (1821)  nnd  Verona  (1823) 
nnr  sehr  nnyoIbtttDdig,  bener  dagegen  anf  dem  Pariser  Gengress  (1856)  beachtet 
Bei  der  KInladnng  sn  einer  Gonf erens  fiber  die  rOmische  Frage  woide  dem  Kteig- 
leich  Italien  gleiches  Stimmreeht  mit  den  fibrigen  Miditen  angesichert  (Fraas. 
Depesche  t.  27.  No?.  1867.    Aegidi  Stalaardi.  Nr.  8126.) 

Dagegen  wnrde  derselbe  wieder  1869  anf  der  Pariser  Gooferens  znm  Naditheil 
vm  Griechenland  missachtet.  Griechische  ErUftnmg  t.  9.  Jan.  1869,  die  Confereu 
▼.  10.  Jan.    (8tat8arch.  3735  nnd  3737,  3794—3798,  3814.) 

107. 

Wenn  die  Znstande  eines  States  dem  enropäischen  Frieden 
Gefahr  bringen  oder  seine  Handlungen  die  allgemeine  Sicherheit  der 
enropäischen  Staten  bedrohen  oder  die  Leiden  seiner  BeTÖlkenmg 
der  CiTilisation  Europas  unwürdig  und  unerträglich  erscheinen,  so 
sind  das  nicht  mehr  besondere  Angelegenheiten  nur  dieses  States, 
sondern  ist  die  europäische  Statengenossenschaft  berechtigt,  auf 
Bessenmg  hinzuwirken. 

In  der  Zeit  der  Interventionspolitik  zn  Gnnsten  der  legitimen  Forstengewalt 
wurde  die  erste  Bedingung  einer  Intenrention  arg  misdi)raacht,  indem  man  da  Ge- 
fahren f&r  die  enrop&ische  Bechtaordnung  erblickte,  wo  in  Wahrheit  nur  eine  natur- 
gemtae  Fortbildung  des  Verfassungarechts  su  finden  war.  Ein  Beispiel  der  zweiten 
Bedingung  ist  der  Krieg  der  Westm&chte  gegen  Bnsdand  18ö3-*66,  als  RuBsland 
die  Türkei  aberzog;  und  auf  die  dritte  Bedingung  hat  man  aich  wiederholt  im 
Interesse  der  christlichen  Bevölkerung  der  TOrkei  berufen.  Das  heutige  Europa 
darf  nicht  mehr  dulden,  dass  die  blutigen  Eetzerverfolgungen  oder  die  Hexengerichte 
nach  der  Weise  des  Mittelalters  erneuert  werden.  Die  civilisirte  Menschheit  hat 
ein  Becht,  die  Fortschritte  der  Menschlichkeit  gegen  den  Wahnsinn  verblendeter 
Fanatiker  zu  schûtsen.    Vgl.  unten  Buch  YH. 

4.  Allgemeine  Gongresse. 

108. 
Zur  Zeit  gibt  es  noch  keine  anerkannte  Rechtsordnung  fur 
allgemeine  europäische  CJongresse  und  noch  weniger  für  allgemeine 
Weltcongresse. 

1.  Die  Institution  eines  völkerrechtlichen  Congresses,  auf  welchem  die  Häupter 
und  Vertreter  der  Staten  zu  gemeinsamer  Berathung  susammentreten,  ist  noch  ia 
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ihren  ersten  mangelhaften  ond  nnsicher  tastenden  Anfibigen.  Noch  immer  encheiat 
der  GongresB  von  Wien  1814 — 15  als  der  bedeatendste  aUgemein-enropftiBGhe 
CongresB.  Die  folgenden  Gongresse  von  Aachen  1818,  Troppan  1820,  Laibach 
1821  and  Verona  1822  waren  vorzagsweise  nur  Congresse  der  fünf  europäischen 
Grossmftchte.  Der  grossartige  Vorschlag  des  Kaisers  Napoleon  m.  vom  Jahr  1868 
m  einem  allgemeinen  europäischen  Congress  ist  bisher  ohne  Erfolg  geblieben. 
Aber  die  Idee  der  Ck>ngresse  hat  so  sicher  noch  eine  grosse  Zukunft,  als  die  fnrtr 
schreitende  Menschheit  sich  mehr  den  friedlichen  Mitteln  zuwenden  wird,  um  fOr 
den  Schutz  und  die  zeitgemfisse  Fortbildung  ihrer  gemeinsamen  Lebensordnung  zu 
sorgen.  Dem  Napoleonischen  Gongressgedanken  war  das  Misstrauen  Terderblich, 
dass  der  Congress  wesentlich  dienen  sollte,  um  die  franzfieische  Oberherrlichkeit 
zu  begründen  und  auszudehnen  oder  doch  das  Ansehen  des  französischen  Kaisers 
zu  erhöhen.  Europa  wird  aber  schwerlich  wieder  zur  vollen  Sicherheit  seines 
Friedens  gelangen,  bis  ein  neuer  Congress  die  Wahrung  und  Fortbildung  des 
Völkerrechts  gefördert  haben  wird.  Heute  (Neujahr  1872)  ist  das  wohl  noch  zu 
froh.  Vorerst  muss  der  Angrifif  der  jesuitischen  Römischen  Curie  auf  den  modernen 
Stat  abgescUagen  sein.  Aber  dann  wird  es  eine  Aufgabe  des  deutschen  Kaisers 
sein,  nicht  fOr  deutsche  Oberherrlichkeit  sondern  für  die  Freiheit  und  das  Becht 
aller  Völker  entschieden  einzustehen.  Schon  der  Abt  St.  Pierre  hatte  1715  einen 
europäischen  Senat,  auf  wekhem  die  XVI  enropftischen  Staten  jeder  durch  Senatoren 
vertreten  seien,  in  Antrag  gebracht;  dann  hatte  Immanuel  Kant  einen  permanenten 
Statenoongress  vorgeschlagen. 

2.  Neuere  Reformvorschlage  zu  einer  Organisation  sind  gemacht  worden: 

1.  von  Professor  J.  Lorimer  in  Edinburg 

J&hrliche  Congresse,  welche  in  Belgien  oder  in  der  Schweiz  zu- 
sammen treten,  und  zu  welchem  jeder  Stat  zwei  Abgeordnete,  von  denen 
nur  Einer  abstimmt,  ernennen  würde.  Das  Stinunverhftltnin  würde  je 
nach  der  Bevölkerung,  dem  Einkommen  und  der  Handelsbewegung  be- 
messen. (Dieser  Massstab  wäre  offenbar  England  in  höchstem  Grade 
günstig.) 

2.  von  dem  Statsrathspräsidenten  von  Pari  eu  in  Paris: 

Eine  internationale  Commission,  deren  Mitglieder  vorerst  von 
den  Regierungen,  sp&ter  von  den  Volksvertretungen  der  europtischen 
Völker  ernannt,  periodisch  zusammentreten  würden,  und  die  Autorität 
der  Wissenschaft  und  der  Gerechtigkeit  für  sich  hätten. 
Ein  völkerrechtlicher  Senat  oder  Parlament  wird  noch  lange  ein  frommer 
Wunsch  bleiben.     Eher  ausführbar  und  wenigstens  ein  Schritt  zu  einer  besseren 
Organisation  wäre  ein  völkerrechtlicher  Areopag,  d.  h.  eine  Versammlung  von 
Völkerrechtskundigen  Männern,  welche  ähnlich  einer  Akademie  ein  sach- 
kundiges und  unbefangenes  Gutachten  über  völkerrechtliche  Streitfragen  zu  verfassen 
berufen,  je  nach  Umständen  auch  als  Schiedsrichter  zu  verwenden  wären.    Jeder 
Stat  würde  dazu  mindestens  zwei  —  nicht  im  activen  Statsdienst  befindliche  — 
Männer  ernennen,  den  einen  auf  Vorschlag  des  Ministeriums,  den  andern  auf  Vor- 
schlag der  Kammern.    Die  Grossmächte  würden  eine  doppelte  oder  dreifache  Ver- 
tretung erhalten.    Der  Sitz  der  jährlichen  Versammlung  wäre  in  der  Schweiz  oder 
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in  Belgien.    Die  Mitglieâer  wftren  von  ihrem  Unterthanen-  oder  StatsbOrgereide 
mit  Bezog  auf  ihre  internationale  Thfttigkeit  an  entbinden.     Dagegen  hätten  sie 

ein  Gelübde  nnparteüscher  Gerechtigkeit  abzulegen. 

109. 

Aus  der  TÖlkerrechtlichen  Existenz  der  Staten  und  aus  ihrer 
Betheilignng  an  dem  Schicksal  der  europäischen  Statengenossenschaft 
folgt  das  natürliche  Recht  aller  europäischen  Staten,  welche  einen 
selbständigen  völkerrechtlichen  Verkehr  pflegen,  zu  einem  allgemeinen 
europäischen  Congress  zugezogen  zu  werden  und  eine  eigene  Stimme 
zu  fuhren. 

Staten,  welche  nur  im  Bunde  mit  andern  Staten  eine  TÖlker- 
rechtliche  Existenz  behaupten  können,  sind  nicht  zu  individueller, 
sondern  nur  zur  Gesammtvertretung  berechtigt. 

Nach  diesem  Grtmdsatae  ergingen  am  4.  Nov.  1863  die  Einladungen  des 
Kaisers  Napoleon  III.  an  alle  souverftnen  Staten  Europas.  »^edesmal^S  heisst  es 
in  dem  Einladungsschreiben,  „wenn  starke  Stdsse  die  Grundlagen  der  Staten  er- 
schüttert und  deren  Grenzen  ver&ndert  haben,  griff  man  zu  feierlichen  Transactionen, 
um  die  neuen  Elemente  zu  verbinden  und  die  vollendeten  Umgestaltungen  zu 
sichten  und  zu  heiligen'*. 

110. 

Sind  die  auf  einem  allgemeinen  europäischen  (Kongresse  ver- 
sammelten Staten  einig  über  völkerrechtliche  Bestimmungen,  so  sind 
dieselben  fur  alle  europäischen  Staten  verbindliche  Bechtsvorschriften. 

YgL  oben  $  13.  Das  gilt  auch  für  die  Staten,  welche  nicht  erschienen  sind 
und  daher  ihre  Zustimmung  nicht  erkUürt  haben. 

111. 

Ein  europäischer  Congress  hat  nicht  die  Autorität  eines  Welt- 
congresses,  aber  wenn  er  einig  ist,  so  spricht  er  das  derzeitige 
europäische  Bechtsbewusstsein  auch  bezüglich  des  allgemeinen  Völker- 
rechts aus. 

Darin  liegt  freilich  keine  genügende  Sicherheit  dafür,  dass  diese  Aussprache 
auch  Ton  den  aossereurop&ischen  Staten  als  richtig  anerkannt  und  beachtet  werde. 
So  wurde  bekanntlich  von  Seite  der  Vereinigten  Staten  von  Amerika  das  Verbot 
der  Kaperei,  zu  welchem  sich  der  Pariser  Friedenscongress  von  1856  verständigt 
hatte,  nicht  anerkannt,  so  lange  nicht  zugleich  die  tadelnawerthe  Praxis  der  See- 
beute eben&lls  verboten  werde. 
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112. 

Die  AnerkeDnnng  und  Wirksamkeit  allgemeiner  Grundsätze 
des  Völkerrechts  wird  besser  gesichert,  wenn  zu  der  Berathung  und 
autoritativen  Feststellung  derselben  mit  den  europäischen  Gross- 
staten  auch  die  aussereuropäischen  Weltmächte,  insbesondere  die 
amerikanische  Grossmacht,  zusammentreten  und  zusammenwirken, 
d.  h.  wenn  der  Congress  als  Weltcongress  erscheint. 

Vgl.  oben  §  7. 

113- 
Auf  den  Statencongressen  entscheidet,  in  Ermanglung  einer 
schützenden  Organisation,  nicht  die  Meinung  oder  der  Wille  der 
Mehrheit.  Die  Minderheit  ist  nicht  von  Rechtswegen  yerpflichtet, 
sich  der  Mehrheit  unterzuordnen.  Ein  einzelner  Stat  kann  möglicher 
Weise  mit  Recht  seine  abweichende  Meinung  behaupten.  Aber  wenn 
die  Mehrheit  sich  für  die  Nothwendigkeit  eines  allgemeinen  Rechts- 
grundsatzes erklärt,  so  ist  das  immerhin  ein  beachtenswerthes  Zeug- 
niss  für  das  derzeitige  allgemeine  Rechtsbewusstsein  der  gebildeten 
Völker;  und  wenn  gleich  die  Mehrheit  keine  formelle  Herrschaft 
hat  über  die  Minderheit,  so  liegt  doch  in  der  Verletzung  eines 
Grundsatzes,  den  jene  für  einen  allgemein  yerbindlichen  Rechtssatz 
erklärt,  eine  ernste  Gefahr  für  den  yerletzenden  Stat. 

Wenn  deremst  die  Congresse  organiairt  sem  werden,  dann  wird  auch  eine 
Beschltissfassang  mit  Mehrheit  möglich  werden.  Es  ist  eine  UnvoUkommenheit  des 
jetzigen  Recbtasottandes,  daas  der  einielne  Stat  aUen  andern  gegenüber  anch  seine 
Willkür  als  Recht  behaupten  kann,  welche  an  die  noch  barbarische  Sitte  der  alten 
Germanischen  Rechtsfindnng  erinnert,  in  welcher  nicht  die  Mehrheit  der  Stimmen, 
sondern  die  Tapferkeit  der  F&uste  entschieden  hat  oder  an  das  berüchtigte  Teto 
der  einzelnen  Polnischen  Magnaten,  welche  das  Zustandekommen  der  Gtesetae  zu 
hindern  vermocht  hat.  Aber  wie  gefährlich  die  einfache  Einfahrung  des  Mehrheits- 
prindps  ohne  Garantien  gegen  den  Missbrauch  wäre,  zeigt  schon  der  Hinblick  auf 
den  Gegensatz  der  Verfassungen.  Wollte  die  monarchische  Mehrheit  der  europftischen 
Staten  die  republikanische  Schweiz  nach  monarchischen  Grundsätzen  bemessen,  so 
würde  das  offenbares  Unrecht  sein,  ebenso  wie  die  Beurtheilung  des  Russischen  Stats 
nach  den  constitutionellen  Systemen  der  übrigen  europftischen  Staten  untkhtig  wBra 

114. 
Die  gegenwärtige  Uebnng,  womach  anf  den  Gongressen  mir  die 
Regiemngen  der  Staten  vertreten  sind,  stimmt  nicht  zn  dem  reprä- 
sentativen Charakter  des  modernen  Statsrechts  und  ist  keineswegs 
ohne  Gefahr  für  die  Verfassungen  der  einzahlen  Staten. 
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Jener  Widersprach  und  diese  Ge£ahr  lassen  sich  heben  oder  errnftssigen: 

a)  dnrch  Vollmachten  auch  vcm  Seite  der  Volksrertietong  der  Einzelstaten, 

b)  durch  den  Vorbehalt  nachträglicher  Genehmigung  von  Seite  der  geseta- 
gebenden  Gewalt  in  den  Einzelstaten, 

c)  durch  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  Gesanten  für  ihre  Stimm- 
führung auf  den  Congressen. 

Die  Anwendung  der  parlamentarischen  Vertretung  auch  auf  völkerrechtliche 
Congresse  wird  noch  lange  ein  idealer  Wunsch  bleiben.  Inzwischen  können  aber 
die  Volksvertretungen  dafür  sorgen,  dass  nicht  durch  auswärtige  Verhandlungen  die 
verfassungsrnftssigen  Hechte  ihres  Volkes  verletzt  oder  die  besonderen  Interessen  ihres 
Landes  geschädigt  werden.  In  England  und  in  den  Vereinigten  Staten  ist  diese 
Sorge  schon  seit  langem  geübt  worden  und  mit  Erfolg,  wie  manche  Beispiele  zeigen. 
Lediglich  deshalb  ist  die  englische  Krone  der  Heiligen  Allianz  nicht  beigetreten  und 
mehr  als  einmal  hat  der  amerikanische  Senat  die  diplomatischen  Verabredungen 
durch  seine  Einsprache  unwirksam  gemacht 
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I.  Die  Statsh&apter. 

1.  Repräsentationsrecht  der  Statshäupter. 

115. 
Das  Statsrecht  bestimmt,  wer  die  Statspersönlichkeit  nach  aussen 
darzustellen  berechtigt  und  verpflichtet  sei  und  unter  welchen  Be- 
dingungen und  Beschränkungen. 

Die  Bildung  der  ndthigen  Organe,  um  den  Stat  zu  leiten  und  im  Namen 
des  States  zu  handeln,  ist  die  Aufgabe  der  Statsverfassung.  Das  Völkerrecht  hat 
den  Stat  zu  nehmen,  wie  er  ist  und  bestimmt  nicht  die  Verfassung  der  Staten.  Ob 
Jemand  durch  Erbrecht  oder  durch  Wahl  auf  den  Thron  erhoben  vird,  ist  fOr  die 
Frage  der  Bepr&sentation  im  Völkerrecht  unerheblich.    Vgl.  oben  $  18. 

116. 
In  der  Regel  hat  die  wirkliche  Statsregierung  (qui  actu  regit) 
das  völkerrechtliche  Repräsentationsrecht  auszuüben. 

1.  In  dem  hellenischen  Alterthum  konnte  es  in  Frage  kommen,  ob  nicht  der 
Volksversammlung  das  BeprSsentationsrecht  zukomme.  In  den  modernen  Staten 
wird  überall  die  Bepräsentation  nach  Aussen  aus  Aufgabe  und  Becht  der  eigent- 
lichen Statsregierung  betrachtet. 

2.  Eine  Statsregierung  kann  aber  nur  insofern  von  andern  Staten  als  wirklich 
betrachtet  werden,  als  sie  in  der  That  regiert,  nicht  wenn  sie  bloss  Ansprache 
darauf  erhebt,  die  Begierung  zu  abemehmen. 

117. 
Wer  in  einem  Lande  die  Regieningsgewalt  erwirbt,  wird  in 
Folge  dessen   im  völkerrechtlichen  Verkehr  als  Organ  der  Stats- 
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persÖnliclikeii  betrachtet  Mit  einem  siegreichen  nnd  im  Lande  an- 
erkannten Usurpator  können  für  den  Stat  yerbindliche  Verträge  ab- 
geschlossen werden. 

1.  Die  enrop&isdieii  M&chte  haben  so  abweduebd  mit  dem  Protector  Cromwell 
und  sp&ter  irieder  mit  dem  König  Karl  IL  nnd  nach  der  Vertreibung  Jacobs  IL 
mit  dem  Könige  Wilhelm  IIL  fOr  Kngland  verbindliche  Vertrftge  abgeachlosaen; 
ebenso  mit  der  französischen  Directorialregierung,  mit  Napoleon  L,  mit  dem 
gewaltsam  restanrirten  König  Ludwig  XYIII.,  mit  Ludwig  Philipp,  und  wieder 
mit  der  republikanischen  Regierung  nach  1848,  mit  Napoleon  in.  nach  dem 
2.  Bec.  1851,  mit  der  provisorischen  Begierung  zur  Landesvertheidigung  nach  dem 
4.  Sept  1870  for  Frankreich,  ohne  n&her  zu  prttfen,  ob  diese  verschiedenen  Stats- 
b&upter  in  correcter  Kechtaform  zur  Regierung  gelangt  seien.  Die  wirkliche  Re- 
gierung ist  allein  in  der  Lage,  fOr  den  regierten  Stat  zu  handefai,  weil  sie  allein 
im  Besitz  der  Mittel  ist,  um  wirksam  zu  handeln.  Die  Repräsentation  ist  nur  ein 
Theil,  nur  eine  einzelne  Aeusserung  der  Regierungsthatigkeit  aberhaupt  Da  der 
Stat  eine  lebendige  Person  und  nicht  ein  todtes  System  von  formellen  Rechten  ist^ 
so  kann  er  nur  von  dem  vertreten  werden,  welcher  in  dem  Stat  und  an  der  Spitze 
des  States  als  lebendiges  Statsoigan  dem  State  dient,  d.  h.  nur  von  dem,  der  wirk« 
Seh  die  Regierungsgewalt  ausübt  oder  ausüben  Uisst 

2.  Wie  innerhalb  des  States  der  thats&chlichen  Regierung,  dem  „actually  King" 
gehorcht  wird  und  gehordit  werden  muss  (En^^ische  Parlamentsacte  von  Heinrich  Yn. 
1494),  so  erscheint  nach  aussen  die  thatsRchliche  Regierung  des  Volks  und  Landes 
als  deren  natürliche  Vertreter.  In  einer  Note  vom  25.  Mârz  1825  oonstatirte  der 
englische  Minister  die  allgemeine  Uebung  der  europftischen  Staten,  mit  den  Regie- 
rungen de  facto  in  völkenechtliclien  Verkehr  sn  treten.  Vgl  Phillimore  n.  19. 
Auch  die  römische  Kirche  hat  trotz  ihrer  l^timistischen  Neigungen  in  neuerer 
Zeit,  dieselbe  Maxime  im  Verkehr  mit  den  Staten  behauptet  Papst  Gregor  KVL 
bat  es  in  dner  feieriichen  Erklining  vom  August  1831  (bei  Heffter  Völkerr. 
Anhang.  IV.)  als  ein  BedOriniss  und  einen  alten  Gebrauch  der  Kirche  bezeichnet, 
dasB  dieselbe  mit  denen  verhandele  „qui  actu  summa  rerum  potiuntur",  aber  sich 
zugleich  dagegen  verwahrt,  dass  darin  eine  Anerkennung  ihrer  Rechtmassigkeit 
liege.  Indessen  ist  in  der  Au&ahme  der  völkerrechtlichen  Beziehungen  und  in  der 
Ertheilung  der  gebräuchlichen  Titel  (König  u.  s.  f.)  doch  die  Anerkennung  einer 
wirklichen  Regierung  enthalten  und  es  ist  das  nicht  ohne  Wirkung  auf  die  neue 
Rechtsbildung,  indem  sie  die  Zweifel  gegen  deren  Bestand  vermindert  oder  vollends 
beseitigt  Nach  beiden  Seiten  hin  ist  die  Depesche  des  Grafen  v.  Bismarck  ans 
VersaiUes  vom  16.  Jan.  1871  an  Jules  Favre  in  Paris  (Statsarch.  4283)  merkwOrdig. 
Sie  macht  die  Anerkennung  der  völkerrechtlichen  Vertretung  Frankreichs  durch 
die  factische  Regierung  der  nationalen  Vertheidigung  auf  Seite  Deutschlands  davon 
abhangig,  dass  dieselbe  zuvor  „mindestens  von  der  französischen  Nation  selbst  an- 
erkannt 8ei'\ 

118. 

Wer  die  Regienuigsgewalt  verliert,  hört  in  Folge  dessen  auf, 
der  yölkerrechtliche  Vertreter  des  States  zu  sein. 

Blaalf  ekli.  Dm  Yftlkemelil.  8 
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Mit  einem  entthronten  Fürsten  können  keine  den  Stat  ver^ 
bindliche  Verträge  abgeschlossen  werden. 

Das  nicht  mehr  wirkliche  Statshaupt,  ausser  Stande  zu  regieren,  kann  eben 
deshalb  den  Stat  auch  nicht  repr&sentiren.  Jakob  11.  konnte  nach  seiner  Flucht 
and  nachdem  das  Parlament  seine  Absetzung  in  Form  der  angenommenen  Abdankung 
erkl&rt  hatte,  nicht  mehr  England  Tertreten,  noch  die  Bonrbonen  Frankreich 
während  ihres  Exils.  Dasselbe  gilt  von  den  vertriebenen  italienischen  and 
dentschen  Fürsten  dieser  Tage.  Napoleon  m.  war  als  Krieg^fangener 
(Sept.  1870)  nicht  mehr  berechtigt,  Frankreich  zu  vertreten  und  ebenso  wenig  die 
Kaiserin  Eugenie,  trotz  ihrer  Begentschaftsvollmachten  nach  ihrer  Flucht  nach 
England.  Selbst  wenn  man  annimmt,  dass  das  Hecht  solcher  entthronten  Fürsten 
noch  nicht  erloschen  und  je  nach  Umständen  wieder  herzustellen  sei,  so  muss  doch, 
so  lange  dieses  Hecht  nicht  ausgeübt  werden  kann,  auch  die  daraus  abgeleitete 
Repräsentation  ruhen.  Die  Zmnuthung  an  ein  Volk,  dass  es  durch  einen  Fürsten 
sich  veipflichten  lasse,  der  keine  Macht  mehr  über  dasselbe  besitzt  und  ausser  Stande 
ist,  für  den  Vollzug  seiner  Zusagen  zu  sorgen,  ist  ungereimt. 

119. 

Daraus,  dass  ein  Stat  mit  dem  thatsächlichen  Haupte  eines 
States  in  regebnässigen  Verkehr  tritt,  folgt  nicht,  dass  er  die  Rech1>- 
mässigkeit  seiner  Erhebung,  wohl  aber,  dass  er  die  rechtliche  Wirk- 
samkeit seiner  gegenwärtigen  Statsstellung  anerkenne. 

Vgl.  zu  §  117.  Es  ist  daher  m(iglich,  obwohl  nicht  zweckmässig,  dass  ein 
Stat,  wenn  er  eine  neue  Regierung  anerkennt,  zugleich  seine  Meinung  über  den 
revolutionären  Anfang  der  neuen  Gewalt  ausspricht,  wie  das  bei  Gelegenheit  der 
Anerkennung  des  neuen  Königreichs  Italien  durch  Frankreich  am  15.  Juni  1861 
und  durch  Preussen  am  21.  Juli  1862  geschehen  ist 

120. 

Die  Legitimität  oder  Dlegitimität  des  Ursprungs  einer  Stats- 
regierung  ist  eine  Rechtsfrage,  Toraus  des  Stats-,  erst  in  zweiter 
Linie  des  Völkerrechts.  Auch  eine  ursprünglich  durch  Bechtsbruch 
erhobene  Regierung  kann  aber  rechtmässig  werden,  wenn  sie  im 
State  dauernden  Bestand  gewinnt  und  allgemeine  Anerkennung  findet. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  Wahrheit  hatte  die  Legitimitätspolitik  der  Congresse 
von  Laibach  und  Verona  es  für  eine  Aufgabe  der  europäischen  Völkerfamilie  erklärt 
überall  einzuschreiten,  wo  in  einem  State  der  Geist  der  Eevolutlon  sich  rege  imd 
die  legitimen  Forsten  in  ihrem  Besitze  der  Gewalt  auch  wider  die  Völker  zu 
schützen  und  wiederherzustellen.  Am  klarsten  spricht  die  damalige  Tendenz  die 
Cireulardepesche  des  Fürsten  yon  Metternich  aus,  datirt  Laibach  12.  Mai  1821. 
Es  heisst  darin:  „Les  Scmterains  alliés  n'ont  pa  méooanalire,  qu*ü  11  n*y  avait 
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qn'ane  barrière  à  opposer  a  ce  torrent  derastatenr^  ( —  de  la  ooi^jnration  Impie, 
qjai  veut  renrerser  ce  qni  eriate  — ).  Conseryer  ce  qui  est  légalement 
établi,  tel  a  dû  dtre  le  principe  invariable  de  leur  politique,  le  point  de  départ 
et  l'objet  final  de  toutes  leurs  résolutions.  Jamais  ces  Monarques  n*out  manifesté 
la  moindre  disposition  de  contrarier  des  améliorations  réelles  ou  la  réforme  des 
abus  qui  se  laissent  dans  les  meilleurs  gouTememens.  —  Les  cbangemens  utiles 
ou  nécessaires  dans  la  législation  et  dans  Fadministration  des  États  ne  doivent 
émaner  que  de  la  volonté  libre,  de  Fimpulsion  réfléchie  et  éclairée  de  ceux  que 
Dieu  a  rendu  responsables  du  pouvoir.  Tout  ce  qui  sort  de  cette  ligne,  conduit 
nécessairement  au  désordre,  aux  bouleversemens,  à  des  maux  bien  plus  insuppor- 
tables que  ceux  que  Ton  prétend  guérir.  Pénétrés  de  cette  vérité  étemelle,  les 
Souverains  n*ont  pas  hésité  à  la  proclamer  avec  franchise  et  vigueur;  Ds  ont  déclaré 
qu'en  respectant  les  droits  et  l'indépendance  de  tout  pouvoir  légitime.  Ils  regar- 
daient comme  légalement  nulle  et  désavouée  par  les  principes  qui  coDstîtuent  le 
droit  publique  de  l'Eure^,  toute  prétendue  réforme  opérée  par  la  révolte  et  la 
force  ouverte".  Nach  diesen  LegitimitAtsgrundsatsen  wurde  in  Piémont,  in 
Neapel,  in  Spanien  intervenirt  und  die  représentative  Ver&ssung  dieser  Lftnder 
überall  in  die  absolute  Monarchie  zur&ckgeschraubt  Aber  weder  gelang  es,  diese 
Grunds&tze  gegen  die  südamerikanischen  Gokmien,  die  sich  von  den  euro- 
päischen Mutterstaten  lossagten,  durchzuführen,  indem  die  englische  Regierung  diese 
Umbildung  anerkannte,  und  die  Vereinigten  Staten  ihr  Monroeprindpe  der  l^ti- 
mistischen  Politik  der  europäischen  Höfe  entgegen  setzten,  noch  waren  dieselben 
in  Europa  auf  die  Dauer  festzuhalten.  Zuerst  schon  hinderten  das  Russische 
Interesse,  der  Idealismus  Frankreichs  und  das  liberalere  Reditsgefühl  Englands  die 
Anwendung  derselben  auf  die  griechische  Revolution.  Im  Jahre  1830  schracken 
die  Ostmächte  vor  der  Verantwortlichkeit  und  Gefahr  eines  europäischen  Krieges 
zurück  und  erkannten  die  gewaltsame  Aenderung  der  französischen  Dynastie 
und  die  Revolution  Belgiens  an.  Seither  sind  noch  eine  Reihe  von  Regierungi- 
wechsehi  in  den  Europäischen  Staten  erst  thatsächlich ,  wenn  auch  im  Gegensatz 
zu  dem  Orundsatz  der  unangreifbaren  Legitimität  vollzogen,  und  wenn  sie  sich  als 
nothwendjg  und  dauerhaft  erwiesen,  immer  unbedenklicher  von  allen  europäischen 
Staten  anerkaimt  worden.  Der  Fortschritt,  der  in  der  Anerkennung  der  neuen 
Rechtsbildung  je  nach  den  Bedürfhissen  und  der  Entwicklung  der  Völker  liegt, 
ist  also  seit  den  Zwanzigerjahren  dieses  Jahrhunderts  allgemein  gemacht  und  die 
ältere  Lehre  einer  unveränderlichen  Legitimität  in  £e  Rumpelkammer  der  mittel- 
alterlichen Antiquitäten  verwiesen  worden. 

121. 
Wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  eine  Person  wirkliches  Statshaupt 
geworden  oder  ob  sie  noch  wirkliches  Statshaupt  sei,  so  kann  auch 
die  Befugniss   dieser  Person,  den  Stat  nach  Aussen  zu  vertreten, 
von  andern  Statsregienmgen  in  Zweifel  gezogen  werden. 

Bei  Umwälzungen,  welche  einen  Regierungswechsel  zur  Folge  haben,  tritt 
gewöhnlich  eine  Zwisdienzek  ein,  in  der  es  onsteher  ist,  ob  der  bisherige  Gewalt- 

8* 
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haber  sich  nicht  bdiaapten  oder  in  Bälde  seine  einstweilen  exschfltterte  Henschaft 
wieder  herstellen  könne  und  ob  der  neue  Trftger  der  StatBgewalt  sich  in  der  neu 
eingenommenen  Stellung  befestigen  werde.  In  dieser  Zwischenzeit  kann  es  einer 
ausserhalb  dieser  Parteikämpfe  stehenden  Begierung  nicht  verargt  werden,  wenn 
sie  auch  im  Zweifel  ist,  wen  sie  als  wahren  Repräsentanten  des  betreffenden  Stats 
zu  betrachten  habe.  Im  Zweifel  hat  sie  sich  aber  einer  verbindlichen  Verhandlung 
mit  dem  einen  und  dem  andern  zu  enthalten,  denn  es  können  nicht  zugleich  zwei 
verschiedene  Regierungen  und  daher  zwei  Vertreter  Eines  States  bestehn. 

122. 

Die  Frage  der  Anerkeimimg  einer  answärtigen  Begienmg  wird 
in  den  modernen  Staten  dorcliweg  von  den  inländischen  Regierungen 
entschieden;  und  es  haben  sich  dann  die  Landesgerichte  auch  in 
internationalen  Processen  nach  diesem  Entscheide  zu  richten. 

1.  Es  ist  das  eine  Folge  der  Repräsentativgewalt,  welche  in  den  modernen 
Staten  von  Europa  und  Amerika  fast  tiberall  ganz  den  Regierungen  anvertraut  ist. 
Wo  aber  eine  Verfassung,  wie  die  schweizerische  Bundesverfassung  (Art  74.  4) 
diese  Anerkennung  fremder  Staten  und  Regierungen  dem  Gesetzgebenden  Körper 
vorbehält,  da  ist  natürlich  nur  dieser  und  nicht  die  Regierung  competent  Die 
Competenz  der  statlichen  Org^e  wird  durch  das  Statsrecht,  nicht  durch  das  Völker- 
recht geregelt. 

2.  Die  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  verschiedenen  Staten  zu  einander 
wtlrden  übrigens  verwirrt,  wenn  es  den  einzehien  Gerichten  zustände,  im  Gegensatze 
zu  dem  Entscheide  der  Statsregierung  eine  fremde  Regierung  sei  es  nicht  als  zu 
Recht  bestehend  sei  es  als  berechtigt  zu  erklären.  Phillimore  (II.  23)  führt 
manche  ürtheile  der  Englischen  und  Nordamerikanischen  Gerichte  an,  welche  diese 
Regel  bestätigen. 

128. 

Die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  eines  States  erleidet  keine 
Aenderung,  wenn  gleich  die  Regierung  desselben  einen  Wechsel  — 
und  auch  dann  nicht,  wenn  sie  einen  gewaltsamen  Wechsel  —  er- 
fahrt, Torausgesetzt  nur,  dass  Volk  und  Land  in  ihrer  Individualität 
fortbestehen. 

Da  nicht  einmal  die  vollständige  Wandlung  der  Statsverfassung  die  Fort- 
dauer der  Statsperson  verhindert  (vgl.  oben  §  41.  42),  so  kann  der  Wechsel  in 
der  Person  und  dem  System  der  Regierung  noch  weniger  eine  so  erschütternde 
Wirkung  haben. 

124. 

Das  wirkliche  Statshaupt  ist  berechtigt,  auch  die  volkerrechtlich 
dem  State  zukommende  Ehre,  Würde  und  Rangstellung  in  Anspruch 
zu  nehmen  und  den  entsprechenden  Titel  zu  fuhren. 
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Die  Yenreigenuig  solcher  Titel  wird  mit  Gnind  als  eine  Beleidigung  be- 
trachtet, wenn  erst  die  nene  Regierung  sich  als  unzweifelhaft  wirkliche  Begierung 
betrachten  darf.  Schon  die  leise  Missachtung,  welche  Napoleon  ni.  von  Kaiser 
Nikolaus  erfuhr,  als  dieser  in  seinem  Schreiben  den  flblichen  Bmdemamen  (mon 
frère)  unterliess,  ist  Ton  dem  Erstem  schwer  empfunden  und  ger&cht  worden:  und 
doch  liess  sich  da  Ton  keiner  Bechtsyerletzung  sprechen,  sondern  höchstens  von 
einem  Verstoss  gegen  die  höfische  Sitte,  denn  es  war  darin  Napoleon  ausdrücklich 
als  wirkliches  Statshaupt  der  Fhmzosen  anerkannt  worden. 

126. 

Die  diplomatische  SitAe  fordert,  dasa  die  in  regelmässigem 
Verkehr  mit  einander  befindlichen  Staten  einand^  jeden  Personen- 
wechsel in  dem  Statshaupt  anzeigen.  Die  Unterlassung  oder  Ver- 
schiebung dieser  Anzeige  ist  indessen  nicht  als  Beditsyerletzung  zu 
betrachten  und  hat  keine  Aenderung  der  Rechtsyerhältnisse  zur 
Folge. 

Zuweilen  wird  die  Anzeige  ans  dem  Grunde  aufgeschoben  oder  vermieden, 
um  unangenehme  Erörterungen  über  die  Rechtmässigkeit  der  Aenderung  zu  ver- 
meiden und  die  stille  Heilung  der  Zeit  nicht  zu  stören.  In  dieser  Weise  verfuhr 
die  neue  Regierung  des  Königreichs  Italien  1862/64  mit  einer  wohlberechneten 
Zurückhaltimg,  um  nicht  die  deutschen  Staten  zu  feindseligen  Gegen&usserungen 
zu  veranlassen  und  nicht  der  Österreichischen  Politik,  welche  dem  neuen  Stat  die 
Anerkennung  verweigerte,  willkommenen  Anlass  zu  Demonstrationen  zu  geben. 

2.  Die  Statshäupter  als  souveräne  Personen. 

126. 
Die  Frage,    ob   dem  jeweiligen  Statshaupt  auch  persönliche 
Souveränetät  zukomme  oder  nicht,   ist  zunächst  wieder  eine  Frage 
des  Statsrechts,  nicht  des  Völkerrechts. 

In  der  Regel  wird  diese  Frage  in  den  heutigen  Monarchien  bejaht, 
und  in  den  heutigen  Republiken  verneint.  Der  Fürst  wird  als  eine  souverftne 
Person  betrachtet,  der  republikanische  Ft&sident  nicht  Das  war  nicht  immer  so 
and  ist  nidit  nothwendig  so.  Die  alt-römischen  Gonsnln  galten  nicht  minder  als 
souverftne  Personen  als  die  Könige  der  andern  Völker;  und  zwischen  den  erblichen 
Reicbsfflrsten  des  Mittelalters  und  dem  gewählten  Dogen  der  Republik  Venedig 
mirde  in  dieser  Hinsicht  kein  Unterschied  gemacht.  Der  Grund,  weshalb  die  heutigen 
Republiken  ihren  Regierungen  diese  persönliche  Eigenschaft  absprechen,  ist  der,  sie 
wollen  dieselben  fortwährend  daran  erinnern,  dass  ihre  Gewalt  eine  abgeleitete,  keine 
ursprüngliche  sei,  während  die  monarchischen  Völker  es  lieben,  die  Hoheit  des  States 
in  der  M^Jestftt  des  Mimarchea  penönlich  darzustellen. 
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127. 

Die  Familien  der  Souveräne  in  den  enropäisclien  Staten  werden 
als  „souveräne  Familien^^  bezeichnet  und  sind  unter  sich  ebenbürtig. 

Der  Ausdruck  souver&ne  Familie  ist  freilich  ungenau,  denn  der 
Familie  kommt  keine  Souveränet&t  zu,  weder  die  ursprüngliche  Statssouveränetät, 
noch  die  concentrirte  Furstensouveränetät  Vielmehr  sind  alle  ihre  übrigen  Glieder 
Unterthanen  des  Stats  und  des  Statshaupts. 

128. 

Wenn  gleich  der  Präsident  einer  Republik  nicht  als  Souverän 
gilt,  80  kommen  ihm  dennoch,  insofern  er  als  Kepräsentant  seines 
States  erscheint,  alle  diejenigen  Rechte  zu,  welche  dem  souveränen 
Repräsentanten  eines  States  gebühren. 

Inwiefern  er  den  Stat  repr&sentirt,  ist  in  ihm  das  Recht  des  States  zu 
ehren,  den  er  darstellt  Es  gilt  das  auch  von  dem  Rang  und  den  besondem 
Ehren  des  republikanischen  Stats  im  Yerh&ltniss  zu  den  monarrvh indien  Staten. 

129. 

Die  Unabhängigkeit  eines  States  gegenüber  andern  Staten  wird 
durch  die  Unabhängigkeit  des  Statshauptes  von  fremden  Statsgewalten 
bewährt.  Die  Statshäupter  sind  in  der  Regel  keiner  fremden  Stats- 
hoheit  unterworfen,  auch  dann  nicht,  wenn  sie  ein  fremdes  Stats- 
gebiet  betreten. 

Die  sogenannte  Exterritorialität,  von  der  in  dem  folgenden  Capital  die 
Rede  sein  wird,  ist  eine  weit  getriebene  Anwendung  dieses  Grundsatzes,  welche 
die  völkerrechtliche  Beschränkung  der  Statshoheit,  die  sich  im  übrigen  auf  das  ganze 
Land  ausdehnt,  zu  Gunsten  der  fremden  Souveräne  erklären  und  rechtfertigen  soU. 
Die  Rücksicht  auf  die  völkerrechtliche  Sicherheit  und  Unabhängigkeit 
der  Vertreter  der  Staten  hat  hier  das  TJebergewicht  erlangt  über  die  Rücksicht  auf 
die  besondere  statsrechtliche  Gebietshoheit. 

130. 

Die  Souveräne  können  jedoch  in  fremdem  Oebiet  ihre  Befreiung 
von  der  dortigen  Statsgewalt  nur  insofern  behaupten,  als  sie 

a)  daselbst  als  souveräne  Personen  bekannt  und  anerkannt  sind, 

b)  als  ihnen  der  Eintritt  in  das  fremde  Land  nicht  untersagt 
worden  ist,  oder  sie  nicht  gemahnt  worden  sind,  dasselbe 
wieder  zu  verlassen, 

c)  als  die  beiden  Staten  sich  im  frieden  mit  einander  befinden. 
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1.  Zu»)  Worn  ein  Boafcrtkn,  wihrend  der  in  fremdem  Linde  fat,  entthront 
irird^  lo  kann  i]mi  ancli  der  6tKt  seines  Anfenlhahsorts  die  Anerimmni^  entsiehn 
imd  er  ist  nachher  als  Privatperson  ni  betrachten.  Wenn  ein  FOrst  naeh  sdner 
Sntthronang  oder  nach  seiner  Abdankung  in  ein  fremdes  Land  zieht  nnd  daher  nicht 
mehr  berechtigt  erscheint,  den  Stat  zn  reprftsentirai,  so  hat  er  anch  kehi  Recht  anf 
diese  Aosnahmsstellung.  Ais  die  Exkönigin  Christine  Ton  Schweden  in  Frank- 
reich iliren  Diener  MonaMeschi  tôdten  Hess  (1667),  war  sie  dafür  den  französischen 
Gerichten  verantwortlich,  wenn  gleich  die  französische  Begierang  sich  darauf  be- 
schränkte, sie  deshalb  aus  Frankreich  zu  verweisen.  Auch  die  Königin  Marie 
Stuart  war  schon  Jahre  lang  von  England  nicht  mehr  als  Königin  von  Schottland 
anerkannt,  als  ihr  der  Process  gemacht  wurde. 

2.  Zu  b)  Jeder  Stat  ist  zunftchst  ausschliesslich  Herr  seines  Gebietes  und  braucht 
daher  nicht  zu  dulden,  dass  sich  in  demselben  ein  fremder  Souverän  gegen  seinen 
Willen  festsetze.  Er  kann  daher  demselben  je  nach  Umständen  den  Eintritt 
in  das  Land  verweigern,  ohne  eine  Kechtsverletzung  zu  begehen  und  er  kann  den- 
selben zum  Austritt  anhalten.  Je  nach  Umständen  kann  aber  darin  nicht  bloss 
eine  Unf^renndlichkeit,  sondern  sogar  eine  Beleidigung  erkannt  werden,  wenn  solches 
in  der  Absicht  geschieht,  die  Ehre  des  betreffenden  Stats  oder  seines  Forsten  zu 
verletzen. 

3.  Zu  c)  Im  Kriege  kann  der  fremde  Souverän,  der  als  Feind  zu  betrachten  ist, 
gefangen  gesetzt  werden.  Die  Gefangennafame  des  KurfOrsten  von  Hessen  durch 
Preussen  im  Jahr  1866  war  nicht,  wie  es  in  dem  Manifest  des  Herzogs  von  Nassau 
vom  lö.  Juli  heisst  „ein  in  der  Geschichte  der  Civilisation  einzig  dastehendes  Bei- 
spiel". Die  Beispiele  von  kriegsgefangenen  Fürsten  sind  in  der  europäischen  und 
in  der  deutschen  Geschichte  nicht  selten.  Die  Kriegsgefangenschaft  des  Kaisers 
Napoleon  L  ist  noch  in  frischer  Erinnerung  der  heutigen  Welt,  wekhe  nun  wieder 
die  Kriegsgefangenschaft  Napo levons  EL  erlebt  hat.    Vgl.  unten  §  142.  143. 

131. 

Wenn,  ein  Souverän  in  einem  fremden  State  ein  Amt  annimmt^ 
so  wird  er  anrch  das  Amt  dem  fremden  State  verpfliditet.  £r  ist 
verbunden,  so  lange  er  das  Amt  bekleidet,  alle  Pflichten  desselben 
auszuüben  und  bleibt  insofern  der  fremden  Statsgewalt  untergeordnet. 

In  dieser  Lage  sind  einzelne  deutsche  Fürsten,  welche  zugleich  als 
Generale  in  der  Freussisehen  Armee  dienen.  Freilich  ist  hier  leicht  ein  Conflict 
möglich  zwischen  der  statsrechtlichen  Amtspflicht  und  der  völkerrecht- 
lichen Selbständigkeit,  dessen  Lösung  in  Art.  132  gegeben  wird. 

132. 
Dem  Souverän  steht  es  jeder  Zeit  zu,  das  Amt  in  fremdem 
State  wieder  zuräckzugeben   und   seine  souv^äne  Stellung  vdeder 
gdttend  zu  macheiu    Ebenso  steht  es  der  fremden  Statsgewalt  frei, 
ihm  das  Amt  ohne  Verzug  vrieder  abzunehmen. 
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Vgl  dartkber  die  TOiige  AiMMiluing.  Konnft  es  wirkUch  mm  Oonflici,  so 
ist  denelbe  dadurch  m  beseiUgen,  dsss  der  Fent  entweder  lücfa  aaf  seine  vdlkei^ 
rechtliche  Stellang  larackiieht,  indem  er  des  fremde  Statssmt  niederlegt» 
oder  dsss  ihm  dss  letstere  abgenommen  ond  er  anf  die  TÖlkerrechtliche  Stellang 
surückgewiesen  wird.  Allerdings  Hast  sich  auch  das  Gegentheü  als  Lösung 
denken,  das  Aachen  der  souTerSnen  SteUang  und  das  volle  Uebergehen  in  den 
fremden  Statsdienst  Dann  wird  aber  der  FOrst  PriTatmann  und  koimnt  nicht  mehr 
als  souferine  Person  in  Betracht 

133. 

Reist  ein  Souverän  incognito  in  firemdem  Lande,  so  wird  seine 

souveräne  Eigenschaft  ignoiirt  und  er  als  Privatperson  behandelt. 

Im   Nothfall   aber   kann   er   das   Incognito    ablegen   und   sich   als 

Souverän  zu  erkennen  geben.    Von  da  an  kann  er  die  Rechte  eines 

Souveräns  ansprechen. 

Ein  bekannter  Fall  ist  die  Beise  des  Csars  Peter  Yon  Bussland  hicognito 
im  Gefolge  seiner  Qesantschaft  nach  Berlin. 

134. 

Wenn  der  Präsident  einer  Republik  in  fremdem  Lande  reist, 
so  wird  er  in  der  Regel  als  Privatperson  betrachtet  und  behandelt. 

Insofern  er  aber  daselbst  als  Repräsentant  seines  States  auf- 
tritt, hat  er  dieselbe  Befreiung  von  der  fremden  Statsgewalt  anzu- 
sprechen, wie  ein  Souverän  in  fremdem  Lande. 

Begel  und  AusDahme  drehen  sich  om,  je  nachdem  dem  Statshanpt  persOA- 
liche  Souver&net&t  oder  nur  représentative  Darstellung  der  Stats- 
sottverftnetftt  zugeschrieben  wird.  In  der  Monarchie  ist  die  sonyerftne 
Erscheinung  die  Begel,  die  Erscheinung  als  Privatperson  die  Ausnahme.  In 
der  Republik  ist  diese  die  Begel  und  jene  die  Ausnahme.  YgL  oben  zu  §  128. 
Der  UnterBchied  der  monarchischen  und  der  republikanischen  Yer&SBung  begründet 
keinen  Unterschied  in  den  Rechten  und  Pflichten  des  völkezrechtlichen  Verkehrs» 
der  durch  die  Statsh&upter  vermittelt  wird. 

8.  Vom  Recht  der  Exterritorialität. 

135. 
Zu  Gunsten  fremder  Souveräne  oder  überhaupt  zu  Gunsten  der 
Personen,  welche  einen  Stat  in  fremdem  Lande  repräsentiren,  wird, 
um  ihre  Unabhängigkeit  von  einer  andern  Statsgewalt  zu  sichern, 
in  mancher  Beziehung  jßngirt,  sie  seien  ausserhalb  des  fremden 
Landes  (extra  territorium) ,  gleich  wie  wenn  sie  überallhin  ihre 
Heimat  mitzunehmen  vermöchten. 
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Die  Ficti<m  der  Extenitorialitftt  ist  nicht  der  Gmnd  der  Exemption  tou 
fremder  Stat«gewalt,  welche  jene  Personen  in  fremdem  Lande  geniessen,  sondern 
nur  eine  hildliche  Darstellung  dieses  Ansnahmerechts.  Der  wirkliche  Qmnd 
liegt  in  der  völkerrechtlichen  Achtung  vor  der  Unabhängigkeit  der  reprftsentirten 
Staten  in  ihrem  Verkehr  mit  einander.  YgL  1 129.  Die  Fiction  wirkt  deshalb  nur 
relativ,  sie  wiriit  nicht  über  die  wirklichen  Grande  der  Exemtion  hinaus. 

136. 

Die  exterritoriale  Person  wird  der  Statshoheit  des  einheimischen 
States  in  der  Regel  nicht  unterworfen,  obwohl  sie  thatsächlich  in 
dessen  Gebiet  sich  aufhält 

Der  einheimische  Stat  bleibt  jedoch  berechtigt  zu  fordern,  dass 

die  exterritoriale  Person  hinwieder  seine  Unabhängigkeit,  Sicherheit 

imd  Ehre  nicht  yerletze  und  die  znr  Erhaltung  derselben  nöthigen 

Massregeln  zu  ergreifen. 

Die  Exemtion  von  der  einheimischen  Staiqgewalt  ist  nur  ein  negatives 
Becht,  sie  hindert  die  Ausübung  derselben  gogen  die  exterritoriale  Person.  Aber 
nie  ist  nicht  eine  positive  Befngniss  des  Exterritorialen,  non  seinerseits  den  Stat 
anzugreifen,  der  ihm  jene  Bflcksicht  und  Gunst  erweist  Der  Stat  ehrt  in  dem 
fremden  Souverftn  einen  Genossen  seiner  eigenen  Souverftnet&t,  aber  er  braucht 
nicht  einen  offenbaren  Feind  in  seinem  Lande  su  dulden.  Es  ist  wiederholt  und 
ndt  Becht  geschehen,  dass  Gesante  gefangen  gesetst  wurden,  weil  sie  an  einer 
Yerschwömng  wider  die  Regierung  Theil  nahmen,  in  deren  Land  sie  waren,  z.  B. 
der  Schwedische  Gesante  in  England  1716  (Wheaton  hist  L  a08).  Vgl. 
unten  |  202. 

137. 

Die  exterritoriale  Person  ist  der  Polizeigewalt  des  einheimischen 
States  nicht  unterworfen.  Die  Polizei  darf  keinen  unmittelbaren 
oder  mittelbaren  Zwang  gegen  sie  üben.  Aber  die  Polizei  ist  nicht 
gehindert,  diejenigen  Massregeln  zu  ergreifen,  welche  nöthig  sind,  um 
Hechts-  oder  Sicherheitegefahrliche  Handlungen  der  exterritorialen 
Person  zu  yerhindem  und  die  exterritoriale  Person  ist  ihrerseits 
yerbunden,  die  allgemeinen  polizeilichen  Anordnungen  imd  Ein- 
richtungen des  Landes  nicht  zu  stören. 

Wollte  die  exterritoriale  Person  z.  B.  Schiessproben  in  ihrem  Garten  Tor- 
nehmen,  wekhe  die  Nachbarn  bedrohten,  oder  ein  Feuer  anzünden,  durch  welches 
die  anstossenden  Hftnser  in  Gefahr  versetzt  wflrden,  so  wflre  die  Polizei  im  Recht, 
das  zu  hindern.  IHe  Bflcksicht  auf  die  Würde  des  fremden  Btats  muss  sich  ver- 
einigen lassen  mit  der  nothwendigen  Sorge  fOr  die  eigene  Sicherheit  Die  bau- 
und  feuerpolizeilichen  Vorschriften  gelten  daher  auch  fiOr  die  Wohnnngen 
der  Tfr^tfTTÜftriiili^ 
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188. 

Die  exterritoriale  Person  ist  nicht  steuerpflichtig.  Inwiefern 
aber  im  Lande  Gebühren  erhoben  werden  für  öffentliche  Dienst- 
leistongen,  so  ist  auch  die  exterritoriale  Person,  insofern  sie  diese 
Leistungen  benutzt,  nicht  von  Rechts  wegen  von  der  Grebühr  befreit. 

Die  Steuerbefreiung  erklärt  sicli  zunächst  wieder  aus  der  Yemeimmg 
der  Steuerhoheit  des  einheimischen  States  aber  den  fremden  Sou?erftn.  Dieselbe 
wird  aber  aus  Courtoisie  zuweilen  in  weiterem  Sinne  geübt,  als  die  rechtliche 
Consequenz  des  Princips  fordert.  Es  versteht  sich,  dass  der  Exterritoriale  keiner 
Einkommens-  oder  Vermögenssteuer,  keiner  Kriegs-  oder  Ârmensteuer 
unterworfen  ist  und  ebenso,  dass  er  Zoll-  und  Oetroifreiheft  geniesst  fOr  die 
Effekten  und  Waaren,  welche  er  mit  sich  führt  oder  zu  seinem  Gebrauche  kommen 
lässt.  Aber  zweifelhafter  ist  scheu  die  Befreiung  von  Weg-  und  Bracken- 
geldern, weil  das  Gebühren  sind  für  die  Anlage  und  Unterhaltung  der  ^yege  und 
Brücken.  Indessen  die  Courtoisie  reicht  gewöhnlich  so  weit.  Nicht  ebenso  verhält 
es  sich  mit  den  Taxen  für  Erwerb  von  Grundstücken  oder  andern  Sachen,  oder 
bezüglich  der  Gerichtsgebühren  in  Processen,  welche  der  Exterritoriale  frei- 
willig vor  den  einheimischen  Gerichten  führt  oder  Whrea  lässt.  Diese  Gebühren 
werden  meistens  gefordert  und  können  jedenfalls  gefordert  werden.  Selbstverständlich 
sind  auch  die  Postgebühren,  die  Telegraphengebühren,  die  Kosten  fthr 
Benutzung  der  Eisenbahnen  ohne  Unterschied,  ob  diese  Anstalten  von  Privaten 
unternommen  oder  von  Stats  wegen  besorgt  werden,  nicht  in  jener  Steuerfreiheit 
inbegriffen.  Wird  der  Exterritoriale  zuweilen  auch  von  den  Briefporti  befreit,  so 
ist  das  eine  ihm  erwiesene  Gefölligkeit,  keine  Bechtspflicht. 

139. 

Die  Landesgerichte  nehmen  in  der  Begel  keine  bürgerliche 
Klage,  insbesondere  keine  Schuldklage  gegen  die  exterritorialen 
Personen  an  und  dürfen  gegen  dieselben  keine  Zwangsmittel  an- 
wenden, weder  gegen  deren  Person,  noch  gegen  deren  Vermögen, 

Es  ist  das  wieder  nur  eine  Folge  der  persönlichen  Unabhängigkeit  des 
£3Eterritorialen  von  anderer  Statggewalt.  Die  Givilgerichtsbarkeit  ist  freilich 
nur  zum  Schutz  der  Privatrechte  und  des  Privatverkehrs  eingeführt.  Das  Privat- 
recht aber  ist  in  seinem  Wesen  nach  für  Jedermann  dasselbe  und  hat  mit  Stats- 
Bouveränetat  nichts  zu  schaffen.  Wenn  der  Souverän  ein  Haus  sich  zufertigen  Ifisst 
oder  ererbt,  oder  einen  Miethvertrag  eingeht,  oder  einen  Wedisel  ausst^t,  so  er- 
scheint er  in  allen  diesen  Bechtsgeschftften  ganz  ebenso  als  Privatperson,  wie  jeder 
Andere  und  handelt  in  denselben  Bechtsformen,  nach  denselben  Grundsatsen^  mit 
denselben  Wirinmgen.  Als  Privateigenthûma*,  als  Privatglftubiger  oder  Schuldner 
ist  er  in  keiner  Weise  Repräsentant  des  Stats,  nicht  Soaverftn.  Wenn  trotedem 
die  dvilisirten  Staten  ihre  Cfericfate  anweisen,  in  der  Begel  keine  Givilklage  gogen 
die  exterritorialen  Personen  anzunehmen,  so  liegt  der  Hauptgrund  iiL  der  Völker* 
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rechtlichen  Bftckdcht,  daas  die  Dnrchfahning  der  gerichtlichen  Zwangs- 
mittel (Arrest,  Pf&ndang,  Concors,  Yersilberong)  gegen  die  privatrechtliche  Person 
und  ihr  YermOgen  mittelbar  auch  ihre  yölkerrechüiche  Unrerletzlichkeit,  Unab- 
hängigkeit nnd  Ehre  treffen  und  gefährden  würde.  Man  zieht  es  daher  vor,  im 
Interesse  der  Sicherheit  und  Würde  des  statlichen  Verkehrs  Ton  der  strengen 
Consequenz  des  privatrechtlichen  Grundsatzes  abzusehen,  und  will  das  Gericht  nicht 
der  Gefahr  aussetzen,  dass  seine  Autorit&t  sich  machtlos  zeige.  Ueberdem  kam 
dieser  Befreiung  der  Exterritorialen  von  der  Givilgerichtsbarkeit  jene  Fiction  zu 
Statten,  indem  nun  fingirt  wurde,  sie  wohnen  nicht  innerhalb  des  Gerichtsbezirkes 
der  inlandischen  Civilgerichte,  sondern  ihr  Domicü  liege  in  ihrer  Heimat.  W&hrend 
daher  im  Mittelalter  noch,  welches  den  privatlichen  Charakter  des  Rechts  mit  Vor- 
liebe betont,  die  privatrechtliche  Klage  gegen  Forsten  unbedenklich  überall  an  die 
Hand  genommen  wurde,  wo  die  Gerichtsbarkeit  an  sich  begründet  erschien,  so  1st 
dagegen  in  der  neuem  Zeit  die  Exemtion  der  souver&nen  Personen  auch  von  der 
fremden  Givilgerichtsbarkeit  allgemeiner  zur  Uebung  der  gebildeten  Völker  ge- 
worden. Im  Jahr  1827  hat  sich  das  französische  Civilgericht  von  Havre  sogar,  un- 
geachtet der  abweichenden  Meinimg  der  Statsanwaltschaft,  für  incompetent  erklftrt, 
eine  Civilklage  gegen  den  Präsidenten  der  Negerrepublik  von  Haiti  an  die  Hand 
za  nehmen.    Vg^.  Phillimore  U.  App.  IV. 

140. 

Ausnahmsweise  wird  die  einheimische  Gerichtsbarkeit  der  Civil- 
gerichte begründet: 

a)  insofern  die  Klage  auch  dann  hierorts  anzubringen  wäre, 
wenn  der  Exterritoriale  in  Wahrheit  ausser  dem  Lande 
wohnte  und  die  Execution  ohne  Gefahrdung  der  statlichen 
Unabhängigkeit  und  Ehre  durchzuführen  ist,  wie  insbe- 
sondere bei  Realklagen  auf  liegendes  Gut; 

b)  insofern  der  Exterritoriale  eine  besondere  Privatstellung 
z.  B.  als  Kaufmann  im  Lande  inne  hat,  oder  ein  ein- 
heimisches Amt  bekleidet  und  daher  in  diesen  Eigenschaften 
der  inländischen  Gerichtshoheit  untergeordnet  ist; 

c)  wenn  der  Exterritoriale  y.ertragsmässig  oder  sonst  in  rechtlich 
wirksamer  Form  die  hiesige  Gerichtsbarkeit  anerkannt  hat. 

Auch  in  diesen  AusnahmsfâUen  ist  jedoch  der  unmittelbare 
Zwang  gegen  die  Person  (Personatyerhaft)  insoweit  zu  unterlassen, 
als  dadurch  die  Tölkerreditlichen  Beziehungen  verletzt  werden  könnten, 
und  es  hat  sidi  die  gerichtliche  Execution  auf  vermögensrechtliche 
Zwangsmittel  zu  bescfaräaiken. 

1.  Zaa)  Die  Vindication  eines  Grundstücks,  welches  der  Exterritoriale  im 
Besits  hat,  ist  nur  vor  den  Landesgerichten  doiehzofOhren,  wo  das  Gtondstadc 
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irirUich  gekgn  ist.  Ebenso  die  Klagen  ms  Nachbarrecht  (i.  Bewegen  Waiser- 
ablaiif)  und  auf  oder  gegen  behauptete  Dienstbarkeiten.  Dagegen  f&r  Arrest- 
klagen  kommt  hinwieder  die  BOcksicht  auf  die  gefiUudete  Würde  und  Freiheit  des 
Beklagten  hemmend  in  Betracht,  sowie  die  Endigung,  dass  die  moderne  Bechta- 
bildung  in  Schuldklagen  Oberhaupt  nicht  geneigt  ist,  die  gerichtliche  Competenz  der 
inländischen  Gerichte  Ober  auswärtige  Souveräne  oder  Qesante  zuzuhissen. 

2.  Zu  b)  Wenn  ein  Statshaupt  zugleich  ein  Handelsetablissement  betreibt  und 
als  Kaufmann  an  dem  HandelsTerkehr  Theil  nimmt,  so  hat  er  sich  in  dieser 
Eigenschaft  des  Yorzag/i  seiner  Würde  begeben  und  muss  Tor  den  Huidelsgerichten 
für  seine  Handelsgeschäfte  Bede  stdien.  Ebenso  hat  der  en^^ische  Master  of  rolls 
in  einem  Process  des  entthronten  Heraogs  von  Braunschweig  gegen  den  König  von 
Hannover  und  Herzog  von  Cumberland  (13.  Jan.  1844)  sein  ürtheü  dahin  ausge- 
sprochen: ,J  am  of  opinion,  that  his  mi^esty  the  King  of  Hanover  is  and  ou^^t 
to  be  exempt  from  all  liability  of  beeng  sued  in  the  Court  of  this  country,  for 
any  acts  done  by  him  as  King  of  Ilanover,  or  in  his  character  of  Sovereign  Prince, 
but  that,  being  a  subject  of  the  Queen,  ha  is  and  ought  to, be  liable  to  be  sued 
in  the  Courts  of  this  country,  in  respect  of  any  acts  and  transactions  done  by  him,  or 
in  which  he  may  heve  been  engaged  as  subject".  (Phil  lim  ore  IL  App.  lY.  S.  689). 

3.  Zu  c)  Wenn  eine  souveräne  Person  oder  ein  anderer  Exterritorialer  sich  die 
Klage  gegen  ihn  gefallen  läset,  oder  wenn  er  etwa  selber  eine  Civilklage  in  dem 
fremden  Lande  anstellt,  so  muss  er,  oder  sein  Vertreter  sich  nach  der  Process- 
ordnung  des  anerkannten  Gerichts  in  dem  Processe  fügen  und  kann  für 
sich  kein  weiteres  Privilegium  ansprechen.  Ln  letzteren  Fall  wird  er  sich  daher 
auch  der  Eidesleistung  nicht  entziehen  können,  wo  diese  als  nothwendig  gilt,  noch 
der  Bezahlung  der  Processkosten,  wenn  er  unterliegt.  Im  Jahr  1828  entschied  das 
englische  Obeigericht,  dass  fremde  Souveräne  ebensowohl  vor  den  BiUi^^eits-  wie 
vor  den  Bechtshöfen  Klage  ftüiren  können  (Phillimore  II.  App.  IV.  S.  548).  In 
einem  andern  Fall  wurde  ebenfalls  in  der  Appellationsinstang  von  den  rechtsgelehrten 
Lords  von  England  der  Satz  ausgesprochen,  dass  ein  fremder  Souverän,  wenn  er 
vor  einem  englischen  Gerichte  eine  Klage  verfolge,  jedem  andern  Privatkläger  gleich 
zu  behandeln,  also  je  nach  Eriordemiss  der  Sache  ihm  auch  der  Eid  aufzulegen  sei. 
(Process  zwischen  dem  Könige  von  Spanien  und  dem  Hause  Hüllet  und  Widder. 
Aug.  1833.  Phillimore  H.  App.  lY.  3.)  Auf  eine  Widerklage  dagegen  braucht 
sich  der  Exterritoriale  nicht  einzulassen,  weil  dieselbe  eine  Klage  ist,  und  alle  Gründe, 
weiche  gegen  die  Zulassung  von  Klagen  sprechen,  auch  auf  die  Widerklage  passen. 

141. 

Die  exterritoriale  Person  ist  der  Strafgerichtsbarkeit  des  ein- 
heimischen States  nicht  nnterworfen.  Dieser  Stat  hat  aber  das 
Recht,  theila  die  nöthigen  Massregehx  za  ergreifen^  um  ein  Vergehen 
des  Exterritorialen  zu  yerhindem,  theils  von  dem  State  des  Exterri» 
torialen  Genugthuung  zu  fordern,  wenn  dieser  die  Rechtsordnung 
des  Landes  in  einer  Weise  verletzt,  welche  an  sich  zu  strafgericht- 
licher  Verfolgung  berechtigt 
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Aach  diese  BeBtfanmniig,  welche  durch  den  allgemeinen  Oebraneh  der  civili- 
nrten  Völker  bestätigt  wird,  ist  singnltoes  Becht,  weil  dieselbe  die  an  sich  berechtigte 
Wirksamkdt  der  Strafrechtspflege  hemmt.  Es  verhftlt  sich  damit  fthnlich  wie  mit 
der  statsrechtlichen  Unverantwortlichkeit  der  Sonyerftoe.  Aber  es  ist  zweckmftssig, 
daran  sa  erinnern,  dass  es  geflUirlich  ist,  die  Haltbarkeit  solcher  Rechtsfictionen 
anf  eine  zn  harte  Probe  an  setzen. 

142. 
Wenn  die  exterritoriale  Person  in  dem  Lande  feindliche  Hand- 
lungen verübt,  so  darf  sie  von  der  einheimischen  Regierung  als  Feind 
erklärt  und  behandelt  und  im  Nothfall  gefangen  genommen  werden. 

Das  ist  nicht  Anwendung  des  Strafiredits,  sondern  des  Kriegsrechts.  Die 
Gefangenschaft  ist  Kriegsgefangenschaft,  nicht  Strafgeftngniss.    Vgl.  oben  zu  §  190. 

143. 

Der  einheimische  Stat  ist  jeder  Zeit  berechtigt,  der  exterri- 
torialen Person  aus  erheblichen  Gründen  das  Gastrecht  und  damit 
die  Fortdauer  der  Exterritorialität  ssu  kündigen. 

Die  Kündigung  darf  nicht  auf  einen  kürzeren  Termin  gestellt 
werden,  als  es  dem  Exterritorialen  möglich  ist,  mit  Sicherheit  das 
Land  zu  verlassen. 

y«^  oben  aa  §  130. 

144. 

Wenn  der  Exterritoriale  andere  Personen  in  ihrem  person- 
lichen, Familien-  oder  Vermögensrechte  gewaltsam  angreift  oder 
ernstlich  bedroht,  so  ist  auch  ihm  gegenüber  die  Nothwehr  erlaubt. 

Fhillimore  IL  lOö.  Der  Gewaltthat  darf  nuui  mit  Crewalt  begegnen, 
imd  wenn  in  Folge  der  Nothwehr  gegen  widerrechtliche  Gewaltthat  der  Exterritoriale 
nmkonunt,  so  ist  das  keine  Yerletaung  des  Yölkerredits.  Das  Hecht  der  Nothwehr 
ist  natürliches  Menschenrecht,  welches  von  dem  Völker-  wie  yon  dem  Stats- 
reebt  anerkannt  werden  muss,  nicht  unterdrückt  werden  darf. 

145. 

Die  Exemtion  von  der  einheimischen  Statshoheit  wird  auch 
auf  die  Familiengenossen,  Beamten,  Begleiter  und  Diener  des 
Exterritorialen  ausgedehnt.  Sein  Gefolge  hat  indessen  nur  einen 
mittelbaren  Anspruch  anf  Exterritorialität,  nicht  um  seiner  selbst 
inUen,  sondern  nur  aus  Rücksicht  auf  den  exterritorialen  Ge- 
folgsherm. 
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Die  FamiliengaioMeii  haben  Theil  an  teiaer  Befreiong,  inaofem  sie  that- 
sftchlich  sa  ihm  gehören,  alao  in  seinem  Haiue  wohnen,  aber  nicht,  wenn  âe 
eine  gelbst&ndige  Stellang  aasgerhalb  seiner  Familie  behaupten.  M 
letztem  Fall  sind  sie  fremde  Priva^rsonen  gleich  andern  Fremden.  Die  üeber* 
g&nge  aus  dem  einen  in  den  andern  Zustand  können  freilich  xu  mancherlei  Zweifeln 
den  Anlass  geben.  Der  Hauslehrer  der  Kinder  des  Exterritorialen  gehört  m  seinem 
Gefolge,  aber  die  übrigen  Lehrer  am  Ort,  welche  nur  einzelne  Lehrstunden  geben, 
gehören  nicht  dazu. 

146. 

Der  Exterritoriale  darf  nicht  sein  Ausnahmerecht  dazu  miss- 
brauchen,  um  Personen,  welche  im  Lande  gerichtlich  oder  polizei- 
lich yerfolgt  werden,  durch  Aufnahme  in  sein  Gefolge  der  ^nheimi- 
sdien  Gerichts-  oder  Polizeigewalt  zu  entziehen. 

üeberhaupt  ist  das  Privilegium  im  Sinn  des  guten  Glaubens  zu  inter- 
pretiren.  Als  ein  Musiker,  um  seinen  Gläubigem  zu  entgehen,  sich  in  die  Capelle 
eines  Bayrischen  (ïesanten  in  London  aufnehmen  liess,  wurde  diese  Aufnahme  von 
dem  englischen  Gerichtshof  als  iUosorisch  behandelt,  weil  kein  wirklicher  bonarfide- 
Dienst  nachgewiesen  sei  In  ähnlicher  Weise  wurden  noch  gegen  mehrere  andece 
angebliche  Diener  dieses  Gesanten  verfahren,  der  offenbar  das  Privilegium  zu  einem 
ungebührlichen  Patronate  missbraucht  hatte.    Siehe  die  F&lle  bei  Wildmann  I.  12i. 

147. 

Die  Personen  im  Gefolge  des  Exterritorialen  sind  in  der  Begel 
ebenfalls  von  der  Gerichtsbarkeit  des  einheimischen  States  befreit. 
Dieser  Stat  ist  aber  berechtigt,  von  dem  State  des  Exterritorialen 
zu  fordern,  dass  er  den  einheimischen  Gläubigem  oder  andern  ein* 
heimischen  Klägern  Recht  gewähre  und  wegen  der  im  Lande  ver- 
übten Vergehen  und  Verbrechen  dieselben  bestrafe. 

Yattel  (lY.  §  124)  berichtet  über  einen  merkwtürdigen  Fall,  der  sich  in 
England  ereignete,  als  ein  Edelmann  im  Gefolge  des  französischen  Botschafters 
Marquis  von  Rosny,  sp&tem  Herzogs  von  Sully,  sich  einer  Tödtong  schuldig  machte. 
Derselbe  wurde  von  dem  Botschafter  zum  Tode  verurtheilt  und  die  Hinrichtung 
der  englischen  Justiz  anheimgestellt,  dann  aber  trat  Begnadigung  ein. 

148. 

Verübt  eine  Person  aus  dem  Gefolge  des  Exterritorialen  ein 
Vergehen,  so  ist  der  Letztere  berechtigt,  dieselbe  nöthigenlalls  ge- 
fangen zu  nehmen  und  in  seine  Heimat  zur  Bestrafung  zu  überschicken. 

Die  Gefangennahme  derselben  durch  die  einheinoifiche  Stats- 
gewalt  zum  Behuf  der  Ueberlieferung  an  den  Ezterritocialeu  oder 
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dessen    Stat   ist   nicht    Yerletzimg,  sondern   Anerkennung    dieser 
mittelbaren  Exterritorialität. 

Die  Oefangeonahme  geschiekt  in  diesem  Fall  nicht  in  der  Absicht,  die  eigene 
Gerichtsbarkeit  auszaHben,  auch  nicht  in  der  Meinung,  den  fremden  Stat  zu  rer- 
letzen,  sondern  in  dem  Vorsatz,  demselben  in  der  Ausübung  seiner  Gerichtsbarkeit 
behülflich  zu  sein. 

149. 

Es  steht  den  Exterritorialen  frei,  ihr  Gefolge  der  ortspolizei- 
lichen und  gerichtlichen  Autorität  ebenso  unterzuordnen,  wie  die 
andern  Bewohner  des  Ortes  es  sind.  Keinenfalls  dürfen  die  Gefolgs- 
leute ungestraft  Störungen  der  öflfenüüchen  Ordnung  des  Orts  yerüben. 

Wenn  die  Gefolgsleute  des  Exterritorialen  Unterthanen  des  einheimischen 
States  selber  sind,  so  werden  sie  gewöhnlich  dessen  Jurisdiction  unterstellt.  Es  kann 
das  aber  unbedenklich  auch  auf  Angehörige  des  States,  den  der  Exterritoriale  re- 
prfisentirt,  ausgedehnt  werden,  sobald  dieser  es  zweckmässig  findet,  denn  sie  haben 
alle  kein  persönliches,  sondern  nur  ein  abgeleitetes  Becht  auf  Exterritorialität.  Auf 
dem  Friedenscongress  zu  Münster  in  Westphalen  am  Schluss  des  dreissigjährigen 
Kriegs  kamen  so  die  Gesanten  Oberein,  nm  die  Bauf-  and  Streitlust  ihrer  Gefolge 
im  Zaum  zu  halten,  dieselben  gemeinsam  der  Ortapolizei  zu  unterwerfen,  üeber- 
haopt  ist  eine  allzu  weite  Ausdehnung  der  ExterritoriaHtät  für  die  Bechtssicherheit 
und  die  öffentliche  Ordnung  durchaus  schädUch  und  nicht  zu  empfehlen.  Das 
Völkerrecht  fordert  grundsätzlich  nur,  dass  die  Ehre  und  Freiheit  der  Staten  in 
ihren  Eepräsentanten  geschützt,  und  durchaus  nicht,  dass  die  Missethaten  der 
Individuen  begünstigt  werden. 

150. 

Die  Exemtion  des  Exterritorialen  erstreckt  sich  audb  auf  die 
Wohnung,  welche  er  inne  hat,  aber  nicht  auf  den  Orundbesitz» 
welchen  er  als  Privatmann  bewirthschaftet. 

Wenn  ein  SouTerftn  ein  Got  in  einem  fremden  Lande  kauft,  um  seine 
Gapitalien  darin  anzulegen,  und  sein  Vermögen  in  solcher  Weise  zu  bewirthschaften, 
nicht  um  daselbst  als  Souverän  zu  leben  und  den  Stat  reprftsentiren  zu  lassen,  so 
ist  kein  Grund  da,  dieses  Gut  als  exterritorial  zu  betrachten.  Nur  inwiefern  das 
Hotel  des  Exterritorialen  seiner  Person  als  Wohnung  dient  und  in  Folge  dessen 
seine  repräsentative  Stellung  und  Freiheit  sichert,  gilt  dasselbe  als  exempt.  Dann 
darf  es,  ohne  seinen  Willen,  nicht  von  der  einheimischen  Statsgewalt  betreten  und 
durchsucht  werden.  Als  die  Russische  Finanzwache  am  3.  April  1752  in  das  Hotel 
des  Schwedischen  Gesanten  in  Petersburg  eindrang  und  ein  paar  Diener  desselben 
gefangen  nahm,  welche  beschuldigt  waren,  das  Statsmonopol  verletzt  zn  haben, 
8&b  die  Kaiserin  Elisabeth  dem  beleidigten  Gesanten  volle  Genogthunng  wegen 
^eKT  Veddxsng  des  Y^lkenet^ts.    Yattel  lY.  §  117. 
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151. 

Die  Wolmung  des  Exterritorialen  darf  nicht  zum  Asyl  miss- 
braucht werden  für  gerichtlich  Verfolgte.  Der  Exterritoriale  ist 
verpflichtet,  solchen  Flüchtlingen  die  Au&ahme  zu  untersagen,  be- 
ziehungsweise dieselben  an  die  ordentliche  Gerichtsgewalt  auszuliefern. 

Oft  wurde  ein  solches  Asylrecbt  behauptet  und  oft  auch  aoflgeObt  Am 
weitesten  war  dieser  Missbraach  in  Rom  gediehen,  wo  auch  die  Kirchen  ein  Asyl 
gewahrten.  Im  Ifittelalter  dienten  die  zahhwichen  Asyle,  welche  in  Herrenhfifen 
und  Kirchen  und  Ton  Schutzheiligen  gewährt  wurden,  um  die  wilde  Verfolgung  der 
Blutrache,  der  Fehde  und  einer  barbarischen  Justiz  zu  massigen.  Mit  einer  civili- 
sirten  und  einer  wirksamen  Rechtspflege  aber  sind  dieselben  nicht  mehr  yereinbar. 
Bynkershoek  (de  jure  legatonim  c.  21)  hat  den  Beweis  geführt,  dass  keinerlei 
völkerrechtliche  RechtsgrOnde  für  ein  derartiges  Asylrecht  sprechen.  Seither  ist  diese 
Ansicht,  die  schon  Hugo  de  Groot  (II.  18,  8)  vertrat,  .allgemein  von  der  Wissen- 
schaft anerkannt  worden,  wenn  gleich  einzeke  Exterritoriale  Immer  noch  von  Zeit 
zu  Zeit  den  Versuch  machten,  auch  ihr  angebliches  Asylrecht  auszuüben. 

152. 

Ebenso  ist  das  Quartier,  welches  der  Exterritoriale  auf  Reisen 
bezogen  hat  und  ist  der  Wagen,  in  dem  er  fährt,  zu  Ehren  seiner 
Sicherheit  und  Unabhängigkeit  vor  polizeilicher  oder  gerichtlicher 
Gewaltübung  gefireit 

153. 

Die  Exemtion  erstreckt  sich  auch  auf  das  dem  Exterritorialen 
gehörige  Mobiliar,  welches  zu  seinem  Gebrauche  dient,  wie  insbe- 
sondere Arbeitstische,  Schränke,  Kisten  und  Kasten,  die  Ausstattung 
seiner  Wohnung,  Wagen  und  Pferde. 

Der  alte  technische  Ausdruck  für  die  Befreiung  ist:  „Legatus  instructus  et 
cum  instrumento/'  Die  Ausdehnung  der  Befreiung  auch  auf  die  Mobilien  sichert 
besonders  auch  die  Acten  und  Gorrespondenzen  des  Exterritorialen.  Vgl  unten 
Abschnitt  8  dieses  Buches. 

4.  Die  Familiengenossen  der  souveränen  Personen. 

154. 

Die  Ehegatten,  Kinder  und  andere  Anverwante  einer  souve- 
ränen Person  haben  als  solche  kein  Becht  der  Souveränetät,  sondern 
sind  Unterthanen. 

Sie  haben  daher  auch,  wenn  sie  in  fremdem  Lande  sind,  keinen 
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Rechtsanspmch  auf  Exemtion  von  der  dortigen  Statsgewalt  noch 
anf  Exterritorialität. 

Alle  diese  Personen,  selbst  der  Gemal  einer  regierenden  Königin,  der  nicht 
zogleicli  Mitregent  ist,  oder  die  Gern  a  lin  eines  Königs,  obwohl  sie  den  Titel  Königin 
fährt,  sind  nicht  Repräsentanten  des  States  selbst,  noch  Tr&ger  der  Soaver&netftt, 
also  völkerrechtlich  ohne  Anrecht  auf  jene  Privilegien,  welche  um  der  Souver&netftt 
oder  Repräsentation  des  States  willen  zugestanden  werden.  Die  Courtoisie  geht 
aber  hier  zuweilen  über  die  Rechtsnothwendigkeit  hinaus  und  befreit  zu- 
weilen auch  solche  hohe  Personen  von  manchen  Belustigungen,  deren  andere  Reisende 
ausgesetzt  sind. 

155. 

Das  Statsrecht  bestimmt  zunächst  die  Titel  und  den  Bang, 
welche  diesen  Personen  zukommen.  Aber  damit  diese  Titel  und 
Rangstufen  im  TÖlkerrechtUchen  Verkehr  beachtet  werden,  müssen 
dieselben  dem  herkömmlichen  Gebrauche  entsprechen  oder,  wenn 
sie  erhöht  werden  die  Erhöhung  yon  den  Mächten  anerkannt  wor- 
den sein. 

Vgl.  das  Protokoll  der  tOad  GrossmAchte  anf  der  Conferenz  zu  Aachen 
vom  11.  Oct  1818:  „Les  Gabinets  prennent  en  même  terns  rengagement  de  ne 
leoounaitre  à  Tavenir  aucun  changement  ni  dans  les  titres  des  souverains  ni  dans 
ceux  de  princes  de  leurs  maisons  sans  en  être  préablement  convenus  entre  eux.** 

156. 

Die  Gemalinnen  der  souveränen  Fürsten  führen  in  der  Regel 
denselben  Titel  und  haben  denselben  Bang,  wie  diese,  aber  nicht 
ebenso  allgemein  die  Gemale  yon  souveränen  Fürstinnen. 

Die  Gemalinnen  der  Kaiser  und  Könige  werden  Majestäten 
genannt,  obwohl  ihnen  die  eigentlichen  Majestätsrechte  nicht  zustehn. 

Prinz  Albert  erhielt  als  Gemal  der  Königin  Victoria  von  England  den 
Efoigstitel  nicht;  dagegen  wurde  dem  Herzog  Ferdinand,  ebenfalls  aus  dem 
Hause  Coburg,  als  Gemal  der  EOnigin  Maria  n.  da  Gloria  von  Portugal  der 
Königstitel  verliehen. 

157. 

Den  Prinzen  der  souveränen  Häuser  kommt  regelmässig  die 
nächstfolgende  Bangstufe  in  der  Titulatur  zu. 

Ans  Kaiserlichen  Häusern  der  Titel  Kaiserliche  Hoheit,  ans  KOnigi- 
hftnsein  der  Titel  Königliche  Hoheit,  in  Grosshensoglichen  Hftasem  Hoheit, 
der  Erbprina  auch  Königliche  Hoheit,  ans  Henoglichen  Hftusem  der  Erbprinz  Hoheit, 
Andere  Yenmnte  vcm  herzoglicher  oder  ftotlieher  Abkunft  Durchlaucht 
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.    158- 
Die  Prinzessinnen  von  souveränen  Hansem  pflegen  den  ange- 
borenen höheren  Titel  beieubehalten,  wenn  sie  in  Folge  ihrer  Heirath 
nur  einen  minderen  Titel  erhielten. 

Die  Gemalin  eines  Prinzen,  welcher  den  Titel  Hoheit  fahrt,  kann  so  den 
Titel  Kaiserliche  oder  Königliche  Hoheit  führen,  wenn  sie  aus  einem  Kaiso^ 
oder  Königshaose  stammt 
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5.  Becht  und  Pflicht  des  rölkerrechtlichen  Verkehrs. 

159- 

Jeder  Stat  ist  als  souveräne  Person  berechtigt,  Gesante  und 
andere  Agenten  mit  dem  Auftrag  zu  ernennen,  seinen  Verkehr  mit 
andern  Staten  zu  yermitteln. 

Dieses  sogenannte  „active  Gesantschaftsrecht"  ist  eine  Anwendnng  der 
Soayerftnettarechte  auf  die  vdlkerrechtUchen  Besiehungen  der  Stalen  m  einander. 

160. 

In  zusammengesetzten  Staten  (Statenbünden ,  Bundesstaten, 
Statenreichen,  Bundesreichen)  wird  dieses  Recht  je  nach  der  Ver- 
fassung derselben  entweder  Ton  den  Einzelstaten  und  dem  G^sammt- 
state,  oder  nur  von  cUesem,  oder  vorherrschend  Ton  jenen  oder  yon 
diesem  geübt. 

In  der  alten  Deutschen  Reichsyerfassung  hatten  die  Landesherm  das 
Gesantenrecht  erworben,  neben  dem  Kaiser  und  Reich  insgesammt  Der  deutsche 
Bund  Yon  1815  erkannte  das  vorzugsweise  Gesantenrecht  der  £inzelstaten  an, 
schloss  aber  eine  Gesammtrertretung  nicht  aus.  Die  Verfassung  der  Vereinigten 
Staten  yon  Nordamerika  yon  1787  concentrirt  das  C^esantenrecht  fast  ausschliesslich 
in  der  Hand  des  Präsidenten,  ebenso  die  schweizerische  Bundesyerfassung 
yon  1848  in  der  des  Bundesraths;  beide  Verfassungen  schliessen  aber  eine  besondere 
ausserordentliche  Vertretung  der  Einzelstaten  nicht  yOllig  aus,  aber  ordnen  dieselbe 
der  Aufsicht  der  Bundesgewalt  unter.  Auch  einzelnen  TOrkischen  Vasallenstaten 
ist  ein  beschränktes  Gesantenrecht  zugestanden  worden.  Nach  der  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches  ernennt  der  Kaiser  die  Reidisgesanten.  Das  Becht  der 
Einzelstaten,  for  ihre  besonderen  Interessen  Gesante  zu  bestellen,  ist  nicht  aufge- 
hoben, aber  ist  «faatsAcUich  und  dnreh  die  Competens  des  Reichs  sehr  beschränkt 
(Art  11.) 
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161- 

Ansnalmisweise  wird  das  Recht,  einen  Gesanten  zu  senden, 
auch  auf  die  Vicekönige  und  die  Statthalter  entlegener  Prorinzen 
oder  abhängiger  Länder  übertragen. 

Da  diese  Provinzen  oder  L&nder  eine  besondere  relative  Sonderexistenz 
h&ben,  so  bedürfen  sie  nnter  ümst&nden  auch  eine  besondere  Vertretung.  Da  der 
Hauptstat  der  grossen  Entfernung  wegen  nicht  in  der  Lage  ist,  diese  Vertretung 
wirksam  za  besorgen,  so  ist  eine  Uebertragung  dieses  beschrankten  Gesantenrechts 
aaf  die  besondere  Provincial-  oder  Landesregierung  nicht  zu  entbehren.  Fälle  der 
Art  sind  z.  B.  die  Gesanten,  welche  von  den  englischen  Begierungen  in  Ost- 
indien, In  Australien,  von  der  Holländischen  Colonialregierung  in  Ost- 
aûen  versendet  werden.  Es  bedarf  jedoch  einer  besondern  Ermächtigung  von  Seite 
der  souveränen  Hauptregiernng. 

162. 

Die  Wahl  des  Gesanten  oder  Agenten  steht  dem  Absendeatate 
frei.    Es  wird  keine  bestinunte  Standeseigenschaft  erfordert 

Das  Wahlrecht  folgt  wieder  aus  der  Souveränetät  des  Absendestats.  £än 
bestimmter  Stand,  etwa  Adek-  oder  geistlicher  Stand,  ist  auch  für  die  obersten 
Classen  der  Gesanten  nicht  erforderlich,  so  wenig  als  fOx  andere  oberste  Statsämter. 
Ein  Botschafter  aus  bürgerlicher  Familie  hat  genau  dasselbe  Becht,  wie 
ein  Botschafter  von  fürstlicher  Abkunft,  denn  er  repräsentirt  in  beiden  Fällen 
nicht  seine  persönliche  und  Standeswttrde,  sondern  den  Stat  und  dessen  Souverän. 

163. 

Jeder  Stat  ist  in  Folge  des  völkerrechtlichen  Verbandes  aller 
Staten  yerpflichtet,  den  Oesanten  eines  andern  yölkerrechtlich  an- 
erkannten States  za  empfangen  und  anzuhören.  Nur  besonders  er- 
hebliche Ausnahmsgründe  können  eine  Abweisung  rechtfertigen. 

Die  allgemeine  Weigerung,  Geeante  zu  empfangen,  wttrde  die  Möglich« 
keit  eines  völkertechiliehen  Verkehrs  ansschliessen.  Damit  aber  wäre  der  vOlker^ 
rechtliche  Verband  der  Staten  unwirksam  gemacht.  Dagegen  wird  die  Zulassung 
stftndiger  Gesanten  als  ein  Act  des  Friedens  betrachtet  und  in  Eriegszeiten 
dieser  friedliche  Verkehr  gewöhnlich  abgebrochen.  Von  der  besondern  Weigerung, 
eine  bestimmte  Person  zu  empfangen,  handelt  §  164. 

164. 

Dem  Empfangstate  steht  es  zu,  gewisse  ihm  anstössige  Per- 
sonen sich  als  Gesante  oder  Agenten  zu  yerbitten. 

Wi  Grand  eiTCgt  es  Anstoss,  wenn  ein  Stat  einen  von  einem  andern  State 
Mhir  wegen  eiiMS  Veilirediens  Bortiaftsii  eder  Verfolgten  nun  als  seinen  Oesanleit 
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bei  diesem  State  accreditiren  ^rill;  daher  ist  in  dnem  solchen  Fall  die  Annahm« 
dieser  Person  nicht  sa  erwarten.  Bynkershoek  (Qnaest.  PubL  H.  t.)  erwähnt 
eines  Falles,  in  dem  England  als  Gesanten  nach  dem  Hag  einen  Mann  schickte, 
welcher  auvor  von  der  Holl&ndisch-Ostindischen  Compagnie  TerurtheSt  worden  war, 
daaB  ihm  die  Zunge  geschlitzt  werde.  Derselbe  wurde  anfangs  widerrechtlich  in 
Holland  gefangen  gesetxt,  dann  aber  mit  Recht  zurückgewiesen.  Es  ist  schon  ein 
zureichender  Grund,  sich  eine  Person  als  Gesanten  zu  verbitten,  die  sich  zuvor 
durch  besondere  Geh&ssigkeit  und  Feindschaft  gegen  den  besendeten  Stat  oder  dessen 
Haupt  herrorgethan  hat.  Dagegen  w&re  es  unpassend,  wenn  etwa  ein  Stat  flbâr- 
hanpt  keine  borgerlichen  Personen,  oder  keine  Frauen  als  Gesante  empfangen 
wollte;  denn  die  Standes-  oder  Geschlechtsunterschiede  bilden  keine  rechtlichen 
Erfordernisse  oder  Hindernisse  für  das  Amt  eines  Gresanten  und  können  audi 
keinen  Grund  zu  persönlichem  Anstoss  geben. 

165. 

Ebenso  kann  der  Empfiangstat  die  Annahme  eines  persönlich 
nicht  anstössigen  Gesanten  dann  verweigern,  wenn  derselbe  als 
Träger  eines  das  Recht  oder  die  Ehre  des  Empfangsstates  yerletzen- 
den  Mission  erscheint. 

Eine  wichtige  Anwendung  dieses  Satzes  ist  die  auf  die  p&pstlichen  Legate 
und  Nunc! en,  die  nach  den  Eirchengesetzen  Yollmachten  in  Anspruch  nehmen, 
welche  mit  dem  Yerfassungsrecht  des  besendeten  States  nicht  yertrftglich  sind.  In 
Folge  dessen  wurde  schon  vor  der  Bevolution  am  französischen  Hofe  kein  päpst- 
licher Gesanter  angenommen,  welcher  nicht  eine  beschrankte  Vollmacht  vorweisen 
konnte.  Das  französische  Statsbewusstsein  gestattete  nicht,  dass  die  p&pstlichen 
Gesanten  die  Ansprüche  und  Anmassnngen  der  römischen  Hierarchie  mit  den 
völkerrechtlichen  Privilegien  der  Gesanten  decken  und  ausrüsten.  Aus 
fthnlichen  Gründen  kann  jeder  Stat  die  Annahme  von  Jesuiten  als  Gesanten  ver^ 
weigent 

166. 

Femer  gUt  es  als  ein  ausreichender  Grund,  die  Annahme 
eines  Gesanten  zu  verbitten,  welcher  ein  Unterthan  des  besendeten 
States  ist. 

Das  war  eine  Zeit  lang  Maxime  des  französischen  und  ist  noch  Gebrauch 
des  schwedischen  Stats,  keinen  Gtesanten  zu  empfangen,  der  Unterthan  dieser 
besendeten  Staten  war.  Man  scheut  den  Conflict  zwischen  den  Bechten  des  Ge- 
santen auf  ünabhAngigkeit  zu  Ehren  des  States,  den  er  reprSsentirt  und  den  Pflichten 
gegen  den  Stat,  dem  er  als  Unterthan  zugehört 

167. 

Die  völkerrechtUche  gute  Sitte  verlangt,  dass  vor  der  Ab- 
sendung eines  Gesanten  dem  Empfangstate  davon  Anzeige  gemacht 
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imd  die  Person  genaimt  werde.  Wird  keine  Einsprache  gemacht, 
so  wird  angenommen,  der  Genannte  sei  dem  Empfangstate  nicht 
anstössig. 

Durch  diese  üebnxig  wird  anch  eine  schroffe  Zardckweisong  Yermieden.  Es 
genügt  gewöhnlich,  dass  der  za  besendende  Stat  seine  Bedenken  gegen  die  fragliche 
Penon  erOffiiet,  um  den  Absendestat  zu  bestimmen,  eine  andere  Person  sa  w&hlen. 

168. 

Ist  ein  Gesanter  einmal  aufgenommen,  so  geniesst  er  alle 
Hechte  und  Ehren  seiner  Stellung  und  es  darf  nachträglich  nicht 
eine  Einsprache  gegen  seine  Person  erhoben  werden  aus  Gründen, 
welche  schon  zur  Zeit  seines  Empfangs  vorlagen  und  bekannt  sein 
konnten. 

169. 

In  der  Annahme  des  Gesanten  liegt  die  Anerkennung  des  Ab- 
sendestats,  beziehungsweise  der  Statsregierung ,  welche  denselben 
beyollmächtigt,  durch  den  Empfangstat. 

Es  widerspricht  der  Einheit  des  States,  der  repräsentirt  werden  soll, 
gleichzeitig  zwei  verschiedene  Gesante,  den  einen  des  vertriebenen  Fürsten,  der  anf 
Wiederherstellung  hofft,  den  andern  des  vielleicht  durch  Usurpatiim  zur  Gewalt  ge- 
langten Fürsten,  als  Repräsentanten  des  Einen  Stats  zu  empfangen.  Indem  der 
Empfangstat  den  einen  oder  den  andern  empfängt,  erklärt  er,  dass  er  dessen  Voll- 
machtgeber als  das  wirkliche  Statshaopt  betrachte.  Die  Annahme  des  Gesanten 
der  neuen  Regierung  ist  daher  mit  der  Entlamung  des  Gesanten  der  alten  Regierung 
zu  verbinden.    Vgl.  oben  §  28  ff. 

6.  Classen  und  Arten  der  Gesanten.  Diplomatischer  Körper. 

170. 

Als  Gesante  werden  diejenigen  Personen  betrachtet,  welche 
von  einem  State  ermächtigt  und  dazu  beglaubigt  sind,  dessen  Rechte 
und  Interessen  bei  einem  andern  State  zu  vertreten. 

Die  Erm&chtigung  allein  gewährt  noch  nicht  die  Stellung  und  Rechte  eines 
Gesanten;  auch  der  geheime  Agent  ist  ermftchtigt;  es  muss  die  B^laubigung  gegen- 
über dem  besendeten  State  hinzutreten. 

171. 

Das  heutige  Völkerrecht  unterscheidet  drei  bis  vier  Classen 
von  Gesanten: 
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1)  die  Botechafter  (ambasBadeurs); 

2)  die  Gtesaaten  im  engem  Sinn  (myoyés)   und  die  beroU- 
mächtigten  Minister; 

3)  die  Geschäftsträger  (chargés  d'affaires). 

Zwischen  der  zweiten  und  der  dritten  Classe  nehmoi  die 
Ministerresidenten  eine  Mittelstellung  ein. 

Im  Alterthum  gab  es  nar  Eine  dasse  Ton  Gesanteo,  mm  den  Bfimeni 
Legati  genannt  In  den  wesentlichen  Beziehungen  sind  sich  auch  heute  noch  alle 
CUunen  gleich.  Die  Unterschiede,  welche  seit  dem  funfioehnten  Jahrhundert  nach 
und  nach  aoi^lcommen  sind«  haben  ▼oroehmlich  einen  Besug  auf  die  Hofstettung, 
das  Ceremoniel  und  den  Rang. 

Auf  dem  Wiener  Congress  wurde  von  den  acht  Mächten  am  19.  Man 
1815  ein  Protokoll  unterzeichnet,  dessen  Artikel  1  die  obigen  3  Gassen  unter- 
scheidet: 

„Les  employés  diplomatiques  sont  partagés  en  trois  classes: 

celle  des  ambassadeurs,  legates  ou  nonces, 

celle  des  envoyés  ministres  ou  autres  accrédités  auprès  des  souverains, 

celle  des  chaîgés  d^aiEures  accrédités  auprès  des  ministres  chargés  des 
affaires  étrangères*'. 

Dazu  kam  nun  das  Protokoll  des  Aachener  Congresses  der  fttnf  Gross- 
mftchte  vom  21.  Nov.  1818,  welches  die  vierte  Zwischenclasse  anerkannte:  „H  est 
arrêté  entre  les  dnq  cours  que  les  ministres  résidens  accrédités  aui^ès  d*elles 
formeront  par  rapport  à  leur  rang  une  classe  intermédiaire  entre  les  ministres  du 
second  ordre  et  les  chargés  d'affaires*'. 

172. 

Botschafter  werden  in  der  Regel  nur  von  Staten  yon  König- 
lichem Rang  abgesendet  und  empfangen.  Die  Legati  und  Kunden 
des  Papstes  haben  den  Rang  der  Botschafter. 

Die  Botschafter  allein  repräsentiren  auch  die  äussere  Würde 
des  Souyerains,  der  sie  beglaubigt. 

1.  Die  Beschränkung  der  Botschafter  auf  die  Staten  von  königlichem  Rang 
beruht  weniger  auf  einem  festen  Bechtsgrundsatz  als  auf  der  Sitte  und  hat  eine 
natürliche  Unterlage  in  den  grösseren  für  kleinere  Staten  unverhaltnissmftssigen 
Kosten  solcher  Vertretung.  Da  aber  nur  die  Botschafter  die  persönliche  Würde 
des  Souveräns  repräsentiren,  so  ist  grundsätzlich  nicht  einzusehen,  weshalb  nicht 
auch  ein  souveräner  Herzog  oder  ein  anderer  Fürst  bei  ausserordentlichem  Anlass 
sich  nicht  ebenfalls  in  seiner  persönlichen  Würde  vertreten  lassen,  d.  h.  daher  nicht 
ebenfalls  einen  Botschafter  senden  dürfte,  der  dann  freilich  keinen  höheren  Bang 
behaupten  könnte,  als  sein  Vollmachtgeber  besitzt,  also  den  Botschaftern,  welche 
Könige  vertreten,  nachstehen  müsste. 

2.  Die  Legati  a  latere  oder  de  latere  (die  CardinäJe  führen  diesen  Namen), 
oder  die  nuncii  (Nicht-Gardinäle),  welche  der  Papst  entsendet,  haben  durchweg 
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eher  kircfaliche  aïs  politiflche  Misrionen  and  repräsentiren  daher  den  Pftpst  Tor- 
nehmlich  in  seiner  Eigenschaft  als  Hauptes  der  römisch-katholischen  ]ßrche.  Die 
Bedeutung  und  der  Rang  dieser  p&pstlichen  Bepr&sentanten  ist  daher  unabhängig 
Ton  der  Fortdauer  eines  Kirchenstates. 

3.  Protokoll  des  Wiener  Congresses  vom  19.  MSrz  1815  Art.  n.: 
,^Les  ambassadeurs,  l^tes  ou  nonces  ont  seuls  le  caractère  représentatif.** 

173. 

Die  Gesanten  der  zweiten  Classe  werden  wie  die  Botschafter 
bei  dem  Soaverän  des  Empüeuigstates  persönlich  beglaubigt,  aber 
repräsentiren  nicht  zugleich  mit  dem  State  auch  die  persönlidie 
Würde  (Dignität)  des  Souveräns. 

Die  Intemuncien  des  Papstes  werden  ihnen  gleichgestellt. 

Vgl.  zu  Art.  172.  Dahin  gehören  die  sogenannten  bevollmächtigten 
Minister  (plena  potentia  munitiX  aie  ausserordentlichen  oder  ordentlichen 
Gesanten,  die  Gesanten  schlechtweg.  Auch  der  Oesterreichische  „Inter nuncius^' 
zu  Constantinopel  gehört  in  diese  Cfaisse.  Das  ist  die  eigentliche  Haupt-  und 
Regeldasse,  über  welche  sich  die  Botschafter  um  etwas  erheben  und  welche  die 
folgenden  dassen  nicht  völlig  erreichen. 

174. 

Die  Geschäftsträger  werden  nur  bei  dem  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  beglaubigt.  Für  die  Sangstufe  ist  es  un- 
erheblich, wenn  ihnen  der  Titel  Minister  verliehen  wird. 

Dagegen  erhalten  die  Ministerresidenten,  welche  bei  dem  Hofe 
beglaubigt  werden,  einen  mittleren  Bang  zwischen  der  dritten  und 
vierten  Classe. 

Vgl.  «u  {  171. 

175. 

Die  Eigenschaft  einer  ausserordentlichen  Mission  oder  Vollmacht 
gibt  keinen  hohem  Rang. 

Protokoll  vom  19.  Mftrz  1815  Art.  m.  „Les  employés  diplomatiques  en 
Bunûm  extraordinaire  n'out  à  ce  titre  aucune  supériorité  de  rang." 

176. 
Unter  einander  nehmen  die  Gesanten  einer  jeden  Classe  ihre 
Rangordnung  nach  dem  Tage  der  officiellen  Anmeldung  ihrer  Ankunft. 

Ebenda  Art.  IV.  „Les  employés  diplomatiques  prendront  rang  entre  eux  dans 
chaque  classe  d*après  la  date  de  la  notification  officielle  de  leur  arrivée.  Le  présent 
règlement  n'apportera  aucune  innovation  relativ^nent  aux  représentans  du  Pape.*' 
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177. 

Die  VerwantschaftsyerhältmBse  unter  den  Höfen  haben  keinen 
Einflnss  auf  den  Rang  ihrer  (ïesanten. 

Ebenda  Art  VL  „Les  liens  de  parenté  on  d*alliance  de  fiunille  entre  kB 
Cours  ne  donnent  aacan  rang  à  leurs  employés  diplomatiques  de  chaque  classe." 

178. 

Bei  der  Unterzeichnung  von  Acten  und  Vertragen  unter  mehreren 
Staten,  welche  sich  das  Alternat  zugestehn,  entscheidet  das  Loos 
unter  den  Ministem  über  die  Reihenfolge  der  Unterschriften. 

Ebenda  Art  YII.  ,fiam  les  actes  on  traités  entre  plusieurs  puissances  qui 
admettent  Taltemat,  le  sort  décidera  entre  les  ministres,  de  Tordre  qui  deyra  être 
suivi  dans  les  signatures.'^  Statt  dessen  wird  oft  die  Reihenfolge  nach  den  Anfangfr- 
buchstaben  der  Statennamen  gewählt,  um  jede  Eifersudit  der  SteUung  ahm- 
schneiden. 

179. 

Daraus,  dass  ein  Stat  ständige  Gresante  eines  andern  States 
empfangt,  entsteht  keine  Verpflichtung  des  letztem  States,  ebenfalls 
ständige  Gresante  bei  jenem  State  zu  beglaubigen. 

Es  kann  auch  ein  Stat,  ohne  seinem  Rechte  oder  seiner  Ehre 
etwas  zu  vergeben,  fremde  Gisante  von  höherem  oder  geringerem 
Rang  empfangen,  als  er  hinwieder  absendet. 

Unter  den  Grossmftchten  wird  freilich  das  Interesse  möglichster  Gleich- 
heit auch  in  der  Repräsentation  meist  dahin  wirken,  dass  sie  sich  durch  Gesante 
von  gleich  hohem  Bang  vertreten  lassen.  Aber  das  ist  keine  Bechtsnothwendii^eit 
Die  Beispiele  sind  nicht  selten,  in  denen  ein  Stat  einen  Gesanten  von  höherem 
Bang  empf&ngt,  als  er  absendet,  oder  umgekehrt. 

180, 

Es  gibt  sowohl  ständige  als  nichtständige  Gesante.  Zu  den 
letztem  gehört  auch  der  Interimsgesante,  welcher  fur  den  ständigen, 
aber  zur  Zeit  abwesenden  oder  verhinderten  Gesanten  die  Geschäfte 
besorgt. 

Dieser  Gegensatz  hat  keinen  Einfiuss  auf  den  Bang  des  Gesanten,  sondern 
nur  auf  die  Dauer  seiner  Vollmacht. 

181. 

Die  Ceremonialgesanten  (ministres  d'étiquette,  de  cérémonie) 
vertreten  lediglich  die  persönlichen  Beziehungen  der  Höfe  und  Be- 


YölkerreAtlklie  Organe.  137 

gienmgen  und  bedorfen  zur  Vertretnng  in  Stategeschäften  einer  be- 
sondern  Ermächtigiing,  in  Folge  welcher  sie  aufhören,  blosse  Gere- 
monialgesante  zu  sein. 

Solehe  Ceremooialgesante  werden  oft  zu  gewissen  Feierlichkeiten,  bei  Krö- 
nungen, Heirathswerbungen,  Yerm&hlangen,  Taufen  entsendet  und  em- 
pfangen, oder  zu  Beglflckwflnschungen.  Auch  die  an  den  Papst  froher  ge- 
sendeten legati  reV^rentiae  der  katholischen  Forsten  gehören  hieher. 

182. 

Die  (^eichzeitig  bei  einer  Regierung  beglaubigten  Gesanten 
aller  Classen  bilden  zusammen  den  diplomatischen  Körper  (corps 
diplomatique). 

Derselbe  ist  nicht  eine  juristische  oder  politische  Person,  sondern 
ein  freier  Verein  verschiedener  Personen,  aber  er  stellt  die  TÖlker- 
rechtliche  Gemeinschaft  der  Staten  dar  und  ist  berechtigt,  den  ge- 
meinsamen Empfindungen  und  Meinungen  einen  Ausdruck  zu  geben. 

Darin  Hegt  ein  Keim  einer  TÖlkerrechtUchen  Organisation,  der  sich  in  der 
Zukunft  weiter  entwickeln  lasst  Die  Obereinstimmende  Meinungsäusserung  des 
diplomatischen  Körpers  hat  eine  gewisse  völkerrechtliche  Autorit&t,  die  zu 
missachten  nicht  ungefährlich  ist.  Der  Sitte  nach  fohrt  gewöhnlich  —  wenigstens 
bei  bloss  formellen  Aeusserungen  des  diplomatischen  Körpers  —  der  älteste  (d.  h. 
sm  längsten  daselbst  amtirende)  Gesante  das  Wort  Es  steht  aber  kein  Rechts- 
grund der  Bezeichnung  eines  andern  Sprechen  entgegen. 

7.  Anfang  der  diplomatischen  Sendung. 

183. 

Dem  Absendestat  gegenüber  beginnt  der  Charakter  eines  Gre- 
santen  schon  mit  der  vollzogenen  Ernennung.  Im  völkerrechtlichen 
Verkehr  mit  dem  besendeten  State  wird  die  Eigenschaft  des  Gesanten 
durch  das  Creditiv  beglaubigt. 

184. 

Das  Creditiv  ist  die  schriftliche  und  formliche  Vollmacht,  welche 
der  Gesante  zum  Behuf  seiner  Beglaubigung  bei  dem  besendeten 
State  erhält  und  demselben  mittheilt. 

185. 

Das  Creditiv  wird  gewöhnlich  in  Form  eines  Beglaubigungs- 
schreibens (lettre  de  créance)  ausgestellt  und  in  den  obem  Classen 
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yon  Soureran  an  SonTerSn,  in  der  Classe  der  Qeechaftitrager  nm 
Minister  an  Minister  gerichtet 

186. 

Schon  vor  Ueberreichung  des  Creditivs  wird  der  Gesante,  der 
sich  durch  seine  Pässe  oder  in  anderer  glaubhafter  Form  als  solchen 
ausweist,  als  eine  völkerrechtlich  besonders  gesicherte  und  begünstigte 
Person  behandelt,  aber  erst  in  Folge  der  Abgabe  und  Annahme  des 
Creditivs  erhalt  er  dem  besendeten  State  gegenüber  volles  Gesanten- 
recht  seinem  Range  gemäss. 

Das  Völkerrecht  muas  den  Gcsanten  schon  unterwegs  schützen,  wenn  er  an 
den  besendeten  Hof  reist.  Aber  erst  von  der  Ueberreichung  des  Creditivs  an  ist 
er  wirklicher  Gesanter  bei  dem  besendeten  State.  Bis  dabin  war  er  designlrter 
Gesanter.  Auf  jenen  völkerrechtlichen  Schuts  hat  der  Gesante  auch  in  einem 
fremden  Lande,  durch  welches  er  reist,  einen  naturgemtaen  Anspruch.  Die  Er- 
mordung der  französischen  Gresanten  nach  Venedig  und  Ck>nstantinopel  in  der 
Lombardei  gab  dem  Könige  Franz  L  einen  gerechten  Grund  zu  der  ernstesten 
Beschwerde  gegen  Kaiser  Carl  V.  als  über  eine  schwere  Verletzung  des  Völker- 
rechts.   Vgl.  Vattel  IV.  §  84. 

187. 

Der  Ueberreichung  des  Creditivs  geht  die  Notification  der  An- 
kunft des  Gesanten  bei  dem  Ministerium  des  Aeussem  vorher.  Von 
da  an  wird  der  diplomatische  Altersrang  gerechnet  (Art.  176). 

Mit  der  Notification  wird  die  Mittheilung  einer  Abschrift  des  Creditivs 
verbunden« 

188. 

Der  Unterschied  der  verschiedenen  Gassen  der  Gesanten  hat 
einen  Einfluss  auf  das  bei  der  Ueberreichung  und  Annahme  des 
Creditivs  übliche  Ceremoniel  und  auf  die  persönlichen  Beziehungen 
am  Hofe,  aber  ist  für  das  statliche  Bechtsverhältniss  selbst  nicht 
erheblich. 

So  Iftsst  der  Botschafter  seine  Ankunft  durch  einen  Cavalier  der  Gesantschalt 
oder  seinen  Secretär  anmelden,  die  Gresanten  zweiter  und  dritter  Classe  schreiben 
munittelbar  an  den  Minister  des  Aeussem.  Der  Botschafter  wird  mit  Kanonen- 
schüssen bei  dem  feierlichen  Empfang  salutirt»  die  übrigen  Gesanten  nicht;  u.  dgL 

189. 

Das  Ceremoniel  wird  im  Einzelnen  durch  die  Landes-  und 
Hofsitte  bestimmt     Aber   es   ist  eine  völkerrechtliche  Pflicht  des 
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Empfangstates,  in  demselben  nichts  anxaordnen,  was  die  Ehre  des 
Absendestates  verletzt  oder  den  Bang  desselben  herabsetzt.  Dem 
Gesanten  darf  keine  unwürdige  Zumuthnng  gemacht  werden  nnd 
jeder  Gresante  hat  Anspruch  auf  die  vollen  regelmässigen  Ehren 
seiner  Classe. 

An  despotischen,  insbesondere  an  orientalisdien  Höfen  wird  dem  Statshanpte 
oft  eine  abgöttische  Verehrung  bezeugt  und  es  werden  daher  an  die  Gesanten  der^ 
fremden  Staten  zuweilen  Zumuthungen  gemacht,  die  mit  der  WQrde  freier  Mflnner 
ach  so  wenig  yertragen,  als  mit  der  Wflrde  der  reprftsentirten  Staten.  Obwohl 
daher  der  besendete  Stat  selber  das  Äussere  Ceiemoniel  bestimmen  kann,  so  ist  doch 
da:  Gesante  in  seinem  Becht,  wenn  er  sich  derlei  Zumathnqgen  nidit  gefallen  liast 

190. 
Die  Besuche  der  Cresanten  und  bei  Gesanten  und  ebenso  die 
Einladungen  zu  Festen  und  Tafeln  fallen  in  den  Bereich  der  Höf- 
lichkeit und  der  Sitte,  nicht  in  den  des  Völkerrechts,  so  lange  da- 
bei die  Ehre  und  der  anerkannte  Bang  der  Staten  und  ihrer  Ver- 
treter unyerletzt  bleiben. 

Etikettererstösse  sind  nicht  an  sich  beleidigend,  sondern  nur,  wenn  darin 
die  Absicht  der  Beleidigung  offenbar  wird.  Im  vorigen  Jahrhundert  hatten  diese 
Dinge  noch  mehr  Bedeutung,  als  in  unsrer  Zeit 

8.  Persönliche  Bechte  und  Pflichten  der  Gesanten. 

101. 
Die  Gresanten  haben  das  Becht  der  Unverletzbarkeit. 

Wenige  Sitae  des  Völkerrechts  haben  eine  so  frohe  und  allgemeine  Aner- 
kennung, nidit  bloss  unter  den  dyiliiirten  Staten,  sondern  sogar  unter  barbarischen 
Völkern  gefunden,  wie  die  Unverletzbarkeit  der  Gesanten.  Im  Alterthum  waren 
dieselben  unter  den  Schutz  der  Götter  gestellt  und  galten  insofern  als  personae 
sanctae.  Die  Scheu  vor  den  Göttern  musste  damals  noch  die  Ohnmacht  des  Völker- 
rechts enetaen.  Die  moderne  Welt  stettt  sie  unter  den  Schutz  des  menschlichen 
Völkerrechts.    Vgl  darüber  Hugo  Grot.  H.  c.  18.  1. 

192. 

Der  Stat,  bei  welchem  die  Gesanten  beglaubigt  sind,  ist  nicht 
bloss  yeipflichtet,  sich  jeder  Gewaltübung  gegen  dieselben  zu  ent- 
halten, sondern  auch  dieselben  vor  jeder  Vergewaltigung  zu  schützen, 
weldie  ihnen  von  andern  Bewohnern  des  Landes  droht 

Dem  State  liegt  freilich  auch  gegen  andere  Personen  die  Pflicht  ob,  sie  wider 
Gewalttbat  au  schtttaen.    Aber  diese  aUgemeine  Scfautipflicht  wird  zu  Gnuaten  des 
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directen  Y^^lkenreilEehn  mit  Bemg  auf  die  Genaten  geiteigwt  und  gleidiMm  po- 
tenzirt  Der  beeendete  Stat  hat  darauf  eine  besondere  Soi^se  za  Tenvenden  und  je 
nach  BedOrfnin  dem  Geaanten  eine  auaserordentliehe  Bedeckong  oder  Schutzwache 
cor  Sicherung  beizuordnen. 

193. 
Die  widerrechtliche  Verletzung  des  Gresanten  gilt  zugleich  als 
Verletzung  des  repräsentirten  States,   und  in   schweren  Fallen  als 
Verletzung  auch  der  yölkerrechtlichen  Statengenossenschaft  überhaupt 

Alle  Staten  sind  dabei  betheiligt,  dass  die  Unterletzlichkeit  der  Gessnten 
aneiicannt  und  geschätzt  bleibe;  daher  sind  auch  die  übrigen  Staten  berechtigt, 
theils  das  Begehren  um  Genugthuung  des  zunächst  betheiligten  States  zu  untex^ 
stützen,  theils  sogar  Ton  sich  aus  auf  Wiederherstellung  des  Rechts  und  Sahne  zu 
dringen.    Vgl.  Phillimore  n.  142. 

194. 
Wird  ein  Oesanter  in  gerechter  Nothwehr  verletzt,  so  ist  kein 
Grund  zu  YÖlkerrechtlicher  Beschwerde  da,  denn  Nothwehr  ist  erlaubt. 
Vgl.  oben  {  144. 

195. 
Ein  Gesanter,  der  sich  in  Gefahr  begibt,  ist  auch  den  Zufillen 
dieser  Gefahr  ausgesetzt;  wenn  er  dabei  verletzt  wird,    so  ist  das 
keine  Beleidigung  seines  States  und  keine  Verletzung  des  Völkerrechts. 

Wenn  er  z.  B.,  ohne  die  nöthige  Vorsicht  zu  flben,  sich  in  einen  aufrühreri- 
schen Haufen  begibt,  und  an  dem  Strassenkampfe  Theil  nimmt  oder  wenn  er  sich 
auf  ein  Duell  einlftsst  und  bei  dieser  Gelegenheit  verwundet  oder  gar  getödtet  wird, 
so  trifft  diese  Verletzung  ihn  nicht  als  Gesanten  und  daher  auch  nicht  den  von  ihm 
repräsentirten  Stat  Es  ist  das  ek  persönlicher  Unfall,  für  den  nicht  der  Stat 
verantwortlich  gemacht  werden  kann,  der  die  Unverletzlichkeit  des  Gesanten  zu 
schützen  hat 

196. 

Ueberdem  kommt  den  Gesanten  das  Recht  der  Exterritorialität 

zu.    Dasselbe  erstreckt  sich  auch  auf  ihr  Gefolge  und  ihre  Wohnung 

(§  135  ff.). 

Die  Lehre  von  der  Exterritorialität  wurde  vornehmlich  im  Hinblick  auf  die 
Ausnahmestellung  der  Gesanten  ausgebildet. 

197. 
Der  besondere  Schutz  und  die  Exemption  von  der  einheimischen 
Statsgewalt,  welche  den  fremden  Gesanten  gewährt  werden,  beziehen 
sich  vorzüglich  auf  ihre  Papiere,  Acten  und  Correspondenzen. 
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198. 

Demgemäss  sind  auch  die  Curiere,  welche  mit  amtlichen  De- 
peschen von  Gesanten  und  an  (resante  geschickt  werden,  vor  polizei-* 
licher  oder  politischer  Wegnahme  ihrer  Depeschen  gesichert. 

199. 

Die  Verletzung  des  Briefgeheimnisses  bezüglich  der  amtlich 
bezeichneten  Gesantencorrespondenz  ist  auch  als  Verletzung  des 
Völkerrechts  zu  missbilligen. 

Obwohl  diese  Anwendong  des  GrundBatzes  selbslTent&ndlich  ist,  so  hat  sich 
doch  die  Praxis  mancher  Staten  so  wenig  darnach  gerichtet,  und  sich  so  oft  durch 
das  politische  Interesse  verlodcen  lassen,  die  Briefe  zu  durchspàhen,  daas  eben  dieser 
Miflsbranch  dahin  geführt  hat,  wichtige  Depeschen  in  Ghüfein  zu  schreiben  und  dar 
durch  unleserlich  für  Dritte  zu  machen  und  aberdem  Depeschen,  die  man  besser 
sichern  will,  gar  nicht  mehr  der  Post  anzuTertrauen,  sondern  mit  besondem  Cnrieren 
zu  Yersenden. 

200. 

Mit  4®r  Wohnung  des  Gesanten  ist  kein  Asylrecht  verbunden. 
Vielmehr  ist  der  Gesante  verpflichtet,  wenn  ein  von  der  einheimi- 
schen Gerichts-  oder  Polizeigewalt  Verfolgter  sich  dahin  geflüchtet 
hat,  entweder  den  Flüchtling  an  die  zuständige  Behörde  auszuliefern 
oder  die  Nachforschung  nach  demselben  auch  in  seiner  Wohnung 
zu  gestatten. 

YgL  oben  77.  Als  ein  englischer  Botschalter  1726  in  Madrid  sich  weigerte, 
den  in  sein  Hotel  geflüchteten  Spanischen  Minister,  Herzog  von  Ripperda,  aassa- 
Uefem,  wurde  derselbe  gewaltsam  herausgeholt  Ueber  die  Fonn  des  Verfahrens 
hatte  Fingland  Grund  sur  Beschwerde,  aber  in  der  Hauptsache  war  Spanien  im 
Becht  (Phillimore  H.  204).  In  Martens  EndUungen  (L  217)  findet  sich  ein 
Bericht  über  den  Tergeblichen  Versuch  des  englischen  Gesanten  in  Stockholm,  den 
in  sein  Hotel  geflüchteten,  wegen  eines  Statsverbrechens  yerfolgten  Kaufmann 
Springer  zu  retten  (1747).  Das  Hotel  wurde  Yon  schwedischen  Truppen  umstellt 
und  der  Flüchtling  musste  ausgeliefert  werden.  Der  Gesante  aber  wurde  abberufen, 
weil  er  zu  weit  gegangen  war  in  der  Ausdehnung  seines  Schutzes. 

201. 

Ebenso  wenig  kann  der  (îesante  sich  auf  die  Freiheit  seiner 
Equipage  berufen,  um  Flüchtlingen  durchzuhelfen,  welche  er  in  seinen 
Wagen  aufgenommen  hat. 

Wenn  in  einem  solchen  Fall  die  *  einheimische  Gerichts-  oder  Polizdgewalt 
den  Wagen  anhfllt  und  den  Flflchtigen  verhaftet,  so  ist  das  keine  Yerietzung  des 
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YOlkenrechti.  Ein  Beispiel  ans  Rom  Mai  Y&ttel  aa  (lY.  119),  indem  dn 
französischer  Gessnter  vergeblich  Tersuchte,  verfolgte  NeapoHtsiier  vor  den  pftpst- 
lichen  Wachen  zu  retten. 

•  202. 
Der  Gesante  darf  sein  Hotel  nicht  zu  feindlichen  Handlungen 
gegen  den  Stat  missbrauchen  lassen,  bei  welchem  er  beglaubigt  ist 
Verletzt  er  diese  Pflicht,  so  schiltst  ihn  auch  die  Ezterritoriali&t 
nicht  Yor  demjenigen  Massregeln,  welche  die  Selbsterhaltiuig  und 
Sicherung  des  besendeten  States  erfordern. 

Er  darf  also  insbesondere  keine  Versaimnluagen  von  Yerschwonien  daselbst 
gestatten,  keine  Waifenniaga&ne  da  einrichten,  zur  Untent&tznqg  eines  Auf- 
Standes  u.  s.  f  .  Als  der  schwedische  Gesante  in  London  an  einer  YersdnrOrimg 
gegen  den  Kfloig  von  England  Theü  nahm,  Hess  dieser  den  Qesanten  verhaften  und 
seine  Pq^ere  in  Besdüag  nehmen.  Dieses  Yerfisfaren  worde  von  den  englischen 
Statssecretlien  der  Dipkmatie  gegenüber,  die  anfangs  Bedenken  aussprach,  gerecht- 
fertigt.   Martens  Causes  Célèbres  L  75.    Ygl.  auch  Yattel  lY.  101. 

203. 
Der  Gisante  hat  das  Recht  der  freien  Religionsübung  in  dem 
Gesantschaftshotel,  zunächst  fur  sich,   seine  Familie,  sein  Gefolge 
und  seine  Dienerschaft. 

Dieses  Frivileginm  des  Gesanten  hat  seinen  Werth  grossentheils  Tcrloren, 
seitdem  die  Cultasfreiheit  als  allgemeines  Recht  die  firOhere  Unduldsamkeit 
in  den  meisten  ciyilisirten  Staten  endlich  verdr&ngt  hat  Aber  es  Ist  heate  noch 
Ton  Bedeutung  in  den  Staten,  wdohe  in  dieser  Hinsicht  hinter  dem  Fortschritte 
der  Zeit  sorOckgeblieben  sind. 

204. 

Den  Gesanten  der  oberen  Classen  wird  allgemein  ein  söge-* 
nannies  Capellenrecht  zugestanden,  d.  h.  das  Recht,  in  weiterem 
Sinne  innerhalb  der  exterritorialen  Wohnung  für  den  Gottesdienst 
zu  sorgen. 

Ein  völkerrechflicher  Grund,  das  Gapellenrecht  auf  jene  dassen  za  be- 
schranken und  den  Geschftftstrftgem  zu  versagen,  besteht  nicht.  Dasselbe  ist  nur 
froher  zu  Gunsten  der  vornehmem  Gesanten  gestattet  und  anerioomt  worden. 

205. 

In  dem  Capellenrecht  ist  enthalten: 

a)  eine  gesantschafUiche  Capelle  tax  Cultussswecke  zu  bauen 
und  zu  benutzen. 
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b)  die  Befdgniss,  einen  besondem,  der  Gesantschaft  beige- 
ordneten Geistliciien  (Priester,  Prediger)  fiir  den  Gottesdienst 
zu  halten, 

c)  das  Recht,  auch  andere  Personen,  mindestens  die  Landslente 
und  Schutzbefohlenen  des  Gesanten,  gewöhnlich  auch  andere 
fremde  Glaubensgenossen  zur  Theilnahme  an  dem  gesant^ 
schaftlichen  Gottesdienst  zuzulassen. 

Die  neuere  Bechtsbildmig  ist  wie  überhaupt  der  Gultusfreiheit  so  auch  einer 
Ausdehnung  des  Capellenrechtes  günstig.  Indessen  kommt  zuweilen  noch  ein  Verbot 
in  einsehien  Staten  for  dessen  Unterthanen  vor,  den  andersgläubigen  Gottesdienst 
zn  besuchea  So  war  es,  so  lange  der  Papst  in  Rom  regierte  (bis  1870),  den 
Römern  untersagt,  dem  protestantischen  Gottesdienst  in  der  preussischen  Gesant- 
Bchaftacapelle  zu  Eom  beizuwohnen. 

206. 

Es  ist  nicht  nothwendig  in  dem  Gapellenrecht  auch  die  Be- 
fagnisB  inbegriffen,  den  Cultus  nach  aussen  hin  öffentlich  darzu- 
stellen, wie  insbesondere  durch  Glockengeläute,  Processionen,  Er- 
scheinen des  Geistlichen  ausserhalb  der  eximirten  I^ume  in  der 
Tracht  seines  kirchlichen  Amtes. 

Innerhalb  der  Capelle  dagegen  und  in  dem  Gesantschaftshotel 
darf  der  Geistliche  ungehindert  in  der  Amtstracht  erscheinen.  Er 
darf  daselbst  Taufen  und  Trauungen  vollziehen  und  auf  dem  dazu 
gehörigen  Begräbnissplatze  den  Trauergottesdienst  abhalten. 

Bas  Capellenreeht  des  Gesanten  ist  zunächst  Hausrecht  desselben  nnd  er- 
streckt sich  deshalb  nicht  auf  den  öffentlichen  Cnltos  anssethalb  des  GesantschaftS' 
hotels  nnd  sauer  Zubehflrde,  der  GapeUe. 

207. 
Die  Yoriibergehende  Abwesenheit    des  Gesanten  hindert  die 
Fortdauer  des   gesantschaftlichen  Gottesdienstes  nicht.     Wird  aber 
der   gesantschaftliche  Verkehr  abgebrochen,   so   erlischt  auch  das 
Gapellenrecht. 

208. 
Die  Familie,   die  Begleiter  und  Diener   des  Gesanten  haben 
ebenfalls  freie  Beligionsübung  innerhalb  des  Gesantschaftshotels  je 
nach  ihrer  Religion  und  Confession. 

Es  gilt  das  auch  dann,  wenn  diese  Personen  eine  andere  Confession  be- 
kennen, als  der  Gesante  selbst.  Die  Capelle  z.  B.  eines  Prenssischen  oder  Deutschen 
Gesanten  kann  protestantisch  sein,  wfthAnd  der  Gesante  selbst  katholisch  ist 
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209. 

Der  Gesaate  und  sein  Gefolge  sind  der  Starafgerichtsbarkeit 
des  besendeten  States  nicht  unterworfen.  Dieser  Stat  aber  ist  be- 
rechtigt, wenn  durch  solche  Personen  die  Rechtsordnung  des  Landes 
in  strafvrärdiger  Weise  verletzt  worden  ist,  auf  diplomatischem  Wege 
Genugthuung  und  je  nach  Umstanden  Entschädigung  zu  fordern. 

Vgl.  oben  m  §  141  f. 

210. 

Verübt  der  Gesante  selber  eine  strafbare  Handlung,  so  kann 

solches  der  Regierung  des  Absendestates  angezeigt  und  Abberofong 

und  Bestrafung  des  Gesanten  gefordert  werden.   In  schweren  Fällen 

können  auch  dem  Gesanten  sofort  die  Pässe  zugestellt  und  er  in 

kurzer  Frist  aus   dem  Lande   weggewiesen  werden.     In  Nothfallen 

und  insbesondere,  wenn  der  Gesante  an  hochverrätherischen  oder 

feindlichen  Handlungen  gegen  das  Land  theilgenommen  hat,  bei  dem 

er  beglaubigt  ist,  kann  er,  um  die  Ansprüche  des  yerletzten  States 

auf  Genugthuung  zu  sichern,   gefangen  genommen  werden.     Aber 

sogar  in  diesem  Fall  darf  das  einheimische  Strafgericht  nicht  über 

ihn  richten. 

Vgl.  oben  §  142.  Ein  Beiq^iel  ist  die  Qefiwgennahme  des  Prinaen  vm 
Cellamare,  Spanischen  Qesanten  in  Paris,  der  sich  an  einer  YerschwOrung  gegoi 
die  damalige  franzteische  Begierung  betheiligt  hatte,  1718.  Manche  Juristen  be- 
haupteten froher,  der  Gesante  verwirke  das  Privilegium  durch  ein  schweres  Ver- 
brechen gegen  den  besendeten  Stat  oder  dessen  Souverän,  aber  die  Meinung  von 
Grotius,  dass  selbst  in  solchen  Fallen  die  Straligewalt  des  besendeten  Btats  nidit 
sur  Anwendung  kqnune,  ist  die  herrschende  geworden.  Weil  hier  leicht  die  Y6lka> 
rechtlichen  Beziehungen  an  einer  empfindlichen  Stelle  verwundet  werden,  darf  in 
solchen  Fallen  nicht  eine  untergeordnete  Behörde,  sondern  nur  die  oberste  Autorittt 
das  NMhige  anordnen. 

211. 
Wird  das  Vergehen  von  einer  Person  aus  dem  Gefolge  verübt, 
so  ist  der  Gisante  verpflichtet,  mitzuwirken,   dass  der  Angeklagte 
vor  (jericht  gestellt  und  wenn  schuldig  erfunden,  gestraft  werde. 

212. 
Die  Befreiung  von  der  Strafgewalt  des  besendeten  States  und 
die  Unterwerfung  unter  die  Strafgewalt  des  Absendestats  erstreckt 
sich  auch  auf  solche  Diener  fremder  (xesanten,  welche  Unterthanen 
des  erstem  sind. 
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£b  lonmiit  hier  auf  die  Zeit  an,  in  welcher  die  gerichtliche  Verfolgung  be- 
ginnt Gegen  den  wirkliehen  Diener  des  Gesanten  —  bona  fides  des  Dienstes  wird 
jederzeit  Yoransgesetzt  —  wird  sie  aus  Rücksicht  auf  die  völkerrechtliche  Exemtion 
vorerst  gehemmt  beaehnngsweise  abgelenkt 

213. 

Diese  Befreiung  erstreckt  sich  nicht  auf  Personen,  welche  ohne 
Amt  und  ohne  Dienst  lediglich  aus  freier  Neigung  oder  Gewinnsucht 
sich  einer  Gesantschaft  anschliessen,  noch  auf  solche,  welche  nur 
zum  Scheine  in  ein  Dienstverhältniss  eintreten,  in  Wahrheit  aber 
von  dem  Gesanten  unabhängig  und  nicht  der  Gesantschaft  beige- 
ordnet sind. 

YgL  oben  §  146. 

214. 

Wenn  der  Gesante  in  Anbetracht,  dass  die  unabhängige  Stellung 
der  Gesantschaft  und  die  Interessen  des  Absendestats  nicht  in  Frage 
gesetzt  werden,  Personen  seines  Gefolges  oder  seiner  Dienerschaft, 
die  wegen  eines  Vergehens  entweder  auf  handhafter  That  ergrifien 
worden  sind  oder  sonst  in  unverdächtiger  Weise  verklagt  werden, 
der  ordentlichen  Landesgerichtsbarkeit  zur  Beurtheilung  freivrillig 
überlässt  oder  überliefert,  so  ist  das  Gericht  nicht  durch  völker- 
rechtliche Bücksichten  gehindert,  seine  regelmässige  Gerichtsbarkeit 
auszuüben. 

Inwiefern  hier  der  Gesante  die  Vorschrilten  und  Instructionen  des  Absende- 
stats gehörig  beachtet  habe,  ist  eine  Frage  des  Stats-  nicht  des  Völkerrechts, 
welche  in  den  Bereich  der  Verantwortlichkeit  fiült,  die  der  Gesante  seiner  Regierung 
schuldet.  In  der  Begel  darf  der  Gesante  mit  Rücksicht  auf  seine  völkerrechtliche 
Stellung  und  Aufgabe  weder  für  sich,  noch  für  diejenigen  Personen,  welche  mit  den 
öffentlichen  Geschalten  des  Amtes  bekannt  sind,  auf  die  Befreiung  Ton  der  ein- 
hehnischen  Strafgerichtsbarkeit  verzichten  und  darf  weder  sich,  noch  solche  Personen 
zum  Schaden  seiner  Stellung  und  seiner  Amtsth&tigkeit  dieser  Gerichtsbarkeit  frei« 
willig  unterwerfen. 

215. 

Der  einheimischen  Statsgewalt  ist  es  nicht  verwehrt,  Personen, 
welche  zur  Gesantschaft  gehören,  wenn  sie  auf  handhafter  That  in 
Verübnng  eines  Vergehens  ergriffen  werden,  Torläufig  in  Haft  zu 
nehmen.  Nnr  ist  sofort  dem  Gesanten  davon  Eenntniss  zu  geben 
lind  der  Gefangene  zu  dessen  Verfügung  zu  stellen. 

BliBttelin,  Dai  VOikemclil,  10 
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216. 
Dem  GesaDten  kommt  wohl  eine  Disciplinargewalt  über  seine 
Angehörigen  zu^  aber   in  der  Regel  keine  eigentliche  Straigerichts- 
barkeit.    Ausnahmen  bedürfen  einerseits  der  Ermächtigang  des  Ab- 
sendestats,  andrerseits  der  Zulassung  des  Empfangstats. 

Da  der  Ansprach  anf  Exterritorialität  ftkr  sieh  aHein  nur  die  Au»- 
Bchlietsung  der  fremden,  an  sieh  bereiAtigten  Straf geriditsbarteit,  nicht  aber 
die  AusQbang  der  eigenen  Strafgewalt  von  Seite  des  Exterritorialen  begründet, 
so  kann  es  auch  nicht  von  dem  Enneasen  des  Abaendestaiea  allein  abhangen,  aeioen 
Gesanten  diese  Crewalt  zu  übertragen.  Der  beaendete  Stat  kann  sich  jede  AusObang 
der  Strafgewalt  in  seinem  Gebiete  durch  einen  fremden  verbitten.  Der  Oesante  ist 
in  der  Regel  nur  zn  deigenigen  vorbereitenden  Gerichtshandlungen  er^ 
m&chtigt,  welche  zur  Sicherung  des  nachfolgenden  Gerichtsverfahrens  nöüiig  sind. 
Ausnahmsweise  wird  den  fr&nkiachen  Gesanten  und  sogar  den  CSonsuln  in  der  Türkei 
und  hinwieder  muselm&nnischen  Gesanten  in  Europa  eine  Strafgerichtabarkeit  dort 
über  ihre  christlichen,  hier  Über  ihre  muhammedanischen  Landsleute  zugestanden. 

217. 

Der  Oesante  kann  den  äussern  Thatbestand  des  Vergehens, 
soweit  derselbe  innerhalb  des  exterritorialen  Bezirks  erkennbar  ist, 
constatiren,  seine  Angehörigen  einvernehmen  und  das  einheimische 
Gericht  auffordern,  dass  es  auch  seinerseits  in  seinem  Bereich  die 
Thatsachen  feststelle  und  Zeugen  einvernehme.  Er  kann  die  ange- 
schuldigte Person  seines  Gefolges  verhaften  und  fur  Ablieferung  an 
das  zuständige  Gericht  des  Absendestats  sorgen. 

218. 

Da  der  Gisante  auch  der  Civilgerichtsbarkeit  des  Empfang- 
states  nicht  unterworfen  ist,  so  darf  er  auch  nicht  vor  Gericht  ge- 
laden werden,  um  eine  Civilklage  zu  beantworten,  noch  darf  irgend 
ein  Gerichtszwang  gegen  seine  Person  oder  seine  Habe  ausgeübt 
werden. 

Vgl.  oben  zu  §  139.  140.  In  England  ist  unter  der  Königin  Anna  am 
21.  April  1709  ein  besonderes  (besetz  zum  Schutz  der  Gesanten  erlassen  worden, 
nachdem  zuvor  die  Verhaftung  eines  Russischen  Gesanten  wegen  Schulden  heftige 
Beschwerden  des  Gsars  Peter  aber  Verletzung  des  Völkerrechts  herroargemfen  hatte. 
Das  Gesetz  wurde  als  Genugthnung  für  den  beleidigten  Rnasiachen  Hof  betrachtet 
Die  Uebongen  der  Völker  gehen  in  dieser  Befreiung  der  Gesanten  von  der  Civil- 
gerichtsbarkeit vielleicht  weiter,  als  die  inneren  BechtsgrOnde  —  insbesondere  die 
Rücksicht  auf  die  Würde,  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  des  repräsentirten  States  — 
es  erfordern.   Es  ist  daher  oft  sdion  arger  Missbrauch  von  diesem  Prlvilegimn  ge- 
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niicht  wofdea,  indeiB  eimeliie  Getaate  danelbe  sa  leidiftfertigem  Schiüdeiiiiiacliea 
aufligebeatet  haboi  und  dann  die  CH&abiger  la  Sehadea  gelummien  aind.  üebrigena 
ist  der  Gesante  so  wenig  als  ein  souTerftner  FOrst  gehindert,  eine  Schuldfrage  oder 
eine  andere  bOrgerliche  Rechtsstreitigkeit,  freiwillig  an  ein  Schiedsgericht  oder  selbst 
an  das  ordentliche  Gericht  des  besimdeten  Landes  sa  bringen  und  dessen  Urtheü 
anheim  zu  geben.  Die  Juristen,  welche  ihn  daran  Terhladem  wollen,  ttberspannen 
das  Interesse  des  AbsendestaAes,  für  dessen  WArde  und  Sicherheit  es  je  nach  Um* 
ständen  ganz  unerheblich  sein  kann,  derartige  Civilprocesse  ausschliesdieh  der  eigenen 
Gerichtsbarkeit  yorzubehalten.  Ob  der  Gesante  das  thun  dürfe  oder  nicht,  ist  eher 
eine  Frage  des  Stats-  als  des  Völkerrechts.  Er  ist  statsrechtlich  verpflichtet, 
die  Instructiea  su  befolgen,  die  er  von  seiner  Regierung  enipf&ngt 

219. 

Da  die  Gefolgsleute  des  Oesaaten  nidit  um  ihrer  Person, 
sondern  lediglich  um  der  Oesantschaft  willen  von  der  CiTilgerichts- 
barkeit  des  Landes  befreit  sind,  in  dem  sie  sich  thatsächlich  auf- 
halten, so  kann  der  Gesante  verstatten,  dass  dieselben  vor  diesem 
Landesgericht  belangt  werden  und  es  kann  unter  dieser  Voraus- 
setzung das  Gericht  die  Klage  an  die  Hand  nehmen,  ohne  Verletzung 
der  Tölkerreditlichen  Rücksichten. 

Vgl.  oben  zu  §  149. 

220. 

Dem  Gesanten  steht  in  der  Regel  keine  bürgerliche  Gerichts- 
barkeit in  Streitsachen  zu  über  seine  Angehörigen.  Eine  Ausnahme 
wird  nur  durch  besondere  Vollmacht  des  Absendestats  und  durch 
Zulassung  des  Empfangstats  begründet. 

Vgl.  oben  §  216. 

221. 

Dagegen  sind  in  der  Regel  die  Gesanten  befugt,  Acte  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  mit  Bezug  auf  die  Gefolgspersonen  und 
ttberdem  mit  Bezug  auf  ihre  Landsleute  und  Schutzbefohlenen  Tor^ 
zunehmen,  soweit  ein  derartiges  Bedürfoiss  yorhanden  ist.  Lisbe* 
sondere  können  sie  Unterschriften  und  Urkunden  dieser  Personen 
amüidi  beglaubigen,  letzte  Willenserklärungen  au&ehmen,  bürger- 
liche Standesverhaltnisse  (Geburt,  Ehe,  Tod)  beurkunden  und  im 
Interesse  der  Sicfaerstellung  von  Verlassenschaften  schützende  Mass- 
regeln theils  ergreifen,  theils  veranlassen. 

Die  fKiwiUige  Gericfataboikeit  hat  weniger  den  Charakter  der  Geriehtshoheit 
UL  lieh,  ab  der  gewaUlosen  Rechtshûlfe.    Sie  knm  daker  noch  iwbedftiklich 

10* 
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▼on  dem  Empfangstat  Kugestaadai  nerdea.    Ans  Umlkhen  GrOnden  kum  der  Öe- 
sante  auch  Zeugenanasagen  seiner  Gefolgsleate  m  Protokoll  nehmen. 

Es  ist  ein  Bedtkrftiiss  des  internationalen  Verkehrs,  dass  die  Ehen,  welche 
von  Landslenten  des  Ctesanten  in  dessen  Wohnnng  abgeschlossen  und  nach  dem  be- 
treffenden Landesrechte  als  gûhig  erklftrt  werden,  auch  anderw&rts  als  gOltig  aner- 
kannt werden,  wenn  gleich  das  Privilegium  der  Exterritorialitftt  sich  nicht  auf  jene 
Personen  bezieht.  Vgl.  darftber  Lawrence  in  der  Genter  Revne  de  droit  internat 
1870.    S.  268  ff. 

222. 
Die  Steuerfreiheit  des  Gesanten  beruht  nur  insofern  auf  Bechts- 
nothwendigkeit,  als  sie  eine  Folge  der  Befreiung  desselben  von  aller 
Statshoheit  des  besendeten  States  ist.  Ihre  Ausdehnung  über  dieses 
Mass  hinaus  mag  in  den  Sitten  und  in  der  Gastfreundlichkeit  be- 
gründet sein,  aber  ihre  Beschränkung  auf  jenes  Mass  kann  nicht 
als  Verletzung  des  Völkerrechts  betrachtet  werden. 

Vgl.  §  138.  Im  Einzelnen  weichen  die  Sitten  und  Verordnungen  der  ein- 
zelnen Staten  Yon  einander  ab,  and  es  ist  nach  Heffters  Ausdruck  (Yölkerr.  217) 
„eine  völlig  gleichförmige  Begel  bei  diesem  völkerrechtlichen  PiivUegium  nicht  er- 
weislich.'*  Es  ist  z.  B.  keine  Verletzung  des  Völkerrechts,  wenn  von  dem  Gesanten 
wie  von  andern  Reisenden  Strassen-  und  Brückengelder  gefordert  werden,  obwohl 
das  aus  Höflichkeit  oft  unterlassen  wird. 

223, 
Der  Gesante  ist  verpflichtet,  die  Zollbefreiung,  wenn  ihm  die- 
selbe für  die  Bedürfnisse  seines  Haushalts  gewahrt  wird,  in  gutem 
Glauben  zu  gebrauchen  und  er  darf  dieselbe  weder  zu  eigenen 
E[andelszwecken  ausbeuten,  noch  zu  Gunsten  dritter  zollpflichtiger 
Personen  missbrauchen.  Das  Völkerrecht  hindert  die  Zollbehörden 
nicht,  auch  die  Sendungen  von  Waaren  an  den  Gesanten  einer 
Prüfung  zu  unterwerfen,  wenn  nur  das  Hotel  des  Gesanten  und  die- 
jenigen Räume  (Statswagen,  Archiv)  verschont  werden,  für  welche 
er  den  besondem  Statsschutz  in  Anspruch  nimmt  imd  die  Ver- 
sidierung  gibt,  dass  sie  keine  zollpflichtigen  Güter  in  sich  schliessen. 

Wenn  der  Gesante  zugleich  Kaufmann  ist,  so  sind  seine  Handelswaaren  der 
gewöhnlichen  VerzoUung  unterworfen.  Die  Zollbefreiung  beruht  im  Grunde  mehr 
auf  Ck>urtoisie  als  auf  Becht;  denn  die  Zölle  lassen  sich  erheben,  ohne  die  Immunit&t 
des  Gesanten  irgendwie  zu  gefährden,  und  so  gut  der  Gesante  die  Lebensmittel, 
die  Kleider,  die  Möbeln  deren  er  bedarf,  bezahlen  muss,  ebenso  gut  kann  er  die 
darauf  gelegten  Zölle  bestreiten.  Das  deutsche  Zollgesetz  vom  8.  Juli  1867  Art.  15 
erkennt  denn  auch  dieses  Privüegium  nicht  als  selbstverstfindlidh  an,  und  ttberl&sst 
es  den  Regierungen,  den  Gesanten  Freipasse,  aber  auf  Becfanong  der  Begienuigen 
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•QBiiflteUeiL  In  der  Erenlng  Post  T<m  New-York  U.  April  1869  hat  sich  auch 
„Americanus^*  (Lieber)  gegen  dieses  Frndleg  aoqgesprochen,  als  nicht  mehr  zeit- 
gemta.    Er  wünscht  aber  mit  Gmnd  eine  YertragsmAssige  Beseitigui^  derselben« 


224. 

In  allen  zweifelhaften  Fällen,  wo  Conflicte  über  die  Ausdehnung 
oder  Beschränkung  der  Exterritorialität  mit  fremden  Gesanten  drohen, 
sollen  die  untern  Landesbehörden  es  vermeiden,  von  sich  aus  dem 
Entscheide  der  obersten  Regierungsautorität  vorzugreifen  und  ist 
durch  Verhandlung  dieser  mit  der  Gesantschaft  ein  âreundliches 
Einverständniss  anzustreben. 

Es  ist  das  eine  zur  Verhütung  schädlicher  Streitigkeiten  wichtige  Maxime. 
Der  Amtseifer  der  ünterbehörden  sieht  leicht  nur  das  Nächste  und  beurtheilt  das 
nach  dem  gewöhnlichen  Geschäftsgang,  während  die  Centnüregierung  einen  weiteren 
Horizont  von  höherem  Standpunkte  aus  überschaut  und  daher  die  Rücksichten  you 
Stat  zu  Stat  richtiger  zu  würdigen  versteht.  Der  Gesante  ist  berechtigt,  bei  einem 
drohenden  Conflicte  mit  einem  Unterbeamten  diesen  darauf  hinzuweisen,  dass  er 
wohl  thue,  an  höhere  Behörde  zu  berichten  uud  weitere  Befehle  abzuwarten. 

225. 

Der  Gesante  ist  verpflichtet,  die  Selbständigkeit  und  Ehre  des 
States,  bei  welchem  er  beglaubigt  ist,  sorgfältig  zu  achten.  Er  darf 
sich  nicht  in  die  innern  Landesangelegenheiten  ungebührlich  ein- 
nüsdien,  und  hat  sich  aller  autoritstiven  Acte  zu  enthalten,  welche 
in  den  Bereich  der  Statshoheit  des  besendeten  States  eingreifen.  Er 
soll  alle  Aufreizungen  oder  Drohungen  oder  Bestechungen  unterlassen, 
durch  welche  die  Freiheit  des  Volkes,  die  Autorität  der  Begierung 
und  die  Ehrbarkeit  des  politischen  Lebens  gefährdet  oder  verletzt 
wurden. 

Blosse  Meinungsäusserung  und  Ertheilung  von  guten  Räthen  bezüglich  der 
innern  Politik,  zumal  im  Privatyerkehr,  ist  nicht  als  unerlaubte  Einmisch.ung  zu 
betrachten.  Aber  immerhin  ist  auch  hier  Mftasignng  zu  empfehlen,  damit  nicht  der 
Eindruck  einer  versuchten  Einmischung  entstehe,  welche  der  fremden  Macht  und 
ihrem  Vertreter  nicht  zukommt.  Die  Grenze,  welche  die  freie  Besprechung  you 
ungebührlicher  Zudringlichkeit  unterscheidet,  kann  nur  durch  den  ausgebildeten 
Takt  der  Personen  inne  gehalten  werden. 

226. 

Ohne  Ermächtigung  des  Absendestats  darf  der  Gesante  weder 
Geschenke  noch  Orden  von  dem  Empfangstate  annehmen. 
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I»e  repritentafthe  Stenang  te  GeMBtoi  trlofdert  nicht  aDdii,  dus  te 
Gennte  lich  nicht  durch  penönliche  Ehren  oder  Yordwüe  tod  dem  bewndelen 
ßtttte  gewinan  laae,  sondem  dan  er  aneh  den  Schein  einer  Kddien  Geinmnmg 
yermeide.  Aber  wenn  der  Absendestat  darüber  beruhigt  ist  und  seine  ZusUmmung 
gibt,  so  ist  der  Qesante  auch  nicht  gehindert,  eme  Ausseichnung  von  dem  be- 
sendeten  State  anzunehmen. 

9.  Ende  der  diplomatischen  Sendung. 

227. 
Wenn  die  diplomatische  Sendung  zu  einem  besondem  Zweck 
geschehen  ist,  wie  yorzüglich  bei  Geremonialgesanten ,  so  wird  die- 
selbe durch  Erfüllung  des  Auftrags  beendigt. 

228. 

Ist  der  Gesante  in  fortdauernder  Eigensdiaft  beglaubigt,  so 
wird  seine  Gesantschaftsstellnng  gewöhnlich  durch  die  Abberufung 
beendigt.  Das  dem  besendeten  State  mitgetheilte  Abberufungs- 
schreiben (lettre  de  rappel)  hebt  die  Geltung  des  Creditivs  auf. 

Dem  Absendestat  steht  es  jederseit  frei,  seinen  Oesanten  abzuberufen.  Die 
Abberufung  kann  aber  erst  für  den  besendeten  Stat  rechtsverbindlich  wirken,  wenn 
ihm  dieselbe  angezeigt  worden  ist. 

229. 

Der  Tod  oder  die  Abdankung  des  absendenden  Souveräns  hebt 
die  Wirksamkeit  des  Greditirs  nicht  nothw^odig  auf. 

Der  Grund  ist,  weil  das  Statshaupt  fortdauert,  wenn  gleich  die  Person 
te  Fönten  wechselt  und  das  Statshaupt  den  Gesanten  ermächtigt  hat,  nicht  das 
fCkrstliche  Individuum.  Uebungsgemftss  wird  durch  die  Notification  der  Thron- 
folge ohne  Abberufung  die  Fortdauer  des  alten  Creditivs  von  Seite  des  Abeende- 
stats  best&tigt. 

230. 

Wird  dagegen  der  absendende  Souverän  durch  eine  Statsum- 
wälzung  entsetzt  oder  sonst  gewaltsam  entthront,  so  dass  die  Nach- 
folge nicht  durch  die  regelmässige  Thronfolge  bestimmt  wird,  so 
wird  die  Fortdauer  des  alten  Creditivs  als  zweifelhaft  betrachtet. 
Uebungsgemäss  wird  in  solchen  Fällen  ein  neues  Creditiv  erwartet 
und  gegeben. 

Wenn  aber  der  Absendestat  durch  eine  blosse  Notification  das  alte  Creditiv 
bestätigt  und  te  Emptegstat  sich  dabei  bei«higt,  so  bestellt  kein  T(ffl£eneGfatüche8 
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HenuDDiflB  seiner  Qflltifi^t  Der  Grand»  weashalb  in  diesen  FftUen  anders  ge- 
lumdelt  wird,  als  in  den  Toiigen  Fallen^  ist  der,  dass  solche  Umwftleangen  zugleich 
eine  Wandlung  der  Politik  bedeuten  und  es  daher  zweifelhaft  erscheint,  ob  der 
von  der  gestürzten  Regierung  ernannte  Gresante  auch  das  Vertrauen  der  neuen 
Begiemng  habe. 

231. 
Wenn  der  Souverän  des  Empfangstates  stirbt,  bei  welchem  der 
Gesante  persönlich  beglaubigt  war,  so  wird  übungsgemäss  ein  neues 
Creditiy  an  den  Thronfolger  ausgestellt.    Aber  es  gibt  kein  völker- 
rechtliches Hindemiss,  dass  alte  Greditiv  statlich  fortwirken  zu  lassen. 

Da  der  Stat  und  das  Statahaupt  dieselben  bleiben,  wenn  gleich  die  Person 
des  Fürsten  geändert  wird,  so  ist  auch  hier  kein  nöthigender  Rechtsgrund 
vorhanden,  um  dem  anerkannten  Greditiv  seine  Wirksamkeit  zu  entziehen.  Nur  die 
diplomatische  Sitte  hat  hier  die  Ausstellung  eines  neuen  Creditivs  eingeführt, 
wohl  nur  in  der  Absicht,  den  Gtesanten  und  ihren  Begiemngen  einen  Anlass  za 
venchaffen,  un  den  Verkehr  mk  dem  neuen  Fürsten  in  feierficher  Weise  einzu- 
leiten. Gegenüber  dem  BegierungBwechsel  in  BepubMken  besteht  diese  Uebnng 
nicht,  obwohl  das  Rechtsverh&ltniss  dasselbe  ist 

232. 
Wird  der  Souverän  des  Empfangstates  gewaltsam  entsetzt,  so 
ist  es  zweifelhaft  geworden,  ob  der  Gesante  femer  bei  seiner  Person 
oder  bei  der  neuen  Regienmg  beglaubigt  sei.  Wenn  der  Absende- 
stat die  letztere  anerkennt,  so  vnrd  eine  Bestätigung  des  alten 
Creditivs  oder  selbst  die  Fortsetzung  des  Geschäftsverkehrs  mit  der 
neuen  Begiemng  als  genügend  erachtet,  um  derselben  gegenüber  die 
Fortwitkung  des  GreditiTS  zu  sichern. 

Vgl.  so  §  280.  In  solchen  FftUen  tritt  oft  anfangs  ein  Schwanken  and  eine 
Unsicherheit  darüber  ein,  ob  der  Gesante  noch  bei  dem  gestürzten  Souverftn  oder 
nun  bei  der  neuen  Regierung  beglaubigt  sei.  Da  beide  ein  Interesse  haben,  den 
Verkehr  fortzusetzen,  der  erstere  in  der  Ho£fhung  auf  Wiederherstellung  seiner 
Autorität,  die  letztere  in  der  Absicht  auf  Sicherung  ihrer  neuen  Stellung,  so  sind 
beide  bereit,  die  Fortdauer  des  Creditivs  zu  gewähren  und  geneigt,  in  diesem  Sinne 
das  Verhalten  der  Qesanten  auszulegen.  Daher  fordert  keine  von  beiden  Re- 
gierangen  neue  Greditive,  sondern  hält  sich  gerne  an  die  ihrer  AufDusung  gOnstigen 
Aeusserungen  oder  Handlungen.    V^^  oben  §  39  und  unten  §  237. 

238. 

Eiiie  Âendemng  in  der  Person  des  Ministers  des  Auswärtigen 
übt  auch  dann  keinen  Einfluss  auf  die  Fortdauer  des  Creditivs  aus, 
wenn  dasselbe  lediglich  an  das  Ministerium  gerichtet  war. 

Das  ist  der  Fall  bei  den  Creditiven  der  Qesehäflstrftger. 
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284. 
Bei  schweren  Verletzungen  der  Rechte  oder  der  Ehre  seines 
States  kann  der  Gesante,   auch  ohne  seine  Abberufung  abzuwarten, 
seine  Pässe  fordern  und  den  diplomatischen  Verkehr  abbrechen. 

Seinem  State  gegenüber  wird  er  freilich  fOr  eine  solche  Handlang  Terant- 
wortlich;  und  diese  Racksicht  wird  ihn  daher  gewöhnlich  abhalten,  ohne  besondem 
Auftrag  einen  derartigen  Riss  zu  constatiren.  Für  die  ftossersten  F&lle  aber,  ina- 
besondere  wenn  ein  rascher  Verkehr  mit  der  Absenderegierung  unterbrochen  oder 
allzu  schwierig  ist,  muss  dieses  Recht  des  Gteannten  doch  anerkannt  werden.  Das- 
selbe absolut  Tenieinen,  hiesse  in  solchen  Fftllen  den  repriaentirten  Stat  den  gr<Men 
Gefahren  und  Beleidigungen  vorerst  preisgeben. 

235. 

Bei  schwerer  Verschuldung  des  Gesanten  gegen  den  besendeten 
Stat  und  ebenso  in  Folge  eines  ernsten  Streites  mit  dem  Absende- 
stat, kann  die  besendete  Regierung  dem  Gtesanten  ebenfalls  einseitig 
seine  Fasse  zurückstellen  und  ihrerseits  den  diplomatischen  Verkdir 
abbrechen. 

Der  Abbruch  des  Verkehrs  und  die  Wegweisung  des  Gesanten  ist  nicht  ab 
ein  Act  der  Willkür  in  das  beliebige  Ermessen  der  besendeten  Regierung  gestellt, 
sondern  es  bedarf,  um  diese  schweren  Massregehi  völkerrechtlich  zu  rechtfertigen, 
eines  ernsten  Qrundes.  Ein  neues  Beispiel  ist  die  von  den  Vereinigten  Staten  er- 
wirkte Entfernung  des  russischen  Gesanten.    (Statsarch.  1871.    4606—4611.) 

236. 

Die  Beförderung  eines  Gtesanten  zu  höherer  Bangclasse  yeran- 
lasst  übungsgemäss  die  Uebergabe  eines  neuen  Greditivs.  Aber  in- 
zwischen dauert  das  Recht  der  Vertretung  auf  Grundlage  des  alten 
Greditirs  fort 

Ein  Rechtsgmndsatc  liegt  dieser  Uebung  nicht  zu  Grunde.  WOrde  der  Ab- 
sendestat die  Rangerhöhung  einfach  notificiren,  so  wftre  der  Empfangstat  nicht  ge- 
hindert, das  für  genügend  zu  erachten. 

237- 

Eine  blosse  Unterbrechimg  der  diplomatischen  Sendung,  welche 
die  Fortwirkung  des  Creditivs  zweifelhaft  macht,  findet  Statt: 

a)  in  Folge  von  Streitigkeiten,  welche  noch  nicht  zum  Ab- 
bruch aber  zu  einstweiliger  Einstellung  der  diplomatischen 
Functionen  fuhren, 

b)  bei  Statsumwälzungen  in  einem  der  beiden  Länder,  deren 
Ausgang  noch  ungewiss  ist, 
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c)  wenn  der  Gesante  in  Folge  personlidier  Hindernisse  vorüber- 
gehend ausser  Stande  ist,  seine  Thätigkeit  fixrtzusetzen. 

In  zweifelhaften  f^len  der  ersten  und  zweiten  Classe  hängt  es  immerhin 
Yon  dem  Ermessen  der  Staten  oder  ihrer  Gesanten  ab,  diesen  Zweifehi  eine  grossere 
oder  geringere  Wirlning  m  Terstatten.  In  F&llen  der  dritten  Art  wird  die  Yet- 
handhing  mit  Nothwendigkeit  nnterbrodien.  Dahin  gehört  z.  B.  die  Absperrung 
der  Yerbindong  in  Eriegszeiten,  oder  eine  Krankheit  des  Gesanten,  die  ihn  zur 
Vertretung  unföhig  macht  —  ohne  Zwischenvertretung  —  u.  dgl.  In  dieser  Zwischen- 
zeit wird  die  Wirksamkeit  des  Creditiys  als  suspendirt  betrachtet.  Wenn  jedoch 
das  Hemmnifls  beseitigt,  oder  die  üngewissheit  zu  Gunsten  der  Fortsetzung  des 
diplomatischen  Verkehrs  gehoben  wird,  so  tritt  das  alte  Greditiv  wieder  in  ToUe 
Kraft  und  wird  angen<mnn6n,  es  habe  auch  in  der  Zwischenzeit  gegolten.  Wird 
umgekehrt  diese  Zwischenzeit  durch  den  Abbruch  des  Verkehrs  beendigt,  so  wird 
angenommen,  das  suspendirte  Greditiv  sei  unwirksam  geblieben. 

238. 

Wird  die  diplomatische  Sendung  in  friedlicher  Weise  durch 
Abbemfdng  des  Gesanten  beendigt  tind  ist  derselbe  bei  dem  Sou- 
verän persönlich  beglaubigt,  so  kann  eine  dem  feierlichen  Empfang 
entsprechende  feierliche  Verabschiedung  des  Gesanten  stattfinden. 
Der  (}esante  erhält  dann  gegen  das  Abberufungsschreiben  von  dem 
Sonyerän  des  besendeten  Stats  ein  Reoreditivschreiben  (lettres  de 
récréance)  an  den  Souverän  des  Absendestats,  welches  die  Beendigung 
des  bisherigen  Bepräsentationsyerhältnisses  beurkundet. 

Jene  Feierlichkeit  und  dieses  Becreditiv  sind  aber  nicht  noth- 
wendig,  um  das  frühere  Greditiv  ausser  Wirksamkeit  zu  setzen. 

239. 

Unter  allen  Umständen,  selbst  nach  einer  Kriegserklärung,  hat 
der  Empfangstat  die  Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  dass  der  scheidende 
Gesante  unversehrt  das  Statsgebiet  verlassen  könne.  Wenn  nöthig, 
hat  er  ihm  bewaffnete  Bedeckung  zum  Schutze  beizugeben. 

Die  Unverletsbarkeit  des  Gesanten  ist  wie  bei  der  Herreise  so  auch  bei  der 
Rflckreise  zu  wahren;  und  es  ist  Pflicht  des  States,  die  Gefahren,  welche  ihm, 
namentUch  Ton  aufgeregten  Parteien  drohen,  durch  seine  Schutxmittel  zu  entfernen. 
Dabei  wird  indesBen  vorausgesetzt,  dass  der  Gesante  ohne  Verzug,  sobald  es  die 
Katar  der  Verhältnisse  gestatten,  zurackreise.  Will  er  dauernd  in  dem  Lande 
bleiben,  in  dem  er  früher  als  Gesanter  fungirt  hat,  so  tritt  er  durchaus  in  die 
Stellung  eines  Privatmanns  zurück  und  hat  keinen  weitem  Anspruch  auf  einen 
))ttQDdem  quaÜficirton  Schotz. 
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240. 
Stirbt  der  fremde  Gesante  innerlialb  dee  eiiiheiiiiiBdien  Stats- 
gebiets,  so  pflegt  übungsgemäss  die  eigene  Kanzlei,  oder  wenn  keine 
geeignete  Person  in  derselben  vorhanden  ist,  eine  befreundete  Ge- 
santschaft  die  Verlassenschaft  unter  Siegel  zu  nehmen  und  einst- 
weilen sicher  zu  steflen.  Nur  im  Nothfall,  wenn  überall  keine  der- 
artige Hülfe  zur  Stelle  ist,  wird  die  Siegelung  von  der  einheimischen 
Behörde  vorzunehmen  sein.  Unter  allen  Umständen  aber  hat  sich 
die  fremde  einschreitende  Behörde  jeder  Durchsuchung  der  Gesant- 
flchafbspapiere  zu  enthalten  und  sich  auf  Sicherstellung  derselben 
zu  beschränken.  Die  Leiche  darf  in  die  Heimat  des  Gesanten  ab- 
geführt werden. 


HL  Ton  den  Agenten  und  Cionunisaftren. 

241. 

Blosse  Beauftragte  für  nicht  völkerrechtliche  und  nicht  inter- 
nationale Angelegenheiten  eines  auswärtigen  States  haben  keinen 
völkerrechtlichen  Charakter. 

Dahin  gehören  z.  B.  Agenten  zum  Abschluss  eines  Darlehens  mit  Privat- 
glftubigem,  zum  Ankauf  von  Lebensmitteln,  zur  Bestellung  von  Waffen  in  fremden 
Fabriken  u.  dgl. 

242. 
Die  geheimen  Agenten,  welche  zwar  in  der  Absicht  entsendet 
werden,  die  öffentlichen  Interessen  eines  States  in  fremdem  Lande 
zu  wahren,  aber  ohne  als  Statsbeauftragte  daselbst  amtlich  bezeichnet 
zu  werden,  haben  auch  wenn  sie  sich  als  geheime  Agenten  zu  er- 
kennen geben,  keinen  Anspruch  auf  einen  besondem  volkerrecht- 
lichen Schutz. 

Sie  werden  nur  als  Privatpersonen,  nicht  als  Reprftsentanten  des  Stats  be- 
trachtet, und  gemessen  daher  nnr  den  allgemeinen  Rechtsschutz  fEkr  die  Fremden 
ttberhaupt.  Dahin  gehören  auch  diejenigen  Peisouen,  welche  als  Techniker  oder 
Experten  die  Einriditnngen  in  einem  fremden  Lande  stndiren  mid  darüber  Bericht 
erstatten  sollen. 

243. 
Dagegen  stehen  öffentlich  ermächtigte  Personen  (A^genfeen  und 
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Gommissäre),  welche  ohne  den  Charakter  Ton  Gesanten  zn  haben^ 
Ton  einem  State  oder  von  dessen  Behörden  an  einen  andern  Stat 
oder  dessen  Behörden  abgeschickt  werden,  um  gewisse  öffentliche 
Geschäfte  daselbst  abznmachen,  unter  dem  besondem  Schutze  des 
Völkerrechts.  Aber  auf  Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit  und  auf 
Exterritorialität  haben  soldie  Personen  keinen  Anspruch,  wenn  nicht 
und  so  weit  nicht  durch  besondere  Vergünstigung  des  besendeten 
States  ihnen  solches  verstattet  worden  ist 

Solche  Sendimgen  kommen  auch  in  untergeordneten  Zweigen  der  Polizei- 
odrar  GerichtSTerwaltung,  in  Angelegenheiten  des  Strassenwesens,  der 
Post-  und  Eisenbahnyerbindung,  der  Grenzregulirnng,  des  UferschutseB 
and  Wasserbaues,  bei  internationalen  IndustrieauBstellungen  n.  b.  f.  vw. 
Weil  sie  entweder  eine  völkerrechtliche  MissioB  haben,  insofern  die  Beziehungen 
Ton  Stat  zu  Stat  zu  ordnen  sind,  oder  doch  eine  internationale  und  zugleich  amt- 
liche Aufgabe  in  einem  fremden  State  zu  lösen  berufen  sind,  so  Terdienen  sie  eine 
besondere  BerOdosiditigimg  des  Völkerredits. 


IT.  Ton  den  Consnln. 

244. 

Die  Ck>nsuhi  sind  nicht  wie  die  Gesanten  beglaubigte  Vertreter 
fremder  Staten  im  völkerrechtlichen  Verkehr,  aber  sie  sind  aner- 
kannte Vertreter  und  Schätzer  des  internationalen  Priyatyerkehrs 
der  Fremden  im  Inland,  beziehungsweise  der  Einheimischen  im  Aus- 
land, innerhalb  ihres  Consularbereichs. 

Das  Institut  der  Oonsufai,  im  Mittelalter  aus  den  st&dtischen  Handels- 
köri^erschaften  hervorgegangen,  hat  eher  eine  gesellschaftliche  ais  politische, 
eher  eine  internationale  als  zwiacbeastatlkhe  Bedeutung.  Die  Gonsuln  dienen 
TorzOgUch  dem  Priyatyerkehr  der  verschiedenen  Nationen  auch  in  der  iVemde, 
nicht  dem  Verkehr  der  Staten. 

245. 

Die  Gonsuln  erhalten,  wenn  sie  nicht  zugleich  (xeschäftsträger 
und  daher  Qesante  sind,  kein  Creditiy,  aber  ein  Patent  yon  der 
Hegienmg,  welche  sie  beauftragt.  Dieses  Patent  (lettre  de  proyision) 
wird  dem  Ministerium  des  Auswärtigen  in  dem  Lande  mitgetheilt, 
wo  das  Cionsulat  sdnen  Site  hat. 
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Der  Cooral  bedarf  kebiee  CreditiTs,  well  er  mclit  ennAchtigi  irt^  ftr  den       I 
Stat  ab  dessen  Vertreter  eu  handeln.    Aber  er  bedarf  eines  Patents,  weil  er  ge- 
nöthigt  ist,  in  dem  fremden  Lande  den  Auftrag  seines  States  zu  documentiren. 

246. 

Damit  der  fremde  Gonsid  im  Inland  anerkannt  und  zu  seiner 
Wirksamkeit  legitimirt  werde,  ist  das  sogenannte  Exequatur  yon 
Seite  der  einheimischen  Statsgewalt  nothwendig,  d.  h.  die  Anweisung 
an  die  untern  Orts-  und  Bezirksbehörden,  mit  dem  Consul  so  weit 
nöthig  in  amtlichen  Verkehr  zu  treten. 

Das  Exequatur  ist  ein  sdiriftlicher  Auftrag  der  Staatsregieruug  an  die  unter- 
geordneten Behörden,  den  fremden  Consul  in  solcher  Eigenschaft  anzuerkennen 
und  demgemAss  zu  behandehi.  Bevor  das  Exequatur  ertheüt  ist,  darf  der  Ckmsul 
keine  amtlichen  Functionen  ausabea. 

247. 

Es  hängt  von  der  einheimischen  Regierung  ab,  ob  sie  in  ein- 
zelnen Städten  die  Errichtung  von  Consulaten  gestatten  wolle. 

Auch  dieser  Entscheid  beruht  nicht  auf  blosser  Laune  und  Willkür.  Wo 
ein  grosser  und  bedeutsamer  Handelsverkehr  seinen  festen  Sitz  hat,  wie  insbe- 
sondere in  den  Seest&dten,  die  zugleich  Handelsstädte  sind,  da  wird  die  Errichtong 
von  Ck)n8ulaten  im  Interesse  dieses  Verkehrs  schicklicher  Weise  nicht  versagt 
werden  können  und  würde  die  unmotivirte  Ausschliessung  der  Ck)n8u]n  eines  States, 
w&hrend  andern  Staten  die  Errichtung  von  Consulaten  verstattet  würde,  von  jenem 
State  mit  Becht  als  eine  Beleidigung  angesefan. 

248. 
Ebenso  ist  die  Landesregierung  berechtigt,   ein^  bestimmten 
ihr  missfalligen  oder  ungeeignet  erscheinenden  Person  das  Exequatur 
zu  verweigern. 

In  dem  Exequatur  liegt  auch  die  Anerkennung,  dass  der  Ckmsul  keine  in- 
grata  persona  sei.  Die  Weigerung,  das  Exequatur  einer  bestimmten  Person  xu 
ertheilen,  bedarf  keiner  Angabe  der  besonderen  Gründe,  ans  weldien  diese  Person 
missfalle. 

249. 

Ob  ein  Consul  aus  seiner  Heimat  gesendet  oder  unter  den 
Bewohnern  des  Consulatssitzes,  und  sogar  unter  den  Unterthanen 
des  States,  wo  das  Consulat  gelegen  ist,  ernannt  werde,  ist  fur  den 
Bang,  wie  für  die  Bechte  und  Pflichten  der  Gonsuln  nicht  erheblich. 

Indessen  werden  den  Consuln,  welche  ausschliesslich  oder  doch 
vorzugsweise  dem  Consularberufe  leben  und  nicht  ejn  Privatgewerbe 
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als  Hauptberuf  betreiben,  den  Berufs-  nnd  Amtsconsnin  (consnles 
missi)  eher  die  Privilegien  der  diplomatischen  Personen  verstattet, 
als  den  Wahlconsuln  (consoles  electi),  welche  das  Consulat  nur  als 
Nebengeschäft  verwalten. 

Die  Ausdehnung  der  Consulatsgeschäfte  wird  manchenorts  so  gross,  dass  die 
Thätig^eit  eines  ganzen  Mannes  erfordert  wird  und  die  Nation  hat  ein  so  grosses 
Interesse,  die  Bechte  ihrer  Angehörigen  im  Auslande  sorgfältig  und  unparteiisch 
gewahrt  und  umsichtig  geschützt  zu  wissen,  dass  dafür  die  blosse  Nebenverwendung 
eines  Kaufmanns  und  seiner  Commis  nicht  mehr  genügt,  sondern  die  besser  ge- 
schulte Th&tigkeit  von  ordentlichen  Beamten  erfordert  wird.  So  ausgedehnte  Amts- 
pflichten werden  von  besoldeten  Berufsconsuln  erfüllt  Die  Verbesserung 
des  Consularwesens  beruht  zu  gutem  Theil  darauf,  dass  an  den  wichtigsten  Verkehrs- 
knoten Berufs-  und  Amtscousulate  errichtet  werden,  an  welche  sich  dann  eine  An- 
zahl Ton  Nebenoonsulaten  der  Kaufleute  anschlieasen.  Die  Engländer,  die  Nord- 
amerikaner und  die  Franzosen  haben  die  Nothwendigkeit  besoldeter  Consulate 
fiel  früher  begriffen,  als  die  Deutschen  (Preussen)  und  die  Schweizer. 
Vgl  die  ZttsammensteUung  bei  Que  hl  d.  preussische  und  deutsche  Consularwesen. 
Berlin  1863.  S.  221.  Das  deutsche  Consulatswesen  (Reichsverf.  Art.  56)  ist  nun 
dorch  das  Gesetz  vom  8.  Nov.  1867  geordnet  worden.  Die  Berufsconsuln  müssen 
Reichsangehörige  sein  nnd  sich  über  ihre  wissenschaftlichen  Kenntnisse  ausweisen. 
Sie  dürfen  keine  Handelsgeschftfte  betreiben.  Für  die  Wahlconsuhi  bestehen  diese 
Schranken  nicht. 

250. 

Die  Consuln  sind  insofern  auch  politische  und  diplomatische 
Agenten,  als  sie 

a)  beauftragt  sind,  über  die  Erfüllung  der  Handels-  und  an- 
derer Verkehrsyerträge  zu  wachen  und  wenn  widerrechtlich 
yerfahren  würde,  die  Qrtsbehörden  um  Abhülfe  anzugehen, 
beziehungsweise  ein  höheres  Einachreiten  ihrer  Gesanten 
oder  Regierung  anzuregen, 

b)  als  ihnen  von  ihrer  Eegierung  aufgetragen  wird,  über  die 
öffentlichen  Zustande  auch  des  fremden  Landes  Bericht  zu 
erstatten, 

c)  als  sie  besondere  politische  Vollmachten  erhalten. 

Ihre  amtlichen  Acten  und  ihre  Correspondenz  mit  ihrer  Re- 
gierung oder  ihrer  Gesantschaft  oder  andern  Consuln  stehen  unter 
dem  Schutz  des  Völkerrechts  und  dürfen  von  der  einheimischen 
Statsgewalt  nicht  durchsucht  werden. 

Eb  besteht  kein  Hindemiss  fttr  den  Stat,  der  Consubi  bestellt,  sich  derselben 
»Kfa  m  politischer  Beriditentattong  su  bedienen.    Da  dfo  Consuln  gewühnlich 
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aidit  in  der  Betidens,  Modem  in  einer  Prorindalstadi  wobnen  nud  aichi  nit  der 
dortigen  R^erung,  sondern  durchweg  mit  den  Bargem  verkelirenr  so  werden  Qoe 
Wahrnehmungen  einen  andern  Gesichtskreis  und  einen  anderen  Charakter  haben 
ahi  die  der  (ïesanten,  aber  sie  können  trotzdem  Ton  hohem  Werthe  sein  ffïr  die 
Kenntmss  der  Zustände  und  die  Beziehungen  sowohl  der  betreffenden  Stata  als 
der  Nationen.     Wichtiger  aber  als  die  politischen  Berichte,  die  doch  nur  aus- 
nahmsweise den  ConsuLi  obliegen,  sind  die  commerciellen  Berichte,  welche  toi^ 
zugsweise  in  den  Gesch&ftsloreis  der  Consuln  gehören.     Die  Consoln  können  fär 
die  Handels-,  Verkehrs-   und  Cnltnrinteressen  ihrer  Landaleote  durch 
einfache  Mittheilung  statistischen  Materials    und   ihrer  eigenen  Wahrnehmungen 
nach  Umstftttden  sehr  nützlich  wirken.     Auch  diese  Seite  der  internationalen 
Wirthschafts-  und  Culturpf  lege  ist  noch  einer  fruchtbaren  Entwicklung  flhig. 

251. 

Die  Consuln  dürfen  ihren  Statsgenossen  Pässe  in  die  Fremde 
ausstellen  und  ebenso  ihren  dort  erscheinenden  Statsfremden  Pässe 
in  das  Statsgebiet,  dessen  Auftrag  sie  erhalten  haben. 

Der  Pass  ist  nur  eine  Legitimationsurkunde,  ausgestellt  zu  Gunsten  eines 
Beisenden,  um  denselben  dem  Schutz  der  fernen  Behörden  zu  empfehlen,  und  sll- 
fmiige  Hindernisse  der  freien  Bewegung  wegzuräumen.  Da  die  Consuln. Tomehm- 
lich  die  Interessen  des  Fremdenverkehrs  zu  wahren  haben,  so  eignen  sie  sieh  zor 
Ausstellung  solcher  Pftsse,  die  freilich  in  Folge  des  allgemeinen  und  leichter  ge* 
wordenen  Verkehrs  glQckUcher  Weise  grossentheüs  entbehrlich  geworden  sind 
Indessen  hAngt  es  Ton  dem  beauftragenden  State  ab,  diese  Vollmacht  der  Consuln 
zur  Passausstellung  oder  selbst  zum  Paasrisa  zu  verweigern  oder  zu  beschränken. 
Die  englischen  Consuln  z.  B.  sind  darin  beschränkt.    Verordnung  von  1846  §  29. 

252. 
Die  Gonsuln  haben  keine  Gerichtsbarkeit  zu  üben,  wenn  nicht 
ausnahmsweise  ihnen  eine   solche  übertragen  und  in  dem  Lande 
ihrer  Wirksamkeit  anerkannt  worden  ist. 

Vom  Mittelalter  her  haben  die  europiUschen  (fränkischen)  Consuln  in  der 
Levante  und  in  den  Muhammedanischen  Staten,  vorzüglich  an  den  Kosten  des 
Mittelländisdien  Meeres  eine  derartige  AnsnahmssteUung.  Audi  in  den  Ostasiati- 
schen  Staten  hat  dieselbe  eine  neue  Anwendung  erhalten.    Vg^.  nnten  §  269. 

253. 
In  Streitigkeiten  ihrer  Landsleute  können  sie  zu  Schiedsrichtern 
erwählt  werden. 

In  diesem  Falle  haben  sie  dafür  zu  sorgen,  dass  auf  die  Berufung  gegen 
ihren  Spruch  an  die  Ortsgerichte  verzichtet  werde.  Ohne  diese  Gausel  ist  Gefahr 
vorhandesi,  dass  der  Spruch  des  Consuls,  der  vielleidit  den  Landesrodd  der  Par- 
teien entspricht,  von  den  Ortsgerkfaten,  die  ein  andene  Beehl  beüblgen,  verworfBa 
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lud  Mnrdi  Midi  die  SteDvng  des  Coneuls  vad  das  nm  Um  beachtete  Becàt  lelnes 
States  con^romittirt  werden. 

254. 

Sie  sind  bereohtigt  und  yerpAichtet^  die  Rechte  abwesender 
und  nidit  gehörig  yertretener  Statsgenossen  in  dem  fremden  Gebiete 
zu  schützen,  indem  sie  zn  diesem  Behuf  die  erforderlichen  Mass- 
regehi  ergreifen  und  einleiten. 

Sie  haben  weder  imperium  noefa  juriadicdo,  aber  eine  Art  von  Fatrooat  und 
Procmator  in  NothfiUlen  im  Interesse  ihrer  Landdente.  Es  ist  durchans  gmnd« 
Iw  und  anpassend,  diese  internationale  Rechtshfilfe  anf  die  Kanflente  und  die 
Sdii&Diaanflchaft  sn  beschrinken.  Die  andern  Beisenden  haben  ganz  denselben 
Anspruch  aof  Sehnte  im  Auslande,  wie  Handelsleote. 

255. 

Sie  können  daher  Verlassensdiaften  ihrer  Landsleute  unter 
Siegel  stellen  und  Gelder  desselben,  sowie  Waaren,  Schuldtitel  und 
andere  Vermögensstücke  in  amtliche  Verwahrung  nehmen. 

Unter  „Landsleuten"  verstehen  wir  in  diesem  Zusammenhang  die  Bttrger 
und  Unterthanen  des  States,  dem  die  Gonsuln  dienen,  im  weiteren  Sinne  werden 
aber  die  Personen  mitbegriien,  weichen  der  Stat  im  Awsland  als  seinen  Schuts« 
befohlenen  und  Schutzverwanten  dieselbe  Hülfe  gewiLhrt  Wenn  die  anwesenden 
Erben  sich  selber  helfen,  so  wird  die  Yerlassenschaftspflege  des  Consuls  entbehrlich. 

256. 

Wo  es  das  Recht  und  die  Literessen  ihrer  Landsleute  erfor- 
dern und  diese  yerhindert  sind,  für  sich  selber  zu  sorgen,  können 
die  Ckmsuln  für  dieselben  bei  den  Orts-  und  Landesbehörden  die 
zur  SkdierBtellung  derselben  nöthigen  Anträge  stellen,  Beschwerden 
erheben,  Proteste  einreichen. 

Das  Beeilt  der  Gonsuln  rar  Vertretung  fOr  ihre  schuti^eddiftigen  Lands- 
lente  ist  freilich  nur  ein  No  three  ht  und  beschrankt  sich  daher  aueh  anf  die 
Kothhülf  e.  Die  Gonsuln  sind  demnach  nicht  berechtigt,  für  dieselben  Speculations« 
gesch&fte  zu  machen,  sondern  nur  berechtigt,  diejenigen  Yorsichtsmassregeln  zu  er« 
greifen,  welche  zur  Erhaltung  ihres  Vermögens  und  insbesondere  zur  Abwendung 
von  drohendem  Schaden  dienen.  Dagegen  bedürfen  sie  zu  einer  bloss  schützenden 
Vertretung  selbst  im  Process  vor  Gericht  keiner  besonderen  Vollmacht  (Vgl.  Kent 
Comment.  L  S.  42.) 

257. 

Sie  sind  als  ermächtigt  cu  betrachten,  in  Nothfâtt^i  diejenige 
Hilfe  zu  gew8hreii,  welche  erforderlich  ist,  um  ihren  Landsleuten 
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die  Räckkehr  in  ihre  Heimat  möglich  sa  machen  oder 

tigen  Landsleuten  in  Nothfallen  die  unentbehrliche  Unterst&tong  auf 

öffentliche  Kosten  zu  gewähren. 

Die  Consaln  yertreten  die  Stsatshftlfe»  die  sonst  imieriialb  des  Siatsgelneti 
in  NoIhftUen  gewftlurt  wird,  in  der  Fremde.  Durck  sie  erstreckt  der  Slat  seine 
rettenden  HAnde  aber  den  Erdboden  hin.  Aber  keinenfalls  reicht  diese  smtliche 
Sorge  aber  die  Bedingungen  und  den  Umfang  der  regefan&ssig  ge&bten  Statshûlfe 
hinaus;  denn  es  ist  kein  Grand,  die  Bürger  ausserhalb  ihrer  Heimat  besser  zn 
schntaea,  als  in  derselben.  Es  darf  daher  die  Ermächtigung  sn  selcher  HiÜfe  nur 
unter  sehr  engen  Bedingungen  and  in  engem  Umfimg  rentanden  und  keineswegB 
auf  eine  allgemeiae  ünterstütsung  aller  Personen  ausgedehnt  werden,  welche  in 
dem  fremden  Lande  sich  nur  schwer  ernähren  können  and  es  vornehen,  auf  fiffen^ 
Uche  Kosten  wieder  helnumkehren. 

258. 

Die  Gonsuln  der  Seestädte  und  der  an  FlQssen  oder  Binnen- 
seen gelegenen  Städte,  welche  mit  dem  Seeyerkehr  in  Verbindung 
sind,  üben  innerhalb  gewisser  Schranken  eine  Schiffspolizei  aus  be- 
züglich der  Handels-  und  Verkehrsschiffe  ihrer  Landsleute. 

Sie  prüfen  und  visiren  die  Schiffspapiere  und  ertheilen  die 
erforderlichen  Bescheinigungen  zum  Ein-  und  Âuslauf. 

Diese  Schiffspolizei  findet  ihre  Schranken  a)  in  der  Polizeihoheit  des  Statei, 
in  dessen  Ctebiet  sich  die  Schiffe  finden,  b)  in  der  Rücksicht  auf  die  nationalen 
Interessen,  welche  von  dem  Consul  im  Ausland  zu  wahren  sind,  c)  darin,  dass  die- 
selbe sich  nur  „innerhalb  des  Schilforaums*'  geltend  machen  kann. 

259. 
Bei  Streitigkeiten  zwischen  dem  Schiffscapitän  und  den  Schiffs- 
leuten (Matrosen  oder  Passagieren)  üben  sie  das  Vermittleramt  ans 
und  sind  berechtigt,  erhebliche  Thatsachen  festzustellen  und  zu  be- 
urkunden, und  unerlässliche  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen  zum  Be- 
huf des  Rechtsschutzes. 

Diese  vermittelnde  Stellung  wird  von  dem  Consul  auf  Ansuchen  einer  der 
beiden  Parteien  eingenommen,  die  schiedsrichterliche  (§  253)  nur  im  Einverst&ndniss 
beider  Parteien.  Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  ertheilt  den  Consuln  sogar  eine 
provisorische  Gerichtsbarkeit  über  die  Schiffsmannschaft  (Art.  537). 

260. 

Die  Gebiets-  und  Gerichtshoheit  über  die  fremden  Schiffe  in 
einheimischen  Häfen  kommt  in  der  B^el  dem  einheimischen  State 
zxu    Aber  soweit  die  Streitigkeiten  auf  das  Schiff  und  die  darauf 
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fahrenden  Personen  beschränkt  sind,  die  Ordnang  des  Landes  oder 
Hafens  nicht  gefährdet  erscheint  und  die  dnheimische  Behörde  nicht 
nm  ihr  Einschreiten  angerufen  wird,  kann  der  Consul  auch  eine 
Disdplinargewalt  üben  und  das  Nöthige  im  Interesse  der  guten 
Ordnung  und  des  Friedens  anordnen. 

Ei  kann  ein  BOkheB  Sänschreiten  des  Consuls  inchtig  werden  z.  B.  in  Fftlkn 
von  Insubordination  der  Matrosen  oder  UnfQgsamkeit  der  Passagiere  auf  den  Schiffen 
oder  gegenüber  von  WillkOrlichkeit,  GraoBamkcit  oder  Sorglosigkeit  eines  Schiffs- 
obtins.  Der  Coosol  erscheint  dabei  immerhin  als  eine  statlich  anerkannte  und 
ermächtigte  Autorität»  welche  in  Ermanglung  der  Landesantorit&t  die  statliche  Ord- 
nung und  Sorge  darstellt  und  handhabt.  Die  Grenze  solcher  Dlsciplinargewalt  ist 
nicht  überall  dieselbe,  sie  verschiebt  sich  nach  den  besondem  Landessitten  und 
Umständen.  In  einem  cirilisirten  Lande  wird  sie  enger  zu  bemessen  sein,  als  an 
einer  baibarisdien  EOste  oder  unter  Wilden,  wo  es  überhaupt  an  einer  wirksamen 
Statigewalt  fehlt    Vgl.  unten  IV.  323. 

261. 

Wenn  Matrosen  desertirten,  so  kann  der  Consul  die  Landes-- 
behörden  angehen,  dass  dieselben  wieder  eingefangen  und  auf  das 
Schiff  zurückgebracht  werden. 

Die  Ge£ahren  fOr  die  Schiffahrt  und  die  daran  geknüpften  Interessen  sind 
in  diesem  Fall  so  gross,  dass  sie  einen  persönlichen  Zwang  gegen  desertirende 
Matrosen  rechtfertigen.  Der  Consul  ist  aber  wieder  berufen,  in  diesem  Nothfalle 
dem  Sdiifisfinhrer  hûlfreidi  beizustehn. 

262. 

Die  Consuln  sind  auf  Begehr  der  Betheiligten  yerpflichtet,  den 
Seeschaden  sowohl  der  grossen  (gemeinschaftlichen)  als  der  beson- 
deren Hayerei,  soweit  derselbe  aus  dem  thatsächlichen  Zustande 
ersichtlich  ist,  zu  constatiren,  nöthigenfalls  mit  Zuzug  yon  Sachver- 
ständigen und  darüber  Urkunde  auszustellen. 

Als  grosse  Haver  ei  versteht  man  „alle  Schftden,  welche  dem  Schiff  oder 
der  Ladung  oder  beiden  sum  Zweck  der  Errettung  beider  aus  einer  gemeinsamen 
Oe&hr  von  dem  Schiffer  oder  auf  dessen  Geheiss  vors&tzlich  zugefügt  werden,  so- 
wie auch  die  durch  solche  Massregeln  fem«  verursachten  Scfaftden  und  die  Kosten, 
welche  su  diesem  Zweck  aufgewendet  werden'S  Begriffsbestimmung  des  deutschen 
HandeUgesetzbuchs  Art.  702.  Die  grosse  Haverei  wird  von  Schiff,  Fracht  nnd 
Ladung  gemeinschaftlich  getragen.  Anderer  durch  einen  Unfall  verursachter  See- 
schaden wird  als  besondere  Haverei  betrachtet  (Deutsches  Handel^g.  Art.  703) 
sod  von  den  Eigeathflmeni  des  Schiffs  nnd  der  Ladung  von  jedem  einxeln  für 
ach  getragen. 
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268. 

Sie  erUieilen  nach  Bedürfhiss  Ermächtigimg  sm  den  nothigen 
Schiffareparataren  und  wenn  das  Schiff  seenntüchtig  ist,  selbst  zum 
Verkaufe  desselben. 

NatOrlich  wieder  unter  der  YonuuBetsuDg,  diss  nicht  der  Schi^beigenthCimer 
■eiber  nur  Stelle  ist  oder  sein  BefoQmicfatilgter  f&r  um  kaadda  kauL 

264. 

Im  Falle  eines  Schiffsbruchs  in  dem  Bereich  oder  in  der  Nahe 
ihres  Consulats  sind  sie  ermächtigt,  Alles  zu  yerfugen,  was  nothig 
ist,  um  die  schifibrüchigen  Personen  zu  retten  und  yon  Schiff  und 
Ladung  möglichst  viel  Vermögen  zu  bewahren.  Zu  diesem  Behuf 
können  sie  auch  den  Verkauf  der  geborgenen  Güter  yomehmen 
und  haben  im  Nothfall  die  Liquidation  zu  besorgen  od^  su  über- 
wachen. Sie  haben  darüber  durch  Vermittlung  ihrer  Regierung  den 
Betheiligten  Rechnung  abzulegen,  und  sind  denselben  fur  getreue 
Geschäftsführung  verantwortlich. 

Bei  Schiffbrachen  wird  das  BedOrfhin  einer  NothhOlfe  in  höchstem  Masse 
fühlbar.  Um  desswiUen  wird  auch  die  Th&tigkeit  der  Consuln  hier  besonders  an- 
gestrengt, und  ihre  Yertreton^ivoUiaacfat  in  weitestem  Umfange  augelegt 

265. 

Je  nach  ihrem  Landesrecht  sind  die  Gonsuln  berechtigt,  den 
Ciyflstand  ihrer  Landsleute  zu  beurkunden  und  ihren  Landsleuten 
als  Notare  zu  dienen  und  die  Standesregister  zu  fuhren.  Sie  nehmen 
demgemäss  Act  yon  Geburten  und  Todesfällen  ihrer  Landsleute  und 
wirken  nach  Umständen  bei  Eheschliessungen  mit,  an  der  Stelle  des 
bürgerlichen  Beamten. 

Ob  und  in  welchen  Formen  die  CJonaaln  auch  die  Functionen  des  Civil- 
standabeamten  im  Auslände  zu  besorgen  haben,  hängt  freilich  zun&chst  von 
ihren  besonderen  Instructionen  und  der  Beschaffenheit  des  Landesrechts  ab, 
welches  fOr  die  Statsgenossen  diese  Dinge  regelt.  Wo  die  Civilstandsbûcher  nach 
der  Weise  des  Mittekdters  noch  yonragsweise  oder  ausschliesslich  durch  die  Geist- 
lichen besorgt  werden,  da  wird  jene  Thfttigkeit  weniger  in  Anspruch  genommen 
werden,  als  wo  das  System  der  bürgerlichen  StandesbOcher  durchgefOhrt  ist  Ygi 
oben  SU  Art  321. 

266. 

Nur  ausnahmsweise,  in  Folge  besonderer  Ermächtigung  ihrer 
Statsgewalt,  ertheilen  sie  auch  YoUjährigkeitserklärungen. 
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Dm  Ift  dB  Act  der  Stateg^ewait  im  Sinn  der  jiirfiadicdo;  und  dieie  Iwt 
der  GonBol  in  der  Regel  niclit  m  ttben.  bidesMO  wird  angenommen,  irena  der 
enennende  Stat  die  Ermàchtigang  dam  gebe,  habe  der  Stal  dei  GenBttlatdtaea 
kein  Intéressé,  einer  solchen  —  wesentlich  priTatrechtliehen  -—  Veif&gung  ent- 
gegen ra  treten.    Daher  bedarf  es  keiner  besonderen  Erlanbniss  desselben. 

267. 

Des  CouBiilii  wird  das  Beoht  der  Esterritorialität  nidit  zuge- 
standen. Aneià  sind  sie  in  der  Kegel  von  der  Ortegerichtabarlceit 
nicht  befreit  Sie  haben  keinen  besonderen  Anspruch  auf  Steaer- 
befreiung. 

Weil  sie  nicht  den  Stat  reprSsentiren,  sondern,  wenn  anch  im  Namen  nnd 
Auftrag  eines  fremden  8tats  hanptsichlich  Privatinteressen  vertreten,  so  kooK 
men  ihnen  die  Privilegien  der  Gesanlen  nicht  au. 

268. 

Indessen  erfordert  die  internationale  und  die  völkerrechtliche 
Bedeutung  des  Consulats  eine  schonende  Rücksicht  auf  die  Würde  des 
Amts  und  aie  Skiiennig  seiner  Wirksamkeit.  Insbesondere  ist  eine 
Verhaftnng  des  Consuls  nur  im  Nothfall  zulässig  und  sind  seine 
Amtspapiere  ror  imbemfener  Durchsicht  2u  bewahren. 

Oefter  ist  für  die  Consoln  die  Befreiung  von  jeder  Haft  gefordert  worden. 
Indessen  ohne  zareichenden  Grund.  Wenn  der  Consul  eines  Yergehens  aageldagt 
wird,  so  wird  auf  den  Stat,  der  ihm  das  Amt  übertragen  hat,  insoweit  ROcksloht 
zu  nehmen  sein,  als  die  Interessen  des  Amts  und  die  Ehre  des  Stats  es  erfordem; 
weiter  nicht.  Im  Uebrigen  geht  der  Process  in  gewohntem  Gange  fort  Es  wird 
anter  Umstanden  rathsam  sein,  den  Consul  nur  in  seiner  Wohnung  bewachen  an 
lassen,  statt  in  ein  öffentliches  Gefängniss  abssuf Ohren,  bis  auch  der  Auftrag  gebende 
Stat  unterrichtet  sein  und  Vorsorge  für  eine  andere  Yertretnitg  get^fien  haben  wird. 

269. 

Die  Consuln  christlicher  Staten  in  nicht  christlichen  Ländern 
erhalten  gewöhnlich  weiter  gehende  Vollmachten  aach  der  Glerichts- 
barkeit  und  haben  dann  Theü  an  einer  ausgedehnteren  Immunität» 
ähnlich  den  Geschäftsträgern* 

Der  Grund  liegt  in  der  grosseren  Verschiedenheit  der  ganzen  Stats-  und 
Bechtsordnung.  Sie  Iftsst  es  als  ein  Bedfirfniss  erscheinen,  dass  über  die  Unter- 
thanen  ier  erstem  Staten  nicht  eine  Töllig  fremdartige  Gerichtabadortt  geübt,  son- 
dern ihre  Eechtsiverh&knisse  mehr  nach  ihrem  heimischen  Sechte  beurtheilt  wejcàm. 
Zu  den  Consulaten  in  der  Levante  und  in  den  Mohammedanischen  Staten  des 
Mittelmeers  kommen  in  neuerer  Zeit  auch  die  Consulate  in  China  und  Japan 
und  «if  An  Ijaseln  des  «hMabchcn  «nd  jtfiea  ^Ksltesers  Uu/kl    Diese  Gon- 
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min  reprtientiren  âann  als  TrAger  der  GeriehtdMxlœit  andi  dea  Stat  in  höherem 
Grade  als  die  gewöhnlicheii  Gonsiiln,  wenn  c^ch  noch  in  ndnderem  Grade  als  die 
eigentlichen  Oesanlen.  Daher  rechtfertigt  sich  eine  mftnige  Aoadehnnng  der  Pri- 
TÜegien  der  Gesanten  auf  sie.  Preassisches  Geseti  Tom  29.  Jnni  1865  Aber  die 
GerichtabariuU  der  OoaiahL 

270. 

Eb  ist  Sache  des  Stats,  welcher  den  Gonsol  bestellt,  sei  es 
demselben  eine  Besoldung  aosKosetien,  sei  es,  die  Gebühren  zu  be- 
stimmen, welche  derselbe  fiir  seine  Verrichtungen  erheben  darf. 

Die  einen  Gonsoln  sind  besoldet,  die  andern  nicht  Dass  der  Ernennangs- 
atai  das  ta  bestinuneii  hat,  ist  selbstverstftndlich.  Aber  anch  das  Recht,  die  Ge- 
b  Ähren  für  die  Amtsverriehtangen  festzosetien,  steht  diesem  State  sa  and 
es  wird  darin  nicht  ein  Eingriff  in  die  aaaschliessUche  Finanihdheit  der  Ortsre- 
gierang gesehen,  weil  diese  Verrichtungen  sish  immer  nor  aaf  fremde  Personen 
beliehen,  welche  die  Thfttigkeit  des  Consuls  in  Ansprach  nehmen. 

271. 

Ebenso  ordnet  der  Emennungsstat  die  Bangdassen  seiner 
Gonsuln«  Die  Errichtung  eines  Generaloonsulats ,  welchem  andere 
Consulate  untergeordnet  werden,  bedarf  der  Zulassung  des  States, 
in  dem  dasselbe  gegründet  wird. 

Die  Unterscheidungen  der  Generalconsnln,  femer  der  Consuln  erster 
nnd  swelter  Classe  and  der  Yiceconsuln  haben  grossen  TheÜB  ihre  Bedeutung 
in  der  Terschiedenen  Rangstufe,  weniger  in  der  Verschiedenheit  der  Functionen 
ond  Aufgaben.  Indessen  kann  ein  Verhftltniss  der  Ueber-  und  Unterordnung  statt- 
finden. Insbesondere  üben  die  Generaloonsnln  gewöhnlich  eine  Aufsicht  Ober  die 
andern  Consulate  eines  bestimmten  Bereiches  aus;  und  nehmen  die  blossen  Con- 
snlaragenten  aberhanpt  keine  selbstftndige  Stellung  ein,  sondern  smd  Hûlfs- 
arbeiter  eines  Consuls. 

272. 

Die  Consuln  sind  berechtigt,  ihre  Wohnung  mit  dem  Wappen 
und  der  Flagge  ihres  States  zu  bezeichnen  und  damit  ihren  völker- 
rechtlichen Charakter  auch  dem  Publikum  gegenüber  darzustellen. 

273. 

Die  Statsgewalt,  welche  den  Consul  bestellt,  kann  jederzeit 
ihren  Auftrag  zurückziehen.  Solches  ist  aber  der  Begierung  des 
Âufiiahmestates  anzuzeigen. 

Damit  erloscht  anch  die  Wirksamkeit  des  Ezeqaator  von  Beditswagen. 
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274. 

Ebenso  kann  die  Statsgewalt  des  Gonsnlatsitzes  ihr  Exequatur 
widerrufen,  wenn  dafür  ernste  Gründe  Yorhanden  sind.  Sobald  dem 
Consul  das  zur  Eenntniss  gekommen  ist,  hat  er  seine  amtlichen 
Verrichtungen  einzustellen. 

275. 

Gehört  der  Consul  nicht  dem  Lande  des  Consulatsitzes  an,  so 
ist  der  Âufoahmestat  yerpflichtet,  auch  für  sichern  Wegzug  des  ab- 
berufenen oder  entlassenen  Consuls  zu  sorgen. 

V^  zu  125. 


Viertes  Bucli. 

Die  Statshoheit  im  Yerhältniss  zum  Land.  Gebietshoheit. 

L  Bedeutung^  Erwerb  und  Terlnst  der  Gebietshoheit. 

276. 

Die  Statshoheit  (Souyeränetät)  heisst  in  ihrer  Anwendung  auf 
ein  bestimmtes,  dem  State  zugehöriges  Gebiet  (Reich,  Land)  Ge- 
bietshoheit. 

Die  Gebietshoheit,  als  einaehie  Anwendung  der  nach  innen  gerichteten 
Souverftnet&t,  ist  znnftchst  ein  B^grüF  des  Statsrechts;  aber  inwiefern  das  Völker- 
recht diese  Anwendung  in  den  Yerh&ltniasen  und  Beziehungen  der  verschiedenen 
8tatea  anerkennt  und  schützt,  erhftlt  dieselbe  eine  völkerrechtliche  Bedeutung. 

277. 

In  der  Gebietshoheit  liegt  nicht  das  Eigenthum  an  dem  Boden. 
Inwiefern  aber  der  Boden  des  Privateigenthums  nicht  fähig  ist,  wie 
bei  öffentlichen  Gewässern,  Wüsten,  Gletschern  und  ähnlicher  Wild- 
niss,  oder  wenn  der  Boden  zwar  des  Eigenthums  fähig  aber  noch 
nicht  in  Besitz  genommen  und  zu  Eigenthum  erworben  worden  ist, 
oder  wenn  derselbe  von  den  Besitzern  und  Eigenthümem  wieder 
verlassen  worden  und  ins  Freie  zurückgefallen  ist,  insoweit  steht 
dem  State,  welcher  die  Gebietshoheit  hat,  auch  das  Recht  zu,  über 
solchen  Boden  wirthschafüich  zu  verfugen,  beziehungsweise  Eigen- 
thum daran  zu  verleihen  oder  die  Besitznahme  zu  gewähren. 

1.  Die  Gebietshoheit  gehört  dem  öffentlichen,  wie  das  Eigenthum  dem 
Privatrecht  an  und  beide  Arten  der  Herrschaft  treffen  nicht  zusammen.  Die 
Person,  welcher  Gebietshoheit  zukommt,  ist  und  kann  nur  sein  der  Stat,  weU  nur 
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der  Stat  die  affentiidben  Hoheharecbte  nnd  daher  Affenüicfae  Efennchaft  hat  D»* 
gingen  das  Eigenthum,  welches  nur  PriTatherrschaf t  ist,  kommt  umgekehrt  nur  den 
Priva tpersonen  su,  welche  dasselbe  als  PriTSlgut  verwerthen  können.  Wenn  der 
Stat  zufklUg  auch  Privateigenthum  hat,  so  hat  er  es  nicht  als  Stat,  sondern  ebenso 
wie  jede  andere  Privatperson  und  verfügt  darüber  in  den  Gesch&ltsfonnen  des 
Privatrechts. 

2.  Nur  insofern  macht  sich  die  öffentlich-rechtliche  Statsherrschaft  auch  in 
wirthschaftlicher  Richtung  anstatt  des  Eigenthnms  an  solchem  Boden  geltend,  an 
welchem  entweder  Privateigenthum  nicht  möglich  oder  nicht  (noch  nicht  oder 
nicht  mehr)  vorhanden  ist.  In  der  letztem  Hinsicht  freilich  sind  zwei  Meinungen 
möglich  und  beide  in  der  Rechtsbildung  vertreten.  Nach  der  einen  ist  der  eigen- 
thnmsfähige  aber  nicht  im  Eigenthum  befindliche  Boden  als  herrenlose  Sache 
za  betrachten,  welche  durch  freie  Besitznahme  (occupatio)  ins  Eigenthum  gelangt 
Nach  der  andern  macht  sich  die  Gebietshoheit  an  dem  eigenthümerlosen  Boden 
nach  allen  Seiten  als  ursprünglich  statliche  Bodenherrschaft  geltend  und 
kami  daher  nicht  Jedermann  denselben  willkürlich  sich  aneignen,  sondern  bedarf 
man  dazu  der  Ermächtigung  des  Stats.  War  die  erste  Meinung  wenigstens 
zun  Tbeil  in  dem  alten  römischen  Recht  anerkannt,  so  beherrscht  die  letztere 
Meinung,  welche  den  germanischen  Bechtsansichten  entspricht,  die  moderne 
Welt  Am  groBsartigsten  wird  dieselbe  in  den  Colonien  Englands  und  der  Ver- 
einigten Staten  von  Nordamerika  durchgeführt.  Die  Interessen  einer  geordneten 
und  friedlichen  Besitznahme  und  Cultivimng  des  Bodens  werden  offenbar  durch 
die  letztere  Rechtsbildung  besser  geschützt  und  gefördert  als  durch  die  erstere. 

3.  Der  unwirthliche,  des  Eigenthums  unf&hige  Boden  kann  auch  nicht 
im  Eigenthum  des  Stats  sein,  obwohl  man  die  Hoheit  des  Stats  darüber,  insbesondere 
fiber  die  öffentlichen  Gewftsser  oft  Eigenthum  nennt  Die  Grenzen  des  wirthlichen 
Bodens  werden  aber  durch  die  fortschreitende  Cultnr  auf  Kosten  des  unwirthlichen 

Gebietes  beständig  erweitert,  und  umgekehrt  durch  schlechte  Cultur  und  Vemach-  1 

làfisigung  wieder  verengert.   Insbesondere  übt  eine  geordnete  BewSsserung  und  Ent-  i 

w&Bsemng  einen  m&chtigen  Einfluss  aus  auf  die  Culturffthigkeit  des  Bodens. 

278. 

An  statenlosem  Land  wird  die  Gebietehoheit  erworben  durch 
die  Besitznahme  einer  bestimmten  Stategewalt.  Der  blosse  Wille» 
Besitz  zu  ergreifen,  genügt  nicht  dazu,  auch  nicht  die  symbolische 
oder  ausdrucklidie  Erklärung  dieses  Willens,  noch  selbst  eine  bloss 
vorübergehende  Besetzung. 

Zur  Zeit  der  grossen  europäischen  Entdeckungen  überseeischer  Lfinder  meinte 
man,  schon  die  blosse  Entdeckung  unbekannter  Lander  sei  ein  genügender  Bechts- 
titel  für  die  behauptete  Gebietshoheit  W&hrend  Jahrhunderten  begründete  die  eng- 
lische Krone  ihre  Herrschaft  über  den  nordamerikanischen  Continent  damit,  dass 
in  ihrem  Auftrag  ein  kühner  Seefahrer,  der  Venetianer  Cabote  zuerst,  im  Jahre 
1496,  die  amerikanische  Küste  vom  66sten  bis  sum  d8sten  Grad  n<(rdlicher  Breite 
9itdBckt  habe,  wenn  c^ekh  er  nur  der  Küste  entlang  ge&hren  nar  und  in  kmner 
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Webe  das  ungeheare  Land  beaetat  batte.  '^UM  anden  leiteten  die  Spanier  und 
Portugiesen  IhrBecht  imSOden  and  in  GentralamerOta  aonichst  ron  i]irerEkit> 
dednmg  her  nnd  die  YertheDnng  der  neuen  Welt  unter  die  bdden  Y^Uker,  welche 
der  Papst  Alexander  VI.  im  Jahr  1493  vornahni,  war  eine  Schlichtung  und  Aus- 
gleichung ihrer  streitigen  Ansprache,  und  eine  Bestätigung  ihrer  auf  die  Entdeckung 
eher  als  auf  die  Besitznahme  gegründeten  Ansprüche  durch  die  Tornehmste  Autorität 
der  Christenheit  Die  Entdeckung  ist  aber  nur  ein  Act  der  Wissenschaft,  nicht 
der  Politik  und  daher  auch  nicht  geeignet,  Statsgewalt  zu  begrOnden.  Viel- 
mehr besteht  die  Offentlich-rechtUche  Besitznahme  in  der  thats&chlichen  Aus- 
übung der  ordnenden  und  schotzenden  Statsgewalt,  yerbunden  mit 
dem  Willen,  das  statenlose  Land  auf  die  Dauer  statlich  zu  beherrschen.  Die 
Symbole  der  Herrschaft,  wie  Aufpflanzen  einer  Fahne  u.  dgl.  können  diese  Absicht 
klar  machen,  aber  nicht  den  Mangel  einer  realen  Statshemchaft  ersetzen. 

279. 

Diese  Besitznahme  kann  auch  im  Auftrag  oder  mit  YoUmacht 
einer  Statsgewalt  durch  Privatpersonen,  insbesondere  durch  Colonisten 
vollzogen  werden,  aber  nur,  indem  sie  in  dem  bisher  statenlosen 
Lande  eine  öffentliche  Gewalt  aufrichten  oder  sogar  ohne  vorherigen 
Auftrag,  aber  unter  der  Voraussetzung  nachheriger  Geuehmigung 
durch  die  Statsgewalt. 

Die  Erweiterung  der  europäischen  Statsherrschaft  in  den  aussereurop&isdien 
L&ndera  iBt  grossentheils  durch  solche  Vermittlung  der  Colonisten  bewirkt 
worden,  welche  sich  in  unbewohnten  und  verlassenen  Gegenden  ansiedelten  und  ihre 
heimische  Statsordnung  dahin  verpflanzten.  Der  vorherige  Auftrag  des  durch  solche 
Vermittler  Besitz  ergreifenden  Stats  kann  unbedenklich  durch  die  nachherige  Ge- 
nehmigung ersetzt  werden.  Es  hindert  nichts,  in  dieser  Beziehung  die  Analogie  der 
privatrechtlichen  Occupation  anzuwenden.  Auch  kann  im  Princip  nicht  bestritten 
werden,  dass  sogar  ohne  StatsvoUmacht  und  Statsgenehmigung  eine  ganz  neue 
Statenbildung  dadurch  entstehen  kann,  dass  Auswanderer  auf  einer  unbewohnten 
Insel  einen  neuen  Stat  gründen,  wie  es  z.  B.  die  ausgewanderten  Norweger  auf 
Island  w&hrend  des  Mittelalters  gethan  haben.  Eine  Reihe  neuer  Staten  in  Kord- 
amerika sind  in  dieser  Weise  durch  Privaten  gegründet  worden  und  erst  später  ist 
die  Anerkennung,  froher  des  europäischen  Mutterstats,  spater  der  Amerikanischen 
Union  hinzugekommen.  Wenn  aber  neue  Staten  so  entstehen  können,  so  können 
noch  eher  vorhandene  Staten  in  dieser  Weise  erweitert  werden. 

280. 

Ist  die  statenlose  Gegend  im  Besitz  und  Genuss  von  barbari- 
schen Stämmen,  so  dürfen  dieselben  nicht  willkürlich  und  gev^altsam 
von  den  civilisirten  Colonisten  yerdrängt  werden,  sondern  sind  zum 
Behuf  geregelter  .Ânsiedlung  yon    denselben   friedlich    abzufinden. 
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Zum  Sclnitse  der  Ansiedlung  und  zur  Anflbreîtiing  der  Coltar  darf 
der  colonisirende  Stat  seine  Statshoheit  auch  aber  das  von  Wilden  be-- 
sessene  Gebiet  erstrecken. 

Eb  ist  die  Bestimmiuig  der  Erdoberfläche,  der  menschlichen  Cnltar  zn 
dienen  und  die  Bestimmung  der  fortschreitenden  Menschheit,  die  Civilisation 
über  die  Erde  zu  verbreiten.  Diese  Bestimmung  ist  aber  nicht  anders  zu 
erf&Qen,  als  indem  die  civüisirten  Nationen  die  Erziehung  und  Leitung  der  wilden 
Stänune  übernehmen.  Dazu  ist  die  Ausbreitung  der  civilisirten  Statsantorit&t  noCh- 
wendig.  Die  wilden,  ohne  Stat  lebenden  Stamme  kennen  gewöhnlich  das  Grund- 
eigenthum  so  wenig  als  den  Stat,  aber  sie  benutzen  das  Land  zu  ihren  Viehweiden 
nnd  JagdgrOnden.  Ein  Recht  der  höher  gesitteten  Nationen,  sie  zu  vertreiben,  ISsst 
sich  durch  Mchts  begründen,  so  wenig  als  ein  Recht,  sie  zu  tödten  und  auszurotten. 
Bas  natfirliche  Menschenrecht  erkennt  voraus  die  Existenz  aller  menschlichen 
Wesen  an  und  schützt  das  Leben  nnd  die  erlaubten  Genüsse  des  Wilden  so  gut, 
wie  das  Eigenthum  der  Civilisirten.  Im  Mittelalter  noch  waren  die  Christen  sehr 
geneigt,  aDe  NichtChristen  als  rechtlose  Wesen  zu  betrachten  und  die  P&pste  haben 
freigebig  den  Königen  das  Recht  zugestanden,  alle  nichtchristlichen  Nationen,  selbst 
wenn  diese  in  Staten  lebten,  ihrer  Herrschaft  zu  unterwerfen.  Selbst  die  heutige 
Praxis  verfthrt  gelegentlich,  freilich  nicht  mehr  aus  religiöser  Ueberhebung,  noch 
sehr  rücksichtslos  gegen  undviliairte  Rassen.  Das  richtige  Yerhalten  ist  aber  schon 
nendich  früh  erkannt  und  auch  angewendet  worden,  besonders  von  den  Puritanern 
inNen-England  und  William  Penn  in  Pennsylvanien,  welche  den  Indianern 
den  Boden  abkauften,  den  sie  urbar  machen  und  zu  Grundelgenthum  gewinnen 
wollten.  Wenn  erst  die  rechtliche  Möglichkeit  der  Ansiedlung  gewonnen 
ist  nnd  in  Folge  dessen  statliche  Menschen  da  leben  können,  dann  ist  auch  die 
Kothwendigkeit  Idar,  daas  diese  Ansiedlung  sowohl  des  Statsschutzes  als  der  Sicherung 
des  Grundeigenthums  bedarf  und  die  Wege  zur  Erziehung  auch  der  wilden  Nachbarn 
sind  eröfihet  Wenn  Heffter  (§  70)  zwar  anerkennt,  dass  „der  Stat  überhaupt  seine 
Herrschaft  über  die  Erde  ausdehne'S  aber  nicht  zugibt,  dass  ein  bestimmter  Stat 
sich  statenloeen  Stammen  aufdringen  dürfe,  so  heisst  das  ein  theoretisches  Princip 
aberkennen,  aber  seine  practische  Anwendung  verwerfen,  denn  „der  Stat  überhaupt'* 
lebt  nur  in  der  Gestalt  bestimmter  Staten.  Wenn  die  deutsche  Nation  ihren  Cultur- 
bemf  erfüllen  und  nicht  immer  wie  bisher  ihre  auswandernden  Nachkommen  zur 
AnflöBttDg  in  firemde  Nationen  verurtheilen  will,  so  wird  auch  sie  dem  Yorbild  der 
civilisirten  Westvölker  folgen  und  nicht  bloss  „in  abstracto"  denken,  sondern  ihren 
Stat  „in  concreto"  coloniairend  imd  dvilisirend  ausbreiten.  Vgl.  V  attel  L  L  5.  81. 
Phillimore  L  244  f. 

281. 

Kein  Stat  ist  berechtigt,  ein  grösseres  unbewohntes  oder  iin- 
Btatliches  Gebiet  sich  statlich  anzueignen,  als  er  statiich  zu  ordnen 
imd  zu  dvilisiren  die  Macht  hat,  und  diese  Macht  thatsächlich 
ansaht 
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Der  Becht»grnpa  der  Oœapadoii  lieigt  nor  Im  der  etetlfcfaen  Nator  vnd  Be- 
sUmnumg  dea  Menflchengeschlechte.    Indem  ein  Sut,  wie  das  voa  England  in 
Nordamerika  und  in  Australien,  von  Spanien  und  Portugal  in  Südamerika 
und  Ton  den  Niederlanden  auf  den  Inseln  des  stillen  Oceans  geschehen  ist 
seine  angebliche  Statsherrschaft  Ober  unermessliche,  unbewohnte,  oder  nur 
Ton  Wilden  bewohnte  L&nder  erstreckt,  die  er  in  Wahrheit  weder  su  calÜTiroi 
noch  statüch  sn  beherrschen  die  Macht  hat,  so  wird  jene  statliche  und  Cultmbe- 
Btimmung  nicht  erfüllt,  sondern  im  Gegentheil  ihrem  Fortschritt  ein  Hemmxüss         j 
entgegengestellt,  indem  andere  Nationen  verhindert  werden,  sich  da  anzusiedeln 
und  andere  S  ta  ten  verhindert,  sich  daselbst  civilisirend  einzurichten.    Nur  die 
wahrhafte  und  dauernde  Besetzung  ist  als  wirkliche  Occupation  zu 
betrachten,  die  blosse  scheinbare  Occupation  kann  höchstens  den  Schein  des  Rechts, 
nicht  wirkliches  Recht  gew&hren.    Ein  Stat  verletzt  daher  das  Völkenecht  nicht, 
wenn  er  sich  einer  Gegend  bemächtigt,  welche  nur  angeblich  und  scheinbar  von 
einem  andern  Stat  früher  in  Besitz  genommen  worden  ist.    Wenn  auch  darüber 
leicht  Streit  entstehen  kann  zwischen  den  beiden  Staten,  so  ist  das  nur  eine  poli- 
tische Rücksicht,  die  zu  erw&gen,  nicht  eine  rechtliche  Schranke,  die  zu  be- 
achten ist. 

282. 

Geschieht  die  Besitznahme  von  der  Seeküste  aus,  so  wird  an- 
genommen, dass  das  hinter  der  Küste  liegende  Binnenland  insoweit 
mitbesetzt  sei,  als  es  durch  die  Natur,  insbesondere  dnrch  die  ins 
Meer  einmündenden  Flüsse  mit  derselben  zu  einem  natürlichen 
Ganzen  verbunden  ist. 

Dieser  Grundsatz  wurde  von  den  Vereinigten  Staten  in  einer  Vei^iand- 
lung  mit  Spanien  über  das  Gebiet  von  Lulsiana  am  besten  ausgesprochen.  (Vgl. 
Phillimore  I.  287.)  Die  europ&ischen  Ck>lonien  gingen  gewöhnlich  von  einem 
Seehafen  der  Küste  aus,  welcher  dann  als  das  eigentliche  Gentrum  der  ganzen 
Colonie  und  der  Herrschaft  über  das  Land  angesehen  wurde.  Eine  engere  Be- 
schränkung ist  ebenso  unpractisch,  wie  eine  weitere  Ausdehnung,  jene  weil  die 
Civilisation  und  Statenbildung  genöthigt  ist,  von  da  aus  ihre  Macht  zu  erstrecken 
und  das  Hinterland  und  Flnssgebiet  genMhigt  ist,  auf  diesem  Wege  in  den  Verkehr 
mit  andern  Nationen  einzutreten,  und  diese,  weU  je  grösser  die  Entfernungen  sind 
imd  je  weiter  die  Länder  sich  im  Innern  erstrecken,  auch  der  Zusammenhang  mit 
der  Küste  schwächer  wird  und  ganz  neue  selbständige  Verhältnisse  mOglich  sind. 
Der  obige  Grundsatz  hat  daher  auch  keine  absolute,  sondern  nur  eine  relative 
Geltung.  Wo  grosse  Ströme,  wie  der  Mississippi,  einen  ganzen  Continent  durch- 
fliessen,  kann  aus  dem  Besitz  der  Mündung  natürlich  nicht  die  Herrschaft  Ober 
das  ganze  Flussgebiet  abgeleitet  werden.  In  der  alten  Welt  seh^  wir  oft, 
dass  umgekehrt  von  den  Quellen  der  Flüsse  her  allmählich  das  Statsgehiet  sich 
über  deren  Gebiet  und  bis  an  die  Mündung  ausgedehnt  hat.  Von  den  Quellen  des 
Indus  und  Ganges  her  ist  die  alte  Indisch-arische  Eroberung  allmählich 
vorgedrungen  bis  ans  Meer.    Âm  Oberrhein  setzten  sich  die  alten  Genaaim 
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firflher  fest»  ah  ta  den  Atulinfeii  ctea  Skeiiia  iaa  Méer  mid  det  ftaterreiehiaelw 
angarisclie  Doaanatat  ist  nicht  im  Beoits  der  Snlinammwfamgen.  Die  Behanptung 
englischer  Fubiicisten  mid  Statsmftmier,  dass  Kngland  im  Beaita  der  amerikaniachen 
SeékOste  auch  eine  Herrschaft  habe  über  den  ganzen  nördlichen  Continent 
Amerikas,  von  Meer  zu  Meer,  war  offenbar  phantastisch  übertrieben  mid  wurde 
Ton  den  andern  colonisirenden  Mächten  auch  nicht  anerkannt. 

283. 

Wenn  zwei  Staten  von  zwei  benadibarten  Punkten  ana  sich 
coloniairend  festsetzen  und  statlichen  Besitz  ergreifen  und  nicht  durch 
die  Rncksicht  auf  den  natürlichen  innem  Znsammenhang  zweier  ver- 
schiedener Flnssgebiete  und  eine  Bergscheide  ihre  Gebiete  sich  natur- 
gemäss  unterscheiden ,  ao  wird  eine  mittlere  Linie  zwischen  den 
beiden  Gebieten  als  Grenze  angenommen« 

Vgl.  Phillimore  a.  a.  0.  Selbstyerstftndlich  kann  yertragsmässig  auch 
eine  andere  Qrenadinie  venbredet  werden. 

284. 

Das  Statsgebiet  ist  in  der  Begel  unveräusserlich  und  untheilbar. 

Die  Yer&nsserlichkeit  und  die  Theilbarkeit  des  Statsgebiets  wider- 
streitet der  Olganischen  Natur  der  Dauerhaftigkeit  und  der  Einheit  des  Stats.  Weil 
das  StalsbewusBtaein  im  Mittelalter  wenig  ausgebildet  war  und  das  Statsgebiet  wie 
fh  im  Eigentiinm  des  Landesherm  befindliches  ChrundstOck  betrachtet  wurde,  so 
meinte  man  damala  Territorien,  wie  Landgüter  verkaufen  und  unter  mehrere  Erben 
▼ertheüen  an  dfirfen.  Freilich  schon  damals  suchten  die  Stande  oft  solchen  Uebeln 
durch  Vertrage  zu  begegnen,  welche  aie  mit  den  Forste  abschlössen.  Aber  nur 
sUmAldich  ist  die  richtige  Begel  erkannt  und  in  das  allgemeine  Statsrecht  der 
neuem  Zeit  aufgenommen  werden. 

285. 

Ausnahmsweise  kann  ein  Stat  einen  Theil  seines  Gebiets  aus 
politischen  Gründen  und  in  öffentlich-rechtlicher  Form  an  einen 
aadem  Stat  abtreten. 

Es  ist  das  nicht  eine  sachliche,  dem  FrivatTerkebr  entlehnte  Yer&usserung, 
^f^foàem  eine  atatliche,  in  Inhalt  und  Form  öffentlich-rechtliche  Abtretung.  Am 
^kersten  kommt  dieselbe  in  Friedenasch lüasen,  nachdem  ein  Krieg  die  poli- 
^ÎKhe  Kotlnrendigkeit  derselben  klar  geasacht  hat.  Sie  kann  aber  auch  ohne  Krieg 
ans  Ebsidit  in  die  politische  Zweckmässigkeit  und  freiwillig  vollzogen  werden, 
^a«  der  merlcwOrdigstea  und  rQhmlidMten  Beispiele  dieser  Art  ist  im  Jahr  1863 
.^B  Abtretung  der  Jonischen  Inseln  an  das  Königreich  Griechenland  von 
^^  der  englischen  Krone.  Andere  neuere  Beispiele  ein«r  friedlichen  Abtretung 
^  &  AbtMHgen  BaToyena  an  Frankreich  1860  m&  Seile  Italiens,  die 
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des  (^tterreichlichen  Antheili  an  dem  FOntentliain  Lanenburg  sn  Prensien 
1865  und  die  der  roiiriirJitfi  BesitrangeB  in  Nordamerika  an  die  Yereinigten 
S  taten  1867. 

286. 
Die  Bechtsgiiltigkeit  einer  derartigen  Abtretung  setzt  Yorans  : 

a)  die  zusammenstimmende  politische  WillenserUärang  sowohl 
des  abtretenden  als  des  empfangenden  States, 

b)  die  thatsächliche  Besitzergreifung  Yon  Seite  des  erwerben- 
den States, 

c)  mindestens  die  Anerkennung  yon  Seite  der  politisdi  be- 
rechtigten Völkerschaft,  welche  das  abgetretene  (}ebiet  be- 
wohnt und  nun  in  einen  neuen  Stat  übertritt, 

d)  die  Abwesenheit  eines  ernsten  TÖlkerrechilichen  Hindermsses. 

1.  Zu  a)  und  b)  Barch  den  Vertrag  allein  der  beiden  Staten  wird  die  Âb- 
tretnng  nicht  vollzogen,  sondern  nnr  Torbereitet  Ohne  Statsregierung  gibt 
es  keine  Statshoheit  Die  letztere  moss  also  durch  die  erstere  bewfthrt  werden 
and  das  geschieht  durch  die  dauernde  Besitcergreifung. 

2.  Zu  c)  Die  Anerkennnng  der  politisch  berechtigten  Völkerschaft  ist 
deshalb  unerlftsslich,  weil  dieselbe  nicht  ein  willen-  and  rechtloser  Gegenstand  der 
Veransserong  ist,  sondern  ein  lebendiger  Bestandiheil  des  Stats,  und  der  Widerstand 
der  Bevölkerong  eine  friedliche  Besitzergreifung  unmöglich  macht.  Es  genOgt  aber 
die  Anerkennung  der  Nothwendigkeit,  und  es  ist  nicht  nöthig,  wenn  auch 
wQnschenswerth,  die  freie  und  freudige  Zustimmung  der  BoTölkernng.  Aach  die 
Nothwendigkeit,  der  man  sich  widerwillig  und  ungern,  aber  aus  Einsicht  in  das 
Unyermeidliche  unterordnet,  begründet  in  öffentlichen  Verhältnissen  neues  Recht 
Diese  Anerkennung  liegt  daher  schon  in  dem  Gehorsam,  welchen  man  der  neaen 
Landesregierung  erweist  und  in  dem  Unterlassen  des  Widerstandes  gegen 
dieselbe.  Die  freie  Zustlmmong  dagegen  ist  zugleich  eine  actiye  Bi  Hi  gang  der 
Abtretung.  Besser  ist  es  unzweifelhaft,  wenn  die  letztere  gewonnen  werden  kann 
und  der  erwerbende  Stat  nicht  genöthigt  ist,  sich  vorerst  mit  der  erstem  zu  be- 
gnügen.   Vgl.  unten  §  288.  289.    Verschiedene  Formen  der  Zustimmung  sind: 

1.  Eröffnung  der  Wahl  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Statsgenossen- 
Bchaft,  in  dem  Sinne,  dass  wer  sich  nicht  für  Beibehaltung  der  frilheren 
Statsgenossenachaft  erkl&rt  als  übergetreten  in  die  neue  betrachtet  wird. 
Die  Personen  dagegen,  wekhe  jene  Erklärung  abgeben,  sind  dann  als 
Fremde  in  dem  abgetretenen  Lande  anzusehen,  und  können  nöthigenÜBlb 
zur  Auswanderung  getrieben  werden.  In  dieser  Weise  wurde  durch  den 
französisch-deutschen  Friedensvertrag  vom  10.  Mai  1871  den  Bewohneni 
der  abgetretenen  Provinzen  Elsass-Lothringen  die  Wahl  bis  zum  1.  Oct 
1872  eröffiiet  zwischen  der  deutschen  oder  der  französischen  VoUo- 
genossenschalt. 

2.  Abstimmung  der  Einwohner  über  die  Abtretung  in  dem  Sinne,  dass 
angenommen  wird,  die  Mehrheit  spreche  fCkr  das  ganze  abgetretene  Land. 
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Dieie  Form  ist  in  neuerer  Zeit  besonders  dnrch  den  Einfluss  Napoleons  lu. 
unter  den  romanischen  Nationen  in  Uebong  gekommen.  Sie  entspricht 
dem  demokratischen  Zuge  der  Zeit,  und  befriedigt  das  Selbstgefühl  der 
Massen,  ist  aber  in  hohem  Grade  der  (Gefahr  des  Missbrauchs  nnd  der 
künstlichen  Stimmenwerbong  ausgesetzt. 
3.  Abstimmung  durch  die  Eepr&sentation  der  Landesbevölkerung. 
Diese  Form  sagt  mehr  der  Denkweise  der  Engländer  zu,  welche  die 
Prüfung  und  Entscheidung  über  Statsfrsgen  eher  der  Beprftsentation  des 
Volks  als  der  Massen  anvertrauen. 

Welche  Form  immer  gewfthlt  wird,  der  Hauptentscheid  kann  doch 
nicht  in  die  Willkür  dieser  Bevölkerung  gelegt  werden,  die  immer  nur 
ein  Theil  eines  Ganzen,  nicht  dieses  selber  ist    Der  Hauptentscheid  liegt 
in  dem  Willen  der  Staten,  beziehungsweise  der  Völker,  die  über 
ihre  Theile  verfügen. 
3.  Zu  d)  Als  Spanien  im  Jahr  1800  die  Provinz  Luisiana  an  die  fran- 
zösische Bepublik  abtreten  wollte,   erhoben  England  und  die  Vereinigten  Staten 
Einwendung  dagegen.     Die  Abtretung  von  Luxemburg  an  Frankreich  1867  wurde 
von  Preussen  nicht  zugestanden.    Würde  England  die  Insel  Cuba  von  Spanien  er- 
werben wollen,  so  würde  ohne  Zweifel  die  amerikamsche  Union  darin  eine  schwere 
Verletzung  der  amerikanischen  Sicherheit  erblicken. 

287. 

Wird   das   ganze  Statsgebiet  abgetreten,   so   ist  das  zugleich 

Untergang  des  bisherigen  State  und  Einverleibung  desselben  in  den 

erwerbenden  Stat 

Es  ist  das  daher  strenge  genommen  nicht  mehr  Abtretung,  sondern  nur  Ein- 
verleibung. Den  Schein  der  Abtretung  hat  dieselbe,  insofern  sie  in  Form  der 
Abtretung  der  Hoheitsrechte  von  Seite  des  bisherigen  Fürsten  an  ein  anderes  Stats- 
baupt  geschieht,  wie  z.  B.  in  der  rühmlichen  Abtretung  der  HohenzoUerischen  Fürsten- 
thûmer  an  die  Krone  Preussen.  Aber  dem  Wesen  nach  ist  das  Einverleibung,  weil 
im  entscheidenden  Augenblick  des  Uebergangs  nur  Ein  Stat  übrig  bleibt. 

288. 
Ohne  Uebertragnng  des  abtretenden  Stats  kann  ein  Statsgebiet, 
oder  ein  Theil  desselben  von  einem  andern  State  in  Besitz  genommen 
lind  rechtmässig  einverleibt  werden: 

a)  in  Folge  der  VerzichÜeistung  der  bisherigen  Statsgewalt 
auf  die  Statsherrschaft, 

b)  in  Folge  der  wohlbegründeten  Beseitigung  der  bisherigen 
Statsgewalt  durch  die  Bevölkerung  und  des  freien  An- 
schlusses derselben  an  den  erwerbenden  Stat, 

c)  in  Folge  des  nothwendigen  Fortschritts  in  der  Ëntwioklung 
eines  nationalen  Stats. 
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In  alien  diesen  FäUen  ist  die  Anerkennung  der  nenen  Stats- 
gewalt  durch  die  politisch  berechtigte  Bevölkerung  des  erworbenen 
Gebiets  eine  Bedingung  des  rechtmässigen  Erwerbs. 

1.  Diese  Anerkennung  (vgl.  zu  §  189  und  zu  §  286)  ist  nicht  nöüiig  m 
thatsächlicher  Unterwerfung  und  Beherrschung,  aber  sie  ist  nothwendig,  um  dem 
neuen  Erwerb  den  Stempel  des  Rechts  aufzudrücken.  In  der  Anerkennung  vird 
die  dauernde  Nothwendigkeit  d.  h.  das  Recht  der  yer&ndertoi  Zustftode 
offenbar. 

2.  Dem  ausgesprochenen  Verzicht  steht  das  thats&chliche  Verlassen  des  be- 
sessenen Gebietstheiles  gleich. 

Als  die  Römer  ihre  Beamten  und  ihre  militärischen  Stationen  ans  den  6«^ 
manischen  L&ndem  hinter  die  Grenzwälle  und  den  Rhein  zurückzogen,  mr  du 
ein  thatsächlicher  Verzicht  auf  ihre  Herrschaft  ausserhalb  dieser  Grenzen.  Weon 
ein  modemer'  colonisirender  Stat  eine  bisher  besetzte  Insel  oder  Küsteng^nd,  ohne 
für  den  Statsschutz  zu  sorgen,  verlässt,  so  kann  ein  anderer  Stat  rechtmässiger 
Weise  sich  dieses  Gebiets  bemächtigen. 

8.  WohlbegrOndet  ist  die  Beseitigung  der  bisherigen  Statsherrschaft,  wenn 
dieselbe  in  einen  ernsten  und  dauernden  Widerspruch  gerathen  ist  mit  dem  Beeht 
oder  mit  der  Wohlfahrt  der  Bevölkerung,  so  dass  die  gesicherte  Existenz  oder  die 
Entwicklung  derselben  eine  Aenderung  fordert,  oder  wenn  dieselbe  nothwendig  e^ 
scheint,  um  den  Fortschritt  einer  grösseren  (nationalen)  Lebensgemeinschaft  möglich 
zu  machen,  zu  welcher  die  Bevölkerung  sich  verwandt  und  zugehörig  ftlhlt.  Bei- 
spiele sind  in  neuerer  Zeit  die  Beseitigung  des  souveränen  Fürstenthums  Neu- 
chatel  und  der  Eintritt  dieses  Gantons  in  den  schweizerischen  Bundesstat 
(1848),  ebenso  die  Aufnahme  von  Texas  in  die  Union  der  Vereinigten  Staten 
trotz  des  Mexicanischen  Protestes  (1845),  die  Einverleibung  der  italienischen 
Farstenthamer  Toscana,  Modena  und  Parma  in  das  Königreich  Italien 
(1860)  und  der  Eintritt  der  Republik  der  Jonischen  Insehi  in  das  Königreich 
Griechenland  (1864). 

4.  Wenn  sich  ein  neuer  Stat  bildet,  vielleicht  aus  einer  grossem  Zahl  von 
yerbundenen  alten  Staten,  oder  aus  Stücken  derselben,  so  entsteht  immer  zugleich 
eine  neue  Gebietshoheit  jenes  Stats  und  eine  theilweise  oder  gänzliche  Verdrängung 
àet  bisherigen  Gebietshoheit  der  alten  Staten.  Die  Gnmdsätze  aber  neue  Staten- 
bildung  und  Anerkennung  neuer  Staten  (§  28  ff.)  finden  somit  hier  wieder  An- 
wendung. Ganz  wie  die  ursprüngliche  Statenbildung,  so  ist  auch  die  Statsentwickliu^t 
sobald  sie  als  nothwendig  sich  erweist,  geeignet,  eine  bisherige  Gebietshoheit  zn 
Gunsten  einer  neuen  Statshohelt  zu  beseitigen.  Diese  Umgestaltung  kann  möglicher 
Weise  von  der  Bevölkerung  der  einverleibten  Theile  nicht  gewünscht  werden  and 
dennoch  nothwendig  und  deshalb  gerechtfertigt  sein.  Die  SäcuUri- 
sation  der  geistlichen  Fürstenthümer  in  Deutschland  und  die  Einverleibung 
ihrer  Gebiete  in  die  benachbarten  Staten  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  die  gleich- 
zeitige Mediatisirung  zahlreicher  bisher  relchsunmittelbarer  Herrschaften,  und 
wenigstens  theilweise  aueh  die  dweh  Gesetz  vom  30.  Sc^  18(6  voÜBogene  Ein- 
verleibung von  Hannover,  Kurhessen,  NassM  ußd  FfAisk^url  InPreussen 
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und  ebenso  die  Ein^voieibiiiig  ▼on  Sehleiwig-Holstein  in  Prenssen  durch 
Geseti  ycm  22.  Dec.  1866  sind  aas  dieser  nothwendigen  Entwicklung  des 
modernen  deutschen  Statslebens  zu  erkl&ren.  Indem  sich  die  Nation  als 
Eins  fûhh,  und  zum  Volke  wird,  schafft  sie  sich  mit  Recht  die  Bedingungen  ihres 
statlichen  Gesammtlebens,  und  es  steht  den  Theilen  das  Recht  nicht  zu, 
das  Leben  des  Ganzen  zu  verhindern.  „Es  steht  der  gesammten  Yolks- 
person  das  Recht  zu,  verlebte  politische  Gewalten,  welche  ihre  Existenz  oder 
ihre  Entwicklung  stOren,  zu  beseitigen.''    Vgl.  v.  Treitschke  Pol.  Auff.  B.  S.  849. 

289. 

Obwohl  die  Eroberung  eines  staflichen  Oebietstheils  im  Krieg 
zunächst  in  der  Form  kriegerischer  Gewalt  Yollzogen  wird,  so  be- 
gründet sie  dennodi  die  Statshoheit  über  das  eroberte  Gebiet  nnd 
wird  als  rechtmässige  Erwerbart  betrachtet,  insofern  durch  den 
Friedensschlnss  oder  auch  ohne  solchen  durch  Aufhören  des  Wider- 
standes und  Anerkennung  von  Seite  der  politisch  berechtigten  Be- 
völkerung die  Fortdauer  des  neuen  Statsverbandes  als  nothwendig 
sich  darstellt. 

Von  Alters  her  wird  die  Eroberung  als  Begründung  einer  neuen  Statshoheit 
des  Si^jers  über  das  eroberte  Gebiet  betrachtet,  und  man  beruft  sich  dabei  auf 
den  Consensus  gentium.  Trotzdem  sträubt  sich  das  feiner  empfindende  Recht»- 
gefühl  der  heutigen  Menschheit  gegen  diese  Annahme  ;  denn  die  Eroberung  erscheint 
snnächst  in  der  Gestalt  eines  Gewaltacts  und  nicht  als  Rechtsact.  Die  Ge- 
^t  ist  aber  keine  natürliche  Rechtsquelle,  sondern  umgekehrt  das  Recht  hat  die 
Aufgabe,  der  Gewalt  Schranken  zu  setzen.  Französische  Verfassung  von  1791 
Tit.  VI.  ,^  nation  française  renonce  à  entreprendre  aucune  guerre  dans  la  vue 
de  faire  des  conquêtes  et  n'emploiera  jamais  ses  forces  contre  la  liberté  d'aucun 
peuple.*'  Vgl.  Yolney  bei  Laurent  Étud  XY.  73.  Leider  haben  die  Franzosen 
dieses  grosse  Princip,  das  sie  verkündet  hatten,  auch  damals  nicht  im  Leben  be- 
folgt In  der  That  hat  die  Eroberung,  insofern  sie  nur  als  physische  Unterwerfung 
mit  (Gewalt  unter  die  Herrschaft  des  Siegers  erscheint,  für  sich  die  Kraft  nicht, 
neues  Recht  zu  schaffen,  ausser  höchstens  das  vorübergehende  Nothrecht 
des  Kriegs.  Damit  die  Eroberung  Recht  bildend  wirke,  muss  noch  ein  anderes 
rechtliches  Moment  zu  dem  der  thatsftchlichen  Ueberlegenheit  des  Siegers  hinzu- 
kommen, es  muss  insbesondere  die  Nothwendigkeit  der  Umgestaltung 
offenbar  geworden  sein.  Dann  ergibt  sich  daraus,  dass  jene  Gewalt  selbst  nicht 
rohe  und  blosse  Grewalt  war,  sondern  dass  sich  in  ihr  die  Macht  der  natür- 
lichen Verhältnisse  und  ihrer  Entwickelung  gezeigt  habe,  und  in  dieser 
Macht  ist  allerdings  der  stärkste  Trieb  zu  staüicher  Rechtsbildnng  zu  erkennen. 
Bas  wird  im  Friedensschlnss  voraus  klar  gemacht;  denn  indem  die  krieg- 
i&bienden  Parteien  Frieden  schliessen,  erkennen  sie  die  dauernde  Nothwendigkeit 
der  im  Frieden  bekräftigten  Ordnung  an.  Dem  Friedensvertrage  steht  aber  die 
Aaerkennung  der  Beröfterung  bodéhongswelse  das  gftndiche  Eilösdhen  jedes 
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Widentands  gldth.  Die  offenbar  gewovdetie  Uafthli^ceit  imd  Uimiöf  Udikeiti  den 
EMmpi  fortiiifletsen  oder  m  emeaem ,  macht  jene  Recht  bildende  Macht  ebenfaUi 
offenbar.  Die  Anadehniing  schon  der  alten  Jüdischen  Statahoheit  über  Faustina 
ist  in  gramamater  und  loheater  Fonn  der  Eroberung  ToUsogen  worden  and  deimoeh 
in  ihrem  Erfolg  anerkannt  worden.  Die  Grttndong  der  meisten  germanischen 
Staten  auf  römischem  Boden  ist  ebenso  dnrch  Erobemng  geechehen  und  öfter  durdi 
Aneikennmig  der  Befölkerung  als  durch  FriedenaKhUtase  beaüUigt  worden. 

290. 

Auch  wenn  ee  an  einem  besondem  Rechtstitel  för  den  Erwerb 
fehlt  oder  sogar  erweislich  die  anfängliche  Besitznahme  gewaltsam 
und  mit  Verletzung  des  Rechts  vollzogen  worden  ist,  aber  der  Be- 
sitzstand so  lange  Zeit  ruhig  fortdauert,  dass  derselbe  nunmehr  Ton 
dem  Bewusstsein  des  Volks  als  fortdauernd  nothwendig  anerkannt 
wird,  so  ist  anzunehmen,  der  ursprüngliche  Gewaltzustand  sei  tob 
der  reinigenden  Macht  der  Zeit  in  den  entsprechenden  Rechtszustand 
umgewandelt  worden. 

Eine  Verjährung  in  diesem  Sinne,  freilich  ohne  daas  eine  bestimmte  An- 
zahl Jahre  wie  in  der  priyatrechtlichen  Ersitzung  fixirt  werden  kann,  und  ohne 
dass  die  priyatrechtlichen  Bedingungen  dafOr  gelten,  ist  völkerrechtlich  geradezu 
unentbehrlich,  wenn  nicht  die  Entwicklung  der  geschichtlichen  StatenbiMung  und 
Statenerweiterung  einer  nie  endenden  Bestreitung  Preis  gegeben  werden  soU.  Die- 
selbe ist  denn  auch  in  der  Hauptsache  schon  von  Hugo  Grotius  11.  4,  1  ala 
nothwendig  erkl&rt  worden.  Nur  indem  die  reinigende  und  Becht  bildende  Macht 
der  Zeit  anerkannt  wird,  kann  das  Gef&hl  der  Bechtssicherheit  unter  den  Yftlkern 
befestigt  und  der  allgemeine  Friede  gesichert  werden.  Vgl.  oben  §  87.  38.  Philli- 
more  I.  2ö5  if. 

For  diese  stats-  und  völkerrechtliche  Verjährung  wird  weder  Justus  titalas 
erfordert,  denn  das  Statsgebiet  ist  kein  Gegenstand  des  Geschfiftsvericehrs,  noch 
jene  bona  fides,  des  Privatrechts,  welche  durch  die  Kenntniss  aufgehoben  wird,  dass 
ein  Anderer  darauf  Bechtsanspruch  habe,  wohl  aber  bona  fides  in  dem  öffent- 
lichen Sinne  des  Glaubens  an  die  Nothwendigkeit  solcher  Gestaltung 
der  Yerhftltnisse. 

291. 

Ueberhaupt  ist  jede  neue  Statenbildnng  zugleich  Begründung 
einer  neuen  Gebietshoheit. 

Vgl.  daraber  oben  §  28  f.  Die  Gebietshoheit  ist  nur  eine  einaelne  Eigen- 
schalt  und  Bichtung  der  Statshoheit,  und  diese  die  folgerichtige  Eigenschaft  der 
Existenz  des  Stats. 

292. 
Die  Formen  des  privatirechtUchen  Verkehrs  und  der  pirivat- 
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rechtlichen  Willenserklärang  in  Kauf-  nnd  Tauschyertragen ,  Zu- 
fertigung  im  Grrnndbuch^  Verpfandung,  Erbeinsetzung  und  Vermächt- 
niss,  Erbyertrag,  obwohl  im  Mittelalter  yielfältig  auch  auf  die  Landes- 
herrschaft angewendet,  sind  nicht  mehr  anwendbar  auf  den  Erwerb 
modemer  Statshoheit 

£in  Tausch  ist  heute  noch  m^^eh,  aber  nur  in  völkerrechtlicher  und  stats- 
rechtlicher  Form,  x.  B.  in  einem  Friedens-  oder  einem  andern  Statsrertrag,  nicht 
mehr  in  privatrechtlicher  Fonn.  Der  Yerkanf  dagegen,  dnrch  welchen  auf  der 
einen  Seite  die  Statahoheit  yerftnasert  und  auf  der  andern  Seite  dafür  eine  Summe 
Geldes  bezahlt  wird,  ist  unsers  Zeitalters  unwürdig.  Wohl  aber  lassen  sich  schick- 
licher Weise  auch  mit  statsrechtllch  und  völkerrechtlich  motivirten  Abtretungen 
Geldleistungen  verbinden.  Weil  die  Gebietshoheit  kein  Privatrecht,  kein 
Eigenthum  ist  im  privatrechüichen  Sinn,  sondern  Statsrecht,  so  passen  auch  die 
von  der  Privatwillkttr  benutzten  Formen  des  Privatrechts  nicht  auf  die  Begulirung 
dieser  öffentlichen  Verhältnisse. 

293. 

Das  Erbrecht  dynastischer  Häuser  kann  insofern  noch  den 
rechtmäpssigen  Erwerb  einer  Statshoheit  begründen,  als  dasselbe  zu- 
gleich als  Throniolgerecht  eine  yerfassungsmässige  Geltung  hat  oder 
die  Anerkennung  der  politisch  berechtigten  Beyölkerung  hinzutritt. 

Am  l&ngBten  haben  sich  die  mittelalterlichen  Ansichten  eines  Famllienerb- 
rechtB  in  den  dynastischen  H&usern  und  vorzüglich  noch  in  den  Anschauungen 
deutscher  Volksstftmme  erhalten.  In  unsem  Tagen  glaubte  man  noch,  freilich 
zum  Erstaunen  fremder  Völker,  in  Deutschland  die  Frage  des  Erbrechts  in  den 
NordalblnglBchen  Herzogthümem  Schleswig  und  Holstein  wesentlich  aus  dem  ver- 
wickelten Studium  des  mittelalterlichen  PrivatfOrstenrechtB  allein  entscheiden  zu 
können.  Das  Thronfolgerecht  in  dem  modernen  State  aber  ist  nichts  als  ein  Stack 
StatBverfassung  und  ganz  denselben  Umgestaltungen  und  Yerftnderungen  aus- 
gesetzt wie  diese.  Da  Niemand  einen  privatrechtlichen  Anspruch  auf  die  Regierung 
emes  Volkes  hat,  noch  in  dem  entwickelten  State  haben  kann,  sondern  alle  Thron- 
folge Btatsrechtliche  Succession  ist,  so  legt  die  moderne  Bechtsbildung  den  dynasti- 
8chen  ErbansprOchen  nur  dann  Wirksamkeit  bei,  wenn  sie  auch  in  der  Statsver- 
^snong  begründet  sind  oder  allgemeine  Anerkennung  im  Lande  finden  und  keine 
öffentlichen  BechtsgrOnde  entgegenstehen. 

294. 

Das  hestehende  Statsgebiet  kann  erweitert  werden  durch  Zu- 
wachs, insbesondere  dnrch  Erhebung  der  Seeküste,  durch  An- 
schwemmungen, oder  durch  künstliche  neue  Anlagen  und  Bauten 
ftof  bisher  unstatüchem  Boden.   Es  kann  ebenso  vermindert  werden 
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durch  Versenkimg  dear  Küste,  durch  Wegschwemmung  der  ü£m*  vni 
durch  erneuerte  Verödung  und  Rückzug  der  statlichen  Cultnr. 

Die  einen  Erweiteningen  und  Yenninderongen  des  8tatq;ebiet8  sind  due 
DOthwendige  Wirkung  der  Natur,  die  andern  das  freie  Werk  der  Menschen. 
Da  das  Meer  nicht  Statsgebiet,  sondern  frei  von  jeder  Statsgewalt  ist,  so  Terindat 
natnrgemftss  der  Rackgang  oder  das  Vordringen  des  Meers  auch  den  Umfang  des 
Staitagebiets.  Bedeutende  Aendemngen  der  Art  aind  noch  in  geschichtlicher  Zeit, 
grtaere  freilich  in  vorgeschichtlicher  Zeit  vorgekonunen  und  im  Kleinen  sind  fort- 
wfthrend  Aenderungen  wahrzunehmen.  Die  Yerftndemngen,  welche  der  Mensch 
durch  Uferbanten  oder  durch  Cuhiviinng  am  WOstenzande  bewirkt»  sind  dnrchveg 
auf  rfn^yn  onatm  Baum  beschrftnkk. 

295. 

Wenn  sich  neue  Insehi  im  Strome  oder  Flusse  bflden,  so  ge- 
hören sie,  abgesehen  Yon  besondem  Verträgen,  dem  zunächst  ge- 
legenen Uferstate  zu.  Entstehen  sie  in  der  Mitte  des  Flusses,  so 
unterliegen  sie  der  Theilimg  der  beiden  Uferstaten  nach  der  Mitte. 

1.  Aehnllche  Qrunds&tze  hat  das  römische  und  deutsche  Privatrecht  be- 
sOglich  des  (Jrundeigenthums  auf  der  neuen  Insel  ausgesprochen  (L.  7.  §  3.  D.  de 
adq.  rer.  dorn.  Sachsenspiegel  U.  56.  §  2).  Das  Grundeigenthum  ist  freilich 
nicht  die  Grundlage  der  Statshoheit,  und  die  Analogie  seiner  Grunds&tae  sind  nur 
mit  Vorsicht  auf  das  Statsrecht  anzuwenden.  So  mun  für  dieses  der  Satz  aner- 
kannt werden,  dass  die  neue  Landbildung  innerhalb  der  Grenzen  eines  States,  auch 
wenn  sie  nachweisbar  durch  Wegschwemmung  fremden  Bodens  bewirkt  und  deshalb 
dem  frühem  Grundbesitzer  zu  Eigenthum  verbleiben  würde,  aus  statsrechtüchen 
Gründen  dennoch  zu  dem  Gebiete  gehört,  in  dem  sie  entsteht;  denn  unmöglich 
kann  ein  Stat  sich  durch  blosse  ErdanspOlnng  von  dem  Ufer  wegdr&ngen  und  einen 
fremden  Stat  sich  da  festsetzen  lassen,  bloss  weil  das  Eigenthum  an  den  EIrdstücken 
von  einem  zum  andern  Ufer  versetzt  wird.  Wer  Eigenihflmer  sei,  ist  für  die  Stats- 
hoheit ganz  gleichgültig,  und  weder  die  Ausdehnung  seiner  Macht  noch  die  Sicherheit 
seiner  Grenze  ist  von  der  Frage,  wem  das  Grundeigenthum  gehöre,  abhängig  za 
machen.    Vgl.  darüber  auch  Oppenheim  HE.  7. 

2.  Durch  NeubUdung  von  Inseln  kann  flberdem  die  Landesgrenze  insofern 
erweitert  werden,  als  nun  von  dem  Ufer  der  Insel  aus  nach  dem  Meere  hin  der 
Stat  seine  Macht  weiter  als  bisher  von  dem  Flussufer  her  erstrecken  kann.  Ein 
Beispiel  einer  solchen  Erweiterung  durch  Inselbildung  in  der  Mündung  des  Mis- 
sissippi führt  Phillimore  an  L  240.  Der  Uferstat  kann,  schon  um  seiner 
Sicherheit  willen,  nicht  zugeben,  dass  die  im  Meere,  d.  h.  auf  statenlosem  Boden 
entstandene  Insel  der  freien  Occupation,  vielleicht  einer  rivalisirenden  Macht  oifen 
stehe,  sondern  viebnehr  begründet  die  Statshoheit  über  das  Flussgebiet  und  über 
die  Mündung  des  Flusses  ein  natürliches  Anrecht  auf  die  Besetzung  der  Inseln, 
die  durch  Anschwenmiungen  des  Flusses  in  bisher  freiem  Meer  gebildet  werden. 
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2.  Orenxen  des  StatsgeMets. 

296. 

Wo  zwei  Statsgebiete  zosammenstossen,  sind  die  Nachbarstaten 
yerpflichtet,  die  Greiizlinie  gemeinsam  zu  ordnen  und  möglichst  klar 
zu  bezeichnen. 

Die  Pflicht  der  Grenzbesümmimg  folgt  aus  dem  friedlichen  Kebeneinandersein 
der  Staten.  Jeder  Ton  beiden  ist  berechtigt,  bis  an  seine  Grenze  zu  herrschen  und 
jeder  yerpflichtet,  nicht  darüber  hinaus  in  das  Nachbargebiet  fiberzugreifen.  Daher 
haben  beide  Hecht  und  Pflicht,  die  Grenze,  die  sie  yon  einander  scheidet  und  ihnen 
gemeinsam  ist,  auch  gemeinsam  ins  Klare  zu  setzen.  Die  Analogie  des  priyat- 
rechtlichen  judicium  finium  regundorum  findet  hier  Anwendung,  immerhin 
natttrlich  mit  BerQcksichtigung  der  Unterschiede  zwischen  dem  Grundeigenthum  der 
Privatpersonen  und  der  öffentlich-rechtlichen  Natur  der  Gebietshoheit.  Als  Grenz- 
zeichen werden  Marksteine  oder  Grenzpfthle  gesetzt,  Graben  gezogen,  eine  Lichtung 
durch  den  Wald  hergestellt,  WäUe  und  Mauern  gebaut,  schwimmende  Tonnen  be- 
festigt u.  dgl. 

297. 

Wenn  ein  Grebirgszug  die  Grenze  bildet  zwischen  zwei  Ländern^ 
80  wird  im  Zweifel  angenommen,  dass  der  oberste  Berggrat  und  die 
Wasserscheide  die  Grenze  bestimmen. 

Die  Bergzfige  sind  sehr  oft  Yölkerscheiden.  Ist  die  Hohe  des  obersten  Berg- 
grats erreicht,  so  ist  zugleich  die  Wasserscheide  gefunden.  Wie  die  Wasser  zu 
Thal  ffiessen,  und  sich  da  zu  Bach  und  Fluss  einigen,  so  sammelt  sich  auch  der 
Verkehr  der  Menschen  yon  allen  umliegenden  H6hen  her  in  dem  einigenden  ThaL 
Frühe  sehon  haben  aufgeweckte  Kationen  das  bemerkt  und  daher  an  jener  Linie 
die  nattlrliche  Grenze  erkannt 

298. 

Bildet  ein  Fhiss  die  Grenze  und  ist  derselbe  nicht  in  den 
ansschliesslichen  Besitz  des  einen  üferstates  gelangt,  so  wird  im 
Zweifel  angenonmien,  die  Mitte  des  Flusses  sei  die  Grenze. 

Bei  schiffbaren  Flüssen  wird  im  Zweifel  der  Thalweg  als  Mitte 
angenommen. 

1.  Weit  öfter  bilden  die  Flüsse  nicht  die  Grenze  zwischen  zwei  Ländern, 
sondern  dienen  zur  Verbindung  und  zum  Verkehr  der  beiderseitigen  üferbewohner. 
Gewöhnlich  finden  wir  dieselbe  Nation  und  denselben  Stamm  auf  beiden 
Ufern  angesiedelt  Daher  fiiessen  sehr  yiele  grosse  Ströme  und  Flfbase  innerhalb 
desselben  Statsgebiets  und  gehören  dann  zu  diesem  Statsgebiet.  Der  Nil  in 
^Wpten,  der  Indus  und  Ganges  in  Indien,  dev  Tigris  und  der  Euphrat  in 
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Aflsyrien,  Medien  und  Persien,  der  Po  in  Norditalien,  die  Weser  und  die  Elbe 
in  Norddeutschland,  aber  auch  der  Mississippi  in  den  Vereinigteu  Staten  toq 
Nordamerika  u.  s.  f.  gehörten  fast  in  allen  Zeiten  meistens  auf  beiden  Seiten  der- 
selben Nation  und  demselben  State  an.  Auch  der  Rhein  ist  auf  beiden  Ufern 
Yon  deutschen  Stftmmen  bewohnt,  und  die  Donau  fiiesst  durch  Bayerisches,  Oester- 
reiclusches,  Ungarisches  und  Türkisches  (Gebiet  Aber  zuweilen  werden  die  Flflsse 
allerdings  zur  Grenze  benutzt  zwischen  zwei  Lftndem,  sei  es  weil  Terschiedene 
Nationen  nur  bis  an  den  Fluss  kamen,  aber  sich  nicht  darQber  hin  wagten,  sei  es 
weil  hauptiAchlich  militärische  Gründe  auf  diese  Art  der  Beschränkung  einwirkten. 
So  zog  sich  das  spätere  römische  Kaiserreich  auf  die  SQdseite  der  Denan  und 
auf  die  Westseite  vom  Rhein  zurück,  um  sich  besser  gegen  die  Einf&lle  der  Go- 
manen  zu  yertheidigen. 

2.  Die  Flussgrenze  ist  fOr  die  Vertheidigung  des  Gebiets  insofern  nütz- 
lich, als  dem  feindlichen  Uebergang  natürliche  Hindemisse  im  Wege  stehen,  welche 
durch  die  Kriegskunst  noch  yerstäxkt  werden  können.  Sie  ist  überdem  insofern 
auch  eine  klare  Grenze,  als  die  Ufer,  als  je  dem  einen  oder  andern  State  ange- 
hörig, scharf  bezeichnet  sind.  Aber  im  Uebrigen  ist  die  Flussgrenze  nicht  zweck- 
mässig, weil  die  eigentliche  Grenzlinie  inmitten  des  Flusses  beständig  yerwischt 
und  auch  verändert  wird  und  wenn  die  Flüsse  schiffbar  sind,  die  Schifffahrt  sich 
gerade  auf  der  Grenzlinie  bewegt,  daher  die  Unterscheidung  der  Statshoheit 
während  der  Fahrt  entweder  zweifelhaft  wird,  oder  nach  andern  Erwägungen  als 
der  Grenzlinie  bestimmt  werden  muss.  Man  untersucht  daher  gewöhnlich  nicht,  ob 
das  Schiff  eher  diesseits  oder  jenseits  der  Mittellinie  sich  bewegt  habe,  wenn  etwa 
die  gerichtliche  Gompetenz  über  ein  verübtes  Vergehen  zu  ermitteln  ist,  sondern 
nimmt  im  Zweifel  an,  dass  je  nachdem  das  Schiff  dem  einen  oder  andern  Uferstat 
angehöre  oder  auch  nur  da  stationirt  sei,  die  Gerichtsbarkeit  des  betreffenden  Stats 
im  Zweifel  begründet  sei.  Der  Thalweg  selbst  gilt  dann  als  eine  gemeinsame 
Grenze.  Mit  Unrecht  wird  er  als  neutral  bezeichnet.  Er  gehört  nicht  keinem 
der  beiden,  sondern  eher  jedem  der  beiden  Gebiete  an,  soweit  das  überhaupt 
möglich  ist.  Er  wird  daher  von  beiden  Nationen  frei  zur  SchifSahrt  benutzt,  und 
keiner  der  beiden  Staten  darf  diesen  Gebrauch  hemmen.    Vgl  unten  §  303. 

3.  Die  Mitte  des  Flusses  kann  auch  von  dem  festen  Uferrand  aus  be- 
messen werden.  Aber  wenn  der  Fluss  selber  veränderlich  ist,  so  ist  es  unpassend, 
eine  bewegliche  Grenze  durch  eine  unbewegliche  Linie  fiziren  zu  wollen.  In 
neuerer  Zeit  zieht  man  bei  schiffbaren  Flüssen  den  Thal  weg  vor,  weil  eben  da 
der  Hauptfluss  sich  bew^  welcher  als  Grenze  dient  Der  Ausdruck  ist  sogar  in 
den  französisch  geschriebenen  Friedensvertrag  von  Luneville  vom  9.  Febr.  1801 
Art.  in.  übergegangen:  „le  Thalweg  de  TAdige  servant  de  ligne  de  démarcation'' 
und  war  früher  für  die  Bheingrenze  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  aner- 
kannt.   Beichsdeputationsbeschluss  von  1853  §  30. 

299. 

Die  Flossgrenze  ist  insofern  yeränderlich,  als  der  Fluss  sein 
Bett  und  seinen  Thalweg  gelegentlich  verändert 
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Wenn  aber  der  Fluss  sein  Bett  ganz  verlässt  und  eine  neue 
Bichtnng  einschlägt,  dann  bleibt  das  alte  Flussbett  die  Grenze. 

Die  Yeifiadening  des  Thalwegs  kann  auch  künstlich  durch  Wasserbauten  be- 
wirkt werden.  Schon  deshalb,  weil  dadurch  die  gemeinsame  Grenze  afficirt  wird, 
darf  kein  Uferstat  willkürlich  solche  Uferbauten  Toniehmen,  welche  jene  Aenderung 
nach  sich  ziehen.  Wird  dagegen  die  Flusscorrection  in  wechselseitigem  Einver- 
Btändniss  vollzogen,  so  wird  unbedenklich  auch  der  kOnstlich  yerfinderte  Thalweg 
als  Grenze  anerkannt. 

Wenn  der  Fluss  eine  ganz  andere  Richtung  nimmt  und  ein  neues  Bett  gr&bt, 
so  ist  das  nicht  mehr  die  unyermeidUche  Wandelbarkeit  der  Flussgrenze,  sondern 
ein  neuer  Einschnitt  in  das  eine  oder  andere  unzweifelhafte  Statsgebiet  hinein 
in  Abweichung  yon  der  bisherigen  Landesgrenze.  Das  darf  natürlich  keinen  Ge- 
bietsverlust des  einen  und  keine  Gebietserweiterung  des  andern  Stats  begründen. 
Vgl  Hugo  Grotius  H.  3.  {  16. 

300. 

Insoweit  nicht  die  Nationalität  eines  Schiffes  entscheidend  ein- 
wirkt, steht  beiden  Uferstaten  eine  concurrirende  Gebietshoheit 
(Polizeigewalt  und  Gerichtsbarkeit)  über  die  auf  der  Grenzlinie  hin- 
fahrenden Schiffe  zu. 

Vgl.  zu  §  298.  316. 

301. 

Ebenso  wird  die  Mitte  eines  Landsees  als  Grenze  zwischen 
den  entgegengesetzten  üferstaten  vermuthet,  wenn  nicht  durch  Ver- 
träge oder  üebung  eine  andere  Grenze  bestimmt  ist.  Daneben  wird 
die  freie  Schifffahrt  auf  dem  See  für  beiderlei  Uferbewohner  als 
Regel  anerkannt. 

Hier  muss  die  Mitte  von  beiden  Ufern  ausgemessen  werden,  da  es  einen  Thal- 
weg nicht  gibt,  oder  wenigstens  derselbe  nicht  ebenso  deutlich  ist,  wie  bei  Flüssen. 

302. 

Bildet  das  freie  Meer  die  Grenze  des  Statsgebiets ,  so  wird 
angenommen,  der  nasse  Eüstensaum  sei  noch  so  weit  der  Stats- 
hoheit  unterworfen,  als  die  Statsmacht  vom  Ufer  her  sich  darüber 
erstreckt,  also  auf  Kanonenschussweite. 

Eine  genauere  oder  engere  Grenze,  wie  insbesondere  die  von 
einer  Seemeile  oder  drei  englischen  Meilen  von  der  Küste  —  zur 
Zeit  der  Ebbe  —  kann  vertragsmässig  oder  statsrechtlich  bestimmt 
werden. 


|g2  Tiert«8  Buch. 

1.  Dieie  Aoadéhnnng  der  Oebieteliohek  fiber  das  feile  Lend  Wmm  in  den 
Bereich  dee  eeiner  Nator  nach  statenloaen  Meeree  ist  freilich  nur  eine  beechrinïte, 
keine  YolLrtAndige.  Ygl.  darüber  unten  {  310.  322  ff.  Das  Mass  der  Aosdebnung 
ist  fiberdem  seit  Erfindung  der  weittragenden  gesogenen  Oeschtttse  erheblidi  grosser 
geworden;  Indessen  ist  diese  Erweiterung  nur  die  natürliche  Wirkung  der  gesteigertea 
Statsmacbt.  AnfangR  mochte  der  Hammerwurf,  dann  der  Pfeilschuss  die  engere 
Grenze  bexeichnen,  dann  kam  die  Erfindung  und  der  grosse  Fortschritt  der  Feuer- 
waffen in  einer  Beihe  von  Abstufungen  yon  den  unsicheni  und  nur  in  kmser 
Flugbahn  wirkenden  ersten  Geschützen  bis  zu  der  scharf  und  wdtfaeffeaden  ge- 
sogenen Kanone  der  Gegenwart.  Immer  ist  der  leitende  Gedanke  der:  „Tense 
dominium  finitur,  ubi  finitur  armorum  vis"  oder:  „qnousque  e  terra  imperari  polest'' 

2.  Die  Seegrenze  von  3  (englischen)  Meilen  oder  einer  Seemeüe  ist  z.  B. 
in  den  Vertragen  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staten  yon  Amerika 
vom  28.  Oct  1818  (Art  1)  und  Ton  Frankreich  und  England  in  dem  Vertrag 
Tom  2.  Aug.  1839  (Art.  9  und  10)  anerkannt  Vgl.  Oppenheim  Völkeirecht  DI 
§  6.    Phillimore  I.  235  f. 

3.  Da  die  neuen  Geschütze  bis  auf  5  englische  Meilen  wirken;  so  frflgt  sich, 
ob  die  bisherige  Grenze  yon  3  Meilen  nidit  zu  kurz  bemeesen  ist  Vgl  darüber 
die  Note  des  amerikamschen  Ministers  Seward  an  den  englischen  Gesch&ftstrftger 
in  Washington  yom  16.  Sept  1864,  worin  folgende  Fragen  gestellt  sind:  1)  Soll 
nun  die  Geriditsbarkeit  des  Kttstenstats  von  3  auf  5  Meilen  erstreckt  werden? 
2)  Wenn  die  Kanonenkugeln  der  Kriegsschiffe  auch  nicht  den  neutralen  Küsten- 
sanm,  so  wenig  als  das  neutrale  Land  erreichen  dürfen,  sollten  jene,  die  Schnss- 
weite  yon  ö  Meilen  yorausgesetzt,  erst  in  einer  Entfernung  yon  8  Meilen  yon  der 
Küste,  feuern  dürfen?  Soll  überhaupt  kein  bestinmites  Mass  (in  Meilenzahl)  der 
Entfernung  angenommen  werden,  sondern  Alles  von  der  Tragweite  der  Geschosse 
abhängig  gemacht  werden? 

308. 
Weim  zwei  Staten,  yrelche  an  das  freie  Meer  grenzen,  einander 
so  nahe  sind,  dass  der  Küstensaum  je  des  einen  State  in  den  Küsten- 
saum des  andern  hinüberreicht,  so  sind  sie  verpflichtet)  einander  in 
d^n  gemeinsamen  Gebiet  wechselseitig  den  Küstenschutz  zuzuge- 
stehen, oder  über  eine  Scheidelinie  sich  zu  vereinbaren. 

Das  Yerhältniss  der  beiden  Uferstaten  wird  hier  ähnlich  wie  in  den  Fällen 
der  Fluss-  oder  Seegrenze.    Es  tritt  eine  concurrirende  Gebietshoheit  ein. 


8.  Oeffentliche  Gewässer.    Die  Meeresfreiheit. 

304. 

Das  Meer  ist  von  Natur  zur  Sonderherrscfaaft  ungeeignet  und 
dem  gemeinen  Gebrauch  aller  Nationen  geöffnet    Das  Meer  iat  frei. 


I 
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An  dem  offenen,  freien  Meer  ist  keine  Gebietshoheit  eines  ein- 
zelnen States  oder  mehrerer  verbundener  Staten  möglich  und  zulässig. 

Noch  im  riebzehnten  Jahrhundert  versachten  es  einzehie  Staten,  sich  eine 
ausschliessliche  Seeherrschaft  über  bestimmte  Meere  aneumassen  und 
andern  Nationen  die  SchifflTahrt  oder  Fischerei  daselbst  za  yerbieten.  So  z.  B. 
Fortngal  and  Spanien  in  den  Ost-  und  Westindischen  Meeren  unter  Berufung  auf 
die  Verleihung  des  Papstes.  Auch  England  behauptete  ein  besonderes  Becht  auf 
die  Meere  zu  haben,  welche  die  britischen  Inseln  umfliessen  und  strebte  sogar  eine 
nniyerselle  Herrschaft  zur  See  überhaupt  an.  (Vgl.  Bacon  bei  Laurent  Étud. 
XV.  S.  54.)  Gegen  diese  Anmassung  erhob  sich  Hugo  Groot  in  seiner  be- 
rühmten Schrift  „mare  liberum'*  (Utrecht  1609)  mit  vissenschaftlichen  Gründen. 
Dem  heutigen  Bechtsbewusstsein  der  Menschheit  ist  die  Freiheit  des  Meeres  von 
jeder  Statsherrschaft  nicht  mehr  zweifelhaft;  und  die  seefahrenden  Völker  üben 
diese  Freiheit  in  allen  Bichtungen  unangefochten  aus.  In  Folge  dessen  ist  der 
grtssere  Theil  der  ErdoberfiUkche  allen  Völkern  gemeinsam  und  dient  so  dem 
menschlichen  Verkehr. 

305. 

Das  heutige  Völkerrecht  gestattet  nicht  mehr  die  Âbschliessung 
eines  Meeres  von  dem  Weltverkehr,  welches  von  Natur  oder  durch 
menschliche  Cultur  der  Schifffiahrt  zugänglich  und  mit  der  offenen 
freien  See  verbunden  ist,  auch  dann  nicht,  wenn  jenes  Meer  von 
einem  Statsgebiet  umschlossen  ist. 

In  alter  Zeit  war  diese  Begel  noch  nicht  anerkannt.  Die  Phönizier  und 
Karthager  betrachteten  das  mittelländische  Meer  grossen  Theils  als  ihre  See, 
ebenso  qpAter  die  Bömer.  Dänemark  machte  eine  Zeit  lang  ahnliche  Ansprüche 
der  Herrschaft  über  das  Baltische  Meer;  die  Bepublik  Venedig  wollte  im  Adri&- 
ti sehen  Meer  aUein  herrschen,  die  Bepublik  Genua  im  ligurischen  Meer,  die 
Türkei  behauptete,  dass  das  Aegäische  wie  das  Marmarameer  ihr  Eigenthum 
sei,  Biisaland  weigerte  fremden  Nationen  die  Seefahrt  auf  dem  schwarzen  Meer. 
Alle  diese  FMUensionen  mussten  schliesslich  der  steigenden  Anerkennung  der  Meeres- 
freiheit weichen.  Durch  die  Pariser  Gongressacte  Ton  1856  Art.  IL  ist  der  Satz 
aosgeaprochen  worden:  ,J!ia  mer  Noire  est  neutralisée,  oaverte  à  la  marine  mar- 
chande de  toutes  les  nations'^ 

306. 

Geschloesene  Meere  werden  nur  insofern  anerkannt,  als  sie 
für  die  Schiffiiahrt  vom  offenen  Meer  her  unzugänglich  und  von 
diesem  völlig  abgetrennt  sind.  Dieselben  sind  dann  ähnlich,  wie 
die  Binnenseen  mit  süssem  Wasser,  der  Statshoheit  unterworfen. 

Ein  von  jeher  anerkanntes  Beispiel  ist  das  Todte  Meer  hi  Syrien.  An 
dem  Easpischen  Meer  begegnen  sich  verschiedene  Nationen  und  Staten,  aber  eine 
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Vexbindnng  mit  dem  Weltmeer  iü  nkht  da.   Die  MfigUchkeit,  danuis  ein  Boflnackei 
Meer  ro  maclieii,  liegt  daher  nicht  sehr  ferne. 

307. 
Auf  offenem  «Meere  ist  sowohl  die  Schiffiahrt  als  die  Fischerei 
für  alle  Nationen  und  fur  Jedermann  röllig  frei. 

Die  Schiffahrt  ist  zunächst  als  Handels-  und  Yerkehrsschiff fahrt  fireL 
Eben  für  den  Weltyericehr  ist  das  Meer  offen.  Neboi  der  Schulfahrt  zum  Verkehr 
kommt  als  zweite  Hauptnatzung  des  Meeres  die  Fischerei  in  Betracht.  Auch  in 
dieser  Hinsicht  hat  kein  Stat  ein  Recht,  für  seine  Fischer  ein  PriTÜ^nm  ann- 
tprechen  und  die  fremden  Fischer  dayon  auszuschliessen.  Die  reichen  Schitze  des 
Meeres  sind  der  ganzen  Menschheit  offen.  Noch  im  achtzehnten  Jahrhundert  msaste 
sich  die  Krone  Dänemark  das  ausschliessliche  Recht  der  Fischerei  an  in  den  Ge- 
wfissem  der  Nordsee  in  der  N&he  von  Island  und  Grönland  und  geiieth  darüber 
mit  den  Vereinigten  Staten  der  Niederlande  in  Streit.  Auch  die  Beschränkung 
dieses  Rechts  auf  15  Seemeilen  von  der  Küste  weg,  welche  die  dänische  Re^^erong  j 
schliesslich  zugestand,  ist  durchaus  ungenügend  und  wurde  von  den  andern  Staten  | 
nicht  anerkannt  In  unserm  Jahrhundert  entstand  wiederholt  Streit  zwischen  Eng- 
land und  den  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  Ober  die  ergiebige  Fischerei  in 
den  Gewässern  von  Neufundland.  Ein  Vertrag  vom  2.  August  1839  gestand  den 
Amerikanischen  Fischern  die  Fischerei  zu  bis  auf  drei  Meilen  von  der  Küste.  Vgl. 
darüber  Phillimore  I.  189  ff.  Ueber  die  Fischerei  an  den  französisch-englischen 
Küsten  ist  im  Nov.  1867  ein  neuer  Vertrag  abgeschlossen  worden,  welcher  in  dem 
gemeinen  Meer  die  absolute  Freiheit  sichert,  in  den  Eigengewässem  dagegen  die 
nationale  Fischerei  vorbehält 

308- 

Das  Recht  der  freien  Schiffifahrt  auf  offenem  Meere  wird  nicht 
verletzt,  sondern  nach  Umständen  geschätzt  durch  yölkerrechÜiche 
Beschränkungen  der  Kriegsmarine  in  bestimmten  Meeren. 

Ein  Beispiel  ist  die  Beschränkung  der  Zahl  der  Bnssischen  Kriegs- 
schiffe im  schwanen  Meer,  welche  der  Pariser  Friede  von  1856  angeordnet  und 
die  Londoner  Conferenz  von  1871  wieder  aufgegeben  hat,  ein  anderes  ist  das  Ver- 
bot der  Durchfahrt  fremder  Kriegsschiffe  durch  die  Dardanellen  und  den  Bosphoms 
von  Seite  der  h.  Pforte.  Verträge  von  London  13.  Juli  1841  und  Paris  30.  März  1856. 

309. 
Einer  beschränkte  Gebietshoheit  miterworfen  sind: 

a)  der  das  Land  bespülende  Küstensaum  (§  302), 

b)  die  Seehäfen, 

c)  die  Meereseinbrfiche, 

d)  kleinere  zwischen  zwei   Vorsprängen  des  Landes  gelegene 
Buchten. 


\ 
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Die  nahe  Benehnng  solcher  llieile  des  Meeres  nun  Lande  and  nun  Stat 
rechtfertigt  eine  relatiye  Ansdehnnng  der  Gebietshoheit  Dieselben  werden  als 
Zugehörigkeit  des  Landes  betrachtet,  dessen  Macht  und  Schatz  sich  darüber  er- 
streckt Die  Sicherheit  des  States  und  seiner  Rechtsordnung  ist  dabei  so  offenbar 
interessirt,  dass  der  gewohnte  Massstab  der  Kanonenschussweite  bei  Buchten  nicht 
immer  als  genflgend  erachtet  wird.  Indessen  ist  diese  Ausdehnung  doch  nur  da 
zuzugestehn,  wo  ihre  Grfinde  wirksam  sind  und  nicht  wo  der  Umfang  der  Bucht 
sich  weiter  erstreckt,  und  lediglich  als  Theil  des  offenen  Meeres  erscheint,  wie 
z.  B.  in  der  Hudsons-Bai,  und  in  dem  Meerbusen  von  Mexico.  Unbe- 
stritten ist  die  Seeherrschaft  Englands  zwischen  der  Insel  Wight  und  der  EngUschen 
Küste,  aber  keineswegs  gutzuheissen  in  dem  ganzen  Kanal  oder  in  dem  Meer 
zwischen  England  und  Irland,  wenn  gleich  der  englische  Admiralit&tshof  die  Lehre 
Ton  den  „Engen  Meeren*'  (Narrow  Seas)  oft  mit  Erfolg  aber  Gebühr  aus- 
dehnte und  grosse  Stücke  des  offenen  Meeres  als  sogenannte  „Königskammern'' 
(King's  Chambers)  in  Beschlag  zu  nehmen  versuchte.  Der  Vertrag  zwischen  England 
und  Frankreich  vom  2.  Aug.  1839  aber  die  Canalfischerei  bestimmt  in  Art.  ö,  dass 
die  Baien  von  weniger  als  zehn  Seemeilen  weiter  Oeffiiung  noch  von  dem  zum 
Land  gehörigen  KOstensaum  umfasst  werden.  Ebenso  kann  die  Herrschaft  der 
Türkei  aber  die  Meerengen  der  Dardanellen  und  des  Bosphorus  nicht  be- 
zweifelt werden,  wenn  gleich  das  neuere  Yölkerrecbt  für  die  freie  SchifiTahrt  auch 
dnrch  diese  Meerengen  ins  schwarze  Meer  sorgt  Pariser  Vertrag  vom  30.  März 
1856.  Fremden  Kriegsschiffen  wird  die  Durchfahrt  untersagt,  ausser  zu  Ehren 
eines  Statshauptes  an  Bord.  Erklärung  der  h.  Pforte  vom  28.  Sept  1868.  (Statsarch. 
Nr.  3ÖÖ8.) 

310. 

In  Folge  dieser  beschränkten  Gebietsholieit  ist  der  Stat  be* 
rechtigt,  alle  znm  Schütze  seines  Gebietes  und  seiner  Rechtsordnung 
nöthigen  Massregeln  auch  über  diese  Theile  des  Meeres  auszudehnen, 
polizeilidie  Anordnungen  zu  treffen  bezüglich  der  Schifffahrt  und 
der  Fisdierei,  aber  er  ist  nicht  berechtigt,  im  Frieden  die  Durch* 
fahrt  oder  die  Benutzung  dieser  Gewässer  für  die  Schifffahrt  will- 
kürlich zu  untersagen  oder  mit  Steuern  zu  beschweren. 

1.  So  kann  der  Uferstat  im  Interesse  seines  Zollsystems  die  fremden 
Schiffe  anweisen,  nur  an  bestimmten  SteUen  zu  landen  und  sich  des  Verkehrs  mit 
den  Kflstenbewohnem  su  enthalten,  im  Interesse  der  Sicherheit  die  Annäherung 
von  bewai&ieten  Schiffen  verhindern  u.  s.  f.  Seihst  Verhote  der  fremden  Fischerei 
kommen  hier  noch  vor  und  werden  aneriaumt  Die  Regnlimng  der  Fischerei  in 
diesen  Gewässern  ist  ganz  unbedenklich.  Insbesondere  wird  die  heimische  Angel- 
fischerei, wekhe  dnrch  schwinunende  Bojen  erkennbar  gemacht  wird,  gegen  die 
Grnndfischerei  oft  dordi  Polizeivenxdnnngen  geschützt. 

2.  Eäne  sehr  starke  und  im  Qrande  ungerechte  Benutzung  der  Seeherrschaft 
gewhah  dnrch  Danemark,  indem  es  während  Jahrhunderten  im  Besitz  der  beiden 
^^■^dzongen,  irelche  den  Sundpass  einengen,  aof  der  einzigen  FahistnuNO  ans  dem 
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bdtiachfln  Meere  ia  die  NoidMe  den  togeoaimtea  Sundsoll  eriiob.  Den  mittd- 
allexlidien  Bechtaeaaichten  mr  dieie  Zollerhebung  nidit  ebenso  tnettalg,  wie  dem 
modernen  BechtsbeiraaitBein.  Die  eonqpüachen  Steten  lieaMU  mch  daher  dieee  Be- 
liatigong  gefallen  und  anchten  nur  durch  Yertrftge  eine  weitere  Erachwaang  m 
Terhûten.  Erst  der  offene  und  entachiedene  Widerspruch  der  Vereinigten  Staten 
Ton  Amerika  n6thigte  Dftnemark  über  Ablösung  des  Sundzolla  zu  Teihandeln.  Sdt 
dem  Jahr  1857  iat  nun  diese  Beachwerde  der  Schüfftdnt  von  den  übrigen  Staten  yer- 
tragsmftaaig  loagekauft  und  die  freie  Schiffahrt  am  1.  April  1857  heigeatellt  worden. 

311. 

Die  Ströme  und  Flüsse  gehören,  wenn  sie  innerhalb  eines 
Landes  fliessen,  zu  dem  Statsgebiet  des  Landes,  wenn  sie  zwischen 
zwei  Staten  die  Grenze  bilden,  im  Zweifel  je  zur  HäJfte  bis  in  die 
Mitte  den  beiderseitigen  Uferstaten  zu. 

Vgl.  oben  zu  Art  298. 

812, 

Schififbare  Ströme  und  Flüsse,  welche  das  Grebiet  mehrerer 
Staten  durchfliessen,  begründen  ein  gemeinsames  Becht  und  Interesse 
aller  dieser  Staten  an  der  geordneten  und  freien  Benutzung  der- 
selben zur  Schifffahrt. 

Jeder  der  betheiligten  Staten  ist  yerpâichtet,  auf  seinem  Gebiet 
sowohl  für  die  Offenhaltung  des  Fahrwegs  für  die  Schiffe  als  für 
den  Unterhalt  der  Leinpfade  zu  soi^n. 

Es  ist  das  einer  der  wenigen  Fortschritte,  welche  die  Entwicklung  des  Völker- 
rechts hauptsächlich  auf  Betrieb  des  Preussischen  Gresanten  Wilh.  t.  Humboldt 
den  Verhandlungen  des  Wiener  Congresses  Terdankt.  Die  Wiener  Gongressacte 
¥on  1815  Art  108  lautet:  „Les  Puissances,  dont  les  états  Boni  séparés  ou  traversés 
par  une  même  rivière  navigable,  s'engagent  à  régler  d*un  commun  accord  tout  ce 
qui  a  rapport  à  la  navigation  de  cette  rivière.  Art.  113.  Chaque  état  riverain  se 
chargera  de  Tentretien  des  chemins  de  halage  qui  passent  par  son  territoire  et  des 
travaux  nécessaires  pour  la  même  étendue  dans  le  lit  de  la  rivière,  pour  ne  faire 
éprouver  aucun  obstacle  à  U  navigation."  Der  Fluss  bfldet  ein  natOrliches  Band, 
welches  die  Lftnder  verbindet,  die  er  durchfliesst  Sein  Gew&saer  ergibt  «ich  nicht 
völlig  der  Sonderherrschaft  eines  States,  es  fliesst  wdter,  unbdcQmmert  um  die 
Btatliche  Grenze.  Es  dient  daher  auch  der  gemeinsamen  Schifffahrt,  soweit 
der  Fluss  schiffbar  ist.  Es  ist  nur  eine  Anerkennung  dieser  natttrlichen  Verhält- 
nisse, wenn  die  Kechtsordnung  diesen  Zusammenhang  und  diese  Gemeinschaft  sdifltzt, 
und  nicht  gestattet,  dass  einer  der  Uferstaten  einseitige  Hemmnisse  bereite,  sondera 
viefanehr  alle  Uferstaten  verpflichtet,  zur  Erhaltung  der  Schiffiahrt  die  nöthigen 
Massregeln  (s.  B.  Reinigung  des  Flussbetts,  Herstettnng  der  Beckwege  und  Lein- 
pfiide)  amniordnen. 
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813. 

Die  FI1188-  und  Schifffahrtspolizei  soil,  soweit  sie  gemeinsame 
Interessen  betrifft,  auch  gemeinsam  nach  denselben  Bechtsgnmd- 
Sätzen  geordnet  werden.  Ausnahmen  erfordern  eine  besondere  Be- 
gründung. 

„Règlement  poor  la  libre  navigation  des  rivières.  Art.  IL  La  navigation 
dans  toat  le  cooxs  des  rivières  indiquées  — ;  du  point  oà  chaoone  d^elle  devient 
navigable  jusqu'à  son  embouchure,  sera  entièrement  libre  et  ne  pourra,  bous  le 
rapport  du  commerce,  être  interdite  à  personne,  en  se  conformant  toutefois  aux 
règ^moits  qui  seront  arrêtés  pour  sa  police  d'une  manière  uniforme  pour  tous,  et 
aussi  favorable  que  possible  au  commerce  de  toutes  les  nations.  Art  m.  Le 
système  qui  sera  établi,  tant  pour  la  perception  des  droits  que  pour  le  maintien 
de  la  police,  sera,  autant  que  faire  se  pourra,  le  même  pour  tout  le  cours  de  la 
rivière,  et  s'étendra  aussi,  à  moins  que  des  eirconstaaoes  particulières  ne  s'y 
opposent,  sur  ceox  de  ces  embranchemens  et  oonflnens  qui  dans  leur  cours  navigable 
séparent  ou  trayersent  diiférens  états." 

314. 
Wenn  die  schiffbaren  Ströme  oder  Flüsse  mit  dem  offenen 
Meer  in  Verbindung  stehen,  so  sind  dieselben  den  Schiffen  aller 
Nationen  im  Frieden  offen  zu  halten.  Die  freie  Schifffahrt  darf 
nicht  zum  Nachtheil  einzelner  Nationen  gehemmt,  noch  ungebührlich 
belästigt  werden. 

L  Die  Wiener  Congressacte  sprach  diesen  (Grundsatz  zunächst  nur  für 

die  europ&iachen  Flüsse  und  nur  unter  der  Voraussetzung  aus,  dass  ein  Fluss  durch 

zwei  oder  mehrere  Statsgebiete  fliesst.     Art.  109.    „La  navigation  dans  tout 

le  cours  des  rivières  indiquées  dans  l'article  précédent  sera  entièrement  libre.'* 

Aber  ganz  dieselben  Gründe,  vrelche  die  freie  Flussschifffahrt  in  Europa  als 

völkerrechtliche  Forderung  rechtfertigen,   finden  auch  auf  die  amerikanischen 

Ströme  und  in  allen  Welttheilen  Anwendung.     Das  neue  völkerrechtliche  Princip 

muss  also  allmählich  überall  zur  Greltung  gebracht  werden.    Sodann  ist  die  Be- 

schriUdomg  des  Grundsataes  auf  die  sogenannten  Gern  einflösse  deshalb  unhaltbar, 

weil  die  Schifffahrt  auf  diesen  nicht  bloss  für  die  Schiffe  der  Uferstaten,  sondern 

ftkr  den  Weltverkehr  frei  ist  und  nicht  einzusehen  ist,   wesshalb  die  zwei  oder 

mehreren  üferstaten  rerpflichtet  sein  sollen,  fremde  Schiffe  zuzulassen,  w&hrend  ein 

einsebier  Flussstat  dieselben  an  der  Einfahrt  verhindern  könnte.    Der  Eine  Stat, 

dessen  Gebiet  der  Fluss  aUem  durchfliesst,  kann  nicht  mehr  Bechte  und  keine 

Süssere  Herrschaft  lîaben,  als  die  mehreren  Uferstaten  an  einem  Gemeinilusse  zu- 

nnunen.    Es  gibt  keinen  innem  Grund,  wesshalb  für  fremde  Nationen  die  Schiff- 

iahrt  anf  dem  Bhein  freier  sein  sollte,  als  auf  der  Themse,  sonst  mOsste  man  zu 

der  Qnûmigen  Sdünssfolgernng  kommen,  dass  die  Einigung  eines  ganzen  Fluss- 

seUeles,  dasMhar  unter  mehrere  Statea  getheOt  war,  in  Einem  Statsgebiete 
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die  Anfhelmiig  der  freien  SchüRüirt  fbr  fremde  Natioiien  nach  nch  sQge,  die  zor 
Zeit  der  Vielstaterei  tJs  Völkerrecht  gegolten  hatte.  So  war  z.  B.  der  MiBOSsppi 
fHÜier  ein  Qemeinstrom  und  ist  jetet  gams  in  dem  Gebiet  der  Vereinigten  Staten. 
Ebenso  ist  nun  der  Po  ein  italienischer  Flnss,  der  früher  ein  Gemeinânas  gevean 
war.  Die  Freiheit  der  Weltschifffahrt  auf  diesen  Flössen  gründet  sich  nicht  uf 
die  Betheilignng  mehrerer  bestimmter  Staten  an  dem  Flussufer  und  der  Flusshohât, 
sondern  auf  den  Zusammenhang  des  Flusses  mit  dem  freien  Meer  und  auf  die 
Verbindung  der  Gewisser,  welche  den  Verkehr  der  Menschen  yennitteln.  Die  ins 
Meer  mündenden  StrOme  sammt  ihren  Nebenflflasen,  welche  sie  während  ihres  Laofes 
aufnehmen,  gehören,  soweit  der  Weltverkehr  sich  darauf  bew^  zam  Meer  und 
es  wirkt  dessen  Freiheit  auf  ihre  Freiheit  zurück. 

2.  Beachtenswerth  sind  die  Verhandinngen  der  Bheinuferstaten  mit  dem 
Königreich  der  Niederlande,  welches  eine  Sonderherrschaft  über  die  Rheinmündongen 
behauptete,  weil  es  in  den  Verträgf^n  nicht  heisse:  ,  Jusque  dans  la  mer,^  sondern 
nur:  ,Jusqu*à  la  mer**  1816 — 1881.  Endlich  musste  doch  zugestanden  werden,  dass 
der  letztere  Ausdruck  ebenfalls  den  Zusammenhang  des  Flusses  mit  dem  Meer  be- 
deute. Aber  wiederum  weigerten  sich  die  Niederlande  sp&ter  fbr  die  Schiffbar- 
haltung der  Rheinmündungen  zu  sorgen.  Endlich  aber  bestimmte  der  neue  Schiff- 
fahrtsvertrag  vom  17.  Oct.  1868  in  Art.  1.  „Die  Schifffahrt  auf  dem  Rhein  und 
seinen  Ausflüssen  von  Basel  bis  in  das  offene  Meer  soll  sowohl  aufw&rts  ate  abwärts 
den  Fahrzeugen  aller  Nationen  zum  Transport  Ton  Waaren  und  Personen  ge- 
stattet sein.  Art.  2.  Die  zur  Rheinschifffahrt  gehörigen  Schiffe  (d.  h.  welche 
die  Flagge  eines  der  Rheinuferstaten  führen  dürfen)  können  auf  jedem  beliebigen 
Wege  durch  das  niederländische  (ïebiet  vom  Rhein  in  das  offene  Meer  fahren  (also 
auch  auf  der  Scheide).  Sollte  einer  der  Wasserwege  unbrauchbar  werden,  so  soll 
die  zu  dessen  Ersatz  der  niederländischen  Schifffahrt  angewiesene  WassoBtrasBe 
auch  der  Schifffahrt  der  übrigen  Uferstaten  offen  bleiben. *' 

8.  Aehnliche  Streitigkeiten  wurden  zwischen  Belgien  imd  den  Nieder- 
landen über  die  Freihaltung  der  Scheide,  vorzüglich  der  Osterschelde  ge- 
führt 1846.  1849.  1859—1866. 

4.  Der  Vertrag  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staten  von 
Amerika  über  den  Lawrencestrom  vom  Ö.  Juni  1856  sichert  den  Angehörigen 
der  beiden  Staten  die  freie  Schifffahrt  zu. 

315. 
Es  dürfen  nur  solche  Gebühren  der  Benntaning  der  dem  Welt- 
verkehr offenen  Oewässer  auferlegt  werden,  welche  als  Gegenleistung 
für  die  Anstalten,  Werke  und  Arbeiten  zu  rechtfertigen  sind,  für 
welche  der  Stat  im  Interesse  der  Schifffahrt  und  eines  geordneten 
Zustandes  sorgt.  Ebenso  dürfen  die  Vorschriften  über  Stapel-  und 
Landungsplätze  nicht  dazu  missbraucht  werden,  durch  Nöthigung 
zum  Anlanden  und  Umladen  die  Schifffahrt  zu  erschweren. 

Nur  allmählich  gelingt  es,  diese  Folge  des  Princips  der  freien  SchiffEsiirt  zur 
Geltung  XU  bringen  und  die  aahlreichen  Lasten,  womit  die  mittdalteEÜche  Landes- 
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hoheit  den  Yerkehr  beschwert  hat,  absoschftttehL  Einzefaie  Besdmmimgen  bezflglich 
der  GemeinflOsse  hat  wieder  die  Wiener  Congress  acte.  Art.  III.:  „Les  droits 
sur  la  navigation  seront  fixés  d*une  manière  uniforme,  invariable  et  asses  indépen- 
dante de  la  qualité  différente  des  marchandises  pour  ne  pas  rendre  nécessaire  un 
examen  détaillé  de  la  caigaison  autrement  que  pour  cause  de  fraude  et  de  contra- 
vention. —  Le  tarif  une  fois  réglé,  il  ne  pourra  plus  être  augmenté  que  par  un 
arrangemoit  commun  des  états  riverains  ni  la  navigation  grevée  d*autres  droits 
qaelconqaes,  ontre  ceux  fixés,  dans  le  règlement.^*  Art.  114:  „On  n*établira  nulle 
part  des  droits  d'éta|^,  d*échelle  ou  de  relAche  forcée.*'  Selbstverständlich  ist  die 
Erhebung  von  WaarenzöUen  eine  ganz  andere  Angelegenheit  und  hat  grund- 
sätzlich mit  der  financiellen  Belastung  der  Schiff  fahrt  nichts  zu  schaffen. 

316. 

Die  Binnenseen  gehören  ebenso  dem  Statsgebiete  zu,  von  dem 
sie  nmschlossen  werden.  Liegen  dieselben  zwischen  mehreren  Staten, 
so  werden  sie  analog  den  Strömen  behandelt.  Abgesehen  von  be- 
sondem  Verträgen  nnd  Verhältnissen  breitet  jeder  Uferstat  seine 
Statshoheit  vom  Ufer  ans  bis  in  die  Mitte  des  Sees.  Die  Benutzung 
des  Sees  ist  jedoch  gemeinsam  für  die  Schififahrt  aller  Uferbewohner 
imd  wenn  der  See  mit  dem  Meere  in  schiffbarer  Verbindung  steht, 
auch  für  die  Schifffahrt  aller  Nationen. 

Die  Binnenseen  sind  gewöhnlich  nur  ausgebreitete  und  in  Folge  der  Aus- 
breitang ruhig  gewordene  Flussbecken.  Daher  ist  das  Flussrecht  auf  diese  Seen 
analog  auszudehnen,  und  der  Zusammenhang  mit  Fluss  und  Meer  wohl  zu  beachten. 
Eine  Abgrenzung  der  Mittellinie  ist  freilich  hier  noch  schwieriger  als  auf  Flüssen 
und  man  Ist  aus  practischen  Qrttnden  genOthigt,  eine  concurrirende  Gewalt 
leichter  zuzugestehen  oder  die  Nationalit&t  der  Schiffe  zu  berücksichtigen.  Vgl. 
oben  zu  §  300. 


4.  Sehiffsrecht 

317. 

Die  Schiffe  werden  als  schwimmende  Gebietstheile  des  Landes 
betrachtet,  dem  sie  nach  ihrer  Nationalität  angehören  und  dessen 
F%ge  sie  zu  fähren  berechtigt  sind. 

Die  Tölkeirechtliche  Annahme,  dass  die  Schiffe,  welche  von  dem  Lande  her, 
welchem  sie  angehören,  auf  die  offene  See  hinausfahren,  gleichsam  wandernde 
oder  schwimmende  Theile  des  Territoriums  seien,  —  Yattel  nennt  das 
Schiff  „portion  du  territoire"  I,  19  «^  ist  schon  ziemlich  alt,  nnd  hat  einen  natür* 
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lidien  Gniad  in  dem  fortwirkenden  nationalen  Zueammenhang  des  Sdiiii 
mit  dem  Land,  der  in  der  Flagge  qpmboliich  dargestellt  wird,  in  dem  Sduitebe- 
dOrûiifls  des  Schiffs  g^^  feindliche  Angriffe  und  in  der  Ausdehnung  der  natiosaks 
Macht  und  des  nationalen  Verkehrs  durch  die  Kriegs-  and  Handelsmarine.  Daher 
ist  es  auch  sehr  wichtig,  die  Nationalit&t  der  Schiffe  klar  zu  stellen.  Die  eof* 
lischen  Juristen  sträubten  sich  einige  Zeit  gegen  die  Anerkennung  jenes  Sitsn 
bezüglich  der  Handelsschiffe.  FOr  Kriegsschiffe  war  dieselbe  unTermeidlich,  weil 
in  dem  Kriegsschiff  die  bestimmte  Statsmacht  handgreiflich  fühlbar  war.  Aber 
die  Angehörigkeit  der  Handelsschiffe  an  den  Stat^  dessen  Flagge  sie  fahren,  ist 
ebenso  unzweifelhaft 

318. 

Weim  die  Schiffe  auf  offener  See  fahren,  so  erstreckt  sich  die 
Gebietshoheit  ihres  States  ungehemmt  auf  den  Bereich  der  Schiffe 
und  den  Theil  des  Meeres,  in  welchem  das  Schiff  sich  gerade  befindet 

Eine  blosse  Folge  dieses  Satzes  ist  die  Begründung  der  statu  eben  Gerichts- 
barkeit in  aUen  YergehensfiUlen,  welche  sich  wahrend  der  Seefahrt  ereignen,  und 
die  Ausschliessung  einer  fremden  Qerichtsbarkeit  Das  gilt  aber  nicht  bloss  too 
Vergehen,  die  innerhalb  des  Schiffes,  sondern  auch  von  solchen,  welche  etwa  Ton 
schwimmenden  Schiffsgenossen  um  dasselbe  her  Terûbt  worden  sind. 

319. 

Wenn  aber  die  Schiffe  in  ein  fremdes  Statsgebiet  einfahren, 
indem  sie  in  einem  fremden  Seehafen  Anker  werfen  oder  einen 
Strom  oder  Fluss  befahren  u.  dgl.,  so  werden  sie  der  fremden 
Statshoheit  so  lange  untergeordnet,  als  sie  sich  in  deren  Bereich 
aufhalten. 

Die  fremden  Schiffe  können  sich  so  wenig  als  fremde  Reisende  der  Stats- 
hoheit entziehen,  in  deren  Herrschaftsbereich  sie  gekommen  sind.  Es  gibt  keinen 
Grund,  diese  Statshoheit  innerhalb  ihres  Gebiets  zu  henunen,  und  fremden  Schiffen 
Immunit&tsrechte  zuzugestehen.  Die  Polizei  des  Hafenstats  erstreckt  sidi  daher 
über  alle  fremde  Schiffe  im  Blafen  und  die  Gerichte  desselben  sind  competent  zur 
Verwaltung  der  Rechtspflege,  auch  wenn  die  Schifißdeute  Streit  unter  einander  haben 
oder  ein  Vergehen  verQben,  weil  dieselben  sich  innerhalb  dieses  Statsgebiets 
befinden. 

320. 
Indessen  wirkt  die  Unterordnung  der  Schiffe  und  ihrer  Mann- 
schaft unter  ihre  nationale  Statsgewalt  insoweit  fort,  als  entweder 
das  Völkerrecht  dieselbe  verlangt  oder  die  Statsgewalt  des  Aufent- 
haltsorts dieselbe  gewähren  lässt.  Die  Consuln  vermitteln  jene 
Unterordnung  unter  die  nationale  Statshoheit. 
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Yjgl  oben  §  S60.  Die  framönache  JnrLqjHraâens  erirannt  die  fremde  Ge- 
richtsbarkeit in  den  FftUen  an,  wo  lediglich  unter  den  fremden  Schiff»- 
leuten  Streit  ist,  ohne  daas  derselbe  die  gemeine  Ordnung  und  den  Frieden  gi^ 
fUurdet,  und  ebenso  in  Disciplinarf&llen  der  Schiffsmannschaft  Sogar 
als  ein  Matrose  des  amerikanischen  Schiffs  The  Sally  im  Hafen  von  Marseille  Ton 
einem  Schifbofficier  Terwundet  wurde,  weil  er  den  Befehlen  desselben  nicht  folgen 
wollte,  ûberlieas  der  Statsrath  (1806)  die  Beurtheilung  dem  amerikanischen 
ConsoL  Phillimore  I.  349.  Das  Gutachten  des  Statsraths  vom  20.  Not.  1806 
spricht  darOber  folgende  Grundsätze  aus:  „Considérant  qu'un  vaisseau  neutre  ne  peut 
6tre  indéfiniment  considéré  comme  lieu  neutre  et  que  la  protection  qui  lui  est 
accordée  dans  les  ports  français  ne  saurait  dessaisir  à  la  juridiction  territoriale, 
pour  tout  ce  qui  touche  aux  intérêts  de  Tétat  —  Qu'ainsi,  le  vaisseau  neutre  admis 
dans  un  port  de  l'état  est  de  plein  droit  soumis  aux  lois  de  police  qui  régissent 
le  lieu  où  il  est  reçu  —  Que  les  gens  de  son  équipage  sont  également  justiciables 
des  tribunaux  du  pays  pour  les  délits  qu'ils  y  commettraient,  même  à  bord,  envers 
des  personnes  étrangères  à  l'équipage,  ainsi  que  pour  les  Conventions  civiles  qu'ils 
pourraient  &ire  avec  elles;  —  Mais,  que  si  jusque-là,  la  juridiction  territoriale  est 
hors  de  doute,  il  n'eu  est  pas  ainsi  à  l'égard  den  délits  qui  se  commettent  à  bord 
du  vaissau  neutre  de  la  part  d'un  homme  de  l'équipage;  —  Qu'en  oe  cas,  les 
droits  de  la  puissance  neutre  doivent  être  respectés,  comme  s'agissant  de  la  dis- 
cipline intérieure  du  vaissau,  dans  la  quelle  l'autorité  locale  ne  doit  pas  s'ingérer, 
toutes  les  foia  que  son  secours  n'est  pas  rédamé  ou  que  la  tranquillité  du  port 
n'est  pas  oomi^mise.'* 

321. 

Ângnàhmsweise  gelten  als  exterritorial  und  von  der  einheimi- 
schen Statsgewalt  befreit 

a)  fremde  Schiffe,  welche  souyeräne  Personen  oder  fremde  Ge- 
sante  an  Bord  haben  und  zu  deren  ansschliesslicher  Ver- 
fügung sind  (§  150.  152), 

b)  fremde  Kriegsschiffe,  insofern  sie  mit  Erlaubniss  des  States 
in  dessen  Eigengewässer  eingelaufen  sind. 

1.  Die  erste  Ausnahme  ist  nur  eine  Anwendung  der  regelmässigen  Exterri- 
torialit&t  der  Souver&ne  und  Gesanten  und  reicht  eben  desshalb  nicht  über  die 
WQStigen  Grenzen  derselben  hinaus.  Wenn  s.  B.  ein  Souverain  oder  Gesanter  nur 
^  Postschiff  benntit  neben  andern  Passagieren,  so  beschrankt  sich  seine  ]m>- 
mimit&t  und  Exterritorialité  nur  auf  die  B&ome,  die  er  mit  seinem  Gefolge  und 
seinen  Effekten  in  Beschlag  genommen  hat 

2.  Die  Exterritorialit&t  der  Kriegsschiffe  beruht  noch  weniger  auf  einer 
natorrechtlichen  Nöthlgung  als  die  Exterritorialität  der  Souveräne,  sondern  ist  ein 
Zugestäadniss,  welches  die  Seestaten  einander  wechselseitig  und  der  Yölkersitte 
semAss  gewähren,  und  hat  seinen  Grand  nicht  bloss  in  der  gegenseitigen  Freundlich- 
st» londem  vielmehr  in  der  Schwierif^t  und  Gefishr,  die  örtliche  Polizei-  und 
^tatBipsaalt  gsgenOber  der  wohlbewafflieten  fremden  Bchii&maniwdiaft  tfaatsäehlicb 
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gelten  zu  machen.    Die  Grondbedingung  dieses  Zugeständnisses  ist  aber  inuner  die, 
dass  dem  fremden  Kriegsschiff  der  Einlauf  in  das  Eigengew&sser  erlaubt 
ivorden  ist,  ebenso  wie  die  Privilegien  fremder  Souverftne  im  Inland  die  frei- 
willige Aufnahme  derselben  voraussetzen.  Diese  Befreiung  von  der  OrtsgericfatB- 
barkeit  und  Ortspolizei  beseht  sich  aber  nur  auf  die  Ordnung  im  Schiff  und  findet 
wieder  ihre  natOrliche  Grenze,  wenn  etwa  von  dem  Schiffe  aus  rechts-  oder  ordnungs- 
widrige Handlungen  gegen  die  übrigen  Schiffe  oder  die  einheimische  Berölkenuig 
verübt  würden.    In  diesem  Falle  ist  die  Ortsbehörde  vollkommen  berechtigt,  die 
zum  Schutze  des  Hafens  nöthigen  Massregeln  zu  ergreifen,  nöthigen£aUs  auch  das 
fremde  Kriegsschiff  aus  dem  Hafen  wegzuweisen.     Ebenso  wenn  die  Mannschaft 
des  Kriegsschiffii  auf  dem  Lande  Vergehen  verübt,  kann  dieselbe  der  einheimi- 
schen Gerichtsgewalt  unterworfen  werden.     Indessen  ist  in  solchen  Fallen  dem 
Gommandanten  des  fremden  Kriegsschiffs  ohne  Verzug  Anzeige  zu  machen  und  ein 
Einverstflndniss  über  die  weitere  Verfolgung  und  Bestrafung  der  Schuldigen,  sei 
es  durch  die  Ortsgerichte,  sei  es  durch  die  Justiz  des  fremden  Kriegaachlfb  za 
versuchen.    Die  strenge  Gonseqnenz  des  Rechts  spricht  fUr  die  Anwendung  der 
Landesgerichtsbarkeit,  aber  die  Rücksicht  auf  die  Völkersitte  imd  die  freund- 
lichen Beziehungen  zu  den  auswärtigen  Staten  empfiehlt  öfter  eine  Ausdehnung 
der  fremden  Marinegerichtsbarkeit. 

322. 

Schiffe,  welche  bloss  durch  den  Küstensama  eines  fremden 
States  hindurch  fahren,  werden  der  Statshoheit  des  Küstenstates 
nur  in  so  weit  vorübergehend  unterworfen,  als  sie  die  militärischen 
und  polizeilichen  Ordnungen  beachten  müssen,  welche  derselbe  zum 
Schutz  seines  Gebietes  und  der  Küstenbewohner  für  nöthig  erklärt  hat. 

Vgl.  oben  §302.  810.  Die  Gerichtsbarkeit  des  Küstenstats  erstreckt 
sich  in  der  Regel  nicht  anders  auf  diesen  Küstensaum,  als  soweit  die  Handhabung 
der  Militär-  und  Polizeihoheit  das  nöthig  macht.  In  allen  übrigen  Bezie- 
hungen wird  das  Schiff  betrachtet,  als  wäre  es  auf  offener  See,  d.  h.  als  ein 
schwimmender  TheÜ  seines  nationalen  Stats. 

323. 

Die  fremden  Schiffe  haben  sich  der  Hafenordnung  und  insbe- 
sondere den  seepolizeüichen  Vorschriften  über  Lootsen,  Bemor- 
queurs,  und  den  gesundheitspolizeilichen  Anordnungen  der  Hafen- 
obrigkeit zu  fügen. 

Bei  diesen  Verordnungen  sind  jedoch  die  verschiedenen  see- 
fahrenden Nationen  nach  denselben  Bechtsgrundsätzen  zu  behandek. 

Der  erste  Satz  ist  eine  Folge  des  in  §  819  ausgesprochenen  Piincips.  Da- 
hin gehören  die  Vorschriften  über  die  Signale  der  Annäherung,  über  das 
Anlegen  der  Schiffe,  Festmachen  derselben,  Feuer  an  Bord,  die  Laternen, 
die  Benutzung  der  Hafenanstalten,  aber  auch  die  Verordik^igen  der  Sa- 
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nitätspolisei  iiir  Abwehr  Ton  aoBteckenden  ErankheiteD,  je  nach  ümstftiidea 
die  Ndthigang  za  den  Contamasanstalten. 

Der  zweite  Satz  schätzt  das  allgemeine  Beeht  des  Weltverkehrs  gegen  den 
Missbranch  der  Polizeigewalt  zum  Anaschlnss  einzebier  Nationen. 

324. 

ZunächiBt  ist  es  das  Recht  eines  jeden  States,  die  Bedingungen 
festzusetzen,  unter  denen  er  die  Angehörigkeit  (Nationalität)  seiner 
Schiffe  anerkennt,  dieselben  ermächtigt,  seine  Flagge  zu  fuhren  und 
sie  unter  seinen  Schutz  nimmt. 

1.  Wie  es  ofTenbar  die  Sache  des  Statsrechts  ist,  die  Bedingnngen  festzu- 
setzen, unter  denen  ein  Stat  einzelne  Personen  und  Familien  in  seine  Statsge- 
noesenschaft  anfiiimmt,  so  fällt  ebenso  in  den  Bereich  des  Statsrechts  auch  die 
Festsetzung  der  Bedingungen,  unter  denen  ein  Stat  die  Schiffe  als  statsgenössig 
anerkennt  Die  Flagge  ist  das  Symbol  und  Kennzeichen  dieser  Ange- 
hGrigkeit  zu  einem  bestimmten  State.  Indessen  so  einleuchtend  jener  Bechtssatz 
ht,  so  wird  er  doch  noch  nicht  vollständig  anerkannt 

2.  Auch  die  Wahl  der  Flagge  in  Farben  und  Bildern  ist  zun&chst  Sache 
des  betreffenden  Stats  und  nur  insofern  yôlkerrechtlich  beschränkt,  als  nicht  eine 
herehs  yorhandene  Flagge  gewählt  werden  darf.  Die  Flagge  soll  die  verschiedenen 
Nationen  darstellen  und  unterscheiden.    Vgl.  oben  §  82. 

325. 

Auch  den  Binnenstaten,  nicht  bloss  den  Kästenstaten  steht  das 
Recht  zu,  nationale  Schiffe  zu  haben  und  eine  nationale  Flagge  zu 
(obren.  Dagegen  vnrd  das  Becht  der  freien  Schifffahrt  und  der 
nationalen  Flagge  nur  denjenigen  Völkern  zugestanden,  welche  ihrer- 
seits die  völkerrechtlichen  Pflichten  anerkennen. 

1.  Wie  alle  Nationen  an  dem  Welthandel  Theil  haben,  so  haben  auch  alle 
&a  der  freien  Weltschifffahrt  TheiL  Es  besteht  kein  Bechtagrund,  um  irgend  eine 
Kation  zu  nöthigen,  sich  für  ihren  Handel  fremder  Schiffe  zu  bedienen,  statt  eigene 
dazu  verwenden.  Wenn  in  neuester  Zeit  in  der  Schweiz  der  Vorschlag  einer  natio- 
nalen Flagge  gemacht  wurde,  so  können  keinenfalls  RechtsgrOnde  der  Annahme  dieses 
Yorschlags  im  Wege  stehen.  Nur  die  Zweckmassigkeit  einer  derartigen  Neuerung 
^a&n  in  Frage  kommen,  und  je  nach  politischen  Erwiigungen  kann  sie  verschieden 
l^cortheüt  werden. 

2.  Dagegen  wird  den  Schiffen  barbarischer  Stamme,  welche  die  Sicherheit 
des  Welthandels  und  der  dvilisirten  SchifflTahrt  gefährden,  kein  Becht  der  freien 
Schiffiahrt  «ugfstanden  und  werden  dieselben  aoch  auf  offener  See  nicht  geduldet 

3.  ZttweOen  wird  die  Flagge  nur  von  einzelnen  St&dten  geübt,  sogar  zum 
Usteischiede  von  der  Landesflagge,  wie  s.  B.  die  Flagge  von  Bostock  sich  von  der 
Heckknbmgischen  unterschieden  hatte.   Indessen  ist  das  eher  ein  Ueberrest  mittel- 
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alterlicher  Ztttt&nde,  ab  eine  Enclieiiniiig  des  modernen  Lebens  mid  jeâenfalh 
bedarf  der  besemdexe  Gebraach  einer  städtischen  Flaipge  der  Erlaubniss  imd  An- 
erkennung des  States,  welchem  die  Stadt  sogehOrt  Auch  die  deutsche  Handels- 
marine hat  nun  eine  gemeinsame  Flagge  erhalten.  YölkerrechtEch  stehen  nur  die 
Staten  miteinander  in  unmittelbarer  Verbindung. 

326. 

Zum  Beweise  der  Nationalität  dienen  die  öffentlich  beurkun- 
deten Schiffspapiere,  welche  von  dem  Sdiiffscapitän  nöthigen&Us 
vorzuweisen  sind. 

Als  solche  Schiffspapiere  sind  in  Uebung: 

a)  der  Beilbrief,  ein  Zeugnlss  über  den  Bau  und  das  Signalement  des 
Schieb.  Er  gibt  Au&chluss  über  die  Herkunft,  die  Bauart,  das  Baa- 
material,  die  Grösse  und  den  Namen  des  Schiffs,  und  dient  auch  duo» 
die  Identität  des  Schiffs  erkennbar  zu  machen. 

b)  der  Seebrief  oder  Seepass,  eine  Legitimation  zur  Seefahrt  unter  na^ 
tionaler  Flagge.  Derselbe  ist  meistens  auf  den  Namen  des  Schiffa- 
fuhrers  (Gapit&ns)  ausgestellt; 

c)  ein  Eigenthumscertificat  des  Rheders; 

d)  die  Musterrolle  (rolle  d'équipage),  Verzeichniss  über  die  Schif&maim- 
Schaft  und  deren  Nationalität. 

Es  können  auch  in  einer  Urkunde  die  meisten  oder  alle  vorgenannte  Zwecke 
zusammen  berücksichtigt  werden.  Das  Einzelne  gehört  nicht  der  yölkerrecht- 
lichen,  sondern  der  statsrechtlichen  Bestimmung  zu.  Nur  die  Nothwendigkeit 
einer  authentischen  Beurkundung  der  Nationalität  ist  vöikeireditiicli  nothwendig. 

327. 

Nach  bisheriger  Uebung  setzen  auch  die  Seemächte  ihrerseits 
die  Bedingungen  fest,  unter  welchen  sie  die  Nationalität  fremder 
Schiffe  innerhalb  ihres  Gebietes  (in  Seehäfen  und  Flüssen)  aner- 
kennen. Es  darf  das  aber  nicht  in  so  beschränkender  Weise  ge- 
schehen, dass  dadurch  der  freie  Schififahrtsyerkehr  einer  fremden 
Nation  unmöglich  gemacht  oder  ungebührlich  erschwert  sind. 

Die  gegenwärtigen  Hafenordnungen  gerade  der  grossen  Seemächte 
sind  noch  nicht  ganz  von  dem  engherzigen  Gfeiste  der  früheren  Ausschliessung  der 
fremden  Schiffe  und  der  Begünstigung  der  eigenen  Schiffe  befreit.  Man  wollte 
jenen  doch  noch  den  Verkehr  erschweren,  wenn  gleich  man  denselben  nicht  mehr 
verhindern  woUte.  Die  englische  zur  Zeit  der  Republik  unter  Cromwell  er- 
lassene NaTigationsacte  von  1661,  damals  fOr  die  Entwickhmg  der  englischen 
Marine  nützlich,  war  ausschliesslidi  in  dem  Sonderinterease  der  englischen  Bhederei 
und  Schifffahrt  erlassen.  Ändere  Staten  ahmten  dieselbe  nach  und  so  hinderte 
Jeder  hinwieder  den  andern  in  der  freien  Thätigkdt.  Die  neuere  englische 
NaTigationsacte  vom  29.  Juni  1849  beseitigt  einen  TheO  der  alten  Schranken, 
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aber  fordert  immer  noeh  Nationalit&t  des  Schifbcapittiia  und  tod  */«  der  Mamn 
Bchaft,  wofür  es  keine  zurdchenden  BechtsgrOnde  gibt  £s  ist  nicht  einzusehen, 
weashalb  ein  nationaler  Rheder  nicht  auch  eiaen  Fremden  als  Capitän  oder  fremde 
Matrosen  anstellen  dürfte,  indem  die  Nationalit&t  einer  Fabrik  oder  einer  Handels- 
finna  auch  keinen  Abbruch  erleidei«  wenn  fremde  Techniker,  Cknums  and  Arbeiter 
von  derselben  beachäitigt  werden.  Dieselbe  wekgekeade  Fordemng  hat  die  fran- 
zösische Qeseti^bang.  Die  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  fordern 
die  Nationalitat  von  '/*  der  Mannschaft,  Rnssland  dagegen  nur  V«?  vnd  Prens- 
sen  sab  gans  ab  von  diesem  Erfordemiss.  Schon  diew  Yergleichang  leigt,  wie 
wiUkflrlich  diese  Beschränkung  ist  Am  liberalsten  ist  das  Norddeutsche,  nosnehr 
deutsche  Seerecht,  welches  das  Becht  die  Flagge  zu  führen  lediglich  von  der 
Beichsangehörigkeit  des  Schiffseigenthttmers  abh&ngig  macht,  aber  £in- 
tiagui«  in  dM  Méntliehe  8dii£Gnregi8ter  fordert    Gesetz  ▼.  25.  Oct.  18^7. 

328. 

Es  besteht  kein  YÖlkerrechtliches  Hindemiss  für  die  einzelnen 
Staten,  auch  nrsprünglich  fremden  Schiffen  in  Friedenszeiten  Auf- 
nahme in  die  eigene  Nationalität  zu  gewähren  oder  dieselben  vor- 
übergehend  unter  den  Schatz  der  eigenen  Flagge  zu  stellen.  Nur 
darf  das  nicht  in  betrügerischer  Absicht  geschehen,  noch  zur  Schädi- 
gong  bestehender  RechtsTerhältnisse  damit  Missbrauch  getrieben 
werden. 

1.  Wie  der  Uebergang  der  Person  ans  einem  Statsverband  in  einen  andern 
möglich  ist,  so  anch  der  Uebergang  eines  Schiffes  in  eine  andere  Nationalitftt. 
Dem  State  kommt  das  Recht  zu,  die  Bedingungen  festzusetzen,  unter  denen  er  die 
Ânfiiahme  eines  bisher  fremden  Schiffes  in  seinen  Verband  gestattet.  Aber  auch 
hier  wie  überhaupt  im  Staten-  und  Yölkerrerkehr  ist  die  bona  fides  za  beachten. 
WOrde  ein  Stat  fremden  Schiffen  nur  in  der  Absicht  vorabeigehend  seine  Fhigge 
gestatten  und  dieselben  als  seine  Schiffe  bezeichnen,  um  die  Zollgesetze  des  be- 
ÜBihrenen  States  zu  umgehen  nnd  diesen  Schiffen  Zollbefreiungen  zuzuwenden,  an 
denen  sie  ihrer  wahren  li^ationalit&t  nach  keinen  Anthefl  haben,  so  würde  sich  der 
letztere  Stat  das  nicht  gefallen  lassen  müssen. 

2.  In  froherer  Zeit  worden  im  Mittelländischen  Meer  oft  die  Schiffe  der  nord- 
destsehen  Seestädte  nnter  den  Schatz  der  dänischen  Fkigge  gestellt,  um  dieselben 
gegen  die  Piratenschiffe  der  muluanmedanischenKflstenstaaten  zu  sichern,  mit  wekhcn 
Dänemark,  aber  nicht  die  Hansestädte  Verträge  hatten.  Diese  Leihe  des  Schutzes 
bat  nun  für  Deutschland  ihr  £nde  gefunden.  Aber  für  Staten  mit  Handelsmarine 
ohne  Kriegsmarine  können  auch  heute  ähnliche  Bedürfnisse  sich  zeigen.  Würde 
z.  B.  die  Schweiz  eine  eigene  Flagge  zur  See  gestatten,  so  wäre  sie  genOthigt,  den 
Bchnts  eiase  Éraaiéea  Seestatet  dafür  anzi^jehen. 

829. 
ï)er  Ôebraodi  einer  âremden  Flagge  ohne  Erlanbniss  des  be- 
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treffiBnden  Stats  ist  untersagt  und  wird  insofern  als  Vergehen  bestraft, 
als  darin  sei  es  eine  betrügerische,  sei  es  eine  die  Ehre  des  States 
gefährdende  Handlung  zu  erkennen  ist. 

Sow«^  der  Stat,  denen  Flagge  missbrsiiclit  idrd,  als  der  Stat,  wekhem 
gegenüber  der  Missbranch  geflbt  wird,  haben  ein  Recht  ond  Interesse  sei  es  Be- 
straf ong  an  fordern  sei  es,  soweit  die  Umstftnde  es  verstatten,  selber  die  Stnf- 
gerichtsbarkeit  anzuwenden.  Zuweilen  werden  aher  ft«mde  Flaggen  ohne  straf- 
bare Absieht  anfgexogen,  und  dann  ist  aoch  kein  Grund,  eine  Strafe  zn  ver- 
hftagen. 

330. 
Auf  offener   See  sollen  sich  die  begegnenden  Schiffe  in  der 
Begel  rechts  ausweichen.   Jedoch  sind  die  Dampfschiffe  vorzugsweise 
verpflichtet,  den  Segelschiffen   und  vor  dem  Winde  segelnde  Schiffe 
den  bei  dem  Winde  liegenden  auszuweichen. 

Alle  diese  Regeln  haben  nur  einen  relativen  Werth  und  wird  natürlich  tot- 
ansgesetzt,  dass  das  Ausweichen  möglich  sei.  Dann  aber  ist  es  billig,  dass  das 
Schiff,  dessen  Bewegung  leichter  an  leiten  und  grtaer  ist,  auch  vorzugsweise 
ausweiche.  Die  englische  Schiffiüirtsacte  von  IS&é  (17.  u.  18.  Yict.  c.  104) 
enthält  darüber  in  S  296  die  Begel:  „the  hebns  of  both  ships  shall  be  pat  to  pod 
so  as  to  pass  on  the  portside  of  each  other*'. 

881. 

In  engem  Fahrwasser  sollen  die  Dampfschiffe,  soweit  es  sicher 
und  thunlich  ist,  die  Seite  des  Fahrwassers  oder  diejenige  Mitte  des 
Fahrwegs  halten,  welche  auf  der  Steuerbordseite  liegt 

Engl  Schiflfahrtsacte  von  1854  §  296. . 

832. 

Bei  Nachtzeit,  d.  h.  in  der  Zeit  zwischen  Sonnenuntergang  und 
Soimenaufgang,  sollen  die  Segelschiffe  auf  der  Fahrt  und  wenn  sie 
an  Stellen  ankern,  wo  eine  Begegnung  mit  andern  Schiffen  statt- 
finden kann,  ein  helles  weisses  Licht  aufstecken,  Dampfschiffe  aber 
ausser  dem  hellen  weissen  Licht  auf  dem  Fockmast  ein  grünes  Licht 
auf  der  Steuerbordseite  und  ein  rotheç  Licht  auf  der  Backbordseite 
haben. 

Das  weisse  Licht  an  der  Mastspitze  soll  in  dunkler  Nacht  und 
bei  klarer  Luft  wenigstens  auf  5  Seemeilen  hin  sichtbar  sein. 

Auch  hier  hat  eine  Verordnung  der  Britischen  AdmiralitSt  Gmnds&tse  aus- 
gesprochen, welche  im  Verfolg  von  den  andern  Seestaten  gutgeheissen  nnd  von 
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der  Uebimg  angenomniea  worden  aind.  Ks  dient  die  Beechtnng  derselben  wieder 
zur  Yermeidmig  eines  gefährlichen  Zosammenstoeses  der  Schiffe.  Nach  englischem 
Recht  bum  der  EigenthOmer  eines  durch  den  Znsammenstoes  verletzten  oder  in 
den  Grand  gebohrten  Schiffs  dann  auf  Schadloshaltnng  mit  Erfolg  gegen  den  Ter- 
treter  des  andern  Schiffs  klagen,  wenn  das  zweite  Schiff  jene  Vorschriften  miss- 
achtet und  den  Zosammenstoss  verschuldet  hat  und  zugleich  die  Mannschaft  des 
ersten  SchifiiB  den  nOthigen  Fleiss  Tergeblich  aufgewendet  hat,  um  der  Gefahr  zu 
entgehen.  Tgl.  Abbott  (Lord  Tenterden.)  Treatise  of  the  Liw  rehitiTe  to 
Merchant  Ships  and  Seamen.  Ed.  10  bei  W.  Shee.  London  1856.  Ueber  das 
deutsche  Becht  vgl.  das  deutsche  Handelggesetzbuch  Art.  786  ff. 

333. 

Niemals  darf  einem  in  Seegeüahr  befindlichen  Schiffe  und  dessen 
Mannschaft  der  Weg  zur  Rettimg  nach  dem  Lande  verschlossen 
noch  die  Benntznng  der  zur  Bettung  vorhandenen  öffentlichen  An- 
stalten versagt  werden. 

Hoffte r,  Völkerrecht  §  79.  1.  Es  ist  das  ein  Gebot  der  Menschlichkeit» 
welches  die  dvilisirten  Staten  als  verpflichtend  in  neuerer  Zeit  wechselseitig  aner- 
kennen und  dessen  Missachtung  zu  gegrOndeten  Reclamationen  berechtigt.  Auch 
den  barbarischen  Stammen  gegenüber,  welche  diese  Menschenpfiicht  verletzen,  sind 
die  civiUsirten  Staten  berechtigt,  diese  Forderung  mit  Zwang  durchzusetzen.  Aus- 
fohiliche  Bestimmungen  Aber  diese  Pflicht  enthält  das  englische  Schifffahrts- 
gesetz von  1864  §  489  f. 

334. 

Niemand  darf  sich  an  den  Personen  oder  an  den  Gütern  der 
Schiffbrüchigen  vergreifen.  Das  sogenannte  Strandrecht  wird  als  ein 
barbarischer  und  völkerrechtswidriger  Missbrauch  nicht  mehr  geduldet. 

Im  Mittelalter  noch  waren  die  Schiffbrüchigen  und  ihre  Güter  der  Gefahr 
ausgesetzt,  von  den  Küstenbewohnem  als  Beute  behandelt  zu  werden.  Die  Per- 
sonen wurden  oft  zu  Sclaven  gemacht  oder  ihnen  ein  Lösegeld  aufgezwungen,  die 
Güter  wurden  weggenommen.  Man  suchte  dieses  Raubrecht  damit  zu  verthei- 
digen,  dass  die  hûlflosen  Fremden  Feinde  und  als  solche  rechtlos  und  ihre  Güter 
herrenlos  geworden  seien.  Die  humanere  Rechtsbildung  der  neuen  Zeit  verwirft 
diese  Barbarei  und  achtet  auch  in  dem  Fremden  sowohl  das  Recht  der  Person 
als  des  Eigenthums. 

336. 
Die  Schiffstrümmer  (Wrack)  und  die  gestrandeten  Waaren  sind 
kein  Gegenstand  der  fireien  Occupation,  ausser  wenn  die  Eigenthümer 
in  unzweideutiger  Weise  auf  ihr  Eigenthnm  verzichtet  haben.  Sie 
können  von  den  Eigenthümem  jederzeit  so  lange  angesprochen  wer- 
den, fds  nicht  die  Eigenthumsklage  veijährt  ist 
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Daaelbe  Redit  rteht  auch  den  Penonea  20,  irelche  auf  dieie  Oflter  Te^ 
aidiert  slad.  Das  englische  Schifffahrtsgesets  ynm  1854  $  477  vefpflichtet 
die  ganze  Ufergemeinde  für  den  Schaden  efaiiwstehn,  welcher  von  den  Ufer- 
hewohnem  an  dem  Wrackgnte  yerQbt  worden  ist,  ond  hedraht  flherdem  aUe,  wddie 
sich  an  dieser  nnerhnhten  Wegnahme  beiheiligt  haben,  auch  wenn  kein  anderes 
Vergehen  darin  liegt,  mit  einer  Oeldbnsse. 

886. 

Dagegen  ist  ein  massiger  Ansprach  auf  Rettimga-  und  Berge- 
lohn von  Seite  der  rettenden  und  bergenden  Uferbewohner  wohl 
begründet. 

Der  eigentlidie  Bergelohn  (Salvage)  setzt  einen  Schiffbruch  oder  doch 
das  Verlassen  des  Schiffs  in  Seenoth  durch  die  Schifimannschaft  vorans.  In  an- 
dern, beziehungsweise  mindern  F&Uen,  in  denen  der  Schiffsmannschaft  nnr  dritte 
Personen  zu  Hülfe  kommen,  ist  nur  von  Hûlfslohn  die  Bede.  Vgl.  über  diesen 
Unterschied  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  Art.  742.  Der  Ausdruck 
Bettungslohn  besieht  sich  vorzüglich  auf  die  Rettung  von  Menschenidien.  In 
allen  diesen  Fftllen  sind  die  Personen,  welche  gewöhnlich  mit  eigener  GeCshr  und 
schwerer  Arbeit  hülfreiche  Dienste  leisten,  berechtigt,  einen  Lohn  zu  fordern. 
Aber  es  darf  diese  Fordenmg  nicht  so  weit  gespannt  werden,  dass  dieselbe  in  der 
Praxis  wieder  zu  einem  verdeckten  Baubrecht  wird.  Es  darf  nicht  auf  das  Un- 
glück und  die  Noth  der  Seefahrer  qseculirt,  sondern  nur  Ersatz  für  nütsUche 
Dienste  verlangt  werden.  Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  setzt  für  Bergelohn  ab 
ünsserstes  Mass  den  dritten  TheU  des  Werthes  der  geborgenen  Güter  fest,  welches 
nur  in  einzelnen  Ausnahmen  bis  auf  die  Hälfte  des  Werthes  erhöht  werden  darf, 
Art.  748,  749.  Im  Einzelnen  entscheidet,  wenn  über  das  richtige  Mass  Streit  ent- 
steht, das  richterliche  Ermessen  mit  billiger  ErwSgung  aller  Umstände.  Ebenda  744. 
Von  einem  Bettungslohn  für  Menschen  ist  in  dem  Gesetz  nicht  die  Bede. 
Indessen,  wenn  auch  das  Leben  ein  unschätzbares  Gut  ist,  so  ist  doch  die  Arbeit 
für  Erhaltung  des  Lebens  wohl  zu  schätzen  und  es  ist  zweckmässiger,  im  Interesse 
der  Lebensrettung,  von  Bechts  wegen  für  diesen  Lohn  zu  sorgen,  der  aus  dem  ge- 
retteten Gut  zu  bezahlen  ist,  als  Alles  von  dem  guten  Willen  der  Betheiligten 
abhängig  zu  machen.  Die  Bestimmungen  der  englischen  Schifffahrtsacte 
von  1854  finden  sich  Art.  458  f.   Vgl.  v.  Kaltenborn,  Seerecht  H.  §  147.  148. 

337. 

Die  Uferstaten  sind  völkerrechtlich  verpflichtet,  nicht  bloss  die 
zur  Rettung  in  Seenoth  befindlicher  Schiffe  vorhandenen  öffentlichen 
Anstalten  auch  im  Dienste  der  gefährdeten  fremden  Schiffe,  ohne 
Unterschied  der  Nationalität  oder  Religion  zu  verwenden  als  über- 
dem  die  schiffbrüchigen  Personen  und  Güter  möglichst  za  sdiäteen 
und  zu  bewahren. 

In  Engknd  werden  die  Beamten,  welche  den  Auftrag  haben,  die  zur  Bettang 
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nod  am  Schutze  der  gefährdeten  Schiffe  und  ilirer  Bemannung  ndthigen  Massregehi 
anzuordnen,  receivers  (Aufnehmer)  genannt.  Sie  sind  berechtigt,  die  allgemeine 
Beihilfe  der  Kfistenbewohner  und  der  in  der  Nähe  befindlichen  Boote  aufzurufen. 
Schifffahrtsacte  von  1854  §  439  f. 

338- 

Jeder  Stat  ist  berechtigt,  für  die  Ausgaben,  welche  er  zur 
Rettung  und  zum  Unterhalt  des  Lebens  fremder  Schiffbrüchiger  ge- 
macht hat,  nöthigenialls  von  deren  Heimatstate  Ersatz  zu  fordern, 
wenn  dieselben  nicht  in  der  Lage  sind,  diese  Kosten  selber  ohne 
Verzug  zu  ersetzen.  Vorbehalten  bleibt  dem  Heimatstate  der  Re- 
gress auf  die  betheiligten  Privatpersonen.  Die  allgemeinen  An- 
stalten dagegen  für  Bettung  Schiffbrüchiger,  welche  der  Stat  jge- 
troffen  hat,  fallen  auf  seine  Kosten,  und  es  ist  dafür  der  andere 
Stat  nicht  zum  Ersätze  verbunden. 

Diese  Ersatzforderung  des  States  an  den  Stat  hat  ihren  Grund  in  der  sub- 
sidiären Pflicht  des  States,  das  Leben  seiner  Angehörigen  im  Nothfall  zu 
schützen,  eine  Pflicht,  welche  freilich  noch  inuner  nicht  in  dem  Umfang  anerkannt 
ist,  wie  sie  es  verdiente.  Indem  der  eine  Stat  für  die  Fremden  in  ihrer  Noth 
sorgt,  leistet  er  daher  auch  dem  Heimatstate  derselben  einen  Dienst  und  leistet 
das,  was  dieser  nach  natürlichem  Recht  in  der  Noth  seiner  Angehörigen  für  die- 
selben zu  leisten  h&tte.  Wird  dieses  Recht  anerkannt,  so  wird  eher  und  besser 
für  Hülfe  gesorgt,  und  zugleich  das  richtige  Yerhältniss  der  Küstenländer  gegen- 
ober den  Binnenländern  gewahrt.  Natürlich  ist  der  Eüstenstat  nicht  genöthigt, 
jene  Forderung  geltend  zu  machen  und  es  sprechen  auch  manche  Gründe  der 
Zweckmässigkeit,  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  hohen  Civilisations- 
Btofe  dafür,  dass  ein  Eüstenstat  alle  diese  im  Interesse  der  Humanität  auch  für 
Fremde  gemachten  Verwendungen  auf  seine  eigenen  Kosten  übernimmt. 
Wird  diese  Sorge  wediselseitig  von  den  Uferstaten  geübt,  so  liegt  darin  im  Grossen 
auch  wieder  die  Ausgleichung  der  Kosten.  Jedenfalls  aber  gehören  die 
Bettungsanstalten  zu  den  polizeilichen  Eiurichtungen  eines  States,  welche  zu- 
nächst dem  eigenen  Statszwecke  dienen  und  sind  daher  nicht  in  Anrechnung  zu 
bringen. 

839. 

Keinem  State  kommt  im  Zustande  des  Friedens  eine  öffent- 
liche Grewalt  über  fremde  Schiffe  auf  offener  See  zu.  Die  Flagge 
deckt  das  Schiff. 

Es  ist  das  die  Gonsequenz  der  beiden  Sätze  a)  dass  das  oifene  Meer  von 
jeder  besonderen  Statsgewalt  frei  ist  und  b)  dass  die  Schiffe  schwim- 
mende Theile  ihres  nationalen  Statsgebiets  ahid  (§  817).  Auf  jedem 
^ààS  dauert  also  das  einheimische  Becht  und  die  einheimiœhe  Statsgewalt  fort, 
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wenn  es  auf  offener  See  ist  und  von  jedem  Schiff  ist  aDe  fremde  Statsgevslt 
aoBgeschlossen. 

340. 
Dagegen  ist  jeder  Stat  yerpflichtet,  für  Beschädigungen  oder 
Beleidigungen,  welche  durch  die  Mannschaft  seiner  Schiffe  gegen 
fremde  Schiffe  oder  deren  Mannschaft  auf  offener  See  verübt  werden, 
den  Klägern  gutes  Recht  zu  halten.  Auch  auf  offener  See  ist  die 
friedliche  Rechtsordnung  wechselseitig  zu  achten  und  die  gewaltsame 
Selbsthülfe  nur  in  Nothfallen  gestattet. 

Die  Statenlosigkeit  des  Meeres  bedeutet  nicht  Rechtlosigkeit,  sondern 
im  GegentheU  friedliche  Kechtsgemeinschaft  aller  Nationen.  AlsKoth- 
fälle,  welche  die  SelbsthOlfe  im  (Gegensätze  zo  der  regelmässigen  Gerichtshûlfe 
rechtfertigen,  gelten  a)  aUe  Falle  der  Nothwehr  (vgl.  unten  §  348)  g^^en  bös- 
willigen Angriff,  b)  die  Fälle,  in  denen  aar  eigenen  Bettung  gegen  die  Ge- 
fährdung von  Seite  eines  andern  Schiffes,  auch  wenn  dieselbe  nicht  beabsichtigt 
und  nicht  als  Vergehen  zu  betrachten  ist,  durchgreifende  Massregeln  nothwendig 
erscheinen,  c)  die  Fälle  der  vorherigen  Kechtsverweigerung  von  Seite  des 
fremden  Stats. 

341. 
In  Friedenszeiten  ist  kein  Stat  berechtigt,  fremde  Schiffe  in 
ihrer  Fahrt  auf  offener  See  aufzuhalten,  noch  sie  durch  seine  Offiziere 
zu  besuchen  und  Vorzeigung  ihrer  Papiere  zu  fordern  oder  gar  ihre 
Schiffsräume  durchsuchen  zu  lassen. 

Da  kein  Stat  eine  Polizeigewalt  Aber  fremde  Schiffe  auf  of- 
fener See  hat,  so  darf  er  auch  keine  Handlungen  vornehmen,  welche  sich  nur 
aus  einem  Rechte  der  Polizeiaufsicht  erklären  und  begründen  Hessen.  Die  frem- 
den Schiffe  sind  durchaus  nicht  schuldig,  anzuhalten,  sondern  berechtigt,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zumuthungen  eines  andern  Schiffs  ihre  Reise  fortzusetzen.  Zu- 
weilen haben  wohl  seemächtige  Staten  weiter  gehende  Ansprtiche  gemacht  und  ge- 
legentUch  eine  Art  von  Seepolizei  auch  aber  fremde  Schiffe  üben  wollen.  Aber 
es  wird  das  heute  nicht  mehr  zugestanden  und  diese  Anmassung  ist  wenigstens 
thatsächlich  selbst  von  England  aufgegeben. 

842. 

Wenn  jedoch  die  Mannschaft  eines  fremden  Schiffes  in  den 
Eigengewässem  eines  States  oder  auf  dem  Lande  ein  Vergehen 
verübt  hat  und  desshalb  von  der  einheimischen  Strafgerichtsbarkeit 
verfolgt  wird,  so  darf  die  Verfolgung  gegen  das  fliehende  Schiff  über 
die  Eigengewässer  hinaus  in  die  offene  See  fortgesetzt  werden. 

Ist  aber  einmal  das  Schiff  dieser  Verfolgung  entgangen,  so 
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darf  es  später  nicht  mehr  auf  offener  See  Ton  den  Schiffen  des 
verletzten  States  angegriffen  werden« 

Die  Yerfolgimg  auf  die  offene  See  hinein  gilt  dann  nur  ak  Fortsetsnng 
der  in  den  Eigenge wässern  begonnenen  Verfolgong  und  die  Rechtfertigung 
dieser  wird  auf  jene  ausgedehnt  Diese  Ausdehnung  ist  aber  nOthig,  um  die  Wirk* 
samkeit  des  Strafrechts  zu  sichern.  Dieselbe  findet  ihre  nothwendigo  Grenze,  wenn 
die  Verfolgung  abgebrochen  werden  muss. 

343. 

Die  Piratenschiffe  werden  wegen  ihrer  Gemeingefahrlichkeit  nicht 
geduldet.  Sie  haben  keinen  Ansprach  anf  den  Schutz  der  Flagge 
und  können  jeder  Zeit  auch  auf  offener  See  angegriffen  und  weg- 
genommen werden. 

Als  Piraten-,  Bäuber-,  Seeräuberschiffe  werden  die  Schiffe  be- 
trachtet, welche  ohne  Ermächtigung  eines  kriegführenden  States  auf 
Beute  fahren,  sei  es  auf  Menschenraub,  sei  es  auf  Raub  von  Gütern 
(Schiffen  oder  Waaren)  oder  auch  auf  böswillige  Zerstörung  von 
firemden  Gütern  ausgehen. 

Schon  Cicero  erklärt  den  „pirata"  einen  „oonununis  hostis  onmium"  (de 
offic.  I.  3,  29).  Die  Seer&uber  gelten  als  Feinde  des  Menschengeschlechts 
und  ihre  Unterdrückung  wird  als  ein  Recht  und  eine  Pflicht  aller  civilisirten  Staten 
betrachtet.  Desshalb  wird  auch  gegen  Seeräuber  das  Hecht  der  freien  Schifffahrt 
und  der  besonderen  Nationalität  nicht  gewahrt  Das  Interesse  der  allgemeinen 
Yerkehrssicherheit  rechtfertigt  die  Beschränkung  der  allgemeinen  SchiÜffahrtsfrei- 
heit.  Die  Seeräuber,  welche  jene  fortwährend  als  Feinde  bedrohen,  dürfen  sich 
nicht  auf  diese  berufen. 

In  den  meisten  Erklärungen  des  Begriffs  wird  die  gewinnsüchtige  Ab- 
sicht der  Seeräuber,  der  animus  furandi,  als  Hauptmerkmal  hervorgehoben.  Die 
meisten  F&lle  des  Seeraubes  haben  auch  unzweifelhaft  diesen  Charakter.  Aber 
wenn  ein  Schuf  in  der  Absicht  ausfährt,  fremde  Schiffe,  vielleicht  einer  verhassten 
Nation  zu  zerstören  und  ihre  Güter  zu  versenken  oder  an  dem  Ufer  Verheerungen 
anzurichten,  die  Hausser  in  Bi*and  zu  stecken,  und  das  Alles  nicht  aus  Gewinn- 
sucht, sondern  aus  Hass  oder  Rache,  so  wird  auch  ein  solches  Schiff  als  Piraten- 
Bchiff  zu  betrachten  sein,  weil  die  Gemeingefährlickeit  dieselbe  und  das  Verbre- 
cherische solcher  Unternehmungen  ebenso  offenbar  ist.  Der  Richter  Jenkins  er- 
klärte folgende  3  Merkmale  für  nöthig  zum  Begriff  des  Seeraubs:  a)  gewaltsamer 
Angriff,  b)  Wegnahme  fremden  Guts,  c)  Erregung  von  Furcht  des  Beraubten. 
Phillimore  I.  §  335.  Dem  zweiten  Merkmale  fügen  Andere  mit  Recht  zu  oder 
Mord  oder  Menschenraub.  Dass  das  dritte  nothwendig  sei,  darf  billig  verneint 
werden,  denn  die  Seelenstimnmng  des  Verletzten  ist  für  das  Verbrechen  ohne  Be- 
deutung. Auch  wenn  die  Angegriffenen  sich  nicht  fürchten  und  den  Kampf  mit 
den  Seeräubern  siegreich  durchfechten,  sind  diese  dennoch  als  Seeräuber  zu  bestrafen. 
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344. 

Wenn  ein  ernster  Verdacht  besteht,  ànM  ein  Sohiff  ein  Banber- 
schiff  sei,  so  ist  jedes  Kriegsschiff  eines  jeden  Stats  als  ermächtigt 
zu  betrachten,  dasselbe  anzuhalten  und  zu  untersuchen,  ob  jener 
Verdacht  begründet  sei. 

Wenn  einige  Schriftsteller  auch  in  diesem  Falle  den  Kriegsschiffen  das  Eecht 
absprechen,  Seepolizei  su  üben  und  ein  verdächtiges  Piratenschiff  anzuhalten,  so 
▼erkennen  sie  das  dringende  BedOrfniss  aller  Nationen,  von  der  Seerftuberei  befreit 
zu  werden.  Würde  die  sonstige  Regel,  dass  kein  Stat  auf  offener  See  Aber  fremde 
Schiiflfe  eine  Macht  üben  dürfe,  absolut  festgehalten,  so  wikre  damit  die  Verfolgung 
der  Seeräuber  in  den  meisten  F&llen  nnm(}glich  gemacht.  Jene  Regel  aber  irird 
anerkannt  im  Interesse  der  Sicherheit  und  Freiheit  der  friedlichen  Seefahrer.  In 
demselben  Interesse  wird  derselben  die  ergänzende  Ausnahme  hinzugefügt,  dass 
alle  Staten  gleichmässig  berechtigt  sind,  die  Baubschiffe  als  Feinde  zu  verfolgen. 
Zu  diesem  Behuf  mOssen  sie  dieselben  auch  ihrerseits  angreifen  können,  wenn  sie 
sich  zeigen. 

345. 

Ergibt  sich  bei  der  Prüfimg,  dass  der  Verdacht  unbegründet 
sei,  80  ist  das  angehaltene  Schiff  berechtigt,  Genugthuung  und  je 
nach  Umständen  Schadensersatz  zu  fordern. 

Es  ist  das  die  Garantie  gegen  Missbranch  jenes  Yerfolgun^srechts  zum  Nach- 
theU  der  rechtmässigen  Schifffahrt. 

346. 

Erscheint  der  Verdacht  begründet,  so  wird  das  Räuberschiff 
als  Prise  genommen.  Dasselbe  kann  in  jeden  Hafen  eines  civili- 
sirten  States,  nicht  nothwendig  des  Nehmestates,  gebracht  und  da- 
selbst die  Mannschaft  vor  Gericht  gestellt  und  bestraft  werden.  Das 
betreffende  Prisengericht  entscheidet  auch  über  Schiff  und  Gut. 

Dem  Recht  der  Verfolgung,  woran  alle  dvilisirten  Staten  gleichmftsdg  Theil 
haben,  entspricht  das  Recht  der  Bestrafung,  worin  wieder  alle  Staten  concur- 
riren.  Aber  das  gilt  nur  von  der  v.(}lkerrechtlich  erkannten  Seer&uberei 
und  ist  keineswegs  auf  die  Fälle  auszudehnen,  welche  nur  nach  besonderem 
Landesgesetz  als  Piraterie  behandelt  werden.  Für  solche  Fälle  gelten  die  ge- 
wöhnlichen Grundsätze  der  Gerichtsbarkeit  Vgl.  Wheaton,  Intern.  Law.  edit.  8. 
by  H  Dana.    Boston  1866.    §  124. 

347. 

Insoweit  keine  andern  Eigenthumsrechte  als  der  Räuber  selbst 
in  Betracht  kommen,  wird  das  genommene  Räuberscbiff  sammt  der 
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Bewaflhimg  md  Ladung  als  gute  Seebente  dem  State  Eugetprochen, 
dessen  Schiff  das  Räuberschiff  genommen  hat  Es  hängt  yon  diesem 
State  ab,  die  Mannschaft  des  Kriegsschiffes  dafür  zu  belohnen. 

Es  ist  das  eine  «mJoge  Anwenduiig  des  Kriegireehta  auf  Sed>eiit6,  welche 
wieder  damit  eiUArt  wird,  étm  die  Seerftuber  Feinde  aller  Staten  aind. 

348. 

Wird  ein  Privatschiff  von  einem  Seeräuberschiff  angegriffen, 
aber  dieses  von  jenem  überwunden  und  ist  der  Sieger  ausser  Stande, 
die  gefangenen  Bäuber  sicher  zu  verwahren  und  nach  einem  ge- 
eigneten Seehafen,  der  in  seiner  Richtung  liegt,  abzuliefern,  so  ist 
derselbe  berechtigt,  standrechtlich  über  die  Räuber  zu  richten  und 
ein  Todesurtheil  sofort  zu  vollziehen.  Es  ist  jedoch  in  solchen 
Fällen  ein  sorgfältiges  Protokoll  über  die  Zusammensetzung  und  die 
Verhandlung  des  Gerichts,  die  Aussagen  der  Zeugen  und  die  Ver* 
theidigung  der  Angeklagten  aufzunehmen. 

Die  Verthefdigung  der  Handelsschiffe  gegen  die  Seerftaber  ist,  wenn  irgend 
eine  Aussicht  auf  Erfolg  voriianden  ist,  nicht  bloss  ein  Recht,  sondern  eine  Pflicht 
der  Mannschaft  (Vgl.  Kaltenborn,  Seerecht  I.  S.  181.)  Es  ist  das  ein  Fall 
berechtigter  Selbst  hülfe  (oben  §  243),  in  welchem  die  Gewalt  des  Gapitäos 
sich  bis  zur  Gerichtsgewalt  steigert.  ,,£&  geht  den  B&abem  an  die  Baa'S  ist  die 
alte  Seemmmsdrohung.  Aber  wenn  hier  der  SelbsthAlfe  eine  so  eingreifende  Wirk- 
samkeit verstattet  wird,  so  ist  es  auch  eine  Rechtspflicht  derer,  welche  sie  Oben, 
den  AusnafamefaU  genau  und  sorgfältig  m  constatiren,  und  zugleich  eine  Garantie 
gegen  den  md^chen  Ifissbranch  jenes  Nothrocfats  zu  ungerechter  Gewaltthat. 

349. 

Da  kein  Stat  im  Frieden  berechtigt  ist,  Seebeute  zu  machen, 
80  darf  auch  kein  Stat  im  Frieden  Schiffe  ermächtigen,  auf  Beute 
auszufahren.  Geschieht  es  dennoch,  so  macht  sich  der  Stat  der 
Piraterie  schuldig.  Alle  civilisirten  Staten  sind  in  diesem  Falle  be- 
rechtigt, den  Piratenstat  als  einen  gemeinsamen  Feind  eu  bek&npfen, 
und  denselben  zu  zwingen,  dass  er  für  den  verübten  Schaden  Ersatz 
leiste,  Grenugthuung  und  (Garantien  für  künftige  Beachtung  des 
Völkerrechts  gebe. 

1.  W&hrend  langer  Zeit  erniedrigten  sich  die  europidschen  Staten  dazu,  an 
die  Piratenstaten  der  nordafrikanischen  Seekflste  Tribut  zu  bezahlen,  um 
dadurdi  fOr  ihre  Handehwdiüfe  Sicheriieit  gegen  den  Seeraub  zu  erkauleo.  Erst 
in  nnseier  Zeit  ist  endlich  das  MitteUftndisrhe  Meer  too  dieser  Gefahr  befreit  und 
^  die  unwürdige  Doldnng  too  Piratenstaten  nm  anff^rt, 
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2.  Aach  in  diesen  Fällen  sine  die  Eriegsachüre  alkr  Stsfteii  verialsBrt  und 
ennâchtigt,  solche  FiratenachüFe  auf  ofiener  See  ansogreifen  und  wegamehmen. 
Die  Mannschaft  derselben  kann  aber  in  diesem  Falle,  weil  sie  die  ErlaabnisB  ihres 
States  für  sich  hat,  nicht  wegen  Piraterie  gerichtet  werden,  sondern  ist  in  der  Regel 
als  kriegsgcfangen  zu  behandeln.  So  wurde  von  dem  enn^ischen  Adndralitäts- 
gerichtshof  (Richter  Sir  Jenkins)  im  Jahr  1668  entschieden,  als  Algierische  Pi- 
raten an  der  Irischen  Koste  gefimgen  wurden.  Phillimore  I.  S55.  Wildman 
I.  S.  202. 

3.  In  dem  grossen  amerikanischen  BQigeriai^;e  erkUürte  der  President 
Lincoln  (19.  April  1861)  alle  südstatliche  Kaperschiffe  als  Piratensdiiffe 
und  bedrohte  dieselben  mit  der  Strafe  der  Seer&uber.  Indessen  erklärte  sich  das 
englische  Oberhaus  gegen  diese  Ausdehnung  des  Begriffs  als  nicht  im  Völkerrecht 
begründet;  und  thatsftchlich  wurden  auch  in  den  Noidstaten  gefangene  Seeleute 
solcher  Kaperschiffe  als  Kriegsgefangene  behandelt.  Wheaton  Intern.  Law.  §  12Ô. 
Anm.  Dana. 

350. 

Wenn  yon  Schiffslenten  eines  nationalen  Schiffes,  d.  h.  eines 
Schiffes,  welches  sich  nicht  dem  Verbände  mit  einem  geordneten 
State  entzogen  hat,  auf  offener  See  Raub  oder  Mord  oder  andere 
Verbrechen  verübt  werden,  so  ist  die  yölkerrechtliche  Gterichtsbarkeit 
über  Seeräuber  nicht  begründet,  sondern  nur  die  statsrechtliche  des 
States,  welchem  das  Schiff  zugehört. 

Anders  ist  es,  wenn  die  aufrOhrerische  Schiffsmannschaft  eines  unter  natio- 
naler Flagge  fahrenden  Schiffs  nun  sich  von  der  Statsordnung  loegesagt  hat,  und 
eigenwillig  Räuberei  betreibt.  Dadurch  wird  das  Schiff  sum  Piratensdiiff.  ü^r 
einen  FaU  der  Art  ans  den  Chilesischen  Gewässern  berichtet  Phillimore  L  357. 
Wenn  gleich  die  von  einem  englischen  Kriegsschiff  gefangene  Mannschaft  an  die 
€rerichte  von  ChUi  zur  Bestrafung  überliefert  wurde,  so  erachtete  sich  doch  der 
engUsche  Admiralit&tshof  ebenfalls  fUr  zuständig.  Dagegen  gilt  für  alle  andeni 
Verbrechen,  die  nicht  völkerrechtlich  als  Seeräuberei  betrachtet  werden,  die  ordent- 
liche Gerichtsbarkeit. 

351. 

Das  freie  Meer  darf  nicht  zur  Zufuhr  yon  Sclayen  über  See 
missbraucht  werden. 

Die  Schiffe,  weldie  gegen  das  völkerrechtliche  Verbot  Sclayen 
fuhren,  unterliegen  aber  zunächst  der  Gerichtsbarkeit  des  States, 
welchem  sie  angehören. 

1.  Das  heutige  Yölkerrecht  verwirft  die  Institutionen  der  Sclaverei  als  ehien 
Widerspruch  des  natttrlichen  Mensdienrechts.  Vgl.  darüber  Buch  V.  Art  960. 
Früher  galt  der  Handel  insbesondere  mit  farbigen  Sdaven  als  erlaubt,  und  noch 
in  dem  Frieden  von  Utrecht  von  1713  liess  sich  y^igi^piif  v<m  Spaniœ  aus- 
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drikckUch  das  Becht  nuicheni,  eine  beaümnite  Annhl  NegendAven  al^jàhriieh  in  die 
Spanischen  Coknien  einniftthren.  Seither  hat  das  modenie  BecfatsgefQhl  diesen 
Handel  ak  ein  Verbrechen  gegen  die  Menschlichkeit  gebrandmarkt  Auf 
dem  Wiener  Congress  erklärten  am  8.  Febr.  1815  im  Anschlnm  an  den  Zusatz 
des  Pariser  Friedens  zwischen  England  nnd  Frankreich  vom  80.  Mai  1814  die 
versammelten  Mächte  ihr  Verlangen  „de  mettre  un  terme  an  fléau  qui  avait  si 
Icmgtemps  désolé  TAinqne,  dégradé  TEurope  et  affligé  l'humanité^*  und  versprachen 
einander  beizustehen  in  der  mdn^chst  baldigen  „abolition  universelle  de  la  traite 
des  nègres*'  (Wheaton  histoire  L  188).  Auf  den  Gongressen  von  Aachen  1818 
und  Verona  1822  wurde  die  Abschaffung  des  Negerhandels  neuerdiogs  im 
Princip  ausgesprochen.  Vor  allen  andern  Staten  war  England  bemOht^  diesen 
schändlichen  Seehandel  zu  unterdrücken  und  schloas  mit  ehier  grooen  Anzahl  von 
Staten  darüber  besondere  Vertrage  ab.  Das  Verzeichniss  dieser  Vertrage  gibt 
Phillimore  I.  §  807.  Von  grOsster  Bedeutung  waren  insbesondere  die  Verträge 
mit  Frankreich  (Vertrüge  von  1881.  1883.  1845),  mit  Spanien  (1817.  1822. 
18d5X  mit  Portugal  (1826),  mit  den  europäischen  Nord-  und  Ostmächten  Oester^ 
reich,  Prenssen  und  Russland  (1845),  mit  den  Vereinigten  Staten  yon 
Nardamerika  (1842). 

2.  In  vielen  Verträgen  nnd  Oesetzen  wird  dieser  verbotene  Handel  der  See- 
raube  rei  gleichgestellt  und  werden  die  Sclavenschiffe  wie  Piratenschiffe 
bedroht  Indessen  ist  diese  Gleichstellung  durchaus  nicht  selbstverstSndlich  und  es 
lägst  sich  der  völkerrechtliche  Begriff  der  Phraterie  nicht  ohne  weiters  auf  ganz 
andere  Handlungen  übertragen.  Die  Piraterie  gefährdet  die  Sicheriieit  des  ge- 
asnunten  Seeverkehrs,  der  Sdavenhandel  bedroht  den  Seeverkehr  gar  nkht,  sondern 
bedroht  nur  das  Menschenrecht  in  seiner  eigenen  Ladung.  Die  Piratenschiffe  ec^ 
kennen  keine  geordnete  Stafagewalt  über  sich  an,  die  Sclavenschiffe  fshren  unter 
nationaler  Flagge.  Die  Unterdrückung  des  Sdavenhandela  hat  daher  auch  nicht 
denselben  intematiottalen  Charakter  wie  die  Verfolgung  der  Seeräuber.  Deshalb  be- 
steht auch  keine  allgemeine  Goncurrenz  aller  Staten  in  der  Gerichtsbarkeit 
Aber  das  weggenommene  Sdavenschiff,  sondern  ist  zunächst  die  nationale  Ge- 
richtsbarkeit begröndet 

352. 

Soweit  durch  Statenverträge  ein  BesudiQ-  oder  Durchsuchmigs- 
recht  gegen  die  eigenen  Schiffe  fremden  Eriegnachiffen  zu  dem  Behuf 
gestattet  worden  ist,  um  verdächtige  Sclavenschiffe  anzuhalten  und 
je  nach  Umständen  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  ist  dieselbe  aus- 
zuüben. 

Aber  es  versteht  sich  ein  solches  Becht  nicht  von  selbst,  auch 
nicht  gegen  Schiffe  eines  States,  welcher  die  Zufuhr  v(m  Negersdaven 
mit  den  Strafen  gegen  Seeranb  bedroht. 

Die  Schwierigkeit,  das  Verbot  des  Sdavenhandels  auf  offener  See  durchzu- 
i^lhren,  ohne  zugleich  die  volkerrechtliche  Selbständigkeit  der  Flagge 
^  die  freie  Schifffahrt  zu  gef&hrden,  ist  bei  den  diplomatischen  Verband- 
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loDgen  sehr  enlicheidend  hefvorgeU^tea,  Ala  eine  ea^ßaaM  Ptrlftiiiaitaaide  tob 
Jahr  1839  die  engttacbaii  Kroozer  ennichtigte,  anf  verdftditige  TottapeàMÙ» 
SeUvenachiiTe  m  fiümden,  wurde  dieselbe  vielaeitig  als  eine  voDoBmektswidrigB 
Amnaasong  Knglands  getadelt  Durch  den  Yertmg  Englands  mit  Portugal  tos 
1843  wurde  ein  wechselseitiges  Untersudnmgsrecfai  (right  of  seardi)  fogestandeD. 
In  dem  Vertrag  der  fOnf  europäischen  Grossm&chte  von  1841  war  eddiit, 
dass  die  Sclavenschüfe  ,,den  Schutz  der  Flagge''  einbOssen  und  daas  die  Midtte 
ihren  bevollmicfatigCen  Kreuaem  das  Recht  wechselseitig  jragestehn,  jedes  Sdiiff, 
daa  einer  der  betreffenden  Nationen  angehdrt,  aus  Tenrtftndigen  Yerdacfatagianden 
an  nntennchen.  Auch  soll  dieses  Recht,  ^toii  de  visite''  genannt,  nicht  im 
MittdlAndiachen  Meer  and  nur  bis  sum  8S«  nördlicher  and  smn  46.  Grad  sftflicher 
Breite  in  dem  atlantischen  Meere  geObt  werden,  indeasen  wurde  dieser  Yerbsg 
fon  dem  franzMschen  Ktaige  nicht  ratifickt^  eben  weil  gegen  dieses  UntenuchuagB- 
recht  sich  ernste  Bedenken  erhoben.  Die  Diphimatie  fing  nun  an,  genaoer  zaiflcheQ 
einem  Besuchsrecht,  droit  de  yisite,  im  engem  Sinn  und  einem  Durch- 
suchsrecht,  droit  de  perquisition,  su  unterscheiden.  Endlieh  kam  in  Jahr 
1845  ein  Tertrag  swischen  England  und  Frankreich  su  Stande,  in  welchem 
zwar  das  alte  Droit  de  visite  (im  weitem  Sinn)  aufgegeben,  aber  doch  in  Art  7 
bestfamnt  wurde,  dass  die  beiderseitigen  Kreuzer  an  der  afrikaniachen  Kflste  e^ 
mftchtigt  seien,  die  wirkliche  Nationalit&t  der  Schiffe  zu  prüfen,  welche 
anter  englischer  oder  firanzOsischer  Flagge  fahren,  und  vielleichl  nur  anter  dieser 
Flagge  ihren  Sdavenhandel  oder  andere  Verbrechen  zu  verbergen  suchen.  Zu 
^ttesem  Behuf  muss  aber  natoriich  das  fremde  Schiff  doch  besucht  und  seine 
Planere  mflssen  eingesehen  werden.  Ergibt  skh  dabei,  dass  das  Schiff  wiikHch 
einer  Katk»  augehOrt,  deren  Regierung  das  Untersucbangopecht  nicht  anerkennl, 
so  muss  dssselbe  ohne  Terzug  veriaaeen  und  jedenûdls  Aber  daa  ganze  Yerfidoea 
genaues  Protokoll  geführt  werden.  Die  Instractianen  der  beiden  Staten  sn  ihre 
Kreuzer  äoa  genau  und  werden  wechselseitig  mitgetheilt  Die  lebhafteste  £inq)nM:he 
machten  die  Yereinigten  Staten  von  Nordamerika  gegen  das  Durchsuchunp- 
recht,  indem  sie  die  Gefahr  ftkr  die  freie  Schifffahrt  betonten,  wekhe  eine  der- 
artige Seepolizei  vorzüglich  Englands  zur  Folge  haben  wArde.  Der  Mtaident 
Webster  behauptete,  dass  das  Droit  de  visite  und  das  rhigt  of  search  bisher 
immer  als  dasselbe  Recht  betrachtet  und  nur  als  Kriegsrecht,  nicht  im  Frieden  an- 
erkannt worden  sei.  Die  Yereinigten  Staten  erklärten  dtâief,  ein  derartiges  Recht 
keiner  Seemacht  zuzugestehen.  Dagegen  verstanden  sich  die  Yereinigtoi  Staten 
dazu,  an  der  afrikaniachen  KAste  gemeinsam  mit  England  Kreuzer  zu  halten,  am 
den  Sclavenhandel  möglichst  zu  verhindern.  Man  sieht,  der  Widersproch  der  Yer- 
einigten Staten  war  von  Kinfliiss  auch  auf  das  Yerh&lten  von  Frankreich.  Auch 
mit  Brasilien  gerieth  England  Aber  diese  Seepolizei  im  Jahr  1845  in  Streit. 
Seither  hat  sich  die  Gefahr  einer  ungebührlichen  Seeherrschaft  Englands  eriieblich 
vermindert,  indem  auch  sodere  Staten  eine  awgehnlifhe  Kriegsmarine  inzwischen 
geschaffen  haben  und  EngUnd  die  Freiheit  des  Meers  im  Princip  uikd  in  dessen 
Gonsequenzen  umfisssender  als  frAher  anerkennt  Mir  scheint,  dass  ein  wechsel- 
seitiges Besuchsrecirt  gegenüber  von  Schiffen,  welche  verdächtig  sind,  eine 
falsche  Flagge  zu  fbhren  und  zugleich  als  Sclaveaischiffe  benutzt  au  werden,  wenn 
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dieses  Becht  in  wohlgeordiieten  Fonnen  und  mit  den  nOthigen  Garantien  gegen 
Miarixraoch  aasgeflbi  inrd,  gefahrlos  fiür  den  redlichen  Schfflffahrtoverkehr  und  den- 
noch ein  nothwendiges  Mittel  sei,  das  Verbot  der  Negerzufnhr  wirksam  zu  machen. 
Das  andere  Mittel,  eigene  Kreuzer  zu  halten,  welche  fortwährend  eine  Küste  be- 
aoffiiditigen,  ist  zu  kostbar  und  in  der  Praxis  ohne  Anhalten  der  veid&chtigen 
Schiffe  doch  nieht  durchzufahren.  Der  Besuch  des  vermeindichen  Sclavenscfaiffs 
hat  sich  jedoch  Ars  erste  auf  die  Prüfung  der  Nationalität  des  Schiffs  zn 
beschränken  und  darf  nur,  wenn  weitere  Yerdachtsgrttnde  sich  ergeben, 
zn  einer  Durchsuchung  fuhren.  Der  Vertrag  zwischen  England  und  den  Ver- 
einigten State  n  vom  7.  April  1862  geht  von  diesen  Grundsätzen  aus.  Die  beider- 
seitigen eigens  dazu  ermächtigten  Kreuzer  dflrfen  verdächtige  Sdavenschiffe  unter 
gewissen  Bedingungen  an  der  afrikanischen  Kflste  und  in  der  Nähe  Ton  Cuba  an- 
halten und  dnfehsachen. 


5.  Ton  den  StatsdiengtlMrkelten. 

353. 

Wenn  die  Gebietshoheit  eines  States  zu  Gunsten  eines  andern 
States  —  oder  ausnahmsweise  auch  zu  Gunsten  einer  unter  völker- 
rechtlichem Schutze  stehenden  Körperschaft  oder  Familie  —  ver- 
tragsmässig  und  dauernd  beschränkt  wird,  so  wird  diese  Beschränkung 
Statsdienstbarkeit  genannt. 

1.  Wir  nennen  diejenigen  Beschränkungen  der  Gebietshoheit,  welche  aus  dem 
tdlkerreditlichen  Zusammenhang  der  Staten  und  aus  der  allgemeinen  Natur  der 
Vertiältnisse  mit  Bachtsnothwendigkdt  sich  ergeben»  wie  die  Pflkht  zum  Gesanten- 
Terkehr  und  Fremdenschutz,  die  Gewährung  der  freien  Schiffahrt  anf  den  grossen 
Strömen  und  am  Kûstensaum  u.  dgL  nicht  Dienstbarkeiten,  weil  sie  zu  der  regel- 
mässigen Rechtsordnung  gehören,  weil  hier  die  Statshoheit  selbst  als  ein  da- 
durch nothwendig  beschränktes  Recht  erscheint.  Die  eigentlichen  Statsdienst- 
barkeiten  verstehn  sich  nicht  von  selber,  sondern  bedürfen  einer  besondem  Be- 
grtlndung  im  einzelnen  Fall.  Sie  sind  ein  jus  singulare,  für  welches  keine 
Yermuthung  sjuridit 

2.  Die  Analogie  derprivatrechtlichenGhimdsätze  über  die  sogenannten  Prädial- 
servi  tuten  darf  nur  mit  Vorsicht  angewendet  werden,  weil  es  sich  hier  nicht  um 
Verhältnisse  handelt,  welche  der  Willkür  von  Privatpersonen  anheimfallen, 
Bondeni  um  Zustände,  bei  weldieu  das  Wohl  der  Völker  betheiligt  ist.  Die 
Sicherheit  und  Unabhängigkeit  der  Staten  ist  doch  ein  ganz  anderes  Ding  als  das 
Qnmdeigenthum  und  daher  eine  Beschränkung  derselben  von  flsaa  andeter  Wirkung 
als  eme  Privatservitut. 

354. 
Der  Begrtbdung  einer  Statsdienstbarkeit  duroh  Vertrag  steht 
die  Berufung  auf  unvordenklichen  Besitz  gleich,  insofern  aus  der 
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fortdaaernden  Âusûbung  solcher  Beschimlning  olme  Widersprach 
des  beschränkten  States  auf  die  Anerkennung  der  Dienstbarkeit 
durch  diesen  geschlossen  werden  kann. 

Es  ist  mundglich,  die  herkömmlichen  Statsdienstbarkeiten  za  igncHciien, 
aber  man  darf  doch  nicht  leichthin  derartige  Beschrftnkungen  als  ursprûnglicli 
gewillkürte  annehmen.  Vielmehr  bedarf  es  eines  strengen  Beweises  dafor,  àm 
nicht  etwa  der  beschränkte  Stat  bloss  gutwillig  and  ans  Freundlichkeit  fttr  dea 
Nachbarn,  aber  ohne  Bechtsrerbindllchkeit  sich  die  thatsikthliche  BeschrSokiug  habe 
gefallen  lassen,  sondem  dieselbe  als  nothwendig  und  bindend  anerkannt  habe. 

355. 

Die  Statsdienstbarkeiten  bestehen  entweder  darin,  dass  der 
dienende  Stat  nm  derselben  willen  verhindert  wird,  seine  Statshoheit 
in  einer  bestimmten  Bichtung  vollständig  ansznüben  oder  darin, 
dass  derselbe  genöthigt  wird,  eine  statlicha  Action  des  fremden  be- 
rechtigten States  innerhalb  seines  Gebietes  zn  dulden,  die  er  ohne 
die  Dienstbarkeit  verwehren  dürfte. 

Die  erstem  Dienstbarkeiten  bestehen  im  Nichtthan  (In  non  faciendo)  osd 
sind  Yon  negativer  Wirkung,  die  letztem  dagegen  sind  positiv  und  bestehn  im 
Dulden  eines  Thuns  (in  patiendo)  von  Seite  des  berechtigten  Stats. 

856. 
Negative  Dienstbarkeiten  sind: 

a)  die  Beschränkung  eines  States  in  der  Grösse  seines  Heeres 
oder  in  der  Anlage  und  Zahl  seiner  Kriegsschiffe  oder  in 
der  von  Festungen  u.  s.  f., 

b)  die  Verpflichtung  eines  Stats,  sich  jeder  an  sich  begründeten 
Gerichtsbarkeit  über  die  Angehörigen  des  berechtigten  States 
zu  enthalten, 

c)  die  Schranken,  welche  der  Ausübung  der  Kirdienhoheit  aus 
Rücksicht  auf  den  berechtigten  Stat  gesetzt  werden, 

d)  die  theilweise  Befreiung  gewisser  Körperschaften,  Stiftungen 
oder  Stände  von  der  Steuerpflicht  in  dem  dienenden  State, 
wenn  dieselbe  mit  Bücksicht  auf  einen  berechtigten  Nachbar- 
stat zugestanden  worden  ist, 

e)  die  Verhinderung  von  ZoUstationen  zu  Gunsten  des  freien 
Grenzverkehrs  der  Nachbarn. 

Es  sind  das  nur  einzelne  Beispiele,  welche  öfter  Yorkommen  und  meisteiu 
in  Friedensvertrftgen  näher  bestimmt  oder  bei  GebietsabtretwigeQ  Yorbehalten 
ymsàea  sind. 
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367. 
Beispiele  von  positiven  Dienstbarkeiten  sind: 

a)  das  Recht  eines  fremden  Stats,  die  inländischen  Strassen  zu 
seinen  Trappenmärschen  zu  benutzen  (Etappenstrassen), 

b)  das  Becht  eines  fremden  Stats,  einen  inländischen  Gebiets- 
theil  unter  Umständen  mit  seinen  Truppen  zu  besetzen, 

c)  das  Recht  eines  fremden  Stats,  seine  Gerichtsbarkeit  oder 
Polizeigewalt  oder  Steuerhoheit  auf  einen  inländischen  Ge- 
bietstheil  auszudehnen, 

d)  das  Recht,  Zollstationen  daselbst  anzulegen  und  zu  untere 
halten,  Durchsuchungen  dort  vorzunehmen, 

e)  das  Recht,  Postanstalten  daselbst  zu  errichten  und  das  Post- 
regal auszuüben. 

358. 

Im  Zweifel  ist  allezeit  zu  Ghmsten  der  dienstfreien  Statshoheit 
imd  die  anerkannte  Dienstbarkeit  als  ein  Âusnahmerecht  in  be- 
schränkendem Sinne  zu  interpretiren.^ 

Je  grltaser  der  Werth  ist,  welchen  die  moderne  Statsentwicklmig  der  Ein- 
heit und  Freiheit  des  Stats  zuechreibt,  um  so  weniger  gOnstig  werden  diese 
Dienstbarkeiten  betrachtet,  welche  immer  jener  Einheit  Abbruch  thun,  indem  sie 
die  wenn  auch  beschränkte  Herrschaft  eines  fremden  States  begründen,  und  immer 
diese  Freiheit  hemmen,  indem  sie  den  einheimischen  Stat  verhindern,  seine  Sou- 
veränet&t  vollständig  auszuüben.  Sie  sind  daher  weit  hinfälliger  als  die  privat- 
rechtlichen  Servituten,  indem  sie  unter  ümst&nden  von  einer  neuen  Statsentwicklung 
verdrängt  und  beseitigt  werden.    Vgl  §  359. 

859. 

Eine  Statsdienstbarkeit  geht  unter 

a)  durch  einen  Befreiungsvertrag  des  Pflichtigen  mit  dem  be- 
rechtigten Stat, 

b)  durch  Verzicht  des  berechtigten  Slats.  Als  Verzicht  ist 
auch  ein  über  ein  Menschenalter  fortgesetzter  Nichtgebrauch 
anzusehen,  wenn  die  Veranlassung  zum  Gebrauch  wiederholt 
gegeben  war, 

c)  wenn  dieselbe  aufgehört  hat,  mit  der  Entwicklung  des  Völker- 
rechts verträglich  zu  sein, 

d)  wenn  dieselbe  mit  der  naturgemässen  Fortbildung  der  Stats- 
yeifassung  oder   mit  den  öffentlichen  Zuständen  imd  Be- 
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dSrfiiissen  des  Pflichtigen  Landes  nnyerträglich  und  deshalb 
unleidlich  und  unausführbar  geworden  ist 

Da  das  Ststsrecht  und  ebenso  das  Ydlkerrecht  nur  nm  der  gemeinsamen 
öffentlichen  Bedürfnisse  willen  als  nothwendige  Ordnung  der  öffent- 
lichen Zustande  besteht,  so  kann  es  auch  im  Einsehieo  nicfat  anfirecht  erhalten 
werden,  insofern  es  mit  der  allgemeinen  Entwicklung  nicht  zuglddi  fortdanem 
kann.  Diese  Entwicklung  kann  und  darf  nicht  durch  Yertrftge,  welche  einer  andern 
vergangenen  Zeit  angehören  und  damals  einen  Sinn  hatten,  der  inzwischen  yerlorett 
gegangen  ist,  verhindert  werden.  Denn  das  hiesse  die  Staten  und  die  Menschheit 
an  der  ErfQllung  ihrer  Bestimmung  verhindern  und  das  Wesen  des  Bechts  selber 
verderben.  In  dieser  Weise  sind  unzfthüge  Statsdienstbarkeiten,  welche  im  Mittel- 
alter entstanden  waren  und  damals  zu  der  herrschenden  Lehensverfassung  passten, 
seit  der  Ausbildung  des  modernen  States  mit  dem  Lehensrechte  untergegangen. 
Wenn  ein  Stat  in  seinem  Innern  Einheit  und  Gleichheit  der  Rechtspflege  einfthrte 
und  in  Folge  dessen  die  patrimoniale  Gerichtsbarkeit  der  Grundherrn  abschaffte, 
so  liess  er  sich  auch  nicht  abhalten,  aus  denselben  Gründen  und  einfach  durch 
seine  Yerfassungs-  und  Gtesetzesreform  die  patrimoniale  Gerichtsbarkeit  eines  frem- 
den Landeaherm  in  seinem  Lande  abzuschaffen,  welche  mit  jener  grundheirlichen 
Gerichtsbarkeit  des  einheimischen  Adels  wesentlich  identisch  und  ganz  eben  so 
wenig  mit  den  modernen  Grundsätzen  der  Rechtspflege  vertrSglich  ist  In  ähn- 
licher Weise  ist  besonders  seit  def  französischen  Revolution  die  vom  Mittehilter 
überlieferte  Verflechtung  verschiedener  Landeshoheiten  auf  demselben 
Gebiete  gelöst  und  ein  ^ifacheres  und  gleichmftssigeres  Bechtsverhaitaiss  herge- 
stellt worden. 


Fünftes  Buch. 

Die  Statshoheit  im  YerhältnisB  zn  den  Personen. 

L  Sehutz  der  personUehen  Freiheit. 

360. 

Es  gibt  kein  Eigenthum  des  Menschen  am  Menschen.  Jeder 
Mensch  ist  Person,  d.  h.  ein  rechtsfähiges  und  mit  Hecht  begabtes 
Wesen. 

Dieser  natürliche  Bechtssatz,  der  schon  von  den  römischen  Juristen  erkannt 

mirde,  ist  während  Jahrtausenden  von  den  meisten  Völkern  gegen  ihr  besseres 

Gewissen  missachtet  und  verdunkelt  worden.    Im  Alterthum  hat  man  sich,  um  die 

unnatürliche  Sclaverei  zu  rechtfertigen,  auf  die  gemeine  Rechtsübung  der  Völker, 

aas  jus  gentium  berufen.     Nur  ganz  allm&hlich  und  langsam  hat  die  europäische 

Civilisation  jenen  schändlichen  Missbrauch  der  Gewalt  des  herrschenden  über  den 

dienenden  Menschen,  den  man  Eigenthum  nannte  und  mit  dem  Eigenthum  an  Haus- 

thieren  auf  eine  Linie  stellte,  gemildert  und  endlich  abgeschafft  und  das  natürliche 

Menschenrecht  der  Person  anerkannt.     Als  bereits  in  Italien,  in  England  und  in 

Frankreich  die  Eigenschaft  aufgehoben  war,  bestand  dieselbe  noch  in  einigen  deutschen 

Ländern  fort,  und  später  als  in  Deutschland,  erst  in  unsem  Tagen  wurde  sie  in 

Rnssland  beseitigt.    So  bildete  sich  nach  und  nach  das  europäische  Becht  aus, 

welches  die  Sclaverei  nicht  mehr  als  wirkliches  Recht  in  Europa  gelten  Hess,  sondern 

aie  persönliche  Freiheit  als  Menschenrecht  ehrte.    Nachdem  die  Vereinigten  Staten 

Ton  Nordamerika  sich  ebenfalls  gegen  die  Sclaverei  der  Schwarzen  erklärt  und 

inneihalb  ihres  Machtbereichs  die  widerstrebenden  Staten  genöthigt  haben  (I860), 

die  persönliche  Freiheit  und  die  bürgerlichen  Rechte  auch  der  dunkeln  Rassen 

anzaerkennen ,  und  nachdem  nun  auch  im  Süden  des  amerikanischen  Continents 

Brasilien  die  Befreiung  der  Sclaven  gesetzlich  eingeführt  wurde  (1871),  ist  jenes 

VenKhenrecht  anch  in  Amerika  dnrchgedmngen  und  nonmehr  zu  allgemeiner 

Anerkennung  in  dem  Bechtebewuartsein  der  christlichen  Welt  gelangt.     Die 

tunesische  Cottar  in  Ostasien  hatte  schon  lange  vorher  denselben  natürlichen 
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RechiaBats  anerkaïuit  Man  darf  daher  in  Zuknnft  nicht  mehr  wie  bisher  die  6e- 
rofong  auf  die  SouTeraaetftt  einzelner  Staten  gelten  lassen,  welcher  es  nicht  Te^ 
wehrt  werden  dürfe,  bei  sich  die  Sclaverei  festzuhalten  oder  einzofbhren.  HöchBtens 
dürfen  Uebergangsbestinmmngen,  welche  aus  der  herkönunlichen  Sclaverei  schritt- 
weise zor  persönlichen  Freiheit  hinüberleiten,  geachtet  werden.  Die  SouTerineOt 
der  Staten  darf  nicht  mehr  so  ausgeübt  werden,  dass  dadurch  das  höhere  und 
allgemeinere  Recht  der  Menschheit  vemichtet  wird,  denn  die  Staten  nnd 
menschliche  Organismen  nnd  pflichtig,  das  allgemein  erkannte  Menschenrecht  sa 
respectiren. 

S61. 

Das  Völkerrecht  erkennt  kein  Recht  der  Sdayerei  an,  weder 
wenn  Einzelne  noch  wenn  Staten  sie  behaupten. 

Es  ist  das  nur  der  negative  Ausdruck  des  obigen  Prindps  der  persönlichen 
Freiheit,  wekhe  das  Yölkenecht  anerkennt. 

862. 

Wenn  fremde  Sdayen  den  Boden  eines  freien  States  betreten, 
so  werden  sie  sofort  von  Rechts  wegen  als  Freie  betrachtet  und 
ohne  dass  es  einer  Freilassimg  des  Herrn  bedarf,  auch  gegen  diesen 
in  ihrer  Freiheit  geschützt. 

Die  Luft  des  freien  Stats  macht  noch  schneller  und  entschiedener  frei, 
als  im  Mittelalter  die  Luft  der  freien  Stadt  Damals  bedurften  die  eigenen 
Leute,  welche  in  die  Stadt  geflüchtet  waren,  einer  Ersitzung  der  Freiheit  Yon  Jahr 
und  Tag  und  waren  meistens  vor  AbLuif  derselben  der  Vindication  der  nadgagenden 
Herrn  ausgesetzt.  Wenn  heute  ein  fremder  Herr  mit  seinen  Sdaven  als  IHenen 
in  ein  freies  Land  kommt,  wohin  auch  die  Fahrt  in  freiem  Schiffe  auf  offener  See 
gehört,  so  sind  die  letztem  berechtigt,  gegen  jede  Gewalt  des  Herrn  den  Schutz 
der  Gerichte  und  je  nach  umstanden  der  Polizei  anzurufen.  Dieser  Schutz  wird 
unbedenklich  gew&hrt,  ohne  dass  der  betreffende  SclaTenstat  sich  deshalb  als  über 
die  Missachtnng  seines  nationalen  Hechts  beschweren  kann,  denn  das  YOlkerrecht 
hftlt  die  Sclaverei  nirgends  mehr  f&r  Recht 

363. 

Es  wird  weder  überseeischer  Handel  mit  SdaTen,  nodi  werden 
Sdavemnärkte  geduldet. 

Vielmehr  ist  es  das  Hecht  und  die  Pflicht  der  dyilisirten 
Staten,  wo  solche  Missbräuche  noch  geübt  iiiferden,  deren  Abstellung 
zu  fördern. 

England  gebtthrt  der  Böhm,  die  BatiNureskenstaten  suerst  theils  durch  diplo- 
matischen Einfiuss,  theils  durch  kriegerischen  Zwang  (Besdiiessung  von  Algier  im 
August  1816}  dahin  gebracht  m  haben,  dass  sie  auf  die  Cairistensdaven  Yenicht 
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kisteten,  fîDr  Gegenwart  ^d  Zakimft.  Aodi  Fnukreich  wirkte  in  denelben  Bichtimg. 
Die  eoropftische  Diplomatie  erreichte  auch  in  Goostantinopel  ähnliche  Zugeständnisse. 
Aber  noch  ist  die  Sdaverei,  und  sind  selbst  die  Sciavenmärkte  abgesehen  von  Süd- 
amerika, wo  sie  nun  im  Erlöschen  begriffen  sind,  bei  den  rohen  Nationen  von 
Mittelasien  und  im  Inneni  von  Afrika,  welche  Ton  der  Bewegung  der  christlidi- 
arischen  GiTilisation  bisher  wenig  berührt  sind  und  der  Ausbreitung  der  Humanität 
noch  viele  Hindemisse  entgegensetzen,  in  voller  üebung.  Zuletzt  werden  aber 
aach  diese  barbarischen  Rassen  oder  halbbarbarischen  Nationen  der  vrachsenden 
Macht  des  humaner  gewordenen  modernen  Völkerrechts  sich  nicht  entziehen  können. 


2.  Ton  der  Statsgenossenseliaft. 

364. 

Jedem  Stat  steht  das  Recht  zu,  selbständig  festzusetzen,  unter 
welchen  Bedingungen  seine  Statsgenossenschaft  (Statsangehörigkeit) 
erworben  und  verloren  werde. 

1.  Es  ist  das  zunSchst  eine  innere  Angelegenheit  des  States  und  daher 
eine  statsrechtliche,  nicht  eine  völkerrechtliche  Frage.  Aber  insofern  als  die 
Angehörigkeit  eines  Individuums  zu  einem  bestimmten  State  auch  von  fremden 
Staten  zu  beachten  ist,  schliessen  sich  internationale  Wirkungen  an  den  statsrecht- 
lichen  Entscheid  an  und  hat  sich  das  Völkerrecht  damit  zu  befassen. 

2.  Allmählich  n&hem  sich  die  Rechte  der  verschiedenen  Staten  in  dieser 
Hinsicht  und  es  büden  sich  daher  Yermuthungen  für  ein  gemeinsames  Hecht  Vgl. 
Bluntschli  De  ]a  qualité  de  citoyen  d*un  État  on  point  de  vue  des  relations 
internationales  in  der  Genter  Revue  de  Droit  Intern.  1870.  VI. 

365. 

Im  Zweifel  wird  angenommen,  dass  die  Ehefrau  durch  die 
Heirat  in  die  Statsgenossenschaft  ihres  Ehemannes  eintrete. 

Der  Ehemann  und  der  Vater  als  Haupt  des  Hauses  verbindet  auch  die 
Glieder  des  Hauses,  die  Frau  und  die  Kinder  mit  dem  State,  zu  dem  er  gehört 
Dabei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  die  Ehe  in  diesem  State  als  rechtsgültig  an« 
erkannt  werde.  Das  englische  Recht  wollte  früher  den  Grundsatz  nur  im  Yer- 
hfiltniss  zu  fremden  Frauen  anerkennen,  welche  Englftnder  heirathen,  dagegen  die 
Englftnderinnen,  welche  fremde  M&oner  heirathen,  noch  immer  als  Engländerinnen 
betrachten.  Diese  unhaltbare  Ungleichheit  ist  durch  die  NaturaUsationsacte  von 
1870  aufgehoben. 

365  a. 
Ebenso  erhalten  die  ehelichen  Kinder  in  der  Regel  durch  die 
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Geburt  die  Statsgenossensdiaft  ihres  Vaters,  ohne  Unterschied  ob 
sie  im  Lande  oder  ausserhalb  desselben  geboren  worden  sind. 

Wenn  später  der  Vater  eine  andere  Statsgenossenschaft  er- 
wirbt, so  folgen  ihm  die  minderjährigen  Kinder,  welche  in  seiner 
Haushaltung  leben,  nach. 

Diese  Gnmdsätie  werden  in  neuerer  Zeit  Ton  den  meisten  Staten  anerkannt 
In  England  hatte  aich  die  mittelalterliche  Ansicht  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten, 
wonach  die  von  fremden  Eltern  gezeugten  aber  in  England  geborenen  Kinder  im 
Zweifel  das  englische  Bürgerrecht  erzielen.  Die  Naturaüsationsacte  von  1870  hat 
zwar  die  strenge  Durchführung  dieses  Grundsatzes  aber  nicht  den  Grundsatz  selber 
vollständig  aufgegeben. 

366. 

Die  unehelichen  Kinder  erhalten,  wenn  sie  nicht  yon  dem 
State  des  gestandigen  oder  ermittelten  Vaters  aufgenommen  werden, 
das  Heimatsrecht  in  dem  State  der  Mutter,  aber  folgen  dieser  nicht 
in  einen  andern  Statsyerband  nach,  wenn  sie  später  durch  Heirat 
eine  neue  Statsgenossenschaft  erwirbt 

1.  Der  erste  Satz  folgt  aus  der  sichern  Abstammung  des  Kindes  von  der 
Mutter.  Nur  in  der  Ehe  gilt  die  Abstammung  vom  Vater  als  ebenso  sicher  und 
entscheidet  überdem  die  Rücksicht  auf  die  leitende  Stellung  des  Vaters  im  Haose 
und  die  bedeutsam  hervortretende  Beziehung  desselben  zum  State.  Ausser  der  Ehe 
und  ausserhalb  des  Hauses  kann  zun&chst  nur  die  Abstammung  von  der  Mutter  über 
die  Angehörigkeit  entscheiden.  Indessen  nehmen  manche  Hechte  der  Einzelstaten 
auch  die  unehelichen  Kinder  in  das  Heimatsrecht  auf,  das  der  Vater  besitzt,  wenn 
er  dieselben  als  seine  Kinder  anerkennt  oder  sogar,  wenn  er  als  Vater  gerichtlich 
erwiesen  und  erkl&rt  worden  ist 

2.  Der  zweite  Satz  hat  seinen  Grund  darin,  dass  die  Mutter  nicht  als  Haupt 
sondern  als  Glied  der  Familie  in  die  Ehe  kommt  und  damit  in  einen  neuen 
Statsverband  eintritt,  daher  audi  ihre  Kinder  nicht  selbstteidig  nacfaiieheii  kann. 

366  a. 

Findelkinder,  deren  Eltern  unbekannt  sind,  erwerben  die  Stats- 
genossenschaft des  Landes,  in  dem  sie  gefunden  werden« 

867. 

Es  ist  möglich,  dass  Jemand  einen  festen  Wohnort  in  einem 
Lande  besitzt  und  daselbst  niedergelassen  ist,  ohne  in  den  Stats- 
verband dieses  Landes  einzutreten  und  ebenso,  dass  Jemand  Grund- 
eigenthum  in  einem  Lande  erwirbt  und  bewirthschaftet,  ohne  Stats- 
genosse  daselbst  zu  werden. 
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Wenn  Heffter  §  59  alle  „in  einem  Lande  Domidlirten*'  d.  h.  Jeden,  der 
darin  eine  feste  h&osliche  Einrichtnng  für  aich  getroffen  hat  (LandBassen  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes)  als  StatsangehOrige  nach  völkerrechtlichen  Gnmds&tEen 
beadchiiËet,  so  geht  er  meines  Erachtens  za  weit.  Es  gibt  in  vielen  dvilisirten 
Staten  eine  grone  Anaüü  ansftaaiger  fremder  Eanfleate,  Fabrikanten  n.  a.  iL,  welche 
nicht  in  den  Statsverband  ihres  Wohnorts  anfgenommen  sind,  sondern  in  dem 
natimuden  Statsverband  verbleiben,  dem  sie  vor  ihrer  Niederkssnng  in  fremdem 
Lande  angehört  haben.  Die  Niederiaasung  and  der  Gewerbsbetrieb  geschieht  za- 
nlchat  aus  privatrechtlichen  Motiven,  mid  es  ist  keineswegs  nothwendig,  dass 
damit  die  statsrechtliche  Absicht,  aus  einem  Statsverband  in  einen  andern 
ûbenngehen,  verbanden  wird.  Der  Code  civil  (S  17)  erklftrt  ansdracUich,  dass 
die  kanfinânnische  Etablinmg  in  einem  fremden  Lande  im  Zweifel  nicht  als  Aaa- 
wandenmg  ansaseben  sei    Sie  geschieht  nicht  „sans  esprit  de  retoar*^ 

868. 

Jeder  Stat  ist  yerpflichtet,  seine  Angehörigen  wieder  in  seinem 
Lande  aufzunehmen,  wenn  sie  yon  andern  Staten  aus  öffentlich- 
rechtlichen Gründen  heimgewiesen  oder  zugeschoben  werden  und 
kein  Stat  berechtigt  ^  seine  Sträflinge  einem  unbetheiligten  State, 
ohne  dessen  Erlaubniss,  zuzuschieben. 

Die  Heimweisang  and  der  Zoschab  findet  haaptB&chlich  aus  swei  Gründen 
Statt,  a)  wenn  die  Individuen  ausser  Stande  sind,  sich  selber  zu  emfthren  und  der 
Hülfe  bedürfen,  b)  wenn  dieselben  die  Bechtasicherheit  in  dem  fremden  Lande  be- 
drohen.    Der  Heimatstat  kann  sich  in  beiden  nnd  in  ähnlichen  Fällen  überhaupt 
nicht  weigern,  seine  Landsleute  aufzunehmen,  da  sie  zu  seinem  Lande  gehören. 
Eben  darum  ist  auch  die  Strafe  der  Verbannung  nur  unter  der  Voraussetzung 
durchzuführen,  dass  die  verbannten  Personen  sich  in  der  Fremde  za  erhalten  im 
Stande  sind  und  nicht  überall  zurückgewiesen  werden.    In  neuerer  Zeit  beklagen 
lieh  die  Vereinigten  Statoi  von  Nordamerika   und    wohl   noch  andm  ausser- 
eoropftische  CSolonialstaten  darüber,  dass  die  europäischen  Staten  ihre  Gefängnisse 
dadurch  entleeren,  dass  sie  Verbrecher  nnd  liederliches  Gesindel  dorthin  answandem 
lasseii  nnd  ihre  Uebersiedlung  unterstützen.   Diese  Beschwerde  ist  nicht  ohne  Grund 
und  es  entstehen  ans  einer  solchen  Praxis  für  die  Gokmien  emstMche  Gefahren. 
Die  überseeischen  Staten  kfinnen  sich  gegen  solchen  Missbranch  ihres  Gebiets  da- 
dorch  wahren,  dass  sie  ihren  Entschluss  ankündigen,  sie  werden  solche  Verbrecher- 
Gokmisten  wieder  in  den  absendenden  Heimatstat  zurückbringen  lassen. 
I>uu  sind  sie  ohne  Zweifel  berechtigt,  nnd  der  Heîmatstat,  der  seine  Angehörigen 
aofiiehmen  muss,  wird  in  Zukunft  nicht  mdir  das  fremde  Land  als  einen  bequemen 
Ort  itkr  Verbrecheroolonisten  betrachten.   Fr.  Lieber  (Brief  an  den  Statssecretär 
Fish,  vom  34.  Sept  1869)  schlägt  vor,  dass  dieser  Unsitle  sowohl  durch  Verträge 
^  durch  Strafgesetze  entgegen  gewirkt  werde,  und  im  Nothfall  die  Vereinigten 
Btaten  Genugthuung  von  den  Staten  fordern,   wekhe  den  freundlichen  Verkehr 
nunachten.    Ebenso  war  England  im  Bechte,  als  es  sich  über  die  Zusendung  von 
^^^ovnmonisten  ans  Frankreich  beschwerte  (1872). 
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369. 

Zur  Vermeidiing  der  Heimatlosigkeit  ist  die  Annahme  be- 
gründet, dass  aus  dem  Wohnort  in  einem  bestimmten  State  oder 
selbst  aus  lange  fortgesetztem  Aufenthalt  in  einem  Lande,  in  Er- 
manglung anderer  Gründe  für  einen  andern  Statsyerband,  auf  Stats- 
angehörigkeit  geschlossen  werde. 

Heimatlose  werden  die  Personen  gensnnt,  deren  Statssogehöiif^t  vor 
sicher  ist    In  der  dYÜisirten  Btatenweli  besteht  ein  sUgemeines  Intereese,  daiB  es 
keine  Heimatlosen  gebe.   Sie  sind  eine  Ausnahme  Ton  der  irichtigen  B^gel,  daai  dis 
Individuen  im  Statsverbande  leben  und  meistens  auch  eine  Gefahr  für  die  Siche^ 
heit  der  OeaellschafL   Daher  die  Versuche,  die  Falle  der  HeimaHosigkeit  mdc^dist 
SU  beschranken.    Die  GonTention  der  deutschen  Staten  Tom  15.  Juni  1B51 
bestimmt,  dass  jeder  Stat  Personen,  welche  keinem  der  Staten  erweisUch  »igeh<toi, 
dann  als  Angehörige  bei  sich  auùiehmen  müsse,  wenn  dieselben  f Qnf  Jahre  lang  als 
YoUjAhrige  sich  in  seinem  Gebiete  aufgehalten  oder  als  Eheleute  daselbst  auch  nur 
sechs  Wochen  lang  gewohnt  oder  daselbst  ihre  Ehe  geschlossen  haben,   eventuell, 
wenn  sie  in  diesem  Lande  geboren  sind.    Der  wechselseitige  Zuschub  von  heimat- 
losen Personen  von  einem  State  sum  andern  ist  nicht  bloss  fnhmnsn,  sondera  auch 
mit  Gefahren  fttr  die  Sittlichkeit  und  die  Sicherheit  verbunden  und  eine  Quelle 
von  unnOtsen  Streitigkeiten  swischen  den  Nachbarstaten. 

370. 
Wie  der  freie  Mensch  nicht  an  die  Scholle  gebunden  ist,  so 
ist  auch  der  freie  Statsbürger  nicht  an  das  Land  seiner  Heimat 
gebunden. 

Die  Verhältnisse  in  beiden  Fallen  sind  allerdings  nicht  gleich,  denn  im  ersten 
Fall  wild  nur  dssVerhaitniss  einer  Person  su  einer  Sache,  dem  Grund- 
stock gelöst  und  es  ist  selbstverstftndlich,  dass  der  Sache  kein  Recht  sukonmit,  die 
Person  an  sich  su  fessehL  Im  sweiten  Fall  dagegen  wird  der  Verband  swischen 
dem  einsebien  Statsgenossen  und  dem  gansen  Stat  geltet,  also  der  Verband 
swischen  swei  Personen,  von  denen  aberdem  die  letstere  der  erstem  Qber^ 
geordnet  ist  Indem  die  frohere  Bechtsbildung  diese  Abh&ngigkeit  betonte,  sprach 
sie  den  entgegengesetsten  Grundsats  ans,  dass  kein  Statsgenosse  willkariich  auf 
seine  Statsangehdrigkeit  verzichten,  besiehungsweise  aus  seinem  Unterthanenverband 
aastreten  dürfe.  —  „Nemo  potest  eznere  patriam."  —  Die  Auswanderungsfreiheit 
ist  von  vielen  europaischen  Staten  schon  seit  Menschenalters,  von  England  erst 
1870,  anerkannt  worden.  Das  türkische  Gesets  vom  19.  Jan.  1869  fordert  eine 
ErUinbnlsB  des  Sultans  fttr  die  Ottomanischen  StatumgehOrigen,  wenn  sie  in  einen 
andern  Statsverband  übertreten  woUen.  Vgl.  Statsarch.  Nr.  893&— d943  Verhand- 
lungen darüber.  Einige  Statnrechte  legen  noch  auf  die  Form  der  „Entlassung^ 
aus  dem  Statsverband  einen  Werth.  Aber  allmählich  hat  doch  die  Ansicht  Geltung 
erlangt,  dass  es  des  States  unwürdig  sei,  seine  Angehörigen  wider  Willen  fest  su 
halten,  als  wSren  sie  StatshOrige,  und  dass  es  für  die  heutige  Civilisati«»  und 
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den  rekberen  Wedifléheikélir  der  Nationea  weit  enprieadieher  sei,  die  volle  Âni- 
wanderungsfreiheit  ansueitomeiL 

371. 

Durcli  die  vollzogene  Âoswandemng  wird  das  Band  gelöst» 
durch  welches  der  Auswanderer  bisher  mit  seinem  frühem  Heimat- 
lande  verbunden  war. 

Die  Auswanderung  wird  dadurch  vollzogen,  dass  der  bisherige 
Statsgenosse  sein  Heimatland  in  der  Absicht  verlässt,  die  Stats- 
genossenschaft  mit  demselben  aufzugeben  und  von  einem  andern 
State  in  dessen  Statsverband  aufgenommen  wird. 

Es  kann  Jemand  sein  Vaterland  in  der  Absicht  verlassen,  anderwärts  ein 
Etablissement  zu  gründen  oder  irgend  einen  Beruf  zu  treiben,  ohne  dass  er  die 
Absicht  hat,  sein  Statsbürgerrecht  aufzugeben.  Das  ist  nicht  Auswanderung.  Aber 
auch  die  Absicht  allein  genügt  nicht  zur  Lösung  des  Bandes.  Abgesehen  von  der 
m  manchen  Staten  geforderten  Entlassung  ans  dem  Statsverband,  ist  als  entscheidend 
die  Aufnahme  in  eine  neue  Statsgenossenschaft  anzusehen.  Denn  es 
besteht  ein  allgemeines  völkerrechtliches  Interesse,  keine  neue  Heimatlosigkeit  auf- 
kommen zu  lassen.  Daher  dauert  die  alte  Statsgenossenschaft  in  völkerrechtlichem 
Sinne  dennoch  fort,  bis  die  neue  an  ihre  Stelle  getreten  ist  ;  aber  auch  nicht  darüber 
lunaus,  gegen  den  Willen  des  Betheiligten,  weil  sonst  leicht  Gonflicte  zwischen  den 
beiden  Staten  entstehen,  die  im  Interesse  des  friedlichen  Verkehrs  zu  vermeiden 
sind.  Der  neue  Statsverband  verdient  deshalb  den  Vorzug  vor  dem  altem,  weil 
dieser  nicht  mehr,  wohl  aber  jener  mit  dem  Willen  des  Auswanderers  und  mit  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  desselben  zusammen  stimmt  Die  französische  Gesetz- 
gebung (Cod.  civ.  §  17)  spricht  das  richtige  Princip  aus:  „La  qualité  de  Français 
se  perdra  par  la  naturalisation  en  pays  étranger." 

372. 

Wemi  ein  Auswanderer  von  dem  State,  in  dessen  Gebiet  er 
einwandert,  als  Statsangehöriger  aufgenommen  (naturalisirt)  wird, 
und  längere  Zeit  (mindestens  fünf  Jahre  lang)  in  dem  letzteren 
Lande  gelebt  hat,  so  ist  diese  Aendenmg  der  Statsangehörigkeit 
auch  von  dem  State,  aus  dem  die  Auswanderung  Statt  gefunden  hat, 
in  ihren  Wirkungen  selbst  dann  anzuerkennen,  wenn  der  Auswanderer 
.nicht  in  gehöriger  Form  entlassen  worden  war. 

Der  Gonfliet  zweier  Staten  und  ihrer  Gesetzgebungen,  deren  jede  eine  Person 
als  ihren  ausschliesslichen  Statsgenossen  betrachtet,  bedarf  schliesslich  einer  Lteung, 
welche  durch  die  Zeit  herbeigeführt  wird.  Der  Naturalisationsvertrag,  der  am 
^-  Febr.  1868  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  Vereinigten 
Btaten  von  Amerika  abgeschlossen  wurde,  ist  für  diese  Ausgleichung  der  ver- 
8<^ed6Qen  Statssysteme  Bahn  brechend  geworden.    Art  1  bestinunt:  „Angehörige 
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um  NfltddenticliMi  Bandât,  irakli«  witnfilMrte  fHilwiyiliOrige  der  Vereinigtea 
Staten  too  Amerika  geworden  sind  und  fOnf  Mire  lang  UHUtertvocfaen  In  den 
Vereinigten  Staten  zogebracht  haben,  sollen  Ton  dem  Narddentsclien  Bande  als 
Amerikanische  Angeh(yrige  betrachtet  nnd  als  solche  behandelt  werden.*^  Ebenso 
im  omgekehrten  Fall 

373. 

In  der  Regel  ist  jedes  Individunm  nur  mit  Einem  State  ver- 
bunden und  ist  die  Statsgenossenschaft  wie  das  Statsbürgerrecht 
auf  Ein  Land  beschränkt. 

1.  Die  Natur  der  Statsgenossenschaft,  vekhe  hinifieder  eine  Yorbedingong 
ist  des  StatsbOigerrechts,  ist  so  entscheidend  fOr  das  ganze  persönliche  Becfatsrei^ 
hiUtniss  und  der  Verband  des  Einzehien  mit  dem  State  ist  ein  so  enger,  dass  eine 
Spaltung  der  Einen  Person  nach  xwei  Staten  hin  oder  eine  zwiefache  Verbindung 
derselben  erhebliche  Schwierigkeiten  und  ernste  Bedenken  gegen  sich  hat  Man 
kann  ohne  Bedenken  zugleich  Mitglied  yerschiedener  Actiengesellschaften,  aber  nicht 
ebenso  leicht  Bürger  in  zwei  Staten  sein.  Daher  ist  in  manchen  L&ndem  die  ge- 
setzliche Bestimmung  yoigeschrieben,  dass  Niemand  neu  als  Statsgenosse  aufge- 
nommen (naturalisirt)  werde,  wenn  er  nicht  aus  seinem  bisherigen  Statsyerbande 
entlassen  worden  sei.  Man  will  dadurch  den  möglichen  Ckmflicten  einer  zwie- 
fachen Statsgenossenschaft  entgehen.  Aber  es  l&sst  sich  in  dieser  Form 
nicht  immer  helfen,  weil  möglicher  Weise  der  eine  Stat  die  Entlassung  verweigert, 
während  der  andere  die  Naturalisation  für  gerechtfertigt  und  zweckmässig  hält. 

2.  In  zusammengesetzten  Staten  (Bundesstaten  und  Statenreichen) 
konmit  regelmässig  eine  doppelte  Beziehung  der  Statsangehörigkeit  und  des  Stats- 
bürgerrechts  vor,  einmal  gegenüber  dem  Gesammtstate  nnd  sodann  gegenüber  dem 
Einzebtate.  Diese  beiden  Verbände  widerstreiten  sich  nicht,  weil  der  zusammen- 
gesetzte Stat  in  sich  selber  denselben  Gegensatz  zwischen  Einem  Gesannntstat  nnd 
mehreren  Einzelstaten  friedlich  zu  einigen  weiss.  Aber  die  Verbindung  beider 
Bürgerrechte  ist  nöthig,  um  das  Verhältniss  zu  fremden  Staten  zu  klären.  Wer 
Bürger  des  Einzelstates  ist,  muss  auch  Bürger  des  Gesammtstates  sein. 

374. 

Ausnahmsweise  können  ein  Einzelner  und  dessen  Familie  mit 
zwei  oder  mehreren  einander  fremden  Staten  als  Statsgenossen  ver- 
bunden sein. 

Wenn  aus  dieser  Doppelbeziehung  sich  ein  Conflict  der  Stats- 
rechte  und  der  Bürgerpflichten  ergeben  sollte,  so  wird  angenommen, 
dass  der  Statsverband  vorzugsweise  wirksam  sei,  in  dessen  Lande 
der  Doppelbürger  gegenwärtig  wohnt  und  dass  die  Wirksamkeit  des 
Statsverbands  suspendirt  sei,  in  dessen  Lande  der  Doppelbürger  zur 
Zeit  nidit  wohnt. 


Die  Statahoheit  im  Vcrhltalit  za  den  Penonen.  21d 

Vgl.  die  Ähnliche  Ekitadieidang  in  |  871.  Denitige  Ananehmen  komnen 
unleugbar  vor.  Die  stantehenrUchen  FamiUen  in  DealMhland  gehören  Afler  gleich- 
zeitig dem  Statoverbande  zweier  oder  mehrerer  deutscher  Staten  an  und  ihre  Häupter 
haben  dann  Stimmrecht  in  den  ersten  Eammem  yerschiedener  Staten.  Ebenso  finden 
sich  manche  andere  Beispiele,  dass  Angehörige  eines  Stata,  ohne  den  Verband  mit 
ihrem  alten  Vaterland  abzulösen,  in  einen  fremden  Statsdienst  eingetreten  und  in 
Folge  dessen  auch  Statsgenossen  eines  andern  Stats  geworden  sind.  Ich  hatte 
froher  angenommen,  dass  in  dem  Gonflictfall  das  altere  Recht  vorgehe.  Aber  ich 
habe  mich  seither  überzeugt,  dass  der  Grundsatz  der  Auswandemngsfreiheit  und 
zugleich  der  thatsàchfich  nähere  Verband  mit  dem  State  des  Wohnorts  als 
entscheidend  anerkannt  werden  muss.  Vgl.  v.  Bar,  Internat.  FriTat*  und  Straf- 
recht S.  88. 


3.  Hoheitorecht  und  Schntipflleht  des  States  gegenüber  sdnen 

Statsgenossen  Im  Ausland« 

375. 

Der  Stat  ist  berechtigt,  aus  öffentlich-reclitlichen  Gründen,  ins- 
besondere zur  Erfüllung  der  Kriegspflicht,  seine  Angehörigen  aus 
einem  fremden  Lande  weg-  und  heimzumfen. 

Der  fremde  Stat  ist  aber  nicht  verpflichtet,  demselben  bei  dem 
Vollzug  dieses  Befehls  beizustehen  und  solche  Fremde  aus  seinem 
Gebiete  wegzuweisen. 

Man  nennt  dieses  Recht  jus  avocandi.  Es  ist  eine  Folge  der  Henrschaft 
des  Stats  über  seine  Angehörigen,  aber  diese  Herrschaft  ist  nicht  eine  absolute, 
sondern  eine  verfassungsmässig  beschränkte.  Es  darf  daher  der  Radmif 
nicht  ans  blosser  Laune  geschehen.  Aber  auch  den  wohl  begründeten  Huckruf 
braucht  der  Aufenthaltsstat  nicht  zu  unterstützen,  da  das  ganze  Verhähniss  nur 
der  Beziehung  des  Statsgenossen  zu  seinem  Heimatstat  angehört,  der  Aufenthaltsstat 
<to  kein  Interesse  daran  und  daher  keinen  Grund  hat,  die  persönliche  Freiheit 
der  fremden  Beisenden  oder  derer,  die  sich  in  seinem  Gebiete  aufhalten  wollen,  za 
beschränken. 

376. 

Die  Steuerpflicht  gegen  den  Stat  wird  in  der  heutigen  Rechts- 
bildnng  regelmässig  von  dem  Wohnort,  und  nicht  von  dem  Stats- 
terband  abhängig  gemacht. 

Ausnahmsweise  aber  kann  der  Heimatstat  von  seinen  im  Aus- 
land lebenden  Bürgern  oder  Angehörigen  gewisse  Steuern  (z.  B, 
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Armenstenern)  fordern.  Wenn  aber  das  geschieht,  so  ist  der  Stat 
des  Wohnorts  oder  Aufenthaltsorts  in  keiner  Weise  verbunden,  bei 
der  Steuererhebung  mitzuwirken. 

Der  Wohnort  ist  der  Gentralort  des  persönlichen  Lebens, 
Wirkens,  Geniessens  der  Steuerpflichtigen  und  ihres  Haushalts.  Um  dess- 
wiUen  halt  sich  der  Stat,  wenn  er  Steuern  fordert,  vorzugsweise  an  diesen  Ort 
Die  Beitreibung  von  Steuern  im  Aushinde  ist  ûberdem  thatsâchlich  schwer  durch- 
zuführen, weil  der  Stat  dort  keine  Steuererheber  hat  und  keine  Zwangsmittel  sn- 
wenden  kann,  und  der  fremde  Stat  seine  Apfl*^tA"  und  seine  Zwangsmittel  ihm 
fOr  solche  Zwecke  nicht  zur  Yerftkgung  stellt 

877. 

Grundstücke  und  (bewerbe  werden  in  der  Regel  nur  da  yer- 
steuert,  wo  jene  liegen  und  diese  betrieben  werden. 

Der  Stat,  in  dem  dieselben  sich  befinden,  hat  gerade  ein  Interesse,  sich  dner 
Besteuerung  durch  den  fremden  Stat  zu  widersetzen,  auch  dann,  wenn  der  Eigen- 
thOmer  des  Grundstücks  oder  des  industrieUen  oder  Handelsetablissements  ein  Stats- 
genosse  dieses  letzteren  States  ist.  Denn  doppelte  Besteuerung  von  demselben 
Steuerobject  ist  Ueberbûrdung  desselben  mit  Steuern,  und  wirkt  in  nationalwirth- 
schaftlicher  Hinsicht  yh^HAh 

378. 

Der  Stat  kann  über  die  Statsgenossen  in  fremdem  Lande  seine 
Grerichtsbarkeit  nicht  üben,  wenn  nicht  ausnahmsweise  der  fremde 
Stat  das  zugesteht. 

Beispiele  solcher  Ausnahmen  siehe  oben  §  216.  220. 

379. 
Es  hängt  von  der  Landesgesetzgebung  ab,  zu  bestimmen,    in- 
wiefern die  Privatgesetze  für  die  Statsgenossen  auch  im  Auslando 
rochtsyerbindlich  seien. 

In  der  Regel  wirkt  auch  die  Civilgesetzgebung  nur  innerhalb  des  Landes; 
d.  h.  das  sogenannte  Territorialprincip  ist  entscheidend.  Das  entgegengesetzte 
Personalprincip  wirkt  am  ehesten  in  den  persönlichen  und  FamilienTexMlt- 
nissen,  wie  z.  B.  den  Bedinguugen  der  Ehe,  dem  Yormundschaftsrecht,  dem  gesetz- 
lichen Erbverband  u.  dgl. 

380. 

Der  Heimatstat  ist  berechtigt  und  im  Verhältniss  zu  seiner 
Macht  auch  verpflichtet,  seinen  Angehörigen  im  Ausland  den  den 
Umständen  angemessenen  Schutz  durch  yölkerrechtliche  Mittel  zu 
gewähren. 
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a)  wenn  der  fremde  Stat  selber  in  völkerrechtswidriger  Weise 
wider  sie  verfahren  hat, 

b)  wenn  die  Misshandlung  oder  Verletzung  jener  Personen 
zwar  nicht  unmittelbar  dem  fremden  State  zur  Last  fällt, 
aber  dieser  keinen  Bechtsschntz  dagegen  gewährt. 

Der  Heimatstat  ist  in  solchen  Fallen  berechtigt,  von  dem 
fremden  State  Beseitigung  des  Unrechts,  (xenugthuung  und  Ent- 
schädigung, nach  Umständen  auch  Garantien  gegen  älmliche  Ver- 
letzungen zu  fordern. 

1.  F&Ue  der  Art  sind  z.  B.:  Der  fremde  Stat  nimmt  die  Reisenden  ohne 
Gnmd  gefangen,  macht  sie  zu  Sdayen,  nöthigt  sie  zu  einem  andern  Beligionsbe- 
kenntniss,  beranbt  sie  ihres  Yeimdgens,  behandelt  sie  sonst  in  graosamer  Weise, 
Terletzt  an  ihnen  die  zum  Schutz  des  Handels-  und  Fremdenrerkehrs  abgeschlosse- 
nen VerMge  oder  die  gute  Sitte  des  inteniationalen  Verkehrs.  Nor  die  Stateo, 
nicht  die  Priva^rsonen  sind  völkerrechtliche  Personen  im  eigentlichen  Sinne,  aber 
auch  diese  haben  durch  Vermittlung  jener  einen  Anspruch  auf  völkerrecht- 
lichen Schuts.  Im  Jahr  1867  hat  Grossbrittaoien  dem  Beherscher  von  Abys- 
sinien den  Krieg  erklftrt,  weil  derselbe  engUsche  Unterthanen  widerrechtlich  ge- 
fangen hielt  und  die  Regierung  desnlben  gestürzt. 

2.  Wird  der  Inlander  im  Auslände  znn&chst  nicht  durch  den  fremden  Stat 
i  h.  durch  dessen  Organe  (Beamte,  Diener)  oder  der  von  der  Statsgewalt  b^^On- 
Btigten  Bevölkerong  in  seiner  Person  oder  seinem  Vermögen  verletzt,  sondern  durch 
Privatpersonen,  denen  allein  die  Bechtsverletzmig  als  Schuld  angerechnet  wer- 
den kann,  z.  B.  durch  B&uber,  Diebe,  Baufer  u.  s.  f.,  so  tritt  keineswegs  in  erster 
Lide  der  heimatliche  Statsschnts  ein,  sondern  es  hat  zun&chst  der  Stat,  in  dessen 
Gebiet  die  Bechtsverletzong  geschehen  ist,  durch  seine  Rechtspflege  fOr  Beseitigang 
des  Unrechts  und  je  nach  Umständen  Bestrafung  der  Verbrecher  zu  sorgen.    Mit 
gutem  Grunde  wOrde  dieser  Stat,  dem  allein  die  Gerichtsbarkeit  in  seinem  Lande 
nkommt,  eine  anzeitige  Einmengong  eines  fremden  Stats  in  die  Verwaltung  seiner 
Bechtqiflege  sich  verbitten.    Der  beleidigte  oder  verletzte  Angehörige  eines  andern 
States  muss  sich  demnach  zonächst  an  die  Behörden  des  States  um  Rechts- 
htttfe  wenden,  in  dem  er  wohnt    Nor  wenn  ihm  der  Rechtsweg  abgeschnitten 
snd  der  Rechtsschutz  verweigert  wird,  vorher  nicht,  ist  Grund  zu  einer  Inter* 
mention  seines  Heimatstates  vorhanden.    Man  hat  sich  hier  vor  zwei  Extremen 
m  hüten,  dem  einen,  welches  die  Statsangehörigen  im  Ausland  schutzlos  der 
Bedrlngniss  und  MîMimiiinnf^  Preis  gibt,  —  es  war  das  bis  auf  die  neuere  Zeit 
die  wohl  begrtkndete  Klage   der  Angehörigen  deutscher  Klein-  und  Mittelstaten 
--  und  dem  andern,  einer  ungebohrlichen   Einmischung  in  die  fremde 
Bechtspfiege  and  Verwaltung  zu  Gunsten  von  Statsangehörigen,  welche  die  diplo- 
matische Unterstützung-  da  anrufen,  wo  sie  gleich  andern  Privatpersonen  nur  be- 
rechtigt sind,   ordentliche  Rechtsmittel  anzuwenden  —  eine  Ueberspannung  des 
StatBBchntzes,  die  man  nicht  ohne  Grand  zaweOen  England  vorgeworfen  hat.    Im 
entern  Fan  wird  die  Sicherheit  der  Privatpersonen  im  Ausland  geflUirdet, 
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Im  sweiten  die  Beehitgleickheit  der  Staten  imd  die  SelbBt&ndigkeit 
der  Rechtspflege  bedroht 

8.  In  allen  diesen  Verhältnissen  wird  übrigens  bona  fides  Yonosgesetst 
Wenn  unter  dem  Schein  der  geordneten  Rechtspflege  die  fremden  Lande^gerichte 
onsem  Statsangeh6rigen  offenbar  als  rechtlos  behandeln  oder  eeiner  Nationalit&t 
wegen  bedrflcken,  wenn  de  ihm  nor  scheinhar  RecfatsBchnts  gewähren^  in  Wahrheit 
aber  ihn  der  Yerfolgnng  Preis  geben,  so  ist  auch  in  sdchen  F&Ilen  der  Heimat- 
stat berechtigt,  sich  seines  Statsgenossen  diplomatisch  anzonehmen.  Nicht  weil  er 
einen  Process  verliert,  den  er  gewinnen  zn  müssen  meinte,  aach  nicht,  weil  idd- 
leicht  nach  der  Meinung  der  einheimischen  Juristen  das  fremde  Ürtheü  unrichtig 
ist,  hat  er  Ansprach  auf  Schutz  des  Heimatstats,  sondern  nur,  wefl  der  firemâe 
Stat  in  ihm  das  Völkerrecht  missachtet 

380  a. 

Dagegen  sind  die  Staten  nicht  verpflichtet,  fur  Verluete  und 
Schaden  einzustehen,  welche  Fremde  zur  Zeit  von  innem  Unruhen 
und  Bürgerkrieg  ebenso  wie  Einheimische  erlitten  haben. 

Vgl.  C.  GalTo  in  der  Revue  Intern,  von  Bolin-Jaequerayns  1869  S.  417  f. 
Es  werden  daDlr  Aeusserungen  von  Baron  Gros  und  Lord  Stanley  angefahrt  vod 
1849  bei  Gelegenheit  des  Pacificohandels.  Femer  wurde  einer  englischen  Becla- 
mation  zu  Gunsten  von  Engl&ndem,  welche  bei  Gelegenheit  der  Bevolntionen  von 
Keapel  und  Florenz  gesch&digt  wurden,  von  den  Gabinetten  von  Oesterreich  vnä 
Rnssland  wideisprochen.  Note  des  Fürsten  Schwarzenbeig  vom  2L  April  1850 
und  des  Forsten  Nesselrode  vom  2.  Mai  1860;  „On  ne  peut  pas  admettre,  qu*  un 
souverain,  forcé  par  la  rébellion  de  ses  sigets  de  reconquérir  une  ville  occupée 
par  les  insurgés,  soit  obligé  d'indemniser  les  étrangers,  qui  au  milieu  de  pareilles 
dreonstances,  ont  pu  être  victimes  de  pertes  ou  pn^udices  quelconques/*  England 
liess  darauf  seine  Redamation  fallen.  Ebenso  verweigerten  die  Yereinigten  Stalen 
v(m  Amerika  jede  Fjitsflbftdignng  für  Verluste,  welche  Spanische  Unterthanen  1851 
in  New-Orleaas  erlitten  hatten.  Ebenso  in  dem  amerikanischen  Bürgerkrieg  ^^ 
1861^65.  Ein  neueres  Beispiel  enthalt  der  Conferenzbeschluss  der  Groesmftcfate 
vom  15.  Jan.  1869  zu  Paris  in  der  Türkisch-Griechischen  Sache.  Die  Griechische 
Regierung  bestritt  nicht  das  Becht  der  geschädigten  Türicen  auf  Entschädigung  2a 
klagen  und  die  Türkei  erkannte  das  Recht  der  griechischen  Gerichte  an,  darüber 
lu  urtheilen.  Sie  verlangte  nur  und  mit  Recht,  dass  ein  ordnungsgemtaes  Recht 
fortan  beachtet  werde. 

Wenn  zuweilen  einzelne  Seemächte  anden  gehandelt  und  kleine  Staten  zur 
Entschftdigung  gezwungen  haben,  so  war  das  Missbrauch  der  überlegenen  Macht 

380  b. 

Insofern  das  Stimmrecht  nnd  die  Wählbarkeit  nicht  von  dem 
Wohnorte  bedingt  ist^  sind  die  im  Auslände  befindlichen  Stats-  und 
Qcrneindegenossen  nicht  rechtlich  gehindert,  dasselbe  anszafiben. 
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Diese  Bechte  hthea  wesentlich  einen  persOnliclien,  nicht  einen  terri- 
torialen Charakter.  Die  Entfernung  ist  dann  nnr  ein  thatsftchliches,  nicht  ein 
rechtUches  Hindemiss.  Der  Statagenosse  kann  in  die  Heimat  reisen  und  da  sein 
Recht  ansahen. 


L  Hoheltsreeht  und  Rechtssehntz  gegenüber  den  Ausländern 

im  Inland. 

381. 

Kein  Stat  ist  berechtigt»  den  Fremden  überhaupt  die  Betretnng 
seines  (jebiets  zu  untersagen  und  sein  Land  Ton  dem  allgemeinen 
Verkehr  abzusperren. 

Der  Schutt  des  friedlichen  Verkehrs  innerhalb  der  Menschheit  ist  eine 
Pflicht  des  civilisirten  Völkerrechts.  Die  Altere  Lehre,  von  der  Souveränetat  des 
States  ausgehend,  folgerte  daraus  die  Berechtigung  der  Statsgevalt,  alle  Fremden 
anszoBchliessen.  Aber  die  Staten  sind  Glieder  der  Menschheit  und  desshalb  ver- 
pflichtety  die  Verbindung  der  Menschen  zu  achten,  und  ihre  Souyerftnet&t  ist  kein 
absolutes  Hecht,  sondern  ein  durch  das  Völkerrecht  beschranktes  Recht  Die  all- 
gemeine AbschliesBung  von  jedem  Fremdenverkehr  ist  in  den  verschiedenen  Zeit- 
altem von  einzelnen  Staten  versucht  worden,  und  nicht  bloss  von  barbarischen 
Stämmen,  welche  alle  Fremde  als  Feinde  hassen,  sondern  von  Gulturvölkem,  wie 
un  Alterthum  von  Aegypten,  und  in  neuerer  Zeit  von  Paraguay  und  Japan.  Das 
heutige  Völkerrecht  duldet  aber  diese  Abschlihssung  nicht  mehr.  Freilich  gelingt 
es  nur  aUm&hlich,  die  völkerrechtliche  Verkehrs-  und  Reisefreiheit  zur  An- 
erkeminng  za  bringen.  Ebenso  wenig  ist  die  Ausschliessung  der  andersgläubigen 
^"fcmden,  wie  z.  B.  in  Marokko  und  Bochaia  der  C^uristen  zu  dulden.  Vgl.  oben 
§163. 

382. 
Jeder  Stat  ist  berechtigt,  einzelnen  Fremden  aus  Gründen  so- 
wohl des  Rechts  als  der  Politik  den  Eintritt  in  sein  Land  zu  unter- 
sagen. 

Die  Ausschliessung  bedarf  der  Motivirung  mit  Gründen  der  statlichen  Ord- 
nung und  Sicherheit  oder  des  öffentlichen  Wohls.  Sonst  wäre  sie  im  Widerspruch 
mit  dem  völkerrechtlichen  Grundsatz  des  freien  Verkehrs.  Die  Beurtheilung  der 
erfinde  steht  aber  bei  dem  State,  der  innerhalb  seines  Gebiets  die  Statshoheit  aus- 
^tû>en  berufen  ist 

888. 
Ebenso  ist  der  inländische  Stat  berechtigt,   ans  öffentlichen 
^^den  emzelne  Fremde,  welche  sich  nur  Toriib^gehend  in  seinem 
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Lande  anflialt^  ans  seinem  Gebiete  veginweisen.  Haben  sie  aber 
einen  festen  Wohnsitz  daselbst  erworben,  so  gemessen  sie  aach  den 
damit  verbundenen  erhöhten  Rechtsschntz. 

Das  sogenannte  Droit  da  renvoi  darf  wieder  nicht  als  ein  atasolntes  Bccht 
des  States  betrachtet  werden,  sonst  wftre  das  Recht  des  allgemeinen  Weltrerkebn 
neuerdings  bedroht  Der  Stat  ist  kein  absoluter  Heir  weder  über  das  Land  nodi 
Aber  die  Menschen  im  Lande.  Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  die  altere  Lehre  za 
sehr  Ton  der  mittelalterüdien  Yorstelhmg  des  £ i gen t hums  am  Land  und  von 
der  absolutisdschen  Idee  einer  unbeschr&nkten  SouTer&net&t  missleitet  mut- 
den.  Meistens  wird  noch  der  Statsgewalt  die  Macht  zogestanden,  nach  eigenem 
Ermessen  durch  blosse  Yerwaltungii-  und  Regierungsacte  aber  die  Wegweisung  von 
Fremden  zu  entscheiden,  ohne  daas  die  davon  Betxoffeaen  einen  genügenden  Bechts- 
■chnts  bei  den  Gerichten  finden. 

384. 
Wird  ein  gehörig  legitimirter  Fremder  ohne  Gmnd  verhindert, 
das  Land  zu  betreten  oder  grundlos  oder  in  ungebührlicher  Form 
weggewiesen,  so  ist  sein  Heimatstat  veranlasst,  wegen  Verletzung 
des  völkerrechtlichen  Verkehrs  Beschwerde  zu  führen  und  je  nach 
Umständen  Genngthnnng  zu  fordern. 

In  seinen  Angehörigen  kann  auch  der  Stat  verletzt  werden,  der  berufen  ist, 
sie  zu  schützen.  Die  bloss  willkOrliche  und  geh&ssige  Wegweissung  kann  daher 
zu  diplomatischen  Erörterungen  führen,  und  der  Fremde,  der  davon  betroffen  wird, 
ist  jedenfalls  veranhisst,  die  Beihtüfe  seines  Consuls  oder  die  Dazwischenkonft 
seines  Gesanten  anzurufen. 

385. 
Es  ist  Sache  der  Landesgesetzgebimg,  zu  bestimmen,  ob  rmà 
unter  welchen  Bedingungen  Landesfremde  Gmndeigenthum  erwerben 
und  Handel  oder  (jewerbe  in  dem  Lande  selbständig  betreiben  dürfen* 

Das  Völkerrecht  entscheidet  darüber  nicht,  sondern  das  Statsrecht,  ausser 
wenn  durch  Statenvertrftge  nähere  auch  dem  andern  Stat  gegenüber  bindende  Be- 
stimmungen getroffen  sind.  In  Europa  und  Amerika  sind  in  unserm  Jahrhundert 
die  Fremden  in  dieser  Hinsicht  den  Einheimischen  wesentlich  gleich  gestellt  wor- 
den. Auch  die  Türkei  hat  durch  Gesetz  vom  15.  Juni  1867  und  England  durch 
Gesetz  von  1870  endlich  das  Becht  der  Fremden  zum  Erwerb  von  Grundeigenthuxn 
im  Lande  anerkannt. 

386. 
Die  Fremden  haben   einen  rechtmässigen  Anspruch  anf  den 
gesetzlichen  nnd  landesüblichen  Rechtsschutz  ihrer  Persönlichkeit, 
ihrer  Familien-  und  Vermögensrechte« 
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Im  Akerthnm  and  im  Mittetelter  rentand  neh  dieaeB  Bechft  der  Fremden 
kelneswegB.  Vielmehr  wurden  sie  als  rechtloee  Lente  betrachtet,  wenn  sie  nicht 
unter  den  beaondem  Schatz  eines  Gastfrenndes  oder  Patrones  oder  eines  Grund« 
heim  oder  angesehenen  Borgers  gesteUt  waren.  Die  Fremden  von  heute  dagegen 
stehen  unter  dem  Schutze  des  humaner  gewordenen  Hechtes  der  civilisirten  Völker. 
Auch  der  froher  beliebte  Vorzog  der  Fiinheimischmi  Tor  den  Aoalftodem  in  der 
Geltendmachung  Ton  Forderungen  und  insbesondere  im  Concurse  wird  immer  mehr 
als  ungerecht  und  der  heutigen  auf  Gleichheit  gegründeten  Bechtsbildung  zuwider* 
laufend  aUm&hlich  überall  beseitigt  Zunächst  freilich  entscheidet  die  Landen 
geseta^bung  über  die  Bedingungen  und  die  Ausdehnung  des  den  Fremden  zu- 
kommenden Rechtsschutzes.  Aber  offenbare  Unbill,  welche  der  Stat  gegen  die 
Fremden  üben  wollte,  würde  RecUimationen  der  Staten  rechtfertigen,  welchen  die- 
selben angehören. 

387. 

Kein  Stat  ist  verpflichtet,  fremden  Personen  Privilegien  oder 
solche  persönliche  und  Standesrechte  zuzugestehen,  welche  mit  der 
Verfassung  und  den  Grundrechten  desselben  nicht  vereinbar  sind. 
Vorbehalten  bleiben  die  Rechte  souveräner  Personen  und  ihrer  Ver- 
treter. 

Ein  Stat,  dessen  Verfassung  keinen  Adel  duldet,  wie  a.  B.  die  Vereinigten 
Staten  von  Nordamerika,  kann  daher  auch  fremden  Adlichen  keine  besondem  Adels- 
rechte  zugestehen.  Strenge  genommen  braucht  aber  auch  ein  Stat,  in  dem  es 
noch  Adelsprivilegien  gibt,  dieselben  fremden  Adelichen  desshalb  nicht  einzuräu- 
men, weil  die  Institution  des  Adels  von  wesentlich  öffentlich-rechtlichem  Ursprung 
and  ein  Theil  der  besondern  Statsverfassung  ist,  welche  als  solche  nicht  auf 
ein  anderea  Land  übertragbar  ist  Indessen  werden  die  EhrenvonOge,  welche  dem 
eigenen  Adel  zukommen,  der  Sitte  gemäss  gewöhnlich  auch  den  Fremden  von  ähn- 
licher Bangstellung  eingeriomt,  und  auch  insofern  eine  möglichst  c^eichmAasige 
Behandlung  der  Einheimischen  und  der  Fremden  angestrebt 

387  a. 

Kein  Stat  ist  berechtigt,  den  Abgeordneten  der  Bewohner  und 
Angehörigen  eines  fremden  States  in  seiner  Volksvertretung  Sitz  und 
Stimme  zu  gewähren. 

Es  würde  daraus  eine  Verwirrung  der  Völker  und  eine  Missaditung  der 
Btatlichen  Selbständigkeit  und  Besonderheit  entstehen.  Die  Frage  kam  wiederholt 
nur  Sprache,  als  in  dem  Königreich  Oriechenhmd  der  Gedanke  entstand,  den 
Griechen  in  der  Türkei  eine  Vertretung  in  dem  hellenischen  Abgeordnetenhaus  au 
TeiBchaien.  Die  englische  Eegierung  erkl|Urte  sich  nüt  Recht  im  Jahre  1862  und 
nieder  1868  dagegen.    (Aegidi  und  ElauhoUl  Statsarchiv  Nr.  530  3361.) 

388. 
Die  Fremden  sind  verpflichtet,  die  Verfasaung  und  Bechtsord- 

iliitiehU,  Daf  Völkerrecht.  15 
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nung  des  Landes  zu  beaehten  imd  dürfen  dieselben  nicht  yeiletzen. 
Sie  sind  der  einheimischen  Statsgewalt  zwar  nicht  in  Folge  des 
Statsverbands  aber  insofern  unterworfen^  als  dieselbe  allein  in  dem 
Lande  Autorität  und  Macht  hat. 

Die  Ezterritorialitit,  von  der  oben  $  185  die  Bede  irar,  ist  ehie  Anmahme 
▼on  der  Begel,  das«  sich  die  Gerichtsbarkeit  und  Folizeigewalt  Ober  Einheîmiscbe 
und  Fremde  erstreckt.  Andere  Aasnahmen  gründen  sidi  zuweilen  auf  besondere 
Verträge  oder  anf  Herkommen.  Immerhin  aber  wirkt  die  Bttcksicht  darauf,  dass 
die  Fremden  nicht  persönlich  dem  State  verbunden  sind,  wo  sie  gerade 
rieh  aofhalten,  sondern  einem  andern  State  angehören,  sehr  bedeutend  ein  und 
▼ermindert  und  ermftssigt  die  Ansabung  der  einheimischen  Statsgewah  gegen 
Fremde.  Selbst  bei  Verwaltung  der  Strafirechtspflege  und  der  Folizeigerichtsbarkeit 
▼erdient  das  vielleicht  mangelhafte  Verst&ndniss  der  einheimischen  Vorschriften 
und  Sitten  von  Seite  der  Fremden  eine  billige  und  schonende  T^<^VifSrhL 

889. 
Die  Fremden,  welche  nur  vorübergehend  ihren  Aufenthalt  im 
Lande  nehmen,  dürfen  nicht  zu  den  Landessteuem  beigezogen  wer- 
den. Wohl  aber  sind  sie  schuldig,  die  Gebühren  für  öffentliche 
Leistungen  wie  die  Einheimischen  zu  bezahlen  und  es  kann  ihnen 
auch  eine  massige  Gebühr  für  den  Aufenthalt  auferlegt  werden. 

Die  regelmftssige  Steuerpfiicht  setit  entweder  Statsangehörigkeit  der 
Steuerpflichtigen  oder  Landesangehörigkeit  der  besteuerten  Güter  (in- 
Iftndische  Qrundstflcke  und  Etablissements)  ▼orans.  In  diesen  beiden  Beiiehnngen 
sind  die  durchreisenden  Fremden  nicht  steuerpflichtig.  Inwiefern  ÛBgeg^  von 
der  Verzehrung  ▼on  Oütem  mittelbar  eine  Steuer  erhoben  wird  (ConsumtionsBteaer) 
oder  ▼on  der  Bewegung  der  Handelsgüter  Zölle  bezogen  werden,  so  treffen  nator* 
lieh  diese  Abgaben  die  Fremden,  welche  jene  GCkter  oonsumiren  und  zoUbare 
Waaren  ein-  oder  ausführen,  ganz  ebenso  wie  die  Einheimischen. 

390. 

Fremde,  welche  im  Lande  ansässig  sind,  oder  Grundbesitz  im 
Lande  haben,  sind  im  Zweifel  gleich  Einheimischen  den  Landes- 
steuem und  der  Grandsteuer  unterworfen. 

Vgl.  oben  §  280. 

391. 
Landesfremde  sind  im  Inland  nicht  militärpflichtig.     Vorbe- 
halten bleiben  Nothfalle  zur  Vertheidigung  eines  Ortes  ▼dder  Räuber 
oder  Wilde. 

1.  Die  Milit&rpflicitt  istwesentiich  politische  Pflicht  und  daher  von  der 
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StataijpaïKMnnaobafi  nicht  sa  treoDeo.  Wie  den  Ynmeem  in  der  Begd  niclit  poli- 
tiache  Rechte  eingerftumi  wecden,  se  dftifen  ihnen  aa^  nkhi  lo  achirere  potttiüidie 
Pflichten  auferlegt  werden.  Würden  die  Fremden  genöthigt,  Militfirdienste  in 
fremdem  Lande  sn  thon,  so  würden  de  unter  Umständen  genöthigt,  für  ihnen 
fremde  Statsinteressen  und  gegen  die  politischen  Interessen  ihres  Vaterlandes  ihr 
Leben  einzusetzen,  was  offenbar  unnatürlich  wftre.  Selbst  wenn  die  Fremden  an- 
sässig im  Lande  sind,  so  dOifen  sie  hodistens  su  soleheii  Militärdiensten  herbei- 
gezogen werden,  welche  den  Zweck  haben,  Personen  und  Mgenthum  durch  locale 
Kraftentwicklung  zu  schützen,  also  zur  Yertheidigung  des  Orts,  aber  nicht 
zu  politisclier  Kriegsführang. 

2.  Als  in  dem  State  Wisconsin  englische  ünterthanen  während  des  ameri« 
kanischen  Bürgerkrieges  mit  Kücksicht  darauf  zu  den  Milizen  berufen  wurden,  dass 
sie  daselbst  Stimmrecht  ausgeübt  hatten,  erhob  England  Einsprache  dagegen,  weil 
sie  dadurch  kieineswe§^  amerikanische  Bürger  geworden  und  als  Fremde  nicht 
militärpflichti«  seien.  Bep.  Ton  Loid  Lyons  vom  ä9.  Nov.  1862  (igL  StatsaiehiT 
V.  Aegidi  und  Klauhold  1941).  Die  Beschwerde  wurde  im  Prindp  als  begründet 
erachtet 

392. 
Den  Fremden  mnss  der  freie  Wegzug  jederzeit  o£Een  stehn. 

Im  Mittelalter  war  dieses  Recht  auch  in  den  europäischen  Staten  keines^ 
▼egs  anerkannt  Heute  wird  es  nv  in  barbarischen  Ltadem  noeh  besteitlen.  Es 
folgt  aus  dem  natürlichen  Becht  des  menschlich-freien  Verkehrs. 

B93. 

Auch  der  Wegzug  des  Vermögens  oder  der  VerlasBenschaft 
von  Fremden  darf  in  der  Kegel  nicht  verwehrt,  noch  mit  besondem 
Steuern  oder  Abzügen  belästigt  werden. 

Bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  galten  in  den  meisten  euzepäischen  Län« 

dem  noch  andere  Grundsätze.    Der  Wegzug  insbesondere  von  EapitalTcrmögen 

wurde  noch  vielfUtig  mit  Ahzugsteuern  beschwert  und  noch  mehr  der  Wegzug 

Ton  Verlassenschaften.    Die  mittelalterlichen  Landeeherm  behaupteten  eit/er 

ein  anssehHeBslicbes  Becht  auf  (Be  Verlassenschaft  der  Fremden  m  haben,  welche 

sich  in  ihrem  Territodum  ?orfandy  selbst  mil  Ausschluss  der  ausländischen  Erben. 

Msn  nannte  das  jus  albinagii,  droit  d'aubaine.    War  es  nicht  mehr  möglidi, 

den  Fremden  selbst  als  ein  rechtloses  Wesen  zu  behandeln,  so  behandelte  man 

doch  seine  Verlassensehaft  als  ein  herrenleees  Gut    Unsere  heutige  BechtsbOdung 

eikennt  darin  eine  widerrechtlidie  Barbarei  und  gibt  auch  die  ermässigte  Form 

der  Absngsstraem  nicht  mehr  an.    In  einer  sehr  grossen  AnsaU  ron  Bteten^ 

vertrtgsn  sind  diese  Ahnigsgelder  veitngsnänig  wählend  nnseiee  Jahrhunderts 

i^hgMcbafft  imden*    ^»«»aMirfi  i^.  after  ans  dfawm  Vertngs-  und  GeselssesieeM 

allgemeines  internationales  Becht  geworden,  so  dsss  hesto  die  BhiAArting 

15* 


228  FCknftes  Buch. 

wddier  Abgiben  tli  Vertotang  dei  internatioiialeii  Yerbdin  empfonden  and  sn 
TftlkgirechUiehen  Beschwerdea  der  Stateo  AnlaiB  geben  wttide. 


6.  AusUefenmgspfliclit  und  Asylreeht 

394. 

Jeder  Stat  ist  kraft  seiner  Selbständigkeit  berechtigt,  Fremden 
den  Aufenthalt  in  seinem  Lande  zu  gestatten. 

Dieses  Becht  des  States,  Fremde  aufzunehmen  und  zu  schützen, 
kann  ausgeübt  werden,  ungeachtet  der  Heimatstat  derselben  seine 
Statsangehörigen  zurückruft  oder  deren  Auslieferung  begehrt 

Vgl.  oben  §  375.  Freilich  l&oft  der  Stat,  welcher  l&ngere  Zeit  Fremden 
gegen  den  WlQen  ihres  Heimatstates  in  seinem  Lande  Aufenthalt  gew&hrt,  die 
Gefahr,  dass  der  Heimatstat  dieselben  ihrer  Statogenösaigkeit  f&r  Terlostig  erUfirt 
and  er  genöthigt  wird,  dieselben  non  sa  behalten,  besiehungsweise  in  seine  An- 
gehdrigkeit  aafiranehmen. 

395. 

Eine  Pflicht,  flüchtige  fremde  Verbrecher  oder  eines  Ver- 
brechens angeklagte  Flüchtlinge  dem  verfolgenden  Gerichte  auszu- 
liefern, wird  nur  insofern  anerkannt,  als  dieselbe  entweder  durch 
besondere  Statenverträge  (Auslieferungsverträge)  begründet  oder  zur 
Sicherung  eines  allgemeinen  Rechtszustandes  als  nothwendig  erscheint 

Im  letztem  Fall  ist  die  Auslieferungspflicht  jedenfleJls  auf 
schwere  und  gemeine  Verbrechen  beschränkt  und  setast  voraus,  dass 
die  Rechtspflege  des  verfolgenden  State  hinreichende  Garantien  gebe 
für  eine  civilisirte  Verwaltung  der  Gerechtigkeit 

Die  Meinangen  über  die  Aaslieferangspflicht  and  das  Asylrecht 
sind  noch  sehr  getheüt  sowohl  in  der  Statenpraxis  aJs  in  der  Wissenschaft.  Noch 
madien  sich  extreme  Meinangen  geltend.  ZaweOen  wird  ein  anbeschr&nktes 
Asyl  recht  der  Staten  behauptet,  welches  nnr  dnrcfa  Aastteferangsvertrftge  be- 
schrftnkt  werde.  Die  Yertheidiger  dieser  Ansicht  —  Paffendorf,  Martens, 
Story  and  andere  —  flQhren  dafür  an,  daas  diese  FlOchtlinge  nicht  die  Bechts- 
ordnang  des  Asylstats  verletst  haben,  and  daher  auch  nicht  von  diesem  sa  Ter- 
folgen  seien,  dass  die  Strafigewalt  ihrem  Wesen  nach  territorial  and  nicht 
international  sei,  daas  jedenûdls  geringe  Sicherheit  für  eine  im  Sinne  des  Asyl- 
states  geübte  Jastis  Yorhaaden  sei  and  daas  daher  der  Asylstat  keine  Yenudassang 
habe,  einer  fremden  Gerichtobarioait  sa  dienen  and  keine  Yerpflkhtang,  seine 
Schotshoheft  su  besdurftoken. 
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Aber  «Bch  f&r  die  entg^geoireBetite  Ifeinimg  haben  aich  Jedeneil  gewicblicB 
StmuneD  erhoben,  wie  die  von  Orotins,  Vattel,  Kent  a.  a.  f.,  welche  aof  daa 
allgemeine  Interease  an  der  Handhabung  der  Gerechtigkeit  und  die  Nothwendigkeit 
der  Bestrafung  der  Verbrecher  hinweisen,  auf  die  Gefahren  aofinerkBam  madien, 
welche  daraus  für  die  Gesellschaft  entstehen,  wenn  Verbrecher  leicht  einen  Zu- 
fluchtsort finden,  in  dem  sie  sich  sicher  ffthlen  und  Ton  wo  ans  sie  ihre  Angriffe 
auf  die  Kechtsordnung  erneuern,  und  daraus  die  Pflicht  der  S  taten  ableiten,  ein« 
ander  in  der  wirksamen  Handhabung  der  Strafrechtspflege  zu  unter- 
Btûtsen. 

Meines  Erachtens  würde  ein  unbeschränktes  Asyl  die  allgemeine  mensch- 
liche Rechtsordnung  und  Rechtssicherheit  bedrohen,  zumal  bei  der  Bew^lichkeit 
der  heutigen  Verkehrsmittel.  Es  ist  ein  allgemeines  Interesse,  nicht  ein  blosses 
Landesinteresse,  dass  Mörder,  Räuber,  grobe  BetrOger  und  grosse  Diebe  bestraft 
▼erden.  Vortrefiflich  hat  der  französische  Minister  Rouher  (Rede  Tom  4.  März 
1866)  die  Gründe  für  die  Auslieferungspflicht  mit  wenigen  Worten  ausge- 
sprochen: ,J)er  Grundsatz  der  Auslieferung  ist  der  Grundsatz  der  Solidarität,  der 
wechselseitigen  Versicherung  unter  Regierungen  und  Völkern  gegen  ein  überall 
drohendes  Uebel  (contre  Tubiquite  du  mal)". 

Aber  auch  eine  absolute  Anslieferungspflicht  würde  in  manchen  Fällen 
die  Interessen  der  Humanität  und  der  Freiheit  ernstlich  gefährden,  und  man  darf 
nicht  vergessen,  dass  manche  Verbrechen  ausschliesslich  den  davon  betroffenen  Stat 
und  nicht  die  menschliche  Gesellschaft  verletzen  und  dass  auch  die  Vertheidlger 
des  Asyls  gute  Gründe  anführen,  auf  welche  innerhalb  der  nöthigen  Schranken 
billige  Rücksicht  zu  nehmen  ist 

Wo  die  Statenverträge  die  Auslieferung  im  Einzelnen  näher  ordnen,  und 
4ß8  ist  in  neuerer  Zeit  sehr  oft  geschehen,  '.da  kommen  natürlich  die  vertrags- 
mässigen  Bestimmungen  zur  Anwendung.  Wenn  keine  Verträge  binden,  so 
muss  man  sich  an  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  halten.  Da  aber  diese 
heute  noch  nicht  gleichmässig  und  nicht  allgemein  anerkannt  sind,  so  hängt  es 
thatsächlich  noch  von  dem  Ermessen  des  Asylstates  ab,  zu  bestimmen,  in 
wie  weit  er  sich  durch  die  aUgemeine  Rechtsordnung  fOr  gebunden  erachte.  Es 
ist  aber  möglich  und  sogar  wahrscheinlich,  dass  allmählich  einige  Hauptgrundsätze 
m  der  civilisirten  Welt  sich  allgemeine  Billigung  erringen  und  so  weit  das  ge- 
schieht, wird  dann  die  Willkür  der  einzelnen  Staten  beschränkt. 

Vgl.  R  V.  Mohl,  die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle  in  den  Schriften 
über  Stalarecht,  Völkerrecht  und  Politik  I.  S.  637  ff.  I.  0.  de  Vigne  in  der 
Oenter  Revue  du  Droit  Intern.  1870.  S.  191  ff.  Dieser  verlangt  als  Bedingungen 
der  Auslieferung:  1)  ein  schweres  Vergehen,  2)  das  in  beiden  Ländern  als 
strafwürdig  betiachtet  wird. 

896. 

Den  politischen  Flüchtlingen  darf  jeder  Stat  freies  Asyl  ge- 
währen. Der  Asyl  gebende  Stat  ist  nicht  verpflichtet,  auf  Begehren 
des  verfolgmiden  Stats  dieselben  auszuliefern  oder  wegzuweisen. 
Aber  der  Asylstat  ist  yerpflichtet,  nicht  zu  gestatten,  dass  das  Asyl 
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dam  missbraudit  werde,  mn  die  Reditsordntmg  und  den  Frieden 
der  andern  Staten  zu  gefährden,  und  YÖlkerrechtlich  verbunden,  die- 
jenigen Massregeln  zu  treffen,  welche  nöthig  sind,  um  solchen  Miss- 
bräuchen zu  wehren. 

1.  Der  von  vielen  Criroinalisten  bestrittene  Gegensatz  der  politisclien  und 
der  gemeinen  Verbrechen  wird  in  den  neueren  Statenverträgen  und  noch  mehr 
in  der  gegenwärtigen  Statenpraxis  anerkannt,  und  sogar  von  solchen  Staten,  welche 
eine  allgemeine  Auslieferungspflicht  selbst  von  politischen  Verbrechern  im  Prindp 
für  nothwendig  erkl&ren,  thats&chlich  dann  gemacht,  wenn  ihre  politischen  Sym«- 
pathien  den  fremden  Flüchtling  decken.  Die  politischen  Verbrechen  beziehen  sich 
nothwendig  auf  die  Verfassung  und  die  politischen  Zustände  eines  be- 
stimmten Stats  und  sind  desshalb  für  andere  Staten  kein  Gegenstand  der 
Sorge.  Eine  Solidarit&t  der  politischen  Interessen  besteht  nicht  nothwendig  und 
es  ist  ebenso  möglich,  dass  die  politischen  Grundsätze  und  Richtungen  des  ver- 
folgenden und  des  Asylstates  einander  widerstreiten.  Der  verfolgte  poliUache  Ver- 
brecher in  einem  Land  wird  in  einem  andern  Lande  vielleicht  als  ein  Märtyrer 
der  Freiheit  verehrt;  und  die  im  Namen  des  Hechts  verfolgenden  Gewalthaber  des 
einzelnen  Stats  werden  vielleicht  in  dem  andern  State  als  Unterdrücker  des  Hechts 
gehasst.  Selbst  wo  die  Gegensätze  der  Beurtheilung  nicht  so  schroff  auftreten, 
erinnert  man  sich  doch,  dass  die  Verwaltung  der  Hechtspflege  in  politischen  Straf- 
prozessen nach  dem  Zeugniss  der  Geschichte  leichter  von  den  Leidenschaften  bald 
der  Machthaber  bald  einflussreicher  Parteien  missleitet  wird  als  die  Strafgerichts- 
barkeit  über  gemeine  Vergehen  und  man  nimmt  Hacksicht  darauf,  dass  zuweilen 
ehrbare  und  edle  Menschen  aus  Vaterlandsliebe  die  poliüsche  Rechtsordnung  ihres 
Heimatstates  verletzt  haben.  Die  Interessen  der  Politik,  der  Gerechtigkeit 
und  der  Humanität  vereinigen  sich  daher,  um  Über  die  politischen  Flüchtlinge 
den  Schutz  des  Asyls  auszubreiten. 

2.  Aber  indem  der  Stat  den  fremden  politischen  Flüchtlingen  ein  Asyl  ge- 
währt, ist  er  nicht  von  der  Pflicht  entbunden,  den  Missbrauch  des  Asyls  zu 
verhüten.  Das  Asyl  schützt  den  Flüchtigen  vor  Verfolgung,  aber  es  darf  nicht  zu 
einer  sichern  Stätte  für  die  Fortsetzung  des  politischen  Verbrechens  wer- 
den. Der  Flüchtling  findet  hier  Ruhe  und  einen  Ort  der  Zuflucht  in  seiner  Gefahr, 
aber  er  darf  nicht  die  Angriffe  auf  die  Verfassung  und  das  Recht  seines  States 
von  da  aus  ungestraft  erneuern.  Der  Asylstat  hat  auch  gegenüber  dem  Stat,  in 
dessen  Gebiet  das  Verbrechen  verübt  worden  ist,  Rücksichten  des  Friedens  und 
der  Freundschaft  zu  nehmen.  Ein  Stat,  welcher  den  fremden  Räubern  Schlupf- 
winkel erô&et,  aus  denen  sie  ihr  verbrecherisches  Handwerk  mit  besserem  Erfolg 
und  mit  geringerer  eigener  Gefahr  betreiben,  macht  sich  sicherlich  einer  schweren 
Verletzung  der  Nachbarpflichten  schuldig;  und  nicht  weniger  wird  ein  Stat,  welcher 
auf  seinem  Gebiete  feindliche  Unternehmungen  von  fremden  Flüchtlingen  gegen 
einen  benachbarten  Stat  begünstigt,  dafür  verantwortlich  gemacht  vpn  dem  be- 
drohten State.  Das  belgische  Gesetz  vom  dO.  Mai  1868  gestattet  die  Wegweisung 
des  FlûohtUags,  „qui  par  sa  coiid«ite,  compromet  la  tranquillité  pobuque.**  Die  fme 
l^Sgoqg  dor  $in«9)n6n  FWe  ist  oicht  zu  estbehr^  und  4ie  QMbx  der  WiUkOr 
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auf  Seite  der  erkennenden  Behörde  ist  geringer  als  die  Gefiiir  fta  de&  Frieden 
der  Staten,  wenn  die  nöthigen  Racksichten  nüssachtet  werden. 

397. 

Es  steht  jedem  State  zu,  die  Bedingungen  festzusetzen,  unter 
welchen  er  firemden  Flüchtlingen  ein  Asjl  g&vnihrt  Die  Flücht- 
linge selber  haben  keinen  Rechtsanspruch  auf  Gewährung  des  Asyls 
gegen  den  fremden  Stat 

Der  Flüchtling  kann  sich  nicht  wie  ein  anderer  Beisender  anf  das  Recht 
des  freiea  YerkehiB  benfen,  denn  eine  Gnuujbedingung  dieses  Bedrts  ist  Unbe- 
Bcholtenheit  der  Reisenden.  Kein  Stat  ist  ver])flichtet,  Verbrecher  oder 
eines  Verbrechens  Angeklagte  bei  sich  aufzunehmen  und  zu  dulden,  weU  solche 
Fremde  auch  die  Sicherheit  seiner  Bewohner  oder  unter  Umständen  des  Stats  selbst 
gefährden,  fii  gUt  das  auch  Yon  politischen  Verbrechern.  Aber  wohl  hat  der  Stat 
die  moralische  Pflicht,  dabei  nicht  inhuman  zu  verfahren.  Die  Zurückweisung  Ins- 
besondere Ton  politischen  Flüchtlingen  oder  gar  ihre  Auslieferung  kann,  selbst 
wenn  sie  keine  Rechtsrerletzung  ist,  doch  eine  tadelnswerthe  Grausamkeit  sein. 

398. 

Der  Schutzstat,  vdcher  das  Asyl  gewährt  hat,  ist  auch,  wenn 
dasselbe  missbraucht  wir4,  berechtigt,  und  bei  fortdauernder  Gefahr 
fur  den  befreundeten  Heimatstat  des  Flüchtlings  auch  yerpflichtet, 
das  Asyl  zu  entziehen  oder  insoweit  zu  beschränken,  dass  jene  Ge- 
fahr beseitigt  wird. 

In  minderen  Fällen  wird  eine  sch&rfere  Aufsicht  über  den  Flüchtling 
oder  die  Internirung  desselben  von  der  Grenze  weg,  ins  Innere  des  Landes  ge- 
nügen, in  schweren  F&llea  die  Wegweisung  in  vorgeschiiebener  Richtung  nö- 
thig  sein. 

399. 

Zur  Auslieferung  von  Einheimischen  an  einen  firemden  Stat, 
in  dessen  Gebiet  dieselben  ein  Verbrechen  verübt  haben,  ist  der 
Heimatstat  niemals  verpflichtet. 

Diese  gegenwärtig  aach  von  solchen  Staten  anerkannte  Regel,  welche  eine 
Auslieferungspflicht  bei  gemeinen  Verbrechen  annehmen,  macht  freilich  dann  eine 
bedenkliche  Lacke  in  das  Strafrecht,  wenn  dieselben  iminlande  nichtfOr 
ein  ausw&rts  begangenes  Verbrechen  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können. 
Sie  bleiben  in  diesem  Falle  straflos,  obwohl  die  allgemeinen  Rechtsgrundsfttze  eine 
Bestrafung  ihres  Verbrechens  erfordern.  Aber  num  zieht  es  vor,  dem  Individuum 
diesen  Glücksfall  zuzugestehen,  als  die  Statsgenossen  einer  fremden  Strafgerichts- 
barkeit zu  überüefem. 
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400. 

Die  AuBliefenmg  gesdiieht  in  der  Begel  auf  Kosten  des  States, 
welcher  dieselbe  begehrt  Die  Gestattimg  des  Asyls  dagegen  fällt 
dem  Schatzstate  allein  zur  Last. 

SelbBtrent&Ddlich  ist  nur  von  den  nöthlgen  Kosten  hier  die  Bede,  weldiai 
sich  die  Staten  nicht  entsdehen  k^Jnnen.  Soweit  die  Flüchtlinge  f Or  sich  selber  za 
sorgen  im  Stande  sind,  ist  von  keiner  Statspflicht  die  Rede. 

401. 

Die  Auslieferung  eines  fremden  Verbrechers  kann  auch  in  be- 
dingter Weise  gewährt  werden. 

Z.  B.  der  ausliefernde  Stat  yerlangt»  dass  der  Aoigelieferte  nur  wegax  eines 
gemeinen,  nicht  auch  wegen  eines  politischen  Verbrechens  gestraft  werde, 
oder  er  liefert  nur  aas,  wenn  ihm  die  Zusicherong  ertheilt  wird,  dass  keine 
Todesstrafe  yerh&ngt  werde.  Der  Stat,  welcher  auf  solche  Bedingungen  hin 
den  Ausgelieferten  empfängt,  ist  dann  dem  Auslieferongsstat  gegenüber  verpflichtet, 
demgem&ss  zu  yerfahren. 

In  der  Regel  wird  die  Auslieferung  von  dem  verfolgenden  State  begehrt, 
von  dem  Zufluchtsstat  gewährt  Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  dieselbe  von  diesem 
angeboten  wird.  Ja  sogar,  daas  der  Stat,  dem  diess  Anerbieten  gemacht  wird,  die 
Uebemahme  des  Flüchtlings  als  eine  Veriegenheit  zu  vermeiden  wünscht  In 
solchen  F&llen  kann  sich  der  Heimatstat  zwar  nicht  der  Au&ahme  seines  Stats- 
genoesen  in  seinem  Lande  entziehen  (oben  §  368),  aber  wenn  er  dieselben  nicht 
weiter  verfolgt,  so  geht  das  den  ausliefemdcn  Stat  nichts  an. 


Sechstes  Buch. 

Völkerrechtliche  Verträge. 

L  Erfordernisse  und  Wirksamkeit  der  Tolkerreclitliclien 

Tertrige. 

402- 

Die  StateB  können  als  selbständige  Personen  ihre  besondern 
BechtsYerbältnisBe  auch  durch  Verträge  unter  einander  ordnen,  so 
dass  daraus  eigentliches  Yertragsrecht  entsteht. 

Yersdiieden  von  diesen  Yertrftgen,  welche  besonderes  Yertragsrecht 
anter  den  Yertragsparteien  begründen,  ist  eine  völkerrechtUche  Uebereinkonft 
mehrer  Staten,  welche  eine  allgemeine  Rechtsregel  ausspricht  Im  letztem 
Fall  ist  das  pactnm  instar  legis,  nnd  es  entsteht  dem  Inhalte  nach  Gesetse»* 
recht,  wenn  auch  in  der  vielköpfigen  Form  der  Yereinbarong.  Sehr  viele  Be- 
stiinmnngen  der  völkerrechtlichen  Congresse  liaben  diesen  letstem  und  nicht  den 
enteren  Charakter  nnd  begründen  daher  nicht  conventi  one  lies,  sondern  noth- 
wendiges  Recht  Ygl.  oben  §  12.  13.  In  diesem  Boch  ist  nnr  die  Rede  von 
dem  eigentlichen  Yertragsrecht 

403. 

Jeder  Stat  kann  als  Person  auch  Vertragspartei  werden,  und 
jede  unaUiängige  Macht  gilt  im  Yölkenrerkehr  im  Zweifel  als  ver- 
tragsfdhig.  Y7enn  aber  ein  Stat  in  der  Ausübung  des  Vertragsrechts 
verfassungsmässig  beschränkt  erscheint,  so  ist  solche  Beschränkung 
auch  im  Verkehr  der  Staten  zu  beachten. 

Wenn  ein  Stat  der  Sehn tshoheit  eines  andern  State  nnterworfen  ist,  so 
bim  ihm  das  Recht,  selbstlndig  mit  andern  Staten  Yertrige  abiusehliessen,  gimdioh 
oder  theüweiM  entiogen  sein.   Ebenso  sind  in  den  sasammengesetsten  Staten 
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regehnAnig  die  EinEelstaten  sehr  erheblich  in  der  YertragBbefngiiiflB  beechrftnkt, 
Bei  es  indem  ihnen  untersagt  ist,  gewisse  Vertrage  abzoschliessen,  die  ansacfaliesa- 
lieh  dem  Oesammtstate  Torbehalten  sind,  z.  B.  Allianzen,  Handels-  und 
Zollvertrftge,  sei  es  indem  sie  genöthigt  sind,  sich  der  diplomatischen  Organe  des 
Gesammtstates  za  bedienen  und  der  Zustimmung  des  Gesammtstates  bedOrfen. 
Vertrage,  welche  im  Widerspruch  mit  diesen  Schranken  abgeschlossen  werden,  sind 
nicht  verbindlich. 

404. 
Damit  der  Vertrag  den  Stat  verbinde,  müssen  die  Personen, 
welche  denselben  im  Namen  des  States  abschliessen,  zur  Vertretmig 
des  States  ermächtigt  sein. 

Es  gilt  das  sowohl  von  der  Repràs^ntationsbefugniss  des  jeweiligen 
Inhabers  der  Statsgewalt  (oLcn  §  116),  als  von  der  Vollmacht  der  Ge- 
sauten,  welche  den  Vertrag  unterhandeln  und  imteniaichnen  (oben  §  159  f.)- 

405. 
Wird  für  einen  Stat  ein  Vertrag  von  einer  Person  unterhandelt 
und  abgeschlossen,  vrelche  nicht  dazu  ermächtigt  ist,  so  wird  der 
Stat  so  lange  nicht  yerpjBichtet,  als  er  nicht  durch  nachträgliche 
Gutheissung  jenen  Mangel  der  Vollmacht  hebt.  Bis  dahin  steht 
auch  der  andern  Vertragspartei  der  Rücktritt  frei,  wenn  sie  nicht 
darauf  verzichtet  hat. 

Man  heisst  Verträge,  welche  von  nichtbeyollmftchtigten  Vertretern, 
gewtimlieh  in  der  Hofihnng  auf  spätere  Ratihabition  abgeschlossen  werden,  Spon- 
siones;  in  Eiinnerang  an  die  persönliche  sponsio  der  tAtea  It6mer.  Der  Aus- 
druck, welcher  in  Born  eine  strenge  und  formelle  Vertragspflicht  bedeutete,  ist 
freflich  nicht  geeignet,  derartige  in  ihrer  Wirksamkeit  höchst  zweifelhaflbe  Vertrage 
zu  bezeichnen,  während  wir  im  Gegensätze  zu  den  Römern  die  rechtsyerbind- 
lichen  Verträge  der  Staten  pacta  heissen. 

406. 
Wird  der  von  einem  nicht  ermächtigten  Vertreter  abgeschlossene 
Vertrag  von  dem  State  nicht  genehmigt,  so  ist  überall  kein  Vertrag 
zu  Stande  gekommen. 

Der  Stat  wird  nicht  verpflichtet,  weil  er  nicht  wirklich  vertreten  war, 
und  der  GeschäftsfQhrer  (sponsor)  nicht,  weil  er  kein  Stat  ist  und  als  Frivatr 
person  nicht  über  öffentliche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  verfügen  kann.  Wenn 
er  den  andern  Stat  betrogen  hatte,  indem  er  sich  fUr  ermächtigt  ausgab,  ohne  er- 
mächtigt zu  sein,  so  nag  er  dieses  Betrugs  wegen  verantwortlidi  gemacht  und  be- 
straft werden.  Das  hat  mit  der  Otitigksit  des  Vertzags  nkhts  zu  thon.  —  Das 
aktrtansche  Feciakeeht  befolgte  andere  ChnmdailM.     Der  Sponaor  haftete  mit 


seiner  PerBO«  fikr  die  BrfUhiag  des  ton  ftm  ein|i<^|Mi§wiii  Ycrtiegi  and  mmde 
daher  ^vea  dem  nidit  gnufthwigfiiden  State  nr  Sttfane  «a  den  aiideni  Stet  smge- 
Mefert.  Die  nodeae  Bedtlddldimg  lit  insolBiii  eooieq[aeiiter,  all  sie  die  öffent- 
lich-rechtliche Natur  der  Stateavertr&ge  Tollstiiidiger  beadüet.  Würde 
ein  dritter  Stat  ohne  Ermächtigang  fOr  einen  andern  Stat  einen  Vertrag  àb- 
schliessen,  so  würde  er  sich  allerdings  als  Stat  vexpflichten  können,  für  die  Ge- 
nehmgixDg  zn  sorgen. 

407- 

Hat  der  Stat  Vortheil  von  dem  Vertragsgeechäft  gezogen,  das 
Rir  ihn,  aber  ohne  seine  Vollmacht  abgeschlossen  worden  ist,  so  ist 
er  im  Fall  der  Nichtgenehmigung  des  Vertrags  yerpflichtet,  den 
ohne  Grand  empfangenen  Vortheil,  so  weit  das  nach  der  Lage  der 
Dinge  möglich  ist,  wieder  aufzageben,  beziehungsweise  eine  em- 
pfangme  Bereiehenmg  zurück  zu  erstatten« 

Z.  B.  Der  Unterhändler  hat  den  Loskauf  yen  Gefangenen  yermittelt  nnd 
Torl&ofig  eine  Summe  bezahlt.  Wird  der  Vertrag  nicht  genehmigt,  und  werden  die 
Gefangenen  zurückbehalten,  so  muss  auch  diese  Summe  wieder  herausgegeben  werden. 
Oder  ein  Gouverneur  einer  Colonie  gestattet  gegen  zugesicherte  HandelsTortheilc 
einem  andern  State  die  Gründung  eines  Marineetablissements  innerhalb  der  Colonie. 
Wird  der  Vertrag  nicht  genehmigt,  so  ist  auch  dieses  Etablissement  wieder  zu 
r&omen.  Hat  aber  ein  Stat  im  Vertrauen  auf  die  nachfolgende  Genehmigung  durch 
den  andern  Stat  einen  momentanen  Vortheil  seiner  Machtstellung  ans  der  Hand 
gegeben,  und  wird  der  Vertrag  nicht  ratifidrt,  so  ist  er  selten  in  der  Lage,  jenen 
Vortheil  wieder  zu  gewinnen  und  muss  die  Folgen  seiner  unvorsichtigen  Handlungs- 
weise tragen.  Das  Beispiel  der  Samniter,  welche  das  römische  Heer  in  den  Can- 
dinischen  Pässen  gefangen  hatten  und  nachdem  Born  den  Frieden  nicht  ratificirte, 
ihr  üebergewldit  nicht  aoehr  hersteUen  konnten,  bleibt  eine  Wannmg  der  Geschichte. 

408. 

Es  wird  angenoxxuneDy  die  W^ilLensfreiheit  des  States  sei  nicht 
aufgehoben,  wenn  gleich  der  Stat  in  seiner  Noth  und  Schwädhue  ge- 
nöthigt  ist  y  den  Vertrag  einzugehen,  wie  ihn  ein  übermächtiger 
anderer  Stat  ihm  vorschreibt. 

Im  PriTAtrecht  hindert  eine  ernste  Drohung  und  die  gewaltsame  Ndthigaiig 
^  Gillti§^eit  des  Vertrags.  Im  Völkerrecht  aber  wird  angenommen,  der  Stat 
B^bst  sei  alle  Zeit  frei  und  willensffthig,  wenn  nur  seine  Vertreter  pexstalich 
M  lind.  Das  Slatsredit  erkennt  aodi  sonst  die  Nothwendigkeit  der  Ver« 
bâltaisse  als  entscheidend  an;  es  ist  seinem  Wesen  nach  die  als  nothwendig  er- 
kannte GrimiBg  der  (Mtetlichen  VerhAltnisse.  Daher  hindern  zwingende  £in- 
virkaogen,  in  denen  sich  jene  Nothweadii^^  offenbart,  die  Gültigkeit  des  Stats- 
^iUeog  nicht,  wenn  er  denselben  Bechnung  trftgt.  Es  gilt  das  insbesondere  auch 
m  FnsdmschltkisQii.   Vgl.  «ntea  Bndi  VQL  Gap.  10.   Würde  mux  die  Vertrige 
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dar  Staten  tm  dem  OmdB  als  WÊgHUàg  anfediten  ktanen,  da»  dar  dae  Stal  t» 
Fondit  Tor  dem  andern  und  dareh  dnaen  Droliimg»  geachrecht  olaa  Mm  Yc^ 
tngBwQkn  den  Vertrag  abgaaddoaBen  babe,  ao  gibe  ea  kemEade  émY^XkoÉiéA 
und  irftre  nieaMla  ein  geaicberter  Friedeuatand  m  erwarten. 

409. 
Wenn  jedoch  die  individuelle  Willensfreiheit  deijenigen  Per- 
sonen, welche  den  Stat  bei  dem  Yertragsschlass  yertreten,  durch 
Geoustesstöning  angehoben  oder  durch  Besinnungalosigkeit  Terwiirt 
oder  durch  Gewalt  oder  ernste  und  nahe  Bedrohung  gebunden  ist, 
dann  sind  dieselben  nicht  fähig,  fiir  den  Stat  yerbindliche  Er- 
klärungen abzugeben. 

Wenn  z.  B.  der  Gesante,  der  aum  YertragsabBchhiaB  ermächtigt  ist,  vahn- 
ainnig  wird,  oder  wenn  er  so  beraoscht  ist,  dass  er  nicht  mehr  weisa,  was  er  thvt, 
so  ist  seine  Unterschrift  nicht  bindend.  Ebenfio  würde  anch  die  Unterschiüt  eines 
Souveräns  nicht  den  Stat  verpflichten,  wenn  demselben  gewaltsam  die  Hand  zum 
Unterzeichnen  geführt  oder  er  mit  Lebensdrohong  zur  Unterschrift  genöthigt  wfirde. 
Oder  wenn,  wie  das  dem  Pohlischen  Reichstag  widerfahren  ist,  die  nothwendige  Zu* 
Stimmung  zu  einem  Vertrag  damit  erzwungen  wird,  dass  die  Bathsrersammlung  nut 
Truppen  umstellt  und  die  Stimmenden  mit  dem  Tode  oder  dem  Geßkngniss  bedroht 
werden,  so  ist  auch  ein  solcher  Vertrag  ungültig,  nicht  weil  djer  Stat  keinen  freien 
Willen  hat,  sondern  weil  es  den  Vertretern  des  Stats  an  der  nöthigen  Will^- 
freiheit  fehlt 

.  410. 

Die  Rechtsverbindlichkeit  der  Statenverträge  beruht  auf  dem 
Bechtsbewusstsein  der  Menschheit,  und  ist  ein  nothwendiger  Bestand- 
theil  der  YÖlkerrechÜichen  Weltordnung. 

Verträge,  deren  Inhalt  das  allgemein  anerkannte  Menschen- 
recht oder  die  bindenden  Gesetze  des  Völkerrechts  verletzen,  sind 
deshalb  ungültig. 

Der  alte  Streit  über  den  Rechtsgrund  der  Verbindlichkeit  der 
Vertr&ge  dauert  noch  fort.  Das  Völkerrecht  kann  der  Frage  nicht  damit  entgehen, 
dass  es  auf  die  Autorität  eines  Gesetzes  hinweist,  wie  das  wohl  im  Privatrecht  oft 
genügt  Meines  Erachtens  Iftsst  sie  sich  nicht  auf  den  freien  WiUen  der  Staten 
gründen.  Der  Satz,  dass  die  Willensfreiheit  auch  in  der  Freiheit  sich  su 
binden,  zeigen  und  bewahren  mUsse,  ist  offenbar  nicht  richtig;  denn  die  "VnUens- 
freiheit  für  sich  allein  bindet  nur,  weil  sie  will  und  daher  nur  auf  so 
lange  sie  will.  Sie  erklart  die  Wirksamkeit  des  WiUensacts,  wahrend  der  wirkende 

Wille  fortdauert,  aber  nicht  mehr,  wenn  der  Wille  wechselt  Der  freie  Mensch 
kann  und  darf  seine  WiUenafreihdt  nicht  aufgeben,  sie  begleitet  ihn  fort  durch 
sein  ganzes  Leben,  sie  ist  ein  Theil  seiner  Rzistsn«,  seiner  Person.    £r  kann  oud 
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darf  flieh  niciit  dnich  freien  WSkn  um  den  freien  Willen  bringen,  nch  nicht  selber 
zum  Sclaven  machen.  Der  individuelle  Wille  ist  ûberdem  fOr  sich  allein  nicht 
rechtsbilde&d,  nicht  die  erste  Ursache  des  Kechts.  W&re  er  es,  so  mUsste  alles 
Gewollte  Recht  sein.  Es  müsste  z.  B.  im  Privatrecht  möglich  sein,  eine  Ehe 
anf  ein  Jahr  zn  schliessen,  Grundeigenthnm  ohne  die  Grundbücher  zu  übertragen, 
Wechselverbindlichkeiten  ohne  die  Wechselform  einzugehen.  Das  ist  aber  so  wenig 
im  Privatrecht  wie  im  Völkerrecht  der  Fall. 

Die  Bechtsverbindlichkeit  der  Vertrftge  ist  also  nicht  die  nothwendige  Wirkung 
der  Willenflfreiheit,  sondern  setzt  die  Existenz  einer  nothwendigen,  nicht  von 
der  WiUkQr  geschaffenen  Rechtsordnung  der  Gemeinschaft  voraus.  Der  Willensact 
der  einzelnen  Personen,  selbst  der  Staten  im  Völkerrecht,  ist  demnach  nicht  die 
primäre,  sondern  erst  eine  secundäre  Ursache  der  Rechtsbildung.  Der  Einzel- 
wille bewirkt  Recht,  nur  gemäss  und  nur  innerhalb  der  gemeinsamen 
Bechtsordnnng.  Die  Verbindlichkeit  der  Verträge  ist  selber  ein  nothwendiger 
Kechtssatz.  Sie  ist  nothwendig,  weil  ohne  sie  kein  gesicherter  Rechtsvericehr  und 
kein  friedlicher  Rechtszustand  der  Völker  möglich  wäre.  In  ihr  äussert  sich  die 
nachhaltige  fortdauernde  Wirkung  der  Rechtsordnung.  Man  nehme  den 
guten  Glauben  weg  in  die  Wahrhaftigkeit  der  völkerrechtlichen  Erklärung  und  die 
Wirksamkeit  der  ertheilten  Zusage  und  alle  Rechtssicherheit  stürzt  in  dem  Wider- 
streit der  wechselnden  Meinungen  und  Interessen  rettungslos  zusammen.  Die  Willens- 
erklärung noch  ist  eine  Aeusserung  der  Freiheit,  das  Halten  des  Worts  aber 
ist  eine  Forderung  der  Treue,  welche  bewahrt,  was  die  rechtmässige 
Freiheit  schafft. 

411. 

Dem  anerkannteii  Menschenreoht  zuwider  und  daher  ungültig 
Bind  insbesondere  Verträge,  welche 

a)  die  Sclaverei  einführen  oder  verbreiten  und  schützen  (§  360  f.)i 

b)  die  Fremden  als  rechtlos  erklären  (§  381  f.), 

c)  die  freie  SchifiEfahrt  auf  offener  See  verhindern  (§  307  f.), 

d)  Verfolgungen  des  Glaubens  wegen  anordnen. 

Von  den  Fällen  ar--c  war  oben  schon  die  Rede.  Der  vierte  gehört  erst  der 
modernen  Rechtsbildung  an.  Die  gereifte  Menschheit  legt  mit  Recht  auf  die  religiöse 
Freiheit  einen  so  hohen  Werth,  dass  sie  allgemeine  Glaubensyerfolgungen  nicht  mehr 
a]8  rechtsverbindlich  betrachtet,  selbst  wemi  sie  durch  Statsverträge  verabredet  wären. 
Die  Zeit  der  EreuxzQge  ist  vorbei  Anders  freilich  ist*s,  wenn  eine  Sekte,  wie 
z-  B.  die  Mormonen,  die  bOrgerliche  Rechtsordnung,  wenn  auch  aus  scheinbaren 
oder  wirklichen  religiösen  Motiven  ernstlich  verletzt.  Die  Verwendung  der  euro- 
P^hen  Mächte  zu  Gunsten  der  Christen  in  der  Türkei  wird  aus  diesem  Prindp 
S^iechtferÜgt. 

412. 
Völkerrechtswiarig  und  deshalb  ungiiltig  sind  z.  B.  Verträge 


a)  weldie  die  UnirersaUierrBdbaft  eines  Emaelstats  über  ik 
Welt  Oder 

b)  die  gewaltsame  Unterdrückung  eines  friedlichen  und  lebens- 
fähigen States  bezwecken« 

Vgl.  oben  §  d8  I. 

413. 
Statenyerträge,  deren  Inhalt  das  bestehende  VerfSeissungB-  imd 

Gesetzesrecht  eines  States  ausser  Wirksamkeit  setzt  od«:  abändert, 
sind,  wenn  sie  von  der  repräsentativen  Statsautorität  abgeschlossen 
worden  sind,  nicht  von  Anfang  an  als  völkerrechtlich  ungültig  zn 
betrachten,  aber  sie  sind  nach  Umständen  nicht  vollziehbar  und  in- 
Bofem  wird  ihre  Wirkung  gehemmt 

1.  Die  Schwierigkeit  ist  in  diesen  F&llen  nicht  eine  völkerrechtliche,  deon 
das  Völkerrecht  behaftet  den  Stat,  dessen  Vertreter  den  Vertrag  abschliesst  nod 
nimmt  an,  es  sei  Aufgabe  der  Statsgewalt,  durch  die  nöthigen  Aenderongen  dea 
Statsrechts  die  völkerrechtlichen  Zusagen  su  Yerwirklichen.  Aber  es  ist  denkbar, 
dasE  innerhalb  des  Landes  eine  solche  Bestimmung  Widerstand  findet  und  da 
gilt  keineswegs  ein  absolutes  Vorzugsrecht  des  Völkerrechts  vor  dem 
Statsrecht  in  jedem  Conflictfall.  Sonst  könnte  in  der  Form  völkerrechtlicher 
Verträge  alles  Verfassungsrecht  des  Landes  entkräftet,  und  könnten  alle  gesetsllchen 
Freiheiten  der  Bürger  beseitigt  werden.  Der  statsrechtlich  begrOndete  Widersprach 
gegen  die  Ausführung  solcher  verfassungswidriger  Vertragsbestimmungen  muss  also 
als  ein  rechtliches  Hindemiss  ihrer  Ausftthnmg  anerkannt  und  kann  nicht  durch 
blosse  Gewalt  durchbrochen,  sondern  muss  in  Bechtsform  gelöst  werden.  £ûi^ 
Ausnahme  machen  die  Friedensverträge,  mit  Rücksicht  auf  die  zwingende  Noth- 
wendigkeit,  welche  in  ihnen  zur  Anerkennung  gelangt.    Vg^.  unten  §  706. 

2.  Wenn  dem  Repräsentanten  des  Siats  (König,  Präsident)  die  Verfassung»- 
massige  Zustimmung  der  übrigen  Organe  der  Statsgewalt  (in  Dentschland  des 
Bundesraths  und  Beichstags,  in  den  Vereinigten  Staten  des  Senats)  nicht  su  Tbeil 
wird,  dann  fehlt  es  einem  von  Jenem  abgeschlossenen  Vertrag  an  einem  noth- 
wendigen  Erfordernisse  seiner  Gültigkeit  und  es  kommen  Art.  403—405  zur  An« 
Wendung. 

414. 
Verträge,   deren  Inhalt  älteren  Verträgen  mit  andern  Staten 
widerstreitet,  sind  insofern  unwirksam,    als  der  frölier  berechtigte 
Stat  ihrer  Ausführung  entgegen  tritt. 

Solche  Verträge  sind  nicht  absolut  sondern  relativ  ungültig.  Wenn  der  Stai, 
dessen  ältere  Vertragsrechte  durch  Ausführung  des  neuen  Vertrags  verletzt  werden, 
sich  diese  Aenderung  gefallen  Iftsst,  so  sind  dieselben  vollwirksam.  Aber  im  Wide^ 
streit  geht  das  bestehende  (ftïtere)  Vertragsreoht  dem  jOngern  tor. 
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415- 

Auch  ungünstige  Yertragsbestimmimgen  und  lästige  Versprechen 
sollen  gehalten  werden«  Vorbehalten  bleibt  das  Becht  eines  States, 
sich  von  Verträgen  loszusagen,  welche  mit  seiner  Existenz  oder  seiner 
nothwendigen  Entwicklung  unverträglich  sind. 

Die  blosse  Gefährlichkeit  oder  Schädlichkeit  eines  Vertrags  hindert 
seine  Verbindlichkeit  nicht.  WOrde  man  jedem  Contrahenten  gestatten,  sich  einer 
Vertragspflicht  zu  entledigen,  sobald  ihm  dieselbe  lâstig  erschiene,  so  wQrde  die 
Sicherheit  des  Vertragsrechts  g&nzlich  zerfallen,  und  damit  die  Fortdauer  der  Welt- 
ordnung aufs  höchste  gef&hrdet.  Aber  die  Verbindlichkeit  des  Vertrags  hat  doch 
ihre  naIAitiche  Grenze  in  den  Grundrechten  des  States  auf  seine  Existenz 
nnd  seine  nothwendige  Entwicklung.  Im  Conflict  mit  diesen  ursprOnglichstea 
und  unTerftuaserlichen  Bechten  muss  das  secundftre  Vertragsrecht  surOckstehn. 
Vgl  zu  §  460. 

416- 

Die  Gültigkeit  der  Statenverträge  ist  von  der  Regierungsform 
der  contrahirenden  Staten  sowie  von  der  Religion  der  Staten  oder 
ihrer  Vertreter  unabhängig. 

im  Mittelalter  nahm  man  an,  Vertrage  mit  Ifichtchristen  (Ungläubigen) 
binden  nicht  Sogar  im  siebzehnten  Jahrhundert  noch  wurde  toh  der  •  römischen 
Curie  und  von  katholischen  Bischöfen  behauptet,  dass  die  katholischen  Fürsten  nicht 
verpflichtet  seien,  die  den  ketzerischen  (protestantischen)  Fürsten  gegebenen  Zusagen 
zu  halten.  Dem  heutigen  Völkerrecht  ist  es  nicht  mehr  zweifelhaft,  dass  die  Ver- 
tragspflicht eine  allgemein-menschliche  Rechtspflicht  sei,  welche  Christen 
und  Muhammedaner,  Juden  und  Buddhisten  gleiehmassig  vert)inde.  Ebenso  ist  der 
Unterschied  der  Stats-  und  Verfaasuugsformen  zwar  erheblich  für  die  Frage  der 
Stellvertretung,  aber  nicht  erheUich  für  die  GülU^^t  der  Vertrftge.  Monardiien 
^d  Republiken,  absolute  und  consütutionelle  Monarchien,  Aristokraiien  «od  D^* 
VK)kratieA  köisneB  ihre  Verhältnisse  Tertragsmässig  ordnen. 


2.  Form  der  Terträge. 

417. 

Die  blosse  einseitige  WillenserUärnng  eines  States,  auch  wenn 
sie  einem  andern  State  gegenüber  geschieht,  wirkt  nnr  insofern  als 
Vertragserkläning,  wenn 

a)  die  Absicht  des  erklärenden  States,  sich  durch  die  Erklärung 
zu  biaaen,  offenbair  geworden  und 
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b)  jener  Erklärung  die  Annahme  des  Versprechens  von  Seite 
des  andern  States  gefolgt  ist. 

Wenn  ein  Stat  ia  seinen  dipkmistiaclien  Aeuaieningen  lediglich  die  firden 
EntschlOBse  mittheilt,  die  er  snsnifahren  die  Absicht  hat,  80  entsteht  kein  Yertn«»- 
recht,  80  wenig  als  durch  die  Mittheilung  einer  Privatperson  über  ihre  freien  Yoi- 
Bfttse.    Es  mass  die  Absicht,  sich  zu  binden,  ausgesprochen  sein. 

418- 
Die   sogenannten  Tractate,    d.  h.    die  Âufizeichnnng   dessen, 
worüber  sich  die  unterhandelnden  Staten  yorläufig  yerständigt  haben, 
werden  nur   als  Entwurf  zu   einem  Vertrage   betrachtet  und  sind 
daher  noch  nicht  verpflichtend. 

Solche  Punctationen  und  Tractate  sind  nur  ausnahmsweise  verbindlich,  wem 
die  unterhandelnden  Vertreter  diese  Verbindlichkeit  ansdraddich  gewollt  und  zu- 
gestanden haben. 

419. 
Die  Unterzeichnung  des  bereinigten  Vertragsprotokolls  oder 
der  fertigen  Vertragsurkunde  durch  die  beyollmächtigten  Gesanten 
oder  Agenten  der  contrahirenden  Staten  wirkt  fur  die  vertretenen 
Staten  verbindlich,  wenn  dieselbe  ohne  Vorbehalt  und  ohne  Be- 
dingung geschehen  ist.  Der  Vorbehalt  der  nachfolgenden  Ratification 
der  Statsgewalt  wird  aber  unter  Umständen  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt. 

1.  Wenn  die  Vertreter  der  unterhandelnden  Staten  ermSchtigt  sind,  die 
definitive  verbindliche  Willenseridftrung  denelben  abzugeben,  so  muss  auch  ihre 
Erldftnuig  binden,  und  die  Unteneichnung  des  Vertragsprotokolls  oder  der  Vertras*" 
Urkunde  wird  als  eine  solche  Vertragserklftmng  angesehen.  Das  schlieart  freiüdi 
die  M()glichkeit  mündlicher  Verträge  nicht  aus;  aber  man  wird,  der  Sitte 
gem&ss,  nicht  geneigt  sein  dürfen,  mOndliche  Verabredungen  als  bindende  Verträge 
ansuerkennen  und  aussulegen.  Die  schriftliche  Vertragsform  ist  g^;envlrtig 
so  allgemeine  Uebung,  dass  eine  Abweichung  dav(m  und  die  Ausnahme  eines 
mündlich  abgeschlossenen  Vertrags  nur  schwer  Ghiuben  findet  und  daher  die  voll- 
ständige Beweisführung  schwierig  wird. 

2.  Der  Vorbehalt  der  nachfolgenden  Ratification  wird  oft  ausdrûddich 
gemacht  und  dann  ist  es  klar,  dass  die  Unterzeichnung  noch  nicht  definitiv  bindet 
Aber  derselbe  kann  auch  aus  den  Umst&nden  als  wirkliche  Meinung  der  unte^ 
zeichnenden  Vertreter  geschlossen  werden  und  wirkt  dann  ebenso.  Früher  wurde 
daraber  viel  gestritten.  Die  heutige  Praxis  ist  geneigt,  den  Vorbehalt  der  Rati- 
fication zu  vermuthen:  es  entspricht  das  der  grossen  Bedeutung  der  Vertrage  f&r 
das  VOlkerlebeo.  Vg^.  Holtseadorff  Encyd.  I.  8.  798.  Die  vorbehaheoe  Aus- 
wechslung der  Vertragsnrkanden  bedeutet  gewfibaildi  wieder  des  Vorbehalt 


YOlkmochlUdie  YerMge.  241 

der  BatifitttioB,  welche  àmtk  die  Answechthmg  der  üifenndeii  enrieeea  «nd  foU« 
Mgen  vird. 

420. 

Die  grandiose  Verweigemng  der  Batification  kann  zwar  je  nach 
Umständen  als  eine  Verletzung  der  schicklichen  Rficksichten  be- 
trachtet werden,  das  Vertrauen  zu  dem  yerweigemden  State  ernst- 
lich erschüttern  und  die  ireundlichen  Beziehungen  gefährden,  aber 
sie  darf  selbst  dann  nicht  als  ein  Bechtsbruch  erklärt  werden,  wenn 
der  unterhandelnde  Gesante  innerhalb  seiner  Vollmacht  gehandelt 
und  gemäss  seinen  Instructionen  unterzeichnet  hat« 

Einige  ftltere  Publidsten  behaupteten,  die  Ratification  dürfe  nicht  yeraagt 
werden,  wenn  der  Gesante  seine  Vollmacht  gezeigt  und  seine  Instructionen  nicht 
ûbeiBchxitten  habe.  Sie  beriefen  sich  dabei  aof  die  Analogie  des  Privatrechts.  Aber 
bei  der  grossen  Wichti^eit  dieser  StatenyerhAltnisse  und  bei  der  thatsftchlichen 
Ndthignng,  den  Oesanten  allgemeine  YoUmaehten  mitzugeben,  damit  sie  aweckmftssig 
aaterhaodeln  kflmieo,  hat  der  RatificatJonsrorbehalt  doch  den  Simi  einer  noch- 
maligen Prüfung. 

421. 

Wird  die  vorbehaltene  Batification  ertheilt,  so  wird,  abgesehen 
von  andern  Verabredungen,  die  Gültigkeit  des  Vertrags  auf  den 
Zeitpunkt  der  vorherigen  Unterzeichnung  des  Schlussprotokolls  durch 
die  Oesanten  oder  Agenten  der  contrahirenden  Staten  zurückgeführt. 

1.  Diese  Begel  entspricht  der  Volkersitte.  Sie  hat  aber  auch  einen  natOr» 
liehen  Grund  darin,  dass  durcÜ  die  erste  Unterzeichnung  alle  VerhAltnisse  gleich- 
artig geordnet  werden,  und  die  sp&tere,  an  verschiedenen  Tagen  nachfolgende 
Batificaticm  nur  den  Mangel  der  vollstftndigen  Autorisation  hebt,  welcher  der  so- 
fortigen Wirkung  noch  im  Wege  war.  Die  Batification  wird  daher  in  der  Begel 
nach  dem  Willen  der  Batificanten  auf  den  Zei^unkt  des  froheren  Abschlusses 
mrOckbesogen. 

2.  Auch  in  neuerer  Zeit  kommen  jedoch  Ausnahmen  vor.  So  wurden  die 
Pariser  Verträge  von  18Ö6  Ton  der  Auswechslung  der  Batificationen  datirt. 

8.  Auch  ohne  förmliche  Batificationserkl&nmg  und  ohne  Auswechslung  der 
Vertragsurkunden  ist  aus  dem  Vollzug  des  Vertrags  oder  aus  andern  conclu- 
denten  Handlungen  auf  Batification  zu  schliessen. 

422. 

Völkerrechtliche  Verträge  können  in  jeder  Form  gültig  ahge- 
fichlossen  werden,  welche  den  Vertragswillen  der  contrahirenden 
Staten  offenbar  macht. 

Die  schriftliche  Form  enlsprichl  der  heutigen  üebung  am  besten.    Es 
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kHiUMii  «iMr  VBtor  ütmUnden  auch  mAadliche  VerMge,  ja  sogar,  wis  iasbe- 
sondere  im  Eri^  dorch  Zeichen  (b.  B.  AnfliiflBen  yon  Flaggen  oder  Fahnen)  Ver* 
trtge  geacUmien  werden.    Yg^  obcm  lu  419. 

428. 

Die  schriftliche  Form  kann  durch  gemeinsame  unterzeidmnng 
eines  Protokolls  oder  durch  Eine  Y ertaragsnrkonde,  welche  in  mehreren 
Originalexemplaren  Ton  den  Bevollmächtigten  oder  den  EQlnptem  der 
Staten  gemeinsam  unterzeichnet  wird,  oder  durch  einseitig  unter- 
eeichnete  Erklärungen  der  sich  verpflichtenden  Staten  an  den  be- 
rechtigten Stat  vollzogen  werden. 

Im  letztem  Falle  mosB  die  Absicht  rieh  zn  binden,  klar  gemacht  sein,  sonst 
ist  zn  verrnnthen,  dass  nur  ein  Act  der  freien  Antorit&t  zur  Mittheilnng  ge- 
langt sei. 

424. 
Die  Yeroffentlichung  der  Verträge  ist  keine  Bedingnng  ihrer 
Gültigkeit  und  Wirksamkeit,  wenn  gleich  die  Beachtung  öffentlicher 
Verträge  hesser  gesichert  ist. 

Geheime  Vertrage  sind  noch  immer  unter  geirissen  umstanden  nnver- 
meidlich,  ebenso  geheime  Beatimmungen  in  Yertrageo,  die  im  flbrigen  ver- 
(tfTentlicht  sind.  FOr  die  Be?ölkerang  freilich  ist  der  geheime  Yertrag  nicht  ver- 
bindlich, da  rie  ihn  nicht  kennt,  so  wenig  als  ein  geheimes  Gesetz.  Aber  der  Stat, 
welcher  den  geheimen  Yertrag  kennt  und  rieh  Tcrpflichtet  hat,  dessen  Inhalt  so 
vollziehen,  ist  dem  andern  State  gegenüber  ebenso  gebanden,  wie  durch  einen 
offenen  Vertrag. 


8.  Verstärkung  der  Verträge.    Garantieverträge. 

425. 
Der  Eid  £8gt  dem  beschworenen  Vertrage  nur  eine  religiose 
nicht  auch  eine  rechtliche  Verstärkung  bei.     Ebenso  hat  die  Be- 
kräftigung mit  dem  Ehrenwort  nur  eine  moralische  keine  rechtliche 
Bedeutung. 

Der  Eid  war  noch  im  riebzehnten  Jahrhundert  im  Gebrauch,  kommt  aber 
heute  fast  nur  noch  gegen  barbarische  YOlker  vor,  deren  Ilechtsvens>rechen  n^ 
nicht  vertraut,  wenn  es  nicht  durch  die  Furcht  vor  den  angerufenen  Göttern  Te^ 
stärkt  wird.  Da  die  P&pste  öfter  die  oontrahirenden  Statsh&upter  ihrer  eidlichen 
VerpffidttoBg  «itbanden,  so  wuxde  zuweilen  fai  den  eoropSisdieD  besdiwonen  Ve^ 
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trftgefi  (De  Clansel  beigef&gt,  dass  keine  Eiâeseatbîiiéiiiig  bef ehrt,  oéka^  ôam 
dieselbe,  venu  gewahrt,  ungflltig  sein  BoDe.  Ein  Belaid  der  Spanisehe 
CesBioiiBYertrag  vom  Jahre  1708.  ESn  merkwCtardiges  Beispiel  eines  mit  EOolg- 
liehera  Ehrenwort  bdarftftigten  Vertrags  swisdien  Frankreich  nnd  Spanien  von 
16Ö9,  der  nicht  gehalten  wnrde,  findet  sich  bei  Laureat  „Études  aar  l'histdre  de 
lliiimanité.    XI  424  484. 

426. 

Werden  zur  Verstärkung  eines  Vertrags  Geiseln  gegeben,  so 
kann  der  berechtigte  Stat  die  Geiseln  zurückhalten,  bis  der  Vertrag 
vollzogen  oder  der  Yollzng  hinreichend  gesichert  ist^  Wenn  aber 
diess  geschehen  ist,  so  dürfen  die  Geiseln  nicht  um  anderer  For- 
derungen willen  an  der  Heindsehr  verhindert  werden.  Auch  wenn 
der  Vertrag  nicht  erfüllt  wird,  so  darf  den  Geiseln  kein  anderes 
Uebel  zugefugt  werden,  als  dass  ihnen  die  Freiheit  der  Heimkehr 
entzogen  bleibt. 

Wenn  frtiher  die  Geiseln  sogar  am  Leben  bedroht  wurden,  insoflern  der 
Vertrag  niebt  eifÜBt  ward,  so  wird  das  schon  lange  nicht  mehr  als  Rechtsftbong, 
sondera  als  widerrechtliche  Barbarei  angesehen. 

427. 

Werden  Geiseln  genommen,  nicht  gegeben,  so  ist  der  Nehmer 
verpflichtet,  auf  seine  Kosten  ftir  angjemessenen  Lebensunterhalt  der 
Geisehi  zu  sorgen. 

428. 
Wird  zur  Verstärkung  einer  Vertragsverbîndlîchkeît  ein  öffent- 
lich-rechtliches Unterpfand  gegeben,  indem  dem  berechtigten  Stat  die 
Besitznahme  eines  Platzes  oder  andern  Gebietstheiles  zur  Sicherung 
eingeräumt  wird,  so  dauert  das  Recht  dieses  Besitzes  so  lange  fort, 
bis  der  Vertrag  vollzogen  oder  in  anderer  befriedigender  Weise  für 
den  Vollzug  gesorgt  ist.  Geht  die  Aussicht  auf  VertragserfBlhmg 
gänzlich  unter,  so  wird  angenommen,  die  ursprünglich  bloss  pfand- 
weise übertragene  Gebietshoheit  werde  zu  dauerndem  und  nun  eigenem 
Hechte  der  Statsgewalt,  welche  das  Gebiet  thatsächlich  besitzt 

Nur  von  der  dlfentlich-rechtlichen  Verpfandung  der  Gebiets- 
hoheit ist  hier  die  Bede.  Auch  sie  kam  frOher  After  vor,  als  heute  ;  im  Mittelalter 
freQich  nach  Analogie  der  privatrechtlichen  Verpfändung  des  Grondeigenthums, 
in  Form  der  Satzung  und  nicht  selten  zur  Sicherung  für  Geldschulden  des  ver- 
pfftndenden  Stats.  Manche  Gebietserweiterungen,  besonders  der  Stftdtestaten  des 
Hittelalten  sind  so  begründet  und  erreicht  worden,  dass  dstaüben  benachbarte 

16* 
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HeiTBChiftea  veq[»fftadet  oad  nieht  wiete  gelM  wnrdea.  Das  keotlge  Eecbt  mAet- 
acheidet  schArfer  swiichai  der  statiichen  YerpOndiing  einet  Gebiets  und  der  privat- 
rechtlichen  Hypothek.  Die  Entatehungsfonn  —  dort  StaUnvertrag»  hier  Fer- 
tigung im  Grandbach  — ^  der  Inhalt  —  dort  Beaits  der  Gebietahoheit, 
hier  Sachenbeaits  —  und  die  Wirkongen  —  dort  im  Noth£a]l  Aneignung,  hier 
gerichtliche  Versteigerung  oder  Zuaprechung  —  aind  fersehieden. 

Das  neueate  Beispiel  einer  Beaetzong  von  Gebietatheilen  zum  Zweck  der 
Sicherung  der  Yertragserfttllung  liefert  der  Friedensrertrag  swiachen  Deutachiand 
nnd  Fhmkreich  yon  1871. 

429. 
Die  gewaltsame  Pfandnahme  fremden  Statsgebietes,  zur  Sicherong 
für  Tölkerrechtliche  Fordenmgen  an  den  Stat,  dem  dieses  Gebiet 
snigehört,  ist  nur  unter  denselben  Voraussetzungen  gestattet,  unter 
denen  der  Krieg  gerechtfertigt  ist,  es  wäre  denn,  dass  dem  Pfand 
nehmenden  State  die  Oberhoheit  zustände  über  den  bepfändeten  Stat 

Wenn  aich  der  bepf&ndete  Stat  wideraetit,  ao  ist  der  Krieg  oiTenbar;  wem 
nicht,  ao  kann  die  Pfandnahme  inuner  noch  ala  Selbathalfe  im  Frieden  betrachtet 
werden.  Aber  sie  erscheint  so  sehr  in  Form  der  Gewalt  Aber  fremdes  Gebiet,  daa 
das  Völkerrecht  dieselbe  nicht  als  r^gelmAasiges  ExecuüoDsmittel  billigen  kann, 
aondem  nur  dann,  wenn  ea  auch  die  gewaltaame  Selbathalfe  im  Krieg 
lulaaaen  mflsste. 

430. 

Die  Erfüllung  eines  Vertrags  kann  auch  im  Ganzen   oder  in 

einzelnen  Artikeln  unter  die  Garantie  (Gewährschaft)  einer  dritten 

Macht  gestellt  und  dadurch  gesichert  werden. 

Dieser  Gaiantievertrag  iat  ein  accessoriacher  Nebenvertrag,  durch 
welchen  der  Hauptvertrag  verstärkt  wird.  Der  Ghirant  (Gtew&hre)  erscheint  als  ein 
accessorischer  Pacisoent.  Zur  Entstehung  dieses  Garanüevertrags  genügt  daher  nicht 
nur  die  Wiüenserkl&rung  des  Garanten,  sondern  es  ist  auch  die  Znadnunung  der 
Staten  erforderlich,  deren  Vertrag  gewAhrleiatet  werden  adl.  Diese  Art  der  Garantie 
kann  nicht  aufgenöthigt  werden,  weil  dadurch  die  Selbst&ndigkeit  des  States  ge- 
fährdet würde,  Ober  den  die  Garantie  sich  schataend  erstreckt 

431. 

Wenn  die  Garantie  eines  dritten  States  nur  zur  Verstärkung 
des  Hauptvertrags  dient,  so  darf  und  soll  der  Garant  nur  dann  ein- 
schreiten nnd  seinerseits  auf  Vertragserfüllung  dringen,  wenn 

a)  der  vorgesehene  Fall  des  Bedürfidsses  einer  Hülfe  einge- 
treten ist  und 

b)  der  Garant  von  der  berechtigten  Vertragspartei  um  Hülfe 
angerufen  worden  ist. 
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El  Bind  dis  die  Fcdgen  dei  Qnmdchankten  dieses  Gsnuitlevertnip  als  blossen 
Nebenvertrags,  Teibiiiiden  mit  dem  aUgemeiiieii  völkerrechtlicheii  Interesse, 
gegen  die  Einmischung  dritter  Mftchte  nnd  für  die  Selbsthûlfe  der 
betheiligten  Hanptparteien.  Der  Garant  darf  daher  nicht  willkürlich  inter- 
Teniren,  wenn  kein  Bedürfnissfall  Yorliegt,  also  keine  widerrechtliche  Zögenmg  oder 
Weigerung  der  Erfüllung  Yorhanden  ist,  aber  er  darf  es  auch  noch  nicht,  wenn 
zwar  ein  äusserer  Grund  zum  Einschreiten  sich  zeigt,  aber  die  zun&chst  berechtigte 
Haaptpartei  der  Hülfe  des  Garanten  nicht  bedarf  oder  sie  nicht  will,  sondern  es 
Yondeht,  sich  selber  zu  helfen. 

432. 

Nur  wenn  der  Oarantievertrag  als  selbständiger  Vertrag  znm 
Schutz  einer  allgemeinen  yölkerrechtlichen  oder  statsrechtlichen  An- 
ordnung abgeschlossen  worden  ist,  sind  die  Garanten  berechtigt^  je 
nach  Umständen  anch  von  sich  aus  einzuschreiten,  wenn  ihr  eigenes 
Interesse  an  jener  Anordnung  verletzt  oder  bedroht  erscheint. 

Es  sind  offenbar  zwei  verschiedene  Bechtsverh&ltDisse,  wekhe  unter  dem 
einen  Kamen  der  Grarantie  zusammengefasst  werden:  a)  der  Nebenvertrag,  durch 
welchen  der  dritte  Garant  einer  Vertragspartei  Hülfe  yerspricht  (Bürgschafts- 
garantieX  und  b)  der  Hauptvertrag,  durch  welchen  eine  Anzahl  Machte  einen 
völkerrechtlichen  Rechtszustand  unter  ihren  selbständigen  Schutz  nehmen 
(Garantiebeschluss).  Im  ersten  Fall  erscheint  die  Pflicht  und  das  Becht  ab- 
hängig Ton  dem  Becht  des  States,  zu  dessen  Gunsten  die  Garantie  übernommen 
worden  ist  Im  zweiten  Pali  ist  sie  davon  unabh&ngig,  weil  sie  überhaupt  nicht 
bloss  oder  nicht  hauptsachlich  für  eine  andere  Bauptpartei,  sondern  wesentlich  aus 
Gründen  und  Interessen  der  Garanten  selber  und  von  diesen  in  selbständiger  Weise 
verabredet  wird.  Wenn  z.  B.  ein  Gesammtstat  den  Bestand  und  die  Verfassung  der 
Einzelstaten  gewährleistet  (garantirt),  so  ist  unter  Umständen  eine  Intervention  des- 
selben gerechtfertigt,  wenn  gleich  dieselbe  nicht  angerufen  worden  ist.  Oder  wenn 
die  europäischen  Mächte  die  Neutralität  Belgiens  aus  Gründen  des  allge- 
memen  europäischen  Interesses  (Vertrag  von  1839)  oder  die  relative  Selbständigkeit 
der  Donanfürstenthümer  und  die  Unabhängigkeit  des  Ottomanischen 
Reiches  (1856)  garantirt  haben,  so  wären  die  Garantiemächte  unzweifelhaft  zum 
Einschreiten  gegen  eine  einzelne  fremde  Macht  berechtigt,  welche  jene  Neutralität 
oder  diese  Selbständigkeit  ernstlich  missachtete,  auch  wenn  sie  von  diesen  bedrohten 
Ländern  nicht  um  Hülfe  angerufen  würden. 

433. 

Erstreckt  sich  die  Garantie  auf  den  Bechtsschntz  der  Unter- 
thanen  eines  Stats»  wie  z.  B.  zur  Ërhaltang  yon  besondem  Stiftungen 
und  Anstalten,  oder  im  Interesse  der  ungehemmten  Beligionsühung 
oder  bestimmter  hergebrachter  Freiheiten,  so  können  auch  diese  be- 
iheiligten Privatpersonen  die  Hülfe  der  Garanten  anrufen,  aber  nur, 
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wenn  nrar  ihre  gerechten  Beeohwerden  oder  Beehren  bei  der 
eigenen  Statsgewalt  in  dem  ordentlichen  Bechtererfahrm  angebracht, 
aber  kein  Rechtsschntz  gewährt  worden  ist. 

So  weit  die  regelm&SBigen  Btatsrechtlichen  Mittel  ausreichen,  um 
die  BechtsansprOche  der  Statsangehörigen  zu  sichem,  darf  nicht  die  t  öl ker recht- 
liche Intervention  der  fremden  Qarantiemacht  angerufen  werden,  theüs  weil 
qitnHhfthniig  des  Bechtsschutzes  zanächst  Sache  des  eigenen  und  nicht  eines  fremden 
States  ist,  theils  weil  jede  Einmischung  eines  fremden  Stats  für  die  Selhstandigkeit 
and  Freiheit  des  eigenen  States  gefUirUch  ist,  theils  weil  die  Garantie  des  firemden 
States  ihrem  Wesen  nach  nur  eine  sabsidiftre  Rechtshalf e  ist  Aber  im 
Nothfall  darf  auch  diese  Holfe  von  denen  aogeraf«i  weiden,  zu  deren  Gunsten 
dieses  Yölkerrechtliche  HQlfsmittel  verabredet  worden  ist. 

Der  Garant  ist  nicht  verpflichtet,  Hülfe  zu  leisten,  so  lange  der  Hülfe  Be- 
gehrende der  Hülfe  nicht  bedarf,  und  er  bedarf  ihrer  nicht,  so  lange  er  Im  Stande 
Ist,  sich  seHier  za  helfen. 

434. 

Bei  der  Leistung  der  Hülfe  darf  der  Oarant  nnr  rölkerrecht- 
lich  erlaubte  und  nur  verhältmssmässige  Mittel  anwenden. 

Die  Wafiéogewalt  ist  nur  als  tasserstes  Mittel  und  nnr  dann  co  rechtfeitigaD, 
wenn  die  friedlichen  Mittel  nicht  ausreichen. 

435. 

Keinenfalls  darf  der  Garant  mehr  fordern,  als  die  Hanptpartei 
▼erlangt,  deren  Anspruch  er  nur  unterstützt.  Aber  er  darf  und  soll 
die  Forderungen  der  Hauptpartei  nur  in  dem  beschränkten  Masse 
unterstutzen,  in  welchem  er  dieselben  als  berechtigt  anerkennen  muss. 

Niemand  ist  yerpfliehtet,  mehr  sn  leisten,  als  er  versprochen  hat.  Wenn 
daher  der  Hälfe  begehrende  Stat  übertriebene  Ansprüche  erhebt  und  unseitgemäBBe 
Forderungen  steUt,  so  kann  dem  Garanten  nicht  sugemnthet  werden,  dafür  seine 
Kräfte  ansustrengen.  Die  Auslegung  freilich  darf  auch  nicht  in  die  Willkür  des 
Garanten  gegeben  werden,  sondern  soll  bona  fide  geschehen. 

486. 

Wird  der  Garant  von  beiden  Hauptparteien  angerufen,  so  hat 
er  seine  Hülfe  jeder  Partei  in  so  weit  zu  leisten,  sis  er  sich  tob 
ihrem  Rechte  überzeugt 

437. 
Wenn  die  garantirte  Bestimmung  widerrechtlich  ist  oder  un- 
ausführbar erscheint,  so  ist  der  Oarant  anch  nicht  yerbunden,  seine 
ßflihiilfe  zjfL  ihrer  Durchführung  zu  gewähren. 
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Da  die  Vertiafflteri>iD(i1iflWrftitftn  tkberlwipt  mir  Innerhalb  dar  vODcenreebi- 
lich  anerkannten  und  zu  schützenden  Bechtsordnung  gelten«  so  ermftangt  sich  auch 
die  Htklfispflicht  der  Garanten.    F&Ue  der  Art  sind: 

a)  die  garantirte  Bestinunung  steht  mit  den  Bechten  eines  dritten  States, 
Tielleicht  ans  einem  älteren  Vertrage,  im  Widerspruch,  und  dieser  Stat 
widerepiicht  der  Ausführung  jener; 

b)  sie  verletzt  anerkannte  Menschenrechte»  s.  B.  der  persönlichen  Freiheit 
oder  des  freien  Verkehrs; 

c)  sie  Iftsst  sich  nicht  mehr  mit  den  Fortschritten  des  Völkerrechts  Yereinigen, 
wie  z.  B.  sie  will  den  Schififahrtsverkehr  auf  Strömen  verhindern,  welche 
dem  Weltverkehr  neu  eröffiiet  worden  sind; 

d)  die  nothwendige  Entwicklung  und  Wandlung  der  öffentlichen  Bechts-  und 
Statszustände  Iftsst  das  Festhalten  an  der  älteren  Vertzagsbestimmung  als 
unnatürlich  und  nicht  mehr  zeitgemftss  erscheinen. 

438. 

Den  Hanptparteieii,  in  deren  Interesse  der  Oarantieveitrag  als 
blosser  Nebenyertrag  abgeschlossen  worden  ist,  steht  es  allezeit  frei, 
die  Garanten  ihrer  Währschaftspaicht  zu  entbinden  und  damit  den 
Garantieyertrag  aufzulösen. 

Das  gut  natOrlich  nicht  von  solchen  Garantievertrftgen,  welche  nicht  als  blosse 
untergeordnete  Kebenvertrftge  zur  Verstärkung  des  Hauptvertrages  eingegangen 
wordra  sind,  scmdem  eine  selbständige  Bedeutung  auch  im  Interesse  des  Garanten 
haben.    Vgl.  zu  §  492. 

439. 

Haben  zwei  oder  mehrere  Garanten  einen  Vertrag  gemAir- 
leistet,  so  kann  zunächst  jeder  derselben  von  den  Betheiligten  um 
Hülfe  angerufen  werden.  Aber  der  angerufene  Garant  ist  seinerseits 
berechtigt,  bevor  er  einseitige  Hülfe  leistet,  ein  Einverständniss  mit 
den  übrigen  Garanten  zu  yersuchen. 

Sobald  mehrere  Garanten  desselben  Vertrags  vorhanden  abd,  so  besteht 
nündestens  eine  objective  Verbindung  derselben,  insofern  sie  denselben  statlichen 
Zweck  durch  ihre  BeihQlfe  erreichen  sollen,  also  im  2iiel  zusammentreffen  und 
demnach  auch  in  den  Mitteln,  mit  denen  das  Ziel  zu  erreichen  ist,  einander 
ergänzen  und  unterstützen.  Deshalb  ist  alle  Zeit  ein  vorheriges  Einverständniss  zu 
versuchen,  so  weit  die  Umstände  einen  Aufschub  erlauben.  Die  Verbindung  kann 
aber  auch  von  Anfang  als  persönliche  Gemeinschaft  der  Garanten  gewollt 
sein  und  dann  darf  nicht  einseitige  Hülfe  gefordert  werden,  so  lange  die  Möglichkeit 
der  Gemehihûlfe  offen  bleibt    Vgl.  darüber  §  440. 

440. 
Ist  die  Garantie  zweier  oder  mehrerer  Staten  ausdrücklich  als 
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eine  gemeinsiime  nicht  als  eine  mehrfache  Emzelgarantie  Tenbredet 
worden  (GoUectivgarantie),  so  sind  die  garaniirenden  Staten  scagleich 
um  Beistand  anzugehen  oder  zur  Vertheidigung  des  garantirten  Za- 
standes  aufzurufen.  Der  Garantiefall  ist  gemeinsam  Yon  densdben 
zu  prüfen  und  so  weit  es  nöthig  und  thunlich  ersdieint,  gemeinsame 
Hülfe  oder  Abhälfe  zu  gewähren.  Können  sich  die  Craranten  nicht 
unter  einander  verständigen,  so  ist  jeder  Einzelne  berechtigt  und 
bona  fide  yeipflichteti  nach  seinem  Ermessen  dem  Vertrag  Folge 
zu  geben. 

Die  GollectiTgarantie  findet  sich  Öfter,  wenn  ein  Tdlkerrechtllcher  Zn- 
Btsod  dnrch  dieselbe  geschätzt  werden  boU,  z.  B.  zum  Schutz  der  NeatraJisntuig 
eines  Gebiets  (Garantiebeschlnss)  als  zar  Verstärkung  einer  andern  Hauptrer- 
pfiichtung  (Bflrgschaftsgarantie),  es  widerstreitet  aber  der  bona  fides,  derselben  nur 
eine  moralische  Bedeutung  desshalb  beizulegen,  wefl  es  schwierig  sei,  die  £in- 
sUmmi^it  zu  erzielen,  und  jeder  einzebie  Churant,  znfolge  seiner  SouverftnetiU, 
die  Macht  habe,  durch  seinen  Widerspruch  eine  gemeinsame  Action  zq  verhindem. 
So  unsicher  die  völkerrechtlichen  Verpflichtungen  sind,  so  darf  ihre  rechtliche 
Verbindlichkeit  doch  nicht  Terkannt  werden.  Die  Garanten,  welche  den  garantirten 
Zustand,  z.  B.  die  angefochtene  Neutralität  von  Belgien  nicht  wider  den  Angreifer 
▼ertheidigen,  obwohl  sie  das  sollen  und  kdnnen,  erfallen  ihr  Versprechen 
nicht  und  handehi  insofern  rechtswidrig.  Insoweit  ein  gemeinsames  Inter- 
esse der  GoUectivgarantie  zu  Grunde  liegt^  haben  auch  alle  Betheiligten  eia 
Becht,  die  andern  Theilnehmer  zur  Ausabung  ihres  Rechts  und  zur  Erfüllung 
ihrer  Pflicht  zu  mahnen.  Vgl.  die  Erörterungen  über  den  Garantiebeschluss  der 
Londoner  Conferenz  von  1867  über  die  Neutralit&t  des  Grosshenogthums  Luxem- 
burg. 

441. 
Wenn  ein  Stat  für  die  Verbindlichkeiten  eines  andern  States 
als  Bürge  eintritt,   so  verpflichtet  er  sich,  selber   fur   den   andern 
Stat  die  Leistung  zu  erfüllen,   wenn  dieser  in  der  Erfüllung  seiner 
Vertragspflicht  sich  säomig  erweist. 

Der  Garant  ist  von  dem  eigentlichen  Bürgen  zu  unterscheiden.  Jener  ver- 
bindet sich,  die  verpflichtete  Hauptpartei  zur  Erfüllung  anzuhalten,  beziehungs- 
weise den  Berechtigten  in  der  Durchführung  seiner  Forderung  zu  unterstützen. 
Dieser  dagegen  ist  verpflichtet,  selber  subsidi&r  oder  unter  Umstanden  sogv 
gleichzeitig  neben  dem  Hauptverpflichteten  anstatt  desselben  die  Leistung  zQ 
erfüllen.  Die  Bürgschaft  kann  eine  privatrechtliche  sein,  wenn  sie  sich  auf  Be- 
zahlung einer  Geldschuld  bezieht,  sie  kann  aber  auch  öffentlich-rechtlich  sein,  in 
dem  sie  sich  auf  einen  öffenüich-rechüichen  Inhalt  bezieht 
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4b  Arten  der  TOkerreekflidien  TerMge. 

442. 

Als  völkerrechfliche  Verträge  im  eigentlichen  Sinne  gelten 

a)  voraus  die  sogenannten  Statenyerträge,  d.  h.  die  Verträge 
z¥dschen  zwei  oder  mehreren  Staten  Yon  öfifentlich-recht* 
lichem  Inhalt; 

b)  sodann  die  zwischen  untergeordneten  Aemtem  oder  Gliedern 
yerschiedener  Staten  innerhalb  ihrer  Amts-  oder  Rechts- 
Sphäre  abgeschlossenen  Verträge  über  öffentliche  Verhältnisse. 

1.  In  der  ersten  dasse  erscheinen  die  Staten  selber  als  handelnde  Ver- 
tragspersonen,  in  der  zweiten  Classe  untergeordnete  Gewalten  oder  Körper- 
schaften im  State,  aber  mit  statlicher  Erm&chtigong.  Beiderlei  Verträge  haben 
einen  dffentlich-rechtlichen  Inhalt  Es  ist  das  selbst  dann  der  Fall,  wenn 
etwa  ein  Statenvertrag  fOr  die  priTatrechtlichen  Yerh&ltnisse  der  eigenen  Landes- 
angehiyrigen  in  fremdem  Lande  sorgt,  denn  er  ordnet  nnd  schützt  hier  das  PriTat- 
recht  mit  statlicher  Ântorit&t,  fthnlich  wie  in  der  Landesgesetzgebnng  oder  dnich 
die  ordentliche  RechtspBege.  Dagegen  sind  Verträge  yon  bloss  privatrecht- 
lichem  Inhalt,  wenn  gleich  von  zwei  Staten  abgeschlossen,  nicht  Yölkerrechtlich, 
weil  insofern  die  Staten  nicht  als  Staten,  sondern  gleich  Privatpersonen  eontra- 
hiren.  Von  der  Art  sind  z.  B.  Darlehen»-,  Kanf-  und  Miethvertrftge;  wobei  es 
ganz  ^»chgiltig  erscheint,  ob  Staten  oder  ob  Privaten  dieselben  oontrahiren.  — 
Ans  solchen  privatiechtlichen  Yertrftgen  entsteht  nnr  eine  privatrechtlidie  Forde- 
rung oder  Schuld,  welche  dem  Fiscns,  als  dem  personificirten  Prlvatver- 
mögen  des  States  zugehört  Nur  wenn  ausnahmsweise  solche  Verträge  unter 
den  Schutz  des  Völkerrechts  gestallt  worden  sind,  so  dass  sie  einen  Bestandtheil 
wirklicher  Statenverträge  bilden,  oder  eine  statliche  Garantie  eriuüten  haben,  dann 
fallen  sie  insofern  in  das  Gebiet  des  Völkerrechts. 

2.  Bloss  partielle  völkerrechtliche  Verträge  der  zweiten  Classe  sind  z.  B. 
Verträge  über  Grenzregulirung,  vrelche  den  Provinzialregierungen  Oberlassen  sind, 
gerichtliche  Requisitionen,  denen  Folge  gegeben  wird,  ohne  die  Intervention  der 
höchsten  Statsautorit&ten,  provinzielle  Flussregulirung,  Verträge  mit  einzelnen 
Truppencommando^s  über  die  Einquartierung,  den  Durchmarsch,  die  Ernährung  der 
Truppen,  Verträge  zwischen  Nachbargemeinden  verschiedener  Staten  über  Gemeinde- 
▼ertiâltnisse  u.  dgl. 

443. 

Als  nneigeniliche  völkerrechüiche  Verträge,  weil  nicht  beider- 
seits durch  Staten  geschützt,  gelten: 

a)  Verträge  zwischen  sonyeränen  Personen  oder  Dynastien  nnter 
sich  oder  mit  fremden  Staten  über  persönliche  oder  dyna- 
stische Ansprüche  auf  Landesregierung  oder  Thronfolge; 

b)  Verträge  de«  Stdte«  mit  fremden  Priyatpersonen  über  öffent- 
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licha    B6oihtBT«UUtidflBe,    wann    dittdlMn   ansnahiiuiweise 
unter  den  Schutz  des  Völkerrechts  gestellt  sind; 
c)  Verträge  des  States  mit  der  Kirche  über  stats-  und  Idrchen- 
rechtliche   Verhältnisse,    insbesondere   die  Concordate  der 
Staten  mit  dem  päpstlichen  Stuhl. 

1.  Zu  a.  Hieher  gehören  s.  B.  Vertrftge  eines  Ststes  mit  einem  ent- 
thronten fremden  Fürsten  Aber  Wiedereinsetzung  desselben  in  die  Hecrschsft, 
Vertrage  zum  Schutz  einer  bestimmten  Dynastie  in  dem  Bezitz  des  Throns,  oder 
mit  einem  auf  Herrschaft  verzichtenden  Fürsten,  oder  Erbvertr&ge 
zwischen  zwei  Linien  einer  Dynastie  oder  zwei  Dynastien,  wenn  dieselben  ver- 
schiedenen Staten  angehören.  Ein  dynastisches  Hausgesetz  oder  eine  dynastische 
ErbverbrOderung  innerhalb  desselben  States  hat  nur  eine  statsrechtliche,  keine 
völkerrechtliche  Bedeutung. 

2.  Zu  b.  Z.  B.  Die  Vertrftge  der  deutschen  Staten  mit  der  Familie  Thnrn 
und  Taxis  Ober  das  Postregal,  so  lange  dieselben  unter  den  Schutz  des  deatschoi 
Bundes  gestellt  waren.  Abgesehen  von  sokhem  Schutz,  der  über  die  Hoheit  und 
Macht  eines  States  hinaus  wirkt,  haben  solche  VertrSge  nur  einen  privatrecht- 
lichen, höchstens  einen  statsrechtlichen  Charakter. 

3.  c  Die  kirchlichen  Concordate  zwischen  einzelnen  Staten  and  dem 
römischen  Papstthum  als  Haupt  und  Beprüaentanten  der  römisch-katholischen 
Kirche  sind  keine  völkerrechtlichen  Vertrage  im  eigentlichen  Sinn,  weil  der  Pi^ 
nicht  als  Laadesf&rst,  sondern  als  Kirchenhaupt  dieselben  eingeht,  also  nor 
auf  der  einen  Seite  ein  Stat  Yertragsperson  ist,  auf  der  andern  die  Kirche.  Aber 
die  Analogie  der  völkerrechtlichen  Yertrfige  kcMumt  insofern  zur  Anwendung,  ab 
zwei  wesentlich  selbständige  Mächte  als  öffentliche  Personen  mit  ein- 
ander über  öffentlich-rechtliche  Dinge  sich  vereinbaren.  Der  völkerrechtliche 
Schutz  ist  bei  diesen  Verträgen  ein  unvollständiger,  weil  wohl  der  contrahirende 
Stat  die  Macht  hat,  zum  Schutz  seines  Rechts  die  völkerrechtlichen  Mittel,  nöthigen- 
falls  die  Gewalt,  zu  gebrauchen,  die  Kirche  dagegen  diese  Mittel  nicht  besitzt  und 
statt  derselben  andere  der  religiösen  Autorität  benutzen  kann,  welche  nicht  durch 
das  Völkerrecht  geordnet  werden.  Sie  bilden  HM^nfch  eine  eigenthftmliche 
Gattung  für  sich,  auf  welche  die  Grundsätze  der  völkerrechtlichen  Verträge  nur 
mit  Vorsicht  überzutragen  sind. 

Zunächst  sind  auch  diese  Concordate  als  rechtsverbindlich  au  betrachten, 
sowohl  für  den  Stat  als  für  die  Kirche.  Aber  diese  Verbindlichkeit  bleibt  be- 
schränkt, mehr  noch  sogar  als  die  Verbindlichkeit  der  eigentlichen  Statenverträge, 
sowohl  durch  das  Wesen  und  die  Entwicklung  des  States  als  durch  die  Natur  der 
Kirche.  Die  Concordate  smd  in  der  Regel  nur  einstweilige  in  wechselseitigem  Ein- 
verständnisse gemachte  Festsetzungen  der  statlichen  und  der  kirchlichen  Ordnung  tni 
dem  Grens^gebiete,  wo  sich  beide  berühren  und  leicht  in  Streit  gerathen.  Dabei  ist 
der  Stat  ebenso  principiell  allein  befugt  ohne  Mitwirkung  der  Kirche,  das  Recht  va 
ordnen,  als  die  Kirche  befugt  ist,  religiöse  Vorschriften  zu  geben.  Diese  beide^ 
seitige  Befngniss  wird  durch  das  Concordat  nicht  aufgegeben.  Von  den  Vertheidi- 
gem  des  kirohlichen  Staa^unktes  wird  der  Klrcbe  das  Beeht  vfudloirty  jeder  Zeit 
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»as  religiösen  G-rftnden  krafi  ihrer  Qewissenspffioht  von  Mhami  YerMgea 
sieh  lossesagea.  Weim  dis  als  ein  sdbstverstindliehai  Recht  der  religiösen  Lebens- 
gemeittsdMft  behaii^Cet  irird,  weil  die  religiöse  Gewissenspflidit  sich  nicht  dnich 
tassere  Bechlsfonnen  daaenid  hinden  l&vt,  so  entspricht  dem  in  derselben  Weise  ein 
einseitiges  BOcktritts-  und  Kûndigongsrecht  des  Stats  ans  politischen  Grftnden 
luid  Imift  seiner  Pflicht,  for  das  y olkswohlsn  sorgen.  ICuss  der  Stat  der  Kirche  jene 
Freiheit  gevihren,  so  kann  die  Kirche  dem  State  nicht  dieselbe  Freiheit  versagen; 
und  es  ist  nur  auf  beiden  Seiten  bona  fides  zu  verlangen.  Insbesondere  können 
Dinge  wohl  dauernd  und  fest  rechtlich  geordnet  werden,  welche  der  religiösen  Be- 
trachtung als  indifferent,  oder  doch  als  nicht  durch  die  religiösen  Pflichten  mit 
Nothwendigkeit  bestimmt  erscheinen,  oder  für  die  Existenz  und  Fortentwicklung 
des  Stats  nicht  verderblich  sind.  Aber  immer  erscheint  um  solcher  ROcksichten 
willen  die  Bechtsverbindliehkeit  soldiber  OoncordaAe  nur  a^s  eine  einstweilige 
gemeinsame  Regulirung,  welche  zu  wirken  und  zu  binden  aufhört,  wenn 
eine  der  beiden  Yertragspersonen  kündigt.  Vgl  Herrmanns  Artikel  Konkordate  im 
Statswörterboch  von  Blnntschli  und  Bvater. 

444. 

Weder  die  ungleiche  Macht  und  Stellung  der  paciscirenden 
Staten,  noch  die  ungleiche  Belastung  eines  States  zum  Yortheil  des 
andern  ist  ein  Hindemiss  für  die  Gültigkeit  der  Yölkerrechtlichen 
Vertrilge. 

1.  Es  können  fftr*s  erste  gültige  Statenvertrftge  anch  zwischen  einer  Schutz- 
macht und  einem  schütz bednrftigen  State,  zwischen  einem  oberherr- 
lichen und  einem  Yasallenstate,  zwischen  einem  Gesammt-  und  einem 
Einzelstate  geschlossen  werden.  Bb  wird  zu  völkenechilichem  Vertragsrecht 
nicht  Gleichheit  noch  anch  nur  gleiche  Unabhängigkeit  der  Staten  vorausgesetzt 

2.  Fun  zweite  ist  das  Gleichgewicht  der  wechselseitigen  Leistungen  kein 
nothwendiges  Erfordemiss  der  Statenvertrftge.  Es  ist  möglich,  dass  der  mächtigere 
Stat  schwerere  Pflichten  übernehme,  als  der  schwächere,  z.  B.  die  militärische 
Schutzpflicht  Bedenklicher  freilich  ist  es,  wenn  einem  Ideinen  State  von  dem 
grossen  schwere  Leistungen  zugemuthet  werden,  denen  keine  vertragsmässige  Gegen- 
leistung entspricht  Indessen  auch  das  foedus  iniquum  ist  ein  rechtsgül- 
tiger Vertrag.  Es  kann  darin  die  Nothwendigkeit  der  Lage  sich  richtig 
darstellen. 

445. 

Dem  Gegenstande  nach  sind  die  völkerrechtlichen  Verträge  so 
mannigüaltig,  als  die  Rechtsverhältnisse  sind,  in  denen  Staten  mit 
Staten  sich  befinden  können. 

Nur  eimehM  Anwendungen  sind  z.  B.  a)  Grenzvertr&ge,  b)  Vertrage 
ttber  AbtretaBg  von  Statsgetaiet,  c)  Successionsvertx&go  ftber  die  Begie» 


252  SeèhrteiBiMh. 

mngifolge,  d)  YerMge  über  Statadientibarkelten,  e)  HandeliTertrftge, 
f)  ZolUertrâge,  g)  Vertiige  fiber  Post-,  EiseiibAhn-  und  Telegraphen- 
Wesen,  h)  Yertiige  fiber  gemeinsame  Statsinstitationen,  i>  YertrigelAer 
die  Freisfigigkeit  und  das  Passwesen,  über  die  Nieder  las  sang,  k)  Âns- 
liefernngsvertr&ge,  1)  Bundniss-  und  BnndesTertrftge,  m)  Yertrige 
während  des  Kriegs  über  Trnppenaafnahme,  Capitnlationen,  Answechs- 
lang  von  Gefangenen,  Waffenruhe  nnd  Waffenstillstand  o.  dgL^ 
n)  FrledensTertr&ge. 


6.  Ton  den  Àlliaiueii  insbesondere. 

446. 

Als  Allianz  wird  ein  Statenvertrag  bezeichnet,  durch  welchen 
ein  Stat  einem  andern  Stat  für  gemeinsame  politische  Zwecke  seine 
Mitwirkung  und  seinen  Beistand  verspricht. 

Oft  sind  die  Allianzen  auf  den  Kriegs  zustand  berechnet  nnd  dann  ent- 
weder DefensÎTallianzen,  insofern  ausschliesslich  die  Vertheidignng  des  gegen- 
wartigen Bechta-  oder  Besitzstandes  beabsichtigt  wird,  oder  Offensivallianzen, 
wenn  auch  ein  Angriffskrieg  vorgesehen  wird,  oder  beides  zugleich,  DefensiT- 
und  Offensivallianzen,  Bündnisse  zu  Schutz  und  Trutz.  Eine  Allianz  kann 
sich  aber  auch  auf  politische  Zwecke  beziehn,  die  im  Frieden  zu  erreichen 
sind,  ohne  ROcksicht  auf  einen  Kri^.  Von  der  Art  sind  politische  Allisnzen  zu 
gemeinsamer  Haltong  und  Einwirkung  auf  einem  bevorstdienden  Congress  oder 
auch  ohne  solchen  in  der  diplomatischen  Verhandlung  und  Richtung  Überhaupt 
Immer  aber  hat  die  Friedensallianz  eine  gemeinsame  Politik  und  nicht  etwa  bloss 
einzelne  gemeinsame  Einrichtongen  oder  Unternehmungen  zum  Zweck.  La  den 
letztem  Fallen  spricht  man  wohl  Ton  Verbindungen  zweier  Staten,  aber  nicht  von 
Allianzen  im  eigentlichen  Sinne.  Die  sogenannte  heilige  Allianz  von  1815 
(oben  I  101)  ist  ein  Beispiel  einer  nmftwenden  Friedensallianz. 

447. 

Die  nothwendige  Voraussetzung  der  kriegerischen  Allianzen  ist 
ein  gerechter  Krieg.  Verträge  zu  gemeinsamem  Eriegsangriff,  ohne 
rechtmässige  Kriegsursache,  sind  TÖlkerrechtswidrig  und  daher  nicht 
verbindlich.  Es  besteht  keine  Pflicht  für  den  Âlliirten  in  einem 
offenbar  ungerechten  Kriege  Hülfe  zu  leisten. 

1.  Die  Defensivallianz  wird  abgeschlossen  zur  Vertheidigung  entweder 
des  bestehenden  Rechts  oder  doch  des  Besitzstandes  wider  feindliche  Gewalt  £b 
ist  nicht  erforderlich,  daas  dabei  wenigstens  einer  der  Alliirtwi  als  künftige  £ri^- 
partei  gedacht  wird.    Es  kami  auch  eine  bewaffnete  Allianz  der  neutralen 
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Staten  vaieiiibart  werden,  war  Behanptaag  dar  Nentmlitit  wftliieiid  einet  Kiiegei 
swisclien  dritten  Màdiften  and  nm  Schnts  der  Beckte  der  Nentnlen.  Von  der 
Art  war  die  bewaffinete  NeutraliUt  der  nordischen  Seemftchte  yon  1780. 

2.  Aber  aoch  die  Offensivallianx  darf  wie  der  Krieg  aelbst  nur  Tölker- 
rechtlich  erlaubte  Ziele  anstreben.  Sie  hat  die  Verfolgung  gerechter  Ansprüche 
entweder  im  Sinne  der  bestehenden  Rechtsordnung  oder  im  Sinne  der  noth- 
wendigen  Entwicklung  sum  Zweck.  WOrde  sie  abgeschlossen,  lediglich  nm 
auf  Eroberung  auszugehen  oder  um  mit  vereinter  Gewalt  andere  Staten  zu  untere 
drücken,  so  wftre  sie  Tölkerrechtswidrig.    (Vgl.  oben  §  98,  412.) 

3.  Insofern  ist  die  stillschweigende  Voraussetzung  (clause  tadte)  einer  jeden 
Allianz  auf  den  Kriegsfall,  dass  die  kriegerische  Hülfe  völkerrechtlich  erlaubt 
sei,  d.  h.  dass  die  Partei,  welche  die  Hülfe  des  Allürten  begehrt,  berechtigt  er^ 
scheine,  entweder  sich  zu  vertheidigen  oder  anzugreifen.  Niemals  ist  der  AUürte 
schuldig,  auch  dann  Hülfe  zu  leisten,  wenn  es  ihm  offenbar  ist,  dass  der  Hülfe 
fordernde  Stat  Unrecht  verübt,  sei  es  indem  dieser  rechtmftssige  Forderungen 
zu  erf&llen  ohne  Grund  verweigert,  sei  es  indem  derselbe  ohne  Grund  einen  andern 
8tat  mit  Gewalt  mit  Ejieg  überzieht  In  einem  offenbar  ungerechten  Kriege  die 
Hülfe  verweigern,  dasheisst  nicht  die  Allianz  brechen,  sondern  die  völker- 
rechtliche Pflicht  üben. 

448. 

Die  Pflicht  der  Allürten,  Hülfe  zu  gewähren,  wird  ermässigt 
tmd  beschränkt  durch  die  nähere  Pflicht  der  nothwendigen  Selbst- 
vertheidigung.  Der  Allürte  mnss  nur  Hülfe  leisten,  soweit  er  im 
Stande  ist,  über  Hülüskräfte  zu  yerfugen. 

Es  ist  das  eine  stillschweigende  Voraussetzung  der  Allianzen.   Einem  Stat, 
welcher  alle  seine  Kräfte  zusammenhalten  muss,  um  sein  eigenes  Gebiet  gegen 
feindlichen  Angriff  zu  vertheidigen,  kann  man  nicht  zumuthen,  dass  er  sich  selber 
Preis  gebe,  um  einem  andern  Stat  Hülfe  zu  leisten.  Die  Existenz  des  eigenen 
States  zu  bewahren  ist  die  erste  und  h6chste  Pflidit  jeder  Statggewalt 
Kur  wenn  es  damit  verträglich  ist,  dürfen  die  Statskr&fte  für  einen  befreundeten 
Stat  eingesetzt  werden.    Wenn  das  eigene  Haus  brennt,  so  gebietet  die  Pflicht  der 
Selbserhaltung  vorerst  da  und  nicht  bei  dem  Nachbar  zu  loschen.  Es  kann  freilich 
dieser  Satz  missbraacht  und  die  Nothwendii^eit  der  Selbsthülfe  als  Yorwand  be- 
nutzt werden,  um  sich  der  Pflicht  zur  Bundeshülfe  zu  entziehen.    Das  ist  oft 
Bchon  geschehen  und  wird  wieder  geschehen.    Aber  so  tadelnswerth  der  Missbrauch 
ist,  so  unentbehrlich  und  unbestreitbar  ist  jener  Rechtssatz  selber,  wenn  er  bona 
fide  verstanden  und  angewendet  wird.    Wenn  militfirische  Gründe  einer  wirksamen 
Eriegsfohrung  verlangen,  dass  die  Truppen  aDer  Bundesgenossen  zusammengezogen 
und  einstweilen  das  (kbiet  eines   States  Preis  gegeben  werde,   so  widerstreitet 
diese  Forderung  nicht  der  obigen  Regel,  denn  diese  Maasregel  gibt  nicht  der  Bundes- 
hülfe den  Vorzug  vor  der  Selbsthülfe,  sondern  schliesst  die  Selbsthülfe  in 
sich.    Wenn  die  Bundesgenossen  in  Folge  der  Goncentrirung  aller  ihrer  Kräfte 
■^««ea,  so  wird  iaacb  jeden  vevfotadeten  State  m  sicheiBten  geholfen  and  das 
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vortbergehende  hMm  feiadiicher  Besitmahme  m  aiehentoB  gébsOt  im  Uébrign 
gilt  das  Ultra  potse  nemo  tenetur  ganz  «ORflii^li,  worn  Vetteidliditaâtai 
der  Staten  in  Frage  sind. 

449. 

Bei  der  Âuslegang  und  Anwendtuig  der  AUianzrertrilge  ist 
beiderseits  mit  ehrlicher  Treue,  in  gutem  Glauben  und  aufrichtiger 
Freundsdiaft  zu  yerfahren. 

1.  Diese  moralischen  Rücksichten  dOrfen  überhaupt  bei  der  Interpretation 
der  Statenvertrftge  nicht  übersehen  werden.  Bei  den  Allianzen,  die  ein  Freund- 
schaftsverhftltniss  nnter  den  Alliirten  begründen,  ist  es  im  höchsten  Grade  nöthig, 
dass  dieselben  sorgfältig  beachtet  werden.  Wird  der  Glaube  und  das  Vertrauen 
der  Alliirten  anf  aufrichtige  ünterstQtznng  zerstört,  so  ist  die  Allianz  eine  todte 
Form,  aus  der  das  Leben  gewichen  ist,  und  muss  zerfallen.  Die  Frage,  ob  wirk- 
lich der  vorgesehene  Fall  eingetreten  sei,  in  welchem  die  Hülfe  der  Alliirten  be- 
gehrt werden  darf  und  geleistet  werden  muss  (der  sogenannte  casus  foederis), 
kann  selten  anders  als  nach  Erwägung  aller  Umstände  durch  freies  Ermessen  ent- 
schieden werden  und  dafOr  ist  die  bona  fides  unentbehrlich.  Ebenso  sind  die  Art, 
die  Grosse  und  die  Dauer  der  Hülfe  in  den  Verträgen  nicht  leicht  zum  voraos 
genau  zu  fixiren  und  muss  man  wieder  mit  bona  fides  das  BedOrfiiiss  und  die  vei^ 
fügbaren  Mittel  bestimmen. 

S.  Anoh  die  Frage,  inwiefern  es  gegen  den  guten  Glauben  n|id  die  Trene 
Verstösse,  wenn  ein  Allürter  durch  Unterhandlungen  mit  einem  dritten  State  dis 
Interessen  des  andern  Alliirten  gefährdet  oder  verletzt,  lässt  sich  nicht  durch  eine 
formelle  Rechtsregel  ohne  moralische  Erwägung  richtig  entscheiden.  Die  Trene 
der  Alliirten  ist  jedenfalls  nur  ah  wechselseitiges  Recht  und  gegen- 
seitige Pflicht  anfirecht  zu  erhalten. 


6.  Aufhören  der  Tertragetyerbiiidlielikelt 

450. 

Die  VertragBTerbindlickeit  hört  von  Rechts  wegen  anf 

a)  wenn  die  verabredete  Leistung  abschlieBsend  erfüllt  ist, 

b)  insofern  der  Vertrag  nnter  einer  anflosenden  Bedingung  ge- 
schlossen worden  ist,  durch  Eintritt  der  Bedingung, 

c)  insofern  der  Vertrag  auf  eine  bestimmte  Zeitfrist  eingegangen 
worden  ist,  mit  Ablauf  dieser  Zeitfrist 

Biese  Sätze  entsprechen  dem  gewohnten  Yertragsrecht,  wie  es  auch  in  Privat- 
Verhältnissen  angewendet  wird. 

451. 

Ist  ein  Vertragsverhaltins«  mnüehs^  nw  anf  eine  bestimmte 
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Zeitdauer  abgeschlossen,  so  wird  auch  ohne  ausdrückliche  Erklämng 
die  einstweilige  F(»rtBet2iing  dieses  Verhältnisses  über  jene  Zeitgrenze 
hinaus  vermnihet,  wenn  thatsächlich  demselben  weitere  Wirkung  ge^ 
geben  wird. 

Es  ist  das  eine  BtillBchweigende  Vertragserneaerung,  welche  als 
Fortaetzuog  des  alten  BechtSTerhAltiuâses  gUt.  Sie  wirkt  aber  nur  unter  der  Yor- 
auflsetzung  des  beiderseitigen  Einyerstftadnisaes  und  ist  immerhin  der  freien  Kün« 
diguug  ausgesetst. 

462. 

Ueberdem  wird  das  YertragsYerhältniss  durdi  eine  auflösende 

Willensübereinkunft  beendigt. 

Das  Ende  entspricht  dem  Anfang.  Wie  durch  Willensabereinkunft  ein  Ver- 
tragsrerh&ltniss  geknüpft  wird,  so  kann  es  durch  eine  solche  auch  wieder  gelöst 
werden.  Der  mutuus  dissensus  ist  die  Negation  des  früheren  mutuus  con- 
sensus. Unter  Umständen  kann  auch  aus  dem  beiderseitigen  thatsächlichen  Ver- 
halten auf  äetk  Willen  der  Yertragspersonen  geschlossen  werden,  auseinander  su 
gehen  und  den  Yertrag  anfiEulOsen. 

453. 
Ebenso  hört  eine  Vertragsverbindlichkeit  auf,   wenn  der  Be- 
rechtigte darauf  Verzicht  leistet. 

454. 

Durch  einseitige  Kündigong  einer  Vertragspartei  wird  der  Ver- 
trag nur  dann  beendigt,  wenn  entweder  das  Recht  freier  Kündigung 
Yorbehalten  worden  ist,  oder  wenn  sieb  aus  derf  Umständen  ein 
Kecht  zur  Kündigung  ergibt. 

Die  Natur  des  «ffenllichen  Rechts  nOthigt  dazu,  in  manchen  FWen  ein 

Recht  sur  Kündigung  anzunehmen,  wo  ein  solches  nicht  vorbehalten  worden 

ist    Bei  den  Statenverträgen  ist  die  Wohlfahrt  der  langlebigen  YOlker  betheiligt, 

und  es  darf  nicht  ein  Geschlecht  die  folgenden  Geschlechter  fttr  alle  Zukunft  binden. 

Wenn  gleich  die  jeweiligen  Beprflsentanten  eines  States  diesen  selbst  und  auf  die 

Bauer  durch  ihre  Erklärungen  verpflichten  kOnnen,  so  muss  man  sich  doch  daran 

eminem,  dass  dieses  Reprfts^tativrecht  kein  absolutes  ist,  und  dass  die  Be- 

prtsentanten  von  heute  weder  die  Einsicht  noch  die  Macht  haben,  die  <Siffentli€hen 

Zostlnde  fftr  die  Ewigkeit  zu  ordnen.  Die  „Ewigkeit  der  Yertr&ge*'  iai 

so  unsinnig  wie  die  „Ewigkeit  der  Yerfassungen'S    Sie  sind  beide  unver- 

emhar  mit  der  natuigemtaen  Entwicklung,  d.  h.  Yer&nderong  der  Mensdiheift  und 

der  Yölker  und  desshalb  im  Widersprudi  mit  dem  richtigen  Beditübegriff.    Ein 

Beispiel  eines  solchen  selbstverstfindlichen  Kftaidlgungsrechts  siehe  oben  {  448, 

andere  i»  den  MgeBden  AMihetai. 
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455. 

Wenn  eine  Vertragspartei  ihre  Yertnndlichkeiten  iiidit  erfSSt, 
oder  die  Vertragstreue  bricht,  so  ist  die  verletzte  Partei  zum  Rück- 
tritt Yon  dem  Vertrage  berechtigt. 

In  dem  gewohnten  Yertragnrechte  der  FriTatrerMge  findet  sich  diese  Begd 
nnr  ansnahmsweiae.  Die  Kichteifallung  begründet  dort  znn&chst  eine  Klage  des 
Yerietzten  anf  Erfüllung,  aber  nur  in  wenigen  Tertragaarten  den  freien 
Rücktritt  oder  die  Kündigung  desselben.  Aber  im  Völkerrecht  muss  jene 
Regel  anerkannt  werden,  schon  weü  es  da  an  einem  Richter  fehlt,  welcher  den 
Bftnmigen  Theil  sur  Erfüllung  nfithigt,  und  die  SelbsthOlfe  durch  Krieg  in  allen 
Fallen  bedenklich,  in  vielen  unthunlich  und  unwirksam  ist 

456. 
Wenn  die  thatsächlichen  Zustände,  welche  die  ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Voraussetzung  und  Grundlage  der  übernom- 
menen Vertragspflicht  gewesen  sind,  sich  im  Laufe  der  Zeit  in  dem 
Masse  ändern,  dass  die  Erfüllung  der  Vertragsrerbindlichkeit  un- 
natürlich oder  sinnlos  geworden  ist,  so  erlischt  solche  Verbindlichkeit 

Zu  weit  gehen  einzelne  Ydlkerrechtslehrer,  wenn  sie  behaupten,   dass  die 
Gausei:  „rebus  sie  stantibus'*  stillschweigend  allen  Vertrftgen  der  Staten  bei- 
gefügt sei,  und  dass  demgemftss  „rebus  mutatis**  die  Gebundenheit  aufhöre. 
So  weit  gefasst  würde  der  Satz  alles  Vertragsrecht  ganz  unsicher  mftAii^^  da  alle 
öffentlichen  Zustftnde  sich  fort  und  fort  mit  der  Zeit  Andern.    Aber  auch  das  ent- 
gegengesetzte Extrem  ist  zu  verwerfen,  womach  die  Yertragspflicht  unverändert 
fortdauert,  wie  immer  inzwischen  dieZust&nde  sichfindem.    Nicht  jede  Aen- 
derung  der  Zust&nde  wirkt  auf  die  Fortwirkung  des  Vertrags   ftndemd  ein,   aber 
gewisse  Aenderungen  müssen  auch  für  diese  Folgen  haben.     Dahin  ist  voraus 
der  Fall  zu  rechnen,  wenn  ein  bestimmter  öffentlicher  Zustand  die  Vor- 
aussetzung und  Grundlage  eines  Vertrages  war,  und  nun  so  erheblidie  Aen- 
derungen erfährt,  dass  er  nicht  mehr  als  Grundlage  des  sp&teren  Bechtsverhilt- 
nisses  betrachtet  werden  kann;  dann  stürzt  mit  der  Basis  des  Vertrags  auch  dessai 
Wirksamkeit  zusammen.    Z.  B.  £üi  Vertrag,  welcher  die  katholische  oder  prote- 
stantische Confession  der  Bevölkerung  voraussetzt,  verliert  seine  Kraft,  wenn  die 
Bevölkerung  zu  einer  andern  Ck>nfession  übergeht    Oder  ein  Vertrag,  welcher  die 
republikanische  oder  monarchische  Verfassung  eines  Landes  als  Grundlage  seiner 
Bestimmungen  voraussetzt,  wird  unwirksam,  wenn  das  Land  diese  V^rfassongsforn 
mit  einer  andern  entgegengesetzten  vertauscht     Als  Preussen  den  Londnerver- 
tcag  IÜ>er  die  Thronfolge  der  Dänischen  Monarchie  kündigte  (Depesche  von  Bis- 
marck vom  lö.  Mai  1SU54),  bezog  es  sich  zur  Begründung  theils  auf  die  Nichter- 
fülkmg  der  D&nischen  Pflichten  theils  auf  die  Veränderung  der  Umstände.    Als 
im  Oct  1870  Bassland  die  Vorträge  von  1856  über  die  NeutnOität  des  schwarzen 
Meeres  und  die  Beschränkung  der  Russischen  Eriegamarine  daaelfait  kündigte,  wefl 
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die  ZuBtftnde  dch  seither  Yerftndert  haben,  wurde  zwar  ron  den  übrigen  Mächten 
die  ZttlAssigkeit  dieser  KOndigung  bestritten  aber  schliesslich  den  Wünschen  Rnss- 
lazMls  dnrch  den  neuen  Vertrag  ron  London  entsprochen.  (Statsarchiv  4222 — 4286.) 
Lord  Granville  bemerkte  in  der  Note  vom  10.  Nov.  1870  gegen  ein  einseitiges 
Kündigungsrecht  unter  anderm:  „Wie  es  das  Wesen  der  Verträge  ist,  dass  eine 
Macht  die  andere  bindet,  und  desshalb  einen  Theü  ihrer  eigenen  Freiheit  zu  han- 
deln aufgibt,  so  würde  nach  jener  Lehre  und  jenem  Verhalten  dem  individuellen 
Sonderermessen  einer  jeden  Vertragspartei  anheimgegeben  sein,  den  ganzen  Inhalt 
des  Vertrags  wieder  ihrer  Contrôle  zu  unterwerfen  und  nur  so  lange  gebunden  su 
sein,  als  es  ihr  beliebt." 

457. 

Ebenso  yerlieren  die  Vertragsyerbindlichkeiten  ihre  bindende 
Kraft,  wenn  dieselben  mit  der  Entwicklung  des  anerkannten  Menschen- 
und  Völkerrechts  in  Widerstreit  gerathen. 

Vertragsbestimmungen,  welche  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  als  erlaubt 
und  rechtmässig  galten,  z.  B.  der  Ausbreitung  der  Sclaverei  oder  der  Behinderung 
der  freien  Schifffahrt,  oder  über  Kaperschiffe  können  unrechtmässig  werden,  wenn 
im  Verlauf  der  Zeit  humanere  und  freiere  Bechtsgrunds&tze  zu  aDgemeiner  An- 
erkennung in  der  dviliairten  Welt  gelangen. 

458. 

Femer  können  Verträge,  deren  Bestimmungen  mit  der  als 
nothwendig  erkannten  Fortbildung  der  Verfassung  eines  States  oder 
mit  der  nothwendigen  Wandlung  des  Priyatrechts  unyerträglich  ge- 
worden sind,  Ton  diesem  State  gekündigt  werden. 

Das  Vertragsrecht  darf  nicht  zum  bleibenden  Hinderniss  werden  der 
Entwicklung  der  Statsverfassung  und  Rechtsordnung  eines  Volkes.  Um  sein  Leben 
zu  bewahren  und  seine  nothwendige  Entwicklung  zu  sichern,  muss  der  Stat  sich 
von  Beziehungen  zu  andern  Staten  lösen  können,  welche  er  unter  ganz  andern 
Bechtsgmndlagen  eingegangen  ist.  Das  bestreiten,  vrOrde  heissen,  das  Wesen  der 
Form  opfern  und  die  Vertragstreue  bis  zum  Selbstmord  treiben,  was  der  Natur 
and  der  Bestimmung  der  ganzen  öffentlichen  Rechtsordnung  widerspricht.  So  weit 
dOrfen  sich  die  folgenden  Geschlechter  von  den  früheren  nicht  binden  lassen,  und 
Bo  weit  können  diese  auch  nicht  vemtknftiger  Weise  jene  binden  wollen.  Pre  ussi- 
Bches  Manifest  vom  9.  October  1806:  „Vor  allen  Tractaten  haben  die 
Kationen  ihre  Rechte^^ 

459. 

Ist  die  Erfüllung  einer  Yertragsverbindlichkeit  dauernd  un- 
möglich oder  unausführbar  geworden,  so  wird  der  Verpflichtete  von 
derselben  firei. 

Das  „ultra  posse  nemo  tenetur*'  kommt  dem  State  hier  m  Gute  und 
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jEwar  nicht  bkMS  dann»  wenn  die  ErüDdlung  absolat  uniiifi^ch  geworden  ist,  Mo- 
dern auch  dann,  wenn  ihre  Erfülhmg  einen  unTerh&Itnissm&Bsigen  Krafi- 
yerbrauch  erfordern  sollte,  oder  an  rechtlichen  HinderaisHmi  sdieitem  mOsste.  YgL 
oben  §  411  f. 

460. 

Der  verpflichtete  Stat  kann  angehalten  werden,  aach  eine  ibm 
lästige  und  nachtheilige  Verbindlichkeit  zu  erfüllen,  aber  niemals  darf 
ihm  zugemuthet  werden,  dass  er  seine  Existenz  oder  seine  noth- 
wendige  Entwicklung  der  Vertragstreue  zum  Opfer  bringe. 

Würde  die  bindende  Kraft  der  Verträge  nur  für  Yortheilhafte,  nicht  auch 
fOr  l&stige  und  nachtheilige  Besdmnrangen  anerkannt,  so  wQide  alles  Tertngsrecht 
Oberhaupt  schwankend  und  unsicher.  Aber  die  lAst  muss  ertr&glich  sein  und 
die  Nachtheile  dürfen  nicht  bis  zum  Verderben  des  States  selber  gesteigert  werdea. 
Die  Verbindlichkeit  der  Verträge  hat  ihre  Grenzen.  Das  gewillkürte  Recht 
ist  inuner  nur  secnnd&r,  es  setzt  das  nothwendige  nnd  uraprflngliche  Recht 
des  Lebens  voraus  und  darf  daher  nicht  das  Leben  des  States  selber  zerstdrat 
Es  kann  nur  gelten,  soweit  es  mit  dem  Leben  sich  vereinbaren  Iftsst.  Da  aDes 
Recht  nur  als  Ordnung  und  Bedingnng  des  Gesammtlebens  Werth  und 
Sinn  hat,  so  gibt  es  kein  Recht,  das  Gesammtleben  zu  verderben.  Desshalb  smd 
statsverderbliche  Verträge  nicht  verbindlich  und  es  hört  ihre  Wirk- 
samkeit in  dem  Augenblick,  in  welchem  diese  Verderblichkeit  offenbar 
geworden  ist.    Vgl  oben  §  415. 

461. 

Die  Gültigkeit  der  Verträge  ist  nicht  an  die  Fortdauer  des 
Friedensstandes  gebunden  und  hört  nicht  von  Rechts  wegen  auf, 
wenn  es  unter  den  Vertragsparteien  zum  Kriege  kommt. 

Die  froher  oft  vertheidigte  Meinung,  dass  der  Krieg  alle  Verträge  aufhebe 
zwischen  den  Kriegsparteien,  beruhte  auf  der  willkürlichen  und  unrichtigen  V(tt^ 
auBsetzung,  dass  die  Rechtsordnung  überhaupt  nur  im  Frieden  gelte,  und  im  Jmeg 
der  angebliche  Naturzustand  der  Rechtlosigkeit  eintrete.  Das  Recht 
wirkt  aber  auch  im  Kriege  fort  und  daher  gibt  es  keinen  Rechtsgrand,  aus  welchem 
die  Kraft  der  Verträge  von  selber  mit  dem  Krieg  erlösche.  Die  Ausführbar- 
keit der  Verträge  wird  durch  den  Krieg  grossentheils  unterbrochen  und  gehemmt 
und  einzelne  Vertr&ge  gehen  im  Kriege  unter,  wenn  ihre  Grundlagen  durch 
den  Krieg  zerstört  werden;  aber  nicht  die  Vertr&ge  überhaupt  Davoa 
wird  sp&ter  in  Buch  Vm.  §  &dd.  718  die  Rede  sein. 


•  ■  I"" 


Siebentes  Budi. 

Verletzungen  des  Völkerrechts  nnd  Verfahren  zur  Her- 
stellang  desselben. 

L  Im  Allgemeinen. 

462. 

Wenn  ein  Stat  seine  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  gegen 
einen  andern  Stat  lediglich  nicht  erfüllt,  so  hat  der  berechtigte  Stat 
die  Wahl,  entweder  die  Erfüllung,  beziehungsweise  Schadensersatz 
wegen  Nichterfüllung  zu  yerlasgen,  oder  von  dem  Vertragsrerhält-' 
niss  zurückzutreten,  dessen  Bestinmàungen  nicht  erfüllt  worden  sind. 

Auch  im  VöIkerFechte  bewährt  sich  die  Macht  der  Rechtsordaung  dadurch, 
dass  auB  der  Verletzung  derselben  neues  Becht  entspricht    Daa  verûblje 
Unrecht  wird  zum  Recht  des  Yerletzten,  je  nach  Umständen  von  dem  Ver- 
letzer  Wiederherstellung,  Entschädigung,   Genugthuung  oder  Strafe  zu  verlangen. 
/  Wenn  das  Unrecht  n^r  ^  der  Nichterfüllung  einer  ttbenKMnmenen  Verbind- 
.'    lichkeit  besteht,  ohne  Beleidigung.  \md  ohne  Friedensbruch,  so  ist  das  dem  Civilun-^ 
^    ÄeET TëigteiiïhURfr^weiches  die  verletzte  IVivatperson  zur  Civilklage  berechtigt, 
wiRuli  Biu-Wiudeillërstellung  des  Bechtszustandes  (z.  B.  Herausgabe  der  Sache,  Be- 
zahlung der  Schuld  oder  Schadensersatz)  begehrt.    Auch  das  Völkerrecht  begnügt 
sich  in  diesen  Fällen  nur  mit  der  Beseitigung  des  Unrechts  und  der  Her- 
stellung des  Rechts.    Die  Alternative  zwischen  der  ËrfûUungs-  oder  Er- 
satzforderung auf  der  einen  und  dem  Rücktritt  von  dem  Vertragsverhältniss 
auf  der  andern  Seite  ist  durch  die  Schwierigkeit  erklärt,  jene  erste  Foideroog 
durchzusetzen.    Vgl.  oben  §  455. 

463. 

Wird  die  Ehre  eines  andern  Stats  verletzt  oder  seine  Würde 
missachtet,  so  ist  der  beleidigte  oder  gekräakta  Stat  berechtigty 
entsprechende  Genugthunng  zn  fordern. 

17* 
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Ea  unterscheidet  sich  diese  Art  der  Bechtsrerletzung  von  der  Toiheiigeheii- 
den  durch  den  idealen  Charakter  des  gekr&nkten  Rechts  nnd  durch  die  tiefere 
Empfindung  des  beleidigten  Statsbewnsstseins.  Die  Genugthuung  gek 
daher  auch  einen  Schritt  über  die  blosse  Wiederherstellung  hinaus.  Sie 
kann  nach  Umstftnden  in  der  Bestrafung  derjenigen  Personen  bestehen,  velche 
jene  Beleidigung  begangen  und  die  Würde  des  yerletzten  States  missachtet  haben. 
Die  Genugthuung  kann  nicht  bloss  gewährt,  sie  kann  unter  Umständen  auch 
genommen  werden.  Die  Art  derselben  wird  oft  durch  die  Sitte  bestimmt  Un- 
sittliches darf  man  nicht  verlangen. 

464. 

Besteht  die  Verletzung  in  dem  thatsächlichen  Eingriff  in  das 
Rechtsgebiet  (Rechtsbruch)  oder  in  widerrechtlicher  Besitzstörung 
eines  andern  States,  so  ist  der  verletzte  Stat  berechtigt,  nicht  bloss 
Aufhebung  des  Unrechts  und  Wiederherstellung  des  gestörten  Recbts- 
oder  Besitzstandes  beziehungsweise  Schadensersatz  zu  begehren,  son- 
dern überdem  Genugthuung  und  Sühne  und  je  nach  Umständen 
weitere  Garantien  gegen  Erneuerung  des  Rechtsbruchs  zu  fordern- 
der Rechtsbruc.h  ist.  fiioe  ischwerere  Verletzung,  als  die  blosse  Nicht- 
m>faliiing  l?Ti/l  j^nhoy  fi}|f}i»  Aam  u\r^f}f^f(^j)jnnTac'h*  der  Privatpersoneu  zu  vei^gleichen. 

~D9k  esTîbèr  im  Völkerrechte  keine  eigentUchenStraTgèrîcKSBaxEBÎt  g^bt,  sondeni 
die  Selbsthfllfe  des  Völkerrechts  noch  anf  derselben  Stufe  sich  befindet,  wie  die 
alte  Bache  der  in  ihrem  Frieden  verletzten  Barbaren,  so  moss  die  Bestimmung  der 
Sühne  grossentheils  dem  Ermessen  des  verletzten  States  und  den  Verhandlungen 
mit  dem  Verletzer  überlassen  werden. 

465. 

Wird  der  Rechtsbruch  bis  zu  gev^altsamem  Friedensbruch  ge- 
steigert, so  vnrd  auch  das  Recht  des  yerletzten  States  auf  Züchti- 
gung des  Friedebrechers  erweitert. 

Zwischen  Rechtsbruch  und  Friedensbruch  besteht  ein  ähnlicher 
Unterschied,  wie  zwischen  Vergehen  und  Verbrechen  im  Strafrecht,  der  schwer  zu 
definiren  ist  nnd  doch  überall  hervortritt  und  sich  bemerkbar  macht,  ein  Unter- 
schied eher  des  Grades,  als  der  Art.  Der  gewaltsame  Friedensbruch  ist  um  seiner 
Form  willen  gefîihrlicher  als  anderer  Rechtsbruch  und  verlangt  daher  auch  eine 
energischere  (Gegenwirkung.  Der  Satz  des  Strafrechts,  dass  ideale  Personen  (Körper- 
schaften, universitates)  nicht  gestraft  werden  können,  findet  im  Völkerrecht  keine 
Anerkennung.  Ein  Stat,  der  einen  Friedensbruch  verübt,  kann  dadurch  seine  Exi- 
stenz in  (Gefahr  bringen  und  durch  den  Krieg,  den  er  hervorruft,  verschlungen 
werden.  Das  aber  ist  die  Strafe  des  Völkergerichts,  das  in  der  Weltge- 
schichte seine  Macht  kund  gibt. 


Yerletzimgen  des  Yôlkerrechts  und  Yerfahren  zur  Herstellung  desselben.    261 

466. 
Wird  die  Verletzung  ohne  Ermächtigung  oder  Auftrag  der 
Statsgewalt  von  Statsbeamten  oder  Privatpersonen  verübt,  so  kann 
der  verletzte  Stat  nur  fordern,  dass  der  Stat,  dem  diese  Personen 
angehören,  sie  dafür  zur  Bechenschaft  ziehe,  und  fur  Abstellung  des 
Unrechts,  beziehungsweise  Bestrafung  der  Schuldigen  sorge. 

1.  Es  wäre  offenbar  ungerecht,  die  Missethat  des  Einzelnen,  welche 
der  Stat  weder  yeranlasst  noch  erlaubt,  dem  nichtschuldigen  State  als  Schuld 
anzurechnen.  Aber  dieser  Stat  ist  doch  yerpflichtet,  insofern  für  seine  Angehörigen 
einzustehen,  als  er  zu  sorgen  hat,  dass  die  yölkerrechtUchen  Beziehungen  zu  an- 
dern Staten  nicht  durch  seine  Angehörigen  missachtet  und  verletzt  werden.  Er 
darf  das  Unrecht  auch  nicht  durch  sein  Nichtsthun  schützen  und  begünstigen.  Jede 
Conniyenz,  welche  er  in  dieser  Hinsicht  übt,  wird  ihm  selber  zum  Yorwurf  und 
macht  ihn  verantwortlich. 

2.  Das  Alterthum  ging  darin  weiter  als  das  heutige  Yölkerrecht,  dass  jenes 
die  Forderung  der  Auslieferung  schuldiger  Personen  an  den  verletzten 
Stat  gut  hiess,  damit  dieser  dieselben  bestrafe,  während  dieses  keine  solche  Pflicht 
der  Auslieferung  mehr  anerkennt.  Wohl  aber  kann  auch  heute  noch  ein  Stat 
sich  von  aller  weiteren  Yerantwortlichkeit  für  die  Yexgehen  seiner  Angehörigen 
dadurch  entlasten,  dass  er  die  Schuldigen  freiwillig  dem  verletzten  State  zur 
Bestrafung  übergibt 

467. 

Wenn  sich  die  Rechtspflege  eines  States  unzureichend  erweist, 
um  andere  Staten  gegen  Verletzungen  des  Völkerrechts  wirksam  zu 
schützen,  so  wird  der  Stat  selber  dem  yerletzten  State  yerantworÜich. 

Die  Bestrafung  eines  Yergehens  oder  Verbrechens  geschieht  im  einzelnen 
Fall  nach  Vorschrift  der  im  Lande  geltenden  Strafgesetzgebung  und  Straf- 
processordnung.  Die  repräsentative  Statsgewalt  darf  sich  in  der  Kegel  in  die 
Verwaltung  der  Strafrechtspflege  nicht  einmischen.  Daher  wird,  wenn  nicht  für 
völkerrechtliche  Vergehen  ein  anderes  Verfahren  vorgeschrieben  ist,  der  ordent- 
lichen Strafjustiz  auch  in  solchen  Fällen  die  Beurtheilung  überlassen  werden 
müssen.  Der  verletzte  Stat  ist  zun&chst  nicht  berechtigt,  eine  Abweichung  von 
dem  ordentlichen  Gang  der  Bechtspflege  zu  fordern  und  er  muss  sichs  gefallen 
lassen,  wenn  der  Angeklagte  freigesprochen  oder  in  eine  geringere  Strafe  verur- 
theilt  wird,  als  er  für  gerecht  h&lt.  Dabei  werden  aber  zwei  Dinge  immer  vor- 
ausgesetzt: 

1)  dass  das  Landesrecht  in  Harmonie  sei  mit  dem  Yölkerrecht  und 
auch  den  völkerrechtlichen  Rechts-  und  Friedensbruch,  wenn  er  von  Privaten  ver- 
übt wird,  mit  Strafe  bedrohe.  Würde  die  Strafgeset^bung  des  Landes  nicht  dafür 
^'gen,  d.  h.  das  Völkerrecht  nicht  anerkennen  und  nicht  beachten,  so  wäre  das 
unzweifelhaft  dem  State  zum  Vorwurf  zu  machen,  für  welchen  das  Völkerrecht 
verbindlich  ist,  und  die  andern  Staten  wären  in  ihrem  vollen  Becht,  wenn  sie  die 
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ErgftDzong  and  Verbesserung  der  Landesgesetzgebiing  forderten.  Franz.  Note 
(MouBtier)  in  der  Griechischen  Frage  vom  10.  Dec.  1868  (Statsaich.  8646):  ,,Uii 
Etat  ne  saurait  s*affranchir  d'une  obligation  de  Droit  des  gens,  par  ce  motif,  qu'elle 
n*aura  pas  été  prévue  dans  sa  législation  intérieure.  En  paraîl  cas,  la  Toie  est 
toute  tracée,  le  moyen  de  remédier  au  mal,  c'est  de  combler  la  lacune  en  décrétant 
les  mesures  légistatites  nécessaires."  Dîess  Mittel  hilft  aber  nur  for  die  Zukunft, 
nicht  fOr  die  Vergangenheit 

2)  Der  Stat  ist  auch  dafür  verantwortlich,  dass  die  Strafrechtspfl^;e,  soweit 
sie  zum  Schutz  des  Völkerrechts  dient,  bona  fide  g  e  hand  habt  werde.    Die 
bloss  formelle  Berufung  auf  ein  rechtskräftiges  Urtheil  sichert  zwar  immer  den 
freigesprochenen  oder  milde  bestraften  Angeschuldigten  vor  weiterer  Strafe,  aber 
nicht  immer  auch  den  Stat  vor  jeder  weiteren  Forderung.    Sollte  sich  zeigen,  dass 
die  Richter  oder  Geschwomen  ihre  Pflicht,  das  Völkerrecht  zu  schützen,   nicht  ge- 
übt, sondern  vielleicht  ihren  Landsmann  oder  die  politische  Partei  in  ungehöriger 
Weise  begünstigt  haben,  so  ist  das  statliche  Connivenz;  denn  die  Verwaltung 
der  Rechtspflege  ist  eine  statliche  Function,  für   welche  der  Stat  selber  völker- 
rechtlich einzustehen  hat.    Keine  Rechtspflege  üben  oder  sie  schlecht  üben,  das  ist 
beides  Missachtung  der  völkerrechtlichen  Pflicht,  welche  die  Staten  verbindet.    Da- 
für wird  wieder  der  Stat  verantwortlich  gemacht.  Eben  desshalb  erfordert 
die  Rechtspflege  bei  völkerrechtlichen  Beschwerden  eine  ganz  besondere  Soiigfalt 
und  Gewissenhaftigkeit  und  ist  es  ganz  zweckmässig,   entweder  durch  die  Ge- 
richtsorganisation selber  dafür  zu  sorgen,  dass  nur  solche  Behörden  urtheilen, 
für  deren  Kenntniss  des  Völkerrechts  und  für  deren  redlichen  Willen,  dasselbe  zu 
beachten,  besondere  Garantien  vorhanden  sind,   oder  doch  die  ordentlichen 
Gerichte  auf  diese  schwere  Pflichtübung  und  die  eigenthümliche  Gefahr  der  stat- 
lichen  Verantwortlichkeit  besonders  aufmersam  zu  machen,  beziehungsweise  sie  an- 
zuweisen,  sich  mit  der  Repräsentativgewalt  des  States  ins  Einver- 
nehmen txk  setaen.    Als  die  französischen  Schwurgerichte  die  Mörder  deutscher 
Soldaten  freisprachen,  erliess  der  Reichskanzler  (Fürst  Bismarck)  am  7.  Dec.  1871  eine 
Verwarnung  folgenden  Inhalts:  „Wenn  Verbrechen,  wie  vorbedachter  Mord,  unge- 
sühnt  bleiben,  liegt  es  dem  verletzten  öffentlichen  Gefühle  nahe,  weil  Gerechtigkeit 
nicht  zu  erlangen  ist,  nach  Repressalien  zu  verlangen.     Wäre  es  für  uns  möglich, 
uns  auf  den  Standpunkt  der  Rechtspflege  von  Paris  und  Melun  zu  stellen,  so  würde 
das  jus  talionis  dahin  führen,   dass  auch  unsrerseits  die  Tödtung  von  Franzosen, 
wenn  sie  in  dem  Bereiche  unserer  (Gerichtsbarkeit  vorkommt,  eine  Strafe  nicht  melzr 
nach  sich  zöge.    Der  Grad  der  sittlichen  Bildung  und  das  ehrliebende  Rechtsgefübl, 
welche  dem  deutschen  Volke  eigen  sind,  schliessen  eine  solche  Möglichkeit  aus. 
Wohl  aber  wird  es  nach  jenen  Vorkommnissen  schwierig  sein,  die  Öffentliche  Mei- 
nung in  Deutschland,  wenn  ähnliche  Verbrechen  wieder  verübt  werden  sollten,  mit 
dem  Hinweise  auf  die  französische  Rechtspflege  zu  befriedigen.    Als  Massregel  un- 
mittelbarer Abwehr  haben  desshalb  unsere  Truppen-Befehlshaber  im  Bezirke  der 
Occupation  durch  Erklärung  des  Belagerungszustandes  die  Militärgerichtsbarkeit 
für  Verbrechen  gegen  die  Truppen  sichern  müssen.    Die  Fälle,  in  welchen  die  so- 
fortige Verhaftung  des  Thäters  thunlich  ist,  werden  desshalb  zu  internationalen 
Schwierigkeiten  keinen  Anlass  mehr  geben.  Aber  jedes  Verlangen  nach  Auslieferungi 
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welcbes  wir  m  steUen  genöthigt  sdin  könntea,  wird  die  öflfentikbe  Meimuig  in 
Frankreich  erregen  und  veifitinimen.  Wir  haben  deshalb,  nachdem  die  durch  nna 
verlangte  Auslieferong  TonneleVs  and  Bertin's  abgelehnt  worden  war,  im  Vertmiai 
auf  die  Rechtspflege  Frankreichs  damals  nicht  auf  nnserer  Foiderong  bestanden. 
In  Zukunft  aber  würden  wir  der  Entrüstung  der  deutschen  BeTdlkemng  gegenüber 
eine  ähnliche  Zurückhaltung  nicht  beobachten  können,  sondern  wir  würden  bei 
YerweigeruDg  einer  derartigen  Ansliefemng  genöthigt  sein,  durch  Ergreifvmg  und 
Wegführung  französischer  Geiseln,  ftusserstenfalls  auch  durch  weitei^hende 
Masiregeln  auf  Erfüllung  unseres  Verlangens  hinzuwirken,  eine  Eyentoalit&t,  der 
überhöhen  ssa  sein,  wir  auf  das  lebhafteste  wünschen.^^ 

468. 

Eine  völkerrechtliche  Verletzung  kann  auch  dadurch  rerfibt 
werden,  da^s  zwar  nicht  ein  anderer  Stat  unmittelbar  in  seinem 
Becht  gekränkt,  sondern  dessen  Angehörige  oder  Schutzbefohlene 
völkerrechtswidrig  behandelt  werden. 

Vgl.  oben  §  380. 

469. 

Art  imd  Mass  der  Entschädigung,  der  Genugthuung,  der  Sühne 
richten  sich  nach  der  Art  und  dem  Umfang  der  Verletzung.  Je 
grosser  die  Schuld,  um  so  schwerer  ihre  Folgen.  Zwischen  beiden 
ist  der  Grundsatz  der  Verhältnissmässigkeit  zu  beachten.  Ueber- 
triebene  Forderungen  sind  widerrechtlich. 

Im  Privat-  nnd  Strafrecht  werden  die  Folgen  des  Unrechts  zun  voraus  ge- 
setzlich geregelt.  Ln  Völkerrecht  fehlt  es  daran.  Yiehnehr  ist  das  Einzelne 
dem  Einverst&ndniss  oder  dem  Kampf  der  Parteien  überhissen,  die  keinen  Richter 
über  sich  haben.  Man  kann  daher  nur  den  aUgemeinen  Grondsatz  der  Yerhftlt- 
nissmässigkeit  aussprechen,  welcher  dem  natürlichen  Bechtsbewusstsein  als  noth- 
wendig  erscheint.  Bei  Entschädigmigsforderungen  ist  das  selbstverständlich  und  doch 
haben  auch  da  einzelne  mächtige  Staten  zuweilen  unverhältmssmässige  Summen  ge- 
fordert tmd  die  Forderung  durchgesetzt.  Schwieriger  ist  es,  bei  politischen  Verlangen 
das  richtige  Mass  zu  bestimmen.  Insbesondere  steigern  sich  im  Krieg  die  AnEfpiUche 
so  sehr,  dass  der  ursprüngliche  Streitgegenstand  nicht  mehr  als 
massgebend  zu  betrachten  ist.    Vgl.  unten  §  536. 

469  a. 

Insbesondere  ist  die  Ersatzforderung  für  den  indirecten  Schaden, 
welcher  durch  die  widerrechtliche  Handlung  Einzelner  veranlasst 
worden  ist,  gegenüber  dem  State,  welcher  diese  Personen  nicht  pflicht- 
gemäss hinderte,  eine  ¥riderrechtliGhe  Handlung  zu  begehen,  zu  yer- 
werfen. 
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Bei  Gelegenheit  der  Âlabama-Streitig^t  swiachen  Eoglaiid  und  den  Ver- 
einigten Staten  hat  sich  das  Genfer  Schiedsgericht  (Joni  1872)  in  diesem  Sinne 
uugesprochen,  and  die  amerikaniBche  Forderung  soweit  sie  sich  auf  indirecten 
Schaden  beasog,  fOr  unzulässig  erklärt  In  der  That  ist  8ch<m  der  Ersalx  des 
directen  Schadens,  den  doch  nicht  der  Stat  selber,  sondern  Einzelne  (wie  dort  die 
Mannschaft  der  confôderirten  Kreuzer)  verübten,  für  den  Stat  dem  eine  YersannmiaB 
seiner  Aufsicht  zur  Last  fallt,  in  gewissem  Sinne  der  Ersatz  eines  mittelbaren 
Schadens.  Indessen  ist  da  der  Causalzusammenhang  zwischen  Verschuldung  und 
Schaden  so  klar,  dass  sich  eine  solche  Ersatzforderung  wohl  rechtfertigen  I&bbL  Aber 
wenn  auch  die  schuldigen  f^îhmIiu»»^  fttr  welche  der  Stat  unter  Umstanden  einstehen 
muss,  den  weitem  Schaden  nicht  direct  verursacht  haben,  dann  ist  der  CSaosalza- 
sammenhang  zwischen  der  Verschuldung  des  States  und  dem  eingetretenen  indirecten 
Schaden  so  unsicher  und  so  entfernt,  dass  eine  Ersatzforderung  dafür  keine  natür- 
liche und  keine  logische  Begründung  mehr  hat 

470. 

Wenn  für  Ehrenkränkangen  und  Verletzungen  der  Statswürde 
Genugthuung  gefordert  wird,  so  darf  doch  dem  daiur  verantwort- 
lichen State  keine  mit  der  Fortdauer  und  Würde  eines  selbständigen 
States  unyertragliche  Demüthigung  zugemuthet  werden. 

Je  feiner  das  ausgebildete  Ehrgef&hl  der  dvilisirten  Welt  ist,  um  so  soig- 
Altiger  ist  diese  Regel  zu  beachten.  Ln  Verhältniss  der  starken  Staten  wird  die- 
selbe schon  aus  Klugheit  eher  beachtet;  schwachen  Staten  wird  leichter  üngebfilir- 
liches  aufgenöthigt.  Indessen  kann  ein  Stat,  der  die  personificirte  Rechts- 
ordnung und  Ehre  eines  Volkes  ist,  eine  offenbare  Schmach  nicht  ertragen,  ohne 
in  seiner  Existenz  gef&hrdet  zu  werden.  Daher  muss  das  Völkerrecht,  welches  f&r 
den  gesicherten  Fortbestand  der  Staten  sorgt,  eine  derartige  Demüthigung  eines 
Stats  untersagen.  Verdient  ein  Stat  nicht  mehr  als  eine  ehrenhafte  Person  behandelt 
zu  werden,  so  ist  es  besser,  ihm  ttberhaupt  nicht  mehr  eine  statliche  Selbständigkeit 
zuzugestehn. 

471. 

Wenn  die  Verletzung  des  Völkerrechts  gemeingefährlich  ist,  so 
ist  nicht  allein  der  verletzte  Stat,  sondern  es  sind  die  übrigen  Staten, 
welche  das  Völkerrecht  zu  schätzen  die  Macht  haben,  veranlasst, 
dagegen  zu  wirken  und  für  Herstellung  und  Sicherung  der  Rechts-  ^ 
Ordnung  einzustehn. 

Gemeingefährliche  Verletzungen  bedrohen  die  allgemeine  Weltordnung 
und  regen  in  Folge  dessen  alle  Staten  auf.  Wie  im  Strafrecht  die  Popularklage 
die  Klage  des  Verletzten  ergänzt  und  ersetzt  hat,  so  hat  aus  einem  ähnlichen  Be- 
dûr&iiss,  den  Weltfrieden  und  die  Weltordnung  besser  zu  sichern,  das  Völkerrecht 
diese  erweiterte  BechtshOlfe  gebilligt.  Zunächst  sind  alle  Staten  in  gleicher  Weise 
berechtigt,  aber  man  kann  doch  eine  wirksame  Hülfe  nur  Yon  den  Staten  erwarten, 
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deren  Macht  zu  acthrer  Politik  ausreicht,  in  der  Regel  also  nnr  Ton  den  Gross- 
m  acht  en.  Wenn  in  Eoropa  eine  Zeit  lang  die  sogenannte  Pentarchie  der  f&nf 
europaischen  Orossmichte  sich  Yorzagsweise  als  Protectorat  des  Völkerrechts  gerirt 
hat,  so  findet  das  in  dieser  Hftcksicht  eine  relative  BegrOndung. 

472. 

Von  der  Art  sind  insbesondere: 

a)  die  Seeräuberei  (Piraterie)  (§  343  f.)» 

b)  die  Beraubung  und  Rechtloserkläxung  der  Fremden  über- 
haupt (§  381  f.), 

c)  die  Zerstörung  der  Weltverkehrswege  (§  307), 

d)  die  Anmassung  einer  ausschliesslichen  Meeresherrschaft 
(§  100.  305), 

e)  die  drohende  Universalherrschaft  Eines  States  über  die 
andern  Staten  und  die  Störung  des  allgemeinen  Gleichge- 
wichts (§  98.  99.  412), 

f)  der  Bruch  des  Gesantenrechts  (§  191  f.), 

g)  der  gewaltsame  Ueberfall  fremder  Statsgebiete  ohne  Kriegs- 
ursache (§  481), 

h)  die  Unterdrückung  fremder  und  selbständiger  Völker  durch 

rohe  Uebermacht  (§  81.  412.), 
i)  die  Einführung  der  Sclaverei  (§  361  f.), 
k)  die  offenbare  und  grausame  Tyrannei  wider  Andersgläubige 

(§  411), 

1)  die  Gefahr  einer  Epidemie  (§  473  a). 

Ueberhaupt  kann  jeder  schwere  und  unzweifelhafte  Bruch  und 
offenbare  Verhöhnung  des  Völkerrechts  das  Einschreiten  auch  der 
übrigen  nicht  unmittelbar  betroffenen  Staten  veranlassen  und  recht- 
fertigen. 

473. 
Die  übrigen  Staten  können  in  solchen  Fällen  ihre  diplomatische 
Verwendung  eintreten  lassen  und  auf  Beseitigung  des  Unrechts 
dringen  und  sie  können  nöthigenfalls  sich  yerbünden  und  mit  ge- 
meinsamer Macht  vorgehen,  um  dem  anerkannten  Völker-  und 
Menschenrecht  Achtung  und  Geltung  zu  verschaffen. 

In  manchen  F&Ilen  schon  hat  die  Verwendung  des  diplomatischen 
Körpers  ausgereicht,  um  eine  Verletzung  des  Völkerrechts  zu  beseitigen.  Zuweüen 
half  die  Intercession  einer  Macht.  Aber  zuweüen  sind  auch  ernstere  Massregeln 
nöthig,  wie  die  gemeinsamen  Maasregeln,  um  die  Seerftuberei  zu  bestrafen  und  zu 
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yerhiiideni,  die  Sclavensafolur  ta  hemmen,  die  Rechte  d^  neutralen  Stateii  za  be- 
haupten, unmenschliche  Grausamkeiten  zu  zflgehi.  Wiederholt  haben  die  euiepüflchen 
MAchte  in  der  Türkei  intenrenirt  zum  Schutz  Torzagiich  der  duristlicheii  Berôlkenmg, 
ebenso  Oesterreich  in  Rumftnien  gegen  die  Judenhetzen  1867. 

473  a. 

Wenn  von  einem  Statsgebiete  her  die  Bewohner  anderer  Stats- 
gebietc  durch  eine  Epidemie  bedroht  werden,  so  sind  die  übrigen 
Staten  berechtigt,  von  dem  State,  in  dessen  Gebiet  die  Quelle  der 
Krankheit  sich  findet,  die  nöthigen  Massregeln  nnd  Einrichtungen 
zu  fordern,  durch  welche  das  allgemeine  Uebel  gehoben  oder  er- 
mässigt  wird. 

In  diesem  Sinne  schlug  die  französische  Regierung  am  15.  Oct.  1865  eine 
Gonferenz  in  Constantinopcl  Tor,  um  in  Verbindung  mit  der  hohen  Pforte  dahin  zu 
wirken,  dass  der  Erzeugung  der  Cholera  auf  TOrldschem  Gebiete  gewehrt  werde. 


2.  Bruch  der  inneren  Statsordnung.    Intervention. 

474. 

Die  fremden  Staten  werden  durch  das  Völkerrecht  in  der  Regel 
nicht  ermächtigt,  in  die  YerfassungsstreitigkeLten  eines  unabhängigeß 
States  sich  einzumischen  und  gegen  Statsumwälzungen  zu  interveniren. 

1.  Der  Schutz  der  Verfassung  eines  States  und  seiner  inneren  Rechtsordnung 
ist  eine  innere  Angelegenheit  dieses  States  und  nicht  Aufgabe  des  Völker- 
rechts. Der  Sturz  einer  Regierung,  die  Entthronung  eines  Fürsten,  die  Erhebung 
eines  Usurpators,  die  Missachtung  verfassungsmässiger  Volksrechte  ist  ein  Bruch 
des  bestehenden  Statsrechts,  aber  an  sich  nicht  eine  Verletzung  des  Völker- 
rechts, d.  h.  der  Beziehungen  eines  States  zu  andern  Staten.  Deshalb  ist  auch 
in  der  Regel  die  Intervention  fremder  Staten  in  derartige  Verfassimgskämpfe  und 
Umgestaltungen  ein  ungerechtfertigter  Eingriff  in  die  statliche  Selbständigkeit  und 
eine  Gefährdung  des  allgemeinen  Friedens  und  von  dem  Völkerrecht  gendssbifligt. 
Die  blosse  Verwantschaft  der  Dynastien  oder  die  Gleichartigkeit  der  Interessen  und 
Stimmungen  rechtfertigt  diesen  Eingriff  in  ein  fremdes  Rechtsgebiet  ebensowenig) 
als  die  politische  Antipathie  gegen  die  Partei,  welche  durch  die  Umwälzung  ea^ 
Herrschaft  kommt.  Die  Solidarität  der  Interessen  muss  sich  innerhalb 
des  Völkerrechts  bewegen,  sie  darf  nicht  die  völkerrechtliche  Selbständigkeit 
der  Staten  angreifen  und  verletzen.    (Vgl.  oben  §  39  f.) 

•  2.  Die  Praxis  der  europäischen  Staten  ist  freilich  noch  nicht  in  voller  Ueber- 
einstimmung  mit  diesen  natürlichen  Rechtsgrundsätzen.  Man  hat  seit  hundert  Jahren 
sehr  oft  dagegen  gefeMt.    Indessen  gerade  die  OeENäiiohte  der  sodUreichen  Inte^ 
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ventionen,  ^rakhe  im  Widersprach  mit  dem  von  Zeit  zu  Zeit  dennoch  anerkannten 
Princip  yoILsogen  irorden  sind,  ist  geeignet,  dessen  Richtigkeit  ins  Licht  zu  stellen. 
Die  Folgen  dieser  Interventionen  waren  freilich  sehr  verschieden.    Wenn  die  Inter- 
vention,  wie  im  Jahr  1791  der  AllÜrten  gegen  die  Bevolution  in  Frankreich  auf 
einen  Widerstand  stiess,   den  sie  nicht  zu  bewältigen  vermochte,  so  wurden  die 
Leidenschaften  der  siegreichen  Partei  durch  dieselbe  nicht  gebändigt,   sondern  nur 
heftiger  gereizt    In  den  meisten  Fällen  aber  siegte  die  überiegene  Macht  der  inter- 
venirenden  Staten  und  richtete  die  öffentlichen  Zustände  so  ein,  wie  die  Sieger  es 
fOr  zweckmäasig  erachteten.    In  den  Zeiten  der  französischen  Bepublik  wurden  so 
um  Frankreich  her  durch  Interventionen  Republiken  geschaffen,  in  der  Periode  des 
ersten  Napoleonischen  Kaiserthums  Napoleonische  Yasallenstaten.    Die  Interventionen 
der  absoluten  Mächte  Oesterreichs  in  den  Italienischen  Staten,  Frankreichs  in  Spanien 
Btellteu  die  absolute  Monarchie  her  und  beseitigten  die  constitutionellen  Schranken. 
Was  hat  all  diese  gewaltsame  Einmischung  aber  schließlich  erreicht?    War 
der  Stat  zu  schwach,  um  sich  dieser  fremden  Einwirkung  wieder  zu  entziehen,  so 
wurde  er  nach  und  nach  das  Opfer  der  Interventionen  und  verlor  zuletzt  seine 
ganze  Selbständi^eit     Der  Untergang  Polens  ist  ein  furchtbares  Beispiel  einer 
solchen  Zerreiasong  und  Tödtnng  eines  Stats.     War  das  Volk,  das  sich  vorüber- 
gehend Tor  der  Uebeimacht  beugen  miisste,  lebenskräftig,  so  entzog  es  sich,  sobald 
jener  Druck  aufhörte,  wieder  dieser  äussern  Beherrschung.  Die  Diiectoriakepubliken 
nach  französischem  Muster  hörten  auf,  solche  Republiken  zu  sein,  als  das  französische 
Dhrectorium  gestürzt  ward,  die  Napoleomschen  Yasallenstaten  erhielten  sich  nicht 
in  dieser  Gestalt,  als  der  Kaiser  Napoleon  der  europäischen  Coalition  erlag.    Die 
absoluten  Monarchien  in  Italien  und  Spanien  wurden  durch  eine  erneuerte  Consti- 
tution beschränkt,  als  die  absoluten  Ostmftchte  ausser  Stande  waren,  ihnen  zu  Hülfe 
zu  kommen.     Nicht  einmal  die  europäische  Wiedereinsetzung  der  Bourbonen  in 
Frankreich  und  die  in  völkerrechtlicher  Form  beschlossene  Ausschliessung  der 
Napoleoniden  von  dem  französischen  Throne  hatte  Bestand.     Die  Freiheit  der 
Völker,  sich  selber  die  Form  ihrer  Verfassung  zu  geben,  konnte 
durch  diese  Interventionen  eine  Zeit  lang  gehemmt,  aber  nicht  auf  die  Dauer 
gebunden  werden.    Die  natürliche  Entwicklung  wurde  vorübergehend  gestört  und 
verschoben,  aber  sie  machte  sich  überall  wieder  geltend,  sobald  der  künstliche  Druck 
nachliess,  und  somusste  es  sein,  weil  die  natürliche  Entwicklung  das  grosse 
Gesetz  des  Stateniebens  wie  des  Einzellebens  ist. 

3.  Auf  den  Congressen  von  Laibach  1821  und  Verona  1822  wurde  ge- 
radezu dasPrineip  der  Intervention  im  Interesse  der  legitimen  Fürsten- 
gewalt  als  ein  neues  Princip  der  europäischen  Weltordnung  proclamirt. 
Bo  in  der  Circulamote  des  Fiü'sten  Metternich,  Laibach  12.  Mai  1821:  „Les 
<^gemens  utiles  ou  nécessaires  dans  la  législation  et  dans  Tadmimstration  des 
États  ne  doivent  émaner  que  de  la  volonté  libre,  de  l'impulsion  réfléchie  et  éclairée 
de  ceux  que  Dieu  a  rendus  responsables  du  pouvoir.     Tout  ce  qui  sort  de  cette 
^gne,  conduit  nécessairement  au  désordre,   aux  bouleversemens ,  à  des  maux  bien 
plus  insupportables  que  ceux  queFon  prétend  guérir.    Pénétré  de  cette  vérité  éter- 
^Ue  les  Souverains  n*ont  pas  hésité  à  la  proclamer  avec  franchise  et  vigueur,  ils 
^^i  dédaré  qu*ea  respectant  les  droits  et  Tindépendance  de  tout  pouvoir  légitime, 
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ÜB  regardaient  oomme  légalement  nuUe  et  dteronée  par  kB  princîpeB  qni  ccoatitaent 
le  droit  public  de  l'Europe,  tontes  prétendue  réforme  opérée  par  la  retoke  et  la 
force  ouTerte.  Us  ont  agi,  en  conséquence  de  cette  déclaration,  dans  les  érènemens 
de  Naples,  dans  ceux  du  Piémonf  Nur  England  protestirte  damals  öffmtlicli 
g^gen  diese  ungeheuerliche  Theorie  und  Praxis,  welche  die  Sicherheit  aller  Staten 
und  die  Freiheit  aller  Völker  bedrohe.  Als  die  absolutistischen  Mächte  den  Ver- 
such machten,  dasselbe  Princip  auch  nach  Amerika  ûberzupflanzen  und  die 
Spamschen  Colonien  mit  Gewalt  in  dem  Gehorsam  gegen  die  europäischen  Dynastien 
festzuhalten,  trat  England  durch  seine  Anerkennung  der  südamerikanischen  Bepubliken 
dieser  Politik  entschlossen  entgegen  und  schützte  in  Gemeinschaft  mit  der  Ton  den 
Vereinigten  Staten  proclamirten  Monroedoctrin  die  Regel  der  Nichtin  ter  Ten  tion. 
4.  Aber  auch  die  europäischeb  Ostmächte  wurden  bald  inne,  dass  der  Ter- 
meintliche  neue  Grundsatz  der  legitimen  Intenrention  auch  in  Europa  nicht  durch- 
zuführen sei.  Vergeblich  drang  Oesterreich  auf  Interrention  gegen  die  aufständischen 
Hellenen  zu  Gunsten  der  legitimen  Herrschaft  der  hohen  Pforte.  Ruasland  Dud 
es  nicht  mehr  in  seinem  politischen  Interesse,  den  Don  Quixotte  der  Legitimität 
zu  spielen.  Als  dann  in  Frankreich  1830  der  legitime  König  Karl  X.  durch  eine 
BeTolution  Tertrieben  wurde,  da  wagten  es  die  Ostmfichte  nicht  mehr,  ihr  Inter- 
Tentionsprincip  anzuwenden.  Sie  traten  nicht  einmal  der  entgegengesetzten  Inter- 
Tention  Frankreichs  entgegen,  welches  die  belgische  BeTolution  gegen  die  legitime 
Gewalt  des  Königs  der  Niederlande  in  Schutz  nahm.  Von  da  an  war  das  Princip 
als  ein  europäisches  aufgegeben  und  die  spätem  Interrentionen  in  Italien,  bald  von 
Oesterreich  bald  Ton  Frankreich  Tolhsogen,  wurden  nicht  mehr  aus  einem  all- 
gemeinen InterTCntionsrecht  abgeleitet,  sondern  nur  mit  concreten  Ur- 
sachen begründet  Die  NichtinterTention  wurde  allmählich  als  die  Bcg^ 
anerkannt.  Die  Thronrede  der  Königin  Ton  England  Tom  5.  Febr.  l^i 
spricht  bezüglich  Italiens  das  richtige  Princip  aus:  ,J)a  ich  glaube,  dass  man  den 
Italienern  die  Ordnung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  überlassen  sollte,  so  habe 
ich  es  nicht  für  Hecht  gehalten,  in  jene  Dinge  thätig  einzugreifen.**  Wie  Recht 
die  engÜBche  Regierung  hatte,  die  französische  Tor  der  Interrention  in  Mexico  zu 
warnen  (1861),  hat  der  tragische  Ausgang  des  importirten  neuen  Kaiserthums  in 
Mexico  (1867)  gezeigt. 

475. 
Wenn  ein  Stat  freiwillig  die  Intervention   einer  befreundeten 
Macht  anruft,  oder  mit  der  angebotenen  Intervention  derselben  ein- 
verstanden ist,  so  ist  dieselbe  gerechtfertigt. 

Wenn  der  Stat  selber  einwilligt,  so  besteht  kein  Grund  mehr,  die  Inter- 
Tention  als  unerlaubt  zu  betrachten,  denn  in  diesen  Fällen  wird  die  Selbständigkeit 
des  States  nicht  missachtet.  In  diesem  Sinne  hat  England  zuweilen  in  Portugal 
und  haben  die  Schutzmftchte  Griechenlands  in  den  Hellenischen  Angelegenheiten 
intervenirt. 

476. 
Wird  die  Intervention  einer  fremden  Macht  von  der  bedrohten 
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Statsregienmg  angerufen,  so  hängt  die  Rechtmässigkeit  dieses  Be- 
gehrens davon  ab,  dass  die  Statsregienmg  noch  als  yollberechtigtes 
Organ  des  Statsmllens  und  als  wirklicher  Repräsentant  des  States 
zu  betrachten  ist. 

Ist  die  Begierung  bereits  ohnmächtig  geworden  im  Lande,  und  l&sst  sich  ihre 
gelähmte  Macht  nicht  durch  die  eigenen  Volkskräfte  wiederhersteUen,  so  ist  dieselbe 
auch  nicht  mehr  für  ermächtigt  zu  halten,  die  bewaffiiete  Intervention  eines  andern 
States  herbeizuziehn  und  dadurch  die  Selbständigkeit  des  Stats  und  die  Freiheit 
der  Borger  der  Heeresgewalt  einer  fremden  Macht  Preis  zu  geben.  Vgl.  darüber 
die  Thronrede  der  Königin  von  England  vom  24.  Jan.  1860  und  oben  §  116  f. 
Ein  ans  dem  Besitz  vertriebener  Fürst  ist  jedenfalls  nicht  mehr  zu  solcher  Stats- 
repräsentation  legitimirt  und  daher  sein  Interventionsgesuch  nicht  als 
Statsact  zu  betrachten. 

477. 

Noch  weniger  ist  eine  Oppositions-  oder  eine  aufständische 
Partei  als  ermächtigt  anzusehen,  die  gewaltsame  Intervention  einer 
fremden  Macht  Namens  ihres  States  anzurufen. 

Sind  die  beiden  streitenden  Parteien  darin  einig,  die  Interventi<m  einer 
befireundeten  Macht  als  Vermittler  zu  begehren  oder  gut  zu  heissen,  dann  freilich 
ist  das  als  Meinung  des  ganzen  States  anzusehen,  und  die  Intervention  gerecht- 
fertigt. Aber  die  Oppositionspartei  für  sich  allein  repräsentirt  niemals  den 
Stat  und  kann  daher  auch  nicht  einen  so  schweren  Eingriff  von  aussen  in  die  innem 
Statsangelegenheiten  rechtfertigen. 

478. 
Werden  in  Folge  der  Verfassungskämpfe  das  allgemein  ab 
nothwendig  anerkannte  Menschenrecht  oder  das  Völkerrecht  verletzt, 
dann  wird  auch  eine  Intervention  zum  Schutze  desselben  aus  den- 
selben Gründen  gerechtfertigt,  wie  das  Einschreiten  der  dvilisirten 
Staten  überhaupt  bei  gemeingefährlichen  Rechtsverletzungen. 

Vgl  darüber  oben  §  471.  In  solchen  F&Uen  mag  auch  eine  unterdrückte 
Partei  die  Intervention  anrufen,  nicht  im  Namen  des  States,  sondern  nach  Mass- 
gabe des  Völkerrechts.  Die  Christen  in  der  Türkei  haben^das  wiederholt  mit  Er- 
folg gethan. 

479. 
Wenn  eine  fremde  Macht  in  unberechtigter  Weise  in  einem 
Lande  intervenirt,  so  sind  die  andern  Staten  berechtigt,  dafür  zu 
sorgen,  dass  diese  Intervention  wieder  aufhöre  und  nicht  zur  Ver- 
letzung der  Weltordnung  missbraucht  werde  und  darüber  zu  wachen, 
^8  dieselbe  nicht  zu  ihrem  Schaden  ausgebeutet  werde. 
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1.  Die  von  Spanien  her  drohende  Intervention  in  Portugal  hat  1826 
\          die  Engländer  zur  Intervention  bewogen,   am  die  Portogiesiache  ConstitatiaQ  za 

1  schützen.     Die  Intervention  Oesterreichs  im  Kirchenstat  im  Jahr  1831  lot 

>  

Frankreich  veranlasst,  durch  Besetzung  von  Ancona  eine  Stellung  dagegen  zu  nefameiL 
Gtegen  die  Russische  Intervention  in  der  Türkei  1855  haben  sich  die  Westmädite 
verbündet  und  den  orientalischen  Krieg  unternommen.  Der  firanzösischai  IDte^ 
vention  in  Mexiko  traten  die  Vereinigten  Staten  1866  entgegen. 

2.  Es  ist  möglich,  dass  ein  Stat  seine  Yertragsrechte  zu  vahren  untenünunt, 
indem  er  gegen  Verfassungsänderungen  intervenlrt,  welche  jene  verletzen.  Daza  ist 
er  berechtigt,  aber  das  nur  soweit,  als  er  in  den  Schranken  des  Völkerrechts  aeiae 

;  Hechte  zu  vertheidigen  das  Recht  hat.  Insbesondere  hat  die  Beseitigung  von  dra- 
stischen Thronfolgerechten  durch  eine  Statsumw&lzung  zunächst  nur  eine  state- 
rechtliche  und  keine  völkerrechtliche  Bedeutung. 

480. 

In  zusammengesetzten  Staten  bestimmt  die  Unions-  oder  Bundes- 
verfassung, inwiefern  die  Intervention  der  Central-  oder  Bundesgewalt 
in  die  Verfassungsstreitigkeiten  der  Einzelstaten  zulässig  sei. 

Beispiele  die  zahlreichen  Interventionen  im  deutschen  Bund,  in  den 
Vereinigten  Staten  von  Amerika,  in  der  schweizerischen  Eidgenosseo- 
Bchaft. 


3.  Minneverfahren. 

481. 

Wenn  zwischen  zwei  Staten  völkerrechtliche  Conflicte  oder 
Differenzen  entstehn^  die  sich  auf  friedlichem  Wege  schlichten  lassen, 
so  ist  von  Anfang  an  nicht  der  Weg  der  Gewalt,  sondern  der  Weg 
der  Minne  einzuschlagen. 

Die  Gewaltûbung  ist  nur  in  Fällen  der  Nothwendigkeit  gerechtfertigt, 
weil  sie  für  sich  ein  Uebel  und  eine  Gefahr  für  die  friedliche  Eechtsordnung 
selber  ist. 

482. 

Als  Mittel  des  Minxieverfahrens  unter  den  Parteien  sind  her- 
vorzuheben : 

a)  diplomatische  Verhandlungen, 

b)  Verzicht  nuf  die  Durcbföhrung  eines  behauptet»  Bechbi  mit 
oder  ohne  Protest  und  BechtsverwAbnug  für  die  Zukunft, 
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c)  die  freiinllige,  wenn  auch  nur  thatsächliche  Berücksichtigung 
der  Forderungen  der  Gegenpartei, 

d)  der  Vergleich  unter  den  Parteien. 

1.  Zu  a.  Zuweilen  genügt  schon  die  Mittheilung  von  Acten  zur  Auf- 
klärung, oder  eine  gründliche  Rechtsausführung,  oder  eine  einfache  Vor- 
stellung oder  Beschwerde,  die  Aeusserung  eines  freundlichen  Wunsches  u.  dgl. 

2.  Zu  b.  und  c.  Der  Verzicht  ist  ein  einseitiger  Act,  aber  mit  Rücksicht 
auf  das  Verhältniss  zur  Gegenpartei.  Insofern  gehören  b)  u.  c)  zusammen.  Der 
Verzicht  b)  bedeutet  Fallenlassen  eines  Rechtsanspruchs,  wenn  auch 
vielleicht  nur  thats&chlich  dadurch,  dass  demselben  gegenwärtig  keine  Folge 
gegeben  wird.  Dem  entspricht  die  vielleicht  ebenfalls  nur  thatsächliche,  nicht 
principielle  Gewährung  der  Forderungen  c)  auf  Seite  des  vermeintlich  oder 
wirklich  Verpflichteten.  Die  Rechtsverwahrung  und  der  Protest  haben  den 
Zweck,  die  Verzichtleistung  oder  Erfüllung  gegen  eine  Auslegung  sicher  zu  stellen, 
welche  der  Handelnde  vermeiden  will  und  seine  durch  seine  Handlung  zweifelhaft 
gewordenen  Rechte  möglichst  vollständig  zu  bewahren. 

3.  Zu  d.  Der  Vergleich  der  Parteien  setzt  an  die  Stelle  des  streitigen 
Rechts  nunmehr  ein  sicheres  Vertragsrecht.  Zu  der  Vergleichsverhandlung 
können  natürlich  auch  von  beiden  Seiten  Commissäre  ernannt  und  ermächtigt  werden. 

483. 

Das  Minneverfahren  kann  auch  durch  die  guten  Dienste  (bons 
offices)  einer  dritten  befreundeten  Macht  unterstützt  werden. 

Die  dritte  Macht  kann  entweder  von  den  beiden  Parteien  oder  mindestens 
von  einer  PlEurtei  um  ihre  guten  Dienste  angerufen  worden  sein,  oder  sie  kann 
aus  eigenem  Antrieb  dieselben  anbieten.  Immer  verwendet  sie  nur  ihren 
moralischen  Einfluss  in  der  Absicht,  den  Zwist  freundlich  auszugleichen.  Sie  gibt 
gute  Räthe,  macht  Vergleichsvorschläge,  empfiehlt  bestimmte  Handlungen.  Aber  sie 
darf  nicht  drohen,  so  lange  die  Grenze  des  eigentlichen  Minneverfahrens  zu  wahren  ist. 

484. 

Selbst  bei  ernsten  Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Staten, 
welche  zum  Kriege  zu  führen  drohen,  erkennt  das  heutige  Völker- 
recht es  als  wünschenswerth,  noch  nicht  als  völkerrechtliche  Pflicht 
dieser  Staten  an,  bevor  sie  zu  den  Mitteln  des  Krieges  greifen,  vor- 
erst die  guten  Dienste  einer  befreundeten  Macht  anzusprechen. 

1.  Die  noch  schwache,  nur  empfehlende  nicht  verpflichtende  Vor- 
schrift hat  auf  dem  Pariser  Congress  eine  formelle  Anerkennung  der  europäischen 
^^TOBsmächte  erlangt.  Protokoll  vom  14.  April  1856  :  „Messieurs  les  Plénipotentiaires 
n'hésitent  pas  à  exprimer  au  nom  de  leurs  gouvememens  le  voeu  que  les  états 
^tre  lesquels  s'élèverait  un  dissentiment  sérieux,  avant  d'en  appeler  aux  armes, 
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euasent  reooan,  tant  que  lea  droonstanoes  Tadmettaient,  aux  bona  ofifioes  d*ime 
puissanoe  amicale." 

2.  Die  Declaration,  welche  die  Pariser  Conferenz  am  20.  Jan.  1869  erlie», 
um  den  Streit  zwischen  der  Türkei  und  Griechenland  friedlich  anssugleichen  und 
Griechenland  Beachtung  seiner  völkerrechtlichen  Pflicht  an  mahnen,  hatte  den  ge- 
wünschten Erfolg.  Die  ungleiche  Behandlung  der  beiden  Parteien  durch  die  Cod- 
ferenz  freilich  darf  nicht  als  Yorbild  für  andere  F&lle  betrachtet  werden.  VgL 
Rolin-Jaequemyns  in  der  Revue  Intern.  I.  S.  442  f. 

485. 
Die  guten  Dienste  werden  zur  Vermittlung  gesteigert,  wenn 
eine  dritte  unbetheiligte  Ma.cht  im  Einyerständniss  der  Parteien  die 
Minneverhandlung  leitet  und  eine  Verständigung  herbeizuführen  unter- 
nimmt.   Der  Vermittler  soll  eine  urparteiische  Stellung  behaupten. 

Es  ist  möglich,  dass  eine  Partei  die  „guten  Dienste'*  einer  neutralen  Macht 
annimmt,  aber  die  „Vexmittlung**  derselben  verwirft.  Dem  Vermittler  kommt  es 
zu,  billige  AusgleichungsvotBchlAge  zu  machen.  Er  kann  aber  auch  sich  för  die 
Vorschlage  einer  Partei  erkl&ren,  insoweit  er  sie  für  billig  erachtet  Aber  es  wide^ 
streitet  der  unparteiischen  Natur  des  Vermittleramts,  dass  der  Vermittler  vorzugs- 
weise die  Interessen  einer  Partei  vertrete  und  gar  Vortheile  für  sich  selber  an^ 
bedinge,  obwohl  auch  das  zuweilen  geschehen  ist.  Ein  Beispiel  bei  Laurent  Études 
sur  lliist  de  Thumanité  XI.  880. 

486. 
Daraus,  dass  die  Parteien  die  Vorschläge  des  Vermittlers  an- 
nehmen, folgt  nicht  seine  Gewahrleistong  der  Uebereinkunft. 

Die  Gewährleistung  des  Vermittlers  setzt  einen  besondem  Garantievertrag 
voraus.    Vgl.  §  4d0  f . 

487. 
Auch  vrenn  eine  Vermittlung  angenonmien  w^orden  ist,  besteht 
kein  rechtliches  Hindemiss  für  die  Parteien,   unmittelbar  zu  ver- 
handeln und  sidi  unter  einander  zu  vereinbaren. 

Die  Vermittlung  tritt  nur  hinzu,  um  die  Verst&ndigung  der  Parteien  zu  be- 
fördern. Sie  darf  nicht  zum  Hinderniss  dieser  werden.  Der  Vermittler  kann 
sich  nur  dann  über  Missachtung  seiner  Vermittlung  beschweren,  wenn  er  durch  die 
Parteien  getauscht  wird  oder  ihm  die  Erfolge  der  unmittelbaren  Verständigung 
verheimlicht  werden.  Denn  als  anerkannter  Vermittler  hat  er  einen  berechtigten 
Anspruch  auf  das  Vertrauen  der  Parteien,  so  hinge  er  sein  abemommenes 
Amt  unparteiisch  und  mit  um-  und  Einsicht  verwaltet 
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4«  Schiedsriehterliehes  Terfahren. 

488. 

Die  streitenden  Parteien  können  auch  die  Erledigung  ihres 
Streites  einem  Schiedsgericht  übertragen. 

1.  Ist  der  Bechtsgnmdsatz  nicht  streitig,  aber  eine  Thatfrage  bestritten, 
aaf  welche  jener  Grundsatz  Anwendung  findet,  so  nennt  man  das  arbitratio. 
Z.  B.  Die  EntBch&dignngspflicht  wird  anerkannt,  aber  das  Mass  des  wirklich  ein- 
getretenen Schadens  und  daher  das  Mass  der  Entsch&digang  ist  streitig.  Zu  der- 
artigen Schiedsgerichten  eignen  sich  dann  gewöhnlich  sachverständige  Schfttser. 
Das  Verfahren  wird  daher  zum  Sch&tzungsverfahren. 

2.  Wenn  dagegen  das  Be  cht  selber  streitig  ist,  also  z.  B.  die  EntschAdigungs- 
pflicht,  so  wird  das  eigentliches  arbitrium  genannt  Es  bedarf  dann  einer  Bechts- 
entBcheidung. 

489. 

In  der  Regel  steht  es  den  Parteien,  welche  ein  Schiedsgericht 
berufen,  frei,  za  bestimmen,  wem  das  Schiedsrichteramt  übertragen 
werde. 

1.  Möglich  ist's,  dass  schon  zum  voraus  durch  einen  Statenvertrag  das 
schiedsrichterliche  Verfahren  angeordnet  und  selbst  die  Personen  der  Schiedsrichter 
bezeichnet  oder  doch  die  Art  der  Wahl  regulirt  ist.  Wenn  das  nicht  geschehen  ist, 
dann  müssen  im  einzelnen  BedOrûùssfall  sich  die  Parteien  auch  darüber  vertragen. 

2.  Es  können  zu  Schiedsrichtern,  je  nach  dem  Belieben  der  Parteien,  er- 
naimt  werden  Statsh&upter,  oder  bestehende  (Gerichtshöfe,  oder  PriTatpersonen 
(Rechtsgelehrte),  Juristenfacnlt&ten,  kirchliche  Autorit&ten,  Ordenscapitel  o.  s.  f. 
Werden  Statsh&upter  gew&hh,  so  nimmt  man  als  selbstverständlich  an,  dass  die- 
selben die  Verhandlungen  durch  delegirte  Zwischenpersonen  leiten  und  den  Schieds- 
spruch ausarbeiten  hissen  können,  aber  der  Schiedsspruch  wird  in  ihrem  Namen 
mid  vjatet  ihrer  Autorit&t  verkOndet  In  manchen  Fällen  wird  es  daher  nicht 
zweckmftasig  sein,  souveräne  Personen  zu  Schiedsrichtern  zu  machen.  Hat  der 
Streit  eine  politische  Seite,  oder  sind  die  politischen  Interessen  des  schiedsrichter- 
lichen States  mit  der  Stimmung  und  Haltung  in  einem  der  beiden  Parteistaten  ver- 
flochten, so  ist  die  Gefahr  zu  besorgen,  dass  der  souveräne  Schiedsrichter  die  eigenen 
politischen  Motive  einwirken  lasse  auf  seine  Amtsführung.  Sind  dagegen  keine 
politischen  Interessen  mit  in  Frage,  und  ist  daher  fOr  die  Unparteilichkeit  des  zum 
Sehiedsriehter  gewählten  Souveräns  nichts  zu  f&rchten,  so  haben  die  Parteien  hin- 
wieder keine  Garantie  in  den  vielleicht  unbekannten  Personen,  welche  als  geheime 
B&the  des  Schiedsrichters  die  eigentlichen  Geschäfte  besorgen  nnd  den  Spruch  vor- 
aibeiten.  Sehr  beachtenswerth  scheint  mir  der  im  Jahr  1866  in  Nordamerika  ge- 
nachte Yorschhig,  dass  vorzugsweise  angesehene  Publicisten  und  Rechtsge- 
lehrte ans  den  neattal^  Staten  za  Sehiedsriditem  gewihlt  werden  sollten,  welche 
ihre  wissenschaftliche  Ehre  llkr  eine  richtige  und  unparteiische  Entscheidung  einsu- 

BUfttf  ebli,  9«s  Yölkerreehl,  18 


274  tScbentfis  Buch. 

setieii  haben.  Wenigstens  wird  due  derartige  AnswaU  Yonfi^ch  da  piaDcn,  vo 
der  Streit  eine  wesentlich  Term(Vfen8rechtliche  Seite  hat,  wie  bei  Entschidi- 
gongsfragen.  Eb  w&re  ein  grosser  Fortschritt,  wenn  som  Toraus  eine  Liste  von 
angesehenen  Vertretern  der  völkerrechtlichen  Wissenschaft  und  Kennern 
der  völkerrechtlichen  Praxis  gebildet  wQrde,  ans  welcher  dann  in  sp&teien 
StreitflUlen  die  Schiedsrichter  ernannt  würden.  Jedem  anurkanntftn  State  mflsate 
dass  Recht  zustehen,  je  nach  seiner  Bevölkerung  eine  Anzahl  solcher  Mftnner  inf 
das  allgemeine  völkerrechtlidie  Yerzeichniss  zu  setzen. 

8.  Beachtenswerth  ist  der  Vertrag  zwischen  der  Union  der  Vereinigten 
Staten  und  Grossbrittanien,  Washington  8.  Mai  1871,  durch  welchen  f&r  die 
sogenannten  Âlabamastreitigkeiten  (Entachftdlgnngsforderung  wegen  Missachtung  der 
Neutralit&tspflichten)  ein  Schiedsgericht  in  Genf  bestellt  wurde,  von  5  Mitreden. 
Der  Präsident  der  Union,  die  Königin  von  England,  der  König  von  Italien,  der 
Präsident  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der  Kaiser  von  Brasilien  (d.  Il 
die  beiden  Parteien  und  3  unparteiische  Personen)  sollten  je  ein  Mitglied  ernennen. 
(Art.  1.) 

490. 
Vertrai^en  sich  die  Parteien  nicht  über  gemeinsam  zn  ernennende 
Schiedsrichter,  so  ist  anzunehmen,  jede  Partei  wähle  ihre  Schieds- 
männer frei,  aber  in  gleicher  Anzahl,  wie  die  Gegenpartei.  Ist  nicht 
verabredet,  wie  der  Obmann  zn  bezeichnen  sei,  so  steht  es  den  beider- 
seitigen Schiedsrichtern  zu,  entweder  den  Obmann  gemeinsam  zu 
wählen,  oder  einem  imparteiischen  Dritten  die  Wahl  desselben  an- 
heim  zu  geben. 

Zun&chst  sind  die  Parteien  berechtigt,  wie  ein  schiedsgerichtliches  Veruüireni 
so  auch  die  einzelnen  Schiedsrichter  zu  wfthlen.  Das  Völkerrecht  kann  mir  einige 
Engeln  aussprechen,  die  im  Zweifel,  wenn  nicht  von  den  Parteien  anders  bestimmt 
worden,  als  selbstverstftndliche  Meinung  der  Parteien  betrachtet  werdoi  sollen,  wefl 
sie  der  Natur  der  Dinge  und  der  YöUcersitte  entsprechen.  Die  Ernennung  eiatf 
Obmanns  wird  mindestens  dann  nothwendig,  wenn  die  Schiedsrichter  in  gleidiea 
H&lften  sich  spalten,  damit  eine  Mehrheit  zu  Stande  komme.  Sie  ist  aber  voo 
Anfang  an  zweckmässig,  um  die  Einheit  des  gansen  Verfahrens  zu  slchem  vaà 
für  eine  unparteiische  Leitung  zu  sorgen.  Wenn  die  Parteien  nicht  unter  sich,  oder 
wenn  die  Schiedsrichter  nicht  einig  werden  über  die  Wahl  des  Obmanns,  so  bleibt 
nur  die  Ernennung  durch  einen  Dritten  übrig,  a.  B.  eine  neutrale  Regierung  oder 
einen  Gerichtshof.  Da  aber  auch  darüber,  wer  als  Dritter  zu  erbitten  sei,  die  £^ 
nennung  des  Obmanns  vorzunehmen,  die  Parteien  oder  ihre  Schiedsriditer  sich  Te^ 
st&ndigen  müssen,  so  kann  auch  daran  das  ganze  schiedsrichterliche  Veifihren 
scheitern,  dass  es  zu  jenem  vorbereitenden  Einverst&ndniss  nicht  kommt 

491. 
Das  ans  mehreren  Personen  bestehende  Schiedsgericht  handelt 
gemeinsam  als  Ein  Körper.   Es  yemimmt  die  Parteien  nnd  je  nach 
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Umständen  mck  Zeugma  tmd  Sachyerst&nâige,  prüft  die  erheblidiien 
Thatsachen  und  erhebt  die  erforderlichen  Beweise. 

Die  Thfttic^t  des  Schied^gerichtB  ist,  obwoU  es  seine  YoUinadit  nur  mn 
den  Parteien  ableitet,  dennoch  eine  richterliche  nnd  insofern  den  Parteien  selbst 
übergeordnete  beziehungsweise  fOr  die  P&rteien  verpflichtende.  Die  Proces»- 
leitung  ist  bei  dem  Schiedflgenoihte. 

492. 

Das  Sdiiedfigericht  gilt  im  Zweifel  als  ermächtigt,  den  Parteien 
billige  VergleichsYOrschläge  zu  machen. 

Ob  das  zweckmässig  sei  od»  nicht,  muss  dem  Schiedsgerichte  2x1  erwAgen 
vorbehalten  bleiben.  Immerhin  aber  wird  das  Schiedsgericht  sich  davor  zu  hüten 
haben,  dass  es  nicht  durch  den  Vergleichsvorschlag  das  Vertrauen  in  seine  recht- 
liche Beurtheilung  oder  in  seine  Unparteilichkeit  untergräbt.  Der  Vergleichsvorschlag 
gehtet  dem  Minneverfahren  an,  nicht  dem  Rechtsvccfifthren,  für  mékhèB  haupt- 
sächlich das  Schiedsgericht  ernannt  Ist.    Aber  es  Scann  diMies  evtbehxüch  machen. 


492  a. 

Das  Sdiiedsgericht  urtheilt  über  die  Auslegung  des  Compro- 
misses der  Parteien  und  demgemäss  über  seine  Competenz. 

Die  Frage  ist  bei  Gelegenheit  des  Genfer  Schiedsgerichts  zwischen  der  Union 
der  Vereinigten  Staten  und  England  ernstlich  zur  Sprache  gekommen.  Vgl.  darüber 
besonders  den  Anfisatz  von  Bolin-Jaequemyns  in  der  Bevue  du  Droit  Intern. 
IV.  §  127  f. 

493. 

Der  Spruch  der  Mehrheit  gilt  als  Spruch  des  ganzen  Schieds« 

gerichts. 

Bildet  sich  keine  Mehrheit,  sei  es  weil  es  an  einem  Obmann  fehlt,  dessen 
Beitritt  zu  einer  der  beiden  Meinungen  der  in  gleicher  Zahl  gespaltenen  Schieds- 
ikfater  den  Ausschlag  gibt,  oder  der  für  seine  eigenthümliohe  Meinung  die  Zustim- 
mung der  einen  Hälfte  der  Schiedsrichter  gewinnt,  sei  es  well  die  individuellen 
Meinungen  ans  einander  gehen  und  die  SchiedsriehAer  jeder  auf  seiner  Minderheits- 
neinung  verharrt,  und  wird  nicht  etwa  dadurch  gehollen,  dass  die  Meinung  des 
Obmanns  fOr  sich  allein  entscheide,  so  fehlt  es  an  einem  gtkkigen  Beehtsspruch  und 
dM  sdiiedsriehterliehe  Ver&faren  ist  erf<^^  gebfieben. 


494. 

Der  Sprach  des  Schiedsgerichts  ^tiîkt  fS;r  die  Parteien,  wie 
ein  Vergleich. 

Es  wird  angenommen^  dass  die  Pttrtden,  welche  die  Entscheidung  ihres  Streits 
meinem  MBedsgerichtjmverteMii  haben,  à&Bàt  audi  flir  eventuelles 

IB* 
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EinTeritftndiiisB  mit  dem  Sprach  des  Schiedqgericiiis  eridtot  habeo.  In 
Fftllen  inrd  daher  auB  dem  Spruch  ein  Yertragarecht  onter  den  Parteien  entr 
stehn;  in  andern,  wenn  etwa  einer  Partei  ein  behauptetes  Becht  einÜBudi  ahg^ 
■prochen  wctden  iat,  wird  daa  wirken,  wie  ein  Verzicht  denelbeiL 

495« 
Der  Sprach  des  Schiedsgerichts  kann  von  einer  Putei  als  on- 
gültig  angefochten  werden: 

a)  wenn  und  soweit  das  Schiedsgericht  dabei  seine  Vollmachten 
überschritten  hat, 

b)  wegen  unredlichen  Verfahrens  der  Schiedsrichter, 

c)  wenn  das  Schiedsgericht  den  Parteien  das  Gehör  yerweigerfe 
oder  sonst  die  Fnndamentalgrundsätzse  alles  RechtsTerfahrens 
offenbar  verletzt  hat, 

d)  wenn  der  Inhalt  des  Spmdis  mit  den  (Geboten  des  Volke^ 
und  Menschenrechts  unverträglich  Ist. 

Aber  der  Schiedsspruch  darf  nicht  aus  dem  Grande  angefochten 
werden,  dass  er  unrichtig  oder  fiir  eine  Partei  unbiUig  sei.  Vorbe- 
halten bleibt  die  Berichtigung  blosser  Bechnungsfehler. 

1.  Zu  a.  Wenn  das  Schiedsgericht  Ober  Bechtsverhftltnisse  entscheidet,  welche 
ausserhalb  der  ihm  ertheilten  Vollmacht  liegen,  so  ist  dieser  Entscheid  ao- 
galtig. 

2.  ZvL  b.  Wflrde  s.  B.  nachgewiesen  werden  können,  dass  die  Schiedsriditer 
von  einer  Partei  sich  haben  bestechen  lassen,  damit  sie  einen  ihr  gOnstigen 
Spruch  thun,  so  wfire  derselbe  anfechtbar. 

8.  Zu  c.  Das  schiedsrichterliche  Verfahren  ist  Processverfahren  und 
daher  zwar  nicht  einer  bestimmten  Processordnung,  aber  den  selbstverständHchea 
Hauptgrunds&taen  aller  Processordnungen  unterworfen.  Der  Schiedsspruch  kaon 
daher  nicht  wegen  blosser  Fonnfehler  angefochten  und  fùr  ungflltig  erklärt  werden, 
aber  wenn  in  aufiE&lliger  und  unzweifelhafter  Weise  jene  Hanptgmndsfttoe  verletit 
worden  sind,  wenn  z.  B.  den  Parteien  keine  Gelegenheit  gegeben  worden  ist,  ihre 
Behauptungen  zu  vertreten  und  die  des  Gegners  zu  widerlegen,  dann  brancheD  vß 
sich  auch  nicht  einen  so  willkttrUchen  Machtspruch  gefallen  zu  lassen. 

4.  Zu  d.  Was  nicht  vertragsrnftssig  vereinbart  werden  darf,  das  darf  ao^ 
nicht  durch  einen  Schiedsspruch  auferlegt  werden. 

5.  Würde  man  dagegen  verstatten,  einen  Schiedsqiruch  deshalb  aazufechteOf 
weil  er  die  Interessen  einer  Partei  schädige  oder  unbillig  sei,  oder  auf 
einer  irrthümlichen  Rechtsansicht  beruhe,  so  k&me  es  fast  niemals  zu  einer 
endgOltigen  Erledigung  des  Streits  und  der  ganze  Zweck  des  schiedsrichterlichen 
Verfahrens  wftre  vereitelt 

496. 
In  zusammengesetzten   Staten   (Statenbündeui   BundesstateSf 
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StatenreiGlien,  BandesTeichen)  werden  die  Stareitigkeiteii  der  Einzel- 
staten  unter  sich  oder  mit  der  Bundes-  oder  Central-  oder  Reichs- 
gewalt  je  nach  Umständen  an  yerfassungsmässige  Schiedsgerichte 
oder  an  festgeordnete  Bundes-  oder  Reichsgerichte  zur  Verhandlung 
und  Entfidieidung  verwiesen.  Ln  erstem  Fall  übt  das  Schiedsgericht 
eine  Gerichtsbarkeit  aas,  welche  nicht  bloss  auf  dem  Gompromiss 
der  Parteien,  sondern  zugleich  auf  der  Verfassung  beruht. 

In  Deutschland  pflegt  man  diese  Schiedsrichter  Anstr&ge  zu  nennen  nnd 
das  Austrägeyerfahren  von  dem  gewohnten  schiedsrichterlichen  zu  nnterscheiden. 
In  der  That  besteht  der  Gegensatz  der  Autorität.  Die  Austrftge  haben  eine  wahre 
Gerichtsgewalt,  kraft  des  Yerfassongsrechts,  die  andern  Schiedsrichter  dagegen 
nur  eine  von  dem  Vertrage  der  Parteien  abgeleitete  Befugniss,  für  dieselben  zu  ur- 
theilen.  Auch  die  Austr&ge  kOnnen  gewillkürt  sein,  d.  h.  durch  freie  Ueberein- 
kunft  der  Parteien  gemeinsam  bezeichnet,  oder  von  den  beiden  Parteien  je  zur 
Hälfte  freigewählt  sein.  Aber  da  die  Parteien  durch  die  Yerfassong  veipflichtet 
sind,  ihren  Streit  an  das  Schiedsgericht  zu  briogen,  so  wählen  sie  diese  Austrage 
im  Gedanken  an  jene  Rechtsnothwendigkeit  und  nicht  aus  Yöllig  freier  WiUkflr. 
Zur  Wahl  überhaupt  sind  sie  yerpflichtet,  nur  die  Personen  können  sie  frei  wählen. 
Es  ist  aber  ebenso  möglich,  dass  die  Verfassung  auch  die  Art  der  Wahl  näher  be- 
grenzt, z.  B.  aus  einem  bestimmten  Gerichtshof,  aus  einer  zum  voraus  festgestellten 
Idste  Yon  geeigneten  Personen,  oder  geradezu  einer  bestimmten  Behörde  den  Vor- 
schlag der  Schiedsrichter  oder  die  Ernennung  des  Obmanns  anheimgibt,  z.  B.  einem 
bestimmten  Gerichtshof  oder  der  Bundes-  oder  Rdchsregierung  oder  Repräsentation 
u.  dgl.  Es  ist  das  dann  ein  Bestandtheü  des  Bundes-  oder  Beichsstatsrechts,  aber 
von  zwischenstatlicher  und  insofern  yölkerrechtlicher  Bedeutung.  Vgl. 
darCtber  Aegidi  Artikel  Austräge  in  Bluntschli  und  Brater  Deutschem  Stats- 
wörteibndL 

497. 
Durch  Statenverträge  können  ebenso  für  vorgesehene  Streitig- 
keiten, welche  unter  den  von  einander  unabhängigen  Staten  entstehen 
würden,  zum  voraus  nähere  Vorschriften  über  ein  schiedsrichterliches 
Verfahren  festgesetzt  und  das  Schiedsgericht  mit  einer  wirklichen 
Gerichtsbarkeit  ausgerüstet  werden. 

Bdspiele  der  Art  waren  schon  im  Mittelalter  sehr  häufig.  Sie  kommen  auch 
in  neuerer  Zeit  vor,  z.  B.  bei  Handelsverträgen.  Durch  solche  Anordnung  wird 
panend  f&r  eine  friedliche  Erörterung  und  Bereinigung  von  Streitigkeiten  gesorgt, 
für  die  es  keine  ordentlichen  Gerichte  gibt. 

498. 
Der  Fortbildung  eines  gesicherten  Völkerrechts  bleibt  es  vor- 
l^^^teu,  auch  durch  völkerrechtliche  Yereinbarangen  überhaupt  fur 
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ein  geordnetes  schieâmdbterlichee  Verfahren  m  sorgen,  msbeeosdere 
bei  Streitigkeiten  über  Entscbadignngsfordemngen,  oeremonielle  An- 
sprüche nnd  andere  Dinge,  welche  nicht  die  Ezistens  nnd  Eni- 
widdung  des  States  selbst  betreffen. 

Die  Bestimmimg  des  Pftriser  Congresses  von  1856,  dass  vor  Beginn  d<s 
Kriegs  die  guten  Dienste  einer  l)efreandeten  lischt  angemfen  werden  möditen  (elMn 
f  484),  kann  als  ein  erster  Yersock  betrachtet  nerdea,  die  friedliche  ErMigong 
der  völkerrechtlichen  Streitigkeiten  za  begünstigen.  Die  Znkonft  wird  in  derselben 
Bichtnng  hoffentlich  noch  entschiedenere  Fortschritte  machen.  Bei  einer  Menge  von 
Streitigkeiten  ist  es  ffir  Jedermann  klar,  dass  der  Krieg  ein  ganz  nnverh&ltniss- 
m&ssiges  Mittel  ist,  sich  Recht  zu  yerschaffen.  Ein  Stat,  der  um  eine  blosse  Geld- 
fordenmg  durchzusetzen,  zum  Kriege  greift,  gleicht  jenem  B&ren  der  Fabel,  welcher 
schwere  Steine  nach  der  Fliege  wirft,  welche  auf  der  Stime  des  schlafenden  F^?eun- 
des  spaziert  und  in  der  Absicht  die  Fliege  zu  vertreiben,  den  Freund  damit  tfidtet. 
Es  wäre  nicht  mehr  zu  früh  fßr  das  humaner  gewordene  Bechtsbewnsstsein  der 
dvilisirten  Welt,  wenn  endlich  von  einem  Congress  der  Staten  fOr  derartige  FiJïe 
der  Krieg  untersagt  und  ein  schiedsrichterliches  Verfahren  zum  voraus  angeordnet 
würde,  durch  welches  solche  kleine  H&ndel  billig  geschlichtet  werden  sollen. 


6.  Zwangsmittel  ohne  Krieg;  SelbsthUfe  dnreh  Beprosmlien^ 

Betorsion,  Sperre. 

499. 

Wenn  das  Minneverfahren  oder  das  schiedsrichterliche  Verfidiren 
den  Streit  zweier  Staten  nicht  erledigt  oder  unthunlich  erscheint,  so 
ist  der  verletzte  Stat  zur  Selbsthülfe  berechtigt. 

Wenn  ein  Stat,  der  sich  in  seinem  Becht  verletst  f&hlt,  keine  Beseitigiuig 
des  Unrechts  und  keine  Genugthuung  erreichen  kann  durch  Unterhandlungen  oder 
in  Folge  eines  geordneten  Rechtsverfahrens,  so  bleibt  nur  der  Weg  der  Selbst- 
halfe  übrig,  wenn  er  es  nicht  vorzieht,  sich  das  Unrecht  gefallen  zu  lassen  und 
auf  Genugthuung  zu  verzichten.  Die  Mittel  der  Selbsthülfe  sind  wieder  sehr  ver- 
schieden, wenn  gleich  sie  nun  alle  den  Zwang  und  insofern  die  Anwendung  der 
statlichen  Gewalt  in  sich  schliessen. 

500. 

Als  völkerrechtlich  zulässige  Repressalien,  ohne  Krieg,  gelten: 
a)  die  Beschlagnahme  und  nach  Umständen  Pfändung  und  Ver- 
silberung von   gegnerischem  Statsvermögen   innerhalb   des 
eigenen  Statsgebiets; 
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b)  die  Beschlagnahme  von  PriTatrermögen  der  Angehörigen 
des  gegnerischen  Stats  innerhalb  des  eigenen  Gebiete,  in- 
sofern derselbe  sich  zuvor  in  widerrechtlicher  Weise  an  dem 
Priyatyermögen  der  eigenen  Stetsangehörigen  yergriffen  hat; 

c)  die  Hemmimg  des  Handels-  und  Postrerkehrs,  der  Eisen- 
bahn- und  Telegraphenyerbindung,  der  Schifffahrt; 

d)  die  Zurückweisung  oder  Ausweisung  der  Angehörigen  des 
verletzenden  Stats  aus  dem  Gebiete  des  verletzten  Stats; 

e)  die  Zurückhaltung  von  Personen,  welche  den  gegnerischen 
Stat  repräsentiren  oder  doch  demselben  angehören,  als 
Geiseln  ; 

f)  die  Gefangennahme  von  Personen,  welche  im  Dienste  des 
Unrecht  übenden  Stats  sind  oder  selbst  von  Privatpersonen, 
welche  demselben  angehören,  wenn  die  eigenen  Angehörigen 
zuvor  von  dem  beleidigenden  State  widerrechtlich  gefangen 
gehalten  worden  sind; 

g)  die  Weigerung,  vertragsmässige  Leistungen  femer  zu  er- 
füllen und  die  Lossagung  von  bestehenden  Verträgen; 

h)  der  Entzug  der  Privilegien  oder  selbst  des  privatrecht- 
lichen  Bechtssschutzes  gegenüber  den  Angehörigen  des 
gegnerischen  Stats. 

1.  Die  Mittel  der  Selbsthûlfe  werden  Repressalien  (von  reprehendere, 
nicht  von  reprimere  abgeleitet)  genannt,  wenn  dieselben  bezwecken,  dem  Recht 
Terletzenden  Stat  das  Bewusstsein  seines  Unrechts  ^urch  klar  zu  madien,  dass 
auch  ihm  ein  Uebel  zugefügt  wird,  das  er  ebenfalls  als  Unrecht  empfindet,  und 
denselben  durch  dieses  Mittel  zur  Herstellung  des  Rechts  und  zur  Grenugthuung 
zu  bewogen.  Naturgemftss  haben  daher  die  Repressalien  den  Character  der  Wieder- 
vergeltung zum  Zweck  der  Rechtshalf e  und  Rechtsnöthigung.  Die  Mittel  im 
Einzelnen  sind  höchst  mannigfaltig  und  nicht  vollständig  zum  voraus  aufzuzählen. 
Sie  ändern  ihre  Gestalt  mit  dem  Wechsel  des  Lebens  und  der  mannigfaltigen  Er- 
scheinung des  vorausgehenden  Unrechts. 

2.  Zu  a.  Die  Beschlagnahme  von  gegnerischem  StatsvermOgen  ist 
eher  anwendbar  und  zu  rechtfertigen,  als  die  von  gegnerischem  Privatgut,  weil 
nur  die  Staten,  nicht  die  Privaten  mit  einander  streiten,  daher  zunächst  die  Selbst- 
hûlfe nur  gegen  den  Stat  und  nicht  gegen  die  Privaten  sich  zu  wenden  hat. 
Das  ältere  Privatrecht  der  germanischen  Völker  gestattete  in  ähnlicher  Weise, 
zur  Zeit  einer  noch  wenig  ausgebildeten  GerichtshOlfe,  dem  Privatgläubiger  für 
eine  geständige  (gichtige)  oder  erwiesene  Schuld  die  PfîUidung  als  Selbsthülfe  gegen 
den  Schuldner  anzuwenden.  Das  heutige  Völkerrecht  ist  bezüglich  der  Gerichts- 
bülfe  noch  ebenso  wenig  gesichert,  als  das  halbbarbarische  Privatrecht  im  Mittel- 


280  Sebentes  Bndt 

alter;  daher  ist  diese  Art  der  Selbsthfllfe,   die  in  dem  modernen  Primtrecfate  in 
der  Begel  nntenngt  1st,  im  Völkerrecht  noch  nicht  sa  entbehren. 

3.  Zu  h.  Die  Beschlagnahme  Ton  Privatgat  in  der  Absicht  dadnrdi 
den  Stat  sa  nöthigen,  dass  er  Ton  seinem  Unrecht  ablasse,  ist  unter  allen  Tm- 
Btänden  ein  höchst  bedenkliches  Mittel  der  SelbsthOlfe,  denn  es  trifft  weder  die 
schuldigen  noch  die  verantwortlichen  Personen,  and  übt  auf  den  nicht  betroffenen 
Stat,  den  man  nöthigen  will,  eine  höchst  sweifelhafte,  nur  sehr  mittelbare  Ein- 
wirkung ans.  Gerechtfertigt  wird  sie  daher  höchstens  als  Gegenrecht,  wenn  xnTor 
dcr  gegnerische  Stat  Ähnliches  Unrecht  g^en  Private  verftht  hat,  welche  auf  den 
Schutz  des  eigenen  State  angewissen  sind,  und  selbst  da  erheben  sidi  gewöhnlich 
laute  Klagen  über  ungerechte  Gewaltthat. 

Cromwell  hatte,  nachdem  ein  englisches  Handelsschiff  an  der  französischen 
Küste  Yon  den  französischen  Behörden  seines  Erachtens  in  völkerrechtswidriger 
Weise  weggenommen  und  oonfiscirt  worden  war,  zur  Repressalie  sofort  zwei  fran- 
zösische Handelsschiffe  im  Canal  als  Prise  w^piehmen  lassen.  Die  firanzösxsche 
Regierung  liess  sich  diese  trotzige,  die  diplomatischen  Verhandlungen  rücksichtslos 
zur  Seite  schiebende  Eigenmacht  gefallen,  welche  an  das  Sprichwort  erinnert  :  Schlägst 
du  meinen  Juden,  so  schlage  ich  deinen  Juden.  Das  Unrecht  der  Staten 
vrarde  auf  keiner  Seite  gut  gemacht,  aber  auf  beiden  Seiten  hatten  es  nicht- 
schuldige Privaten  zn  büssen. 

Zu  entschiedenen  Reclaniaüonen  gab  das  Verfahren  des  Königs  Fried- 
rich n.  von  Preussen  Veranlassung,  welcher  die  Zahlungen  der  Schiesischen 
Landesschuld  an  die  englischen  Gl&ubiger  aus  dem  Grunde  hemmte,  weil  Eng- 
land seines  Erachtens  mit  Unrecht  Preussisches  Handelsgut  als  Prise  behandle. 
Die  Denkschrift  der  englischen  Kroi^'uristen  gegen  diese  Repressalie  ist  berühmt 
geworden.  Indessen  standen  sich  auch  da  englisches  und  preussisches  Unrecht  g^gen 
Privaten  gegenüber;  und  wenn  die  Englischen  Juristen  sich  für  jenes  auf  herge- 
brachte Völkersitte  und  Überkommene  Theorien  berufen  konnten,  so  konnte  sich 
König  Friedrich  darauf  stützen,  dass  trotzdem  jenes  vermeintliche  Prisenrecht 
offenbares  Unrecht  sei  und  seine  Massregel  nur  als  Repressalie  demselben  die  Wage 
halte  und  insofern  gerechtfertigt  sei. 

Auch  die  Repressalien  Englands  gegen  Griechenland  in  der  sogenannten 
Pacifico -Angelegenheit  (1860),  indem  zu  Gunsten  einer  unberücksichtigt  ge- 
bliebenen Entsch&digungsforderung  Pacifico*8  griechische  Kaufschiffe  mit  Wegnahme 
bedroht  wurden,  erregte  damals  in  ganz  Europa  grosses  Aufsehen  und  vielfältige 
Missbilligung  selbst  im  englischen  Oberhaus. 

4.  Zu  c  Die  Hemmung  des  Handelsverkehrs  als  Repressalie  geöbt, 
hat  wieder  ihre  grossen  Bedenken,  indem  regelmässig  die  Hemmung  nach  beiden 
Seiten  hin  nachtheilig  wirkt,  also  den  zur  Selbsthûlfe  schreitenden  Stat,  oder  seine 
Bevölkerung  ebenso  schädigt,  wie  den  gegnerischen  Stat  und  seine  Unterthanen. 
Von  der  eigenlichen  Sperre  wird  weiter  unten  (ö06)  näher  die  Rede  sein. 

5.  Zu  d.  Auch  die  Zurückweisung  der  Angehörigen  eines  ver- 
letzenden Stats  und  noch  mehr  die  Ausweisung  derselben  ist  eine  äusserst 
harte,  selten  grrechtfertigte  Massregel  der  Selbsthülfe.  Mit  gutem  Grund  wurde 
gegen  die  Anwendung  derselben  durch  die  Oesterreichisch-Lombardische 
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Regierung  (1856),  weldie  alle  Tessiner  plObdkh  ans  Mailand  auswies,  protestirt, 
zmnal  diese  Bepressalie,  wekbe  eine  Menge  sdiiüdloser  Privaten  in  ihrem  Erwerb 
und  in  ihrer  Wirthschaft  empfindlich  schädigte,  durch  kein  unrecht  des  Cantons 
Tessin  wider  Mailändische  Privaten,  sondern  nur  durch  politische  Beschwerden 
motiyirt  war. 

6.  Zu  e  n.  f.  Auch  der  Angriff  auf  die  Freiheit  nicht  schuldiger 
Personen  kann  nur  zur  Noth  und  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Wiederver- 
geltung und  des  Gegenrechts  veriheidigt  werden.  Wenn  ein  fremder  Stat  zuvor 
unsere  Gesanten  oder  Statsgenossen  widerrechtlich  gefangen  h&lt,  so  mag  die  einst- 
weilige Gefangennahme  seiner  Gesanten  und  ünterthanen  dazu  dienen,  ihm  sein 
Unrecht  zum  Bewusstsein  zu  bringen  und  Abhülfe  zu  erreichen.  Aber  immer 
müssen  wir  uns  daran  erinnern,  dass  unsere  Gefangenen  nicht  an  jenem  unrecht 
schuld  und  überhaupt  keine  Strafgefangenen  sind.  Eher  tritt  die  Analogie  der 
Kriegsgefangenschaft  ein. 

Zu  g.    Vgl.  oben  §  455. 

501. 

Die  ciTÜisirte  moderne  Völkersitte  missbilligt  als  barbarisch: 

a)  jede  Grausamkeit  gegen  einzelne,  zumal  schuldlose  Per- 
sonen, 

b)  die  statliche  Ermächtigung  von  Priyatpersonen,  Angehörige 
ded  gegnerischen  Stats  zu  fangen  oder  zu  tödten  oder  das 
Termögen  derselben  zu  zerstören  oder  wegzunehmen. 

1.  Zu  a.  Auch  wenn  wilde  Stämme  unsere  Statsgenossen  grausam  miss- 
handeln, verstümmeln,  tödten,  so  ist  es  dennoch  der  dvilisirten  Staten  unwürdig, 
ebenso  barbarisch  gegen  Angehörige  jener  St&mme  zu  verfahren,  welche  in  unsre 
Gewalt  gerathen.  Das  Gesetz  der  Talion  darf  nicht  bis  zur  Barbarei  geübt 
werden.  Als  solche  ist  auch  die  Hinrichtung  nichtschuldiger  Personen 
angesehen.  In  dem  Befreiungskriege  der  nordamerikanisehen  Golonien  gegen  Eng- 
land kam  noch  ein  solcher  Fall  vor.  Der  englische  Hauptmann  Lippencott  liess 
einen  gefangenen  nordamerikanischen  Offizier  hängen.  Der  englische  General 
Clinton  missbilligte  das  Yeriahren  und  stellte  seinen  Untergebenen  vor  ein  Kriegs- 
gericht Der  General  Washington  verlangte  aber  Auslieferung  des  Schuldigen  und 
Hess,  als  diese  verweigert  ward,  zur  Wiedervergeltung  einen  gefangenen  englischen 
Offizier,  Namens  Ar  gill,  vor  ein  Kriegsgericht  stellen  und  ebenfalls  zum  Tode 
verortheilen.  Indessen  gelang  es  den  Bemühungen,  vorzüglich  der  Königin  von 
Frankreich,  denselben  zu  retten  und  eine  Begnadigung  des  Congresses  zu  erwirken. 
Vgl  PhilHmore  m.  150  f. 

2.  Zu  b.  Im  Mittelalter  kamen  solche  Ermächtigungen  öfter  vor  und  wur- 
den ftkr  erlaubt  gehalten.  Eine  Form  derselben,  die  Kaperschiffe  in  Kriegs- 
zeiten,  wurde  sogar  bis  in  die  neueste  Zeit  geübt.  Siehe  unten  §  670.  Mit  Recht 
&ber  verwirft  das  heutige  Völkerrecht  alle  solchen  Privatacte  der  Gewalt  Es  fehlt 
^^bei  an  jeder  Garantie,  daas  die  Selbsihülfe  mit  Maas  g^bt  werde. 
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502« 

Die  Wahl  und  der  umfang  der  Repressalien  richtet  sidi  nach 
dem  gerügten  Unrecht.  Unyerhältnissmässige  Repressalien  sind 
widerrechtlich. 

Die  Repressalien  lassen  sich  nnr  als  eine  Art  Nothwehr  vertlieidigen,  in 
Ermanglang  besserer  Rechtshûlfe.  Eben  desshalbsind  sie  nach  demGnmd- 
satz  einer  gerechten  Wiedenrergeltung  m  bestimmen  und  sa  bemessen.  Der  Natur 
der  Dinge  nach  ist  fireilich  eine  genaue  Massbesdmmang  nicht  wohl  einzohslteo, 
aber  das  Grundprinzip  der  Verh&ltnissm&ssigkeit  darf  doch  niemals  unbe- 
achtet bleiben.  In  dem  obigen  Paciâcohandel  $  500  Anm.  8.  wurde  Yornehmlich 
darüber  Klage  geführt,  dass  die  angedrohten  Repressalien  gans  unverhaltniiwmfagg 
seien. 

503. 

Zn  Repressalien  ist  nnr  der  verletzte  Stat,  nicht  aber  die  Yon 
der  Verletzung  betroffene  Privatperson  berechtigt. 

Im  Mittelalter  nahm  man  an  Privatrepressalien  geringen  Anaftni«,  wie 
man  ja  damals  auch  die  Privatfehde  für  eine  erlaubte  Rechtshülfe  ansah.  Bas 
moderne  Stats-  und  Völkerrecht  gestattet  nur  der  geordneten  Statsmacht  öffent- 
liche Rechtsgevalt  auszuüben.  Nicht  verletzte  Staten  dürfen  nur  dann  zu  Re- 
pressalien greifen,  wenn  es  eine  gemeingefährliche  Verletzung  des  Völker-  und 
Menechenrechts  zu  rügen  gilt 

504. 
Die  Repressalien  dürfen  nicht  länger  daaem,  als  bis  das  Un- 
recht, welches  dieselben  veranlasst  hat,  wieder  gutgemacht  und  ge- 
sühnt ist. 

Daa  folgt  aus  der  Natar  der  Repressalien  als  einer  ausnahmsweisen 
Selbsthülfe  gegen  Unrecht.  Der  befriedete  Rechtszostand  ertrftgt  daher  die 
Fortdauer  der  Repressalien  nicht 

505. 
Die  Retorsion  bezweckt  nicht,  Unrecht  zu  rügen,  sondern  i^t 
ein  politisches  Mittel,  einer  nachtheiligen  Rechtsübung  eines  andern 
Stats  entgegen  wirken. 

1.  Die  Retorsion  ist  nicht  gegen  Unrecht,  aber  gegen  eine  unbilHg« 
Ausübung  fremden  Rechtes  gewendet  Z.  B.  Der  Stat  A  gibt  in  seiner 
Qeaetagebung  den  einheimischen  Gl&ubigem  einen  Vorzug  vor  den  Fremden.  Oder: 
In  dem  State  A  besteht  eine  strenge  Zunftordnung,  welche  den  Gewerbebetrieb 
der  Ausländer  erschwert.  Oder  das  S^Usystem  des  States  A  erschwert  den  Ange- 
hdrigen  des  States  B  den  Handel  mit  den  Angehörigen  des  States  A.  In  alien 
diçsen  und  ähnlichen  Fällen  i«t  der  3tat  A  in  seinem  formellen  Recht.    £r  kasn 
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diese  Yerhihnisse  nach  seinem  Ermessen  ordnen.  Aber  seine  Gesetie  wirken  nn- 
gfiBstig  auf  den  Nachbarstal  B  ond  dessen  AogehMge  and  werden  zoi^elch  von 
diesem  als  onbilUg  empfunden.  Da  hat  die  Retorsion  des  States  B,  wdcher  ähn- 
liche für  den  Stat  Â  und  dessen  Bürger  ungünstig  wirkende  Einwirkungen  trifft, 
den  Zweck,  den  Slat  A  seine  Unbill  empfinden  zu  lassen  und  ihn  daduich  zn 
einer  Besserung  zu  bewegen.  Der  Stat  A  kann  sich  nicht  beklagen,  wenn  g^^n 
ihn  dasselbe  Princip  angewendet  wird,  nach  welchem  er  den  Stat  B  behandelt 

2.  Eine  blosse  RechtsTcrschiedenheit,  auch  wenn  sie  in  einzelnen 
Fällen  dem  einen  oder  andern  Stat  oder  dessen  Bewohnern  nutzt  oder  schadet,  be- 
gründet keine  Ret<Msion.  Z.  B.  Im  State  A  besteht  als  Güterrecht  der  Ehegatten 
die  Fahrhabegemeinschaft,  und  im  State  B  das  System  der  gesonderten  Güter. 
Oder  im  State  A  haben  die  Söhne  ein  besseres  Erbrecht  als  die  Töchter  in  der 
Erbschaft  des  Vaters,  im  State  B  stehen  sich  die  Kinder  gleich  u.  dgL  Diese 
Verschiedenheit  hat  nicht  den  Charakter  der  Unbill  eines  States  gegen  den  andern 
Stat,  sondera  erklärt  sich  aus  verschiedenen  Bechtsansichten  und  Bechtsübongen 
und  wirkt  nur  zufällig,  nicht  principiell,  nur  wechselnd,  nicht  dauernd  für  den 
Nachbarstat  bald  ungünstig,  bald  günstig. 

3.  Die  moderne  Rechtsbildung  liebt  übrigens  die  Retorsion  nicht  Als  di- 
plomatisches Mittel  der  Verhandlung  und  Drohung  l&sst  sie  sich  wohl  gebrauchen, 
aber  ihre  Ausführung  gereicht  oft  dem  Retorsion  übenden  State  ebenso  zum 
Schaden  wie  dem  Retorsion  leidenden.  Ueberdem  entstellt  der  erstere  Stat  seine 
Gesetzgebung  durch  Retorsionsbestimmungen,  deren  Unbilligkeit  und  Unzweck« 
mässigkeit  aa  sich  er  vollständig  einsieht  und  die  er  meist  in  der  sehr  unsichem 
Hoffiiung  einführt,  den  Nachbarstat  dadurch  zu  bessern. 

506. 
In  Folge  schwerer  Rechtsyerleizimgen  kann  auch  ohne  Krieg 
eine  Yerkehrssperre  (blocus)  von  der  Statsgewalt  gegen  den  ver- 
letzenden Stat  verhängt  werden. 

1.  Die  Verkehrssperre  untersagt  den  Angehörigen  des  betroffenen  Stats 
den  Ebtiitt  in  das  OeUet  des  sperrenden  Stats  oder  verhindert  den  Uebergang 
&Q8  diesem  Gebiet  in  jenes,  oder  sie  henmit  den  Waarenverkehr  von  einem  Gebiet 
zum  andern,  oder  die  Ein«  und  Ausfahrt  der  Schiffe.  Das  Uebel  ist  insofern  ge- 
ringer als  das  des  Kriegs,  als  kein  Blut  vergossen  wird;  aber  es  unterbindet  den 
freien  Umlanf  der  wirthschaftUchen  Güter  und  hemmt  die  Berührung  der  Menschen. 
^  wiikt  in  der  Regel  ebenso  schädlich  fOr  den  sperrenden  Stat  wie  für  das  ge^ 
"P^vrte  Land,  denn  aUer  Verkehr  ist  zweiseitig  und  wechselnd. 

3.  Die  ^»enre  kann  zn  Land  und  zur  See  angeordnet  werden,  Landsperre 
^  Seebiocad e.  Gewöhnlich  werden  beide  nur  im  Kriegszustände  geübt  Von 
^  Kriegsblocade  wird  weiter  unten  die  Rede  sein  IX.  Gap.  5.  Beispiele  von 
^^[^^^hen  Blocaden  sind  die  Bk)cade  von  En^^and,  Frankreich  nnd  Rnssland  gegen 
^  I^Misch-Griechische  Küste  1827,  die  Blocade  von  Frankreich  gegen  Portugal 
1831,  die  von  dem  Ministerium  Thiers  gegen  die  Schweiz  angedrohte  Landblocad« 
^^«^  heimétiqiie)  1836,  die  i)r»naö0lsQhe  Blocade  in  Mexico  1899* 
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607. 

Die  neutralen  Staten  erkennen  kein  Prisenrecht  an,  wenn  die 
Seeblocade  nicht  zugleich  Kriegsblocade  ist,  und  sind  berechtigt, 
für  die  neutralen  Schiffe  freie  Ein-  und  Ausfahrt  zu  fordern. 

Die  Fried  en  sbloeade  cur  See  gef&hrdet  bei  allgemeiner  DnrchfthniBg 
aach  den  Handel  der  Neatralen  mit  der  blokirten  Ktkste,  wofür  kein  Recbtsgrand 
vorliegt  Die  neatralen  Staten  haben  daher  gaten  Grand,  diese  Friedensblocade 
in  die  engsten  Schranken  za  bannen.  Wenn  dieselbe  nor  ein  Zirangsmittel  gegen 
den  Unrecht  Abenden  Stat  sein  soll,  so  darf  dieser  Zwang  nicht  auch  gegen  dk 
Neatralen  geübt  werden.  Kar  der  Krieg  als  Nothstand  rechtfertigt  die  strengeren 
Grundsätze,  welche  in  dem  Völkerrecht  über  die  Blocade  und  das  PrisenTerfthren 
aufgekommen  sind,  der  Friedenszustand  nicht  Im  Jahre  1838  erhoben  so  die 
deutschen  Hansestädte  Einsprache  gegen  die  französische  Friedensblocade  in  Mexico, 
und  im  Jahr  1848  (1.  Ifärz)  erklärte  sich  der  französische  Statsrath  gegen  äie 
Confiscation  der  Schiffe  bei  der  Friedensblocade. 

508. 
Die  gesundheitspolizeiliche  Yerkehrssperre  zur  Abwendung  Ton 
Epidemien  wird  durch  das  Bedür&iss  und  durch  ihren  Zweck  so- 
wohl näher  bestimmt  als  beschränkt 

Sie  kann  als  Vorbeugungsmassregel  gegen  die  Einschleppung  voà 
Verbreitung  menschlicher  oder  thierischer  Krankheiten  nöthig  werden,  und  je 
nach  Umstanden  zur  Einrichtung  von  Contumazanstalten  führen.  Soweit  ir- 
gend die  Interessen  der  Gesundheitspflege  es  erfordern,  müssen  alle  diese  Anstalten 
nnd  Hasaregeln  tob  den  verschiedenen  Nationen  geachtet  werden,  welche  diese 
Grenze  berühren.    Vgl.  §  472  1). 

509. 
Das  gewaltsame  Embargo,  wodurch  fremde  Schiffe  einstweilen 
in  Voraussicht  einer  nahen  Eriegseröffiiung  am  Auslaufen  yerhindert 
werden,  ist  nur  als  Nothmassregel  und  nur  so  weit  gerechtfertigt, 
als  das  Eriegsrecht  sie  nachträglich  gut  heisst. 

Man  unterscheidet  das  civile  Embaigo  als  eine  Massrogel  der  hohen  Statsr 
polizei  ohne  Tölkerrechtliche  Bedeutung  von  dem  Embargo  als  völkerrechtliche 
Vorbereitungsmassregel  f&r  den  erwarteten  Krieg,  welches  daher  als  even- 
tuelle Kriegsmassregel  zu  betrachten  ist  Der  Zustand  der  zurückgehaltenen 
Schiffe  (von  embargar,  anhalten)  ist  einstweilen  zweifelhafi  Kommt  es  nicht  su» 
Krieg,  so  mOssen  sie  wieder  firei  gegeben  werden  und  in  diesem  Fall  wird  «oc& 
Entschädigung  zu  gewfthrNi  sein.  Bricht  der  Krieg  aus,  so  tritt  beiQ^Uch  der  vtr- 
läufig  in  Beschlag  genommenen  Schiffe  das  Kriegsrecht  ein.  Dann  dient  das  ^ 
bargo  insbesondere  dazu,  um  für  den  FaU,  daas  der  Feind  ein  übennftsaiges  Prisen- 
recht  in  Anspruch  nimmt,  ein  Mittel  zur  Repressalie  in  der  Hand  zu  haben.   ^^ 
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Embai^go  wurde  übrigens  vielfach  zu  Gewalthuidlungen  missbmucht,  nnd  insbe- 
sondere wurde  oft  das  Privateigenthum  in  TöUig  ungerechter  Weise  dadurch  ver- 
letzt Zuweilen  ist  durch  Statenvertrftge  das  Embargo  im  Verhftltniss  der  Vertrags- 
staten  ausgeschlossen  worden.  Handelsvertrag  von  Preussen  mit  den  Vereinigten 
S  tat  en  von  Nordamerika  vom  11.  Juli  1799  Art  16.  Vgl.  Aber  eine  Anwendung 
des  feindlichen  Embargo  durch  England  gegen  Holland  in  nicht  englischem  Ge- 
wisser, am  Gap  der  guten  Hoifinung,  die  Ausführung  des  Lord  Stowe  11  bei  Phil- 
limore  HI.  §  88. 


Achtes  BucL 

Das  Eriegsreclit. 

1.  Be^lf  des  Kriegs^  Krtegsparteien^  Krtegsursachen  und 

KrtegserkUmng. 

510. 
Krieg  ist   bewaffnete  Selbsthülfe   einer   statliehen  Macht  im 
Widerstreit  mit  einer  andern  statliehen  Macht. 

1.  Zaniclist  encheint  der  Krieg  nicht,  me  der  gerichtliche  Frooess  in  der 
Form  eines  Bechtsmittels,  sondern  in  der  furchtbaren  Gestalt  eines  physi- 
schen Kampfes  widerstreitender  Gewalten.  Diese  Erseheinong  des  Kriegs  hat, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ans  welchem  Becht^gronde  der  Krieg  nntemommen  und 
was  für  EriegBslele  yerfolgt  werden,  eine  Menge  auch  von  rechtlichen  Wirkangen- 
Der  Krieg  ist  immer  eine  gewaltsame  Unterbrechung  des  friedlichen  Zostands  vad 
des  Friedensrechts  und  nur  nothdOrftig  gelingt  es  dem  Völkerrecht,  ihn  in  be- 
stimmten Schranken  su  halten.  Auch  der  ungerechtfertigte  Eroberungskrieg 
oder  ein  Krieg  ans  blossem  dynastischen  Ehrgeiz  oder  aus  nationaler 
Eifersucht  oder  Rache  hat  diese  tief  in  die  öffentliche  Rechtsordnung  ein- 
greifenden Folgen.  Zunächst  ist  also  der  Krieg  ein  thats&chlicher  Process  im 
Völkerleben,  dessen  rechtliche  Natur  zweifelhaft  ist,  dessen  rechtliche  Wir- 
kungen aber  nothwendig  sind. 

2.  Dennoch  besteht  ein  grosses  humanes  Interesse,  den  Krieg  möglichst  als 
Rechtshülfe  aufzufassen  und  darzustellen,  damit  seine  Anwendung  beschränkter 
und  die  in  ihm  zu  Tage  tretende  Gewaltthat  geordneter  werde.  Vgl.  §§  öll.  516  £ 
Der  wahre,  dem  Ideal  entsprechende  Rechtszustand  ist  der  Friede,  nicht  der 
Krieg.  Wenn  auch  der  ewige  Friede  ein  unerreichbares  Ideal  sein  mag,  so  ist  das 
doch  ein  Ideal,  welches  die  Entwicklung  der  Menschheit  anstrebt,  und  dem  àe 
sich  annähern  kann  und  soll.  Parieu  Oours  de  PoL  S.  371.:  „La  paix  éternelle 
impracticable,  main  indéfiniment  approximable". 

511. 
In  der  Regel  ist  der  Krieg  ein  Rechtsstreit  zwischen  Staten 
als  Kriegsparteien  über  öffentliches  Recht. 
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Es  widerstreitet  den  dvilisirten  Statszustftiideii,  in  denen  ftr  eine  privat- 
rechtliche Gerichtsbarkeit  gesorgt  ist,  dass  über  streitiges  Privatrecht  Krieg 
geführt  irerde.  Im  Mittelalter  noch  war  "es  anders.  Das  Fehde  recht  war  in 
der  That  das  Recht  der  bewaffiieten  SelbsthOlfe  auch  bei  Streitigkeiten  zwischen 
PriTatpersonen  fiber  ihr  Eigenthnm.  Es  ist  durch  die  Durchführung  der  statlichen 
Gerichtsbarkeit  verdrftngt  worden.  Aber  heute  noch  stehen  die  Völker,  wenn  sie 
mit  einander  über  ihr  öffentliches  Becht  streiten,  auf  demselben  barbarischen  Stand- 
punkt, wie  im  Mittelalter  die  Ritter  und  die  Stftdte.  Sie  greifen  zu  den  Waffen 
imd  schlagen  zu,  um  sich  ihr  Recht  zu  verschaffen.  Das  Völkerrecht  hat  noch 
einen  weiten  Weg  zu  machen,  bis  es  ihm  gelingen  wird,  den  Streit  der  Gewalt  in 
einen  wahren  Rechtsstreit  umzubilden. 

512. 

Eine  bewaffnete  Partei,  welche  nicht  von  einer  bestehenden 
Statsgewalt  zur  Gewaltübung  ermächtigt  worden  ist,  wird  dennoch 
insofern  als  Eriegspartei  betrachtet,  als  sie  als  selbständige  Kriegs- 
macht organisirt  ist  nnd  an  States  Statt  in  gutem  Glauben  für 
öffentlicheB  Recht  streitet. 

1.  Es  ist  das  zwar  eine  Ausnahme  tou  der  Regel,  dass  nur  Staten  Krieg 
führen,  aber  wenn  die  politische  Partei  statliche  Zwecke  yerfolgt  nnd  wie  eine 
Statsmacfat  organisirt  ist,  so  stellt  sie  gewissermassen  den  Stat  dar.  Das 
Luteresse  der  Humanität  fordert,  dass  im  Zweifel  eine  solche  Partei  eher  als  Kriegi- 
partei,  nicht  als  eine  Masse  tou  Verbrechern  behandelt  werde.  Indem  sie  stark 
genug  ist,  sich  als  öffentliche  Macht,  analog  der  Statsmacht  su  behaupten, 
durch  ihre  kriegsm&Bsige  Organisation  auch  Garantien  der  Ordnung  gewfthrt, 
und  durch  ihre  politischen  Ziele  ihr  statliches  Streben  kund  gibt,  hat  sie  auch 
einen  natOrlich^  Anspruch  darauf,  einem  statlichen  Heere  Ähnlich  behandelt  zu 
▼erden.  Die  Gefahren  der  Gewaltabung  werden  dann  nicht  bloss  fOr  sie  selber, 
Bondem  ebenso  für  ihre  Gegner  ermflssigt.  Wird  sie  dagegen  nur  strafrecht- 
lich Tcrfolgt,  so  wird  dadurch  der  thatsAchliche  Kampf  Terwüdert  und  es  ist 
Gefahr,  dass  die  beiden  streitenden  Parteien  in  die  Barbarei  Yersinken  und  ein- 
ander mit  grausamen  Repressalien  zu  überbieten  suchen. 

2.  Von  der  Art  sind  manche  Unternehmungen  tou  Freiseharen,  um  eine 
poUtiflche  Umgestaltung  zu  erzwingen.  Wenn  dieselben  wie  ein  wohlgeordnetes 
Kriegaheer  operiren,  wie  z.  B.  die  deutschen  Freischaren  unter  Major  Schill  oder 
die  italienischen  Freischaren,  die  mit  Garibaldi  nach  Sicilien  undNeai>el  zogen, 
80  ist  es  angezeigt,  sie  als  Ejriegspartei  zu  behandeln.    Vgl.  unten  Ö70  ff. 

8.  Am  nöthigsten  ist  es,  den  obigen  Grundsatz  bei  Bürgerkriegen  zur 
Anwendmg  zu  bringen,  obwohl  gerade  da  die  Leidenschaften  am  liebsten  unter 
der  ernsten  Maske  der  Gerechtig^it  ihren  Haas  und  ihre  Rachsucht  besser  Yor- 
bergen  und  ungehemmter  wirksam  zu  machen  suchen.  Die  Partei,  welche  die 
obrl^eitliche  Autorit&t  ffSae  sich  hat,  eridftrt  dann  gern  die  Partei,  welche  sich  der 
Statsgewalt  widersetzt,  Bis  Hochverr&ther  und  Aufruhrer.  Aber  auch  die  auf- 
st&adiBche  Partei  sieht  sich  meistens  nach  RechtstiteLi  um,  in  der  Absicht,  die 
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B^emogqMTtei  des  Landeaverraths  and  dei  YerfassnagBbnichB  n 
beadmldigeD.  Wenn  einmal  die  Strafgerichtsbarkeit  ihre  Macht  yerlwea  faat  und 
thatflichlicher  Krieg  um  politische  Zi^  geführt  werden  mnss,  dann  ist  es  nö- 
tiger, auch  das  Straf  recht  in  Beurtheilung  der  KriegqMurteien  mhen  za  lassen  und 
diese  politisch  und  militärisch  als  Feinde  zu  betrachten  nnd  zn  behandln.  Eë 
ist  daher  als  ein  Fortschritt  des  heutigen  Ydlkerrechts  zn  betrachten,  dass  es  g^ 
neigt  ist,  sowohl  eine  aufständische  Partei  wie  geordnete  Freischaien  ak  Kriegipaitei 
zu  behandeln,  obwohl  es  an  statlicher  Ermächtigung  fehlt,  wenn  dieselben  a)  als 
Kriegsheer  wohl  geordnet  sind,  b)  selber  die  Rechte  des  dvilisirten  Eriegarechla 
beachten  und  c)  in  gutem  Glauben  fikr  politische  Ziele  kämpfen.  V^^  Law- 
rence ComuL  sur  les  El.  Int  de  Wheaton  I.  S.  182  ff. 

4.  Am  unbedenklichsten  wird  die  Behandlung  eines  Eriegsheers,  ohne  St&t, 
als  Kriegspartei  dann  zugestanden,  wenn  ein  Volk  seine  Heimat  verl&sst  und 
während  es  eine  neue  sich  zu  verschaffen  sucht,  in  Krieg  yerwick^t  wird.  Die 
Römer  haben  so  alle  Zeit  die  auf  der  Wanderung  begriffenen  germa- 
nischen Völker  als  Kri^;Bparteien  betrachtet 

513. 

Blosse  Piraten  und  Bäuber  sind  niemals  Eriegsparteien,  wenn 
gleich  sie  als  Kriegsmacht  organisirt  sind. 

1.  Gegen  dieselben  wird  nicht  Krieg  geführt,  scmdem  Strafgerichtsbar- 
keit  geflbt,  wenn  gleich  mit  kriegerischen  Mitteln.  Weil  dieselben  offénbsr  ge- 
meine Verbrechen  begehen,  und  es  ihnen  augenscheinlich  an  gutem  Glauben  fehlt, 
so  Yerlangt  das  beleidigte  allgemeine  RechtsgefOhl  die  BestraAmg,  und  gibt  acb 
nicht  mit  dem  Siege  zufrieden.  Die  Italienischen  Briganti  sind  keine  Enepr 
partei,  so  wenig  als  die  alten  Flibustier. 

2.  Dagegen  wird  ein  Stat,  welcher  seinen  Einwohnern  Seerftoberei  itf- 
stattet,  wie  im  Alterthum  viele  Seestädte  im  Mittebneer,  und  bis  in  unser  Jakr 
hundert  hinein  noch  die  afrikanischen  Raubstaten,  trotzdem  zur  Kriegspartei,  iraoB 
er  Krieg  führt  Die  einzelne  Tdlkerrechtswidrige  Handlungsweise  zeistOrt  nicht 
den  Rechtscharakter  eines  Stats,  wenn  sie  gleich  seine  Ehre  befleckt 

514. 

In  zusammengesetzten  Staten  ist  der  Krieg  zwischen  der  be- 
stehenden Statsgewalt  des  Gesammtstats  (Reichs-  oder  Bundesgewalt) 
und  der  Tmppenmacht  der  Einzelstaten,  wenn  er  den  Schatz  des 
Beichs-  oder  Bundesrechts  bezweckt,  lediglich  Executionskrieg,  nicht 
ein  völkerrechtlicher  Krieg  zwischen  gleichgestellten  Staten.  Indessen 
betrachtet  das  moderne  Völkerrecht  beide  Parteien  im  Interesse  der 
Humanität  als  Kriegsparteien. 

1.  Beispiele  ans  neuerer  Zeit  sind  der  Schweizer  Sonderbnndskrieg 
vom  Jahr  1847  und  der  nordamerikanische  Bürgerkrieg  von  1861  bis 
18fö.    Die  Bundesgewalt  bezeichnete  zwar  in  beiden  Kriegen  die  widerstreitenden 
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SonderbOndler  als  strafbare  Bebellen,  und  yerrichtete  auch  nicht  TÖDig  auf  die  Be- 
strafung der  Anstifter  und  Führer  der  Rebellion.  Aber  trotzdem  worden  die 
Truppen  der  Gonföderation  doch,  und  mit  Recht,  als  wirkliche  Kriegspartei  be- 
handelt und  dadurch  der  Schuts  des  civiÜsirten  Eriegsrechts  aber  das  ganze  Kriegs- 
feld ausgedehnt.  Noch  entschiedener  sahen  die  auswärtigen  Staten  in  beiden 
Mächten,  die  sich  bekriegten,  wahre  Tölkerrechtliche  Kriegsparteien.  Vgl.  Blunt- 
Bchli  Opinion  impart,  sur  la  Question  de  F  Alabama  in  der  Genter  Revue  Intern, 
n.  S.  457.  Auch  das  Oberste  Bundesgericht  der  Union  hat  im  Mftrz  1863  aus- 
drücklich anerkannt,  dass  in  Amerika  ein  „Bürgerkrieg*'  mit  seinen  Rechtswir* 
kungen  vorhanden  sei. 

2.  Auch  in  dem  deutschen  Krieg  von  1866  versuchte  es  die  Mehrheit 
des  Bundestags  dem  Krieg  den  Charakter  eines  Ezecutionskriegs  gegen  Preussen 
beizulegen,  aber  ohne  Glück.  Preussen  und  Oesterreich,  die  sich  um  die  Führung 
der  deutschen  Nation  stritten,  waren  beide  nicht  blosse  Bundesstaten,  sondern  euro- 
päische M&chte  und  ihr  Krieg  daher  ein  volkerrechtlicher  Krieg  im  vollen 
Sinn  des  Worts.  Von  einer  Anwendung  einer  bundesmässigen  Strafgerichtsbarkeit 
konnte  daher  keine  Rede  sein. 

515. 

Der  Krieg  ist  gerecht,  wenn  und  soweit  die  bewaffnete  Rechts-^ 
hälfe  durch  das  Völkerrecht  begründet  ist,  ungerecht,  wenn  dieselbe 
im  Widerspruch  mit  den  Vorschriften  des  Völkerrechts  ist. 

Es  ist  das  nicht  bloss  ein  moralischer,  sondern  ein  wirklicher  Rechts* 
satz,  freilich  vorerst  noch  von  geringer  practischer  Bedeutung,  weil  jede  Kriegs- 
partei  die  Gerechtigkeit  ihrer  Sache  behauptet  und  es  an  einem  unparteiischen 
Richter  fehlt,  welcher  über  die  Wahrheit  dieser  Behauptung  entscheidet  Indessen 
einige  Wirkungen  hat  diese  Unterscheidung  doch,  insbesondere  bezüglich  der 
Allianzpflicht  und  unter  Umstanden  auch  der  Intervention  bisher  un- 
betheiligter  M&chte.  Jene  ist  nur  für  den  gerechten  Krieg  zu  fordern,  diese 
gegen  den  ungerechten  Krieg  erlaubt. 

516. 

Als  rechtmässige  Ursache  zum  Krieg  gilt  eine  ernste  Rechts- 
verletzung oder  eine  gewaltsame  Besitzstörung,  welche  dem  zum 
Krieg  greifenden  State  widerfahren  ist  oder  womit  er  in  gefahr- 
licher Weise  bedroht  ist,  oder  eine  schwere  Verletzung  der  allge- 
meinen Weltordnung. 

1.  Die  Gewalt  von  Mensch  gegen  Mensch  geübt,  ist  nur  durch  die  Noth- 
wendigkeit  zu  rechtfertigen,  die  wir  ihres  sittlichen  Charakters  wegen  Recht 
nennen.  Der  Krieg  als  Rechtshülfe  setzt  daher  die  Verletzung  eines  Rechts 
voraus,  das  nur  mit  (rewalt  zur  Anerkennung  zu  bringen  ist,  ganz  ebenso  wie  der 
gerichtliche  Process  eine  Rechtsverletzung  voraussetzt,  welche  die  Klage  begründet 

2.  Da  durch  Gedanken  keine  Rechte  verletzt  werden  können,  so  war  die 
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Beraftmg  dor  NcpoleoniidMi  Beglerong,  weidie  dot  angebttebm  Hinterge- 
danken*' det  Kflnlgi  loa  Pwomcp,  daes  er  in  Zoknnll  bei  gllnstiger  Gelegahât 
die  spinlKhe  Krone  leineni  Haue  erwerben  nolle,  ah  KriegwraMhe  ert:lacte  (IS. 
JoU  1870)  and  damtt  den  faicbûmxea  Yölkeikri^  nriachen  Frankreich  und  Deolaeii- 
land  einleitete,  nngianhlich  MvoL  Y^  Bluntachli  in  HottModorfi  Jafaxb.  187L 
8.  37101 

517. 

Als  rechtmässige  Ursache  ssnm  Krieg  ist  aber  nicht  bloss  die 
Verletzung  geschichtlich  anerkannter  und  erworbener  Bechte,  son- 
dern ebenso  die  ungerechtfertigte  Behinderung  der  nothwendigen 
neuen  Bechtsbfldung  und  der  fortschreitenden  BechtsentwicUmig  zn 
betrachten. 

Die  Nothwendigkeit  der  zeitgem&ssen  Neugestaltung  des  Stats  nmss  ebenso 
anerkannt  und  durchgeführt  werden,  wie  der  Bestand  des  geschichtlich  gewordenen 
Rechts,  so  lange  es  lebensAhig  und  zeitgenoAss  ist,  geschützt  werden  solL  Wer 
die  Verfechtung  des  werdenden  Rechts  bestreitet,  der  verkennt  die  lebendige 
Natur  des  Rechts  und  hindert  dessen  Fortbildung,  welche  mit  der  Entwickhuig  der 
Völker  Schritt  halten  muss,  wenn  das  Recht  seine  Bestimmung  erfÙUen  solL  Ei 
ist  eine  eher  kindische  als  juristische  Ansicht,  dass  ein  Volk  berechtigt  sei,  fi^ 
das  dynastische  Erbrecht  eines  Fürsten  Krieg  zu  führen,  aber  nicht  berechtigt  sei, 
far  seine  nationale  Einigung  su  den  Waffen  zu  greifen,  weil  jenes  Erbrecht 
in  einer  mittelalterlichen  Urkunde  vorbehalten  worden,  die  nationale  ig<nignt^  da- 
gegen durch  eine  traurige  Geschichte  bisher  verhindert  und  geheount  worden  ist 
Dennoch  bat  diese  wunderliche  Meinung  im  Jahr  1866  in  Deutschland  manche 
Vertreter  gefunden.  Meines  Eraehtens  ist  das  Recht  eines  Volkes,  sich  die  stat- 
liehe  Gestalt  zu  geben,  deren  es  bedarf,  um  seine  natürliche  Anlage  zn  entwiekeb, 
seine  Bestimmung  zn  erfüllen,  für  seine  Sicherheit  zu  sorgen  und  seine  Elire  zn 
wahren,  und  daher  sein  Recht,  dafOr  nöthigenfalls  zu  den  Waffen  zu  greifen,  ein 
sehr  viel  heiligeres,  natürlicheres  und  wichtigeres  Recht  als  irgend  ein  urkund- 
liches Dynastenrecht 

518. 

Das  blosse  Statsinteresse  fur  sich  allein  rechtfertigt  den  Krieg 
nicht. 

1.  Eben  weil  in  dem  Krieg  die  Gewalt  zwingend  auftritt,  sind  nor  Rechts- 
grflnde,  nicht  aber  blosse  Zweckmässigkeitsgründe  (Interessen)  geeignet» 
denselben  zu  rechtfertigen.  Napoleon  UI.  hatte  daher  Unrecht,  in  der  Thronrede 
vom  18.  Nov.  1867  mit  der  Einmischung  Frankreichs  in  die  deutschen  Angelegen- 
heiten zu  drohen,  wenn  die  französischen  „Interessen''  gefährdet  werden.  Es  gibt 
freilich  viele  Kriege,  welche  ohne  Rechtsnothwendigkeit,  aus  bloss  politischen 
Motiven  unternommen  worden  sind,  um  das  Ansehen  einer  Blacht  zu  vergrOssem, 
eine  politische  Richtung  zu  hindern  oder  zn  unterstützen,  günst^  Verbindungen 
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so  enreièbM  il  d^.    Aber  ab  bkn«  WML  der  PoUtOe  isl  éer  Krieg  dafehatui 
▼erwerflicfa. 

a.  Völlig  Yencldedai  ym  dieser  Frage  ist  die  aodere,  ob  aßt  Krieg,  wenn 
er  ate  BeehtahOlf e  nntenomnen  irorden,  nicht  «neh  als  politisches  Mittel  be- 
natzt werden  dürfe.  Du  ist  meines  Erachtens  nidit  zu  tadefai.  Im  Qegentheil, 
die  Beantmng  des  Kriegs,  vm  wem  er  einmal  da  ist,  audi  nûtsliclte  Zwecke  sa 
eneichen,  schafft  ein  Aeqahralent  för  die  oBTemeidlichen  KriegsQbel  und  bringt 
die  Völker  Torwftrts. 

519. 

Auch  in  einem  ungerechten  Krieg  gelten  dennoch  die  Vor- 
Schriften  des  Völkerrechts  über  die  Art  der  Kriegsführmig  nnd  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Kriegsparteien. 

üeber  den  Begriff  des  angerechten,  d.  h.  des  nicht  doreh  eine  recht» 
mftssige  Kriegsorsache  gerechtfertigten  Kriegs  vgl.  oben  zu  §  Ö16  bis  Ö18.  Die  Vor- 
schriften des  Kriegsrechts  sind  aber  auch  für  den  angerechten  Krieg  bindend.  Würde 
man  das  nicht  zngeben,  nnd  etwa  gegen  die  KriegEfpartei,  welcher  man  vorwirft, 
lie  habe  kehwn  Bechtsgrond  fflr  sich,  strengere  nnd  grausamere  Massregeln  er* 
greifen  oder  ihr  nicht  dieselben  Rechte  zugestehen,  so  würde  der  Krieg  überhaupt 
wieder  barbarischer  werden;  denn  wie  jede  Partei  gewöhnlich  behauptet,  nur  ihr 
Recht  zu  verfechten,  so  bestreitet  sie  gewöhnlidi  den  Rechtsgrund  der  Gegenpartei. 
Das  Kriegsrecht  civilisirt  den  gerechten  lüid  den  ungerechten  Krieg  ganz 
g^ftichmisdg.  Nor  weil  es  diese  ünterseheidnng  nicht  wirken  Iftsst,  sichert  es  seine 
aJigemeiiie  Anwendong. 

520. 

Die  rechtmässige  Kriegsorsache  rechtfertigt  den  Krieg  nur 
dann,  wenn  die  Herstellung  des  Rechts  und  die  entsprechende  Ge- 
nugthuung  und  Sühne  nicht  auf  friedlichem  Wege  sicher  und  ohne 
Zögerung  zu  erreichen  sind. 

Dass  man  die  Verhandlung  über  das  streitige  Recht  nicht  mit  dem  Krieg 
beginnen  darf,  war  schon  den  antiken  Völkern  klar.  Der  Krieg  ist  nicht  das  erste, 
sondern  das  letzte  Mittel,  sich  Recht  zu  verschaffen,  im  Grunde  doch  nur  ein 
unsicheres,  mit  den  schwersten  Uebeln  verbundenes  Nothmittel. 

521. 

Wenn  ein  Stat  einen  Angriffskrieg  beginnt,  so  ist  er  schuldige 
vorerst  den  Versuch  sni  machen,  ob  nicht  seine  Forderungen  ohne 
Krieg  anerkannt  und  erfüllt  werden  und  ebenso  verbunden,  vorher 
seinen  Entschluss  zum  Krieg  zur  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  an- 
zukünden. 

1.  Wird  ein  Angriffskrieg  ohne  Kriegsdrohung  oder  ohne  vorherige  biegiK 
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erUimiur  i^M»<^fc  dorcli  UiataicUidie  üebefTMcbmur  mh  Feindfldifltolten  be- 
gooneii,  80  wird  diese  Handlnog  von  dem  dviliurtcn  Yölkerrecht  gemiarinDiKt,  a 
wtoe  denn,  diM  aasnahmBwelee  das  YftlkeRecht  die  sofortige  Anwoidimg  der 
Kriegigewalt,  wie  s.  B.  g^jen  Seerftnber  gestattet  In  der  B^el  wird  ireilidi  die 
Yerfolgong  der  Seertaber  als  Anwendung  der  YolkeiTechtlichen  Strafgericbts- 
barkeit,  nicht  als  eigentliche  Krie^ifilhning  m  betrachten  sein.  Aber  aie  kann 
sich  unter  ümstftnden  com  Kriege  steigern,  warn  die  verfolgten  Piraten  Sdmtx 
bei  einer  statlichen  Macht  finden. 

2.  Man  muBsftbrigens  den  thatsftchlichen,  d.  h.  militärischen  Angriff 
▼on  dem  rechtlichen  Angrübkrieg  unterscheiden.  Auch  in  einem  VertheidL- 
gnngskriege  kann  der  Yertheidiger  aus  militärischen  GrOnden  der  Angriflbmacht 
dnrch  einen  milit&rischen  Angriff  suTorkommen.  Nicht  die  Thatsache,  der  frAberea 
Ueberschreitung  der  Grenzen  und  des  Einfalls  in  das  Feindesland  ist  fOr  den  recht- 
lichen Unterschied  eines  Angriffs-  oder  Yertheidigungskrieges  entscheidend,  sonden 
die  verschiedene  Bechtastelhmg. 

522. 

Die  Ankündigung  des  bevorstehenden  Kriegs  kann  durch  Ge- 
sante  oder  Herolde  dem  Gegner  gegenüber  formlich  erklärt  oder 
sie  kann  durch  ein  allgemeines  Eriegsmanifest  aller  Welt  gegen- 
über eröffnet  werden. 

1.  Die  antike Bechtsûbung  der  RAhmer  betrachtete  die  feierliche  Kriegs- 
androhung und  sodann  die  nachfolgende  Kriegserklärung  als  «ine  Be- 
dingung des  gerechten  EriegB  (bellum  justum).  Auch  im  Mittelalter  mnsste  die 
rechtmässige  Fehde  drei  Tage  vor  Beginn  der  Gewalt  feierlich  angesagt  irer- 
den.  Mit  Racksicht  darauf  erkl&ren  manche  Publicisten  die  vorherige  Kriegs- 
erklärung an  den  Feind  f&r  ein  Erfordemiss  eines  civilisirten  Kriegsrechts. 

2.  Es  l&68t  sich  nicht  verkennen,  dass  ein  solches  formelles  Yerfahren,  venu 
es  allseitig  beachtet  wird,  für  die  Bechtssicherheit  nützlich  ist  Es  wird  dadurch 
der  Zeitpunkt  genau  constatirt,  in  dem  der  Friede  aufhört  und  ein  au»- 
nahmsweiser  Nothstand  des  Kriegs  eintritt.  Das  gttiau  au  erfahren  und  sicher  zu 
wissen,  ist  aber  für  eine  Menge  von  Rechtsverhältnissen  und  Rechtsfragen  von 
grösfiter  Wichtigkeit  Aber  man  darf  ebenso  wenig  abersehn,  dass  der  neuere 
KriegBgebrauch  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  diese  Form  nicht  mehr  als  noth- 
wendige  Bedingung  einer  rechtmässigen  KriegsfOhrung  beachtet  In  der  That 
kommt  es  denn  auch  nicht  auf  diese  besondere  Form  der  Kriegserklärung  an,  um 
den  Entschluss  zum  Krieg  zu  verkünden  und  die  Thatsache  des  Kriegs  zu  con- 
statiren.  Ganz  dasselbe  kann  durch  ein  Kriegsmanifest  erreicht  werden,  wel- 
ches beides  aller  Welt  und  also  auch  dem  Feind  gegenüber  verkOndet 

Das  heutige  Ydlkerrecht  legt  daher  einem  solchen  Kriegsmanifest  ganz  die- 
selbe Bedeutung  bei,  wie  der  gegenseitigen  Kriegserklärung.  Ueberhanpt  ist  es 
geneigt,  die  ganze  Frage  weniger  formell  zu  betrachten,  als  die  frohere  Yôlke^ 
Sitte.  Die  Rechtsklarheit  hat  dabei  gelitten,  aber  die  Interessen  der  FoUtik  und 
der  Kriegsftthmng  haben  sich  dabei  besser  befanden.  Ygl.  besonders  Philimore 
m  dtp.  5. 
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528. 

In  der  Androhung,  dass  eine  bestimmte  Handlung  eines  Stats 
als  Kriegsfall  betrachtet  und  sofortige  kriegerische  Massregeln  nach 
sich  ziehen  werde,  liegt  unter  Umständen  eine  eventuelle  Kriegs- 
erklärung. 

Fälle  der  eventuellen  Kriegserklärung  sind  in  der  neueren  Kri^g»- 
geschichte  nicht  selten,  so  dass  dann  eine  nochmalige  Eüiegserkl&rung  oder  selbst 
ein  Eri^^smanlfest  als  entbehrlich  betrachtet  wird.  Wenn  hiebei  in  bona  fide  yer- 
fahren  und  nicht  etwa  der  Gegner  absichtlich  get&nscht  wird,  um  ihn  unerwartet 
und  plötzlich  zu  überfallen,  so  kann  man  diese  Prazia  nicht  als  völkerrechtswidrig 
verurtheilen.  Aber  da  der  Missbrauch  nahe  liegt  und  jede  Unsicherheit  über 
Frieden  oder  Krieg  schädlich  wirkt,  so  ist  diese  Methode,  einer  offenen  Erklärung 
auszuweichen,  nicht  empfehlenswerth  und  ihre  Anwendung  möglichst  auf  solche 
Fälle  zu  besckränken,  in  denen  raschestes  Handeln  durchaus  nöthig  und  zu  einer 
gehörigen  Erklärung  keine  Zeit  mehr  ist.  Fälle  solcher  Art  waren  die  Verhin- 
derung der  Spanischen  Expedition  nach  Sidlien  im  Jahre  1718  durch  den  Angriff 
der  englischen  Flotte,  die  Kämpfe  zur  See  zwischen  englischen  und  fransteischen 
Schiffen  im  Jahr  1788,  während  nur  die  Kriegsspannung  klar,  eine  eigentliche 
Kriegserklärung  noch  nicht  geschehen  und  noch  nicht  bekannt  war.  Weil  man  im 
Krieg  auf  üeberraschungen  gefasst  sein  muss,  so  sind  die  Staten  zur  Zeit  der  Vor- 
bereitung und  Spannung  auf  den  Krieg  znr  Wachsamkeit  veranlasst,  und  fängt  die 
militärische  Nothwendigkeit,  den  Drohungen  des  Feindes  rechtzeitig  zu  begegnen, 
an  mitzuwirken.  Es  ist  dann  eine  Aufgabe  der  Politik,  diese  militärische  Bûck- 
sicht  mit  der  auf  das  Völkerrecht  in  Harmonie  zu  bringen. 

524. 

Zum  Yerthddigungskrieg  bedarf  es  einer  vorherigen  Kriegs- 
erklärung durch  den  Yertheidiger  nicht,  wenn  bereits  ein  feind- 
licher Angriff  begonnen  hat,  denn  die  Abwehr  eines  gewaltsamen 
Angriffs  ist  allezeit  erlaubt. 

Der  Vertheidiger  ist  nicht  gehindert,  aber  er  ist  nicht  verpflichtet,  den  Krieg 
zu  erklären.  Auch  er  kann  aber  seinen  Vertheidigungskrieg  durch  ein  Manifest 
begrOnden  und  erklären,  und  er  wird  in  der  Regel  gut  daran  thun,  ein  solches 
Manifest  zu  erlassen. 

525. 

Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  ein  längerelr  Zeitraum  zwischen 
der  Eriegsandrohung  und  dem  Beginn  der  Feindseligkeiten  fiir 
Unterhandlungen  verstattet  werde.  Aber  der  gute  Glaube  und  die 
Bücksicht  auf  die  Regel  des  Friedens  erfordern,  dass  dem  Gegner 
80  viel  Zeit  gegeben  werde,  um  noch  den  Ausbruch  des  Krieges 
dvrch  rasche  Nachgiebigkeit  zu  yermeiden. 


204 

Die  gleichseitige  Kriegseridftraiig  and  ErGilîimig  des  Kriegs  ohne  w- 
herige  unsreideatige  Eriegsdrohong  yentfisst  nicht  sllein  gegen  die  lotereaMn  der 
Humanität,  sondern  auch  gegen  die  rechtliche  Natur  des  Kriegs,  als  der  gevslt- 
■ainen  Rechtshflife  ans  Koth.  Si^e  oben  §  516  f.  Aber  es  genflgt  unter  Um- 
stiiiden  eine  gaas  korie  Frist  Tielleicht  von  wenigen  Tagen,  wenn  die  Gefalir 
drftngt,  sogar  Ton  woiigen  Stunden;  insbesondere  da,  wo  schon  firCdwve  enste 
Drohungen  oder  Kriegsspannnngen  Toransg^iangen  waren  nnd  es  wesentlich  davon 
abhängt,  Qewissheit  aber  die  Friedens-  oder  EriegsentschlOsse  des  Gegners  n 
erhalten. 

526. 
Das  blosse  Anerbieten  über  den  Frieden  zu  nnterbandeln  oder 
sogar  Genugtbunng  zu  gewähren,  hindert  den  Vollzug  d^:  Kriegs- 
drohung nicht,  wenn  nicht  zugleich  verlässige  Garantien  für  wirk- 
liche unjl  sofortige  Befriedigung  gegeben  werden. 

Ein  solches  Anerbieten  kann  aach  gemacht  werden,  um  Zeit  zu  gewinnen 
fOr  vollstftndigere  Eriegsrflstong.  Würde  dasselbe  daher  ein  EQndemiss  sein  för 
den  Beginn  des  Kriegs,  so  könnte  das  leicht  nicht  den  Erieg,  aber  den  Erfolg 
des  Kriegs  yereiteln. 

527. 
Die  EriegserUämng  bezeichnet  zugleich  den   Zeitpunkt  der 
Kriegseröffnung,   wenn   der  Krieg  nicht  schon  vorher  thatsächlicb 
durch  Acte  der  militärischen  Gewalt  begonnen  worden  ist. 

Die  thats&chliche  KriegserOffirang  beendigt  unter  allen  Umständen  den 
bisherigen  Friedenszustand,  auch  wenn  noch  keine  KriegserUftrung  erfolgt  isL 
Aber  die  Kriegserkl&rnng  eröffnet  den  Krieg  ebenfalls,  auch  wenn  die  Feind- 
seli^eiten  noch  nicht  b^onnen  haben.  Es  entspricht  das  theüs  der  thsMch- 
liehen  Natur  des  Kriegs,  theils  der  ausdrücklichen  Willensbestimmung  der  Krie^ 
parte!.  Die  Frage  ist  besonders  wichtig  für  die  Beurtheilung  einzelner  Acte  der 
Gewalt,  die  nur  im  Krieg,  nicht  im  Frieden  erlaubt  sind.  Die  Wegnahme  Ton 
Prisen  setzt  den  Beginn  des  Krieges  tofsus. 

528. 

Ist  der  Krieg  auch  nur  von  einer  Partei  thatsächlicb  oder 
durch  Kriegserklärung  begonnen  worden,  so  ist  yon  dann  an  auch 
die  andere  Partei  beroobtigt,  idas  Kriegsraohi  anzurufen  und  aoza- 
wendcKu. 

Es  folgt  das  aus  der  gegenseitigen  Natur  des  Kriegs.  Wenn  aber  dem 
Feinde  keia  Widenland  entgogengesetst  wird,  sondern  man  sich  demselben  unter- 
wirft, à^fûi  is^  ^  ef  i^t  prei  Ißnxj^feoaß  Parteiea  gibt,  auch  kein  Krieg  T0^ 
banden. 
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2.  Wlrtamgen  des  EriegmuitaiMlefi  im  Allgemeineii.  KriegsxieL 

529. 

Die  Eriegserö&nng  hebt  die  Bechtsordnung  nicht  auf,  auch 
nicht  im  Verhältniss  der  kriegführenden  Staten  zu  einander« 

Aber  sie  übt  die  Rechtsordnimg  yerändemde  Wirkungen  ans 

a)  im  Verhältniss  der  Staten,  welche  Krieg  fuhren  zu  einander 
und  zu  ihren  Bundesgenossen, 

b)  im  YerhältnisB  zu  den  neutralen  Staten, 

c)  mit  RücksiGht  auf  die  Angehörigen  der  Eriegsparteien  oder 
die  Bewohner  des  Kriegsfeldes. 

1.  Die  ältere  nttanechüiche  VonteUang  bildete  sich  einen  rechtlosen 
Natnrxnstand  ein,  welcher  aller  Statenbildang  yoraasgehe,  in  welchem 
die  Menschen  wie  die  Thiere  weder  eigene  Becfate  haben,  noch  Bechte  andem 
Menschen  zugestehen,  nnd  Jeder  so  weit  seinen  Willen  gehend  mache,  als  er  die 
physische  Macht  besitze.  Die  alten  Natnrrechtslehrer  meinten,  nur  durch  Friedens- 
und  Gresellschaftsrertrftge  werde  dieser  Zostand  eines  bellnm  onminm  contra  om- 
nes,  des  allgemeinen  Krieges  Aller  miteinander  beschr&nkt  und  ein  Vertrags- 
m&ssiger  Rechtszustand  eingefohrt  und  sie  behaupteten,  wenn  nun  die  Staten 
wider  einander  den  Krieg  erkl&ren,  so  bedeute  das  Rückkehr  in  jenen  ursprüng- 
lichen TöUig  rechtlosen  Kriegszustand.  Sie  nahmen  in  Folge  dessen  an,  im  Krieg 
werden  keine  Bechte  mehr  anerkannt,  sondern  herrsche  nur  die  physische  Ge- 
walt Diese  ganze  Ansicht  wird  von  der  heutigen  Hechtswissenschaft  als  Irrthum 
Terworfen. 

2.  hn  Gegentheil,  wir  erkennen  an,  dass  es  natürliche  Menschenrechte 
gibt,  die  im  Krieg  wie  im  Frieden  zu  beachten  sind,  und  dass  die  Rechtsordnung 
der  Welt  und  der  einzelnen  Völker  in  einer  steten  geschichtlichen  Ent- 
wicklung begrifTen  ist,  welche  nicht  auf  einmal  durch  einen  YAIkerstreit  abge- 
brochen und  gftnzlich  zerstört  werden  kann.  So  wenig  die  Sprache  und  Cirili- 
sation  einer  Nation  in  Folge  einer  Kriegserldftrung  plötzlich  verschwindet  nnd  in 
die  nrsprOngliche  Roheit  und  Barbarei  zurOehsinkt,  ebenso  wenig  kann  die  Rechts- 
caltnr,  das  Erseugniss  einer  Arbeit  von  Jahrhunderten  auf  einmal 
wieder  erlöschen  und  ein  Zustand  völliger  Recfatlosic^it  an  seine  Stelle  treten. 
Da  der  Krieg  wesentlich  Rechtshalfe  ist,  so  darf  er  nicht  die  Rechts- 
ordnung verneinen,  welcher  er  dienen  will. 

3.  Die  Rechtsordnung  im  Ganzen  bleibt  also  nnversehrt  Aber  weil  der 
Krieg  einen  Nothstand  theils  voranssetst,  theils  herbeif&hrt,  übt  er  eine  Reihe 
von  Wirknogen  ans,  welche  das  bestehende  Recht  theilweise  suspen- 
diren,  theilweise  ab&ndera  Es  tritt  nnn  ein  eigenthûmliches  Kriegs* 
recht  ein,  welches  als  Ausnahmsrecht  das  r^iehnftaBlge  Friedensrecht  mo* 
diâdil 
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530. 

Der  Krieg  wird  swischen  den  Staten  gefShrt  und  nicht  nnter 
und  mit  den  Privatpersonen. 


Die  ErkenntnisB  dièses  grossen  Gesetzes,  welches  ans  der  Natur  des  ydXket- 
rechtlichen  Rechtsstreites  folgt,  hat  auf  die  Humanisinmg  des  Kriegs  und  auf  die 
Sicherung  der  Privatrechte  die  wohlthAtigsten  Wirkongen  hervoigebracht.  Ver- 
gleiche darüber  die  Einleitung  zu  diesem  Werk&  So  lange  freilich,  wie  im  Alter- 
thum,  der  Einzehnensch  im  State  aofgieng,  konnte  diese  Unterscheidung  nicht  toU- 
wirksam  werden.  Aber  seitdem  der  Gegensatz  des  Öffentlichen  und  des  Privat- 
recht  s  klarer  geworden  ist  nnd  die  neuere  Bechtsbildnng  begriffen  hat,  dass  (^ 
Privatperson  eine  Existenz  far  sich  habe,  anch  im  Gegensatz  zum  State,  hat 
dieselbe  das  ganze  aus  dem  Alterthum  hervorgebrachte  Kriegsrecht  wohlthftü/;  um- 
gebildet. 

Diese  Umbildung  wurde  vorbereitet  durch  das  sitttliche  Gebot  Chiisti: 
„Liebet  eure  Feinde*'  und  durch  die  MoraUehre  der  Hieologen  (kathoUsihen  und 
protestantischen),  dass  man  nur  no th wendige  Uebel  im  Kriege  znfiU/en  dttrie. 
Aber  die  grundsAtiliche  nnd  energische  Durchführung  des  Rechtsprincr^  ist  doch 
erst  der  modernen  Rechtswissenschaft  und  der  modernem  S^atsprazis 
zu  verdanken. 

531. 

Die  kriegführenden  Staten  sind  Feinde  im  eigentlichen  Sinn, 
die  Privatpersonen  dagegen  sind  als  solche  nicht  Feinde,  weder 
unter  einander  noch  dem  feindlichen  State  gegenüber. 

Nur  die  Statsgewalt  tritt  mit  Heeresmacht  dem  feindlichen  State  ent^ 
gegen  nnd  unternimmt  es,  denselben  zu  zwingen,  dass  er  das  von  Jener  behauptete 
Recht  anerkenne  oder  auf  seine  bestrittenen  Forderungen  verzichte.  Die  Privaten 
als  solche  sind  bei  diesem  Streite  nicht  unmittelbar  betheiligt,  sie  sind  nicht 
Kriegs-  und  nicht  Processparteien,  und  eben  desshalb  nicht  Feinde  im 
eigentlichen  und  vollen  Sinn  des  Worts.  Der  von  den  früheren  PubUdsten,  sogar 
noch  von  Kent  (Gomm.  §  6,  7,  8)  als  allgemein  anerkannt  behauptete  Satz:  „Wenn 
der  Stat  im  Kriege  sei,  so  seien  alle  Bürger  des  Stats  Feinde''  ist 
offenbar  falsch  nnd  darf  daher  nicht  mehr  gelten.  Der  Stat  ist  eine  andere  Per- 
son als  die  Privatpersonen  im  State.  Der  Stat  hat  eine  ihm  eigenthOmlicbe 
Rechtssphftre,  das  grosse  Qebiet  des  öffentlichen  Rechts,  und  die  Privat- 
personen haben  ebenso  ein  ihnen  eigenes  Rechtsgebiet,  ihre  personlichen 
Familien-  und  Vermögensrechte,  welches  von  dem  Streit  der  Staten  nicht  unmittdbsr, 
sondern  nur  mittelbar  betroffen  wird,  über  welches  kein  Streit  zwischen  den 
Staten  ist.  Daher  sind  die  Privatpersonen  nicht  im  eigentlichen  Sinne  Feinde. 
Sie  können  trotz  des  Kriegs  in  den  freundlichsten  Beziehungen  leben,  der  Ver- 
wantschaft»  der  Wirthschaft,  des  Yericehrs.  Sehr  wahr  erUSrte  der  berOhmte 
tonzösische  Minister  Portalis  im  Jahre  Tin.  bei  der  Installation  des  Prisen- 
gerichtshois:  „Entre  deux  ou  plusieurs  nations  belligérantes,  les  particuliers  dont 
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cet  nations  se  composent,  ne  sont  ennemis  qne  par  aoddent:  ils  ne  le  sont  point 
comme  honmies,  ils  ne  le  sont  même  pas  comme  citoyens;  ils  le  sont  uniquement 
comme  soldats'*.  Vgl.  Heffter  §  119.  Proclamation  des  Königs  Wilhelm  von 
Preussen  als  deutschen  Oberfeldheim  vom  11.  Aug.  1870:  „Ich  führe  Krieg  mit 
den  französischen  Soldaten  und  nicht  mit  den  franzfisischen  Bürgern.  Diese  wer- 
den deaahalb  fortfahren,  der  Sicherheit  fOr  ihre  Personen  und  ihre  Güter  zu  ge- 
messen, so  lange  sie  nicht  selbst  durch  feindselige  Unternehmungen  gegen  die 
deutschen  Truppen  Mir  das  Recht  nehmen,  ihnen  Meinen  Schutz  zu  gewähren." 

532. 

Inwiefern  aber  die  Angehörigen  eines  States,  der  Krieg  führt, 
als  Statsbürger  oder  Unterthanen  der  Statsgewalt  öfFenÜich-rechÜich 
verpflichtet  sind,  werden  sie  auch  von  der  Kriegsgewalt  des  Feindes 
betroffen  imd  inwiefern  sie  persönlich  an  dem  Kampfe  des  States 
Theil  nehmen,  werden  sie  auch  als  mittelbare  Feinde  betrachtet 
und  behandelt. 

1.  Der  Stat  gebietet,  soweit  das  öffentliche  Recht  es  gut  heisst,  und  die 
ôifentUche  Wohlfahrt  es  erfordert,  auch  über  die  Krftfte  seiner  Bürger.  Er 
legt  denselben  Kriegslasten  auf.  Insoweit  hemmt  natflrlich  die  feindliche  Kri^gs- 
gewalt,  soweit  ihre  Macht  reicht,  die  Unterstützung  des  Stats  durch  die  Bürger 
und  fordert  im  Gegentheil,  soweit  das  Völkerrecht  es  zul&sst,  für  sich  diese  Unter- 
stützung. 

2.  Wenn  femer  dem  feindlichen  State  die  Truppen  des  Stats  —  gleichviel 
ob  sie  nur  ans  Bürgern  des  Stats  oder  yielleicht  auch  ans  fremden  Söldnern  be- 
stehen —  mit  den  Waffen  entgegentreten,  so  erscheinen  diese  Truppen  that- 
B&chlich  als  Feinde,  und  obwohl  auch  sie  nur  im  Auftrag  und  Dienste  des 
States  Feindschaft  üben,  so  werden  sie  nun  doch  von  den  friedlichen  Unterthanen 
des  gegnerischen  States  unterschieden  und  als  active  Feinde  im  weitem  Sinn 
des  Worts  (mittelbare  Feinde)  angesehen.  Als  solche  smd  sie  im  Kampfe  der 
Todesgefahr  und  besiegt  der  KriegsgeÜEuigenschaft  ausgesetzt 

d.  Die  übrigen  Bürger  können  dann  höchstens  als  mittelbare  oder 
passive  Feinde  insofem  betrachtet  werden,  als  sie  der  feindlichen  Kriegsgewalt 
unterworfen  sind.  Das  ^t  aber  selbst  von  den  neutralen  Personen,  die  inner- 
halb des  Kriegsfeldes  leben.  Gerade  desshalb  ist  es  besser,  den  Namen  Feinde 
fOr  alle  die  Personen  ganz  zu  vermeiden,  die  keinen  th&tigen  Antheil  an  der 
Kriegsfühmng  nehmen.    Tgl.  unten  §  594  ff. 

533. 

Der  antike  Satz,  dass  der  Feind  rechtlos  sei,  wird  von  dem 
heutigen  Völkerrecht  als  unmenschlich  verworfen. 

Vgl  zu  Ö29.  Die  Menschenrechte  dauern  auch  im  Kriege  fort  und  ebenso 
^e  l^vatrechte,  soweit  nicht  der  Nothstand  des  Kriegs  eine  Beschriinkung  noth- 
irendig  mMht 
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534. 

Ebenso  wird  der  Satz,  dass  wider  den  Feind  Alles  erlaubt  sei, 
was  dem  Krieg  führenden  State  nützlich  erscheint,  von  dem  civili- 
sirten  Völkerrecht  als  barbarisch  missbilligt 

Das  Völkerrecht  verbindet  auch  die  Eriegsparteien  während 
des  Kriegs  als  Glieder  der  Menschheit  nnd  beschrankt  dieselben  in 
der  Anwendung  der  zulässigen  Gewaltmittel. 

Da  der  Krieg  gewaltsame  BedUshOlfe  ond  sein  Eadziel  HenteDung  der 
Rechtsordnung  und  des  Friedens  ist,  so  moss  auch  die  Eriegsgewalt  die  Schranken 
der  regelmässigen  Eechtsnothwendigkeit  beachten,  und  darf  dieselben  nur  dann  uod 
nur  insofern  überschreiten,  als  die  ausnahmsweise  militärische  Noth wendigkeit 
es  fordert.  Treulosigkeit  und  barbarische  Grausamkeit  sind  auch  dann  nicht  gegen 
den  Feind  erlaubt,  wenn  dieselben  für  den  Gang  des  Krieges  vortheilhaft  za  sein 
scheinen.  Die  ganse  Existenz  des  Kriegsrechts  bedeutet  Beschränkung  der 
Kriegsleidenschaft  und  der  KriegswillkQr. 

535. 
Âusrottungs-  und  Vernichtungskriege  g^sen  lebens-  und  oultnr- 
fàhige  Völker  und  Stämme  sind  völkerrechtswidrig. 

1.  Der  Yertilgungskrieg  gegen  die  abgottischen  Bewohner  von  FalfistioA 
welchen  die  alten  Juden  noch  für  eine  heilige  Pflicht  hielten,  wird  von  dem  hu- 
maneren RechtBgefflhl  der  heutigen  Welt  als  Barbarei  getadelt  und  darf  nicht  mehr 
wie  ein.  nachahmungswûrdîges  Beispiel  gepriesen  werden. 

2.  Zur  Zeit  noch  weniger  empfindlich  ist  das  moderne  Rechtqgefïkhl  geg^- 
aber  den  wilden  Stämmen.  Das  Völkerrecht  schützt  dieselben  nicht,  weil  man 
annimmt,  sie  gehören  nicht  zu  den  grossen  YClkerfamilien,  aus  denen  die  dvilishte 
Menschheit  besteht,  weil  sie  keinen  activen  Antheil  an  der  Handhabung  des  Yùlker- 
rechts  haben.  Ich  sehe  darin  noch  einen  Mangel  in  dem  heutigen  Völkerrecht. 
Weil  die  Wilden  Menschen  sind,  so  sind  sie  auch  menschlich  zu  behandeln  und 
darf  man  ihnen  nicht  alle  Menschenrechte  absprechen.  Sie  sind  vielleicht  schwer 
an  eine  Rechtsordnung  zu  gewöhnen;  ihre  Erziehung  zu  gesitteten  Menschen  ist 
vielleicht  ein  undankbares  Gesch&ft,  das  nur  mit  geringen  Erfolgen  die  grossen 
Mühen  lohnt.  Aber  es  ist  dennoch  die  Aufigabe  und  die  Pflicht  der  eivilisirten 
Völker,  sich  auch  dieser  Heranbildung  der  rohesten  Stämme  anzunehmen  und  ob 
zu  einem  menschenwürdigeren  Zustand  heranzubilden.  Nimmenneb^ 
darf  es  zugegeben  werden,  dass  die  Jagd  auf  wilde  Menschen  ebenso  Jedennann 
frei  stehe  oder  auch  von  der  Statsgewalt  erhiubt  werden  dürfe,  wie  die  Jagd  auf 
Füchse  und  Wölfe. 

536, 
Das  Kriegsziel  wird  durch  die  Kriegsursache  nur  zum  Theil 
bestimmt.     Die   Forderungen  wachsen  im  Verhältniss  der  Opfer, 
welche  für  den  Krieg  geleistet,  und  der  Gefahren ,  welche  sût  i'SB 
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Kriegß  ftbemrauMn  worden  sind.    D«r  8ieg  übt  dardi  Boin«  Be- 
ihatigimg  der  wirklichen  Madit  aach  eine  Recht  bildende  Kraft  ans. 

1.  Das  ist  der  grosse  Unterschied  zwischen  andern  Processen  und  dem  iiireht- 
baren  Rechtsstreit  des  Kriegs.     Das  gerichtliche  ürthefl  geht  niemals  über  das 
Klagerecht  hinaus,  es  begnügt  sich,  das  RechtsverhAltniss,  welches  verletzt  worden 
war,  wieder  herzustellen.     Die  Processkosten  erscheinen  im  Civilprocess  als  eine 
meist  mir  unwichtige  Nebensache.    Im  Giyilprooess  werden  aber  aach  die  Process- 
mittel,   die  Streitsduriften  and  die  Streitreden  der  Parteien  in  den  bemessenen 
Schranken  festgehaUen,  welche  der  Natur  der  Streitsache  entsprechen.   Sie  greifen 
nicht  über  das  Klagb^iehren  und  nicht  fiber  den  Umfang  der  Einreden  hinaas.   Im 
Krieg  der  Völker  ist  das  Alles  anders.     Der  Krieg  ist  ein  so  furchtbares  Streit- 
mittel, dasB  derselbe  eine  Menge  von  Wirkungen  und  Folgen  nach  sich  deht,  welche 
mit  dem  nrainrOnglichen  Streitobject  nichts  su  schaffen  haben.    Ebr  macht  Opfer  an 
Gut  und  Blnt  nöthig,  die  nicht  selten  viel  grOsser  sind,  als  der  Werth  des  streitigen 
Rechts.    Er  regt  mit  den  Volkskrftften  auch  die  Yolksleidenschaliten  aus  der  Hefe 
auf  and  stellt  das  ganze  kflnftige  VerhAltniss  der  streitenden  Staten  in  FVage.   Nicht 
bloss  Über  das  Recht,  aoch  um  die  Interessen  der  Politik  wird  nan  gestritten.   Es 
offenbaren  sich  im  Krieg  die  lange  gebundenen  and  Terborgenen  Krftfke,  und  vei^ 
langen  mm  ebenfalls  Beachtung.    So  wird  der  Krieg  zu  einem  Entwicklungs- 
moment der  Völkergesehiehte  und  in  veränderter  Gestalt  gehen  aus  ihm 
die  Staten  hervor. 

2.  Deshalb  ist  das  Kriegsziel  nicht  so  enge  begrenzt,  wie  die  Kriegs- 
arsache. £b  erweitert  sich  durch  andere  Momente,  welche  der  Krieg  selbst  dem 
nrsprOnglichem  Streitg^enstand  hinzufügt.  Es  handelt  sich  meistens  nicht  mehr 
allein  nm  die  Gewfthrung  des  aniSuigs  streitigen  Anspruchs  oder  die  Anerkennung 
des  bestrittenen  Rechts,  selbst  nicht  bloss  um  die  Entschädigung  ftlr  die  erlittene 
Unbill  nnd  um  die  Goiagthnang  fOr  die  erfshrene  Beleidigung.  Man  will  auch 
Sicherheit  ffir  die  Zukunft  und  sogar  einen  neuen  Friedenszastand  gewinnen, 
welcher  dem  im  Krieg  bewährten  Machtverhältniss  entspricht  und  der  neuen  Rechts- 
bildung des  Stateniebens  zu  aeitgem&ssem  Ausdruck  dient. 

3.  Insofem  erscheint  der  Krieg  nicht  als  blosse  Abwehr  der  Rechtsver- 
letzung nnd  als  ein  Mittel  der  Wiederherstellung  des  verletzten  Rechts, 
Bondem  zugleich  als  eine  treibende  Kraft  zu  neuer  Rechtsgestaltung.  Die 
Iteogestaltung  des  Statslebens  geht  nun  einmal  nach  dem  Zeugniss  der  Geschichte 
meistens  unter  Donner  und  Blits,  im  Gewitterstnnn  vor  sich. 


3.  KrliC^reclit  gc^n  den  feindlicheii  Stat  und  in  dem  feind- 
lichen Stats^biete. 

537. 
Der  ständige  diplomatische  Verkehr  zwischen  den  feindlichen 
Staten  wird»  wenn  er  nicht  schon  vor  der  Kriegseröffinnng  abge» 
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brochaû  nrcftàsA  ist;  nun  in  Folge  derselben  regelmässig  alE^gehobea 
und  die  Gresanten  werden  wechselseitig  znrückgenifeii  oder  zurück- 
geschickt. 

Indessen  kann  der  Gtesantonverkehr  ausnahmsweise  auch  wahrend 
des  Kriegs  fortgesetzt  oder  neu  angeknüpft  werden. 

1.  Der  Abbruch  des  GesanteuTerkehrs  gdit  oft  der  E[ri^;8eridäning 
Torans  and  wird  dann  als  Einleitong  zu  dem  drohenden  Brach  des  Ftiedenssostands 
angesehen.  Derselbe  kann  aber  auch  mit  der  Eril^gserkUrang  Teibanden  irerden. 
Anf  einer  Rechtsnothwendigkeit  beruht  er  nicht;  denn  es  Ist  kein  inno« 
Widerspruch  darin  zu  finden,  daas  zwei  Staten  über  ein  einzehies  Streitobject  mit 
einander  k&mpfen  und  zugleich  in  andern  Beziehungen  mit  einander  dnrdi  Gesante 
friedliche  Verhandlungen  pflegen.  Der  Krieg  kann  ja  durch  Uebereinkunit  locaüsnt 
und  dadurch  auf  ein  engeres  Gebiet  begrenzt  werden,  als  die  beideraeitige  State- 
henschaft  reicht  Die  wechselseitige  Abberufung  der  Gesanten  erscheint  dato 
durchweg  als  ein  freier,  durch  politische  ErwSgungen  bestimmter  Act  der  Politik, 
nicht  als  Bechtspflicht.  Eben  deshalb  ist  die  Fortdauer  der  Gesantschaft  nidit  un- 
möglich, trotz  des  Kriegs,  und  der  Erneuerung  des  Gesantenverkehrs  stdit 
auch  w&hrend  des  Kriegs  kein  rechtliches  Hinderniss  im  Weg.  Dieselbe  kann 
ebenso  den  Frieden  vorbereiten,  wie  froher  die  Abberufung  den  Krieg. 

2.  Als  politischer  Grund  kommt  neben  der  Abneigung,  einen  freundlichen 
Geschäftsverkehr  fortzusetzen,  wfthrend  man  einander  mit  tödtlicfaen  Waffen  be- 
kämpft, hauptsächlich  die  Rücksicht  in  Betracht,  dass  man  nicht  in  dem  Centram 
der  eigenen  StatB-  und  Kriegsleitung  eine  Beprfisentation  des  feindlichen  Stats  haben 
will,  welche  diese  Stellung  gegen  die  diesseitigen  Statsintereasen  benntien  kann 
und  allen  feindlichen  Bestrebungen  zu  einem  Stützpunkte  dient 

3.  Nicht  dieselben  Gründe  sprechen  für  die  einstweilige  Aufhebung  der  con- 
sularen  Vertretung,  welche  weniger  im  Statsinteresse  als  zu  Gunsten  des  inter- 
nationalen Privatyerkehrs  thfttig  ist.  Es  kommt  daher  eher  vor,  dass  die 
Thatigkeit  der  Consuln  sogar  des  feindlichen  Stats  auch  wfthrend  des  Kriegs  unge- 
hemmt fortgesetzt  wird,  selbstverständlich  aber  nur  so  lange,  als  der  Stat  sein  Exe- 
quatur nicht  zurückzieht    lieber  die  Gonsuhi  der  neutralen  Staten  vgl.  §  55ö. 

538. 

Auch  die  Vertragsverhaltnisse  zwischen  den  Staten,  welche 
Krieg  führen,  werden  nicht  nothwendig  durch  die  Eriegseröfifhimg 
aufgelöst  oder  suspendirt. 

Die  Wirksamkeit  der  Verträge  wird  während  des  Krieges  nur 
insoweit  gehemmt,  als  die  Kriegsführung  mit  derselben  unvereinbar  ist. 

Die  eigens  für  den  Kriegszustand  geschlossenen  Statenverträge 
gelangen  erst  im  Kriege  zu  ihrer  Wirksamkeit. 

1.  Von  vielen  Publicisten  ward  früher  behauptet,  dass  der  Krieg  ipso  facto 
die  Vertr&ge  zwischen  den  kriegführenden  Staten  aufhebe.    Auch  io 
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diplomatischen  Actenstûcken  findet  sich  diese  Behauptung  oft,  wie  ein  selbstrer- 
stândliches  Becht  ausgesprochen.  Offenbar  ist  dieselbe  eine  Folge  jener  falschen 
Grandansicht,  welche  eine  Zeit  lang  das  Eriegsrecht  verdorben  hat,  dass  durch  den 
Krieg  ein  rechtloser  Naturzustand  herbeigeführt  werde.  (Vgl.  zu  §  529.)  Sobald 
man  einmal  erioumt  hatte,  dass  der  Krieg  als  BechtshQlfe  nicht  die  Bechtsordnung 
aufhebt,  so  ûbenseogte  man  sich  von  der  Verwerflichkeit  jener  älteren  Lehre.  Die 
Thatsacfae  des  Kriegs  kann  so  wenig  alles  Yertragsrecht  zerstören,  als  sie  die  Bechts- 
ordnung überhaupt  aufhebt  Der  Krieg  kann  sogar  als  Mittel  dienen,  um  einen 
Stat  zur  Erfüllung  seiner  Yertragspflicht  zu  zwingen. 

2.  Sehr  oft  werden  auch  Yertrftge  eigens  für  den  Kriegsfall  geschlossen, 
wie  z.  B.  tkber  die  Beschränkung  der  Ck>ntrebande,  über  die  Gestattung  des  freien 
Handels  w&hrend  des  Ejiegs,  über  Neutralisirung  eines  Gebietstheils,  zum  Schutz 
gewisser  Anstalten  gegen  die  Kriegsgefahr,  aber  die  Prisengerichtsbarkeit.  Da  hat 
man  auch  früher  schon  anerkannt,  dass  derartige  Yertrftge  trotz  des  Kriegs  Gel- 
tung haben,  freilich  im  Widerspruch  mit  jenem  Gmndirrthum.  Es  ist  aber  eben  so 
wenig  Grund,  um  die  fortdauernde  BechtsgOltigkeit  anderer  Yertrftge,  die  keinen 
Bezug  auf  den  Krieg  haben,  im  Frincip  zu  verneinen,  lediglich  weil  zwischen  den 
Staien  über  eine  andere  Bechtsfrage  Streit  ist.  Wesshalb  sollen  z.  B.  die  vertrags- 
mâssige  Feststellung  der  Grenze,  oder  die  Yertrftge  über  Unterhaltung  der  Flussufer, 
oder  über  die  Freizügigkeit  der  Einwohner,  Ober  das  Erbrecht  und  das  Yormund- 
Bchaftsrecht  kraftlos  werden,  ungeachtet  der  Inhalt  derselben  nicht  streitig  geworden 
ist  und  dieselben  trotz  des  Kriegs  ausgeführt  werden  können? 

8.  Yerschieden  von  der  rechtlichen  Ungültigkeit  ist  die  thatsächliche  Un- 
wirksamkeit der  Yertrftge.     Die  Wirksamkeit  der  Yertrftge  kann  leicht  durch 
den  Krieg  thatsftchlich  behindert  werden,  unter  Umstftnden  schon  deshalb,  weil  der 
friedliche  Yerkehr  zwischen  den  Staten  abgebrochen  wird,  oder  weil  die  Kriegs- 
fühnmg  die  Kräfte  absorbirt,  welche  im  Frieden  für  vertragsmässige  Leistungen 
verwendet  wurden.    Wenn  z.  B.  der  Stat  A  sich  durch  Yertrag  mit  dem  State  B 
verpflichtet  hat,  eine  Eisenbahn  bis  zu  einem  bestimmten  Termin  auszubauen,  oder 
eine  Flusscorrection  auszuführen,  so  macht  wohl,  wenn  es  vorher  zwischen  diesen 
Staten  zum  Kriege  kommt,  in  den  meisten  Ffillen  das  Bedürfniss  der  Kriegsführung, 
welche  alle  financiellen  Kräfte  an  sich  zieht,  den  Yollzug  jenes  Yertrags  unmöglich. 
Insofern  suspendirt  der  Ejieg  die  Wirksamkeit  vieler  Yertrftge,  indem  jeder 
l^egführende  Stat  veranlasst  ist,  alle  seine  Kräfte  eher  auf  die  Wirksamkeit  seiner 
Heerführung  zu  verwenden,  als  um  friedliche  Yerpflichtungen  gegen  den  Feind  zu 
erfüllen;  und  es  bedarf  dann  oft  im  Frieden  einer  erneuerten  Begulirung  dieser 
Verhältniase.    (V^.  oben  §  4ö9.)   Weil  man  das  in  manchen  Fällen  erfahren  hatte, 
80  meinte  man  die  allgemeine  Bechtsregel  aussprechen  zu  dürfen,  dass  der  Krieg 
die  Wirksamkeit  der  Yerträge  überhaupt  verhindere.     Indessen  geht  auch 
^ese  Hegel  zu  weit.    Yiehnehr  ist  im  einzelnen  Fall  zu  prüfen,  ob  die  Natur  des 
^egs  zu  einem  Hindemiss  für  die  Yertragserfüllung  werde  oder  nicht.    Da  die 
privatreditliche  Gerichtsbarkeit  während  des  Kriegs  auch  den  Angehörigen  des 
feindlichen  State  gegenüber  fortdauert,  so  kann  leicht  bei  Entscheidung  eines  Privat- 
P'^^^^^nes  das  bestehende  Yertragsrecht  für  das  richterliche  Urtheil  massgebend 
^d  daher  wirksam  sein. 
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539. 

Wenn  ein  Theil  des  feindlichen  Statsgebiets  —  ein  Pktz,  eine 
Stadt,  ein  Bezirk,  ein  Land  —  von  der  gegnerischen  Kriegsgewalt 
besetzt  wird,  so  yerfallt  dieser  besetzte  Theil  sofort  dem  Eriegsrecbt 
des  Heeres,  welches  Besitz  ergriffen  hat.  Die  Gegenwart  der  krieg- 
führenden Truppen  in  Feindesland  wirkt  auch  ohne  rorherige  &- 
Uärung. 

Vgl.  die  AmerikaniBchen  Kriegstrtikel  1.  Die  militärische  Be- 
•itsnahme  von  Feindealand  im  Kri^  sehlieBsC  die  militärische  Autorität  ii 
sich.  Man  kann  es  daher  den  Beivohnem  des  beaetEten  Gebietes  niebl  ab  Sduüd 
anrechnen,  venn  sie  sich  nun  den  Befehlen  dieser  Gewalt  fogen.  Im  Gegeodial, 
der  Widerstand  gilt  nicht  mehr  als  berechtigt,  wenn  gleich  er  dnith  sittliche  Motne 
der  Vaterlandsliebe  oder  Treue  gegen  den  heimstlichen  Fürsten  veranlasst  wiii 
sondern  wird  je  nach  IJmstftnden  sdiwer  bestraft  Es  ist  das  eine  nothwendige 
Wirkung  des  Kriegs,  in  welchem  sich  eine  geordnete  Statsmacht  geHend  macht 
die  sngleich  genöthigt  ist»  f&r  ihre  Sicherheit  au  sozfen,  damit  sie  Ihre  Zwecke 
weiter  yerfolgen  und  schliesslidi  erreichen  könne. 

540. 
Das  Eriegsrecht  suspendirt  die  Autorität  der  feindlichen  Stats- 
gewalt  in  dem  besetzten  Gebietstheil  und  setzt  die  militärisdie  Au- 
torität der  besetzenden  Macht  an  ihre  Stelle« 

1.  Amerikan.  Eriegsartikel  2.  Es  gilt  das  sowohl  von  der  Gesets- 
gebenden  Gewalt  als  besonders  von  der  obéra,  im  einzelnen  Fall  anordn^en 
und  befehlenden  BegierungsgewaU.  Wenn  sie  weiter  befehlen  woUte,  so  wflitte 
sie  nicht  mehr  auf  Gehorsam  rechnen  dürfen  und  die  Bewohner  nur  in  einen  os- 
natürlichen  Conflict  der  Neigung  und  der  Pflicht  und  in  eine  höchst  gefährliche  Isgß 
versetzen;  denn  unmöglich  kann  die  besetzende  Kriegsautorit&t  es  dulden,  dass  ihr 
eine  feindliche  Gewalt  in  dem  Bereich  ihrer  errungenen  Herrschaft  entgegentrete. 
Die  militärische  Autorität  in  Feindesland  ist  zugleich  Statsautorität  und  zwei 
entgegengesetzte  Statsautorit&ten  können  nicht  in  demselben  Gebiete  be- 
stehen. Mit  Nothwendigkeit  wird  die  eine  durch  die  andere  aus  der  Ausüboog 
verdrängt.    Vgl.  unten  §  544. 

2.  In  diesem  Sinne  hat  der  Feldherr  der  deutschen  Armee  König  Wilhelm 
durch  Décret  vom  13.  Aug.  1870  angeordnet,  dass  in  allen  von  den  Deutschen  einge- 
nommenen französischen  Departements  die  Gonscriptionspflicht  aufgehoben  und  ver- 
boten sei.  Auch  das  ernste  Verbot  des  Kriegsministers  v.  Boon  vom  15.  Dec.  1870, 
welches  den  Bewohnern  der  occupirten  Provinzen  unter  Strafandrohung  untersagte, 
dem  Heere  ihres  States  zuzulaufen,  war  grundsätzlich  gerechtfertigt;  aber  gegoi  die 
angedrohten  Strafen  der  Confiscation  und  mehrjähriger  Verbannung  erheben  sich 
gewichtige  Bedenken;  indem  diese  Strafen  theils  unverhältnissmässig  schwer  er- 
scheinen, theils  länger  dauernde  Wirkungen  haben,  als  das  Eriegsinieresse  es  e^ 
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fordert  Vi^  Jteqnemyns  in  der  Genter  Bevoe  1871  S.  816,  Bluntiehli  in 
HolftEendorfis  Jahrb.  1871  S.  310. 

S.  Biese  Soq^ension  darf  aber  nicht  auf  das  ganze  bestehende  Landes* 
recht,  das  öffentliche  und  das  Friyatrecht  ausgedehnt  werden.  Yiefanefar 
dauert  die  Becfatsordnung  so  weit  fort,  als  sie  mit  den  Kriegsaustflnden  yertrftglich 
ist  und  nicht  von  der  Eriog^gewalt  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  wird. 

4.  Als  die  franiösisehe  proiisorisehe  Begiemng  sur  Landesrertheidtgung 
(Qambetta)  im  December  1870  den  Arbeitern  in  Lothringen,  welches  von  den 
Deutschen  besetzt  war,  jede  ünterst&tzung  der  deutschen  Verwaltung  bei  der  Be- 
nutzung der  franzteischen  Statsforste  bei  Todesstrafe  verbot,  verkannte  sie  die 
Schranken  ihrer  Macht  und  ihres  Hechts. 

541. 

Der  Befehlshaber  über  die  besetzenden  Eriegstruppen  kann  die 
bürgerliche  Verwaltung  und  Rechtspflege  ganz  oder  theilweise  in 
dem  besetzten  Gebiet  fortdauern  lassen ,  wie  in  Friedenszeiten  und 
wie  vor  der  Besitznahme. 

Aber  diese  Verwaltung  moss  hinwieder  sich  den  Anordnungen 
unterwerfen,  welche  die  militärische  Nothwendigkeit  und  das  Be- 
dür&iss  einer  wirksamen  Kriegführung  fordern. 

1.  Amerikan.  Kriegsartikel  3.     Die  Interessen  der  allgemeinen 
Sicherheit  und  Wohlfahrt,  für  welche  die  statlichen  Polizei-  und  Verwaltungs- 
behörden und  die  Gerichte  zu  sorgen  haben,  dauern  auch  im  Kriege  fcut  und  be- 
dürfen einer  Befriedigung.    Es  ist  daher  durchaus  verkehrt,  wenn  die  ganze  Be- 
amtong  und  sogar  die  Polizeimannschaft  (Gtensdarmerie)  bei  dem  Vormarschiren  des 
feindlichen  Heeres  aus  dem  Gebiete,  das  es  zu  besetzen  im  Begriffe  ist,  weggezogen 
werden,  ide  es  noch  1866  in  dem  letzten  Kriege  von  Oesterreich  fai  Böhmen  ge- 
schehen ist    Der  Feind  leidet  dabei  viel  weniger,  als  die  eigenen  Landsleute,  für 
welche  ja  die  Verwaltung  eingeführt  ist.    Diesen  gegenüber  begeht  die  Landes- 
regierung,  welche  alle  Anstalten  zum  Schutz  der  Öffentlichen  Ordnung  beseitigt,  ein 
schweres  Unrecht   Allerdings  ist  aus  politischen  Motiven  ein  Unterschied  zu  machen 
zwischen  den  Beamten  und  Angestellten,   welche  wesentlich  verwaltende  und 
denen,  welche  vornehmlich  politische  Functionen  hatten.   Die  erstem  haben  keinen 
Grund,  zu  flüchten,  aber  viele  Gründe,  in  ihrem  Amte  auszuharren  und  ihre  Ver- 
waltung im  Orts-  und  Landesinteresse  fortzuüben,  wenn  die  feindliche 
Kriegsgewalt  sie  nicht  daran  behindert.    Die  letztem  dagegen  mögen  eher  vor  der 
Feindesgewalt  weichen,  welcher  zu  dienen  sie  nicht  verpflichtet  sind,  und  welche 
ihnen  schwerlich  die  fortgesetzte  politische  Leitung  anvertrauen  würde.    Diese  Unter- 
scheidung wirkt  aber  eher  politisch  als  rechtlich  und  ist  ebendeshalb  eine  fliessende. 
Sinaeke  Verwaltnngsbeamte,  welche  politisch  vorzüglich  compromittirt  sind,  mögen 
zureichende  Motive  haben,  die  besetzte  Gregend  und  ihr  Amt  zu  verlassen,  wenn 
der  Feind  einzieht,  und  umgekehrt  auch  politische  Beamte  nach  Umständen  es  zweck- 
mässig finden,  zurück  zu  bleiben  und  die  weiteren  Entschlüsse  der  besetzenden 
Kriegsgewalt  ateuwareen.  Ito  ^e  Bedhtsregel  steht  fest:  Bis  zur  Besetzung  haben 
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die  Beamten  den  verfiusiiiigBiii&asigeii  Anordniiogea  and  Befehlen  ihrer  Bepooii 
Gehorsam  zu  leisten.  Nach  Tollzogener  Besetzung  dagegen  hdrt  die  Wûfcnakât 
der  frohem  Autoiit&t  auch  f Or  die  Beamten  auf  und  mOssen  sie  sich  der  Antorittt 
der  besetzenden  Kriegsgewalt  so  weit  fügen,  als  dieselbe  Tölkerredttlich  beisr&ndet  k 
2.  Am  wenigsten  werden  von  der  Aenderang  die  Gemeinde-  and  Obofauipt 
alle  Local&mter  betroffen.  Da  dieselben  eine  rein-drtliche  Angabe  and  Beci€haBg 
haben,  so  lassen  sie  sich  nicht  von  dem  Orte  trennen  und  geratiien  mit  dieas 
anter  die  Autorit&t  des  Feindes. 

542. 

Die  Träger  der  militärischen  Autorität  sind  mcht  entbanden 
von  den  Gesetzen  der  Menschlichkeit,  der  Gerechtigkeit,  der  Ehre 
und  des  civilisirten  Kriegsgebrauchs. 

Militärische  Tyrannei  und  Unterdrückung  ist  nicht  Ausübung,  sondern  Miss- 
brauch des  Eriegsrechts.  Je  grösser  die  Ueberlegenheit  der  bewaffiieten  Macht 
ist  Über  die  unbewaffneten  Borger,  desto  nOthiger  ist  es,  dass  dieselbe  durch  jene 
menschlichen  Tugenden  und  Vorzüge  yeredelt  und  ermftssigt  werde.  Es  ist  nidit 
ein  Zeichen  militärischer  Tapferiieit  oder  Ehre,  wenn  der  Soldat  seine  Gewalt  zar 
Ungebühr  missbrancht,  sondern  nor  ein  Zeichen  von  unwürdiger  Bohheit,  and  es 
ist  der  Stolz  einer  dvilisirten  Armee,  Recht  und  gute  Sitte  zu  achten.  Eben  dir 
durch  unterscheidet  sie  sich  von  barbarischen  Kriegern.    Amerik.  Eriegsart  4 

543. 
Das  Eriegsrecht  ist  weniger  streng  zu  handhaben  in  Plätzen 
lind  Bezirken,  deren  Besitznahme   gesichert   erscheint  und  strenger 
da,  wo  die  Gefahr  des  Kampfes  um  den  Besitz  fortdauert  und  DAbe 
ist,  am  strengsten  im  Angesicht  des  wirklichen  Kampfes  selbst 

Am.  Er.  5.  Diese  Regel  wirkt  sowohl  auf  die  Bestimmung  kri^srechtlicher 
Anordnungen,  als  auf  die  Anwendung  und  Auslegung  des  Eriegsrechts.  Die  Stei- 
gerung der  Strenge  ist  wie  das  ganze  Eriegsrecht  durch  die  militärische  Nodi- 
wendigkeit  und  das  Bedürfniss  der  Sicherheit  bedingt  Wenn  es  sich  z.  B.  reàA- 
fertigt,  im  Angesicht  des  gegenwärtigen  Eampfes  H&user  von  Privaten  ganz  in  Besiti 
nehmen,  mit  Wegweisung  der  Bewohner  und  vielleicht  dieselben  niederzureissen,  so 
würde  eine  solche  Massregel,  wenn  ein  localer  Eampf  an  der  Stelle  noch  "^^ 
ungewiss  ist,  als  barbarisch  erscheinen.  Ebenso  wird  die  Hemmung  alles  Verkehn, 
unter  Umst&nden  durch  militärische  YorBichtsmassregeln  geboten,  ohne  solches  Be- 
dürfniss ungerechtfertigt  sein. 

544. 

So  weit  die  Besitznahme  der  feindlichen  Kriegsmacht  reicht 
und  so  lange  sie  dauert,  erscheint  die  Regierungsgewalt  des  gegneri- 
schen States  verdrängt. 

Inzwischen  sind  die  Bewohner  der  besetzten  Gebiete  zu  \m^^ 
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Gehorsam   gegen  die  yerdrangte  Regiening  yerbimden,   aber  ge- 

nothigt,  der  thatsächlich  herrschenden  Eriegsgewalt  statlichen  Ge- 
horsam zu  leisten» 


Vgl.  oben  za  §  539.  Die  Beaitoialime  eines  Gebietstheils  hört  aber  nicht 
schon  dadorch  an^  daas  die  beaetienden  Truppen  wegziehen.  Wenn  die  Armee  tot« 
Wirts  manchiit  in  Feindeslaiid,  so  Ueibt  zonichst  das  hinter  ihr  liegende  Ge« 
biet  in  ihrem  Bedtz,  auch  wenn  sie  keinen  Soldaten  mehr  dort  stehen  hat,  and 
zwar  so  lange,  bis  sie  entweder  den  Besitz  absichtlich  aufgibt,  oder  bis  sie  wieder 
mit  Gewalt  ans  dem  Besitze  yerdrftngt  wird.    Y^.  nnten  S  551. 

545. 

Die  Kriegsgewalt  kann  allgemeine  Verordnungen  erlassen,  Ein- 
richtungen trefien,  Polizeigewalt  und  Steuerhoheit  ausüben,  soweit 
solches  durch  dias  Bedürfiiiss  der  Eriegsfuhrung  geboten  ist,  oder 
durch  die  Bedürfnisse  des  besetzten  Gebietes  und  seiner  Bewohner 
erfordert  wird* 

Sie  hat  sich  aber  bis  zu  definitiver  Begelung  der  Statsverhält- 
nisse  solcher  gesetzgeberischer  Acte  möglichst  zu  enthalten,  durch 
welche  die  Verfassung  geändert  wird  und  darf  die  hergebrachte 
Rechtsordnung  nur  aus  dringenden  Gründen  ausser  Wirksamkeit 
setzen. 

1.  Die  KriegBgewalt  ist  wesentlich  Nothgewalt  und  provisorische  Ge- 
walt Daher  sind  ihre  Anordnungen  durch  die  Nothwendigkeit  bedingt  und  be* 
Bchrftnkt,  und  nicht  berufen,  die  dauernden  Grundlagen  des  öffentlichen  Rechts  zu 
ver&ndenL  Schon  deshalb  soll  sie  die  bestehende  Verfassung  und  Gesetzgebung 
mjjgliehst  wenig  antasten  und  ihre  Wirksamkeit  nur  hindern,  wo  das  militärische 
BedûiûiisB  es  erfordert  Diese  Beschränkung  kann  fireUidt  durch  die  Umstftnde 
geboten  werden.  Wenn  z.  B.  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  der  Be- 
wohner  durch  die  Verfassung  gewährleistet  ist,  so  wird  dennoch  die  feindliche 
Eriegsgewalt  die  freie  Ausübung  desselben  nicht  dulden  können,  ohne  ihren  Besits 
und  ihre  Sicherheit  zu  gefährden.  Auch  die  Pressfreiheit  erleidet  im  Krieg 
nothwendige  Beschränkung.  Ist  durch  die  Verfassung  eine  jahrliche  Versamm- 
lung der  Volksvertretung  angeordnet,  so  werden  auch  diese  Wahlen  und  wird 
die  Versammlung  in  dem  besetzten  Gebiete  gewöhnlich  gehemmt  werden  müssen, 

2.  Wenn  Befreiungskriege  geführt  werden,  dann  freilich  liegt  es  oft 
im  Interesse  der  Kri^ührung,  so  weit  die  Macht  der  Kriegsgewalt  reicht,  auch 
neue  Ordnungen  Tiurlftnfig  einzuführen,  durch  welche  den  bisher  gedrückten  Be- 
wohnern des  besetzten  Landes  bessere  Rechte  verliehen  und  die  Sympathien 
derselben  gewonnen  werden.  Derartige  Veränderungen  haben  die  französischen 
Be?(dutionskriege  zu  Anfang  dies^  Jahrhunderts  mit  sich  gebracht,  aber  auch  der 
i^eoMte  BüigeriErieg  in  den  Vereinigten  Staken  yon  Amerika. 

BliMlieàli,  Du  TOUtomchl. 
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545  a. 
Aach  wenn  die  Eriegsgewalt  feindliches  Gebiet  in  der  Absidit 
besetzt,  dasselbe  zu  behalten,  ist  sie  dennoch  während  dee  Kriegs 
nur  zu  proYisorischen  Verordnungen  berechtigt.  Aber  sie  hat  nun 
die  Macht  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  UmfaUdung  des 
Bechtes  geschichtlich  begründet  ist,  auch  das  Recht  zu  den  Mass- 
regeln, welche  diese  BechtsentwicUung  yon  Hindernissen  bewahren 
und  fördern. 


Der  Gegensatz  zwischen  der  Yerwaltong  solcher  feinâlichen  Provinzen,  wetek 
der  Sieger  behalten  woUte  und  den  andern  besetzten  L&ndem  die  er  nur  zam  Be- 
huf der  Eriegsfùhmng  einnahm,  ist  in  dem  französisch-deatochen  Kriege  von  1870/71 
deutlich  geworden.  Die  Verwaltung  in  Etaass^Lothiingen  bereitete  den  Erwerb  d» 
deutschen  Beiehes  vor  und  war  daher  intensiver  als  die  Yerwaltuiig  der  übrigen 
CraazOsischen  Departements.    Die  Unterschiede  zeigen  sich  vomehmlich 

a)  in  der  entschiedenen  Kiederhaltong  der  Elemente  in  der  Bevölkernngi 
welche  den  Uebexgang  vom  einen  zum  andern  State  verhindern  wollotf 

b)  in  der  Anziehung  und  Stftrkung  der  Elemente,  welche  der  Waadlimg 
freundüch  gesinnt  sind, 

c)  in  der  Gewinnung  der  schwankenden  und  neutralen  Etemente  dnrdi 
Förderung  ihrer  Interessen  und  Beachtung  ihrer  Wünsche. 

Der  Zusammenhang  des  besetzten  feindlichen  Gebietes  mit  dem  feindlichen 
State  bleibt  aber  auch  unter  dieser  Voraussetzung  anerkannt  Nicht  bloss  wurde 
Elsass-Lothringen  wesentlich  mit  Beachtung  des  französischen  Bechts  inzwischen 
verwaltet,  es  wurde  sogar  den  Bewohnern  auch  dieser  Provinz  gestattet,  zu  der 
französischen  Nationalversammlung,  welche  über  den  Frieden  und  die  provisorische 
Begierung  von  Frankreich  entschied,  Bepräsentanten  zu  wählen. 

546. 

Da  der  Kriegssustand  ein  Nothstand  und  das  Kriegsredit  ein 
Nothrecht  ist,  so  können  die  militärisch  gerechtfertigten  Anordnungen 
der  Eriegsgewalt  nicht  aus  dem  Grunde  als  ungültig  angefochten 
werden,  dass  sie  der  Verfassung  oder  dem  Landesrecht  widersprechen. 

Beispiele  der  Art  sinâ  in  der  Erläuterung  zu  §  545  gegeben.  Das  mnü 
aber  sogar  von  der  Kriegsgewalt  des  eigenen  Landes  ebenso  gelten,  deos 
„Noth  kennt  kein  Gebof^ 

547. 

Soweit  nicht  die  Kriegsgewalt  besondere  abweidiende  Vor- 
schrüElen  erlässt,  hat  die  bürgerliche  und  die  Strafgerichtsbarkeit  des 
Landes  ihren  regelmässigen  Fortgang. 

Die  Einführung   einer   ausserordentlidien  kriegsg^nchtUcbea 
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fiechtepflege  —  des  sogenannten  Btandrechts  —  ist  nur  ans  dem 
Gnmde  einer  ernsten  nnd  dringenden  Gefahr  zulässig  nnd  ist  Yor- 
her  öffentlich  zu  verkünden. 

Am.  Kr.  6.  1.  Die  £rie|pBgeiralt  kum  s.  B.  die  Wirksamkeit  der  gesets* 
liehen  Schulsmittel  gegen  Verhaftungen  (Habeas^Gorposaete)  su^eodiren  oder  andi 
in  Folge  der  Yerinfarasperra  die  Dnrchfahnuig  des  Wechsehrechts  hemmen  o.  dgl. 
Vgl.  za  §  545. 

2.  Die  Einsetzung  von  Kriegsgerichten  zur  Ausübung  des  Bt&ndreeht* 
liehen  Ver&hrens  ist  einer  der  schwersten  Eingriffe  in  die  bOrgerliche  Freiheit 
und  Rechtssicherheit,  weil  sie  eine  Menge  von  (Garantien  aufhebt,  welche  das  regel- 
miseige  Processrecht  den  Parteien  gibt.  Es  kann  daher  taa  dmfob  die  Noth  ge- 
rechtfertigt werden.  Die  friedlichen  Bewohner  aber,  dürfen  den  Gefahren  deüelben 
nicht  ausgesetzt  werden  ohne  vorherige  öffentliche  Warnung. 

3.  Während  der  Besetzung  von  französisch  Lothringen  durch  die  Deutsche« 
entstand  zwischen  der  deutschen  Terwaltung  und  dem  französischen  Gerichtshof  zu 
Nancy  eine  Meinungsverschiedenheit  über  die  Formel  der  Vrtheilsverkundigung. 
Die  Deutschen  wollten  gestatten,  dass  wie  bisher,  im  Namen  des  Kaisers  (Napoleon  ni.) 
die  Bechtspflege  gehandhabt  werde.  Das  Gericht  wollte  nach  der  PaiJsear  Bevolutioo 
vom  4.  Sept.  1870  die  Formel  anwenden:  „Im  Namen  der  französisdien  Bepublik". 
Das  Gericht  erkannte  den  Kaiser  nicht  mehr  als  Souverän,  die  Preussische  Behörde 
erkannte  die  Bepublik  noch  nicht  an.  Der  Formel:  Jan  Namen  der  verbOndeten 
Mächte"  stand  im  Wege,  dass  diesen  die  Gerichte  nicht  zageh(Men.  Schliesslich 
stellte  der  Gerichtshof  seine  Thätigkeit  ein,  zum  Schaden  der  Bewohner.  DiA 
richtige  Lösung  war  entweder  eine  neutrale  Formel  z.  B.  im  Namen  des  Ge* 
setzes,  oder  die  W^lassung  der  entbehrlichen  Formel. 

548« 
Auch  die  standrechiKchen  Kriegsgerichte  dürfen  nic}it  nadi 
Willkür  und  mcht  leidenschaftlich  verfahren,  sondern  sind  ver- 
pflichtet, die  Fundamentalgesetze  der  Gerechtigkeit  zu  beachte. 
Insbesondere  sollen  sie  den  Angeschuldigten  freie  Vertheidigung  ge- 
statten, keine  Tortur  anwenden,  den  Thatbestand  wenn  auch  sum- 
marisch doch  unparteiisch  prüfen  und  nur  eine  verhältnissmässige 
Strafe  über  den  Schuldigen  erkennen.  Aber  sie  sind  nicht  gebundeir 
an  die  strengeren  Vorschriften  der  gewohnlichen  Processgesetze. 

Am.  Kr.  12.  Die  Bestellung  dieser  Kriegsgeridite  geschieht  nach  den  Vor* 
Schriften  der  Landesverfassung  oder  der.  militärischen  Vorschriften  der  ein- 
zelnen  Länder.  Die  obigen  Grundsätze  dagegen  haben  eine  allgemein 
menschliche  Bed^tong  Würden  sie  verletst,  so  irtkrde  das  Standreoht  auf- 
^»^n  eine  Bechtspflege  su  sein  und  wftrde  au  einer  Bethitignng  zflgelkoct 
l'^dsoBchaft  iraden.  In  den  Anerikaaischen  Kriegwutarin  ist  anch  der  ßats  snW 
^^i>^  der  skli  tfyr  aUgemeiiien  Ai^fi-lr^yn^^  «npfiahlt;  ,JDîe  Tod:sa6traf  e  dacf 
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ohne  ErlanbniM  dei  Statahaaptet  nicht  Tolkogen  werden,  Miaser  wo  der  Dnag  der 
Umstände  einen  schnelleren  Vollzug  fordert  und  dann  nur  mit  Erlanhniiw  des  obenkes 
Befehlshabers  der  betreffenden  Truppen."  Ueberdem  machen  diese  Artikel  dsnaf 
anfmerksam,  dass  die  militärische  Gerichtsbarkeit  eine  zwiefache  Begründung  habe, 
einmal  in  dem  8 tatsrecht  des  Landes  für  Anfrechthaltong  der  militärischen 
Ordnung  und  sodann  im  Völkerrecht  ftlr  FftUe,  die  nicht  schon  nadi  Lsode»- 
gesets  steafbar  sind,  ibr  welche  es  daher  einer  besondem  Enaichtigimg  bedui 
das  Kriegsrecht  in  dieser  Form  su  handhaben.  Das  gilt  vonOglich  in  feind- 
lichem Land. 

549. 
Die  Eriegsgewalt  darf  alles  das  thun,  was  die  militärische 
Nothwendigkeit  erfordert,  d.  h.  soweit  ihre  Massregeln  als  nbûng 
ersdieinen,  um  den  Kriegszweck  mit  Kriegsmitteln  zu  erreichen  und 
in  Uebereinstimmang  sind  mit  dem  allgemeinen  Recht  und  dem 
Kriegsgebrauch  der  dviUsirten  Völker. 

Arn.  Kr.  14.  Im  Gründe  ist  das  die  entscheidende  Hanptregel  ftr  das 
Recht  der  Kriegsgewali  Was  nothwendig  sei,  ergibt  sich  nur  ans  den  TJmstSnden. 
So  weit  die  Nothwendigkeit  reicht,  so  weit  reicht  die  Kriegsgewalt 
Dsrttber  hinaus  wird  sie  rohe  WillkOr.  Freilich  ist  es  nicht  immer  leicht,  die 
Grenaen  in  der  Praxis  zu  bestimmen  und  es  ist  unmöglich,  hier  nach  formellen 
Merkmalen  zu  yerfahren.  Wenn  eine  Armee  keinen  Mangel  hat  an  Lebensmittelo, 
KleidungsstOdcen,  Fuhrwerken  u.  s.  f.,  so  ist  sie  nicht  in  der  Nothwendi^^t,  wefteze 
Forderungen  der  Art  an  die  Gemeinden  oder  die  Privatpersonen  zu  stellen.  Wem 
sie  dagegen  Mangel  leidet,  so  sind  je  nach  UmstAnden  sogar  starke  Eingriffe  ia  dtf 
Privateigenthnm  ganz  unvermeidlich.  Niemals  aber  hört  die  Wirksamkeit  der 
Moral  auf,  gesetst  auch,  die  regehnAssige  Rechtsordnung  würde  momentsnen 
Schaden  leiden.  Bchdn  sagen  die  Amerikanischen  Kriegsartikel  (lö):  ,,Wenn  die 
M&nner  einander  in  offenem  Krieg  mit  den  Waffen  bekämpfen,  so  hören  sie  doch 
nicht  auf  moralische  Wesen  zu  sein  und  bleiben  den  andern  Menschen  und  Gott 
verantwortlich  fOr  ihre  Thaten.'* 

550. 
Dagegen  verwirft  das  Eriegsrecht  allen  Wort-  und  Treubracb 
auch  gegen  den  Feind,  alle  unnöthige  Grausamkeit,  alle  Ausübung 
der  Privatrache  und  alle  die  Handlungen  der  Gewinnsucht  oder  der 
WoUusti  welche  überall  als  gemeine  Verbrechen  verboten  und  be- 
straft werden,  alle  barbarische  Zerstörung,  alles  was  mit  der  Ehre 
der  Truppen  nicht  vereinbar  ist. 


Am.  Kr.  11.    Vgl  unten  ö74.  575.     Die  Regel,  dass   auch  dem 
!&eae  anhalten  sei  —  Fides  etiam  hosti  servanda  -*  (§ 566)  ist  uralt, 
es  kann  von  dieser  natflriichen  Menschenpâicht  keine  priesterliche  Antoxüit  dL^en- 
sben.    Die  Sehrsnhe  der  Ehre  hat  sich  von  jeher  als  besondeis  mftchtig  enrieNO 
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in  dyfMxkm  Heerai,  oft  wogfut  noch  stirker  ab  die  Sdmiike  dos  asMtaüchfla 

Hechts. 

551. 

Die  Kriegsgewalt  darf  von  den  Beamten  in  Feindesland  den 
Eid  eines  zeitlichen  Gehorsams  fordern  ond  sie  entlassen  nnd  fort- 
weisen,  wenn  sie  denselben  rerweigem.  Der  Gehorsam,  den  sie  der 
Eriegsgewalt  schnlden,  ist  dnrch  die  Daner  der  Besitznahme  be- 
schrankt 

Ys;].  oben  540  und  544.  Einen  Unterthaneneid  darf  die  Kriegogewalt 
nicht  fordern,  bevor  die  Eroberung  danemd  geworden  und  durch  den  Frieden  ge- 
sichert ist.  Die  Autorität  der  Kriegqgewalt  in  Feindealand  ist  nur  eine  provi- 
Borische,  durch  den  Kriegssustaad  bedingte.  Aber  es  kann  unter  umstanden 
nOthig  oder  zwedanâsBig  sein,  daaa  die  Beamten,  welche  ihre  öffentlichen  Functionen 
fortsetzen,  eidlich  verpflichtet  werden,  in  der  Zwischenzeit  nichta  gegen  die  Eriegs- 
gewalt zu  thun  und  deren  Anordnungen  zu  befolgen.  Wenn  dieselben  einen  solchen, 
nur  provisorisch  wirkeaden  Eid  verwelgem,  so  weist  das  auf  die  feindlicfae  Qe- 
simiung  dieser  Beamten  hin  und  die  Eriegsgewalt  hat  Ursache,  denselben  niiniia^tomf 
jede  öffentliche  Autorität  zu  entâehn. 

Ueber  die  Dauer  des  provisorischen  Gehorsams  vgl.  zu  §  544. 

552. 

Der  Vertheidiger  eines  bedrohten  Platzes  soll  die  friedlichen 
Bewohner  rechtzeitig  auf  die  Gefahren  aufinerksam  machen,  denen 
sie  aasgesetzt  werden  und  darf  ihrem  Wegzug  keine  anderen  Hinder- 
nisse in  den  Weg  legen,  als  welche  die  Sorge  für  die  Eriegsführung 
nöthig  macht. 

Zu  Anfang  der  Belagerung  von  Paris,  28.  Sept.  bis  28.  Oct.  1870,  machte 
die  Preussische  Begiening  die  neutrale  Diplomatie  und  die  neutralen  Privaten  auf 
die  Gefohr  aufmerlcsam,  denen  sie  sich  aussetzen,  wenn  sie  in  der  belagerten  Festung 
bleiben;  gestattete  aber  als  später  (Jan.  1871)  den  Wegzug  nicht  mehr.  Die 
Correspondenz  im  Statsarch.  Nr.  4429—4431. 

553. 

Wenn  der  CJommandant  eines  festen  Platzes  die  nnkri^^rischen 
Bewohner  in  der  Absicht  fortweist»  nm  den  Platz  gegen  den  Feind 
länger  behaupten  za  können,  so  kann  diese  Massregel  dnrch  die 
militärische  Nothwendigkeit  gerechtfertigt  sein. 

Aber  auch  der  Belagerer  kann  sich  auf  dieselbe  Nothwendig- 
keit berufen,  wenn  er  in  der  Absicht,  die  Uebergabe  des  Platzes  zu 
beschleunigen,  jene  Bewohner  nicht  wegziehen  läfist.    Greift  der  Be- 
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lageiw  ta  dieser  swar  extremen  aber  nkâit  vonEenrecaiswidngen 
Massregel,  so  ist  der  Belagerte  genöthigt,  den  Aufenthalt  der  Be- 
wohner wieder  im  Platze  zu  gestatten. 

1.  Am.  Er.  18.  Die  ÂoBwcisang  wird  ▼orzfiglich  durch  den  Mangel  »n 
Lebensmitteln  in  dem  befestigten  Plats  motrrirt  und  die  ZurfldEweisimg  ebemo 
durch  die  Hoffiumg  begründet  sein,  den  Plats  durch  Aashangerung  sur  Uèber- 
gabe  SU  nfiihigen.  Beide  MaBoegeln  sind  gogen&ber  den  Medlidben  Bewohnern  satt 
hart,  aber  die  letstere  ist  noch  h&rter,  weil  sie  dieselben  auch  den  grössten  penfio- 
lichen  Gefahren  aussetst  Nur  die  strengste  militärische  Nothwendigkeit 
Tennag  dieselbe  zu  rechtfertigen.  Ohne  diese  muss  es  den  Bewohnern  frei  stehen 
nach  ihrer  eigenen  Wahl,  sei  es  in  dem  Matze  fort  zn  wohnen,  sei  es  d^iselbeD 
SU  verlasBen.  Es  Uegt  aber  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  die  Aasweisung  unter 
Umstanden  von  den  Belagenmgstruppen  verhindert  werden  kann.  Wenn  sie  vet- 
bindert  wird,  so  bleibt  fOr  den  Gommandanten  des  festoi  Platrcs  nlehts  sadens 
übrig,  als  die  Bewohner,  die  nicht  weg^Eommen  kOonen,  wieder  aofinuieliniesL  Kdse 
militftrische  Nothwendigkeit  kfinnte  es  jemals  rechtfertigen,  dass  ^eselben  swisches 
den  beiden  streitenden  Kri^p^jewalten  wie  zwisdien  zwei  harten  Mühlsteinen  se^ 
rieben  werden. 

2.  Wfthrend  der  Belagerung  von  Strassbnrg  durch  die  Deutsdien  (Sept 
1870)  wurde  auf  Verwendung  der  Schweiz  die  Entfernung  joa  Frmssï  imd  KindeRi 
aus  der  befestigten  Stadt  gestattet,  obgleich  daraus  für  die  Belsgerer  mancherlei 

Belftstigung  entstand  und  nicht  jeder  Missbrauch  zu  hindern  war. 

,  »  ... 

554. 

Die  gute  Eriegssitte  verlangt,  dass  der  Belagerer,  wenn  es 
thnnlich  erscheint,  vor  dem  Bombardement  eines  Platzes  die  Absicht 
dazu  ankundige,  damit  die  Nichtstreiter,  insbesondere  Weiber  imd 
Kinder  entfernt  oder  sonst  in  Sicherheit  gebracht  werden.  Indessen 
kann  Ueberraschung  mit  einem  Bombardement  nöthig  sein,  um  d^ 
Platz  bald  zu  gewinnen  und  dann  ist  die  Unterlassung  jener  Anzeige 
gerechtfertigt. 

1.  Am.  Er.  19.  Es  entspricht  diese  Sitte  dem  Wesen  des  Kriegs  als  does 
Streites  zwischen  Stat  und  Stat,  und  nicht  mit  den  Privaten.  Möglichste  Schon W 
dieser  ist  das  Kennzeichen  der  cirilisirten  Eriogsf&hrung.  um  die  Bewohner  gcoaff 
Stftdte  mögüehst  yor  den  Gefahren  des  Kriegs  zu  bewahren,  werden  daher  diese 
ätftdte  meistens  als  offene  Platze  dem  Sieger  überlassen  und  nicht  als  feste 
Plätze  gegen  eine  Belagerung  yertheidigt  Aber  auch  im  letstem  EsU  erfbrdert 
es  die  Menschlichkeit,  dass  die  friedlichen  Bewohner  gewarnt  werden,  bevor  die 
Stadt  beschossen  wird ,  wenn  irgend  der  Gang  des  Krieges  es  gestattet  Nur  in 
den  dringendsten  Fällen  wird  ein  plötzlicher  Ueberfall,  verbunden  mit  einer  rsschea 
Beschiessmig  sich  als  militärische  Nothwendigkeit  vertheidigen  lassen. 

S.  YgL  zn  §  ^68. 
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564a. 

Offene  Städte»  die  nicht  yertheidigt  werden,  dürfen  besetzt, 
aber  nicht  ohne  Noth  beschossen  werden. 

Wenn  eine  Stadt  mit  Festangswerken  verbanden  ist,  so  ist  die 
Beschiessung,  wenn  dieselbe  ans  militärischen  Gründen  nothwendig 
ist,  vorzugsweise  auf  die  Festungswerke  und  die  Vorwerke  (Mauern 
und  Thore  der  Stadt  inbegriffen)  und  deren  Zugänge  zu  richten,  die 
inneren  Stadttheile  dagegen,  welche  von  den  friedlichen  Bürgern  be- 
wohnt werden,  möglichst  zu  verschonen. 

Zuweilen  wird  eine  Unterschieds-  und  rücksichtslose  Beschiessung  einer  be- 
festigten Stadt  damit  entschuldigt,   dass  dadurch  die  friedlichen  Bürger  bewogen 
werden,  die  feindliche  Besatzung  zur  üebergabe  zu  nöthigen.     Indessen  nur  unter 
sehr  seltenen  Umständen  wird  dieses  Motiv  irgendwie  anwendbar  sein.   In  der  Hegel 
erscheint  es  zugleich  als  militärisch  und  rechtlich  unzulässig  und  als  unwirksam. 
Wenn  es  den  Bürgern  zur  Pflicht  gemacht  wird,  sich  jeder  ungeordneten  Theil- 
nahme  an  den  militärischen  Kämpfen  zu  enthalten,  obwohl  die  Yertheidigung  ihres 
VsiterlâiideB  audi  im  Interesse  uzüi  unter  Umständen  die  Pflicht  dei'  Bürger  ist,  so 
kann  und  darf  man  dieseüben  nicht  auffordem  imd  anhalten,  gegen  ihre  elgarâa 
vatwrlftndischen  Truppen  Gewalt  und  Zwang  zu  üben.    Eine  derartige  mcwallache 
Pression  wäre  durchaus  immoralisch.    Ueberdem  ist  sie,  wie  die  Erfahrung  zeigt, 
meistens  auch  machtlos.     Sie  erbittert  wohl  und  reizt  zum  Hass  und  zur  Bache, 
aber  sie  entscheidet  nicht  und  der  Befehlshaber  der  Besatzungstruppen  unterdrückt 
and  bestraft  wohl  die  Anflehimug  der  Bürger,  aber  er  ergibt  sich  nicht  in  Wider- 
spruch mit  seiner  militärischen  Macht  und  Pflicht  ihrem  Drängen.    Yiß.  Blantschli 
in  Holtzendorfiis  Jahrb.  des  deutschen  Reichs  I.  S.  281  f. 

555. 

Die  Thätigkeit  der  fremden  Gesanten  nnd  diplomatischen  Per- 
sonen, welche  bei  der  feindlichen  Regierung  beglaubigt  sind,  hört 
von  Rechtswegen  für  das  besetzte  Gebiet  auf. 

Indessen  pflegt  die  besetzende  Eriegsgewalt  im  Interesse  des 
völkerrechtlichen  Verkehrs  die  neutralen  G^eeanten  in  diesem  Ge- 
biete  ebenso  zu  schützen  und  ihnen  thatsächliche  Wirksamkeit  zu 
gestatten,  wie  wenn  dieselben  vorübergehend  bei  ihr  beglaubigt  wären. 

1.  Wird  die  Residenzstadt  vom  Feinde  eingenommen,  so  verlassen  aH 
die  Gesanten  auch  der  neutralen.  Staten  den  Ort  ihrer  bisherigen  Wärksamkeit  und 
folgen  snweüen  dem  Hofe  nach,  der  sich  zuraeksieht.  Da  rie  bei  dem  weichen- 
den SouTerän  aocreditirt  sind,  so  stehen  sie  sonftdiBt  nur  mit  ihm  in  einem 
^ölkenrechtiichen  Yerhältnlsi.  Es  ist  aber  mdgli<âi,  dass  sie  den  Befehl  erhalten, 
an  ihrem  bisherigen  Wohndta  aossuharren,  wenn  gleich  derselbe  in  Isindlkihe  Ge- 
mft  «eratiNii  ist    Da  sie  bei  der  besetienden  Kiiegeigewalt  nicht  beglaubigt 


Bind,  M  kfinnen  aie  auch  nicht  ferner  hier  den  diplomatiedien  Yerkièhr  fortaetaen. 
Lideaaen  liegt  ea  gewöhnlich  im  Intereaae  der  feindlichen  Kriegagewah,  vekfae  er- 
obernd vorgeht,  möglichat  freundliche  Beiiehnngen  auch  m  den  aniresendea  Ge- 
aanten  der  neotralen  Staten  an  erhalten;  daher  wird  dieaelbe  aelten  gegen  die  FQr^ 
aetiang  ihrea  Aufenthalta  nnd  aelbat  ihrer  Thftti^œit  Schwieri^j^t  maehen  nnd 
auch  die  Priyilegien  der  Geaanten  einstweilen  unbestritten  fortwirkoi  laasen.  Wflide 
aber  der  Verdacht  entstehen,  daas  das  Bleiben  eines  (Geaanten  dasu  miaafaraodii 
würde,  um  der  beaetzenden  Kriegsgewalt  Verlegenheiten  zu  bereiten,  so  wftie  diese 
nicht  gehindert,  den  bei  ihr  nicht  beglaubigten  Qeaanten  ohne  Verzug  wegzuwcSaep. 
2.  Daa  Verlangen  der  finemden  Diplomatie  in  dem  belagerten  Paris,  wOdmt- 
lich  einmal  Gourire  zu  veraenden,  wnrde  aua  militftriaehen  GrOnden  toh  der  be- 
lagernden deutachen  Armee  abgelehnt  und  nur  ein  offener  BriefverlEehr  geatattet, 
Boweit  deraelbe  unverfänglich  erscheint  Note  von  Bismarck  vom  26.  Sept  1870. 
(Statsarch.  4115.)  Dieses  Zugestàndnîss  schien  dem  diplomatischen  Corps  unan- 
nehmbar. Note  vom  6.  Oct.  1870.  (Statsarch.  4120.)  Rechtfertigung  derselben 
in  der  Note  Bismarcks  vom  20.  Oct.  1870  (Statsarchiv  4121). 

556. 

Auch  die  fremden  Gonsuhif  welche  von  der  feindlichen  Be- 
gienmg  ennäditigt  worden  sind,  im  Lande  thätig  zn  sein,  werden 
Ton  der  erobernden  Eriegsgewalt  in  ihrer  Wirksamkeit  möglichst 
wenig  belästigt,  und  so  behandelt,  als  ob  sie  von  der  letztem  in- 
zwischen ermächtigt  wären. 

Vgl.  zu  §  587.  Man  nimmt  an,  daa  Exequatur  wirke  fort,  ganz  ebenso 
wie  die  Ernennung  der  Aemter,  bia  die  feindliche  Kriegagewalt  dieae  ruhige  Fort- 
dauer der  uraprOnglichen  Vollmacht  durch  eine  entgegengesetzte  Erklining  ab- 
bricht. Weil  die  Ck)nsuln  wesentlich  für  den  internationalen  Privatverkehr 
und  nicht  für  den  völkerrechtlichen  Verkehr  der  Staten  ermächtigt  sind,  so  lisBt 
aich  dieae  Fortdauer  der  Ck^naularthfttigkeit  noch  unbedenklicher  gewähren,  als  die 
des  Geaantenverkehra. 


4.  Unerlaubte  EriegsmitteL 

557. 

Der  Gebranch   vergifteter  Waffen  oder  die  Verbreitmig  ron 

Giftstoffen  nnd  Contagion  in  Feindesland  ist  völkerrechtswidrig. 

Schon  daa  uralte  indiache  Geaetzbuch  Manua  (VU  96)  enthftit  dieaes 
Verbot  Die  Beachtung  deaaelben  ist  ein  Kennzeichen  der  civiliairten  Kriegs- 
fahrung  im  Gegensatze  za  der  Kriegaübung  mancher  wildra  Stamme,  wekhe 
sich  der  vergifteten  Pfeile  bedienen.  Die  Verbreitung  von  anateckenden 
in  Feindesland,  um  eine  Epidemie  dahin  zu  verpflanzen,  iat  noch 
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ak  der  Gebnnch  ?on  YOfgiftrteo  Wtäm  and  ein  alwAit  «mdtaigQB  IflUél,  dn 
Feind  sa  schfldigea. 

558. 
Ebenso  sind  untersagt,  Waffen,  weldie  zwecklose  Schmerzen 
Yemrsachen,  wie  Pfeile  mit  Wiederhacken,  gehacktes  Blei  oder  Glas- 
splittor  statt  der  Flintenkngeln. 

Da  der  Krieg  nnr  rem  Stat  gegen  Stat  gefohrt  wird,  bo  sind  die  Eriegsmittel 
beschränkt  auf  die  Mittel,  den  Widerstand  des  feindlichen  State  su  brechen  und 
denselben  snm  Nachgeben  zu  nöthigen.  Jede  annöthige  Grausamkeit  ist 
fiarbareL 

Rassische  Denkschrift  des  Generals  Müntino:  „Les  parties  belligérantes 
ne  doivent  tolérer  que  ces  cruautés  (1)  qui  sont  impérieusement  nécessaires  pour 
la  guerre.  Toute  souffirance  et  tout  dommage  qui  n'auraient  pas  pour  seul  ré- 
sultat d'affaiblir  l'ennemi  n'ont  aucune  raison  d'être  et  ne  doivent  6tre  admises 
d'aucune  manière." 

558  a. 

Geschosse  von  weniger  als  400  Gramm  Gewicht  dürfen  nicht 
mit  ezplodirenden  (Sprengkngeln)  noch  mit  entzündlichen  oder  brenn- 
baren Stoffen  versehen  sein. 

Die  auf  Bmilands  Anregung  von  sftmmtUchen  europäischen  Staten  genehmigte 
Erkl&rung,  welche  am  11.  December  1868  zu  Petersburg  beschlossen  winde,  lautet 
in  ihren  wesentlichen  Bestimmungen;  „Considérant  que  les  progrès  de  la  civilisation 
doivent  avoir  pour  effet  d'atténuer  autant  que  possible  les  calamités  de  la  guerre: 
que  le  seul  but  légitime  que  les  États  doivent  se  proposer  durant  la  gueire  eat 
l'affaiblissement  des  forces  militaires  de  l'ennemi;  qu'à  cet  effet,  il  suffît  de  mettre 
hois  de  eQmlwt  le  i^us  grand  nombre  d'hommes  possible;  que  le  but  serait  dépassé 
psr  l'emploi  d'annes  qui  agravendent  Inutflement  les  BOu£&ancea  des  hommes  mis 
hon  de  combat  on  rendraient  leur  mort  inévitable;  que  l'emploi  de  pareilles  armes 
serait  des  lors  Cfmtndre  aux  lois  de  l'humanité;  les  parties  contractantes  s'engagent 
à  renoncer  mutuellement,  en  cas  de  guerre  entre  elles,  &  l'emploi  par  lenrs  troupes 
âe  terre  ou  de  mer,  de  tout  projectile  d'un  poids  inférieur  à  400  grammes,  qui 
serait  on  explosible  ou  chargé  de  matières  fulminantes  on  inflammables." 

Die  Bestimmung  bezieht  sich  nur  auf  Flintenklugeln,  nicht  anf  die  schire- 
raren  Oeschoase  der  ArtiUerie  (Granaten,  Shrapnels  u.  s.  f.),  welche  zwar  ebenfalls 
explodiren  und  schwerere  Verwundungen  verursachen,  aber  fbr  eine  wirksame 
KriegsfiQhrung  als  unentbehrlich  betrachtet  werden. 

Die  PkeuflBiscfae  Begierang  hatte  durch  Note  vom  29.  Juni  1868  eine  Er- 
weiterung des  russischen  Antrags  vorgeschlagen,  wodurch  grundsfttslich  eine  Beihe 
von  unerlaubten  Zerstftmngsmitteln  untersagt  würde.  Aber  England  aeigte  sich 
^^HSeneigt  darauf  einmgehen,  weil  es  besorgte,  dass  dadurch  die  Erfindung  und 
l^echuik  alhsusehr  eingeengt  werde,  worauf  es  im  QefOhl  der  nunerischen  Schwache 
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«inet  HMC6B  tonOglldi  m  ttchneâ  lute.    (Die  YfrtiMMlkmgqi  la  StatatMr 
Nr.  8485.) 

559. 

Die  Benntzmig  von  Wflden  oder  die  Verwendung  Ton  Bolcben 
Truppen  zur  Kriegshülfe,  welche  für  das  Recht  und  die  gute  Sitte 
ciyilisirter  Völker  weder  Verständnise  noch  Achtung  haben,  ist  mit 
einer  dyilisirten  Kriegsfühmng  nicht  yerträglich. 

Die  civilisirte  Kriegsfûhnmg  dnldet  flberhaupt  die  Barbarei  nicht  und  darf 
daher  anch  barbarische  St&mme  nicht  sa  Eriegogenossen  machen.  Dagegen  ist 
es  nicht  verwehrt,  solche  barbarische  Individuen  oder  StAmme,  welche  sich  den 
Schranken  des  VölkerrechtB  and  der  dvilisirten  Sitte  fügen  and  den  Anordnungen 
der  dvilisirten  Offiziere  gehorchen,  zn  verwenden.  Vgl.  Wh  eat  on  (Dana)  Elem. 
of.  internat,  law.  §  343.  n.  n.  Die  Verwendung  der  afrikanisdien  and  mohamme- 
danischen  Tnrkos  darch  Napoleon  m.  in  dem  franzOsisch-deatsdieu  Kriege  too 
1870  war  desshalb  ein  Raddall  aas  der  dvilisirten  in  die  barbarische  Eriegsr 
fahrung,  weil  diese  Leate  grôsstentheils  fOr  die  europäisdi-daristliche  Galtor,  ins- 
besondere für  persönliche  und  Frauenehre,  and  Schonung  des  Eigenthams  km 
rechtes  VerBtftndniés  hatten. 

560- 

Der  guten  Kriegssitte  widerspricht  das  Schiessen  yon  Ketteü- 
kugeln  im  Land-  und  von  glfihenden  Kugeln  und  Pechkranzen  im 
Seekrieg. 

Im  Mittelalter  versachte  es  der  Papst  Innocenz  ID.,  die  Anwendong  m 
Wurfgeschossen  Uberbaopt  gegen  Christen  zu  ontenagen  cap.  un  X.  de  ngit> 
tarüs.    Aber  vergeblich.    Die  moderne  KriegsfEÜnung  beroht  gerade  auf  den  Sduuft* 
Waffen.     Auch   geht  man  za  weit,   wenn    man   alle  tOdtlichen  Wafilen,  welcbe 
massenhaft  wirken,  fOr  völkerrechtswidrig  erklftrt.    Wesshalb  sollten  die  Waffen 
erlaubt  sein,  durch  welche  einzelne  Individuen  getödtet  werden,  aber  die  Ter- 
boten,  welche  Reihen  von  Individuen  bedrohen,  da  Ja  doch  nicht  gegen  die  b- 
dividuen  der  Krieg  geführt  wird,  sondern  gegen  die  Macht  des  feindlichen  Stats? 
Jede  Kanonenkugel  bedroht  mehr  als  Ein  Menschenleben,  die  KarUUschen  werfen 
ganze  Scharen  nieder  und  die  schweren  Kanonen   der  Strandbatterien  und  der 
Kriegsschiffe  können  ganze  Schiffe  in  den  Grund  bohren;  eine  explodirende  Mine 
kann  eine  Menge  Menschen  verschütten,  dorch  ein  Branderschiff  aodi  ein  feind- 
liches Schiff  angezündet  werden.     Dennoch  h&lt  die  Kri^sdtte  diese  Mittel  ftr 
erlaubt,  aber  sie  verwirft  die  Kettenhageln  (boulets  &  chaîne)  und  die  Stangen- 
kugeln  (boulets  à  bras)  als  barbarisch  und  nimmt  an  dem  Beechiessen  der  Schiffe 
mit  glühenden  Kugeln  und  dem  Werfen  von  brennenden  Pechkrinxen 
in  das  fefaidlidie  Schiff  Ajstoss.    Ofiienbar  ist  die  Kriegssitte  noch  zn  lax  und  xu 
grausam,  und  nicht  etwa  zu  empfindsam  und  zu  Ängstlich  in  ihrem  Urtheü  tiber 
ErUmbtea  und  Uneriaubtes, 
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561. 

Das  Yolkerrecht  verwirft  den  Meuchelmord  eines  feindlichen 
Individuums  als  unerlaubtes  Eriegsmittel. 

Am  Er.  148.  Kicht  bloss  der  Meuchelmord  dnrch  verrätherishes  Bei« 
bringen  Ton  Gift,  sondem  auch  durch  heimliches  Nachschleichen  und  Erdolchen 
oder  Srschiessen  wird  durch  das  Kriegsrecht  nicht  legitimirt,  wenn  gleich  der 
Mörder  oft  straflos  bleibt.  Die  Tödtung  im  Kampf  ist  erlaubt,  der  Mord 
ausserhalb  des  Kampfes  ist  unehrlich  und  yerboten,  auch  wenn  er,  wie  z.  B. 
die  Ermordung  des  feindlichen  Feldherm  oder  Fürsten  für  die  eigene  Kriegs- 
iûhnmg  nützlich  ist.  Der  Unterschied  war  schon  den  civilisirten  Völkern  des 
Alterthuxns  klar,  bedurfte  aber  von  Zeit  zu  Zeit  erneuerter  Aussprache,  um  nicht 
-von  den  wilden  Leidenschafsen  verkannt  zu  werden.     Selbst  im  Kampf  ist  alles 

■  * 

unnOthige  Tödten  der  Feinde  verwerflich. 

562. 

Auch  die  Acfaterklänmg  gegen  einen  Einzelnen,  durch  welche 
er  als  rechtlos  und  vog^ffirei  der  straflosen  Misshandlung  und  Tod-* 
tung  von  Jedermann  Preis  gegeben  wird,  und  '.die  Ausschreibung 
von  Preisen  auf  den  Kopf  eines  Menschen  werden  von  den  civili- 
sirten Völkern  als  eine  barbarische  Uebung  missbilligt. 

Im  Mittelalter  war  die  Acht  noch  em  Hauptnüttel   des  Strafrechts  und 

man  Uess  sie  daher  im  Kriege  ohne  Bedenken  ebenfalls  zu.     Das  heutige  Kriegs* 

wie  das  Friedensrecht  erkennt  die  grosse  Bechtsregel  an:  „Der  Mensch  ist  nie« 

mala  rechtlos*',  und  kann  daher  jene  Acht  nicht  mehr  zugestehen.    In  anderem 

Sinne  freilich  kaim  man  heute  noch  von  der  Aechtung  einer  feindlichen  Persern 

reden,  insofern  als  sie  entweder  aus  dem  Lande  gewiesen,  oder  der  Verfolgung  in 

der  Absicht  ausgesetzt  wird,  damit  man  sich  ihrer  bemächtige  und  sie  gefangen 

zur  Stelle  bringe.    Das  kann  aus  politischen  und  militärisehen  Gründen  als  noth« 

wendig  erscheinen  und  insofern  gerechtfertigt    werden.     In  den  Napoleonischen 

Kriegen  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  ist   wiederholt  gegen  politisch  bedeutende 

Manner,  die  als  Feinde  erklärt  und  geächtet  wurden,  so  verfahren  worden.    Eine 

solche  Aechtung  erinnert  an  den  athenischen  Ostracismus.    Von  der  Art  war  auch 

die  berOhmte  Aechtung  des  Preussischen  Ministeis  Stein  durch  Kaiser  Napoleon  L, 

aber  auch  die  spätere  Aechtung  Napoleons  selbst  durch  die  allürten  Mächte. 

663- 

Das  Völkerrecht  verwirft  überhaupt  alle  Anstiftung  zu  Ver- 
brechen, auch  wenn  dieselben  der  Eriegsführung  nützlich  wären. 
Aber  es  hindert  nicht,  die  Vortheile  zu  benutzen,  welche  durch  die 
Verbrechen  dritter  Personen  4^  Kriegsführung  zufällig  dargeboten 
werten. 
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80  wenig  der  Fddlierr  Mdrder  diqgen  darf,  ebeuo  irenig  darf  er  an  Brand- 
Btiftung,  Ranb,  Diebstahl  n.  a.  f.  anatiften.  Daa  Völkerrecfai  achlet  «ndi 
im  Erlege  die  gemeiiie  Rechtaordniiiig  and  rerabschent  das  VerbreclieiL 
Aber  wenn  durch  den  Mord  eines  feindlichen  Heerftkhrers  das  feindliche  Heer  in 
Yerwirmng  gebracht,  oder  wenn  durch  eine  Brandstiftong  ein  Yertheidigangswak 
des  Feindes  zerstört  worden  ist,  so  sind  das  f&r  den  Gegner  vidleicht  glOcklidie 
Ereignisse,  die  zum  Siege  an  benutzen  ihm  nicht  rerwelirt  ist  Die  BflckHifhtm 
der  Ritterliddceit,  der  Orossmuth  und  der  Ehre  [können  auch  in  soklien  Faika 
eine  hastige  und  schonungdose  Ausbeutung  solcher  Yortheile  als  nwaimttodig  oder 
unedel  darstellen,  aber  das  weniger  empfindliche  Becht  Iftsst  dieaelbe  gewfthren. 

564. 

Dagegen  gilt  die  Aufforderung  zu  Handlangen^  welche  zwar  in 
dem  feindlichen  State  als  politische  Verbrechen  strafbar,  aber  ran 
dem  Standpunkte  seines  politischen  Gegners  ehrenhaft  sind,  und 
die  Unterstützung  solcher  politischer  Verbrecher  im  Feindeelande, 
als  ein  erlaubtes  Mittel  der  Eriegsführong. 

1.  Die  Natur  der  dgentlichen  politischen  Verbrechen  unterscheidet 
sich  darin  von  dem  gemeinen  Verbrechen  selur  wesentiich,  dass  ^Bese  daa  allge- 
meine  Rechtsgeftthl  aller  dTÜisirten  Völker  tief  Terletaen  und  beleidigen, 
w&hrend  jene  nur  einem  bestimmten  State  gegenüber  yerQbt  werden  und 
nur  dessen  Statsordnung  betreifen.    Dieselbe  Huidlung  kann  daher  in  einem 
State  schwere  Strafe  verdienen,  und  yon  den  benachbarten  Völkern  als  eine  rOlun- 
liche  Tliat  gepriesen  werden.    Auch  in  der  modernen  Kriegsfllhrung  kommt  es  oft 
Tor,  dass  die  sympathisch  gesinnte  Partei  in  Feindesland  oder  eine  unterdrückte 
Bevölkerung,  welche  man  durch  den  Krieg  befreien  will,  zum  Aufstand  angeregt, 
dasa  ZuzOger  aus  dem  Feindesland  unter  die  Truppen  aufgenommen  werden,  welche 
daaselbe  einnehmen  sollen,  dass  mit  einem  Prätendenten,  der  Ansprüche  auf  die 
Befi^erung  im  Feindesland  erhebt,  Verbindungen  angelmüpft  und  in  der  Absicht 
unterhalten  werden,  die  feindliche  Begierung  im  Innern  ihres  Landes  in  Qefabr 
zu  bringen.    Keine  einzige  europftische  oder  amerikanische  Kriegsmacht  hat  sich 
solcher  Mittel  enthalten,  wenn  sie  sich  ihr  darboten  und  für  die  Kri^^sftkhrang 
nützlich  erschienen.    Sowohl  die  Bevolntions-  als  die  Restaurationapolitik 
hat  sich  derselben  bedient;  aber  auch  die  neueste  Befrei ungs-  und  Nationa- 
lit&tspolitik  in  Italien  und  Deutschland  hat  dieselben  nicht  verschmftht    ^ 
politischen  Rücksichten  sind  in  dieser  Beziehung  so  entscheidend,  dass  die 
strafrechtlichen  in  den  Hintergrund  treten. 

2.  Dagegen  wird  die  Aufreizung  der  feindlichen  Offiziere  und  Soldaten  vst 
Desertion  oder  zum  Verrath  —  wenigstens  in  der  Regel  —  für  ein  unerlaubtes 
Kriegsmittel  angesehen,  weil  hier  auch  das  allgemeine  Interesse  aller  Staten  ao 
der  Aufrechthaltung  der  militärischen  Ordnung  und  Disciplin  so  fiber- 
wiegend  erscheint,  dass  die  politischen  Rücksichten  eine  derartige  Störung  nur 
selten  zu  entschuldigen  vermögen.   Wenn  aber  in  dem  amerikanischen  BüigediriciS^ 
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den  Sdftven  im  SQden  Befreiung  Tenprochen  wurde,  so  war  das  troti  der  sQd- 
statficheD  Eigenthnmsgesetie  durch  das  natoriiche  Mensdienreeht  gerechtfertigt. 

565. 

Die  list  ist  im  Kriege  erlaubt  und  daher  auch  die  Täuschung 
des  Feindes  nicht  YÖlkerrechtswidrig,  sogar  nicht  die  Täuschung 
durch  Uniformen,  Fahnen  und  Flaggen.  Vor  dem  wirklichen  Zu- 
sammenstoss  aber  muss  jeder  Heereskörper  unter  seiner  wahren 
Fahne  und  Flagge  erscheinen  und  darf  nur  als  offenbarer  Feind 
fechten. 

Im  Kriege  kAmpfen  Gewalt  und  List  bald  gemeinsam,  bald  wider  einander. 
Es  ist  erlaubt,  den  Feind  Ober  die  Stftrke  und  die  Bewegungen  des  Heeres  za 
tauschen,  z.  B.  indem  man  durch  Anzünden  zahlreicher  Wachtfeuer  die  Anwesen- 
heit eines  starken  Truppenkörpers  glaublich  macht,  w&hrend  die  Truppen  bereits 
abgezogen  sind,  oder  indem  ein  geringes  Streifcorps  bald  da,  bald  dort  erscheint 
und  die  Meinung  verbreitet,  es  seien  sshlreiehe  Truppen  in  der  N&he.  Ebenso 
kann  der  Peind  durch  eine  scheinbare  Flucht  in  einen  Hinterhalt  gelockt  und  da 
überfallen  werden.  Die  List  dient  dazu,  die  physische  Ueberlegenheit  des  Feindes 
durch  ein  geistiges  Gegengewicht  zu  vermindern  oder  zu  überwinden.  Bedenklich 
ist  allerdings  die  Benutzung  der  Kennzeichen  des  feindlichen  Heeres  —  Uni  for- 
men,  Fahnen,  Flaggen  —  zur  Täuschung  desselben,  um  dasselbe  sorglos  zu 
machen  und  leichter  in  Verwirrung  zu  bringen.  Diese  Art  der  Täuschung  darf 
nicht  über  die  Vorbereitungen  zum  E»mpl  hinaosgetrieben  werden«  In  der 
Schlacht  sollen  die  Feinde  einander  offen  entgegenstehn  und  nicht  hinterrücks 
in  der  Maske  des  Freundes  und  Waffenbruders  der  Feind  den  Feind 
anfallen. 

566. 

Auch  dem  Feinde  rnnss  man  Treue  halten.  Der  Bruch  eines 
dem  Feinde  im  Kriege  gegebenen  Versprechens  ist  YÖlkerrechtswidrig« 

«JStiam  hosti  fides  servanda'*  ist  ein  uiaHer  Rechtssats  selbst  des 
antiken  Vdlkeirechts  (§  550).  Ohne  Vertrauen  auf  die  gegebene  Zusage  und  ohne 
Treue  ist  überhaupt  kein  gesicherter  Rechtsawstead  unter  den  Völkern  denkbar. 
Von  jeher  hat  der  natürliche  Bechtssinn  der  Menschen  z.  B.  den  Bruch  des  er* 
theüten  freien  Geleites,  oder  der  zugesicherten  Schonung  bei  Uebeigabe  eines 
festen  Platzes  oder  des  versprochenen  freien  Abzugs  als  ein  schweres  Verbrechen 
an  der  menschlichen  Bechtsordnnng  gebrandmarkt. 

567. 

Wenn  der  Feind  die  Schranken  der  guten  Kriegssitte  miss- 
achtet oder  völkerrechtswidrige  Eriegsmittel  anwendet,  so  sind  Re- 
pressalien gestattet.  Indessen  dürfen  bei  der  Anwendung  von  Re- 
pressalien nicht  die  Grandgebote  der  Menschliohkeit  verletzt  >werdra. 


318  Achte  BqcL 

Vgl.  olKai  i  4d9  1  Am.  Kr.  27.  38.  Die  Birtitrei  des  Frâte  ledd- 
fertigt  nicht  die  eigene  Barbarei.  Wenn  Wilde  die  gefangenen  Feinde  n  Tode 
martern,  so  dürfen  die  civilisirten  Trappen  die  gefangenen  Wilden  hoch  s  teas 
aas  Repressalie  tödten,  aber  nicht  martern.  Die  feindliche  Leidenadiaft 
des  Hasses  nnd  der  lUche  sacht  ihre  Misseihaten  za  beschädigen,  inéem  sie  sidi 
auf  das  Kecht  der  Kepressalien  beruft  Die  Ausbildung  eines  humaneren 
Yölkerrechts  fordert  daher  die  Beschränkung  dieses  Nothrechts  auf  das 
inrklich  Nothvendige.  Würdiger  ist  es,  ?on  demselben  möglichst  wenig  Oebrandi 
SU  machen. 


6.  Recht  und  Pflicht  der  Kriegsgewalt  gegenflber  den  feind- 
lichen Personen  nnd  den  friedlichen  Bewohnern  in  Feindesland* 
Qnartiergeben.   Terwnndete  in  der  Sehlacht.  Kriegfifgefangene. 
Geiseln.    Answeehslong  der  Gefangenen*    Enüassuig  avf 

Ehrenwort. 

568. 

Das  moderne  Völkerrecht  der  civflisirten  Völker  erkennt  kein 
absolutes  Recht  der  Eriegsgewalt  an  weder  über  die  friedlichen  Be- 
wohner in  dem  feindlichen  Lande,  noch  selbst  über  die  kriegerischen 
Angdiörigen  des  feindlichen  Stats. 

Vgl.  die  Einleitung  S.  30  f.  Am.  Er.  83.  Eine  grosse  Zahl  von  altera 
yölkerrechtslehrern  stellte  noch  den  barbarischen  Grundsatz  an  die  Spitze,  dass 
dem  Feind  wider  den  Feind  Alles  erlaubt  sei.  Bynkershoek  spricht 
noch  von  einem  Becht  des  Siegers  über  Leben  und  Tod  der  Feinde  und  yersteht 
unter  Feinden  alle  StatsangehOrigen  des  feindlichsn  Stats.  Sogar  Heffter  be- 
hauptet noch  das  überlieferte  ,,Eriegsrecht  auf  Leben  und  Tod**  (§  126)  als  eioe 
vermeintliche  Regel  und  sucht  nur  die  Anwendung  desselben  zu  beschrfinken. 
Dieses  angebliche  Becfat  des  Siegers  steht  aber  in  offenbarem  Widerspruch 
mit  dem  natürlichen  Menschenrecht,  wekhes  im  Krieg  nicht  aufhört,  und 
mit  der  natürlichen  Beschränkung  aller  Statsgewalt  auf  die  Bedflrf- 
nisse  des  Gemeinlebens  der  Menschen,  folglich  aach  mit  der  BesdirftnkoBg 
der  Kriegsgewalt,  welche  nur  Ausûbmig  der  Statsgewalt  ist  Dasselbe  hat  auch 
keinen  €hnmd  in  dem  Rechtsgnmd  des  Kriegs,  noch  wixd  es  durch  den  Zweck 
des  Kriegs,  Herstellung  der  Bechtsordaung  und  des  F^edens  gefordert  Es  ist 
eine  ganz  haltlose  Erfindung  der  Juristen,  welche  der  Wildheit  der  Kriegsg^ 
waltigen  mit  einer  ungeheuerlichen  Bechtsfiction  zu  Hülfe  kommen  wollten 

569. 
AI9  feindliche  Personen  im  eigentlichen  activen  Sinne  gdten 
v:or6r»t  die  Häupter  des  feindlichen  State  nnd  die  Leiter  seis^ 
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Politik,  Bodaim  alle  die,  welche  an  dem  Kampfe  der  Staten  person-* 
lieh  und  in  geordneter  Weise  Theil  nehmen,  indem  sie  zu  dem 
Heere  gehören  nnd  nnter  den  Befehlen  der  feindlichen  Macht  stehen. 

1«  In  weiterm  passÎTen  Sinn  aind  alle  Angehörigen  des  feindlichen 
States  den  Folgen  der  Feindschaft  der  Staten  ausgesetzt  und  insofern  passiTe 
Feinde.  Da  aber  nur  die  Staten  die  eigentlichen  Kriegsparteien  sind,  so 
sind  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  nur  die  Staten  Feinde.  Zonftchst  sind  die 
SouYer&ne,  welche  den  Stat  reprftsentiren  nnd  die  Minister,  welche  dessen  Politik 
leiten,  ebenfalls  als  Feinde  im  weiteren  Sinne  ansosehen  und  daher  auch  der 
Eriegqgi^QEKngenBchaft  auggosotet.  Keaere  Beispiele  sind  die  Kriegngefangenschalt  des 
Kurfürsten  von  Hessen  1866  und  die  des  Kaisers  Napoleon  in.  Ferner  werden  die 
Truppen  der  Staten,  welche  die  Feindschaft  im  Auftrag  des  Stats  thatBächlich 
ausüben,  ebenfalls  als  active  Feinde  betrachtet  und  behandelt 

2.  unerheblich  ist  es,  ob  die  Personen,  welche  zum  Heere  gehören,  zugleich 
Landesangehörige  des  feindlichen  States  oder  Landesfremde  sind.  Sobald 
sie  ins  Heer  aufgenommen  sind,  haben  sie  Antheil  an  seinen  Rechten  und  Pflichten 
und  an  seiner  feindlichen  Stellung  und  Handhmg.  Es  steht  dem  State  frei,  fremde 
Truppen  in  seinen  Sold  zu  nehmen,  und  diese  sind  völkerrechtlich  den  nationalen 
Truppen  gleich. 

570. 

Freischareai,  wekhe  an  der  eigenUichen  Kriegfährung  sich  be- 
theiligen,  werden  insofern  als  Feinde  betrachtet,  als  sie  zu  ihrem 
Unternehmen  von  einer  Statgmacht  beauftragt  oder  ermächtigt  sind 
oder  wesûgstens  in  gutem  Glauben  an  ihr  politisches  Recht  dne 
KriegBuntemehmung  wagen  und  als  miUtörisch  geordnete  Truppen 
erscheinen  und  handeln. 

Am.  Kr.  81.  1.  Die  antorisirten  Freicorps  sind,  wenn  gleich  sie 
getrennt  von  dem  eigentlichen  Heereskörper  einaelne  Unternehmungen  wagen,  eben 
weil  sie  von  der  Statsgewalt  autorisirt  und  den  Befehlen  der  Kriegsmacht  unter- 
worfen sind,  unzweifelhaft  nach  Völkerrecht  den  regelrnftasigen  Trappen  gleich 
zu  achten.  Von  der  Art  waren  die  Freicorps  Gar  ibaldi*s  in  den  beiden  Kriegen 
Italiens  mit  Oesterreich  1859  n.  1866. 

2.  Zweifelhafter  ist  die  Gleichstellung  der  nicht  antorisirten  Frei' 
scharen.  Die  strengere  Meinung  betrachtet  dieselben  durchweg  als  ausserhalb 
^  Kriegsrechts  stehend.  Ibdessen  aberwiegt  in  neuerer  Zeit  die  humanere  Mei- 
i^UDg,  dass  solche  Freischaren  daim  wie  feindüche  Trappen  bebandelt  werden, 
wenn  sie  in  militärischer  Ordnung  kämpfen  nnd  fOr  politische  Zwecke, 
lûdit  wie  Bäuber  aus  Gewinnsucht  oder  ans  Rache.  Das  Kriegsrecht  auch  gegen 
Feinde  ist  streng  genug;  und  wo  die  politischen  Ideen  und  Interessen  so  maasen* 
^t  zum  Kampfe  treiben,  daas  sich  geordnete  Trui^^  bilden,  da  erscheint  es 
gerechter,  das  politische  Kriegsrecht  und  nicht  das  gemeine  Straf- 
t«chi  anxnwsnden.    Uebeidom  spricht  dafor  die  Zweckmässigkeit;  dsui  die. 
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Gefahren  und  Leiden  dee  Kriege  werden  gemindert  dvxch  die  krieganftio^  Be- 
handlung der  bewaffiaeten  Tmppenköiper,  und  venchirft  ond  erhöht  dnrdi  & 
criminalistiBche  Bedrohung  der  Freiwilligen.  Ein  berOhmtee  nenem  Beispid 
einer  solchen  milit&risch  geordneten  Freischar,  die  ohne  —  wenigstens  ohne  offax 
and  anerkannte  —  Autorisation  eines  Statee  Krieg  ftihrte,  ist  der  Feldnig  ßari- 
baldi's  g^ien  SicOien  und  Neapel  im  Jahr  1860. 

570  a. 

Damit  Freischaren  (ûranc-tireiirs),  welche  sich  an  dem  Udnea 
Kriege  (Guerilla)  betheiligen,  einen  Ansprach  haben,  als  Feinde  be- 
trachtet, und  nicht  als  Verbrecher  behandelt  zu  werden,  genügt  viàA 
eine  allgemeine  Autorisation  des  Stats,  welcher  die  Freiwilligen  zur 
Landesvertheidigung  aufruft.    Vielmehr  ist  erforderlich: 

a)  in  der  Regd  die  besondere  Autorisation  für  den  einxekea 
Mann; 

b)  die  äussere  Erkennbarkeit  des  militärischen  Charakters  der 
Truppen  ; 

c)  die  militärische  Ordnung  und  Unterordnung  unter  Offiziere, 
die  selber  wieder  der  Heeresleitung  untergeordnet  sind; 

d)  die  Beachtung  des  Eriegsrechts  und  der  Eriegssitte  durch 
die  Freiwilligen. 

1.  Vgl.  aber  die  schwierige  Frage,  ob  und  onter  welchen  Bedingungen  die 
Freischaxen  im  kleinen  Kriege  als  Soldaten  und  nicht  als  Verbrecher  sa  belndites 
sind.  Fr.  Lieber  Guerilla  Parties  New-York  1863.  H.  R  Droop  On  the  re- 
lation between  an  invading  Army  n.  s.  f.  London  1871.  Bolin  Jaequemjus 
in  der  Genter  BeTue  du  Droit  Intern.  III.  S.  308.  Blnntschli  in  Holtzai- 
dorif,  Jahri).  d.  deutschen  Beichs  I.  S.  286.  Der  kleine  Krieg,  der  neben  dem 
grossen  durch  die  Heeresmassen  geführten  Kriege  einher  geht,  Ist  s^er  Kator 
nach  schwerer  in  den  Schranken  des  Kriegsrechts  und  des  geordneten  Kampfes  m 
halten.  Er  lisst  der  individuellen  Unternehmungslust,  WiUkOr  und  Leidenschaft 
einen  freieren  Spiehranm  offen.  £r  geht  daher  leichter  in  Bftuberei  tlber  ood  in 
unerlaubte  Gewaltthat.  Er  erzeugt  mit  der  Unsicherheit,  die  er  hervorbringt,  uie^ 
Erbitterung,  Zorn  und  Bache  der  bedrohten  Truppen  und  reizt  zu  granssmen  I^ 
presseUen. 

2.  Die  allgemeine  Autorisation  des  States  ist  nicht  entscheidend,  denn 
der  Stat  kann  nidit  durch  seine  Gutheissung  alle,  auch  die  von  dem  YOlkerreeU 
und  der  Kriegssitte  vemrtheilten  Missethaten  rechtfertigen  oder  decken. 

3.  Zu  a)  In  dem  deutsch-französischen  Kriege  von  1870/71  verlangte  d^^ 
Proclamation  des  deutschen  Oberbefehlshabers  eine  Autorisatioa  für  den  eimelnea 
Mann:  „Jeder  Gefangene,  der  als  Kriegsgefangener  behandelt  sein  will,  hat  fll^ 
seine  Eigenschaft  als  französischer  Soldat  dnidi  eine  von  der  gesetslichen  Behftde 
«rinessM  und  an  seine  Person  geriditete  Ordre  den  Nachweis  zu  fUuen,  da»  ^ 
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zur  Fahne  einberofen  und  in  die  Listen  eines  durch  die  französische  Regierang 
militifiach  eingerichteten  Corps  eingetragen  ist." 

4.  Zu  b)  Wenn  die  Streiter  in  grossen  Massen  kämpfen,  wie  das  bei 
dem  Aufgebot  des  Landsturms  (§  597.  Ö98)  der  Fall  ist,  so  wird  ihre  kriegerische 
Sigenachaft  schon  aus  der  massenhaften  Erscheinung  Idar  sein  und  es  wird  einer 
soldatischen  Uniform  zu  diesem  Zwecke  nicht  bedOrfen.  Wollte  man  auch  da 
Un  if  or  mi  rung  fordern,  so  würde  man  Unmögliches  fordesrn  und  die  Yertheidi- 
gung  eines  Landes  an  Bedingungen  knQpfen,  welche  grosse  Yolkskr&fte  verhindern 
würde,  ihre  yaterländische  Pflicht  zu  erfCÜlen.  Die  Uniformen  sind  zunächst  aus 
Gründen  der  Taktik  und  der  Disciplin  bei  den  Heeren  eingeführt  worden,  nicht 
ans  völkerrechtlichen  Motiven.  Das  Becht  und  die  Pflicht  zur  Landesvertheidigung 
darf  im  Grossen  nicht  von  dem  Schnitt  und  der  Farbe  der  Kleider  abh&ngig  ge- 
macht werden. 

Anders  ist  es,  wenn  nicht  in  lariegerischen  Massen,  sondern  in  kleinen 
Scharen  gekämpft  wird,  oder  gar  durch  Einzelne  feindliche  Handlungen  verübt 
werden.  Da  ist  es  dem  Heere  ganz  unmöglich,  zwischen  dem  friedlichen  Bürger 
und  dem  feindlichen  Krieger  und  beziehungsweise  zwischen  diesem  und  dem  R&uber 
oder  Wegelagerer  zu  untetscheiden,  wenn  nicht  die  Eigenschaft  des  Kriegsmanns 
sofort  durch  ftnsserlich  erkennbare  Abzeichen  sichtbar  wird.  In  dem  französisch- 
deutschen Kriege  von  1870/71  erkl&rten  die  Deutschen,  dass  sie  nur  solche  Kämpfer 
als  Feinde  betrachten,  welche  auf  Flintenschussweite  als  Soldaten  erkannt  werden 
und  dass  zu  diesem  Behuf  die  blaue  Blouse,  die  Nationaltracht  der  französischen 
Bauern,  nicht  ausreiche,  auch  wenn  sie  noch  eine  Armbinde  mit  dem  rothen  Kreua 
tragen.  Eine  Uniform  kann  aber  nur  insofern  gefordert  werden,  als  durch  dieselbe 
von  Weitem  her  Soldat  und  Bürger  zu  unterscheiden  sind. 

571. 

Personen,  welche  ohne  statliche  Ermächtigung  auf  eigene  Faust 
kriegerische  Streifzüge  machen  und  dann  wieder  willkürlich  als 
Bürger  sich  gebaren  und  ihren  Beruf  als  Kriegsleute  yerbergen, 
werden  nicht  als  öffentliche  Feinde  betrachtet  und  können  nach 
Umständen  als  Bäuber  zur  Verantwortung  und  Strafe  gezogen  werden. 

Am.  Kr.  82.  Bei  solchen  Unternehmungen  ist  der  militärische  Charakter 
nicht  mehr  offenbar  nnd  daher  auch  nicht  entscheidend.  Möglich,  dass  auch  hier 
patriotische  und  politische  Gedanken  einwirken,  aber  die  Gefahr  der  gemein-ver- 
brecherischen Handlungen  —  Mord,  Misshandlung,  Baub,  Diebstahl  —  ist  hier  so 
gross,  dass  der  Schutz  der  Strafgerichtsbarkeit  nicht  entbehrt  werden  kann.  In 
einzelnen  Fällen  mag  durch  die  Gnade  die  Härte  der  StraiQustiz  billig  gemildert 
werden,  in  den  mehreren  wird  gerade  die  ernste  Strenge  der  Justiz  die  Bechta- 
Sicherheit  und  den  Frieden  am  besten  herstellen  und  befestigen.  Je  humaner  das 
moderne  Völkerrecht  sich  den  feindlichen  Bewohnern  in  Feindesland  verhält,  um 
80  weniger  darf  ein  so  gefährlicher  Missbrauch  za  Feindseligkeiten  gegen  das  Heer 
geduldet  werden. 
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572. 

Ebenso  werden  Freischaren,  welche  ohne  statliche  Ermachti- 
gnng  in  selbstsüchtiger  Absicht  kriegerische  Gewalt  üben  und  die 
Unternehmer  Ton  Kaperschiffen  nicht  als  Feinde,  sondern  als  Ver- 
brecher behandelt. 

Im  Alterüuim  wurden  solche  Abenteaerfahrten  sor  See  und  su  Land  ab 
rühmlich  betrachtet;  and  heute  noch  werden  zuweilen  Im  Orient  unter  ToikmaimeD 
und  Serben  solche  Raubzüge  gegen  die  Ungl&ubigen  und  die  Ketzer  als  pieii- 
wûrdige  Heldenthaten  gefeiert.  Die  dvilisirte  Welt  missbilligt  dieselben  an&  entr 
schiedenste,  und  erkennt  darin  durchaus  strafwOrdige  Yerbrechen. 

573. 

Die  friedlichen  Bewohner  in  Feindesland,  welche  an  dem 
Kampfe  keinen  thätigen  Antheil  nehmen,  unterliegen  zwar  den  noth- 
wendigen  Wirkungen  des  Kriegs  und  müssen  der  siegreichen  Kri^- 
gewalt  Gehorsam  leisten,  aber  sie  sind  nicht  als  öffentliche  Feinde 
zu  betrachten  und  zu  behandeln. 

1.  Vgl.  Einleitung  S.  81  und  oben  §  531.    Von  gröester  pracdscher  Be- 
deutung ist  die  Unterscheidung  der  friedlichen  Bewohner  des  feindlichen  States 
▼on  dem  Heere  desselben.     Erst  seitdem  die  friedliche  Eigenschaft  derselben  er- 
kannt und  auch  von  der  feindlichen  Kriegsgewalt  besser  als  froher  gewürdigt  wird, 
ist  die  Barbarei  des  Kriegs  einigermassen  gez&hmt  worden.     So  lange   man  noch 
alle  Angehörigen  des  kriegführenden  States  gleicm&ssig  als  Feinde  ansah,  schien 
jede  Gewaltthat  und  Bedrückung  erlaubt.     Die  grosse  Masse  der  Einwohner  ist 
aber  in  den  meisten  FftUen  gans  unschuldig  an  dem  Streit  der  Staten,  and  fogi 
sich  dem  Kriege  nur,  wie  einer  furchtbaren  Nothwendigkeit,  die  über  aie  kommt, 
ohne  an  dem  Kampf  th&tigen  Antheil  zu  nehmen.     Selbst  in  den  Fällen,   in  wi- 
chen das  ganze  Volk  für  die  höchsten  nationalen  Güter  und  Interessen  begeistert 
ist,  welche  im  Kriege  errungen  oder  vertheidigt  werden,    enthält   sich  doch  die 
Menge  der  Privaten  jeder  kriegerischen  Handlung  und  betreibt  im  Kri^  wie  vor 
dem  Krieg  ihre  friedlichen  Gesch&fte;  Hirten  und  Bauern,  Handwerker  und 
Krämer,  Kaufleute  und  Fabrikanten,  Aerzte  und  Lehrer  suchen,  so  gut 
es  geht,  ihren  Beruf  fortzusetzen  und  dieser  Beruf  hat  keine  feindlichen  Eigen- 
schaften an  sich.    Wesshalb  denn  sollten  sie  als  Feinde  behandelt  werden,  da 
sie  wie  friedliche  Leute  leben?    Der  blosse  Statsverband,  die  Statsangehörig- 
keit  rechtfertigt  das  nicht,  denn  der  Krieg  wird  von  Stat  gegen  Stat  geführt,  nicht 
gegen  die  Privaten;  und  dieselben  Privaten,  welche  heute  dem  State  A  angehören, 
werden,  wenn  die  Kriegsmacht  des  States  B  siegreich  fortschreitet,  auch  der  öffent- 
lichen Kriegsgewalt  des  Siegers  gehorchen.     Sie  können  sich  diesem  Gehorsam 
nicht  entziehen,  wenn  es  ihnen  auch  schwer  wird,  sich  zu  unterwerfen,  so  lange 
sie  in  dem  Lande  wohnen,  über  welches  der  Sieger  seine  Macht  erstreckt  ^ 
Der  Sieger  eigreift  die  Statsgewalt  im  Lande,  und  dieser  müssen  sich  die  ein- 
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zelnen  Bewoliner  fQgen.  Auch  der  Sieger  zieht  jetzt  von  ihren  friedlichen  Ar- 
beiten Yortheil  für  seine  Herrschaft  Es  wird  auch  dem  Heere  leichter,  sich  in 
Feindesland  zu  ero&hren  und  seine  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  wenn  die  fried- 
lichen Bewohner  desselben  ungekr&nkt  bleiben,  wenn  die  Aecker  bebaut  werden 
vnd  âam  Vieh  geeOohtei  wird,  wenn  die  Industrie  brauchbare  Güter  herrorbringt 
und  der  Handel  sie  herbeischafft.  Wird  dagegen  das  Land  barbarisch  ▼erwüstet, 
so  findet  auch  der  Sieger  darin  statt  der  Nahrung  und  Unterstützung  nur  unheim- 
liche Verzweiflung  und  gefährliche  Rache. 

2.  In  der  Eriegsführung  der  ciyilisirten  Völker  ist  die  friedliche  Natur  der 
Privaten  früher  —  freilich  nur  theilweise  —  respectirt,   als  von  den  Pu- 
blicist en  begriffen  worden.     Auch  Vattel   noch  betont  die  alte  Vorstellung, 
dass  nicht  bloss  die  beiden  Völker,   sondern  auch   alle  Angehörigen    der  beiden 
Staten  Feinde  seien.    Selbst  die  Frauen  und  Kinder  nimmt  er  nicht  aus  (IQ. 
§  70.  72).    Freilich  verlangt  er  eine  grössere  Schonung  derselben,  als  der  k&m- 
pfänden  Feinde  (UI.  §  145).    Aber  die  ganze  Grundlage  des  Rechtsverhältnisses 
wird  verdorhen,  wenn  dasselbe  von  dem  Geiste  der  Feindschaft  durchwühlt  und 
verbittert  wird.    Die  humane  Rechtsbildung  dr&ngt  die  Feindschaft  in  die  engsten 
Schranken  zurück  und  verstattet  dem  (leiste  des  Friedens  und  der  wechselseitigen 
Lehensförderung  möglichst  viel  Raum.    Desshalb  hebt  sie  mehr  die  friedlichen 
Eigenschaften  der  Privaten  hervor,    und  legt  darauf  und  nicht  auf  ihren 
Btatsrechtlichen  Verband  mit  dem  feindlichen  State  den  Nachdruck.    Als  Privat- 
personen sind  sie   überall  keine   Feinde,   als  Statsgenossen  aber   nur  so 
lange  und  nur  insofern,   als  noch  die  feindliche  Statsgewalt  über   sie 
öffentliche  Macht  übt,  von  dem  Augenblicke  an  nicht  mehr,   wo  diese  Statsgewalt 
durch  den  siegreichen  Gegner  zurückgeworfen  und  verdrftngt  ist    Aber  nicht  bloss 
der  vordringende  Sieger,  auch  der  zurückweichende  Feind  hat  kein  Recht,  sie  nun 
als  Feinde  zu  behandeln,  denn  nicht  sie  zwingen  ihn  zum  Rückzug,  indem  sie  sich 
des  Kampfes  enthalten,  für  ihn  sind  sie  nach  wie  vor  friedliche  Privatpersonen, 
über  welche  er  eine  Zeit  lang  öffentliche  Macht  gewonnen  und  dann  wieder  ver- 
loren hat 

574. 

Weder  die  Kriegsgewalt  noch  die  einzelnen  Biegreichen  Krieger 
sind  berechtigt,  einzelne  Personen  willkürlich  und  zwecldoB  zu  tödten, 
zu  verwunden,  zu  misshandeln,  zu  quälen,  zu  Sclaren  zu  machen 
oder  zu  verkaufen,  die  Frauen  zu  missbrauchen  oder  ihre  Keusch- 
heit zu  verletzen. 

Am.  16.  23.  42.  Diese  Bestimmung  gilt  ganz  allgemein,  nicht  bloss  bezOg- 
lich  der  friedlichen  Privatpersonen,  sondern  selbst  zum  Schutz  der  feind- 
lichen Personen,  obwohl  diese  w&hrend  des  Kampfes  auch  der  Todesgefahr 
^lugesetzt  sind.  Tödten  des  Feindes  im  Kampf,  um  den  Widerstand  desselben  zu 
brechen,  ist  kriegsreehflich  erlaubt,  weil  nothwendig,  aber  Tddten  ohne  Kampf, 
lediglich  ans  Blutdurst  oder  Haas  ist  auch  den  Soldaten  gegen  feindliche  Soldaten 
nicht  erkubt.  Es  gibt  kein  jus  vitae  ac  neds  gegen  den  Feind.  Vgl.  zu  {  573 
^  f  &79. 
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575. 

Die  Eriegsgewalt  ist  yerpflichtet,  das  Menschenreclit  auch  in 
den  feindlichen  Personen  zu  beachten  und  durch  ihre  Autorität  za 
schützen  und  wenn  solche  Missethaten  Ton  Soldat^]L  verübt  werden 
die  Thäter  zu  bestrafen. 

Die  Eriegsführung  im  dreissigjfthrigen  Kriege  und  selbst  in  den  Zeiten  Lud- 
wigs XrV.  war  in  Europa  noch  entsetzlich  roh.  Die  scheuasUchsten  Mimhandlimgen 
und  Folterqualen,  wie  die  Nothzucht  an  den  Weibern  kamen  damals  noch  häufig 
vor.  AUe  solche  widerrechtliche  und  verwerfliche  Grausamkeit  wird  von  der  hea- 
tigeu  Kriegssitte  und  dem  dvilisirten  Kriegsrecht  als  barbarisch  untersagt 

576. 
Es  ist  wider  das  Völkerrecht,  die  Unterthanen  der  feindlichen 
Staten  zu  nöthigen,  dass  sie  in  den  Kriegsdienst  der  siegenden 
Macht  eintreten,  so  lange  nicht  die  Eroberung  Yollzogen  und  die 
Besitznahme  des  eroberten  Landes  als  dauerhaft  und  festbegrimdet 
erscheint. 

1.  Wenn  auch  die  feindliche  Kriegsgewalt,  indem  sie  dch  eines  Landes  be- 
m&chtigt,  die  bisherige  Staatsautoritftt  verdrängt  und  sich  an  ihre  Stelle  setzt  (r^ 
oben  §  540  f.),  so  ist  doch  während  des  Kriegs  der  provisorische  Charakter 
dieser  Besitznahme  zu  beachten  und  es  gilt  als  unrechtmässig,  die  Bewohner  des 
nur  vorläufig  besetzten  Landes  zum  Kriegsdienst  gegen  Ihr  bisheriges  Vaterissd 
zu  zwingen.  Die  sittliche  Wirkung  des  bisherigen  und  statsrechtlich  nidit 
zerstörten  Statsverbandes  dauert  im  Kriege  einstweilen  noch  fort,  wenn  gleich  die 
rechtliche  Autorität  der  bisherigen  Statsgewalt  durch  die  feindliche  Besetzong 
unterbrochen  und  gehemmt  ist.  Es  ist  daher  unnatürlich,  unsittlich  und  wide^ 
rechtlich,  den  Statsangehörigen  zuzumuthen,  dass  sie  nun  auch  activ  g^n  dai 
Stat  feindlich  auftreten,  den  sie  noch  als  ihr  rechtmässiges  Vaterland  betrachten 
dürfen.  Es  war  daher  völkerrechtswidrig,  als  die  englische  Marine  nach  der  Los- 
trennung  der  Yereinigten  Staten  noch  amerikanische  Matrosen  weggenommener 
amerikanischer  Schiffe  zwingen  wollte,  auf  englischen  Kriegsschiffen  zu  dienen. 
(Vgl.  Laboulaye  hist,  des  États-Unis  II.  p.  307.)  Wenn  sich  Freiwilli^^ 
aus  dem  eingenommenen  Lande  an  das  Heer  des  Siegers  anschliesBen,  so  iBt  das 
eine  ganz  andere  Sache. 

2.  Ist  aber  die  Eroberung  vollzogen  und  die  Souveränetät  auf  den 
Sieger  übergegangen,  dann  tritt  das  regelmässige  ünterordnungsverhältniss  unter 
die  neue  Statsgewalt  auch  in  militärischer  Hinsicht  ein;  und  die  gesetzliche 
Kriegspflicht  wird  auf  die  Bewohner  des  neu  erworbenen  Gebietes  auQgedelmt, 
ohne  Bücksicht  auf  die  frühere  Statsgenossenschait  derselben. 

577- 
Die  Beligion  und  die  Sprache,  die  Bildung  und  die  Ehre  der 
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besiegten  Feinde  und  der  unterworfenen  Priratpersonen  sind,  so  weit 
es  die  Umstände  erlauben,  zu  schonen  und  wider  Vergewaltigung 
zu  schützen. 

Am.  37.  Aach  darin  besteht  ein  grosser  Fortschritt  des  modernen  Völker- 
rechts gegenüber  den  Anschauungen  des  Mittelalters  und  den  rohen  Sitten,  die 
noch  im  vorigen  Jahrhundert  in  Europa  geübt  wurden.  Die  Unterdrückung 
des  Cal  tus  mît  feindlicher  (Gewalt  ist  Barbarei,  es  wäre  denn,  dass  dieser  Coitus 
selbst  die  Menschenrechte  und  die  Gesetze  der  Sittlichkeit  verletzte.  Wie  zfthe 
die  bittern  Erinnerungen  an  die  Gr&uel  des  dreissigj&hrigen  Kriegs  sich  in  Deutsch- 
land erhalten  haben,  und  wie  schikdlich  die  neuen  Lehren  ultramontaner  Yer- 
ketzerungssucht  fortwirken,  hat  der  deutsche  Krieg  des  Jahres  1866  gezeigt.  In 
vielen  süddeutschen  Landgemeinden  fürchteten  die  Protestanten  eine  neue  Ver- 
folgung ihrer  Religion  durch  fanatisirte  Katholiken  und  umgekehrt  waren  manche 
katholische  Gemeinden  ganz  erstaunt,  als  die  siegreichen  Preussen  ihren  Gottes- 
dienst mit  Achtung  behandelten.  Erst  bei  den  gebildeten  Classen  und  bei  den 
Regierungen  hat  der  humane  Grundsatz  eine  sichere  Stätte  gefunden,  bedarf  aber 
auch  da  noch  einer  weitem  Ausbildung,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  Cultur- 
interessen  der  unterworfenen  Bevölkerung. 

578. 

Die  bewafiineten  Feinde  sind  den  nnvermeidlichen  Gefahren  des 
Kampfes  überhaupt  ausgesetzt  nnd  können  auch  im  Einzehikampf 
mit  Recht  yerwundet,  yerstfimmelt,  getödtet  werden.  Die  sogenann- 
ten Nichtkämpfer  im  Heere  (Justiz-  und  Verpflegungsbeamte,  Feld- 
geistliche, Aerzte,  Marketender)  können  sich  dem  Schicksal,  das 
ihren  Truppenkörper  betrifft,  nicht  entziehen  und  sind  auch  den  all- 
gemeinen Gefahren  des  Kampfes  der  Heere  ausgesetzt,  aber  sie  wer- 
den nur  ausnahmsweise,  yorzüglich  aus  Missyerständniss  und  Noth- 
wehr,  in  den  Einzelkampf  verwickelt. 

Die  Sehlacht  richtet  sich  zunächst  nicht  gegen  einzelne  Individuen, 
sondern  gegen  einen  Heereskörper,  dessen  Widerstand   überwunden   werden 
BoU.    Insofern  erscheint  es  nicht  Absicht,  sondern  Zufall,  dass  einer  von  den 
femdlichen  Kugehi  getroffen  werde  ;  und  es  ist  daher  auch  nicht  möglich,  die  soge- 
nannten Nichtkämpfer  (non  oombattaas)  vor  dieser  allgemeinen  Gefahr  zu  be- 
^nünren,  insofern  sie  sich  innerhalb  des  Schussbereichs  und  unter  den  E&mpf ern 
(combattans)  befinden.     Die  Gefahren  des  Einzelkampf  es  dagegen  von  Mann 
gegen  Mann  sind  möglichst  auf  die  letztere  Qasse  einzuschrftnken,  welche  den 
Widerstand  allein  gewaltsam  aufrecht  halten  und  daher  überwunden  werden  muss. 
l>ie  erstere  Classe  von  Personen  übt  auch  im  Feld  einen  friedlichen  Beruf 
aus  und  nimmt  an  dem  persönlichen  Kampf  keinen  Theil.    Es  ist  daher  gegen  die 
gate  Kriegstitte,  diese  Personen  einzeln  anzugreifen  und  zu  verwunden  oder  zu 
tödten.    Indessen  nicht  immer  wird  im  Gedrftnge  der  Schlacht  und  bei  Verfolgong 
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richtig  nntenchiedea  und  Maas  gehalten.  Dmib  ist  ta  aeHutreratindlirh  audi  doi 
Nichtkimpfer  erlaubt,  sich  m  vertheidigen.  Dadurch  kann  auch  er  aosnalmisweise 
in  den  Einzelkampf  hineingezogen  und  vielleicht  sogar  getödtet  werden,  vielleicht 
den  Gegner  tödten. 

679. 

Der  ciyilisirte  Krieg  darf  nicht  mehr  auf  wechselseitage  Schä- 
digung und  Tödtung  gerichtet  sein,  sondern  nur  auf  ein  gerechtes 
Friedensziel. 

Jede  unnöthige  Tödtung  selbst  der  bewa£heten  Feinde  ist 
Unrecht. 


Vgl  oben  $  633.  568,  585.  Am.  68.  Früher  fasste  man  den  Krieg  noch 
so  auf,  abgelte  es  nun,  dem  Feinde  möglichst  viel  Schaden  zuzufQgen.  Die 
Schädigung  des  Feindes  kann  aber  nicht  Zweck  des  Krieges  sein,  wenn  glddi  sie 
oft  eine  Fdge  des  Krieges  ist,  denn  der  Krieg  ist  ein  Bechtemittel  und  sein  Ziel 
muss  daher  ein  neuer  Friedens-  und  Bechtszustand  sein.  Die  Schädigung  anderer 
Menschen  ist  aber  niemals  eine  Aufgabe  der  Rechtsordnung.  Jene  altere  Yot- 
Stellung  war  also  noch  barbarisch.  Das  Christenthum,  welches  die  Feinde  ab 
Brüder  lieben  lehrt,  und  das  Menschenrecht,  welches  die  Existenz  der  Menschen 
neben  einander  und  ihre  Wohlfahrt  sichern  will,  verwerfen  dieselbe  gleichmissig- 
Die  Tfldtung  auch  bewaffneter  Feinde  aus  blossem  Muthwillen  oder  aus  Haas  und 
Bache  ist  iddevrechüich.  Auch  die  feindlichen  Soldaten  dorfen  nicht  wie  wUde 
Thiere  dem  Schusse  der  JAger  preisgegeben  werden.  Das  Menschenkben  darf  nor 
aus  höherer  Nothwendigkeit,  nicht  aus  Leidenschaft  und  zur  Lust  angegiüSeD 
werden. 

580. 

Der  militärische  Befehl,  dem  Feinde  kein  Quartier  (keiseo 
Pardon)  zu  geben,  darf  nur  aus  Gründen  der  Wiedervergeltung 
(Elepressalie)  oder  in  äussersten  Nothfällen  insbesondere  dann  ge- 
geben werden,  wenn  es  der  eigenen  Sicheiiieit  wegen  unmöglich  ist, 
sich  mit  Kriegsgefangenen  zu  belasten,  niemals  aber  aus  Hass  vnd 
Bache. 

Am.  60.  Kein  TruppenkAiper  ist  berechtigt,  au  erkUren,  daas  er  flberiisnp^ 
Quartier  weder  gebe  noch  annehme.  Das  wftre  nicht  mehr  Kri^Ohnug,  sonden 
mörderische  Barbarei. 

581. 

Feindliche  Truppen,  welche  ihrerseits  kein  Quartier  geben,  habeB 
auch  den  Anspruch  verwirkt,  dass  ihnen  Quartier  gewahrt  werde. 

Am.  63. 
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582. 

Ânch  wenn  das  Quartier  mit  Recht  yerweigert  wird,  so  dürfen 
doch  Feinde,  welche  unfähig  geworden  sind,  Widerstand  zu  leisten 
oder  bereits  in  der  Kriegsgefangenschaft  sich  befinden,  nicht  ge- 
tödtet  werden. 

Am.  61.    Vgl  oben  §  501. 

583. 

Truppen,  welche  in  der  Uniform  oder  mit  den  Fahnen  oder 
Flaggen  ihrer  Feinde  fechten  ohne  ehrliche  und  offenbare  Kenn- 
zeichen ihrer  ParteisteUung  dürfen  kein  Quartier  erwarten. 

Am.  63.  65.  Zuweilen  werden  erbeutete  Uniformen  and  WaiSen  yom  Feinde 
zur  eigenen  Bekleidung  und  Ausrüstung  benutzt  Darin  liegt  kein  Unrecht  Es 
kann  das  sogar  zur  Nothwendigkeit  werden.  Aber  es  dürfen  diese  Uniformen  doch 
nicht  zur  Täuschung  im  Kampfe  selbst  missbraucht  werden;  daher  sind  in 
solchem  Falle  die  eigenen  Feldzeichen  (z.  B.  besondere  Armbinden)  anzulegen,  da- 
mit die  Feinde  sich  wechselseitig  erkennen.    (Vgl.  oben  §  565.) 

584. 

Die  eigene  noch  so  lebhafte  Ueberzeugung,  dass  der  Feind  fur 
eine  offenbar  ungerechte  Sache  kämpfe,  begründet  niemals  das  Recht, 
den  feindlichen  Truppen  das  Quartier  zu  yerweigem. 

Die  KriogsparteieB  sind  fast  immer  und  sogar  leidenschaftlich  der  Meimmg, 
dass  sie  aeSbet  für  ema  gerechte  Sache  und  ihre  Feinde  flDae  eine  ungerechte 
Sache  streiten.  Sogar  wenn  sie  von  Anûuig  an  noch  Zweifel  haben,  werden  durch 
die  Steigerung  der  Farteileidenschaft  während  des  Kriegs  diese  Zweifel  meistens 
Terdriagt,  und  der  Glaube  an  das  eigene  Recht  und  das  Unrecht  des  Feindes  oft 
bis  zum  Fanatismus  erhitzt  Das  Yölkerrecht  yermuthet  auf  beiden  Seiten  guten 
Glauben  und  kann  der  Ueberzeugung  der  einzelnen  Parteien  durchaus  nicht  den 
Siafluss  Terstatten,  dass  die  humanen  und  das  Menschenleben  schonenden  Orund- 
afttze  des  VöDEeireehts  zur  Seite  geschoben,  und  ein  Vemichtungskampf  gegen  die 
feindlichen  Truppen  geübt  werde. 

585. 

Feindliche  Personen,  welche  die  Waffen  strecken  und  sich  dem 
Sieger  ei^eben,  sind  zu  schonen  nnd  dürfen  weder  verwundet  noch 
getödtet,  wohl  aber  entwaffnet  und  zu  Kriegsgefangenen  gemacht 
werden. 

Vgl  oben  §  583.  568.  579.  Schon  in  dem  uralten  Indischen  Gesetsbnch 
Manus  (YH.  91  f.)  ist  die  Pflicht  anerkannt  worden,  den  Feind,  der  sieh  ergibt, 
SU  schonen.  Aber  diese  milde  Gesetzgebung  steht  im  Allerthum  noch  sehr  Tsreinselt 
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ah  ein  ZeugnisB  des  früh  in  Indien  erwachten  homanen  BechtsbemuBtaeifla.  IMe 
Bflmer  erklärten  ihre  Benennung  der  Sclaven  „serTi"  davcm,  daas  den  bcaicgüsu 
Feinden  das  verwirkte  Leben  geschenkt  worden  sei,  und  meinten,  die  Sclaverei  am 
solcher  Schonung  zu  rechtfertigen.  (Florentin ns  Instit.  ESL  L.  4.  de  statu 
hom.:  „Servi  ex  eo  appellati  sunt,  quod  imperatores  captivos  vendere  ac  per  hoc 
servare  nee  occidere  soient")  Im  Mittelalter  noch  wurden  die  geüuigenen  Feinde 
wie  eine  gute  Beute  betrachtet  und  ihnen,  wie  das  heute  noch  die  Italieoiaclien 
Briganten  thun,  ein  möglichst  hohes  Lösegeld  ausgepresst  Erst  die  moderne  Elriega- 
f abrang  ist  gesitteter  geworden  und  hat  den  alten  humanen  Grrundsata  der  F  ein  des- 
Schonung  wieder  zu  Ehren  gebracht.  Man  braucht  nur  die  Aeussemnc:  voo 
Hugo  Grotius  (Buch  IIL  Gap.  4)  mit  denen  von  Yattel  (UL  {  139  a.  140)  zu 
vergleichen,  um  den  grossen  Fortschritt  in  der  Humanit&t  wahrzunehmen,  weldier 
vom  siebzehnten  bis  zum  achtzehnten  Jahrhundert  gemacht  winrden  ist;  und  doch 
spricht  Yattel  noch  von  einem  Recht  über  Leben  und  Tod  des  Feindes,  das  wir 
heute  als  Barbarei  veraeinen. 

586. 

Die  Krankenwagen  (Ambulancen)  und  Militärspitäler  werden 
als  neutral  anerkannt  und  demgemäss  von  den  Kriegführenden  ge- 
schützt und  geachtet  werden,  so  lange  sich  Kranke  oder  Yenrundete 
darin  befinden. 

Die  Neutralität  würde  aufhören,  wenn  solche  Ambulancen  od^ 
Spitäler  mit  militärischer  Macht  besetzt  wären. 

1.  Erster  Artikel  des  am  22.  Aug.  1864  2u  Genf  abgeschlossenen  Vei^ 
trags,  um  das  Schicksal  der  Verwundeten  im  Krieg  zu  verbessern. 
Den  Anstoss  zu  diesem  Vertrag,  einer  der  edelsten  Errungenschaften  der  fort- 
schreitenden  Humanität,  gab  eine  Sclirift  des  Genfer  Arates  Dunant,  onfeer  dem 
Titel:  „Souvenir  de  Solferino",  worin  er  die  entsetslichen  Eindrücke  schilderte, 
welche  der  Besuch  des  Schlachtfeldes  von  Solferino  und  der  Milit&rspit&ler  aof  ihn 
gemacht  hatte.  Der  Prftsident  der  Genfer  GemeinnOtzigen  Gesellschaft,  Moynier, 
nahm  den  Ctodanken,  dass  die  Krankenwagen  zu  neutralisiren  seien,  auf 
und  beide  Menschenfreunde  wendeten  sich  nun  an  mehrere  Begierungen,  um  deren 
Auûnerksamkeit  auf  die  wichtige  Frsge  zu  lenken.  Ueberall  bildeten  sich  Vereine 
zu  freiwilliger  Krankenpflege  fttr  die  verwundetenKrieger  und  zur 
Unterstützung  der  Verwundeten.  Ein  Jahrhundert  früher  schon,  am 
7.  Sept.  1759,  war  zwischen  Frankreich  und  Preussen  ein  Vertrag  zu  Stande 
gekommen,  nach  welchem  die  verwundeten  Krieger  geschont  und  veipfiegt  werden 
soUen.  Damals  schon  wurden  die  Spit&ler  als  Asyle  bezeichnet,  welche  auch 
im  Kriege  heilig  zu  achten  seien.  Eine  internationale  Versammlung  von  Cknnmls- 
sären  vieler  Staten  bildete  nun,  unter  dem  Vorsitz  des  Generals  Dufour,  dai 
Gedanken  der  Neutralisirung  weiter  aus  auf  die  ganze  Pflege  der  Ver- 
wundeten und  umgab  ihn  mit  schützenden  Garantien.  So  kam  jen«r  Vertrag  zu 
Stande,  welcher  sofoH  im  Namen  der  Staten  Baden,  Belgien,  Dänemark, 
Frankreich,  Grossbrittanien,  Hessen-Darmstadt,  Italien,  Niede^ 
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lande,  Portngal,  PrensBen,  Sachsen,  Schweden  und  Korwegen, 
Schweiz,  Spanien,  Vereinigte  Staten  tob  Amerika  und  Wurtemberg 
zugestlinint  wurde.  Esei  nach  dem  deutschen  Kriege  ron  1S66  trat  Oesterreich 
bei.  Anch  Russland  hat  nun  1867  seine  Zusthmnung  erklärt.  Man  darf  daher 
wohl  diesen  Vertrag  ab  den  allgemeinen  Ausdruck  des  heutigen  Völkerrechts 
bezeichnen. 

2.  Am  20.  Oct.  1868  kam  eine  Nachtrags-Gonrention  zu  Stande, 
welche  einige  Bestimmungen  des  frohem  Vertrags  ergänzte  und  denselben  auch  auf 
den  Seekrieg  ausdehnte.  Unzweifelhaft  ist  seither  das  Schicksal  der  verwundeten 
und  kranken  Krieger  —  zumal  des  feindlichen  Heeres  —  besser  geworden  als 
froher.  In  den  Lazarethen  wie  auf  den  Schlachtfeldern  hat  die  Menschenliebe  und 
die  ärztliche  Soi^  wieder  riele  Wunden  geheilt,  welche  der  feindliche  Streit  ge- 
schlagen hatte.  Aber  einzehie  Mängel  des  Vertrags  sind  doch  in  dem  letzten  Kriege 
auch  offenbar  geworden.  Vor  allen  fehlte  es  in  der  französischen  Armee  an  der 
Kenntnisa  des  Vertrags.  Ueberhaupt  wird  es  nöthig,  dass  die  militärische  Instruction 
auch  über  die  Grundsätze  des  Völkerrechts  Offidere  und  Soldaten  unterrichte. 

8.  Die  Neutralität,  welche  den  Anstalten  für  yerwundete  und  kranke 
Krieger  gewahrt  wird,  hat  doch  einen  andern  Sinn  als  die  Neutralität  der  Staten, 
welche  aich  nicht  an  dem  Kriege  betheiligen  (s.  Neuntes  Buch)  und  ihrer  Ange- 
hörigen.   Die  Fekllazarethe,  der  Sanitfttspark  und  die  Spitäler  gehören  in  der 
Kegel  nicht  einem  neutralen  State  BODàera  einem  kriegführenden  State  zu  und 
selbst  die  eigentlichen  Feldärzte  sind  meistens  Angehörige  einer  der  beiden  Armeen. 
Dieser  Zusammenhang  kann  nicht  durch  eine  Neutralitätserklärung  zerstört  werden 
und  man  kann  denselben  anch  nicht  dadurch  "aufheben,  dass  man  seine  Augen  vor 
demselben  verschliesst  und  versichert,  ihn  nicht  zu  sehen.    Er  ist  in  den  Verhält- 
nissen dauernd  begründet  und  wirkt  in  den  Personen  lebendig.     Wenn  ein  sieg- 
reiches Heer  vordringt  und  ein  feindlicher  Sanitätspark  in  den  Bereich  seiner  Macht 
kommt  oder  die  von  dem  Feinde  angelegten  Lazarethe  sich  in  einem  Landestheile 
befinden,  der  nun  besetzt  wird,  so  versteht  es  sich,  dass  die  besetzende  Kriegsmacht 
auch  darüber  provisorisch  die  Statagewalt  ausübt  und  nicht  etwa  davor  als  einem 
fremden  neutralen  Gebiete  zurückweicht  und  dasselbe  unbekümmert  zur  Seite  Iftsst. 
Unbedenklich  wird  sie  diese  Anstalten  benutzen,  um  auch  andere  Verwundete,  so 
weit  es  der  Raum  und  die  Mittel  erlauben,  diesen  Anstalten  zuzuweisen  und  die 
Aufsicht  fiber  dieselben  ausüben.    Noch  schwieriger  ist  es,  die  Neutralität  fOr  die 
Sanitätshfilfsmannschaft  zu  bewahren.    Dieselbe  beruht  auf  der  Voraussetzung,  dass 
diese  Mannschaft  in  keiner  Weise  an  dem  Kampfe  sich  betheilige.     Es  ist  aber 
nnthunlich  und  sogar  unmöglich,  ftlr  den  Dienst  der  Krankenpflege  jeder  Zeit  Leute 
zur  Verfügung  zu  haben,  die  ausschliesslich  sich  diesem  friedlichen  Dienste 
widmen,  und  der  Hälfe  von  Soldaten  zu  entbehren,  die  bis  dahin  Kriegsdienste 
geleistet  haben  und  in  Zukunft  wieder  Kriegsdienste   leisten  müssen.     Es  muss 
möglich  sein,  dass  der  einzelne  Mann  aus  dem  einen  Beruf  in  den  andern  Obeigeht 
I)ie  Gründe,  den  Krankenwärter  oder  den  Verwundetenträger  zu  schonen,  sind  nur 
80  lange  wirksam,  als  dieser  friedliche  Dienst  dauert,  der  eine  kriegerische  Thätig- 
keit  ansschliesst,  aber  nicht  früher  und  nicht  später,  wenn  der  Mann  als  Ckmibattant 
un  Heere  erscheint    Deshalb  kann  man  nicht  volle  fortdauernde  Neutralität,  sondern 


S80  Aetoi  Bock. 

nor  eine  relative  und  leitweilige  ferdem  und  gewUureii.  Die  Bedaetim  ds 
Genfer  ConTention  leidet  Qberiuuq»t  danun,  daas  die  Wiwenayhftft  des  YdlkecRâte 
bel  FeetetelloBg  derselben  nicht  veitreten  war.  Aentliche  and  militiurîBche  Seoot- 
niflse  reichen  nicht  aus,  um  einen  richtigen  Ausdruck  f&r  Rechtsroradaifteii  n 
finden.  Die  scharfe,  prftcise  Bechtatpraehe  erfordert  auch  die  Kmmtnlfw  des  gansn 
Bechtssystems  und  ist  nur  denen  möglich,  welche  die  rechtliche  Bedeutung  und  die 
Tragweite  der  Wörter  und  Wendungen  verstehen  und  in  der  FormalimDg  tos 
Bechtfls&taen  geübt  sind. 

4.  In  einer  Schrift,  welche  xn  Karlsrahe  1871  erschienen  ist»  macht  Dr.  t.  C. 
mit  Grund  darauf  aufinerksam,  dass  auch  der  Zusats  zu  Art  1  :  ,  J>ie  Nentnüitit 
würde  aufhören,  wenn  dieselben  (Krankenwagen  und  Lazarethe)  mit  Militär  beaetit 
wären",  zu  Zweifeln  Anlass  gebe.  Es  ist  sehr  oft  geradezu  unerläaslicli,  den  Laair 
rethen  militärische  Wachen  beizugeben.  Geschieht  das  nicht,  so  läast  sich  weder 
die  Ordnung  schützen,  noch  für  die  Yorräthe  Sicherheit  gewinnen,  die  in  den 
Lazarethen  aufbewahrt  werden  müssen.  Nur  darf  der  Sanitfttspark  nicht  mitbenntit 
werden  zum  Transport  von  Gombattanten  und  Kriegsmaterial  und  darf  das  LAzaredi 
nicht  zu  militärischer  Offensive  und  Defensive  dienen.  Würde  das  gesdiehen,  dann 
wären  die  feindlichen  Truppen  ün  Becht,  die  angebliche  Neutralität  joier  Anstalten 
nicht  weiter  zu  respectiren.  Herr  v.  G.  schlägt  folgende  Fassung  vor:  ,J>ie  Neu- 
tralität hört  auf,  wenn  solche  Orte  zum  Zwecke  der  Defensive  oder  Offensive  von 
Truppen  besetzt  sind,  i^Uirend  das  Vorhandensem  einzehier  Wachposten,  die  nur 
zur  Handhabung  der  Buhe  und  Ordnung  bestimmt  sind,  die  Neutralität  nicht  in 
Frage  steUt.*'  Er  geht  aber  zu  weit,  wenn  er  auch  fOr  diese  Wacbpofiten  Nea* 
tralität  verlangt  Besser,  sie  werden  zurüdigezogen,  wenn  der  Feind  die  Gegend 
besetzt,  wo  die  Lazarethe  sind;  denn  die  Soldaten  sind  vor  der  Kriegsgefangenschaft 
nicht  zu  retten,  wenn  sie  in  die  Gewalt  des  Feindes  kommen.  Auch  ihnen  Freiheit 
zu  verstatten,  wohin  sie  gdien  wollen,  ist  zu  gefährlidh  für  den  Feind. 

587. 
Das  Personal  der  Spitäler  und  Ambulancen  fiir  die  Aufsicht 
und  den  Gesundheits-,  Verwaltungs-  und  Krankentransportdienst, 
sowie  die  Feldprediger  haben,  so  lange  sie  ihren  Verrichtungen  ob- 
liegen und  Verwundete  aufzuheben  oder  su  rerpflegen  sind,  Theil 
an  der  Wohlthat  der  Neutralität. 

Diese  Bestimmung  (Art.  2  der  Genfer  Ck>nvention)  hat  in  der  Praxis  mancherlei 
Zweifel  hervorgerufen.  Sowohl  die  Feldärzte  als  die  eigentliche  Sanitätsmannschalt 
und  selbst  die  Fuhrleute,  welche  den  Sanitätspark  führen,  müssen  auf  dem  Mai«^ 
vor  feindlichen  Angriffen  und  vor  der  Kriegsgefangenschaft  gesichert  bleiben,  aoch 
wenn  keine  Verwundeten  und  Kranken  von  ihnen  transportirt  werden,  sondern  sie 
lediglich  Hülfe  auf  die  Schlachtfelder  bringen.  Ebenso  wenn  die  Lazareüie  geleert 
werden,  weil  die  Kranken  geheilt  oder  doch  transportabel  geworden  sind  und  in 
ihre  Heimath  entlassen  werden,  muss  das  ärztliche  Personal  und  Hülfsperaonal  frei 
fortziehen  und  wieder  zu  seiner  Armee  abgehen  können.  Das  Alles  versteht  sich 
aus  dem  ganzen  Grundgedanken  und  dem  Zweck  der  Genfer  C!onvention,  wenn  aacb 
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nicht  aas  deren  Worten.    Wird  die  SaaititamiiiliBcliAft  angegriffen,  so  muss  sie 

eich  wiederom  BdbetreEBtftndHdi  gegen  die  Angriffe  —  yielleicht  Ton  FVeibentem 

oder  Bftubem,  aber  auch  Ton  Soldaten  —  wehren  kOnnen,  wie  Jeder  sich  wehrt, 

der  einen  angerechten  Angriff  mit  Gewalt  erfährt.     Man  darf  sie  in  der  gefähr* 

liehen  Lage,   in  welche  sie  durch  den  Krieg  gekommen  sind,  nicht  waffenlos  vnd 

wehrlos  der  Gefahr  preisgeben.    Sie  verlieren  durch  diese  Nothwehr  den  Charakter 

von  Peisonen  nicht,  welche  auf  einen  besonderen  YOlkerrechtlichen  Schutz 

Anspruch  haben.    Anstatt  des  Artikels  3  der  Genfer  Gonyention  schlage  ich  folgende 

Faasnng  vor:  „Feldftrzte,  Krankentr&ger  nnd  Krankenwärter  und  überhaupt  das 

ganze  der  Yerwondeten-  und  Krankenpflege  dienende  Personal  haben  ebenso  wie 

Feldprediger  und  Feldpriester  mit  Rücksicht  auf  ihren  humanen  und  friedlichen 

Beruf  auch  im  Kriege  auf  besonderen  Schutz  des  YölkerrechtB  Anspruch,  und  sind 

wie  neutrale  Personen  zu  behandeln.     Auch  diejenigen  Personen  gemessen  dieses 

Recht,  welche  nur  yorübergehend,  aber  in  bona  flde  dem  Dienste  der  Krankenpflege 

gewidmet  sind,  so  lange  die  Rücksicht  auf  diesen  Dienst  es  erfordert.    Die  neu- 

traUsirten  Personen  dürfen  sich  gegen  ungerechten  Angriff  vertheidigen,  nicht  aber, 

so  lange  ihre  Neutralisirung  dauert,  an  dem  Kampfe  der  Heere  theilnehmen.    Wenn 

solche  'Penonen  in  feindliche  Gewalt  gerathen,   sind  sie  nicht  als  Kriegsgefangene 

zu  behandeln,  sondern  je  nach  don  Bedürfiiiss  der  Krankenpflege  entweder  auch 

femer  in  ihrem  Berufe  zu  schützen  od^  zu  ihrem  Truppenkörper  so  bald  als  es 

die  militärischen  Rücksichten  gestatten,   zu  entlassen  und  zu  den  Vorposten  ihres 

Heeres  sicher  zu  geleiten.** 

687a. 

Das  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichnete  Personal  fälirt 
nach  der  Besetzimg  durch  den  Feind  fort,  so  weit  es  das  Bedttrfniss 
erheischt,  den  Kranken  und  den  Verwundeten  des  Feldlazareths  oder 
des  Hospitals,  zu  denen  es  gehört,  seine  SorgMt  zuzuwenden. 

Sobald  dieses  Personal  sich  zurück  zu  ziehen  wünscht,  hat  der 
Commandant  der  Besatznngstruppen  den  Zeitpunkt  des  Abzugs  zu 
bestimmen,  den  er  jedoch  nur  auf  eine  kurze  Zeitdauer,  falls  eine 
militärische  Nothwendigkeit  hiefiir  vorliegt,  hinausschieben  kann. 

Zusatzartikel  1  von  1868.    Vgl.  Anm.  zu  §  587  und  zu  §  588. 

588- 

Die  bezeichneten  Personen  können  auch  nach  der  Besitznahme 
durch  den  Feind  in  den  von  ihnen  besorgten  Spitälern  oder  Am- 
bnlancen  ihrem  Amte  obliegen  oder  sich  zu  dem  Corps  zurückziehen, 
dem  sie  angehören. 

Wenn  diese  Personen  unter  solchen  umständen  ihre  Verrich- 
tungen einstellen,  so  sind  sie  den  feindhchen  Vorposten  von  Seite 
des  den  Platz  inue  habenden  (besitzenden)  Heeres  zuzuflihreiii 
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Genfer  Ycrtmf  Art  8.  Audi  diete  Bestiinmniig  wird  im  Gonfiici  ndt  âen 
militAriBcliea  IntereBsen  kieht  uMuitf&hrlMr.  Die  GrOnde,  weldbe  überhsiipt  *m 
Kriege  jeder  Commgnioliop  xwiBcheu  den  beiden  Herren  im  Wege  stèfeten  und  fie 
Berichterstattong  von  einem  Heere  zum  andern  als  ein  echweres  Kriegsreifebefl 
erscheinen  lassen,  das  mit  Strafe  bedroht  mrd,  haben  auch  fttr  Aerzte  ihre  GeHnBg. 
Anch  Aerzte  kdnnten,  je  nach  Umstanden,  Wahmdmrangen  machen,  deren  Mür 
theilong  an  den  Feind  sch&dlieh  wftre  f&r  das  Heer,  dessen  Bereich  aie  Yerlaseii, 
und  nützlich  für  das  Heer,  zu  dem  sie  sich  hinb^^ben  irollen.  Diese  Gefahr  m 
vermeiden,  ist  daher  eine  nothwendige  Angabe  der  Heeresf&hmng,  trotz  der  Genfe 
Gonyention.  Auch  im  letzten  Kriege  sind  daher  öfter  Feldftnte  des  feindlidia 
Heeres  zwar  nach  ihrem  Wunsche  dem  feindlichen  Heere  wieder  zugesendet  worden, 
aber  nicht  auf  dem  W^;e  zu  den  nächsten  Vorposten,  sondern  anf  TJjnwegok,  z.  B. 
über  die  Schweiz  oder  durch  Belgien.  Die  Bestimmung  der  Zeit  soirohl  als  dei 
Weges  muss  den  militAziBchen  Befehlshabern  überlassen  bleiben;  nur  daran  ist  fest- 
zuhalten, dass  diese  Zeit  nicht  übermftssig  verzögert  werde  und  dass  inzwischen  die 
nentraliflirten  Aerzte  anständig  behandelt  und  möglichst  in  ihrer  Freiheit  geschützl 
werden.  Leider  sind  auch  in  dieser  Hinsicht  viele  ernste  Klagen  devtsdiier  Fe]d- 
ftrzte  über  allzuweite  Umwege  und  sogar  über  Miashandlungen  in  Frankreicfa  be- 
kannt geworden,  welche  wieder  beweisen,  wie  wenig  das  YerstAndniss  f)lr  die  humase 
und  friedliche  Aufgabe  der  Feldinste  unter  den  Franzosen  zu  finden  war. 

588  a. 

Seitens  der  kriegführenden  Mächte  sind  Bestimmungen  zu  treffen, 
durch  welche  den  in  die  Hände  der  feindlichen  Armee  gefallenen 
neutralen  Personen  der  unverkürzte  Genuss  ihres  Gehaltes  gedchert 
wird. 


Zusatzartikel  2  von  1868.  Dass  diese  Bestimmung  von  Aensten  und  nicht 
¥on  Juristen  gemacht  worden,  ergibt  sich  auf  den  ersten  Blick.  Irgend  ein  Bechts- 
grund  dafür,  dass  die  fekidlichen  Aerzte  fortwährend  den  Sold  ihrer  Heimat  von 
der  Armee  bezahlt  erhalten,  ist  nicht  vorhanden.  Die  Bestimmung  wörtlich  ver- 
standen könnte  zu  der  Absurdität  führen,  dass  ein  Stat  die  feindlichen  Aerzte  höher 
besolden  mOsste,  als  die  eigenen.  Die  Bestimmung  sollte  so  lauten:  „Die  Krieg- 
führenden Mächte  schützen  die  in  ihre  Hände  gefallenen  neutralisirten  PersoDeo 
in  dem  unverkürzten  Genuss  ihrer  Einkünfte  und  gewähren  ihnen  inzwischen 
nöthigenfaUs  eine  ihrem  Rang  und  ihren  Leistungen  entsprechende  Belohnung." 

589. 

Das  Material  der  Militärspitaler  unterliegt  den  Eriegsgesetzen 
und  die  denselben  zugetheilten  Personen  dürfen  daher  bei  ihiem 
Rückzug  nur  die  ihr  Privateigenthum  bildenden  Sachen  mitnehmen. 

Dagegen  verbleibt  den  Âmbulancen  unter  gleichen  Umständen 
ihr  Material. 


DasKri^iBreeht  833 

1.  Genfer  Vertrag  Art  4.  „Unter  Ambolaiicen  werden  die  FeUQasarethe 
und  andere  seitweise  Anstalten  verstanden,  welche  den  Trappen  anf  das  Sehlachtfeld 
folgen,  um  auf  demselben  die  Kranken  und  Yerwondeten  aufzunehmen.**  Zusata- 
artikel  S  von  1868. 

2.  Auch  diese  Bestimmung  hat  zu  Bedenken  Yeranlassung  gegeben.  Wess- 
halb  dürfen  Qerftthschaften  der  Krankenpflege  (s.  B.  Betten,  Infl[tmmente,  Charpie, 
Binden)  Ton  dem  Feinde  erbeutet  werden,  wenn  sie  sich  in  einem  Spital  finden 
und  müssen  freigegeben  werden,  wenn  sie  in  einem  Krankenwagen  aufbewahrt 
werden.  Herr  von  G.  schlägt  statt  Art  4  eine  andere  Bestimmung  vor,  zu  welcher 
wir  in  folgender  etwas  modifidrten  Fassung  zustimmen  können:  „So  weit  das 
Material  der  Sanitfttsanstalten  fQr  die  fortdauernde  Pflege  der  verwundeten  und 
krankoi  Krieger  nöthig  ist,  verbleibt  es  der  Verfügung  der  besetzenden  Macht.  So 
weit  es  hier  entbehrlich  ist,  wird  es  dem  abziehenden  Sanitfttspersonal  des  feind- 
lichen Heeres  zum  Wegzug  überlassen.  Der  Sanitàtspark,  die  Pferde  und  das 
Privatgepftck  des  neutralisirten  Personals  werden  von  dem  besonderen  Schutze  des 
Völkerrechts  mit  nmfasst  und  diesem  Personal  ungehindert  mitgegeben.** 

590. 

Die  Landesbewohner,  welche  den  Verwundeten  ssa  Hülfe  kommen, 
sollen  geschont  werden  und  frei  bleiben.  Die  Grenerale  der  krieg- 
führenden Mächte  sind  verpflichtet,  die  Einwohner  von  dem  an  ihre 
Menschlichkeit  ergehenden  Rufe  nnd  der  daraus  folgenden  Neutralität 
in  Eenntnifis  zu  setzen. 

Jeder  in  einem  Hause  aufgenommene  und  verpflegte  Ver- 
wundete soll  diesem  als  Schutz  dienen.  Wer  Verwundete  bei  sich 
aufnimmt,  soll  mit  Truppeneinquartiemngen  und  theüweise  mit  all- 
falligen  Eriegscontributionen  verschont  werden. 

Bei  der  Vertheilung  der  Lasten,  welche  aus  der  Einquartierung 
der  Truppen  und  aus  den  zu  leistenden  Eriegscontributionen  er- 
wachsen, ist  das  Mass  des  von  den  betreffenden  Einwohnern  an  den 
"^^  gelegten  mildthätigen  Eifers  in  Betracht  zu  ziehen. 

1.  Genfer  ConTention  Art.  5  und  Zusatzartikel  4  von  1868.  Die  hentige 
Kriegsfohrung  unterscheidet  sich  von  der  früheren  hauptsächlich  durch  die  grossen 
Heereamassen,  durch  die  rasche  Bewegung  dieser  Massen  mit  Hülfe  der  Eisen- 
bahnen und  durch  die  erhöhte  Schnelligkeit  und  Schussweite  ihrer  Geschosse.  Diese 
Untetschiede  haben  zur  Folge  sowohl  sehr  zahlreiche  Verwundungen,  als  die  ge- 
steigerte Schwierigkeit,  den  Verwundeten  rechtzeitige  Hülfe  zu  bringen.  Die  Kräfte 
der  Militärärzte  und  der  Sanitätsmannschaft  reichen  nicht  aus,  um  nach  einer 
^^^blacht  der  grossen  Zahl  von  Verwundeten  die  nöthige  Hcdfe  zu  bringen;  und 
bald  mflasen  jene  Aerzte  und  Mannschaften  wieder  den  Bewegungen  des  Heeres 
folgen.  Sie  können  nicht  zurück  bleiben,  weil  ihre  erste  Hülfe  ünmer  von  Neuem 
^^%  wird.    Man  bedarf  der  Beihülfe  und  Nachhülfe  von  Freiwilligen,  die 
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Aioht  im  regelmiflslgen  Dienste  te  Heeres  stehen,  aber  bereit  sind,  Terwmtdete 
SU  yeibinden  und  für  den  Transport  denelbea  in  die  Resenrdaarethe  end  & 
Yereinslazaretlie  su  sorgen.  Gersde  diese  FreiwilligenhOlfe  im  Felde  haX  ima^ 
weise  einen  internationalen  Charakter.  Die  Miiit&r&rzte  neutriler 
Völker  sind  dazu  besonders  geeignet,  und  unbedenklich  kdnnen  Freiwillige 
von  verschiedenen  Nationalitäten  dasu  verwendet  werden.  Auch  imletzta 
Kriege  haben  holländische,  schweismsche ,  fleterreichiBche,  mssieche,  englisck 
belgische,  italienische  Aerste  und  Freiwillige  mitgewirkt  und  sich  grosse  Yerdiesat 
erworben.  £s  haben  sich  aber  auch  grosse  Unzutriglichkeiten  dieser  Freiwilliga- 
holfe  gezeigt.  Es  ist  schwer  uud  dennoch  uneriAsslich,  die  verschiedcoen  Ekmeitte 
SU  einer  geordneten  Thätii^eit  zu  einigen  und  die  BedOr&isse  der  Krankenpflefe 
mit  der  Sicherheit  des  Heeres  und  den  militärischen  Interessen  in  Hannooie  n 
bringen.  Zwischen  den  verschiedenen  Gruppen  von  FreiwüligeQ  erheben  sich  leiât 
kleine  Reibereien  und  Eifersachteleien.  Die  MilitArftrzte  des  Heeres  und  die  fm* 
willigen  Aerzte  wirken  nicht  immer  friedlich  snsammen.  Es  ergeben  mch  Conflictt 
mannichfaltiger  Art.  Auch  unberechtigte  Personen  mischen  sich  stOiend  en. 
Schlachtenbummler  nehmen  den  Schein  an  der  KrankenhOlfe  und  leisten  für  die- 
selbe wenig.  Noch  schlimmer  iBt*8,  dass  rftnberisches  Gesindel  die  Maske  dei 
Humanität  benutzt,  um  in  der  Verwirrung  ihre  verbrecherische  Habsucht  zu  be- 
friedigen. Auch  Spione  finden  sieh  ein  und  versuchen  es,  unter  der  HflUe  neutnkr 
Freiwilliger  die  Stellung  der  Truppen  und  die  Mittel  der  EriegsAhmog  ansn- 
kundschaften  und  zu  veirathen.  Eine  ihrer  Natur  nach  schwierige  Ordnung  ond 
Unterordnung  aller  freiwilligen  Krankenpflege  im  Kriege  lässt  sich  meioe 
Erachtens  nur  im  Anschluss  an  die  Heeresorganisation  gewinnen  und  zwsr 
zunächst  in  Anlehnung  an  das  Etappenwesen,  das  freilich  mit  Rücksicht  vi 
die  Krankenpflege  einer  Ergänzung  bedarf  durch  Delegirte,  die  sber  nidit  eineiB, 
wenn  auch  noch  so  venfienstllchen  Ritterorden  entnommen,  sondern  ganz  ftä,  y 
nach  Umständen  und  PerBonen  besetzt  werden.  Ein  wiUkOrliches  Zulaufen  ton 
Freiwilligen  darf  überhaupt  nicht  geduldet,  die  Hcdfe  aber  eben  so  wenig  auf  eines 
einzelnen  Verein  beschränkt  werden.  Vielmehr  sind  nur  geordnete  Gruppen 
von  Freiwilligen  statthaft,  die  unter  einem  anerkannten  —  womöglich  ärztlichen  — 
Führer  oder  einem  Delegirten  eines  Vereins  stehen  und  sich  bei  dem  Etappen- 
commando  zu  melden  und  dessen  Anordnungen  zu  befolgen  haben.  Die  freir 
willigen  Aerzte  und  ebenso  die  Fahrer  von  Freiwilligeneorps  sollten,  abge- 
sehen von  der  Sanitätsbinde,  durch  ein  gemeinsames,  leicht  erkennbare» 
Zeichen  in  ihrer  Eigenschaft  gekennzeiclmet  werden.  Herr  v.  C.  schlägt  zu  diesem 
Zwecke  eine  kleine  rothe  Ledertasche  (mit  Verband-Etuis)  vor,  die  an  einem  rothen 
Riemen  getragen  wird.  Mir  scheint  dieser  Vorschlag  sehr  practisch  und  leicht  aus- 
fCkhrbar.  Auch  müsste  jeder  Führer  ein  Verzeichmss  seiner  Mannschaft  mît  sich 
f Ohren  imd  jeder  Mann  sich  verpflichten,  dem  Führer  treu  zu  folgen,  so  wie  die 
Führer  verpflichtet  würden ,  sich  den  militärischen  und  sanitätspolizeÜichen  AS' 
Ordnungen  und  Befehlen  unweigerlich  zu  fügen. 

2.  Etwas  überschwänglich  und  in  dem  angedeuteten  Masse  nicht  aosfblu^ 
hat  sieh  die  Aussicht  auf  Befreiung  von  Einquartierung  erwiesen.  Besser  wftre  & 
den  Qrundsatk  so  auszusprechen:  „Die  Aufiiahme  und  Pflege  von  Yerwundeten  ^ 
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bei  der  VeriheUimg  der  Quartier-  und  andrer  EriegBlast^  den  umständen  gemäss 
billig  berücksichtigt  und  die  von  Yerwundeten  besetzten  Räume  werden  möglichst 
geschont*' 

591. 

Die  yerwnndeten  oder  kranken  Krieger  Bollen,  gleichviel  welchem 
Volke  sie  angehören,  aufgehoben  und  verpflegt  werden. 

Den  Feldherm  soll  gestattet  sein,  die  während  des  Kampfes 
Verwundeten  sofort  den  feindlichen  Vorposten  zu  übergeben,  wenn 
die  Umstände  es  erlauben  und  beide  Theile  zustûnmen. 

Diejenigen,  welche  nach  ihrer  Genesung  dienstuntüchtig  be- 
funden werden,  sind  heimzuschicken. 

Die  andern  können  ebenfalls  nach  Hause  entlassen  werden 
unter  der  Bedingung,  dass  sie  für  die  Dauer  des  Krieges  die  Waffen 
nicht  mehr  tragen. 

Die  Evacuationen  und  das  sie  leitende  (besorgende)  Personal 
werden  durch  unbedingte  Neutralität  geschützt. 

1.  Art  6  der  Genfer  Convention.  Die  Lazareihe  bewahren  ihren  humanen 
und  neutralen  Character  haiq>t8ächlich  dadurch,  dass  in  wesentlich  gleicher  Weise 
für  die  Verwundeten  und  Kranken  gesorgt  wird,  gehören  sie  nun  der  eigenen  oder 
der  feindlichen  Armee  an.  Der  Arzt  kennt  keinen  Feind,  sondern  nur  einen 
kranken  Mensehen,  den  er  zu  heüen  berufen  ist  Die  Erfahrung  hat  geseigt,  dass 
auch  die  Kranken  selber  von  diesen  menschlichen  Gefühl  erfiült  smd.  Sie  be- 
trachten sich  im  Felde  als  Feinde,  aber  im  Lazareth  als  Kameraden  und  helfen 
sich  da  wechselseitig.  Aber  auch  der  Unterschied  der  Kriegsparteien  tritt  doch 
nur  einstweil^  zurück,  er  verschwindet  nicht,  denn  wenn  die  Heilung  eintritt,  so 
sind  wieder  auf  beiden  Seiten  Krieger  da,  deren  vaterländische  Neigung  und  Pflicht 
entschieden  Partei  nimmt.  Auch  in  der  Zwischenzeit  hören  die  Gegensätze  nicht 
Yöllig  auf.  Es  ist  möglich  und  es  konmit  vor,  dass  auch  Verwundete  ihren  feiml- 
lichen  Hass  äussern  oder  Versuche  machen,  sich  der  Ordnung  zu  widersetzen  oder 
zu  entfliehen.  Dergleichen  muss  beachtet  und  demgemäss  gegen  sie  verfahren 
werden.  Man  wird  auch  den  reconvalescenten  feindlichen  Verwundeten  gestatten, 
sich  im  Freien  zu  bewegen,  aber  man  wird  doch  Vorsorge  üben  müssen,  dass  sie 
Bich  nicht  etwa  zu  ihrem  Truppenkörper  durchschleichen. 

2.  Am  meisten  Bedenken  erregen  die  Bestimmungen  über  die  feindlichen 
Krieger,  welche  aus  den  Lazarethen  entlassen  werden.  Wird  das  natürliche  Eechts- 
yerh&ltniss  beachtet,  so  sind  die  dienstfähigen  unter  ihnen  auch  dienstpflichtig,  aber 
da  sie  in  die  Gewalt  ihrer  Gegner  gerathen  sind,  so  haben  diese  Grund,  sie  gleich 
anderen  kriegagefangenen  Feinden  zu  behandeln.  Die  Genfer  Convention  von  1866 
und  die  Zuaatzconvention  von  1868  haben  aber  hier  andere  Bestimmungen  getroffen, 
welche  zum  Theil  Zweifel  erwecken,  zum  Theil  unausführbar  sind.  Für  unbe« 
denklich  halte  ich  den  Satz  in  Art.  6:  „Diejenigen,  welche  nach  ihrer  Heüung  als 
diensttmfShig  befunden  wotden  sind,  sollen  in  üure  Heimat  zurück  geschickt  werden*^, 
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da  dienatnnflhîge  Krieger  eben  ainQsehArt  haben,  Krieger  an  lem  imd  del«  vase- 
fUirlich  geworden  sind.  Würde  aber  ein  Invalide  vegen  seiner  gelatigai  Ftiii^Qt. 
etwa  aJs  Organisator  im  Generalstabe,  gefahrlich  bleiben,  wenngieidi  er  die  Wifo 
nicht  mehr  f&hren  kann,  so  versteht  es  sich,  dass  die  Beachtung  sokher  GeUi 
und  das  Zurückhalten  solcher  Kr&fte  ausnahmsweise  neben  jener  Regel  gencfa- 
fertigt  wftre.  Bedenklicher  ist  die  folgende  Bestionnang,  welche  die  Heimsendims 
auch  der  Übrigen,  dienstfähigen  Krieger  empfiehlt  Aber  ToUenda  nnansfikhzbsr  ia 
der  Zusatzartikel  5  von  18G8,  der  so  lautet:  „In  Blrweitemng  des  Art  6  derCan- 
tention  wird  hiedurch  festgesetzt,  dass,  mit  Ausnahme  deijenigen  Offidere,  deren 
Anwesenheit  bei  der  betreffenden  Armee  auf  den  Erfolg  der  Waffen  von  Einfissi 
sein  würde  und  innerhalb  der  durch  den  aweiten  Abschnitt  dieses  Artikels  gezogOKO 
Grenzen,  die  in  die  HAnde  des  Feindes  gefsllenen  Blessùtea,  selbst  irenn  sie  nidit 
als  unf&hig  zum  Fortdieuen  erkannt  werden,  nach  erfolgter  Herstellnng  oder  vo 
möglich  noch  früher,  in  ihre  Heimat  zurück  zu  senden  sind,  unter  der  Bedingims 
jedoch,  dass  dieselben  w&hrend  der  Dauer  des  Krieges  nicht  wieder  die  Wsffa 
führen  dürfen.'^  Dieser  Zusatzartikel  ist  von  keiner  der  beiden  Kriegqnrteien  in 
dem  französisch-deutschen  Kriege  beachtet  worden.  Er  hat  keinen  Bechtsgrnsa. 
sondern  ist  augenscheinlich  die  Frucht  einer  falschen  Sentimentalität  nnd  im  Leba 
nicht  ausfahrbar.  Sobald  die  Krieger  des  eigenen  Yolkes  wieder  geheOt  and  wieder 
diensttauglich  sind,  sind  sie  auch  wieder  dienstpflichtig.  Die  Fähigkeit  der  g^ 
heilten  feindlichen  Krieger  und  ihre  Pflicht  ist  genau  dieselbe.  Die  Kranldieit  nt 
nur  ein  TorObergehendes  thataachliches  Hindemiss  fOr  sie,  ihre  Pflicht  zu  üba. 
Wenn  jene  gehoben  ist,  so  tritt  diese  wieder  in  Kraft.  Da  sie  aber  in  der  Gewalt 
der  gegnerischen  Kriegspartei  sind,  so  sind  sie  ganz  ebenso  Kriegsgefangene  vi« 
andere  feindliche  Soldaten,  die  nie  verwundet  waren.  Sie  anders  als  diese  zu  be- 
handeln, daftkr  gibt  es  keinen  Orund  mehr.  Wesshalb  sollten  sie  ihren  Kamersden 
gegenüber  pririlegirt  sein? 

3.  Die  beiden  Bestimmungen  der  Vertrage  bedürfen  daher  einer  völlige 
Umbildnng  etwa  in  folgendem  Sinne:  „Die  verwundeten  und  kranken  Krieger  beider 
Heere  werden  gleichmftssig  in  die  Lazarethe  aufgenommen  und  veipflegt  Ange- 
hörige der  feindlichen  Armee  sollen,  wenn  sie  bei  der  Entlassung  aus  der  Kranken- 
pflege dienstunfUiig  sind,  nach  ihren  Wünschen  in  ihr  Vaterland  zurück  geschickt 
werden.  Die  übrigen  Angehörigen  des  feindlichen  Heeres  werden,  wenn  sie  ^ 
geheilt  entlassen  werden,  gleich  ihren  übrigen  kriegsgefsngenen  Kameraden  betrachtet 
und  behandelt'^ 
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Eine  auszeichnende  und  überall  gleiche  Fahne  wird  für  die 
Spitaler,  Ambulancen  nnd  Evacuationen  angenommen.  Ihr  soll  ustar 
allen  Umständen  die  Landesfahne  zur  Seite  stehen. 

Dessgleichen  wird  für  das  neutralisirte  Personal  ein  Armbao<{ 
zugelassen,  dessen  Yerabfolgung  jedoch  der  Militärbehörde  über- 
lassen bleibt. 

Fahne  und  Armband  tragen  das  rothe  Kreuz  auf  weissem  Groni 
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1.  Genfer  GonTention  Art  7.  Die  Bosdmmang,  daas  „unter  allen  ünurtftnaen'* 
neben  der  Sanitfttsfelme  aach  die  Naüonalfalme  anf  den  Spit&lem  aufgepflanzt 
werden  mflase,  kann  m  Miaarerst&ndmasen  führen.  Wird  die  feindliche  National- 
fahne Ton  Weitem  gesehen,  so  wird  die  neutrale  Sanit&tsfahne  leicht  übersehen. 
Jene  reitzt  zum  Angriff  und  zur  Beschiessnng,  diese  soll  jeden  Angriff  Terhindem. 
IHe  GleichsteDung  zweier  Fahnen  in  entgegengesetzter  Bedeutung  ist  daher  unzweck- 
mftssig.  Der  neutralen  Fahne  gebührt  in  Lazarethen  der  Vorrang.  Bedarf  es  da- 
neben noch  einer  Bezeichnung  der  regierenden  Milit&rgewalt,  so  genügt  dafür  jeden- 
&ll8  ein  kleines  Symbol,  welches  nicht  das  andere  yerdeckt  oder  ersetzt. 

2.  Wichtiger  ist  es,  die  übermassige  Ausbreitung  der  weissen  Armbinde  mit 
dem  rothen  Kreuz  zu  behindern  und  den  Missbrftuchen  entgegen  zu  wirken,  die 
damit  gemacht  worden  sind.  Man  darf  weder  die  Fertigung  solcher  Bhiden  Jedem 
freigeben,  noch  die  Gewährung  derselben  von  einer  fernen  Autorisation  aus  der 
Hauptstadt  abhängig  machen.  Man  muss  sowohl  die  Anarchie  als  die  Herrschaft 
der  Bureaukratie  vermeiden;  denn  jene  begünstigt  die  Missbrftnche,  diese  hemmt 
die  rasche  Hülfe  durch  Freiwfllige.  Aber  Contrôle  ist  nMhig.  Die  Binden  müssen 
Ton  einer  anerkannten  Stelle  gestempelt  werden  und  es  muss  eine  persönliche 
Legitimationskarte  den  lYägem  der  Binde,  beziehungsweise  ihrem  Führer  beige- 
geben werden. 

592  a. 

Bezüglich  der  Samtätsverlialtnisse  im  Seekriege  enthalten  die 
Zusatzartikel  der  Genfer  Convention  folgende  Vorschriften: 

L  Die  militärischen  Hospitalschiffe,   welche  die  Kranken  oder  Verwundeten 
der  SeemAchte,  die  sie  begleiten,  an  Bord  haben,  sollen  durch  Neutralität  gedeckt 
sein.    Die  Neutralität  wird  aufhören,  so  bald  sie  eine  grossere  Milit&rmacht  haben, 
als  nöthig  ist  für  die  Bedürfaisse  der  innem  Polizei,  oder  wenn  sie  Kriegs-Muaition 
führen  oder  Veipfiegongsgegenstftnde,  die  nicht  zu  ihrer  eigenen  Ausrüstung  ge- 
hören,   wahrend  oder  nach  dem  Gefechte  sollen  die  Fahrzeuge,  welche  anf  eigene 
Gefahr  Schiffbrüchige  oder  Verwundete  aufnehmen,  oder  aufgenommen  haben,  um 
lie  an  Bord  eines  Hospitalschiffes  zu  bringen,  unter  der  weissen  Flagge  mit  rothem 
Kreuze  und  bis  zur  Vollendung  ihrer  Aufgabe  einer  solchen  Neutralität  gemessen, 
wie  sie  die  Umstände  des  Gefechtes  und  die  Lage  der  Schiffe  erlauben  werden, 
ihnen  zu  gewähren.     Die  Beurtheilung  dieser  Umstände  ist  der  Humanität  des 
Combattanten  anheimgegeben.  U.  Das  religiüse  und  Pflegepersonal  jedes  genommenen 
Schiffes  wird  für  neutral  erklärt   Es  nimmt  beim  Verlassen  des  Schiffes  die  Gegen- 
Btlnde  und  die  chirurgischen  Werkzeuge  mit,   welche  sein_ besonderes  Kigenthwm 
Bind.  HL  Das  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichnete  Personal  soll  seine  Functionen 
^  dem  genommenen  Schiffe  fortführen,  mitwirken  bei  der  Ausschiffung  der  Ver- 
wundeten, die  der  Sieger  entlässt;  aber  es  steht  ihm  frei,  in  sein  eigenes  Land  zu- 
rückzukehren, so  bald  der  Eroberer  des  Schiffes  seine  Dienste  für  überflüssig  hält 
Die  Bestimmungen  des  Zttsatzartikek.2  der  KriegBConvention  finden  auf  die  Be- 
^><^&dlung  dieses  PersimalB  Anwendung.     IV.  Die  müitänschen  Hospitalachiffe  sind 
i^t  Yon  der  Neutralität  gedeckt,  so  bald  sie  keine  Verwundeten  oder  Kranken 
>^UKr  denen  ihrer  eigenen  Mannschaft  an  Bord  haben.     V.  Ein  militärisches 
Blialtclili,  Dm  TOlkerrecht  22 
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HoqdtilMlilff,  wélèhei  mit  YcnninâBfeen  oder  Knolceii  beladen  iefc,  taca  Â» 
•chiffimg  ei  beweiiortelllgi  hal»  so  wie  jedes  HanilftlMrJifff  jegUcher  üatkn,  dis  a 
Reichem  Zwecke  von  iigend  einer  BdiOrde  der  kriegflüireiiden  Ftttrân  in  Dknt 
gencMumen  und  aondilienlich  alt  Kranken  oder  Verwundeten  beladen  ist,  vird 
durcb  die  Neutralitftt  gedeckt;  aber  die  bloase  Hiatsache  einei  im  Schifijooxoak 
notirten  Beenchee  am  Bord  dnrch  ein  feindlicbee  EriegMchiff  letst  die  Kruka 
und  Verwundeten  anmer  DimwtfMiigkeit  für  die  ganae  Daner  dea  Kriegen    Wem 
daa  Handebwichiff  anaserdem  eine  Ladung  an  Bord  bAOe,  adll  die  Nentralitit  a 
dennoch  decken,  so  bald  die  Ladung  nicht  der  Art  ist,  dam  sie  der  Oonfiscslûn 
dnrch  den  KriegflUirenden  unterliegt   Die  Eriegf&hienden  behalten  aich  daa  Bedik 
vor,  ihm  Jede  Communication  und  jede  Direction  au  untersagen,  weldie  aie  der  Ge- 
heimhaltung ihrer  Operationen  ftr  schAdlich  halten.     VL  Die  Terwondeten  oder 
kranken  Soldaten  und  Seeleute,  welcher  Nation  sie  immer  angeboren,  werden  vm 
dem  Eroberer  dea  Schiffes  veii^egt    Die  Oberoommsndanten  sollen  die  erste  gate 
Gelegenheit  benutsen,  um  die  Heimsendung  der  kranken  oder  verwundeten  Untei^ 
offidere,  Soldaten  und  Seeleute,  die  sich  unter  ihren  Gefangenen  befinden,  an  be- 
werkstelligen.   Diese  Masaregel  erstreckt  sich  auch  auf  die  Qfificiere,  warn  der, 
welcher  sie  geCsogen  genommen  hat,  nicht  ein  überwiegendes  intereaae  findet,  àe 
aurOckzuhalten.     Keiner  der  in  sokher  Weise  Freigelassenen  darf  während  der 
Daner  des  Krieges  die  Waffen  wieder  ergreifen.    Vn.  Die  unteiscbeidende  F]Mggf 
neben  der  Nationalflagge  für  ein  Schiff  oder  Fahraeog  irgend  einer  Art,  wekta 
nach  den  Frindpien  dieser  Convention  die  Wohlthat  der  Neutralitit  beanqprndit, 
ist  die  weisse  Flagge  mit  rothem  Kreuze.     Die  KriegfOhrenden  dflrfen  in  dieser 
Besiehung  jede  Untersuchung  anstellen,  welche  ihnen  nöthig  scheint   Die  Hospitsl- 
schiffe,  die  von  den  Hfllfiigesellschalten  ausgerOstet  sind,  welche  die  diese  Conventkn 
unteraeichnenden  Regierungen  anerkannt  haben,  und  mit  Commissiimen,  Lioenna 
oder  Geleitsbriefen  von  Seiten  des  Souverfins  versehen  sind,  der  su  ihrer  Ausrflstong 
die  besondere  Autorisation  gegeben  hat,  so  wie  mit  ein^n  Documente  der  compe* 
tenten  Marinebehörde,  welches  feststellt,  dass  sie  wihrend  ihrer  AusrOstnng,  bef 
ihrem  Auslaufen  und  bei  ihrer  Rückkehr  in  den  Hafen  von  derselben  oontroBrt 
und  einzig  und  allein  fùi  den  Zweck  ihrer  Bestimmung  angewendet  werden,  soOeo 
mit  ihrem  ganzen  Personal  ab  neutral  betrachtet  werden.    Sie  werden  von  des 
Kriegftkhrenden  geschont  und  gesdiützt     Sie  geben  sich  zu  erkennen,  indem  ne 
mit  ihrer  Nationalflagge  eine  weisse  Flagge  mit  rothem  Kreuz  anfUssen.    Bts 
Kennzeichen  ihres  Personals  in  der  Ausübung  seiner  Functionen  ist  ein  Annbsnd 
mit  den  gleichen  Faiben.   Diese  Schüfe  sollen  den  Verwundeten  und  SchüfbrQcfaigen 
der  Kriegführenden,  ohne  Unterschied  der  Nadonalitftt,  Holfe  und  Beistand  bringen. 
Sie  dürfen  in  keiner  Weise  die  Bew^n^igen  der  Kftmpfer  hindern.    Wihrend  dei 
Kampfes  und  nach  demselben  handeln  sie  auf  eigene  OeùUkr.    Die  Kri^f&hrendeo 
haben  das  Recht  der  Beaufsichtigung  und  der  Untersuchung  derselben.   Sie  können 
ihre  Mitwirkung  verbieten  und  ihnen  befehlen,  sich  zu  entfernen  oder  sie  zuxeck- 
halten,  wenn  der  Ernst  der  Umstände  es  erheischt.     Die  Verwundeten  und  Schif- 
brücfaigen,  welche  von  diesen  Schiffen  aufglommen  werden,  kOunen  von  keinem 
der  Kriegfahrenden  reclamirt  werden,  und  es  ist  ihnen  veiboten,  wfthrend  der  Daoer 
des  Krieges  Dienst  zu  leisten. 
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Die  siegeiide  Kriegsgewalt  ist  berecàtigt,  Kriegsgefangene  2tt 

machen. 

Die  moderne  Kri^gsgdiuigeiuehAft  hat  einen  dnrcbaiie  andern  Gbaiakter  ak 
die  antike  und  aelbet  die  mittelidterliche.  Der  Grandgedaake  der  anlüoen  Knßgh 
gefangenschaft  war  die  Sei  aver  ei,  wenn  nicht  gar  die  Absicht  des  Siegera,  mit 
den  Gefangenen  im  Trinmphzuge  zu  prunken  und  ihre  Führer  schliesslich  aus 
Rache  dem  Tode  zu  weihen;  das  Mittelalter  betrachtete  die  Gefangenen  entweder 
als  ein  Mittel,  LOsegelder  an  erpressen,  oder  geradean  als  Gegenstand  der 
persönliehen  Badie;  Das  moderae  Kriegsrecht  sieht  in  der  Kriegsgefangenschaft 
TorzOglich  ein  Mittel,  die  feindliche  Kriegsmacht  zu  schw&chen  und 
den  Sieg  zu  sichern. 

594. 

In  der  Begel  sind  alle  feindlichen  Personen  der  Kriegsge- 
fangensdiaft  ausgesetzt,  friedliche  Bewohner  in  Feindesland  abor 
nur  ausnahmsweise,  insofern  solches  die  Sicherheit  des. kriegführen- 
den Heeres  oder  des  kriegführenden  States  erfordert. 

1.  Aul  49.  Weil  nur  diejenigen  Personen,  welche  am  Kriege  th&tigen 
Ântheil  nehmen,  verhindert  werden  sollen,  die  feindliche  Macht  zn  y^tftrken, 
sind  zunächst  nur  die  Glieder  des  feindlichen  Heereskörpers  und  voraus  die  Kam- 
pfer der  Kriegsgefangenschaft  ausgesetzt,  nicht  aber  die  friedlichen  Personen.  Der 
obige  Unterschied  zwischen  feindlichen  und  friedlichen  Personen  kommt 
hier  wieder  zur  Wirkong.  ¥gl.  |  591  ff.  Froher  war  man  sich  dessen  weniger 
bewuast  Noch  Yattel  (m.  §  148)  erklärt  es  zwsr  fOr  eine  IdbUehe  SHte  der 
neueren  KriegsfOhrer,  dass  sie  mindestens  Weiber  und  Kinder  nicht  mehr  zu 
Kriegsgefiuigenen  machen.  Aber  er  meint,  das  Becht  der  Generale,  die  Kriegs- 
gefangenschaft auf  alle  Angehörige  des  Feindes,  auch  auf  die  friedlichsten  Classen, 
zn  erstrecken,  sei  nicht  zu  bezweifeln.  Man  würde  einen  General,  der  ohne  Grund, 
ans  Laune  ^e  ganze  Bevölkerung  kriegsgefangen  machte,  wohl  fOr  einen  harten 
und  rohen  Mann  halten,  aber  er  würde  das  Völkerrecht  nicht  verletzen.  Seither 
ist  aber  die  Sitte  fester  und  das  Becht  selbst  humaner  geworden.  Jeder  unnO- 
thige  und  launenhafte  Angriff  auf  die  persönliche  Freiheit,  jede  unbegrün- 
dete Knechtung  friedlicher  Menschen  ist  eine  Verletzung  des  natürlichen 
Menschen-  und  des  humanen  Völkerrechts. 

2.  Allerdings  sind  auch  solche  Personen,  welche  nicht  zum  Heere  gehören, 
und  im  übrigen  einem  friedlichen  Berufe  leben,  dann  der  Kriegsgefangenschaft 
ausgesetzt,  wenn  ihre  Freiheit  zu  einer  Gefahr  wird  für  die  Kriegspartei,  welche 
an  dem  Oi«b  die  Macht  hat  Diese  ist  berechtigt,  z.  B.  feindlieh  gesinnte 
JournMisten  und  Parteiführer  ebenso  zu  KtJegBgefiuigenen  m  «lachea,  jfi^ 
femdliche  Offiziere,  weil  sie  wie  diese  die  Macht  des  Ffi]^^  ^ken  und  ver- 
Krössem,  oder  der  herrschenden  Kriegsmacht  Schwierigkeiten  und  Verlegenheiten 
^tNfttea.  Dis  offsabar  astiT-^fela^ltehe  /Gesinnung  gibt  Anlaes  und  Grund, 
Mt  dlaser  Fefnâe  zu  beaiftclitigen.    Tgl.  an  §  696. 
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595. 

Die  Nichtkämpfer  im  Heere  und  selbst  solche  Personen,  welche 
sich  dem  Heere  anschliessen,  ohne  dazu  zu  gehören,  Berichterstatter, 
Correspondenten  Yon  Zeitungen,  Lieferanten,  können  zu  Kriegsg^ 
fangenen  werden,  wenn  sich  der  Trappenkörper  ergibt»  an  den  ae 
sich  angeschlossen  haben,  oder  sie  auf  der  Yerfolgong  esrgnSs^ 
werden. 


Am.  &0.  Indem  sich  diese  Personen  dem  HeereakOtper  ansdüiessen,  veida 
sie  in  die  Gefahren  desselben  verwickeli,  and  können  sich  nicht  besdnreren,  vena 
sie  —  wenigstens  TorUafig  —  als  feindliche  Personen  betrachtet 
und  kriegsgefangen  gemacht  werden.  Ein  Grand  aber,  sie  als  KriegggefiuigeDe  zb 
behalten  —  (der  Amerikanische  Art  öO  gesteht  der  Kriegsmacht  andi  dieBS 
Becht  sa)  —  ist  doch  nnr  dann  Torhanden,  wenn  ihre  Gefangenschaft  die  Mseb< 
des  Feindes  verstarirt,  oder  mit  ihrer  Freigebnng  eine  Gefahr  fdr  die  Eriegsoad^ 
Terbonden  ist  Jenes  wird  dorchweg  der  Fall  sein,  wenn  Yerpf  legnngsbeamte 
der  feindlichen  Armee  geùmgen  werden,  dieses  aoweiien  auch,  wenn  fremde  B^ 
richterstatter  gefangen  werden. 

596. 

Die  Eigenschaft  einer  souveränen  oder  diplomatischen  Person 
befreit  nicht  von  der  Gefahr  der  Kriegsgefangenschaft,  wenn  die- 
selben zu  der  feindlichen  Macht  gehören  oder  Bundesgenossen  de^ 
selben  sind,  oder  wenn  dieselben  an  der  Kriegsfuhmng  sich  p^- 
sönlich  betheiligt  haben. 

Am.  ÖO.  Die  Kriegsgefangenschaft  des  .feindlichen  Souver&ns  oder 
des  feindlichen  Ministers  des  Aeussern  ist  meistens  ein  sehr  förderliches 
Mittel,  nm  eher  einen  günstigen  Frieden  sa  schliessen.  Ein  Grand,  diese  Fenones 
Yon  den  Gefahren  des  Krieges  sa  befreien,  ist  nicht  vorhanden.  Im  Gegentheil, 
da  sie  gewöhnlich  den  Krieg  verschuldet  oder  doch  entschieden  haben,  so  &^^ 
es  sich,  dass  die  Verantwortlichkeit  des  Kriegs  vorsogsweise  auf  ihnen  laste  and 
sie  die  Gefahren  desselben  mit  bestehen.  In  ahnlicher  Weise  sind  auch  die  po- 
litischen  Regenten  and  Führer  der  einzelnen  Provinzen  und  Kreise  eher 
der  Gefahr  ausgesetzt,  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  zu  werden,  als  die  friedlicbeo 
Yerwaltungsbeamten,  Richter,  Gemeinder&the. 

597. 
Wenn  die  Bevölkerung  sich  in  Masse  zur  Verthetdigong  ibres 
Landes  erhebt,  so  wird  dieselbe  als  feindlich  behandelt  und  kaoB 
kriegsgefangen  werden. 

Am.  51.  Es  gilt  das  überhand  von  Jeder  geordneten  activeo  ThdlDafa*^ 
dnrch  die  Borger  an  der  Krie^rführong.    Die  bethfttigte  Parteinahme  le^ 
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stört  die  £2gei»clifift  der  FriedHdteit  nnd  renrandett  die  friedfidien  BQiger  in 
feiadliche  Penonen. 

598. 

Kein  Befehlshaber  ist  zu  der  Drohung  berechtigt,  dass  er  die 
nicht  imifonnirten  Landstürmer  als  Bäuber  behandeln  werde.* 

Wenn  aber  eine  feindliche  Gegend  von  der  Kriegsgewalt  ein- 
genommen und  besetzt  ist,  so  gilt  während  dieses  Besitzes  ein  Auf- 
stand als  Verletzung  des  Kriegsrechts  und  kann  strafrechtlidi  be- 
handelt werden. 

1.  Am.  52.  Der  Landsturm  ist  in  seinem  Recht,  wenn  er  sich  zor  Yer- 
theidigung  des  Landes  erhebt.  Er  steht  dann  unter  den  Befehlen  seiner  Re- 
gierung und  ihrer  Kriegsgewalt.  Landstürmer  sind  dann,  wie  die  Soldaten  des 
stehenden  Heeres  und  der  Landwehr,  als  feindliche  Personen  zu  behandeln 
und  können  hxiegsgefuigen  werden.  Das  Kriegsrecht,  nicht  das  Strafrecht,  findet 
auf  sie  Anwendung.    Vgl.  §  570. 

2.  Aber  anders  ist  es,  wenn  innerhalb  des  Tom  Feinde  eingenommenen  Ge- 
bietes die  LandstOrmer  sich  gegen  die  Eriegsgewalt  erheben,  denn  diese  ist,  so 
lange  sie  im  Besitz  des  Gebietes  ist,  als  ermächtigt  anzusehen,  die  öffentliche  Ge- 
walt in  demselben  auszuüben.  Sie  kann  daher  einen  Aufstand  nicht  bloss  wie 
einen  feindlichen  Widerstand  kriegerisch  bewältigen,  sondern  die  Schuldigen  straf- 
rechtlich verfolgen.  Das  gilt  auch  von  Aufständen  im  Rücken  eines  fort- 
schreitenden Heeres.  Allerdings  kann  die  Volkserhebung  so  gross  werden, 
dass  sie  die  Grenzen  des  Strafrechts  überschreitet,  und  eine  neue  kriegerische 
Macht  schafft.  Dann  kommen  die  obigen  Grundsätze  Ton  §  512  zur  Anwendung. 
Freilich  sind  die  Kriegsmächte  nicht  immer  geneigt,  diese  Mildemng  zuzugestehn. 
Indessen  die  öffentliche  Meinung  hat  doch  mit  gutem  Grund  schon  zur  Zeit  eines 
weniger  hnmmen  Kri^psrechts  es  gemlssblUigt»  dass  die  uanzösischen  Reyolutions- 
heere  gefangene  AuÜBtändische  in  der  Vendée  und  Napoleon  L  den  Tyroleif&hrer 
Andreas  Hofer  strafrechtlich  haben  erschiessen  lassen. 

599. 

Geistiidie,  Aerzte,  Apotheker,  Heilgehülfen  dürfen,  wenn  sie 
nicht  am  activen  Kampfe  Theil  nehmen,  nicht  zu  Kriegsgefangenen 
gemacht  werden,  es  wäre  denn,  dass  sie  verlangten,  die  Kriegsge- 
fangenschaft mit  ihren  Truppen  zu  theilen,  oder  die  Unterstützung 
dieser  durch  jene  als  nothwendig  erscheint.  Indessen  sind  sie  auch 
in  diesen  Ausnahmsfällen  um  ihres  friedlichen  Berufes  willen  im 
Dienste  der  Menschheit  mit  möglichster  Schonung  und  Rücksicht 
2u  behandeln. 

Am  53.    Vgl.  oben  §  587.  588.     Die  Nentralisirang  dieser  Per- 
Bonen  bildet  dieBagel,  aber  sie  findet  doch  in  den  BedAiMnen  der  Yérwnndeten 
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md  Knakan  MAst  eine  Grause.  Wen  die  Mnffidien  Aencte  mA  eiaer1ilede^ 
lege  das  Sdüachtfeld  YcrlaBsen  woUten,  wo  Tielleiclit  Honderte  voa  VeiweiA*« 
in  Noth  sind  and  dringend  nach  Holfe  ichreien,  so  darf  der  Heerführer,  in  desa 
Gewalt  sie  gerathen,  ihnen  wohl  zumuthen  and  sie  nOthigenfalls  mit  Gewalt  dun 
ankalten,  dass  sie  sich  ihrer  Pflicht  nicht  wfthrend  der  h(k;hsten  Noth  enlaehiL 
Immer  aber  ist  ihnen  mOglicfast  bald  wieder  ToUe  Freiheit  en  gewftlireB. 

600. 

Die  Geiseln,  welche  von  dem  feindlichea  State  oder  der  feind- 
liehen  BeySlkerung  gestellt  oder  von  der  Kriegsgewalt  aus  dringen- 
den GrUnden  der  Sicherheit  genommen  werden,  sind  den  Kriegs- 
gefangenen ahnlich  in  ihrer  freien  Bewegung  gehemmt.  Indessen 
wird  der  Entzug  oder  die  Beschränkung  ihrer  Bewegnngsfreiheit 
durch  die  Rücksicht  auf  den  Zweck  näher  bestimmt  und  begreift, 
um  dessen  willen  die  Geiseln  gegeben  oder  genonmien  aind. 

1.  Am.  54.  Geiseln  (vgl.  oben  §  426)  werden  zuweilen  wflhrend  des 
Kriegs  gegeben  in  der  Absicht,  für  eine  ttbernommene  Leistong,  z.  B.  ftr  Be- 
sahlnng  einer  Eriegseontribotion,  ftkr  Ueberliefening  eines  festen  Plataes  Skher 
heit  sa  gewähren.  Bie  werden  aber  auch  zuweilen  genommen,  am  Sicherbeit 
zu  gewinnen  vielleicht  für  die  Ruhe  einer  eingenommenen  Stadt  oder  G^^ 
Vorzugsweise  werden  dann  angesehene  Personen  als  Geiseln  verwendet,  wefl 
nur  diese  theils  durch  ihren  Einfhiss  auf  die  Bevölkerung,  theils  um  der  Rackndtt 
willen,  welche  dieselbe  auf  jene  Personen  zu  nehmen  pflegt,  eine  persönliche  Ge- 
wahr zu  geben  im  Stande  sind.  Solche  Geiseln  sind  im  wesentlichen  nidit  anden 
an  behandefai,  als  die  Friedensgeiseln,  nur  wird  eine  grossere  Sorgfalt  duwf 
an  nehmen  sein,  dass  sie  sich  nicht  der  feindlichen  Gewalt  durch  die  Fhidit  entr 
ziehen. 

d.  Btne  neue,  aber  nidit  unbedenkliche  Anwendung  des  Geiselredits  wurde 
in  dem  französisch-deutschen  Kriege  von  1870/71  geübt,  hidem  zur  Siefaemag  da 
Eisenbahnverkehis  von  den  deutschen  IVuppen  notable  Einwohner  der  französ- 
sehen  Stftdte  oder  Dörfer  zwangsweise  als  Geiseln  mitgefWbrt  wurden.  Das  Mittel 
ist  insofern  bedenklich,  als  es  friedliche  Bürger  ohne  deren  Verschulden  in  ernste 
Geiahren  aelbst  des  Lebens  Mogf,  und  ûberdam  nar  eine  aWeifelnlle  Sicherheit 
gewährt,  indem  die  Fanatiker,  welche  die  Schleosn  der  Eisenbahn  aufreisKn  oder 
sonst  einen  Zug  in  Gefahr  bringen,  wenig  ROcksicht  auf  das  Leben  der  ihnen  viel- 
leicht verhassten  Notabein  nehmen.  Es  lässt  sich  nur  in  der  Koth  als  Bepressalie 
entschuldigen.    Tgl.  Rolin  Jaequemyns  in  der  Genter  Bevue  d.  D.  J.  m  838. 

60L 

Kïieg9gefangeQe  mA  nichi  Sfanifge&ngeiie«  aondem  Siefaeiheito- 
gefangene.  Sie  dürfen  nicht  misshandelt,  noch  gequ^li»  uMb  9t 
unwürdigen  Handinngen  gezwungen  werden. 

1.  Am.  56.  7&    Dil  feindUchen  Pemom  iabas  reehlaftasig  gabai- 
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delt,  ab  de  am  Kriege  Tliefl  geBommen  hatten,  indem  de  dam  von  Seite  ihrer 
Stategewalt  beaoftngt  oder  emiAchtSgt  varen.    8ie  dOrfen  daher  von  dem  8i^(er 
nidit  strafrecfatUeh  Terfolgt  werden.    Kriegsgeftuigene  werden  de  mir  iOB  politi« 
sehen  vnd  milit&riBchen,  nicht  an«  etrafrechtliehen  GrOnden.    Eben  deselialb 
iiit  es  mtsbi  blees  bafbariach  und  gnuuam,  eines  dviUsIrten  States  nidit  wOrdig, 
die  EJri^Bgefangenen  zu  misshandeln,  sondern  aadi  widerrechtlich,  denn  jede 
ungerechtfertigte  Gewalt,  die  gegen  Andere  geübt  wird,  ist  wider  das  Becht 
3.  Schon  aof  dem  Transport  sind  daher  die  Kriegsgefangenen  vor  der  Be- 
leidigung des  vielleicht  feindlich  aufgeregten  Pöbels  zu  schützen.     Dann  sind  de 
—  wo  möglich  —  in  festen  Pl&tzen,   aber  nicht  in  eigentlichen  Gefängnissen, 
nnter^abringen.    Als  die  französischen  Gefangenen  noch  in  den  Jahren  1812  nnd 
1813  von  Russhmd  wie  Yerbreoher  nach  Sibirien  transportirt  wnrden,  war  das 
eine  Massregel,  welche  der  &ltem  Kriegspraxis  wohl  erlaubt  scheinen  mochte,  aber 
dem  heutigen  Bechtsbewusstsein  nicht  mehr  entspricht.   Ebenso  war  das  Verfahren, 
welches  während  des  nordamerikanischen  BOrgerkriegs  in  einem  südstaUichen  Ge- 
fängniss  gegen  Krieg^fangene  der  Union  gehandhabt  wurde,  indem  die  Leute  an 
Luft  und  Nahrung  heftigen  Mangel  litten  und  überdem  noch  roh  behandelt  wurden, 
wider  das  Völkerrecht    Während  des  französisch-deutschen  Krieges  wurden  die  in 
deutscher  Gewalt  befindlichen  französischen  Kriegsgefangenen  zu  Ende  des  Jahres 
1870  auf  die  bisher  in  der  Kri^geschiehte  unerhörte  Summe  you  11,160  Offideren 
und  333,885  Mann  gezählt,  während  die  Zahl  der  deutschen  Kriegsgefangenen  in 
französischer  Gewalt  kaum  einige  tausend  Mann  im   Ganzen  betrug.    Trotzdem 
zeigte  dch  die  auffallende  Ebivcheinung,   dass  von  Seite  der  deutschen  Kriegsge- 
fangenen viele  Klagen  über  pöbelhafte  Beleidigungen,  denen  de  auf  dem  Transport 
ausgesetzt  worden,  vernommen  wurden,  während  die  französischen  Kriegsgefiemgenen 
in  Deutschland  keine  Misshandlung  erfuhren.    Dagegen  waren  die  französischen 
Dienstvorschriften  günstiger  für  die  Gefangenen  als  die  deutschen,  indem  jenen 
eine  grössere  Besoldung  al^  diesen  zugewiesen  war.    VgL  darüber  die  Correspon- 
denz  zwischen  dem  Grafen  Bismarck  vom  4.  Oct.  1870  und  dem  französischen 
Delegirten  des  Auswärtigen  von  Chaudordy  vom  28.  Oct  1870.  —  Es  verdient  übrigens 
Erwähnung,  dass  die  menschenfreundliche  Gesinnung   vorzüglich   der  gebildeten 
Classen  sich  auch  hier  bewährt  und  vielfältig  das  harte  Loos  der  Gefangenen  ge- 
mildert hat    Es  hatten  dqh  Vereine  gebildet,  um  die  Correspondenzen  derselben 
mit  ihren  Familien  zu  vermitteln  und  ihnen  manche  Erleichterung  und  manche 
Genüsse  zukommen  zu  lassen.    Die  Begierungen  unterstützten  dieses  Streben,  so« 
weit  es  mit  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  verträglich  war,  mit  Wohl- 
wollen. 

Personen,  weldie  wegen  eines  rar  ihrer  Kriegsge&ngenschaft 
verübten  Vergehens  der  Stmfgerichtsbarkeit  des  Nehmestats  unter- 
worfen sind«  können  auch  nachher  von  dem  Gerichte  verfolgt  und 
^straft  werden« 

A«.  59.   Mg  KiiepiBBtMiCfiiMhaft  aadit  aatflriidt  idcht  ftrej  ?»  der  ohne- 
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bin  begrflndetea  VenntworÜkUkeit  fttr  Yergdhm  «nd  Yerbrechen,  ivekhe  Tor  èer 
KiiegvgefiMigonchalt  verflbi  irorden  sind.  Wenn  i.  B.  Jenuuad,  der  savor  Ib  Abd 
NehmeaUi  Wertbpapieie  ontendilagea  oder  geitoUan  batte,  spater  KriegPKebn- 
gener  irird,  lo  wird  er  ebenra  der  Veriölgniig  des  Stnfgeridbts  flibeclieferti  v« 
ireon  er  in  dem  eingenonunenen  State  voriier  einen  gemeinen  Mord  begangen  batte. 

603- 
Die  Eriegagefangenen  sind  nicht  Gefangene  des  Indiyidunms, 
dem  sie  sich  ergeben  haben,  sondern  des  States.  Sie  können  daher 
auch  nicht  von  jenem  losgekauft  und  freigelassen  werden,  sondern 
nur  vom  State. 

Arn.  74.  Die  Kriegsgefangenschaft  ist  Eriegsmittel  des  Stats,  und 
nicht  Machtübung  der  Einzehien.  Sie  besteht  nur  zn  Statszwecken,  und  nicht 
zur  Befriedigung  von  Priyatinteressen  und  Privatleidenschaften.  Daher  kann  nur 
der  Stat  darüber  yerfOgen.  Die  Kriegsgefangenen  sind  abzuliefern  an  das  Com- 
mando, welches  ordnungsmftssig  und  kraft  seines  Amts  über  das  weitere  Schicksal 
derselben  entscheidet 

604. 

Kriegsgefangene  sind  der  Eingi*enzung  in  eine  Festung  oder 
eine  Stadt  oder  einen  andern  Ortsumfang  und  sogar,  wenn  nöthig, 
dem  Gefängnisse  unterworfen,  soweit  die  Interessen  ihrer  Sichenmg 
es  erfordern. 

Am.  7Ö.  Das  leitende  Motiv  der  Eingrenzung  darf  nie  das  sein,  den 
Kriegsgefangenen  ein  Leid  zuzufügen,  sondern  inuner  nur  das  politisch-mili- 
tärische, dieselben  einstweilen  von  der  Theilnahme  am  Kampf  fem  zu  halten 
und  durch  den  Gewahrsam,  in  dem  sie  gehalten  werden,  den  eigenen  Si^  vnd 
einen  günstigen  Frieden  zu  fordern.  OfOzieren,  welche  sich  auf  Ehrenwort  er- 
klftren,  keinen  Fluchtversuch  zu  machen,  wird  daher  oft  die  Freiheit  verstattet, 
beliebig  in  einer  Stadt  zu  wohnen  und  sich  sogar  in  der  Umgegend  frei  tu  be- 
wegen. Die  Festhaltung  in  einem  Gefàngniss  ist  eine  extreme  Massregel,  zu 
welcher  man  insbesondere  ^egen  solche  Kriegsgefangene  berechtigt  ist,  welche  ach 
derselben  durch  die  Flucht  hatten  entziehen  wollen.    Vgl.  zu  §  601. 

605. 

Der  Nehmestat  ist  verpfliditet,  für  die  Ernährung  und  för 
die  Qesundheit  der  KriegsgeÜGuigen  soweit  |löt]^g  ^u  sorgen. 

Vgl  oben  an  601.  Die  Art  der  Ern&hrang  wisd  durch  die  Laadei- 
und  Yolkssitte  bestimmt 

606. 
Soweit  die  Kriegsgeüaagenen   ans  eigenen  Mittehx  für- ihres 
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Lebensunterhalt  sa  sorgen  im  Stande  sind,   kt  der  Stat  nicht  dazu 
verpflichtet. 

Sie  können  ihr  mitgebrachies  Geld  dazu  Yerwenden  oder  ihren  Credit  be- 
nutzen. Die  Verpflichtung  des  Stats,  sie  zu  em&hren,  beruht  nicht  auf  eiaer 
UnterstfltsimgiBpflicht  an  aich,  sondeni  darauf,  dass  er  das  yermeintliche  Recht 
über  Leben  und  Tod  nicht  hat,  sondern  yerpfiichtet  ist,  ihr  Leben  zu  erhalten, 
für  dessen  Unterhalt  sie  wegen  der  Gefangenschaft  ausser  Stande  sind,  selber 
zu  sorgen. 

607. 

Die  Kriegsgefangenen  müssen  sich  allen  den  Anordnungen 
fügen,  welche  der  Nehmestat  im  Literesse  ihrer  sichern  Yerwahmng 
für  nöthig  erklärt. 

Sie  dürfen  wohl  gegen  lästige  und  unpassende  Anordnungen  der  n&hem 
Aufsicht  je  an  die  fibergeordnete  Stelle  Beschwerde  führen  und  auch  ihre 
Wünsche  äussern.  Aber  Widersetzlichkeit  kann  nicht  geduldet,  sondern 
muss  sofort  nnterdrüekt  werden,  wenn  nicht  ffkr  den  Stat  and  seine  Kriegsf fihning 
daraus  ernste  Gefahren  und  Nachtheile  entstehen  soDea. 

608. 

Dieselben  können  auch  inzwischen  zu  Arbeiten  angehalten 
werden,  welche  ihren  bürgerlichen  Verhältnissen  nnd  ihrem  Bange 
angemessen  erscheinen.  Aber  niemals  dürfen  sie  znr  Theihiahme 
an  dem  Waffenkampf  zn  Gunsten  des  Nehmestates  angehalten  wer- 
den. Anch  dürfen  sie  nicht  gezwnngen  werden,  irgend  welche  Anf- 
schlüsse  zu  geben  oder  Mittheilungen  zu  machen,  welche  die  Inter- 
essen des  States  gefährden,  welchem  sie  gedient  haben. 

Am.  76.  80.  Die  Verwendung  en  angemessenen  und  verhàltniss- 
m&ssigen  Arbeiten  dient  als  fäsats  für  die  Kosten,  welche  der  Stat  auf  den 
Unterhalt  der  EriegBgefeuogenen  auszulegen  genöthigt  ist.  Es  ist  das  dem  Wesen 
nach  nicht  Strafarbeit,  sondern  Ersatzarbeit.  Die  bona  fides,  welche  die 
Staten  einander  schulden,  erfordert,  dass  man  auch  den  Kriegsgefangenen  nichts 
ünwOrdiges  zumuthe;  nnd  moralisch  unwtkrdig  wilre  es,  sie  zum  Kampf  wider  ihr 
Vaterhmd  und  ihre  Stats-  und  Krieg^nossen  zu  zwingen.  Dagegen  hat  die  Ar- 
^it  an  Festungsbauten,  während  der  Kampf  noch  fem  ist,  nicht  diesen  Charakter 
^^uunittelbarer  Feindseligkeit  Dazu  können  daher  Kriegsgefangene  wohl  angehalten 
werden.    Tgl.  oben  §  676. 

609. 

Em  Kriegsgefangener,  wekdier  entspringt,  kann  bei  der  Ver- 
folgung auf  der  Unoht  getödtet,  almr  er  darf  nicht,  wenn  er  wieder 
^ingefangen  wird,  wegen  des  Fbichtrersacfas  gestraft  werden« 
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1.  Am.  77.  Die  Erf0g«0ellttigeBidÉifl  nM  dorcà  earn  Aet  4er  ÜBinlBAa 
Kri^Vgewah  begründet,  wekhe  ihre  UeberiegenheH  bewfthrt  Eb  iat  ein  üa- 
glûck,  kri^ssgeùmgen  m  werden,  aber  es  Ist  kein  unrecht,  sli^  der  Ge- 
fangenschaft wieder  zu  entziehen,  denn  das  heisst  nur,  die  natttrBdie  ïVeiheit 
wieder  erwerben  und  einer  DemOthigung  enigehn. 

2.  Flüchtige  Kriegsgefangene  können  freilich  wieder  mh  Gewih 
▼erfolgt  werden.  Wenn  die  Flocht  vereitelt  nnd  sie  wieder  eingebradit  werden, 
dann  ist  eine  strengere  Bewachnng,  nach  UmstSaden  eine  engere  Einsdilies- 
snng  wohl  gerechtfertigt,  aber  nicht  die  Bestninng  derer,  welche  kein  Y&gàim 
begangen,  sondern  nur  einen  menschlich  untadelhaften  and  kriegsrechtr 
lieh  erlaubten  Versaeh  gemacht  haben,  die  Terlorene  Freiheit  nieder  zn  ge- 
winnen. 

610. 
Eine  Verschwörung  unter  den  Kriegsgefangenen  zu  allgemeiner 
Befreiung  kann  wegen  ihrer  Gefährlichkeit  kriegsgerichtlich  bestraft 
werden.  Ebenso  ein  Complot  unter  den  Kriegsgefangenen  znm  Aof- 
mhr  gegen  die  bestehenden  Autoritäten.  Sogar  die  Todesstrafe  ist 
in  schweren  Fällen  der  Art  gerechtfertigt 

Am.  77.  Die  Kri^^agefiuigenen  sind  feindlicbe  Personen,  welche  mir  der 
Uebeigewalt  sich  ÜBgen.  Jede  gemeinsame  Auflehnung  derselben  ist  dsher 
Yon  äusserter  Gefthrlichkeit.  Sowohl  kriegerische  als  strafrechtliche  Mittel  kônnen 
hier  angewendet  werden,  um  die  Gefahr  sm  bewftlügen.  Werden  die  empörten 
Kriegsgefimgenen  von  Bewaflbeten  umstellt  und  für  den  FaD,  dass  sie  nicht  toisxi 
smn  Gehorssm  nirttckkehren,  mit  Erschiessen  bedroht,  so  Ist  das  fiEOsuenog  dtt 
ILampfs,  eine  kriegerische  oder«  wenn  man  will,  eine  poliseillche  Mass- 
regel, nicht  Jistiz.  Aber  die  Gefährlichkeit  solcher  VerBchwdrongen  und  Aof- 
st&nde  rechtfertigt  auch  ein  strafgerichtliches  Einschreiten  der  Kri^g^;erichte. 

611. 
Wenn   es  einzelnen  Kriegsgefangenen  oder  auch  den  Kriegs- 
gefangenen insgesammt  gelingt,  zu  entkommen  nnd  dieselben  Per- 
sonen später  wieder  kriegsgefangen  werden,  so  können  sie  wegen 
der  früheren  Flucht  nicht  gestraft  werden. 

Am.  78.    Sie  können  wohl  sorgftldger  verwahrt  werden.  Tgl.  oben  sa  OOi 

612. 
Die  Auswechslung  der  Kriegsgefangenen  wahrend  des  Krieges 
ist  Sache  der  freien  Gonvenienz  der  kriegführenden  Staten.  Ohne 
vorherigen  Vertrag  ist  kern  Stat  Terpflicbtet,  dieselbe  ««u  ge«fUireQ. 
Auch  eine  Torherige  Verabredung  yerlicart  ihre  VertliiidUdikeit»  wenn 
der  (mdfice  Pactaeent  dieselbe  Tedetat  biL 
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Am.  109.  Das  wechielaaMge  Intefeve  der  bettea  kii60fohveiiden  Furteien 
bestiiiuiit  dieselbeii,  somal  bei  laage  davenideii  Krieges,  iroU,  die  beideneitlgen 
Kriegg^efangeiieii  ge^en  einander  auvsvweehseln.  Sie  venoiadem  dadnich  die 
Lasten  der  Unterhaltung  und  Bevacbmig,  and  Terüeren  niduta  dabei,  denn  die 
Yortheile,  welche  eine  Kriegspartei  der  andern  gegenüber  Ton  dem  Besitze  tob 
Kriegsgefangenen  erwartet,  können  erst  beginnen,  wenn  die  eine  Partei  mehr  Kriegs- 
gefangene besitzt,  als  die  andere.  Soweit  sich  beide  gleichstehen,  werden  die  Vor- 
theile  des  Besitzes  aufgewogen  und  nur  die  Nachtheile  bleiben  beiderseits.  Aber 
eine  Pflicht,  die  Gefangenen  unoutauschen,  besteht  nicht  Yieimehr  bedarf  es  einer 
besondem  Verständigung  beider  Parteien,  um  die  Auswechslung  Yorzunehmen. 

613. 

Im  Zweifel  ist  anzunehmen,  dass,  die  Answechslung  Mann  fär 
Mann,  Rang  für  Bang,  Verwundete  für  Verwundete  gemeint  sei  and 
dass  die  Entlassenen  wechselseitig  für  die  Dauer  des  gegenmrtigen 
Krieges  nicht  mehr  zu  Kriegsdiensten  verwendet  werden. 

Am.  105.  Der  Grundsatz  der  Gleichwerthung  (Parit&t)  entspricht  dem  HBr 
törlichen  Bechtssinn,  welcher  die  feineren  und  bestreitbaren  Unterschiede  nicht  be- 
achtet wissen  will.  Es  sind  daher  auch  Linienofficiere  den  Landwehr* 
officieran,  nnd  dfo  Soldaten  der  Tersddedenen  WaÜengattnngen  einander  gleich 
zu  Bteüen.  Die  Zeitfrist,  w&hrend  welcher  die  Entlassenen  nicht  mehr  am  Kample 
Theil  nehmen  dürfen,  kann  durch  Vertrag  nAher  bestimmt  werden.  Gewöhnlich 
wird  dieselbe  auf  die  Dauer  des  gegenwärtigen  Kri^  beschrftnkt  und  deshalb  darf 
das  im  Zweifel  als  die  Meinung  der  Parteien  yermuthet  werden. 

614. 

Ffir  Crefangene  von  höherem  Rang  werden  in  Ermanglung  von 
gegnerischen  Gefangenen  desselben  Ranges  je  nach  der  Verabredung 
eine  Anzahl  Gefangener  von  geringerem  Range  ausgewechs^ 

Am.  106.  Die  Schätzung  ist  freillcfa  sehr  willkflrlich,  sie  ist  aber  nicht  zu 
entbehren,  wenn  der  Zweck  des  jgleichm&ssigen  Anstausehes  von  Gefangenen  er- 
reicht werden  soll.  Das  Nähere  wird  gewöhnlich  durch  Cartel  vertrage  bestimmt, 
welche  von  den  feindlichen  Eegierungen  oder  Befehlshabern  abgeschlossen  werden. 

615. 

Die  Kriegsgefangenen  haben  die  Ehrenpflichti  ihren  wirklichen 
Bang  anxumelden  und  weder  einen  niedrigeiren  Raüg  in  der  Âbâdit 
ukzugeben,  ihrem  State  bei  der  Auswechslung  emen  Yoiihefl  zuzu- 
wenden, noch  einen  höheren  Rang  zu  behaupten,  um  eine  bessere 
Verpflegung  zu  erhalten.  Verletzungen  dieser  Pflicht  können  be- 
straft und  cône  gerechte  Ursaphe  werden,  die  Entlassung  solcher 
Qeiangenen  zu  verweigern, 
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Aul  107,  Der  KclBMitat  ist  jcdenMk  bweelidgt,  dite  denr^ 
dfarJpliaariiir.h  od<r  gfaailirechtlich  m  «Imden.  Aber  audi  der  heiniwhe  Onmminiltat 
kann  den  Uiitergebeaea  nach  der  Entiaeenag  mr  Yeraotwertong  liehen  und  be- 
strafen. FreOidi  wird  der  letalere  veDiger  dam  Teraalaast  sein,  wean  die  Tftiudnmg 
Itt  der  Angabe  dnes  geringern  Banges,  als  wenn  sie  in  der  Anmaasung  eines 
hdhern  Banges  bestanden  batte. 

616. 
Die  Ueberzàhl  y<m  entlassenen  Gefangenen  mag  dnrch  ein  ent- 
sprechendes   Lösegeld   odier    andere    Gegenleistungen    ausgeglichen 
werden.    Solche  Verabredungen  bedarf  en  aber  im  Zweifel  der  Ge- 
nehmigung der  obersten  Autoritäten. 

Am.  108.  Zn  Gegenleistnogen  dient  unter  Umständen  die  Lieferung  Ton 
Nahrungsmitteln  oder  Kleidungsstftckea  besser  noch  als  Geld.  Unter  der  obentes 
Autorit&t  ist  aber  nidit  nothwendig  die  Statsregiemng,  sondern  auch  der  HddiBt- 
commandirende  der  betreffenden  Armee  su  Terstehen. 

617. 

Kriegsgefangene  können  nach  Umständen  auch  auf  Ehrenwort 
entlassen  werden. 

Am.  119. 

618. 
Ehrenwort  (Parole)  bedeutet  die  Einsetzung  der  persönlichen 
Ehre  und  der  ehrlichen  Treue,  die  versprochene  Zusage  zu  erfüllen, 
mit  Bücksicht  auf  welche  die  Entlassung  gewährt  ist 

Am.  120. 

619. 
Die  Abgabe  des  Ehrenworts  ist  zwar  ein  individueller  aber 
kein  blosser  Privatact,  sondern  gehört  dem  öffentlichen  Rechte  an. 

1.  Am.  121.  Der  Gefangene  kann  nur  sein  indiyiduelles  Wort  geben 
und  nur  seine  persönliche  Ehre  yerpf&nden.  Insofern  ist  das  eine  individuelle 
That;  aber  doch  nicht  ein  Privatgeschäft,  denn  er  hann  es  wieder  nor  ate  Kriegs- 
geCsngeiier  thnn,  d.  h.  aus  einem  Völker-  und  kriegsreçhtKqhgn  Znslande  henna  nod 
in  der  Absicht  diesen  an  lösen.  Insofom  hat  sehob  die£rkttrung  eine  öffentlicb- 
r  echt  liehe  Bedeutong.  Noch  entschiedener  tritt  diese  Bedeutnng  hervor  in  der 
Annahme  der  Erklärung  von  Seite  der  Statsmacht  und  in  der  Entlassung  »» 
der  Gefangenschaft. 

2.  Die  üntenefchnnng  eines  Reverses  dnrch  denOffider,  der  sdn  Ehren- 
wort gibt,  sichert  den  Beweis. 
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620. 

Kein  EriegBgefSEuigener  kann  enr  ErÜieilung  des  Ehrenworts 
gezwungen  werden  und  keine  Regierung  ist  verpflichtet,  Kriegsge- 
fangene auf  Ehrenwort  hin  frei  zu  geben.  Die  Kriegspartei  kann 
aber  durch  eine  allgemeine  Verordnung  erklären,  ob  und  unter 
welchen  Bedingungen  sie  Qefangene  auf  Ehrenwort  entlassen  werde. 

A'm.  132.  133.  Aehnlich  verfa&lt  es  sich  mit  der  Ertheilimg  einer  be- 
schrankten Freiheit  an  die  Kriegsgefangenen,  mit  Bezug  auf  ihr  Ehrenwort, 
dass  sie  dieselbe  nicht  zur  Flucht  missbrauchen  werden.  Einem  gefangenen  Offider 
kann  so  verstattet  werden,  in  einer  Stadt  frei  zu  leben  auf  sein  Ehrenwort  hin, 
dass  er  den  Umkreis  derselben  nicht  veriaasen  werde.  Weigert  er  sich,  das  Ehren- 
wort zu  gdiien,  so  ist  der  Nefamestat  veranfauBt  and  berechtigt,  ihn  in  sichern  Go- 
wahrsam  za  bringen. 

621. 

Soldaten  können  das  Ehrenwort  nur  durch  Vermittlung  ihrer 
Officiere  und  auch  diese  nur  mit  Genehmigung  ihres  obersten  Officiers 
geben,  der  zur  Stelle  ist 

Am.  126. 127.  Weil  das  game  Verhftltniss  eine  politische  und  vwslkglich 
militärische  Bedeutung  hat,  so  bedarf  es  der  Erm&chtigung  eines  Officiers,  dem 
ein  €k>nunando  übertragen  ist  und  daif  nur,  wenn  ein  solcher  nicht  da  ist,  yon 
einem  andern  Offider  eiagegaiigsa  werden.  Wenn  kein  Offider  da  ist,  dann  frd- 
lich  kennen  die  Soldaten  audi  auf  ihr  persönliches  Ehrenwort  hin  entlsasen  werden. 
Die  Soldatenehre  ist  nicht  auf  die  Offidere  beschränkt  Wie  man  dem  £ide 
der  Soldaten  vertraut,  so  kann  man  auch  ihrem  Ehrenwort  yertrauen.  Aber  die 
Sitte  des  Ehrenworts  beschrankt  sidi  gewöhnlich  auf  die  höher  gebildeten  Classen, 
und  insofern  kann  es  Bedenken  haben,  dasselbe  bd  gemeinen  Soldaten,  ohne 
Offider,  zosulassen. 

622. 

Wahrend  der  Schlacht  ist  die  Entlassung  auf  Ehrenwort  nicht 
zulässig  und  unwirksam.  . 

Am.  128.  Wohl  können  ddi  w&hrend  der  Schlacht  Truppentheile  als  Eri^;B- 
gdangene  ergeben,  aber  die  Lösung  des  Yerhftltnisses  auf  Ehrenwort  hin  wird  als 
der  Kriegsdtte  zuwider  betrachtet  Das  amerikanische  Statut  geht  wdter.  Eb  er- 
l^to  auch  die  Kfitiimmmg  ganzer  Truppenkörper  nach  der  Schlacht  auf  Ehrenwort 
ftkr  unzulftadg  und  unverbindlich,  und  ebenso  die  allgemeine  Entlassung  einer  Menge 
Oefinigener  mit  der  blossen  Erklftrung,  dass  sie  auf  Ehrenwort  entlassen  seien.  Es 
bedttf  Tielmefar  eines  besondern  persönlichen  Acts. 

623. 
Die  gewöhnliche  Einsetrang  des  Ehrenworts  hat  den  Sinn,  dass 
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der  auf  Ehrenwort  Entlassene  wälirend  des  Kriegs  nicht  meîhr  gegen 
den  entlassenden  Stat  kämpfen  werde,  ausser  es  wäre  für  ihn  sj^to 
ein  anderer  Kriegsgefangener  ansgeweehselt  worden  nnd  ia  Folge 
dessen  das  Recht  der  Aaswechslang  massgebend  geworden. 

Am.  180.  Audi  bei  der  Aaswecshsliuig  ktmi  dieselbe  Bcsümmong  da 
Niehtdieneai  verabredet  oder  andi  ebne  Yerabredniig  geoiefinl  sein.  Y^  §  611 
£b  sind  aber  auch  entgegengesetste  Verabredmigeii  möglicb,  in  Folge  deren  die  aus- 
gewechselten Oefangenen  wieder  in  die  Reihen  der  Année  eintreten  dfirfen. 

624. 

Das  Versprechen  bezieht  sich  nur  anf  den  activen  Felddienst 
gegen  die  entlassende  Kri^;spartei  nnd  ihre  Bnndesgenossen,  nidit 
auf  den  innem  Militärdienst  nnd  nicht  anf  dyfle  oder  diplomatische 
Dienstleistungen,  auch  nicht  auf  das  Fechten  wider  andere  Feinde. 

Am.  ISO.  Nor  das  Fechten  wider  die  Kriegapartei  gilt  als  Treabrnct 
und  tM  strafbarer  Miasbraoch  der  surückgegebenen  Freiheit  IHe  anf  £hianNXt 
entlassenen  Offîciere  können  aber  zum  Einexerciereo  von  Kekrnten»  oder  n 
Befestigangs-  oder  Bnreaaarbeiten  Terwendet  werden,  ohne  dass  darin  an 
Twmhnifh  erkannt  wird. 

625. 

Ein  Officier,  welcher  dem  Ehrenwort  sawider  gegen  die  ent- 
lassende Kriegspartei  fidit,  kann  um  dieses  Treubruches  willen,  wenn 
er  neuerdings  in  die  Gewalt  derselben  gerath,  kriegsgerichflich  ger 
straft  und  sogar  zum  Tode  verurtheilt  werden« 

Ab.  180.  Es  ist  das  ein  schweres  Vergehen  g^gen  den  Stat,  der  ihn  frei- 
gelassen hat,  aber  auch  Tor  dem  Ehrgefühl  der  eigenen  Tmppen  nidtt  so  recfat- 
fertigen.  Werden  solche  wortbrüchige  Offidere  wieder  ergriffen,  so  kfinnen  sie 
Yor  ein  Kriegsgericht  gestellt  und  von  diesem  vemrtheilt  weiden.  Freilich  wenn 
der  Krieg  an  Ende  konant,  dann  hOrt  auch  das  Recht  sur  Verfolgong  nnd  Bestrafung 
solcher  Verletzungen  des  Kriegsrechts  anf.  Man  darf  int  FVieden  nicht  wieder  anf 
solche  StrafßUle  zurückgreifen. 

626. 
Wenn  die  Regierung,  welcher  d^  auf  Ehrenwort  entlassene 
Officier  angehört,  das  Versprechen  nicht  billigt,  so  ist  derselbe  yer- 
pflichtet,  sich  wieder  zur  Kriegsgefangenschaft  zu  stellen.  Nimmt 
ihn  der  Feind  nicht  mehr  als  Gefangenen  an,  so  ist  er  von  semer 
Zusage  befreit  und  des  Ehrenwortes  entbunden« 

1.  Am.  131.  Er  darf  nicht  etwa,  gestütst  anf  die  Nlchtgenehmigong,  sieb 
•k  ÄatilddiGii  tei  tielraclhtea  nd  ik  seinen  Ihippeo^^ 
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er  miuB  flieh,  da  die  TlntltMnng  onwiiiEnni  gewoidai  ist,  Bvn  wieder  alt  Kriegi- 
gefangenen  betrachten  nad  lich  dem  Feind  wieder  stellen.  Nor  dieier  kaaa 
ihm  die  Freiheit  wieder  geben;  sie  m  nehmen  Ist  Treubruch  am  Ehrenwort 

2.  Graf  Bismarek  erhob  am  14.  Dec  1870  eine  Beschwerde  ftber  den  Öfteren 
Brach  dea  Ehrenworte  durch  iraoxOeische  OfiBdere  und  Ober  die  Anfioahme  der- 
selben in  die  franaflalsche  Azmee  durch  die  Begierang  der  nationalen  Tertheidigung. 
(Statsarch.  4422.)  Erst  nach  dem  Sturae  des  Dictatois  Oambetta  wurde  diese  Yet- 
£üiren  in  der  franaCaischen  NatkaialTersammlung  Öffentlich  getadelt 


&  Yerfahren  gegen  Deserteure  und  üeberliiifer^  Spione^  Krlegs- 
Territher^  WegefAhrer^  Bftuber^  Marodeurs^  Kriegsrebellen. 

627. 

Deserteure,  die  wieder  eingebracht  werden,  oder  Ueberläofi^ 
zum  Feinde,  welche  wieder  gefangen  werden,  sind  der  atrafgericbt- 
lichen  Behandlung  des  Knçgsrechts  unterworfen  und  können  mit 
dem  Tode  bestraft  werden. 

Am.  1.  Es  ist  das,  genau  genommen,  eher  ein  Sata  des  einheimischen 
Strafrechtes  als  des  Völkerrechts.  Indessen  mag  die  BOcksicht  darauf,  dass 
^e  Deserteure,  indem  sie  ihrer  Fahnenpflicht  untreu  werden,  sich  gewöhnlich 
In  ein  fremdes  Land  begeben  und  dass  die  Ueberl&ufer  geradezu  zum  Feinde 
übergehen,  es  rechtfertigen,  dass  diese  Fftlle  auch  in  einer  Darstellung  des  Völker- 
rechts erwähnt  werden. 

628. 

Spione  können,  wenn  sie  bei  Erfüllung  ihrer  Absicht  ergriffen 
werden,  kriegsrechtlich  mit  dem  Tode  bestraft  werden,  ohne  Bück- 
sieht  darauf,  dasa  sie  aus  Auftrag  handelten  und  ob  ihre  Späherei 
von  Erfolg  war  oder  nicht. 

1.  Am.  88.  Der  Grund  der  strengen  Bestrafung  der  Spione  liegt  yorzQglich 
in  ihrer  Gefährlichkeit  ftr  die  Eriegsführung,  verbunden  mit  der  als  nicht 
ehrenhaft  betrachteten  Handlungsweise  der  Spione,  nicht  darin,  dass  dieselben 
«ine  verbrecherische  Gesinnung  bethitigen.  Warn  sie  im  Auftrag  ihres 
States  hsndeln,  so  können  sie  in  gutem  Glauben  sein,  eine  Pflicht  au  erfOllen;  und 
B<^  wenn  sie  aus  freiem  Antrieb  handeln,  so  kann  auch  hier  der  Patriotiamus  sie 
^<^za  treiben.  Die  Todesstrafe  soll  zur  Abschreckung  dienen.  Der  Ejriegsgebrauch 
^  de  sogar  in  der  entehrenden  Form  des  H&ngens  eingeführt  Aber  sie  darf  doch 
nor  ab  àusserste  Strafe  in  den  geflüurlichsten  Fillen  aur  Anwendung  kommen. 
In  Mhr  vielen  FUlen  wire  sie  unyerh&ltnissm&ssig  hart  Die  neuere  Praxis 
te  aoch  hior  milder  gewwden  und  begnfkgt  sich  oft  mit  geringen  Strafen,  insbOr 
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sondere  mit  Yerbait.  Ein  bekanntes  Beispiel  der  hftrtesten  Strafe,  die  an  earn 
bOhem  Officier  der  feindliehen  Armee  volfasogen  irurde,  ist  die  Hinrichtang  des 
englischen  Majors  André,  des  Generala4jutanten  der  Königlichen  Armee,  vekkr 
in  dem  nordamerikanisehen  Beft^iungskriege  Ton  einem  amerikanischen  Kri^j^Bgeridit 
som  Tode  venirtheilt  nnd  trotz  der  Yenrendnngen  der  englischen  Generale  gddait 
wnrde.  Er  hatte  vergeblich  darum  gebeten,  als  Kriegsmann  erschcaaea  zn  verâoi 
Vgl.  Phillimore  DI.  183  f 

2.  Die  Verordnungen  des  deutschen  Oberfeldherm  Tom  16.  und  19.  Âugut 
welche  Spione,  Misswegefflhrer  und  andere  Verrftther  nnd  MIswpfhfttiT  g^ 
die  Sicherheit  der  Truppen  mit  der  Todesstrafe  bedrohen,  sind  von  "^elen  getsdeh 
worden.  Die  Drohung  der  Todesstrafe  ist  wohl  unentbehrlidi,  aber  sie  darf  àoà 
nur  in  schweren  F&llen  wirklicher  Verschuldung  angewendet  werden.  Bolin- 
Jaeqaemyns,  G^ter  Berue  dn  Dn^t  intern,  n.  S.  669. 

629. 
Als  Spion  wird  betrachtet,  wer  heimKcher  Weise  oder  nntff 
trügerischen  Vorwänden  sich  in  die  Linien  des  Heeres  in  der  Ab- 
sicht einschleicht  oder  begibt,  nm  Erkundigungen  einzuziehn,  die 
fiir  die  Kriegsführung  des  Feindes  erheblich  sind,  und  dieselben  an 
den  Feind  mitzutheilen. 

Am.  88.  Die  offen  geübte  Erkundigung  kann  zum  Yerrath  missbrasdii 
werden  (vgl.  §  631),  aber  sie  ist  nicht  Spionerie.  Der  Makel  des  AnstössigeD  nod 
Unehrenhaften,  welcher  der  Spionerie  anklebt,  beruht  auf  der  Heimlichkeit  des 
Verfahrens  und  den  trügerischen  Vorw&nden.  Das  —  wenn  auch  heim- 
liche —  Ersp&hen  der  feindlichen  Büstungen  und  Waffenpl&tze  vor  dem  Ausbrach 
des  Kriegs  kann  je  nach  ümstftnden  poliseilich  geahndet,  darf  aber  nicht  sli 
Spionerie  kriegsgerichtlich  bestraft  werden.  Nur  im  Kri^e  und  nach  KiieffreàA 
gibt  es  Spione.  Auch  dann  aber  muss  man  sich  hüten,  allauleicfat  auf  Spionerie  za 
schliessen.  In  dem  deutschen  Kriege  von  1866  war  die  Spionenriecherei  heacaiàecs 
In  den  süddeutschen  Heeren  zu  einer  Manie  geworden,  welche  eine  Menge  höchst 
unschuldiger  Personen  momentan  arg  belftsUgte,  aber  schliesslich  doch  mrg^ 
ernste  Folgen  hatte.  Gefthrlicher  war  die  Sucht  der  Franaosen.im  Jahr  1S70,  io 
den  deutschen  Privaten  Spione  zu  wittern. 

630. 
Militärpersonen,  welche  als  erkennbare  Feinde  in  die  feindliche 
Linie  eindringen,  wenn  auch  in  d^  Absicht,  die  Stellung  vnd  àe 
Verhältnisse  des  Feindes  zu  erkundigen  und  Truppentheile ,  welche 
recognosciren,  dürfen  wohl  kriegsgefangen  gemacht,  nicht  aber  ab 
Spione  behandelt  werden. 

Die  Entsendung  von  Recognitionspatronillen  gehOrt  zu  den  erlflsl^ 
und  wechsehwitig  geObten  Eriegsmitteln.   Es  können  auch  ehizelne  ortdcuii^^^' 
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dalen  dasa  verwendet  werden,  und  sogur  die  FOhrer  selbst  auf  Recognosdrnng 
aosreitezL  Die  Absicht  ist  anch  hier  die  Erkondigimg  der  Schw&chen  oder  Stärken 
der  feindlichen  Stellang  nnd  aller  Bedingungen  der  militärischen  AcUon.  Diese 
erlaubte  Art  der  Beobachtung  ist  nicht  minder  gefährlich  als  die  Spionerie,  aber 
weil  aie  als  ein  Bestandtbeil  der  KriegsfUirong  selber  gilt,  darf  sie  auch  yom  Feinde 
nicht  BtnfreehtUch  behandelt  werden. 

631- 

Auch  wer  solche  Erkundigungen  über  die  Kriegsfiihnmg,  die 
ihm  auf  gesetzUchem  Wege  oder  in  erlaubter  Weise  zugekommen 
sind,  zum  Nachthefl  des  Heeres,  in  dessen  Bereich  er  sich  befindet, 
an  den  Feind  mittheilt,  wird  als  Eriegsverräther  kriegsrechtlich  und 
in  schweren  Fällen  mit  dem  Tode  bestraft. 

Am.  89.  90.   Diese  Handlang  kann  zugleich  ein  gemeines  Verbrechen 
des  LandesYerrathes  sein,  wenn  ein  Officier  des  Heeres,  oder  ein  Givilbeamter 
die  ihm  anvertrauten  Kriegspl&ne  dem  Feinde  verr&th  oder  wenn  der  Bewohner 
einer  Stadt  oder  Festung  den  feindlichen  HeerfOhrem  Mittheilungen  in  der  Absicht 
zukommen  läset,  die  Eroberung  der  Stadt  oder  Festung  za  erleichtem.    Aber  sie 
kann  auch  unter  Umstftnden  Yorkommen,  in  denen  das  bürgerliche  Strafgesetz 
kein  Verbrechen  findet,  und  dennoch  der  grossen  (Gefährlichkeit  wegen  kriegs- 
gerichtlich gestraft  werden.     Vielleicht  gehört  der  Verr&ther  persönlich  dem 
State  an,  dessen  Heer  sich  als  Feind  nfthert  und  macht  seine  Mittheilungen  aus 
patriotischer  Gesinnung.    Trotzdem  läuft  er  Gefahr,  Yon  dem  am  Ort  herrschenden 
Feind  als  Verr&ther   vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  und  vielleicht  erschossen  zu 
werden.    Es  hilft  ihm  nicht  einmal  die  Einwendung,   dass  die  Eriegsgewalt,  ohne 
wirkliche  Landeshoheit  zu  besitzen,  nur  vorübergehend  den  Ort  besetzt  habe.   Da- 
gegen beschr&nkt  sich  diese  Strafbefugniss  der  Kriegsgerichte  auf  die  Fälle,  in 
denen  ein  derselben  Kriegsgewalt,  wenn  auch  nur  vorübergehend  unterworfener  Be- 
wohner ihr  zum  Nachtheü  dem  Feinde  Mittheilungen  gemacht  hat,  und  darf  nicht 
auf  solche  Fälle  ausgedehnt  werden,  in  denen  die  £[rieg8gewalt  erst  nachher  in 
den  Besitz  des  Ortes  konunt,  von  dem  aus  die  Mittheilung  gemacht  worden  ist 

632. 

Von  der  Strafe  des  Eriegsyerraths  wird  auch  der  bedroht, 
welcher  aus  einem  von  der  feindlichen  Kriegsmacht  besetzten  Orte 
tt&  sein  heimatliches  Heer  oder  seine  heimatliche  Begienmg  Mit- 
theilungen in  der  Absicht  macht,  die  jene  Orte  besetzende  Kriegs- 
iBAcht  zu  gefährden« 

Am.  92.  Vgl.  zu  §  631.  Indessen  wird  in  solchen  Fällen  die  Strafe  nur 
^  dem  kriegerischen  Nothrecht  zu  rechtfertigen  sein.  Die  That  selbst  kann  nicht 
^  ehrk«  gebrandmarkt  werden. 

älMBtiekli,  Du  TiMiMiTMliC  23 


354  Aditot  Bdck 

632  a. 

Soweit  die  Statsgewalt  den  Luftraum  über  dem  besetzten  Lande 
thatsächlich  beherrschen  kann  (auf  Kanonenschussweite)  ist  der  Stat 
berechtigt,  den  Verkehr  durch  das  Luftgebiet  mit  Luftballons  n 
untersagen.  Dagegen  ist  der  Luftraum  jenseits  dieser  Grense  nidit 
der  Verordnungs-  und  Strafgewalt  des  States  unterworfen. 

Wenn  aber  die  Kriegsgewalt  sich  der  feindlichen  Luftschiffe 
bemächtigen  kann,  so  ist  sie  auch  dann  berechtigt,  alle  erforder- 
lichen Sicherheitsmassregeln  durch  Wegnahme  der  Briefe  und  De- 
peschen  und  einstweilige  Gefangennahme  der  Luftschiffer  und  Pas- 
sagiere zu  ergreifen,  wenn  gleich  kein  Eriegsvergehen  zu  strafen  isi 

1.  Der  Luftballon  hat  in  dem  französisch-aeutschen  Kriege  eine  weh  be- 
deutendere Bolle  gespielt,  ate  in  firOheren  Kriegen.  Wie  wichtig  das  neue  Kriegs- 
mittel  war,  wird  durch  die  eine  Thatsache  beleuchtet,  dass  nur  auf  diesem  Wege 
es  Gambetta  gelungen  ist,  den  Widerstand  der  Provinz  als  Dictator  zu  oiganisiiea. 
In  Folge  dessen  sind  neue  völkerrechtliche  Fragen  zur  Sprache  gekommen.  Ak 
einmal  ein  Engl&nder,  F.  G.  Worth,  der  am  27.  Oct.  1870  eine  solche  Luîdàhit 
mitgemacht  hatte,  von  den  Deutschen  gefangen  genommen  wurde,  trat  eine  lebhafte 
Verwendung  des  auswärtigen  englischen  Amtes  bei  Preussen  ein,  um  die  Freilsssm^ 
zu  erwirken.  Worth  wurde  trotzdem  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt,  am  18.  Jan. 
1871  freigesprochen,  aber  erst  am  20.  Februar  entlassen,  nachdem  das  kriegsge- 
richtliche Ürtheil  in  Versailles  best&tigt  worden  war.  Vgl.  einen  Aufsatz  von  R.  E 
in  dem  Grenzboten  1871  Nr.  1.  Rolin-Jaequemyns  a.  a.  0.  EL  S.  675. 

2.  Die  Lufthöhe,  welche  der  Ballon  durchstreicht,  ist  schwer  zu  bestlmmm. 
Eine  Höhe  von  3000  bis  4000  Fuss  mag  noch  von  dem  Boden  aus  beherrscht 
werden.  Wenn  ein  Luftschiffer  höher  darüber  hinf&hrt,  so  ist  er  der  fremden  Stats- 
gewalt entrückt.  Aber  wie  soll  bestimmt  werden,  wie  hoch  der  Ballon  fahre?  Haa 
wird  sich  mit  unsichem  Vermuthungen,  je  nach  der  Bauart,  Grösse  und  Béxang 
des  Ballons,  oder  mit  der  ebenfalls  unsicheren  Annahme  in  der  Praxis  helfen,  da» 
das  Schiff!,  welches  innerhalb  des  Gebietes  gelandet  hat,  auch  durch  dieses  Gebiei 
habe  fahren  wollen.  Der  blosse  Versuch  der  Durchfahrt  wird  allerdings  auch  dann 
strafbar  sein,  wenn  damit  keine  Verr&therei  verbunden  war,  sondern  lediglich  die 
Verkehrssperre  umgangen  werden  sollte;  aber  nach  der  Natur  der  Dinge  wird  daftr 
eine  geringe  Strafe  ausreichen. 

688. 
Wenn  ein  Spion  oder  Kriegsverräther  glücklicfa  zu  seinem  Heere 
zurückkehrt,  dem  er  zugehört,  oder  das  seinem  Yaterlande  dient 
und  später  \neder  von  dem  Feinde  gefangen  wird,  so  ivird  er  wegen 
seiner  früheren  kriegsgefahrlichen  Handlung  nicht  mehr  bestraft» 
aber  ist  als  besonders  gefahrlicher  GreflEingener  schärferer  üeber- 
wachung  ausgesetzt. 
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Am.  lOi.  Das  Kriagnredit  1st  Noihredit  Indem  sich  der  S|^oq  oder  der 
EriogB^eiTiÜier  der  feiadMehen  KriegHgevah  entiidit,  hat  er  sieh  auch  der  Stal^ 
gewalt  des  Feindes  entaogeo;  nnd  diese  einmal  erioschen,  lebt  nicht  wieder  auf,  ohne 
eine  neue  iregen  ihrer  GeOhrlichkeit  fflr  die  Eriegsf&hrong  kriegvechtlich  straf- 
bare That 

634. 
Wer  freiwillig  dem  feindlichen  Heere  als  Wegefahrer  sich  an- 
bietet und  die  Wege  zeigt,  wird  als  Kriegsrerräther  betrachtet  und 
bestraft« 

Am.  95.  96.  Auch  hier  ist  zu  unterscheiden  zwischen  dem  gemeinen 
Verbrechen  des  Landesverraths,  welches  der  gewohnten  StndQustiz  dann 
anheimfUH,  wenn  die  Eriegsgewalt  entweder  nicht  befugt  oder  nicht  geneigt  ist,  ein- 
zuschreiten nnd  der  bloss  kriegsgerichtlich  strafbaren  That,  die  an  sich  kein 
Verbrechen  ist,  aber  wegen  ihrer  besondem  Gefährlichkeit  Dar  die  Eri^psfOhruag 
gestraft  wird.  Wenn  z.  B.  der  Bürger  eines  von  dem  Feinde  besetzten  Ortes  sich 
als  WegefiOhrer  ehiem  vaterlandischen  Tmppenkörper  anbietet,  damit  derselbe  den 
Feind  tiberfalle  und  wieder  verdrftnge,  und  wenn  er  bei  dem  Versuch  ergriffen  wird, 
so  kann  er  von  dem  feindlichen  Kriegsgerichte  als  Kriegsverr&ther  verurthellt  und 
ersdiossen  werden,  obwohl  er  eine  patriotische  That  zu  yolhdehen  in  guter 
Meinung  war  und  nicht  zur  Treue,  sondern  nur  zum  Gehorsam  vorüber- 
gehend der  feindlichen  Eriegsgewalt  verpflichtet  war. 

635. 

Wer  dagegen  von  den  feindlichen  Trappen  genothigt  wird,  als 
Wegefahrer  die  Wege  za  zeigen»  ist  aach  vor  dem  Eriegsrecht  ge- 
rechtfertigt 

Am.  93.  94.  Der  Einzelne  kann  der  Kriegsgewalt  nicht  Widerstand 
leisten  und  muss  schliesslich  der  Bedrohung  sich  fügen;  denn  man  darf  nach  mensch- 
lichem Recht  IHemandem  zumuthen,  dass  er  eher  zum  Mftrtyrer  werde  und  sich 
eher  misshandehi  oder  tOdften  lasse,  als  der  thatsftchtichen  Statsgewah  Folge  leiste. 
Alle  Armeen  bedürfen  der  Wegeführer  und  alle  wenden  im  Nothfall  Drohung  und 
Zwang  an,  um  dieselben  zu  bekommen.  Daher  darf  auch  Niemand  gestraft  werden, 
weil  er  dieser  Nothwendigkeit  sich  unterwarf. 

636- 
Wegefahrer,  welche  die  Trappen  absichtlich  missleiten,  ver- 
faUen  dem  Kriegsreoht  dieser  Trappen  und  können  mit  dem  Tode 
bestraft  werden. 

Am.  97.  Die  grosse  Gefahr,  in  welche  die  Truppen  durch  absichtliche 
Irreleitang  gebracht  werden  können,  ceditfertigt  auch  hier  die  militärische  Strenge, 
l^ie  Kriegsgerichte  müssen  sich  aber  davor  hüten,  leichthin  eine  verrfttheriafihe  AJ^ 

28* 
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iklit  dM  Wegeflüiren  ta  vermathen,  dean  es  ist  sehr  möglich,  daas  dieser  mk 
selber  get&uscht  und  sich  yerirrt  hst,  während  er  die  Absicht  hatte,  den  ridittgen 
Weg  zu  finden  und  sa  Sachen.  In  diesem  Falle  daif  er  nicht  gestraft  irerden.  Es 
bedarf  daher  aar  Bestrafong  des  Irreführers  eines  Beweises  der  bösen  Ab- 
sicht, welche  freilich  nur  aus  den  Umständen  zu  erschliessen  ist 

637- 

Auch  den  diplomatischen  Agenten  ist  nicht  gestattet^  wahrend 
des  Kriegs  aus  dem  von  Truppen  besetzten  Lande  über  die  mili- 
tärischen Zustände  und  Vorgänge  Mittheilungen  nach  aussen  m 
machen,  welche  der  kriegführende  Gregner  zum  Schaden  der  erstem 
Eriegspartei  benutzen  kann.  Zuwiderhandelnde  können  sofort  weg- 
gewiesen und  bei  grosser  Gefahr  sogar  verhaftet  und  einstweilen 
sicher  verwahrt  werden. 

Am.  98.  Die  privilegirte  Stellang  der  dipkunatischen  Personen  darf  nicht 
missbraacht  werden,  am  die  Kriogiführang  za  sch&digen.  Die  Sicherheit  dieser 
ist  eine  so  aberaus  wichtige  Angelegenheit,  dass  selbst  ein  Eingriff  in  das  Priri- 
lef^nm  der  UnTerletzlichkeit  der  Geamten  and  in  ihre  Ezterritorialitftt  gerechtfertigt 
erscheint,  sobald  and  in  so  weit  derselbe  nöthig  ist,  am  die  Eri^ssfCQimng  g^ges 
solche  Geffthrdang  za  schotien. 

638. 
Auch  den  fremden  Besuchern  und  Berichterstattern  ist  in 
dieser  Hinsicht  grosse  Vorsicht  zur  Pflicht  gemacht.  Die  Befehls- 
haber können  ihnen  bestimmte  Mittheilungen  untersagen  und  nach 
Umständen  eine  Contrôle  ihrer  Correspondenzen  anordnen,  sie  in 
Folge  der  Missachtung  der  nothigen  Vorsicht  wegweisen  oder  wenn 
Gefahr  vorhanden  ist,  sie  in  schweren  Fallen  ungehöriger  Mittheilung 
sogar  der  kriegsgerichtlichen  Bestrafung  überantworten. 

1.  Am.  98.  Zuweilen  werden  Officiere  neutraler  Staten  in  der  Ab- 
sicht dem  Heere  beigegeben,  damit  sie  den  Gang  des  Krieges  beobachten  and  die 
EriegsfOhrang  stadiren.  Es  hftngt  natürlich  von  den  Kriegsführem  ab,  ob  sie  die- 
selben anlassen  wollen  oder  nicht  Diese  Ofßdere  haben  den  Auftrag,  an  ihre  Be- 
gierungen  zu  berichten.  Dabei  ist  die  Grenze  nicht  immer  leicht  su  finden  zwiBchen 
der  unverfänglichen  und  daher  erlaubten,  und  der  gefährlichen  und  daher 
Torbotenen  Mittheilung.  Der  n&chste  Entscheid  darüber  moss  der  EiiegßgBVti^ 
selber  vorbehalten  bleiben. 

2.  Aehnlich  verh&lt  es  sich  mit  den  Berichterstattern  der  Zeitungen, 
sei  es  aus  neutralen  Staten  oder  aus  den  hriegfOhrenden  Staten  selber.  Aach  da 
ist  grosse  Vorsicht  nöthig,  damit  nicht  gefl&hrliche  Mittheihingen  gemacht  und  daüir 
die  Correspondenten  aar  Yerantwortang  gezogen  werden. 
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639. 

Couriere  mit  Depeschen  oder  Boten  mit  mundlichen  Aufträgen 
werden,  wenn  sie  offen  in  solcher  Eigenschaft  reisen  oder  als  Sol- 
daten in  Uniform  den  Dienst  erfüllen  und  in  die  Gewalt  des  Fein- 
des gerathen,  als  Kriegsgefangene  behandelt.  Wenn  sie  aber  heim- 
licli  und  nicht  als  Soldaten  erkennbar  sich  durchzuschleichen  suchen, 
so  sind  sie  zwar  nicht  als  Spione  oder  Kriegsverräther  anzusehen, 
aber  sie  rerfallen  doch  einer  den  Umständen  entsprechenden  kriegs- 
rechtlichen  Bestrafung. 

Am.  99.  Es  gilt  als  ein  dorchaoB  ehrenvoller  milit&rischer  Auf- 
trag, in  einen  vom  Feinde  belagerten  Platz  von  den  Entsatastruppen  her  einen 
Boten  zu  schicken  oder  umgekehrt.  Trotz  der  Gefährlichkeit  solcher  Yerbindong 
darf  der  Soldat,  welcher  bei  der  Erfüllung  seines  Dienstes  von  den  feindlichen 
Wachen  ergrüfen  wird,  doch  nicht  als  Spion  oder  Yerräther  betrachtet  und  be- 
straft, sondern  nur  zum  Kriegsgefangenen  gemacht  werden.  Wenn  aber  Nicht- 
soldaten in  heimlicher  Weise  den  Botendienst  übernehmen  und  heimlich  aus- 
führen, dann  laufen  sie  Gefahr,  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  zu  werden. 

640. 

Bösartige  Versuche,  den  Feind  zu  schädigen,  welche  nicht  za 
der  militärisch  geordneten  Kriegsfiihrung  gehören,  können  wegen 
ihrer  Gefährlichkeit  kriegsrechtlich,  in  besonders  schweren  Fällen 
sogar  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 

Am.  101.  Hieher  können  z.  B.  das  Abfangen  der  Kriegsposten  durch  m»* 
berufene  Personen  und  das  Verbreiten  falscher  Nachrichten  gerechnet  werden.  Die 
Kriegsführung  muss  sich  solcher  feindlichen  und  nicht  gerechtfertigten  Schädigung 
erwehren  und  darf  desshalb  im  Nothfall  eine  abschreckende  Strenge  eintreten  lassen. 

641. 

Bewa&ete  fiäuber  oder  andere  Missethäter,  welche  auf  eigene 
Faust  morden,  verwunden,  rauben,  plündern,  brennen.  Brücken  und 
Gaiiäle  zerstören,  Eisenbahnschienen  aufreissen,  Telegraphendrähte 
abschneiden,  um  den  Truppen  Schaden  zuzufügen  oder  unter  dem 
Schein  der  Kriegsführung  ihren  Leidenschaften  zu  fröhnen,  können, 
wenn  sie  in  die  Gewalt  der  Truppen  fallen,  kriegsrechtlich,  in 
schweren  Fällen  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 

Am.  84.  Hier  concurrirt  wieder  sehr  oft,  aber  nicht  immer,  ein  gemeines 
Verbrechen  mit  einer  kriegsrechtlich  strafbaren  That.  Werden  die 
Binwohner  eines  Ortes  zu  gemeinsamer  Abwehr  des  Feindes  von  der  militärischen 
^^^valt  aufgefordert  und  verüben  sie  in  Folge  dessen  Thaten  der  Qevalt,  so  ist 
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das  kriegeritclie  ActioiL  Aber  nicht  dJB  lolche  gilt  es,  wenn  etwa  die  Kinwolmer 
die  bei  ihnen  einquartirten  Soldaten  im  Schlafe  aberfallen  und  binden  oder  tödlai, 
oder  wenn  Parteigänger  nnter  dem  Scheine  der  autorisirten  Truppen  Erpreaanng» 
Oben  oder  wenn  IknatÎBirte  Weiber  auf  die  einrQckenden  Fdnde  heinses  Wasser 
anagieasen.  Auch  wenn  solche  Thaten  vielleicht  nicht  ans  einer  verbrechmsaOf 
iondeni  einer  patriotischen  Gesinnung  verdbt  werden,  so  sind  sie  ihrer  Verderb- 
lichkeit wegen  dennoch  nnd  weil  sie  ausserhalb  der  geordneten  Kriegs- 
fahrung  geechehen,  kriegsrechtlich  au  bestrafen. 

642. 

Ebenso  unterliegen  der  kriegeriachen  Beatrafong  bis  zur  Todes- 
strafe die  Marodeurs,  welche  den  Trappen  nachschleichen  und  auf 
unerlaubte  Beute  ausgehen. 

Den  Truppen  folgt  im  Kriege  ein  Schwann  frechen  nnd  diebischen  Creaindels 
nach,  welches  sich  auf  die  Schlachtfelder  stürzt,  wie  die  Raben  und  onleidlicheii 
Unfug  treibt  Diese  Marodeurs  bestehlen  die  Leichen,  morden  auch  wohl  Ver- 
wundete, um  sie  ssu  berauben.  Um  sie  zu  verscheuchen  und  zu  bàudigen,  hilft 
nur  eine  gute  Feldpolizei  (Gensdarmerie)  und  die  ftusserste  Strenge  einer  raschen 
mültftriachen  Justiz. 

643. 
Auch  die  Kriegsrebellen,  d.  h.  die,  welche  in  einem  von  den 
Truppen  besetzten  Gebiete  die  Waffen  gegen  dieselben  oder  gegen 
die  Yon  der  Kriegsgewalt  niedergesetzten  Autoritäten  ergreifen, 
können  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  und  mit  dem  Tode  bestraft 
werden. 

Am.  85.  Derartige  Aufstftnde  werden  nicht  bloss  mit  Waffengewalt  unter- 
drückt, sondern  auch,  weil  sie  nicht  zur  ordentlichen  Eriegsführung  gehören  und 
um  ihrer  GeOhrlichkeit  willen  kriegsrechtlich  bestraft  Es  gilt  das  auch 
dann,  wenn  etwa  die  ganze  Bevölkerung  einer  besetzten  Stadt  oder  Gegend  auf- 
stehe sollte,  w&hrend  die  feindlichen  Truppen  noch  diese  Orte  besetzt  oder  in 
ihrer  Madit  haben.  Die  Aufständischen  können  sich  auch  nidit  damit  gegen  die 
herxBchende  Kriegsgewalt  rechtfertigen,  dass  sie  sich  auf  Befehle  berufen,  wekb» 
sie  Yon  ihrer  rechtmässigen  —  aber  zur  Zeit  ausser  Besitz  gesetzten  ^  Begierong 
erhalten  haben.  Der  Herzog  von  Wellington  bedrohte  so  1814  die  französischeii 
Grenzorte,  wenn  sie  die  Parteigänger  unterstützten,  ihre  Dörfer  zu  verbrennen  uiid 
die  Bewohner  hingen  zu  lassen.    (Droop,  a.  a.  0.  8.  713.) 

643  a. 

Gemeinden  nnd  Hansbesitzer,  welche  solche  Kriegsverbrechen 
begünstigen  oder  nicht  dnrch  ihre  Wachsamkeit  yerhindem,  können 
je  nach  der  Grösse  der  Gefahr  mit  Strafe  bedroht  nnd  asom  Schadens- 
ersatz angehalten  werden. 
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In  dem  deiiftioh-fTamfiBiadie&  Kriege  ist  diese  Begel  in  nmftisscnder  Weise 
mr  VerhiDdemiig  solcher  gefährlicher  Missethaten  benatst  worden.  Die  ersten 
Proclamadcmen  vom  16.  and  19.  Ang.  1870  gingen  in  der  Bedrohung  der  Ge- 
meinden zu  weit,  indem  sowohl  die  Heimatsgemeinde  der  Kriegsverbrecher  als 
die  Gemeinde,  in  deren  Bann  das  Verbrechen  verübt  worde,  mit  schwerer  Busse 
bedroht  worden.  Vgl.  Bolin  Jaequemyns  a.  a.  0.  n.  S.  669.  Bluntschli  in 
Holtaeodorfb  Jahrb.  L  200. 


7.  Recht  der  Kriegsgewalt  fiber  das  feindliehe  Termogen  und 
das  Termogen  der  friedliehen  Personen  in  Feindesland. 

Â.  Im  Landkrieg. 

644. 

Die  siegende  Eriegsgewalt  eignet  sich  nach  Eriegsrecht  alle 
öfifentiiche  Habe  des  Feindes  an,  so  weit  sich  ihre  Macht  erstreckt. 
Vorbehalten  bleibt  das  Recht  des  Heimfalls  an  den  Stat,  dem  diese 
Habe  nach  Friedensrecht  zugehört  hat  bis  zur  endlichen  neuen 
Friedensordnung. 

Arn.  31.  Als  Feind  im  eigentlichen  und  rollen  Sinne  ist  nur  der  Stat 
zu  betrachten,  gegen  welchen  der  Krieg  geführt  (vgl.  Einleitung  S.  90  f  ).  Dem 
Stat  gegenüber  wird  heute  noch  eine  Art  Beuterecht  insofern  anerkannt,  als  die 
Öffentliche  Habe  desselben  von  dem  feindlichen  Sieger  weggenommen  und  ange- 
eignet werden  darf.  Aber  die  rechtliche  Grundlage  desselben  ist  nicht  mehr,  wie 
im  AHerthnm,  die  Ansicht,  dass  Feindesgut  herrenlos  (res  nullius)  und  desshalb 
der  Occupation  preisgegeben  sei,  sondern  es  wird  im  Gegentheil  vorausge- 
setzt, gerade  weil  es  dem  feindlichen  Stat  zugehöre,  dürfe  es  demselben 
im  Krieg  weggenommen  werden.  Man  sieht  darin  ein  kriegerisch  gerecht- 
fertigtes Zwangsmittel  gegen  den  feindlichen  Stat.  Indessen  sogar  innerhalb 
der  Habe  des  feindlichen  Stats  werden  weitere  Unterscheidungen  zur  Beschränkung 
der  feindlichen  Wegnahme  gemacht.    Vgl.  unten  §  648  u.  f. 

645.. 

Insbesondere  sind  die  Eriegskassen,  Waffen  und  Waffenvor- 
räthe,  Magazine  mit  Lebensmitteln,  Transportmittel  für  das  Heer 
^d  überhaupt  alles  das  Vermögen,  welches  der  Kriegsfiihrung  un- 
mittelbar dient,  als  Kriegsbeute  zu  betrachten  und  fallen  zur  Yer- 
fögung  und  Benutzung  dem  siegenden  Heere  zu,  vorbehalten  die  be- 
Bondem  Anordnungen  der  siegenden  Statsgewalt 
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Am  eiitKhiedeiiBten  macfat  sich  nach  der  Nator  «nd  don  Beâtafisfann  der 
EriegifQhning  das  Recht  der  Wegnahme  geltend  mit  Besag  auf  die  geiammte 
Kriegsauarfiitung  des  Feindes.  Da  grdft  die  Eriegmgewalt  zu,  sowdt  sie  sidi 
derselben  bemAchtigen  kann,  selbst  ohne  za  nntersnchen,  ob  dieselbe  nidit  Tidleidit 
Eom  Theil  Priratgut  sei.  Wenn  die  Beziehung  zur  feindlichen  Kriegs- 
ansrüstnng  offenbar  ist,  so  Terfallen  alle  derartigen  C^egenslânde  der  W^nshme 
des  siegenden  Heeres,  indem  es  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  KriegaflQhniBg 
ist,  den  Feind  zu  entwaffiien.  Es  gilt  das  in  neuerer  Zeit  anch  von  dem  Ms- 
terial  der  Eisenbahnen  (Locomotiven,  Personen-  und  GüterwagoiX  obwohl 
dasselbe  Yielleicht  nicht  Eigenihum  des  Stats,  sondern  einer  FriTatgesellschaft  ist 
Die  Eisenbahnen  dienen  doch  dem  öffentlichen  Verkehr  in  eminenter  Weise 
und  ihre  Verwendung  fOr  die  Kri^fOhrung  zu  Tnippenmftrschen  und  Liefemngen 
von  Lebensmlttehi  u.  s.  f.  ist  so  ilusserst  wichtig,  dass  die  Kriegsgewalt  dieselben 
wenigstens  provisorisch  als  Öffentliches  Gut  behandelt  und  es  den  Gesellsdiaften 
ttberlässt,  sich  desshalb  im  Frieden  mit  dem  State,  in  dessen  Gebiet  die  Eisen- 
bahnen verbleiben,  auseinander  zu  setzen.  Aehnlich  verhalt  es  sich  mit  Waffen- 
magazinen, welche  zur  Kriçgsfûhrung  dienen,  aber  vielleicht  einer  Privat- 
person gehören.  Die  Bestimmung  dieser  Sachen  fQr  Kriegszwecke  bringt  sie  in  die 
Gefahr,  von  der  Kriegsführung  weggenommen  zu  werden.  Magazine  von  Lebens- 
mitteln verfallen  aber  nur  dann  dieser  Wegnahme,  wenn  sie  für  Kriegswecke, 
nicht  aber,  wenn  sie  zur  Em&hrung  der  friedlichen  Bevölkerung  bestimmt 
waren.  Natürlich  bleibt  immer  das  Recht  der  Kriegsgewalt  vorbehalten,  für  die 
nöthige  Ernährung  des  Heeres  durchgreifende  Sorge  zu  üben. 

646. 

Ebenso  ist  die  siegende  Eriegsgewalt  berechtigt,  sich  der  öffent- 
liehen  Gebäude  und  Grundstücke  in  Feindesland  zu  den  Zwecken 
der  Ejiegsfuhrung  und  zur  Verwaltung  der  Statsgewalt  einstweilen 
zu  bemächtigen  und  die  Einkünfte  derselben  zu  benutzen.  Ob  das 
Eigenthum  an  diesen  liegenden  Gütern  auf  den  siegenden  Stat  über- 
gehe, hängt  von  dem  Friedensschlüsse  und  insbesondere  davon  ab, 
ob  der  siegende  Stat  dauernde  Hoheit  über  den  Gebietstheil  er- 
werbe, in  welchem  diese  Güter  gelegen  sind. 

1.  Es  gut  das  nicht  bloss  von  Festungen,  Gasernen  und  Ähnlichen  un- 
mittelbar der  Kriegsmacht  dienenden  Gebäuden,  sondern  ebenso  von  Be  si  den- 
zen,  Ministerialgebäuden,  Amts-  und  Rathhäusern  jeder  Art  Aach 
über  die  Einkünfte  der  Domänen  kann  die  siegende  Kriegsgewalt  verfügen,  soweit 
dieselben  in  ihren  Bereich  fallen.  Aber  das  Eigenthum  an  dem  liegenden  Gnte 
geht  mit  der  Besitznahme  noch  nicht  auf  dieselbe  über,  sondern  erst  dann  und  nar 
dann,  wenn  sie  auch  die  Statshoheit  endlich  im  Frieden  erwirbt.  Inwiefern  der 
bisherige  Stat  Eigenthamer  ist,  tritt  der  neue  Stat,  der  die  Gebietshoheit 
erwirbt,  an  seine  Stelle.    Vgl.  oben  §  54. 

2.  Die  Statswaldungra  insbesondere  dOrfen,  abgesehen  von  miKtärisehea  Be- 
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dttrfiunen,  nur  fmnlmiadg  bewirUiicbafltet,  nidil  dndi  nimiwfge  Schlftge  ge« 
fldiftdigt  trardeo.  AUeidingB  ist  die  betetiende  Macht  nidii  an  die  Wlrthidiafi»- 
pläne  der  feindüehen  Fontbdi<Me  gebunden,  sie  kann  nach  eigener  Einaidit  in- 
zwischen yerwalten.  Aber  sie  darf  den  Wald  nicht  yerwQsten.  Diese  Grund- 
sätze sind  1870/71  auch  bezüglich  der  Hohsschlftge  in  franzdsiBch  Lothringen 
schliesslich  zur  Geltung  gelaugt. 

647. 

Die  siegende  Eriegsgewalt  yerfiigt  auch  über  die  öffentlichen 
Einkünfte  und  Steuern^  welche  in  dem  eingenommenen  Gebiete  er- 
hoben werden,  in  dem  Sinne  jedoch,  dass  die  regelmässigen  tmd 
unyermeidlichen  Ausgaben  für  die  Verwaltung  des  Rechts  und  der 
öffentlichen  Interessen  daraus  fortbestritten  werden. 

YgL  oben  §  541.  Ö47.  Auch  andere  Kassen,  als  die  Kri^(skassen,  welche 
dem  State  zngehflren,  kfinnen  ron  dem  Feinde  weggenommen  werden  (§  644).  Aber 
die  dTÜisirte  Kriegsftkhrung  darf  diese  Gelder  doch  nicht  ohne  weiters  als  gute 
Prise  behandeln.  Eb  soll  auch  während  des  Kriegs  fOr  die  Handhabung  des 
Rechts  und  eine  geordnete  Verwaltung  gesorgt  werden.  Das  ist  eine  For* 
derung  des  allgemeinen  Rechts  und  zugleich  ein  Interesse  der  Kriegsführung  selbst 
Die  Auflösung  aller  Ordnung  ist  ebenso  Barbarei,  wie  die  VerwQstung  der  Pflan- 
zungen. Soweit  daher  jene  Gelder  für  diese  öffentlichen  Interessen  bestimmt  und 
nöthig  sind,  so  weit  sind  sie  auch  dafür  zu  terwenden.  Ueberhaupt  greift  die  ci- 
vilisûrte  Kriegsführung  möglichst  wenig  in  die  bestehende  Landes-  und 
GemeindeTerwaltnng  ein  und  nur  dann,  wenn  ihre  militftrisch-politi« 
|£hen  Aufgaben  es  Terlangen. 

648. 

Das  Eigenthmn  der  Kirchen,  Spitäler«  wohlthätigen  Anstalten, 
der  Schulen,  Universitäten,  Akademien,  Obserratorien,  Museen  und 
anderer  Culturanstalten  ist  möglichst  zu  schonen  und  das  dazu  ge- 
hörige bewegliche  Vermögen  ist  nicht  als  öffentliche  Habe  des  Feindes 
im  Sinne  des  §  644  zu  betrachten.  Indessen  übt  der  siegende  Stat 
auch  in  dieser  Hinsicht  eüistweUen  die  Hechte  der  verdrängten 
StatsgewaJt  aus. 


Am.  34  Biese  Anstalten  haben  durchweg  einen  öffentlich-rechtlichen 
Charakter  und  gehören  grossentheils  auch  dem  State  zu  Sigenthum.  Aber  ihre 
Bestinunnng  ist  so  entschieden  friedlich  und  sie  dienen  so  sehr  den  örtlichen 
^  den  allgemeinen  Gulturbedflrfnissen,  dass  es  der  dvilisirten  Kriegs- 
i^Uinuig  nicht  wOrdig  und  dem  humaneren  Bechtsbewusstsein  der  Gegenwart  nicht 
'^^^^  erscheint,  dieselben  feindlich  zu  behandefai.  Vielmehr  ist  ihre  Schonung 
n>dAehtnng  hier  dieB^l;  und  nur  ausnahmsweise,  soweit  die  Noth,  a.  B.  das 
^^^MdsB  Verwundete  untennbringen,  einen  Eingriff  erfordert,  ist  derselbe  gerecht- 
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fertigt  Dm  Y^nkenedit  kaaii  nur  den  hamaiien  QnmdiÉts  Mwpcedm,  im  Qegn- 
■als  su  brutaler  Gewahftbimg.  Im  Einsébieii  mius  naifliikh  ^eks  der  Emacte 
und  dem  Bechtigefllhl  der  Gommandirenden  ttberiaasen  werden. 

649. 

Die  muthwiUige  Zerstörung  oder  Schädigung  wissensdiaftlidiâr 

Instrumente  oder  Sammlungen,  der  Denkmaler  und  Kunstwerke  in 

dem  eingenommenen  Gebiete  wird  durch  das  civilisirte  Elriegsrecht 

nicht  entschuldigt,  sondern  ist  offenbare  Barbarei. 

Am.  35.    Eb  ist  die  Pflicht  der  Fflhrer,  welche  nicht  als  Barbaren,  sondero 
als  ci?ili8irte  Minner  den  Krieg  leiten,  daas  de  derartige  Brutalität,  welche  die 
edeln  Guter  der  Menschheit  schädigt,  ohne  dem  Kriegszweck  irgend  sa  nützen, 
Terhindem.     Niemals  ist  zwecklose  Zerstörung  und  Schädigung  zo  ent- 
schuldigen.    Wenn  sogar  noch  in  unserm  Jahrhundert  Soldaten  im  Dienste  tob 
eniopäiBchen  Gultorvölkem  durch  gemalte  Fresken  Nägel  in  die  Wand  gesehlagen, 
Oelgemälde  zerschnitten,  Statuen  yerstflmmelt,  Denkmäler  zerstört  haben  a.  dg^, 
so  hat  unsere  Zeit  Ursache,  sich  dessen  zu  schämen.    Den  Barbaien  mag  man  du 
verzeihen,  weil  sie  nicht  wissen,  was  sie  thun,  eine  drilisirte  Armee  darf  ihre 
Ehre  nicht  damit  beflecken.    Vielleicht  erscheint  die  Aufnahme  solcher  Sätze  io 
das  Völkerrecht  manchen  zu  wenig  juristisch,  und  zu  sehr  moraliscL 
lieber  dieses  Bedenken  kommen  wir  leicht  durch  den  Gedanken  hinweg,  daas  die 
Rettung  auch  nur  eines  wahren  Kunstwerks  durch  Verbreitung  solcher  humaner 
Grundsätze  einen  grossem  Werth  hat,  als  die  juristische  Enthaltsamkeit»  welche 
dieselben  ruhig  yerstOmmeln  und  zerstören  lässt     Bei  der  Belagerung  von  Fbiu 
haben  die  deutschen  Truppen  sorgfältig  französische  Kunstschätae  sogar  tw  den 
Gefahren  zu  schätzen,  gesucht,  welche  die  französischen  Kugeln  aus  den  franaöe: 
sehen  Festungen  denselben  bereiteten. 

650. 
Das  hentige  Völkerrecht  verwehrt  dem  Sieger  noch  nicht, 
Kunstwerke,  wenn  es  ohne  Beschädigung  derselben  geschehen  kann, 
wegzunehmen  und  anderwärts  aufzustellen,  üeber  das  Eigenthum 
daran  entscheidet  dann  der  Friede.  Aber  es  wird  von  der  heutigen 
Völkersitte  nicht  mehr  gestattet,  dass  solche  Kunstwerke  von  dem 
Sieger  während  des  Krieges  yerkauft,  verschenkt  oder  in  anderer 
Weise  zu  Privateigenthum  gemacht  werden.  Heute  schon  gilt  die 
Wegnahme  von  wissenschaftlichen  Sammlimgen,  Bibliotheken,  Instru- 
menten zum  Schaden  der  wissenschaftlichen  Cultur  des  betreffenden 
Landes  als  eine  Massregel,  welche  wider  die  civiUsirte  Völkersitte 
verstösst. 

1.  Am.  36.  Unter  dem  Namen  von  Eriegstroph&en  wurden  frfüier  wohl 
Kunstwerke  und  Eunstschfttze  ?on  dem  Sieger  weggenonunen  und  nach  seiner 
Baiqplitadt  geschleppt,  um  diese  zu  schwftcken.     Wie  in  alten  Zeiten  die  Bauer 
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Griechenland  md  die  Yaodalen  Bora  geplOndert  haMn,  so  haben  fa  neuerer  Zelt 
noeh  die  FnaEoaem  aus  Italien  eine  Menge  von  KonatadiitEen  nach  Paria  gebndil 
and  damit  die  8flie  des  Louvre  und  öffentliche  Pl&tae  geacfamaekt    Obwohl  dieaei 
Verfahren  in  den  früheren  BechtaanBichten  wenig  ansttadg  erschienen  und  lanner- 
hin  die  Aenderung  im  Eigenthum  durch  die  Friedenaschlüsse  legitimirt  war,  so  vA 
es  doch  als  ein  Fortschritt  in  der  Humaniairung  des  Yölkerrechta  zu  betrachten, 
dan  die  allürten  Machte  im  Jahr  1815  die  französiBche  Regierung  nöthigten,  dieae 
Eunsterzeagnisse  wieder  an  die  L&nder  zurückzuerstatten,  denen  sie  vor  der  Weg- 
nahme zugehört  hatten.    Das  künftige  Yölkerrecht  wird  wohl  die  Regel  ausspre- 
chen, dafls  Kunstwerke  überhaupt  kein  Gregenstand  kriegerischer  Erbeutung  seien, 
denn  sie   dienen  in  keiner  Weise  der  Kriegsführung,  indem  sie  in  militärischer 
Beziehung  ganz  unbrauchbar  und  ak  Zwangsmittel,  um  eher  Frieden  zu  erhalten, 
ebenfalls  ungeeignet  sind.    Sie  zu  verkaufen  und  das  Creld  für  den  Krieg  zu  be- 
nutzen,  das  ist  ebenfalls  gegen  alle  gute  Sitte  und  eine  offenbare  Verletzung  der 
Rücksicht    auf  die  dauernden  Culturinteressen  des  Landes,    welche  der 
Krieg,  als  ein  Torübergehendes  Zwangsmittel,  möglichst  schonen  soll.    Es  ist  aber 
noch  zu  früh,  diese  Regel  aaszusprechen,  da  dieselbe  auch  von  den  heutigen  Staten 
der  dTilisirten  Welt  noch  nicht  allgemein  anerkannt  wird.    Vgl.  übrigens  Whea- 
ton.  Intern.  Law.  §  352—854. 

2.  Man  könnte  daran  denken,  jener  Regel  die  Ausnahme  beizufügen,  dass 
sie  auf  solche  Kunstwerke,  die  eine  wesentlich  politische  Bedeutung  haben, 
wie  vorzüglich  die  Siegesdenkm&ler,  keine  Anwendung  leide.  Indessen  sogar 
in  dem  Fall  ist  es  würdiger,  die  geschichtliche  Errichtung  solcher  Denk- 
mäler za  respectiren,  und  wenn  in  der  Folge  der  Sieg  sich  dem  früher  Besiegten 
zuwendet,  die  erforderliche  Ergänzung  und  Correctnr  anzubringen,  als  das 
ältere  Kunstwerk  wegzunehmen. 

3.  Soweit  darf  man  in  der  Aussprache  des  heutigen  Völkerrechts  schon 
gehen,  dass  die  kriegsmässige  Wegnahme  von  wissenschaftlichen  Sammlungen  und 
Instrumenten  nicht  mehr  als  zulässig  gilt.    Diese  Dinge  können  offenbar  nicht  als 
»Trophäen'*  benutzt  werden,  und  sie  gehören  als  Culturschätze  den  dauernden 
und  friedlichen  Culturinteressen  des  Landes  an.   Unsere  Universitätsstadt  Heidel- 
berg beklagt  es  heute  noch  als  ein  schweres,  nicht  hinreichend  gesühntes  Unrecht, 
dass  ihre  handschriftlichen  Schätze  als  „Palatina**   von  dem  Bayerischen  Eroberer 
der  Stadt  weggenommen  und  dem  römischen  Papst  zur  Bereicherung  des  Yaticans 
geschenkt  worden  sind.     Die  Stadt  Co  In  ireut  sich  dagegen  darüber,    dass  die 
Preussische  Regierung  nach  dem  deutschen  Kriege  von  1866  die  Grossherzoglich 
Hessische  im  Frieden  vom  3.  Sept.  1866  angehalten  hat,   die  zur  Zeit  der  Revo- 
Intionskriege  von  1794  weggenommenen  Werke  der  Cölner  Dombibliothek  zurück- 
zuerstatten. 

661. 

Die  mnthwillige  Zerstörung  oder  Schädigung  der  dem  Verkehr 
gewidmeten  Anstalten  ohne  militärische  Nothwendigkeit,  Yfie  insbe- 
sondere der  Strassen^  Brücken,  Eisenbahnen,  Seehäfen,  LeuchtthünoQ 
^  dgL  ist  widerrechiliche  Barbarei, 
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• 
In  mandMD  FUten  wird  Ae  miliUrisehe  Nothwendigkeit  die  Jjo- 
slOnmg  solcher  Werke  reehtfertigeii,  s.  B.  um  den  Bflckmg  der  l^nqipen  ge^ 
die  Yerfolgong  dee  Feindes  sn  decken  oder  den  feindlichen  Angriff  eraiûick  m 
erschweren.  Aber  bloss  ans  Uebemmth  oder  ans  übertriebener  Furcht  darf  daa 
nicht  geechehn;  denn  die  Intereeeen  dee  Verkehrs  sind  auch  nach  dem  Kriege  too 
höchster  Bedentnng  fOr  die  Wohlfurt  der  Völker,  nnd  der  Krieg  darf  imr  sowôt 
Schaden  anrichten,  als  die  Noth  des  Krieges  and  die  Kriegszwecke  es  »foiden. 

652. 

Das  Priyateigentlitun  ist  auch  im  Kriege  yob  Seite  der  siegen- 
den Kriegsgewalt  zu  respectiren  und  darf  nur  in  Folge  der  milita- 
rischen  Nothwendigkeit  angegriffen  werden. 

1.  Am.  38.     Da  der  Krieg  nicht  gegen  die  Privaten,  sondern  gegen 
den  Stat  geführt  wird  und  die  Rechtsordnung  auch  im  Kriege  insoweit  foit- 
besteht,   als  nicht  die  militärische  Nothwendigkeit  ausnahmsweise  eine  Yerletzong 
erfordert,  so  versteht  sich  die  Schonung  und  Achtung  des  PriTateigefl- 
thums  als  Hauptgesetz  des  civilisirten  Kriegsrechts.  Es  gilt  das  nach  allen  Seiten 
und  Richtungen  hin.     Damit  wird  der  moderne  Grundgedanke  des   natfirlicheo 
Rechts  ausgesprochen,  im  entschiedensten  (Gegensatz  sowohl  zu  dem  antiken  römi- 
schen Recht,  welches  im  Kriege  kein  Priva  te  ige  nth  um  der  Feinde,  wie  die 
Angehörigen  des  feindlichen  States  genannt  wurden,  anerkannte  als  zu  dem  mittel- 
alterlichen Rechte,  welches  möglichsteSch&digung  auch  der  feindlichen  Unter- 
thanen  für  erlaubte  Kriegsführung  hielt  Nur  die  Rücksicht  auf  die  militärische 
Nothwendigkeit  entschuldigt  und  rechtfertigt  eine  Verletzung  des  Privateigeo- 
thums.    Wenn  eine  militärische  Stellung  erobert  werden  muss,  so  treffen  die  & 
nonenkugeln  auch  die  Frivathäuser.     Wird  eine  andere  Stellung  vertheidigt,  so 
müssen  vielleicht  die  Bäume  eines  Privatgartens  umgehauen  oder  gar  ein  Privat- 
haus  niedergerissen  werden.    Die  Bewegung  des  Marsches  und  der  Schlacht  gebt 
oft  durch  die  Saatfelder  verheerend  hindurch.   Alle  diese  Schädigungen  des  Privat- 
eigenthums  sind  Folgen  des  kriegerischen  Nothrechts.  Inwiefern  der  einheimische 
Stat  dafür  den  Privateigenthümem  Entschädigung  leisten  solle,  ist  keine  Frage 
des  Völkerrechts,  sondern  eher  des  besondem  Stats-  und  Landesrechts,  mei- 
stens auch  der  besonderen  Landespolitik  und  der  Finanzwirthschaft    Der 
feindliche  Stat  leistet  keine  Entschädigung. 

2.  In  dem  französisch-deutschen  Kriege  wurde  den  deutschen  Truppen  die 
Pflicht  eingeschärft,  dass  sie  das  Privateigenthum  zu  schonen  haben.  Im  GnwseD 
und  Ganzen  hat  auch  die  deutsche  Armee  diese  Pflicht  geübt.  Selbst  die  öffent- 
lichen Sammlungen  und  Kunstwerke  wurden  im  Versailles  vor  Schädigung  sorg- 
fältig gewahrt  In  der  Champagne  wurden  die  Weinberge  und  Weinkeller  der 
Privaten  von  dem  siegreichen  Heere  bewacht  und  geschützt.  Aber  im  Einzelnen 
und  Kleinen  ist  wohl  manche  Zerstörung  von  Eigenthum  geschehen  und  auch  Vieles 
entwendet  worden,  ohne  dass  immer  die  militärische  Nothwendigkeit  das  forderte. 
Sokdie  Verletzungen  des  Privatrechts  kamen  vorzüglich  da  vor,  wo  die  Eigenthfimer 
thörichter  Weise  ihre  Wohnungen  verlassen  hatten  nnd  die  Soldalen  dnrch  diese 
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üngasüichkeit  gereizt  waren.  Wenn  der  Soldat  die  Theren  seines  Qnartiers  Ter- 
Bchloesen  findet  und  die  Lebensmittel  absichtlich  Todorben  oder  rergraben  wwden 
sind,  dann  treibt  ihn  die  Noth  dazu,  die  Thtkren  aofznsprengen  und  den  Vorrftthen 
nachzuspüren  und  in  gerechtem  Zorne  zertrümmert  er  dann  gelegentlich  anch  einen 
Spiegel  und  heizt  mit  zerschlagenen  Möbeln  den  Ofen.  Allmählich  Terwildera 
im  Kriege  anch  die  Sitten.  Der  Soldat,  der  tftglichen  Kampf  nm  Leben  und  Tod 
bestehen  mnss,  verliert  die  empfindliche  Reizbarkeit  fOr  kleine  Gefährdungen  des 
Eigenthums  und  das  feine  Qefbhl,  welches  im  Frieden  anch  durch  kleines  Unrecht 
aufgeregt  wird,  stumpft  sich  nach  und  nach  durch  die  rauhen  Erfahrungen  ab. 
Auch  die  Befehlshaber  muasten  spater  zu  manchen  Schädigungen  die  Augen  zu« 
drücken,  welche  sie  anfangs  scharf  getadelt  und  bestraft  hatten.  Wenn  aber  die 
FSariser  Zeitungen  und  Karikaturen  sich  bemühten,  die  deutschen  Soldaten  als 
Diebe  von  Stockuhren  (Pendnies)  zu  verschreien,  so  ist  das  nur  ein  Symptom  der 
Pariser  Leichtfertigkeit  und  Eitelkeit,  welche  in  ihrem  blinden  Eifer  es  nicht  be- 
merken, dass  der  Soldat  kein  Yexgntlgen  haben  kann,  seinen  Tornister  mit  einer 
Stockuhr  zu  beschweren. 

653. 

Die  herrschende  Kriegsgeviralt  ist  berechtigt,  die  durch  die 
Eriegsföhnmg  nothwendig  gewordenen  Leistungen  der  Bevölkerung 
für  die  Verpflegung  und  Transportirung  der  Truppen  und  des  Kriegs- 
zeugs soweit  ohne  Entschädigung  zu  fordern,  als  diese  Leistungen 
der  Kriegssitte  und  Uebimg  gemäss  als  öffentliche  Pflichten  anzu- 
sehen sind. 

1.  Die  Armee  bedarf  der  Quartiere,  der  Lebensmittel,  der  Beklei- 
dung, der  Transportmittel.     Die  neuere  Sitte  der  civilisirten  EriegsfOhrung 
ist  die,  dass  möglichst  durch  vertragsm&ssig  bezahlte  Lieferungen  für 
die  Nahrung  und  E^leidung  der  Armee  gesorgt  wird.    Insbesondere  haben  sich  die 
reichen  Engländer  in  ihren  Kriegen  —  neuerlich  auch  in  Abyssinien  —  aller  Be- 
qoisitionen  enthalten  und  lediglich  durch  den  Handel  und  die  Lieferungen  fOr  die 
Bedürfnisse  der  Armee  gesorgt.    Indessen  nicht  immer  langen  die  bestellten  Trans- 
porte rechtzeitig  an,  oder  sie  sind  aberall  nicht  zu  erwarten,  odœ  ungenügend. 
Unter  Umständen  kann  es  auch  ungefährlich  und  zweckmässig  sein,  die  Steuer- 
l^te  des  besetzten  Landes  fCür  diese  Zwecke  anzuspannen.     Da  die  Eriegsgewalt 
auch  die  Kriegs-  und  Steuerhoheit  ausübt,  so  weit  ihre  Gewalt  sich  thatsäch- 
lich  erstreckt,  so  kann  sie  auch  von  der  Bevölkerung  dieses  Gebietes  die  erfor- 
derliche Beihülfe  für  die  Verpflegung  der  Truppen  fordern.    Beachtenswerth  ist 
die  Proclamation  des  Kronprinzen  von  Preussen  vom  20.  August  1870,  als  er  in 
Lothringen  einrückte:  ,Jch  beanspruche  für  den  Unterhalt  der  Armee  nur  den 
Uebeischnss  der  Vorräthe,  àet  zur  Ernährung  der  französischen  Bevölkerung  nicht 
gebraucht  wird.'*    Anderwärts  sind  aber  lebhafte  Klagen  über  unmflssige  Bequi- 
Biüonen  der  deutschen  Befehlshaber  ktut  geworden  und  oft  sind  diese  auch  durch 
^  Obercommando  erm&ssigt  worden. 

2.  Sie  übt  vorerst  das  Becht  der  Einquartirung  ans,  wenn  gleich  zu- 
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nidiat  durch  Veimltâuiig  der  emtebiiiachen  Behörden  und  m^^dttC  dn 
einriehtmigen  und  Landessitten  gem&ss.  Besondere  Immimit&ten  and  PirMc^ 
einzelner  Personen  oder  Classen  braucht  sie  freilich  nicht  anxnerkennen.  Ebeau 
kann  sie  die  Hauswirthe  anhalten,  den  einquartierten  Offizieren  md  Boldstai 
ihren  Kriften  gemftss  und  nach  BedOrfniss  die  erfordertiche  Speise  zu  geben  nsd 
den  Gemeinden,  soweit  nöthig  und  ausführbar,  Beitr&ge  Ton  Fle»^ 
Brod,  Hafer,  Heu  n.  s.  f.  fOr  die  Smàhrung  von  Mannschaft  und  Pferden  aofer- 
legen.  Auch  hier  bildet  das:  Ultra  posse  nemo  tenetur^  eine  mtariiche 
Sehranke  für  die  zugemutheten  Leistungen,  und  flberm&ssige  Ansprflcke 
brauchen  auch  dann  nicht  befriedigt  zu  werden,  wenn  es  mA|^ich  wftre,  säe  znge- 
wihren. 

8.  Ueberdem  bedarf  die  Eriegsgewalt  unter  ümstftnden  aoch  Eleidangf- 
stflcke,  besonders  Schuhe,  für  die  Mannschaft  und  des  Holzes  zum  Qeisen  und 
Kochen. 

4.  Sie  kann  endlich  Wagen  und  Pferde  reqniriren  zum  Transpoort  zu  der 
n&chsten  Station,  auf  welcher  neue  taugliche  Transportmittel  zu  haben  sind. 

5.  Alle  diese  Leistungen  begründen  je  nach  Umst&nden  einen  Anspruch  auf 
Entschädigung.    Man  muss  hier  unterscheiden: 

a)  Leistungen,  welche  einfach  aus  Kriegs-  und  Steuerpf licht  ohne 
Entschädigung  von  der  Bevölkerung  gefordert  weiden  kOonen.  Der 
Umfang  derselben  wird  entweder  durch  die  Landesgesetzgebung 
oder  durch  die  Uebung  bestimmt.  Im  Einzelnen  freilich  wird  imxnet' 
hin  Vieles  der  Discretion  des  Commando's  überlassen  werden; 

b)  Leistungen,  welche  dieses  Mass  überschreiten  und  daher  nadi  BatflrKcheB 
Recht  nur  gegen  Entschädigung  zu  fordern  sind. 

6.  Freilich  ist  diese  Entsch&digungspflicht  in  der  Praxis  schwer  sa 
normiren  und  noch  schwerer  durchzusetzen.     Die  feindliche  Eriegsgewalt,  weldie 
jene  Leistungen  für  ihre  Kriegszwecke  bedarf  und  empfängt,  wäre  zunächst  ver- 
anlasst, den  Gremeinden  und  den  Privaten,  gegen  welche  sie  nicht  Eri^  ftkhrt, 
den  Werth  zu  vergüten.    Aber  dazu  fehlen  ihr  im  Kriege  oft  die  Geldmittel,  und 
doch  kann  sie  die  Leistung  nicht  entbehren.    Sie  wird  daher  in  manchen  Fällen 
bloss  den  Empfang  bescheinigen  und  die  Bezahlung  in  der  Zukunft  in 
Aussicht  stellen.    Ueberdem  kann  sie  sich  auf  ihr  vermeintliches  Recht  berufen, 
dass  der  gegnerische  S  tat  mit   den  Kriegskosten    auch  diese  Leistungen  za 
übernehmen  und  daher  seinen  Gemeinden  und  Landesangehörigen  gegenüber  die 
Entschädigung  zu  leisten  habe.    Aus  diesem  Grunde  wird  sie  oft  ihre  ZahlungSp 
pflicht  überhaupt  bestreiten,   und  die  Gläubiger  an  den  gegnerischen  Stat  ve^ 
weisen,  dem  dieselben  angehören.    Dieser  Stat  aber  erkennt  seine  Entschädigungs- 
pflicht gewöhnlich  wieder  nicht  an,  weil  er  die  Beiträge  nicht  begehrt,  noch 
empfangen  habe  und  weil  er  seinerseits  die  Meinung  vertritt,  dass  der  Krieg 
mit  Unrecht  gegen  ihn  geführt  worden  sei.     Er  betrachtet  daher  jene  Belastung 
als  ein  Unglück,   das  mit  dem  Kriege  verbunden  und  von  dem  zu  tragen  sei, 
den  es  betroffen  habe.    Nur  aur  Billigkeitsrücksichten  und  meist  nur,  wenn 
seine  financiellen  Verhältnisse  günstig  beschaffen  sind,  lässt  er  sich  zur  Entschä- 
digung, je  nach  seinem  Ermessen,  herbei.     Der  Friedenschluss  ordnet  das  selten 


Das  Kriegsrecht.  367 

näher,  imd  wenn  er  dartfber  Bchireigt»  so  werdm  damit  alle  Anforderungen  der 
Gremeinden  und  Privaten  an  den  feindHdien  Stat,  welcher  die  Beiträge  eiogefordert 
hatte,  höchst  unsicher  und  ihre  Befriedigung  sehr  unwahrscheinlich.  Es  bleibt 
denselben  dann  kaum  ein  anderer  Weg  offen,  als  der,  die  billige  Berücksichtigung 
ihres  Landes  anzurufen. 

654. 

Das  Völkerrecht  erkennt  kein  Recht  der  Kriegsgewalt  an,  in 
feindlichem  Lande  von  Gemeinden  und  Privaten  andere  als  die  für 
die  Existenz  und  Thätigkeit  des  Heeres  unentbehrlichen  Leistungen 
zu  Terlangen.  Insbesondere  hat  die  Auflage  von  reinen  Geldcontribu- 
tionen  keine  kriegsrechtliche  Begründung. 

1.  Die  Forderung  yon  Geldcontributionen  wurde  in  früheren  Kriegen 
oft  dandt  gerechtfertigt,  daas  sich  mit  der  Bezahlung  der  Contribution  die  St&dte 
oder  Gemeinden  yon  der  Gefahr  der  Plünderung  oder  Zerst^^rong  loskaufen.  Allein 
das  civillsirte  Kriegsrecht  erkennt  kein  Recht  mehr  an  zur  PlOnderung  und  ebenso 
wenig  ein  Recht  zu  unnOthiger  Zerstörung.     £s  kann  also  auch  nicht  mehr  yon 
einem  Loskanf  dieses  Rechts  die  Rede  sein.     Zu  andern  Geldcontributionen,  etwa 
zur  Füllung  der  Kriegskasse  oder  des  Statsschatzes  oder  gar  zur  Befriedigung  der 
Genuas-  und  Gewinnsucht  der  Führer  ist  die  Kriegsgewalt  auch  nicht  berechtigt, 
denn  sie  hat  keine  willkürliche  Gewalt  über  das  Vermögen  der  Ge- 
meinden und  Priyaten,  gegen  die  sie  nicht  Krieg  führt    So  wenig  sie  die  Be- 
wohner des  feindlichen  Landes  zwingen  darf,  die  Lücken  ihres  Heeres  zu  ergänzen 
und  persönliche  Kriegsdienste  zu  leisten,  ebenso  wenig  darf  sie  die  Bevölkerung 
zwingen,  die  erforderlichen  Gelder  für  ihre  Kriegsführung  zu  bezahlen.    Vgl.  oben 
§  Ö45.  476. 

2.  In  manchen,  sogar  noch  neueren  Kriegen,  selbst  in  der  Preussischen 
Kriegsführung  von  1866,  sind  die  richtigen  Grunda&tze  nicht  hinreichend  beachtet 
und  zuweilen  ohne  zureichenden  Rechtsgrund  Gontributionen  in  Geld  von  einge- 
nommenen Städten  erhoben  worden.  Das  heutige  europäische  Rechtsgefühl  kann 
sich  aber  mit  solchen  Resten  einer  früheren  barbarischen  Kriegsführung  nicht  mehr 
versöhnen;  es  wird  durch  jede  unnöthige  und  ungerechte  Härte  gegen  die  fried- 
liche Bevölkerung  in  Feindealand  gekränkt 

3.  Eine  relative  Schranke  liegt  in  der  Vorschrift,  dass  Gontributionen  nur 
V(m  höheren  Befehlshabern  oder  nur  mit  deren  Ermächtigung  auferl^  werden 
dürfen. 

4.  Durchaus  verwerflich  ist  es,  Gontributionen  aus  Gewinnsucht  aufzuerlegen. 
^^^8^n  rechtfertigt  sich  unter  Umständen  die  Auferlegung  zur  Strafe  für  Kriegi* 
vergehen  und  Feindseligkeiten,  welche  die  Städte  oder  Dörfer  geübt  oder  nicht 
verhindert  haben.  Dann  nimmt  die  Gontaribution  den  Gharakter  der  Reprea- 
salien  an. 

655. 
Wenn  die  Kriegegewalt  in  Ermanglung  der  geordneten  Lieferung 
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Ton  Lebensmitteln,  Kleidern,  Waffen  nnd  Geratbsdiaften,  deren  das 
Heer  dringend  bedarf,  anf  dem  Wege  des  Zwangs  Abtretung  yob 
Privateigenthom  verlangt,  so  ist  der  betreffende  Statsfiscos  za  an- 
gemessener Entschädigung  verpflichtet  nnd  die  Kriegsgewalt  hat 
daher  dem  Eigenthümer  eine  Bescheinigung  über  die  abgeliefesrte 
oder  abgenommene  Habe  zu  ertheilen. 

Am.  38.  Das  Nothrecht  des  Kriegs  rechtfertigt,  soweit  das  nnmittd- 
bare  BedOrfhiss  des  Heeres  reicht,  wenn  sich  die  Besitser  der  erforderlichen  Habe 
nicht  freiwillig  zur  YerftasseroDg  herbeilassen,  sogar  den  gewaltsamen  Eingriff 
auch  in  das  Privateigenthum,  z.  B.  grosser  Grundbesitier  oder  KomUndler,  dem 
Speicher  mit  Getreide  oder  mit  Hafer  und  Heu  gefüllt  sind,  der  Lederbindler  und 
Schuhmacher,  die  Yorrftthe  von  Leder  oder  Schuhen  haben  u.  s.  f .  Aber  nur  gegen 
Entschädigung,  fftr  welche  nach  natürlichen  Bechtigrundsfttcen  sun&chst 
der  Fiscus  des  States  haftet,  welcher  diese  Habe  wegnimmt  nnd  f&r  aeiDe  Inter 
essen  -verwendet  Nur  wenn  diese  Entschftdigunggforderung  nicht  dorchziisetzai 
ist,  bestimmen  Billigkeitsrûcksichten  den  Stat,  in  dessen  Gebiet  die  feiod- 
liehe  Gewalt  die  Abtretung  enwungen  hat,  dafür  subsidiftr  einsustehefi. 
Vgl.  zu  S  662. 

666- 
Den  Kriegsleuten  ist  nicht  erlaubt,  Privateigenthom  wegzu- 
nehmen oder  muthnrillig  oder  aus  Rachsucht  zu  schadigen.  Hand- 
lungen der  Art  werden  strenge  nach  Kriegsrecht  bestraft.  Nur  die 
unmittelbare  Nothdurft  rechtfertigt  ausnahmsweise  die  Aneignung 
der  erforderlichen  Nahrungsmittel  und  Kleidungsstücke,  wenn  lôM 
durch  die  Anordnung  des  Militärcommando's  für  die  Befriedigung 
gesorgt  ist.  Auch  in  solchen  Fällen  ist  in  der  Hegel  der  Werth 
zu  erstatten,  soweit  nicht  die  Quartierpflicht  zu  unentgeldlicher  Lei- 
stung nöthigt. 

Die  milit&rische  Disciplin  hat  hier  manche  Missbr&uche,  welche  die 
ftltere  KriegsfOhrong  befleckt  hatten,  abgeschafft  oder  doch  ermfissigt  Mit  Recht 
wird  jeder  Diebstahl  oder  Raub,  von  Soldaten  im  Quartier  oder  auf  dem  Maisch 
Terttbt,  strenge  bestraft  und  auch  muthwilliges  Zerschlagen  von  Spiegehi  vbA 
Möbeln  nicht  geduldet.  Niemals  darf  die  Wegnahme  tou  Kostbarkeiten,  Uhren, 
Gemftlden  u.  dgl.,  wohl  aber  ans  Nothdurft  die  Wegnahme  von  Lebensmittehi, 
]food  und  Fleisch,  HaustMeren  zam  ScUachten  u.  dgl.  gestattet  werden.  Aneb 
die  Bier-  und  Weinhftoser  dOrfen  so  wenig,  wie  die  Bftcker-  und  Met^gerlidai 
der  Plfinderung  oder  freier  Besitsergreifung  preisgegeben  werden,  sondern  was  à^ 
über  die  QuartierUist  hinaus  yerabreicht  oder  nöthigenfaüs  genommen  wird,  dtf 
soll  bezahlt  werdea  Aber  es  ist,  insbesondere  auf  ennûdenden  Märschen  oder 
nach  der  Schlacht  nicht  cu  verhindern,  dass  nicht  Hooger  und  Durst  suweUen  XQ 
raschem  Zugreifen  drängen,  welches  freilich  von  der  kalten  Berechnung  nnd  Be- 
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artheilung  der  privatrecbtUchen  oder  strafrechtlichen  Logik  ab  rechtswidrig 
erklärt  werden  mOsste,  und  dennoch  von  der  Kriegsgewalt  als  unvermeidlich 
geduldet  und  geschützt  wird.    Vgl.  oben  zu  §  6ö2. 

657. 
Das  heutige  Völkerrecht  verwirft  das  sogenaimte  Beuterecht 
im  Kriege  als  rechtswidrige  Barbarei. 

1.  Vgl.  oben  §  652.    Hugo  Grotius  (lib.  lu.  cap.  6)  setzt  noch  die  rö- 
mische Ansicht,  dass   die  Beute  wider  einen  fremden  Feind,   d.  h.   wider  alle 
Statsangehörige  des  feindlichen  Stats  erlaubt,  und  nur  im  Bürgerkrieg  untersagt 
sei,  als  gemeines  Völkerrecht  voraus.    Es  war  nur  eine  thatsächliche  Ermässigung 
des  Beuterechts,  wenn  das  römische  Recht  den  Truppen  zur  Pflicht  machte,  die 
Beute  jederzeit  an  den  Stat  abzuliefern,   damit  er  darüber  verf&ge,   desshalb 
eine  Erm&ssigung,  weil  die  Soldaten  ein  geringeres  Interesse  hatten.  Beute  fOr  den 
Stat  zu  machen.    Aber  der  EigenthOmer  fand  keinen  Rechtsschutz,  indem  er  als 
Feind  rechtlos  war  und  seine  Sachen  als  herrenlos  betrachtet  wurden.    Zu  vollem 
Durchbrach  gelangt  erst  in  unserm  Jahrhundert  und  nicht  ohne  Widerspruch  vieler 
und  angesehener  Schriftsteller  über  das  Völkerrecht,  welche  sich  schwer  von  dem 
überlieferten  Grundsatz  der  Beute  oder  der  statlichen  Ck>nfiscation  losmachen  können 
(vgl.  Phillimore  HI.  §  75),  der  entgegengesetzte  Grundsatz,  dass  das  Privat- 
eigentham  zunächst  der  friedlichen  Personen,  dann  aber  selbst  der  feind- 
lichen Personen,  auch  im  Kriege  regelmässig  zu  achten  und  desshalb 
das  vermeintliche  Beuterecht  ein  offenbares  Unrecht  sei.     Ein  merkwürdiges  Er- 
kenntnis hat  der  oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staten  im  Jahr  1812 
erlassen,  in  dem  der  Uebergang  aus  dem  alten  Beuterecht  in  das  neue  Recht  des 
Eigenihumsschutzes  deutlich  erkennbar  wird.    Es  wurde  nämlich  noch  das  Recht  des 
StatB,  das  in  seinem  Gebiet  zur  Zeit  der  Eriegseröfifhung  vorhandene  Vermögen 
der  feindlichen  Statsangehörigen  zu  confisciren,  als  hervorgebrachte  Regel  an- 
erkannt, aber  für  die  Ausübung  dieses  Rechts   ein  vorheriger  Act  der 
Gesetzgebung  gefordert.    Offenbar  wollte  man  auf  einem  Umweg  das  Privat- 
eigenthum  sichern,  denn  ein  besonderes  Gesetz  war  nicht  da  und  wurde  auch  nicht 
erlassen.    (Kent  Comm.  §  59.  60).     Ein  Keim  zur  Beseitigung  des  Beuterechts 
ist  schon  in  der  englischen  Magna  Charta  v(m  1215  zu  finden,  indem  sie 
das  Vermögen  fremder  Kaufleute  in  England  auch  im  Kriege  schützt,  wenn  Gegen« 
recht  gehalten  wird.    Vgl.  unten  zu  §  669.     Vgl.  oben  die  Einleitung  S.  38  und 
Bern  er  Art.  Beute  im  deutschen  Statswörterbuch  von  Bluntschli  und  Brater. 

2.  Die  Beute  ist  demgemäss  nicht  mehr  als  Regel  erlaubt,  sondern  nur  aus- 
nahmsweise aus  besondem  Gründen  und  in  engster  Beschränkung.  Die  wieh- 
erten Fälle  einer  noch  erlaubten  Beute  sind: 

a)  die  Habe  des  feindlichen  States  selbst,  §  645, 

b)  die  Waffen  und  kriegerische  Rüstung  der  besiegten  feindlichen  Penonen, 
§  659.  660, 

c)  die  Contrebande  (Buch  DL  Absdm.  4).     Daneben  noch,  obwohl  bereits 
angezweifelt, 

d)  die  Gestattnng,  einen  erstürmten  Platz  zu  plündern,  §  661, 

e)  die  Seebeute,  §  664  f. 
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658. 
Wenn  der  eine  Stat  an  den  andern  feindlichen  Stat  eine  Geld- 
summe aus  Darlehen  oder  einem  andern  Rechtsgrunde  schuldet,  so 
darf  er  wohl  wahrend  des  Kriegs  die  Verzinsung  und  Bezahlung 
dieser  Schuld  yerweigem,  nicht  aber,  wenn  er  die  Statsschnld  an 
Privatgläubiger  schuldet,  welche  dem  feindlichen  State  angehören. 

In  dem  bekannten  Streit  zwischen  Preusaen  und  England  Tom  Jahr  1703 
yertheidigte  Friedrich  II.  die  Beschlagnahme  der  Schlesischen  Statassrhnld  zum 
Nachtheile  der  englischen  Gl&ubiger,  worüber  sich  die  englischen  Publicisten  als 
über  eine  schreiende  Verletzung  des  Völkerrechts  beschwerten,  nur  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Repressalien  gegen  das  Unrecht,  welches  die  englischen  Ki^ier 
zur  See  gegen  die  Preussischen  Kauffahrer  begehen.    Vgl.  oben  zu  §  ÖOO. 

659. 
Ausnahmsweise  ist  es  den  Kriegsleuten  erlaubt,  den  von  ihnen 
besiegten  feindlichen  Personen  ihre  Waffen  und  Pferde  und  andere 
zur  kriegerischen  Ausrüstung  gehörige  Sachen  wegzunehmen  und 
sich  selber  als  Kriegsbeute  anzueignen,  aber  nicht  erlaubt,  Geld  oder 
Kleinodien  des  Feindes  zu  erbeuten.  Nur  wenn  der  getödtote  Feind 
solche  Kostbarkeiten  auf  dem  Schlachtfelde  zuriicklässt,  so  ist  es  bei 
der  völligen  Ungewissheit,  wer  der  Erbe  sei  und  ob  solche  Habe  fur 
denselben  zu  retten  sei,  eher  dem  Sieger  gestattet,  diese  Sachen  sidi 
anzueignen,  als  sie  vergraben  oder  verderben  zu  lassen. 

Das  Einzelne  bestimmt  in  jedem  Heer  das  Commando.  Das  YOlkenecht 
spricht  nur  den  allgemeinen  Qnmdsatz  aus,  der  bei  diesen  Verordnungen  nicht  ver- 
letzt werden  darf,  ohne  gerechte  Missbilligung  zu  erÜAhren. 

660. 
Die  erbeuteten  Fahnen,  Kanonen,  Munitionswagen,  Kriegskassen 
und  überhaupt  alles  öffentliche  Kriegszeug  dürfen  niemals  von  ein- 
zelnen Nehmem  angeeignet  werden,   sondern  sind  an  den  Befehls- 
haber abzuliefern. 

Am.  45.  Das  ist  seiner  Bestimmung  nach  Öffentliches  Kriegqgut  und  kommt 
daher  dem  State,  nicht  dem  Nehmer  zu.  Es  ist  das  der  alte  Grundsata  der  lo- 
schen praeda,  der  in  dieser  Beschränkung  noch  fortwirkt 

661. 
Eb  gilt  unter  cirilisirtai  Völkern  nicht  mehr  als  gute  Kriegs- 
sitte, um  die  Soldaten  zur  Erstürmung  eines  Platzes  oder  Lagers  auf- 
zureizen, ihnen  die  freie  Plünderung  des  eroberten  Ortes  zu  erlauben' 
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Man  vertheidigt  zaweilen  dieee  verwerfliche  Maasregel  damit,  dasB  unter  Um- 
ständen nur  durch  solche  Anreiznng  der  GewinuBucht  die  Soldaten  dazu  gebracht 
werden  können,  das  Wagniss  eines  Sturmes  zu  unteniehmen  und  den  hartnäckigen 
Widerstand  zu  brechen  und  mit  der  Berufung  auf  die  eigenen  Verluste  an  Gut  und 
Blut,  die  damit  einigermassen  ausgeglichen  werden.  Aber  diese  Lappen  verhallen 
nicht  die  nackte  Barbarei  der  Massregel.  £s  ist  auch  militärisch  unehrenhaft,  die 
Soldaten  dadurch  zu  ihrer  kriegerischen  Pflichterfttllung  anzureizen,  dass  man  sie  zu 
Räubern  macht  und  das  offenbare  Unrecht  solcher  FlOnderung  ist  in  keiner  Be- 
ziehung ein  Ersatz  für  das  in  ehrlichem  Kriege  vergossene  Blut  und  aufgebrauchte 
Gut.  Die  Privaten  führen  nicht  Krieg  und  dürfen  daher  auch  nicht  der  brutalen 
Baubsucht  preisgegeben  werden. 

662. 

Insoweit  die  Zerstörung  Yon  Privateigenthmn  als  blosse  noth- 
wendige  Folge  der  Kriegsfiihnmg  selbst  erscheint,  1st  dieselbe  kein 
Unrecht,  sondern  als  Unglück  für  die  Privatpersonen  zu  betrachten. 

Vgl.  zu  §  652.    Möglicherweise  werden  einzelne  Privateigenthümer  sehr  hart 

von  den  zerstörenden  Wirkungen  des  Kriegs  betroffen,  indem  ihre  Felder  verwüstet, 

ihre  Grebäude  niedergerissen,  ihre  Wohnungen  abgebrannt  werden.     Soweit  diese 

Uebel  unvermeidlich  erscheinen,  soweit  muss  der  Eigenthümer  dieselben  ertragen, 

wie  den  Hagelschlag  oder  wie  die  Ueberschwemmung  des  ausgetretenen  Stromes, 

wie  den  Brand,  den  der  Blitz  entzündet  hat    £s  ist  das  für  sie  ein  Unglück,  nicht 

ein  erlittenes  Unrecht     Daher  haben  sie  auch  keine  Rechtsforderung  auf 

Entschädigung  weder  gegen  den  feindlichen  Stat,   dessen  Truppen  die  Zerstörung 

gemacht  haben,  noch  gegen  den  eigenen  Stat,  auf  dessen  Schutz  sie  angewiesen 

sind.    Aber  die  Bücksichten  der  Billigkeit  sprechen  dafür,  dass  der  letztere  Stat, 

wenn  seine  Finanzkräfte  dazu  ausreichen,  hinterher  den  Schaden,  den  Einzelne  um 

Beines  Krieges  wUlen  erlitten  haben,  wenigstens  in  der  Hauptsache  vergüte.    So 

hat  das  deutsche  Reich  in  dem  erworbenen  Reichslande  £lsass-Lothringen  den 

Schaden  vergütet  (1872),  den  das  Bombardement  der  befestigten  St&dte  den  Haus- 

eigenthflmem  verursacht  hat.    Dagegen  hat  der  nordamerikanische  Senat  (12.  Jan. 

1S69)  das  Entschädigungsbegehren  einer  Miss  Murphy  verworfen,  deren  Haus  mit 

andern  durch  die  militärischen  Operationen  des  Grenerals  German  im  State  Alabama 

zerstört  worden  war,  obwohl  sie  als  Anhängerin  der  Union  bekannt  war. 

663. 

Muthwillige  oder  rachsüchtige  Zerstörung  oder  Schädigung  von 
ftriTateigenthum  ist  ein  Rechtsbruch  und  als  solcher  strafbar. 

Insbesondere  sind  die  Brandstiftung  oder  die  Ausrottung  von 
Cnlturpflanzen,  die  Zerstörung  von  Dämmen  u.  s.  f.,  wenn  sie  nicht 
durch  die  militärische  Nothwendigkeit  gerechtfertigt  werden,  eine 
tolkerrechtswidrige  Barbarei. 

Schon  Megasthenes  rühmt  es  den  alten  Indiern  nach,  dass  sie  im 
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Kriege  die  Pflanzangen  der  Bauern  Tenchonen,  w&hrend  selbst  die  dYÜidrten  Hel- 
lenen zuweilen  die  Oelb&ume  in  feindlichem  Gebiete  umhauen  (Laurent,  bist 
de  l*hum.  I.  S.  132).  Das  classische  Alterthum  steckt  noch  tief  in  dieser  Baibarei 
und  das  Mittelalter  -verstand  unter  KriegsfOhmng  ^rmgsweise  die  möglichste 
Schädigung  auch  des  Privateigenthums  in  Feindesland.  Erst  die  sp&tere  Kriegs- 
fohrung  idrd  aUmfthlich  milder.  Laurent  (X.  S.  387)  hebt  es  rOhmlidi  hçnm, 
dass  zuerst  im  Jahr  1&52  der  französische  Itfarschall  Brisac  einen  Yertiag  mit 
dem  Spanischen  (General  durchgesetzt  habe,  welcher  die  Baumpflanzangen  gegeo 
die  unnütze  Verwüstung  sicherte.  Aber  viel  sp&ter  noch  trieben  die  Trappes 
Ludwigs  XTV.  in  dem  PfUzer  Kriege  alle  Grftuel  barbarischer  Yerwüstong.  Die 
heutige  KriegsfOhrung  missbilligt  das  entschieden.  Freilich  ist  auch  jetzt  noch  der 
Bechtsschutz  der  Privateigenthümer  gering  g^gen  solche  Missethaten  der  Truppen. 
Es  bleibt  ihnen  zunächst  kein  anderes  Mittel,  als  die  Hülfe  der  Gommandanten  an- 
zurufen, und  nicht  immer  sind  dieselben  geneigt,  einzuschreiten.  Offenbar  ist  in 
solchen  Fällen  der  Stat  verpflichtet,  sich  seiner  Angehörigen  anzunehmen  und  wo 
möglich  bei  dem  Friedensschluss  Entschädigung  zu  fordern  oder  vorsubehalten. 

B.  Im  Seekrieg. 

664. 

Feindliche  Kriegsschiffe  können  sowohl  auf  offener  See  als 
innerhalb  der  Eigengewässer  der  kriegführenden  Staten  jeder  Zeit 
genommen  imd  ihre  Mannschaft  kriegsgefangen  gemacht  werden. 

Die  Kriegsschiffe  sind  Kriegsmacht  und  Kriegsrüstung  und  verfallen  daher 
der  Wegnahme  des  Feindes.  Insofern  steht  das  Seekriegsrecht  dem  Krieggrecbt  zo 
Lande  (ygl.  §  644.  645)  yöllig  gleich. 

665. 
Obwohl  auch  der  Seekrieg  wider  den  Stat  und  nicht  die  Privat* 
Personen  geführt  wird  und  nach  dem  natürlichen  und  humanen 
Völkerrecht  das  Privateigenthum  im  Seekrieg  ebenso  geachtet  wer- 
den sollte  wie  im  Landkrieg,  so  ist  die  gegenwärtige  Statenprasis 
auch  mancher  civilisirten  Seemächte  noch  nicht  in  Uebereinstimmung 
mit  diesen  Grundsätzen  und  wird  von  denselben  heute  noch  der 
Kriegsmarine  ein  sogenanntes  Recht  der  Seebeute  zugesprochen 
gegen  Schiffe,  welche  ein  Privateigenthum  von  Angehörigen  des 
feindlichen  States  sind  und  gegen  die  darin  befindlichen  Waaren 
soldier  Personen. 

Vgl.  die  Einleitung  S.  40.  Zuerst  ist  die  Freiheit  der  Handelsschiffe  auch 
im  Kriege  durch  den  Vertrag  von  178ö  zwischen  König  Friedrich  IL  Yon  Preoflsen 
und  den  Vereinigten  Staten  Amerikas  grundsätzlich  anerkannt  worden.  Ebenso  bat 
sieh  Napoleon  L  gegen  England  daftlr  ausgei^rochen.     (VgL  Laurent  a.  a.  0. 
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XY.  S.  456.)  Gegenwärtig  noch  hat  die  englische  Begienmg  sich  nicht  ent- 
schliessen  können,  das  YAlkerrecht  von  diesem  bösen  Flecken  reinigen  zu  helfen, 
wenngleich  auch  in  England  Yorzttglich  unter  dem  zunächst  betheiligten  Handels- 
Stande  der  Grundsati  der  Gleichstellung  des  Rechts  im  See-  wie  im  Land- 
krieg eine  wachsende  Zustimmung  erh&It  Die  Resolutionen  des  Bremer  Handels- 
standes vom  2.  Dec.  1859  (abgedruckt  bei  Heffter  Anl.  IX.)  geben  dem  richtigen 
modernen  Princip  folgenden  beredten  Ausdruck:  „In  Erwägung,  dass  die  ünver- 
letzlichkeit  der  Person  und  des  Elgenthums  die  einzige  Grundlage  bildet,  auf  welcher 
der  geistige  und  materielle  Austausch  der  Völker  sicher  gedeihen,  auf  welcher  Ge- 
sittung und  Wohlstand  sich  frei  entwickeln  und  ungefährdet  in  die  entlegensten 
Gebiete  der  Erde  dringen  können,  dass  deshalb  von  allen  Nationen,  die  eine  Ehre 
darein  setzen,  ahi  Vorkämpfer  der  Civilisation  zu  gelten,  dieser  Grundsatz  auch  im 
Kriege  heilig  gehalten  werden  sollte; 

„in  Erwägung,  dass  dem  zuwider  völkerrechtlich  im  Seekrieg  noch  gestattet 
wird,  was  am  Lande  selbst  als  rohe  Gewalt  gebrandmarkt  ist,  in  friedlicher  Au^ 
Übung  ihres  Berufes  begriffene  Privatpersonen  ihrer  Freiheit  und  ihres  Eigenthums 
zu  berauben,  Handelsfahrzeuge  nebst  ihrer  Ladung  wegzunehmen  und  zu  zerstören, 
ihre  Mannschaft  gefangen  zu  halten; 

,4n  fernerer  Erwägung,  dass  das  Unrecht  dieses  Verfahrens  bereits  allseitig 
in  das  Bewusstsein  getreten,  dass  die  von  fast  sämmtlichen  Staten  anerkannte  De- 
claration des  Pariser  Ckmgresses  vom  16.  April  1856  einer  richtigen  Anschauung 
Bahn  zu  brechen  begonnen  hat,  dass  sie  nicht  nur  die  Interessen  der  Angehörigen 
neutraler  Staten,  dass  sie  das  Eigenthum  selbst  der  Angehörigen  kriegfohrender 
Staten  in  dem  Falle,  wenn  es  sich  an  Bord  neutraler  Schiffe  befindet,  in  Schutz 
nimmt;  dass  in  Folge  theils  dieses  Vorganges,  theils  des  offenkundigen  ViTunsches 
mancher  Regierungen,  z.  B.  der  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika,  nach  voll- 
ständiger Beseitigung  des  eingewurzelten  Unrechts  die  aUseitige  Anerkennung  des 
Anspruchs  von  Handel  und  Schifffahrt  treibenden  Privatleuten  auf  Sicherheit  für 
sich  und  ihr  Eigenthum,  soweit  sie  den  Bedingungen  des  Krieges  nicht  entgegen- 
bandehi,  wesentlich  erleichtert  ist; 

,4n  Erwägung  sodann,  dass  dem  gegenwärtig  wieder  zusammentretenden 
Congresse  der  Europäischen  Grossmächte  die  Aufgabe  nahe  liegt,  das  begonnene 
Werk  seiner  Vorgänger  zu  voUenden  und  sich  durch  völlige  Verbcmnung  der  WiUkflr 
roherer  Zeiten  aus  den  Normen  des  Seerechts  ein  segensreiches  und  ewiges  An- 
denken in  den  Annalen  der  Civilisation  zu  stiften; 

„in  Erwägung  endlich,  dass  zu  dem  Zwecke  Alle,  welche  das  eigene  Interesse 
oder  eine  warme  Theilnahme  am  Fortschritte  des  Rechts  zunächst  dazu  antrieb,  laut 
ilire  Stimme  erheben,  und  der  eigenen  Regierung,  wie  dem  versammelten  Rathe 
der  Kationen,  das  einstimmige  Urtheil  der  gebildeten  Welt  verkünden  sollten; 

„beschliesst  die  Versammlung; 

1.  Die  Unverletzlichkeit  der  Person  und  des  Eigenthums  in  Kri^iszeiten  zur 
^  outer  Ausdehnung  auf  die  Angehörigen  kriegführender  Staten,  soweit  die  Zwecke 
des  Krieges  sie  nicht  nothwendig  beschränken,  ist  eine  unabweisliche  Forderung  des 
^^tsbewusstseins  unserer  Zeit 

2.  Ein  Hoher  Senat  der  freien  Hansestadt  Bremen  ist  angelegentlich  zu  er- 
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rochen,  diesen  Ghiindsats  yertreten  and  seine  DurchfOfamng,  sei  es  bei  den  rtf- 
hOndeten  deutschen  Regierungen,  sei  es  bei  den  M&chten  des  Congresses,  in  Anregong 
bringen  zu  wollen. 

8.  Der  gleichstinunige  Aussprach  und  die  gleichstimmige  Einwirkiuig  aof  ihre 
Regierung  von  Seiten  Aller,  welchen  die  Durchführung  jenes  Grundssizes  im  eigenen, 
wie  im  Interesse  des  Rechts  und  der  Ciyilisation  am  Herzen  liegt,  ist  mOt^cfast  zn 
erstreben. 

4.  Zur  Ausfahrung  dieser  Beschlüsse  wird  ein  Comité  niedergeaetzt,  welches 
namentlich  die  Mittheihmg  derselben  an  Einen  Hohen  Senat,  an  die  Handelskammer, 
an  die  hier  residirenden  Consuln  anderer  Staten  und  in  ausgedehntem  Masse  an 
solche  Kreise  und  Personen  Deutschlands  und  des  Auslandes,  die  an  der  Wohl- 
fahrt des  Seeverkehrs  eng  betheiligt  sind,  mit  der  Aufforderang  übernehmen  wird, 
in  gleichem  Sinne  thätig  sein  zu  wollen." 

In  dem  deutschen  Kriege  von  1866  yerzichteten  Preussen,  Italien  und  Oester- 
reich  auf  Prisen  yon  Handelsschiffen.  Der  Reichstag  des  Nordd.  Bundes  nahm  am 
18.  April  1868  eine  Resolution  an,  durch  welche  der  Bundeskanzler  aufgefordert 
wurde,  zu  yeranlassen,  dass  die  Freiheit  des  Privateigenthums  zur  See  in  Kri^is- 
zeiten  zu  völkerrechtlicher  Anerkennung  gebracht  werde.  Aber  zu  einer  völker- 
rechtlichen Abschaffung  der  Scebeute  ist  es  bis  jetzt  leider  noch  nicht  gekommen, 
wenn  gleich  die  Hoffnung  wächst,  dass  dieselbe  nicht  mehr  lange  aufgehalten  wer- 
den könne  und  schliesslich  das  erwachte  Gewissen  der  Menschheit  diese  Reform 
fordern  werde. 

Zu  Anfang  des  französisch-deutschen  Krieges  machte  König  Wilhelm  den 
kühnen  Versuch,  das  hiunane  Princip,  sogar  ohne  Zusicherung  des  Gegenrechts,  znr 
Anerkennung  zu  bringen.  Die  Proclamation  vom  18.  Juli  1870  sagt:  „Französische 
Handelsschiffe  sollen  der  Aufbringung  und  Wegnahme  durch  die  Fahrzeuge  der 
Bundeskriegsmarine  nicht  unterliegen."  Leider  ist  Frankreich,  im  GefOhl  seiner 
Uebermacht  zur  See,  diesem  Beispiel  nicht  gefolgt  und  hat  den  überlieferten  Miss- 
brauch  fortgesetzt.  So  kam  es,  dass  die  humane  Massregel  der  deutschen  Bnndes- 
gewalt  nur  der  neutralen  und  der  französischen  Schifffahrt  zu  gute  kam,  aber  die 
deutsclie  SchiffEahrt  darunter  litt.  Die  schlimmen  Kriegserfahrungen  bestimmten 
sogar  gegen  Ende  des  Kriegs  die  deutsche  Heeresführnng  dazu,  die  Anwendung 
jenes  humanen  Grundsatzes  zu  suspendiren  und  auch  den  fnoizösischen  Handel  mit 
Repressalien  zu  bedrohen.  (Note  vom  12.  Jan.  1871.)  Dann  hat  freilich  der 
Schrecken,  welchen  das  deutsche  Kriegsschiff  Augusta  der  französischen  Handels- 
schififahrt  einflösste,  das  Gefühl  und  die  Einsicht  allgemeiner  gemacht,  dass  die 
Handelsschifffahrt  nur  dann  sicher  sei,  wenn  der  Verzicht  auf  Seebeute  allseitig 
gemacht  werde.  Die  französische  provisorische  Regierang  (Note  vom  28.  Oct  1870) 
sprach  sogar  die  Hoffnung  aus,  „dass  der  Gang  der  Ideen  eines  Tags  die  Mächte 
dahin  führen  werde,  Verträge  zu  schliessen,  welche  die  Uebel  des  Kriegs  zu  mildem 
bezwecken'*.  Schon  vorher  hatte  der  Statssecret&r  der  Vereinigten  Staten,  Fish 
(Note  vom  22.  Juli  1870),  die  Erwartung  ge&ussert,  „dass  das  Volk  der  Vereinigten 
Staten  bald  die  Genugthuung  haben  werde,  diesen  Grandsatz  (Abschaffung  der  See- 
beute) allgemein  anerkannt  zu  sehen'*. 
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666. 

Dieses  sogenannte  Seebeuterecht  erstreckt  sich  nicht  auf  feind- 
liches Privatgut  im  Lande,  sondern  ist  beschränkt  auf  die  feindlichen 
Schiffe  und  das  feindliche  Gut  in  den  Schiffen. 

Gerade  dieser  Gegensatz  der  Behandlung  zeigt,  wie  inconsequent  das  ganze 
Verfahren  ist.     Die    dem  Angehörigen   des  feindlichen  States  zugehörige  Kauf- 
mannswaare  ist  Gegenstand  der  Seebeute,  so  lange  sie  auf  dem  feindlichen  Schiffe 
sich  befindet,   aber  noch  nicht,  bevor  sie  auf  das  Schiff  geladen  ist,  und  nicht 
mehr,    wenn  sie  aus  dem  Schiff  ausgeladen  ist     Die  Docks  und  Magazine  der 
Seestädte  sichern  die  Waare  Yor  der  Beute,  nur  das  Schiff  nicht.    Wesshalb  nicht, 
das  ist  durch  die  gewöhnlich  angeführten  Vorwände  nicht  zu  erklären.    Das  Schiff 
ist  ja  nur  ein  wandernder  Theil  des  Landes;   und  insofern  es  die  Waaren  auf- 
nimmt und  bii^,  gleichsam  ein  schwimmendes  Magazin.    Es  ist  daher  unlogisch, 
das  PrÎYateigenthum  an  der  Waare  zu  schonen,  wenn  es  auf  festem  Lande, 
und  es  als  gute  Beute  zu  behandeln,  wenn  es  in  einem  Schiffe  maga- 
zinirt  ist.    Eher  lassen  sich  Gründe  dafür  anführen,  dass  die  Schiffe  wegge- 
nommen werden,  weil  diese  ihrer  Natur  nach  auch  der  Kriegsführung  dienen 
können,  sei  es  zum  Transport  der  Truppen,  sei  es  geradezu  zum  Seekrieg  selber. 
Die  genommenen  Schiffe  sind  übrigens  von  dem  Nehmer  einem  Prisengerichte  zur 
Beurtheüung  zu  übermitteln.    Vgl.  unten  Buch  IX.  Cap.  6. 

667. 

Die  Fischerboote  der  Angehörigen  des  feindlichen  States  dürfen 
nicht  als  Prise  weggenommen  werden. 

In  dieser  Ausnahme,  welche  die  Eriegssitte  macht,  und  insbesondere  von  den 
französischen  Gerichtshöfen  in  weitestem  Umfang  geschützt  wurde  (vgl.  Heffter 
§  137),  bricht  das  natürliche  Recht  durch,  welches  zur  allgemeinen  Regel  zu  werden 
geeignet  ist.  Wenn  die  Fischerboote  zu  kriegerischen  Zwecken  dienen,  dann  sind 
sie  der  Wegnahme  ausgesetzt,  aber  nicht,  so  lange  sie  von  dem  friedlichen  Be- 
rufe der  Fischer  benutzt  werden. 

668. 
Auch  auf  gestrandete  Schiffe  und  geborgene  Güter  erstreckt 
sich  das  Frisenrecht  nicht. 

Freilich  wenn  das  der  Wegnahme  ausgesetzte  Schiff  auf  der  Flucht  scheitert, 
so  kann  der  Nehmer  sich  noch  desselben  bemächtigen. 

669. 

Die  gute  Kriegssitte  erfordert,  dass  die  feindlichen  Handels- 
schiffe nicht  mehr  sofort  nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  durch 
verwartete  Wegnahme  überrascht,  sondern  denselben  eine  Frist 
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gewährt  werde,   innerhalb  welcher  sie   aus   den   feindlichen  Häfen 
auslaufen  und  einen  sichern  Zufluchtsort  aufsuchen  können. 

Vor  dem  Krieg  ist  die  Wegnahme  nicht  erlaabt,  aondexn  h^k^hstens  die  Be- 
schlagnahme (Embargo).  Vgl.  §  509.  Aber  es  ist  offenbar  sehr  hart,  friedlidi 
gesimite  Kauffahrer,  ohne  vorherige  Warnung,  am  Tage  der  KriegserGffhnng,  in 
überfallen  und  ihre  Schiffe  und  Ladung  als  Prise  wegzunehmen.  Da  strftnbt  sidi 
das  heutige  Bechtsgefühl  stärker  gegen  die  Anwendung  des  alten  Satzes,  dass  die 
Schiffe  und  Waaren  der  ,,Feinde''  der  Confiscation  verfallen.  Ein  völkerreditlicber 
Fortschritt  der  Art  ist  vornehmlich  in  dem  Russischen  Kriege  von  1854  gemadit 
worden,  indem  die  beiden  Westm&chte  Flrankreich  und  England  den  Ru8Bi8die& 
Schiffen  in  ihrem  Bereich  eine  Frist  von  6  Wochen  gaben,  um  sich  und  ihre 
Ladung  in  Sicherheit  zu  bringen.    Man  nennt  diese  Verstattung  Indult. 

670. 

Nach  dem  in  Europa  anerkannten  Völkerrecht  dürfen  keine 
Kaperschiffe  mehr  zur  Seebeute  ermächtigt  werden. 

1.  Die  Kriegssitte  der  Seestaten  hatte  sich  nicht  damit  begnügt,  dnrdi  ihre 
Kriegsschiffe  den  Handel  der  feindlichen  Nation  zur  See  möglichst  zu  schädigen,  zu 
berauben  und  zu  unterdrQcken.  Sie  suchte  diese  Gefährdung  des  Handels  noch  dar 
durch  zu  vergrOssem,  dass  sie  die  lUtubsucht  und  den  Hass  der  Privaten  benutzte 
und  Privatschiffe  ermächtigte,  ebenfalls  auf  Seebeute  auszufahren.  Die  Ermächtigimg 
wurde  durch  sogenannte  Kaperbriefe  (Lettres  of  Marque)  gegeben,  und  diese 
legitimirten  Kaubschiffe  wurden  Kaper  genannt.  Das  Kaperschiff  erkannte  zwar 
die  Autorit&t  des  Admirals  an,  welcher  die  Kriegsflotte  commandirté,  aber  es  bildete 
doch  nicht  einen  eigentlichen  Bestandtheil  der  Kriegsflotte,  sondern  blieb  eine  Unter- 
nehmung der  Freibeuter.  Es  war  das  ein  Privatkrieg,  welcher  neben  dem  mili- 
tärisch geordneten  Statskrieg  herUef  und  die  Garantien  und  Schranken  der  militäri- 
schen Ordnung  abstreifte.  Zu  der  mittelalterlichen  KriegsfQhrung  passte  das  noch, 
mit  den  humaneren  Grundsätzen  der  modernen  Welt  kam  es  in  sdurofisten 
Widerspruch. 

2.  Seit  dem  vorigen  Jahrhimdert  wurden  daher  verschiedene  Versuche  ge- 
macht, die  Kaperei  zu  untersagen.  Zuerst  wurde  in  einem  Vertrag,  den  Franklin 
als  Gresanter  der  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  mit  Preussen  unter 
Friedrich  dem  Grossen  im  Jahr  1785  abschloss,  bestimmt,  dass  keine  der  beiden 
Mächte  im  Fall  eines  Krieges  Kaperschiffe  ausrasten  dürfe  zur  Schädigung  des 
feindlichen  Handels.  Aber  auch  dieser  Artikel  wurde  bei  der  Revision  des  ^^' 
trags  von  1795  nicht  wieder  aufgenonmien  (Wh  eat  on,  Elem.  §  358).  Die  in  den 
Zwanzigeijahren  unsers  Jahrhunderts  erneuerten  Unterhandlungen  unter  den  See- 
mächten zur  Abschaffung  der  Kaperei  waren  erfolglos.  Erst  auf  dem  Pariser 
Congress  von  1856  kam  am  16.  April  eine  gemeinsame  Erklärung  der  europäischen 
Mächte  Über  das  Seerecht  in  Kriegszeiten  zu  Stande,  deren  erster  Artikel  lautet: 
„La  course  est  et  demeure  abolie.*'  Die  Erklärung  wurde  ursprünglich  von  den 
fttnf  europäischen  Grossm&chten  England,  Frankreich,  Oesterreich,  Preussen 
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und  BaBsland,  lodAnn  dem  Königreich  Sardinien  (Italien)  und  der  Türkei 
unterzeichnet,  erhielt  aber  später  auch  die  aasdrQckllche  Zustimmung  der  ftbrigen 
europäischen  Staten  und  von  manchen  amerikanischen  Staten.  Offenbar  enth&lt  die 
flrklftning  nicht  eigentliches  (conyentionelles)  Yertragsrecht,  sondern 
durch  gemeinsame  Anerkennung  ausgesprochenes  nothwendiges  (Ge- 
setzes) Recht.  Als  europäisches  Völkerrecht  ist  nun  der  Grundsatz  anerkannt 
und  kein  enrop&ischer  Stat  darf  mehr  davon  surttcktreten  und  die  alte  Barbarei 
erneuern. 

3.  Der  allgemeinen  Anerkennung  aber  des  Grundsatzes  steht  hauptsächlich 
noch   im  'Weg,  dasB  die  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  ihre  Zustim- 
mung Yersagten,   und  zwar  nicht  deshalb,  weil  sie  die  Kaperei  guthiessen,  sondern 
deshalb,  weil  ihnen  die  Kaperei  so  lange  als  Ko th wehr  unentbehrHch  schien,  als 
nicht  die  Kriegsmarine  selbst  auf  die  Scebeute  gegen  Kaufschiffe  verzichte.    Sie 
fanden,    dass  die  Seestaten  mit  ausgedehnter  Handelsmarine  und  geringer  Kriegs- 
marine dnrch  die  blosse  Beseitigung  der  Kaperei  in  eine  höchst  ungAnstige  Lage 
versetzt  -werden  gegen  die  Seestaten  mit  starker  Kriegsmarine,   indem  diese  ihren 
Seehandel  yemichten  können,  aber  sie  ohne  Ilfllfe  von  Privatschiffen  als  Kapern 
nicht  ebenso  den  feindlichen  Handel.     Frankreich,   Preussen,    Italien  und 
Russland  waren  bereit,  auf  den  Amerikanischen  Verbesserungsvorschlag  einzugehen 
und  die  (widerrechtliche)  Seebeute  mit  der  Kaperei  abzuschaffen.    Allein  England 
Hess  sich  noch  nicht  dazu  herbei.     In  dem  nordamerikanischen  BOrgerkrieg  1861 
gaben   die   Südstaten  Kaperbriefe  aus  (Congressbeschluss  der  Gonföderation  vom 
6.  Mai  1861);   aber  fremde  Schiffseigner  Hessen  sich,  abgemahnt  und  gewarnt  von 
ihren  Kegierungen,  nicht  darauf  ein.     Auch  der  Präsident  der  Union  wurde  vom 
Congress  dazu  ermächtigt,   aber  er  machte  von  seiner  Volbnaeht  keinen  Gebrauch 
(Wheat on,  Elem.  of  int.  law.  §  Bbd,  Anm.). 

4.  Als  der  deutsche  Bundesfeldherr  zu  einer  „freiwilligen  Seewehr"  aufrief 
und  die  deutschen  Seeleute  und  Schiffseigner  aufforderte,  Schiffe  zu  seiner  Ver- 
folgung zu  stellen,  welche  feindliche  Kriegsschiffe  angreifen  sollten  (24.  Juli  1870), 
80  erhob  die  französische  Regierung  dagegen  Einsprache,  weil  das  eine  Umgehung 
des  Verbotes  der  Kaperei  sei  Indessen  erklärte  das  neutrale  England  diese  Ein« 
rede  fOr  nicht  begründet,  weil  die  Schiffe  der  freiwilligen  Seewehr  unter  den  Be- 
fehlen und  unter  der  Dlsciplin  der  Kriegsmarine  stehen.     (Statsarch.  4345.  4346.) 

671. 

Auch  inwiefern  es  noch  durch  die  hergebrachte  Uebung  der 
Seemächte  als  gestattet  erscheint,  Seebeute  zu  machen,  ist  das  doch 
nach  europäischem  Völkerrecht  nur  wirklichen  Kriegsschiffen,  die 
einen  Bestandtheil  der  Kriegsflotte  bilden,  erlaubt. 

In  der  militärischen  Unterordnung  und  Disdplin  liegt  eine  gewisse  Garantie 
S^n  Excesse,  welche  bei  Kaperschiffen  gänzlich  fehlt  Vgl.  im  übrigen  zu  §  665. 670. 

672. 
Das  genommene  Schiff  muss  in  der  Regel  dem  Prisengericht 
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des  Nehmestats  fiberliefert  and  von  diesem  fiber  die  Rechtmässigkeit 
der  Prise  entschieden  werden. 

Die  Prisengerichte  dienen  zur  Ckmtrole  über  die  AnB&bung  desSeemhli 
in  EriegBzeiten.  Die  Prisengerichtsbarkeit  vird  als  Kriegsgerichts- 
barkeit zur  See  betrachtet  Neutrale  Staten  haben  keine  Priseogeiiclite.  V^ 
darüber  unten  Buch  IX.  Gap.  6.  Die  Besetzung  der  Prisengerichte  und  das  Yo^ 
fahren  Yor  denselben  ist  noch  immer  s  tatsrechtlich  geordnet  Aber  dasBeckt 
welches  sie  handhaben,  ist  in  erster  Linie  völk errechtlich.  In  der  Regel  soQai 
die  genommenen  feindlichen  Sdiiffe  in  einen  Hafen  des  Nehmestats  aufgebradit  und 
da  der  Beurtheilung  des  Prisengerichtshofes  unterworfen  werden.  Aber  nicht  immer 
ist  das  möglich,  besonders  nicht,  wenn  der  Krieg  in  entlegenen  Gewftsaem  gefïihrt 
wird.  Dann  müssen  dieselben  vorerst  in  neutralen  H&f en  untergebracht  werden, 
insofern  solches  von  neutralen  Staten  gestattet  wird.  Unzulässig  ist  es,  die  Zer- 
störung des  genommenen  Schiffs  damit  zu  entschuldigen,  dass  die  Häfen  des 
Nehmestats  blokirt  seien  und  daher  die  Aufbringung  desselben  dahin  unm^lich  ge- 
worden sei.  Der  Mangel  an  Häfen  dehnt  nicht  das  Becht  der  Wegnahme  ans 
Nur  die  äusserste  Noth  könnte  die  Zerstörung  rechtfertigen.  Als  Maxime  ist  die- 
selbe völkerrechtswidrig.  Der  nordamerikanische  Bürgerkrieg  von  1861 — 65  gab 
zur  Erörterung  dieser  Frage  den  Anlass,  indem  sttdstatliche  Kreuzer  einen  solchen 
Yemichtungszug  gegen  Kauffahrer  des  Nordens  unternahmen.  Vgl.  Clark  in  den 
Papers  read  before  the  Juridical  society.    London  1864. 

673. 

Alle  Seebente  gehört  dem  State,  nicht  der  Mannschaft  des 
Nehmeschiffs  zu.  Der  Stat  hat  freies  Yerfügungsrecht  darüber  und 
kann  den  Nehmem  einen  beliebigen  Antheil  daran  einräumen  oder 
auch  ganz  auf  die  Annahme  verzichten  und  Schiff  und  Waare  wieder 
den  Privatpersonen  zustellen,  welche  —  abgesehen  von  dem  Bente- 
recht  —  als  die  rechtmässigen  Eigenthümer  derselben  anzusehen  sind. 

„Belle  parta  cedunt  reipublicae"  (Bynkershoek).  Auch  in  Eng- 
land gilt  es  vorzugsweise  als  ein  Recht  der  Krone,  frei  Über  die  Beute  zu  ver- 
fügen. Es  ist  die  Beute  eine  Folge  des  Kriegs  und  das  Beuterecht  eine  Anwendos^ 
des  Kriegsrechts.  Der  Kriegsherr  entscheidet  hier,  me  in  andern  F&Uen  der  Kriegs- 
leituDg.  Es  ist  daher  in  seiner  Macht,  das  erbeutete  Schiff,  wenn  er  solches  aus 
humanen  oder  aus  politischen  Gründen  ffir  zweckmässig  erachtet,  wieder  frei  und 
dem  ursprOnglichen  Eigenih&mer  zurückzugeben,  ohne  dass  der  Sdiifftgwannadisft, 
welche  ihr  Leben  und  ihre  Arbeit  daran  gesetzt  hat,  dasselbe  zu  erbeuten,  ein  Becht 
der  Einsprache  zusteht.  Vgl.  die  Urtheile  der  Lords  Stowell  und  Brougham 
bei  Phillimore  HI.  §  128.  Ebenso  kann  er  einen  beliebigen  Antheil  an  der 
Beute  zur  Belohnung  der  Mannschaft  des  Nehmeschiffs  verwenden. 
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8.  Terkehr  und  Yerhandlnngen  unter  den  Kriegsparteien. 
Waffenrahe.    Waffenstillstand.    Capitulation. 

674. 

Jeder  Verkehr  zwischen  den  von  den  feindlichen  Kriegsheeren 
besetzten  Gegenden  ist  in  der  Regel  untersagt.  Ausnahmen  bedürfen 
der  Genehmigung  der  Befehlshaber,  üebertretungen  des  Verbots 
werden  je  nach  Umständen  strenge  bestraft. 

1.  Am.  86.    Die  ältere,  von  Bynkershoek  (Quast.  I.  S)  vertretene,  heute 
noch  von   Wildman,  Wheaton,   Phil  lim  ore  yertheidigte  Meinung  geht  viel 
weiter.    Sie  nimmt  an,  durch  die  KriegserÖfihung  werde  aller  Verkehr  zwischen 
den  Ländern,  die  im  Kriege  sind,   grundsätzlich  untersagt.    Diese  Meinung  wird 
damit  erklärt,  dass  die  eigenen  Unterthanen  durch  die  Kriegserklärung  aufgefordert 
werden,  dem  Feinde  möglichst  viel  Uebel  zuzufügen  und  dass  die  patriotische  Pflicht 
gebiete,   mit  dem  Feinde  seines  Landes  keine  Gemeinschaft  zu  pfl^en.    Indessen 
hat  Bynkershoek  selber  zugleich  darauf  auûnerksam  gemacht,  dass  die  Handels- 
interessen  dem  widerstreben  und  dass  deshalb  der  Handel   mit  gewissen  Waaren 
gewöhnlich  erlaubt  und  nur  bezüglich  anderer  Waaren  verboten  werde.    Da  der 
Verkehr  meistens  zweiseitig  ist,   so  schädigt  überdem  der  Abbruch  alles  inter- 
nationalen Verkehrs  nothwendig  beide  Nationen,   und  schon  diese  Erwägung  der 
Folgen  des  Verbots  lässt  die  Erlassnng  desselben  meistens  als  unzweckmässig  er- 
scheinen.    Wäre  jene  Begründung  an  sich  richtig,   dass  man  den  Feind  möglichst 
schädigen  soll,  was  sie  offenbar  nicht  ist,  so  würde  sie  doch  in  uns^rm  Falle  nicht 
Eutreffen,  weil  der  sich  selber  ins  Fleisch  schneidet,  der  den  Feind  mit  dieser  Waffe 
verwunden   will.     Der  ganze  Grundgedanke   aber  ist  falsch.     Die  Hemmung  des 
Verkehrs  versteht  sich  nur  insofern  von  selbst,   als  sie  eine  Bedingung  oder 
Folge  der  Kriegsführung,  nicht  der  Kriegserklärung  ist.    Nur  die  militäri- 
schen Motive  oder  ansnahmsweiso  besondere  politische  Motive  können  sie  recht- 
fertigen.   Die  erstem  werden  in  der  Ausnahme  vollkommen  gewürdigt,  die  letztem 
bedürfen  einer  statlichen  Anordnung.     Da  die  Privatpersonen  einander 
nicht  bekriegen,  sondern  als  Privaten  miteinander  im  Frieden  leben,  so  ist 
nicht  einzusehn,  wesshalb  sie  nicht  während  des  Kriegs  mit  einander  den  friedlichen 
Verkehr  fortsetzen  können,  der  für  beide  Nationen  nützlich  ist  und  die  Kriegs- 
fûhrung  nicht  gefährdet.     Wenn  der  Bauer  gewohnt  war,  über  die  Grenze  zur 
nächsten  Mühle  zu  fahren,  oder  Weinberge  und  Aecker  jenseits  der  Grenze  besitzt, 
vesshalb  sollte  er  nicht  auch  dann  sein  Korn  in  jene  Mülile  fahren,   oder  hier 
Weinlese  und  Ernte  halten  dürfen,   solange  ihm  das  nicht  untersagt  wird.    Auch 
diese  Interessen  der  Wirthschaft  spielen  hin  und  her  in  den  Grenzgegenden.     Die 
Interessen  der  Fabrication  und  des  Handels  wirken  weiter  und  tiefer  ins  Land 
^em,  werden  aber  wieder  durch  einen  Abbrach  des  Verkehrs  gewöhnlich  nach 
^ei  Seiten  hin  geschädigt     Die  natürliche  Bechtsregel  ist  also  nicht  das  Ve^<i 
^ot,  sondern  die  Fortdauer  des  friedlichen  Verkehrs. 
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2.  Offenbar  itebt  die  Ansbreitimg  der  entgegengeBetsteD  Regel  bei  den  engKaà- 
amerikuiischen  Schriftstellern  noch  mit  dem  Prindp  in  Verbindung,  daa  die  Etuf- 
fahrteischiffe  sammt  ihrer  (feindlichen)  Ladung  der  Seebente  ausgesetzt  sni 
Wird  diese  Seebeute  endlich  aufgegeben,  dann  wird  dift  Unhaltbarkeit  eines  sng^ 
meinen  Handelsverbots  auch  Eur  See  Jedermann  einleuchten.  Man  wird  dami  aisk 
zugeben,  dass  die  Gestattung  des  Seehandels,  ausser  nach  den  blokirten  feindlicbes 
H&fen  in  dem  Russischen  Kriege  von  1854  (Wheaton  Int  L.  §  315  Anm.)  nkkt 
ein  jus  singulare  ist,  sondern  den  Aufgang  eines  humaneren  Rechtssatzes 
bedeutet    Vgl.  Heffter  §  132.  133. 

3.  Aber  die  Regel  des  Verkehrs  erfordert  eine  Beschränkung.  So  weit  die 
Truppen  wider  einander  im  Felde  stehn,  muas  der  Verkehr  zwischen  den  besetztei 
Gebieten  aufhören,  denn  seine  Fortsetzung  wird  leicht  zur  Gtefahr  oder  zom 
Hemmniss  f&r  die  Truppen.  Weder  Reisende  noch  Briefe,  noch  Waaren  dflrfen  daher 
ohne  Erlaubniss  der  Gommandanten  ans  einem  Gebiet  in  das  andere  hinüber. 
Diese  hemmende  Folge  der  KriegsfUhrung  gilt  als  selbstverständlich,  wesäaft 
es  gef&hrlich  ist,  ohne  militärischen  Sicherheitspass  den  üebergang  zu  wagen.  los- 
besondere l&uft  der  so  Reisende,  wenn  er  offen  verflUirt,  Gefahr,  zurflckgeviesoi 
zu  werden,  und  wenn  er  sich  heimlich  durchzuschleichen  sucht,  Gefahr,  verhaftet 
zn  werden.  Der  Handelsmann  ist  in  Gefahr,  dass  seine  Waaren  mit  Beschlag  1«- 
legt,  oder  gar  zur  Strafe  confisdrt  werden.  Wenn  damit  überdem  eine  Ventthera 
verbunden  ist,  so  kann  eine  schwerere  Strafe,  sogar  unter  Umstanden  die  Tod^ 
strafe  verhängt  werden. 

4.  Ausserdem  kann  der  kriegführende  Stat  anch  in  weiterem  Umfange 
und  überhaupt  den  Verkehr  während  des  Kriegs  vertiieten,  wenn  er  das  fli 
nothwendig  erachtet,  um  den  Krieg  mit  Nachdruck  zu  raschem  Ende  zu  fuhren. 
Nur  versteht  sich  solche  Allgemeinheit  des  Verbots  nicht  von  selbst  Ist  dasselbe 
erlassen,  dann  können  noch  in  Fcmn  von  sogenannten  Licenzen  (Erlaubniss- 
scheinen)  für  einzehie  Personen  und  für  gewisse  Handels-  oder  Verkehrsbeziebiu^ 
Ausnahmen  verstattet  werden. 

675. 
Militärische  Sicherheitspässe  für  Personen  und  Geleitscheine 
fiir  Waaren  werden  von  dem  Befehlshaber  der  Tmppen  ausgestellt 
und  sichern  das  Recht  der  betrefiFenden  Personen,  die  militärischefl 
Linien  ungehindert  und  ungefährdet  zu  passiren,  und  der  Fracht- 
führer, die  betreffenden  Güter  ebenso  durchzuführen.  Sie  heraheo 
nicht  auf  persönlicher  Ermächtigung,  sondern  auf  der  Erlaubniss 
des  Amts. 

Diese  Pässe  und  Geleitscheine  beruhen  im  letzten  Grund  auf  der  Auto- 
rität der  Kriegs-  beziehungsweise  Statsgewalt  Sie  bedürfen  aber  den  VerhAltnisBes 
gemäss  im  Einzelnen  der  militärischen  Contrôle.  £s  ist  je  nachUmsUDdea 
aus  militärischen  Gründen  nothwendig,  der  Erhuibniss  im  einzelnen  Falle  keine 
weitere  Folge  zu  geben,  wenn  Gefahr  damit  verbunden  ist  Auch  die  nntem  ^ 
f ehlshaber  sind  oft  ermächtigt,  solche  Scheine  auszustellen,  so  jedoch,  dass  der  ober« 
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Befehlshaber  deren  Wirksamkeit  hemmen  kann.  Aber  es  wäre  gegen  die  bona  fides, 
wenn  ein  Schein  nicht  weiter  geachtet  würde,  weil  er  von  einem  Befehlshaber  auf- 
gestellt worden  ist,  der  vieUeicht  nicht  mehr  am  Leben  oder  doch  durch  eine  andere 
Person  inzwischen  im  Commando  ersetzt  worden  ist.  Die  Erlaubniss  ist  nicht  von 
der  Person,  sondern  von  der  amtlichen  Stellung  und  Vollmacht  dessen 
abhängig,  welcher  sie  gegeben  hat 

676- 

Der  Sicherheitspass  gilt  lediglich  für  die  Person,  welche  darin 
genannt  ist,  und  ist  nicht  übertragbar. 

Der  Geleitschein  für  den  Güterverkehr  ist  übertragbar,  inso- 
fern nicht  gegen  die  Person  des  Frachtfiihrmanns  besondere  Be- 
denken Yorhanden  sind. 

Sicherheitsp&sse  dOifen  daher  nicht  an  andere  Personen  zum  Cre- 

braache  aberlassen  werden.    Wenn  eine  politisch  oder  militftrisch  gefährliche  Person 

als  Frachtfuhrmann  verwendet  wird,  um  mit  Hülfe  des  Qeleitscheins  in  dieser  Ter* 

kleidung  ins  feindliche  Lager  sich  hinaber  zu  retten  und  er  wird  entdeckt  und  trots 

des  Geleitscheins  arretirt,  so  kann  er  sich  nicht  aber  einen  Treubruch  beklagen, 

sondern  li^  im  Gegentheü  ein  je  nach  Umstanden,  insbesondere  weaa  Spionerei 

oder  Yerrfttherei  beabsichtigt  ist  (yifi,  |  683),   kriegsgerichtlich  zu  bestrafender 

Misabrauch  jener  Erlaubniss  Tor.    Wohl  kann  aber  der  Pass  ausser  der  benannten 

Person  aneh  ihre  Familie,  Dienerschaft,  Gefolge,  Gesellschalt,  wenn  das  angedeutet 

ist,  Schinnen.   Nur  darf  auch  hier  nicht  damit  so  Missbranch  getrieben  werden,  dass 

Personen,  welche  ftkr  geffthrlicfaer  betrachtet  werden,  als  der  genannte  Passinhaber, 

unter  die  allgemeine  Formel  veisteckt  werden. 

677. 

Die  Wirksamkeit  des  Sicherheitspasses   und  des  (jeleitscheins 

reicht  soweit  als  die  militärische  Gewalt  des  Heeres  reicht,   also  je 

nach  Umständen  in  feindliches  Gebiet  hinein^  aber  nicht  über  jenen 

Bereich  hinaus. 

Diese  Urkunden  beruhen  auf  militärischer  Autorit&t  und  können  daher 
nur  innerhalb  der  Grenzen  wirken,  in  denen  dieselbe  Gehorsam  findet,  nicht  aber 
in  Gegenden  Beachtung  erwarten,  in  denen  die  feindliche  Eriegsgewalt  herrscht. 

678. 

Ist  der  Pass  nur  auf  eine  bestimmte  Zeitfrist  eriheilt,  so  er- 
lischt seine  Wirksamkeit  mit  dem  Ablauf  der  Zeitfrist.  Wenn  je- 
doch der  Träger  des  Passes  ohne  seine  Schuld  durch  höhere  Gewalt 
verhindert  war,  durch  das  besetzte  Gebiet  hindurch  zu  kommen,  so 
wird  er  zwar  nicht  durch  den  Buchstaben  der  Erlaubniss,  aber  durch 
îlureu  Geist  soweit  geschützt,  als  es  die  Umstände  gestatten. 
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In  allen  Ffttten  ist  die  bona  fides  m  berOcknchtigen.  Gende  in  Ene^ 
Seiten  können  sich  dem  Vollzug  einer  vieUeicht  auf  wenige  Tage  oder  sopr  sd 
eine  Anzahl  Stunden  beschrankten  Durchreise  durch  die  Linien  des  Heeres  so  viele 
unerwartete  Hindernisse  entgegensetzen,  dass  es  dorchans  unbillig  wäre,  die  Zeit- 
beschr&nkung  ohne  liUcksicht  auf  solche  Zuftlle  nach  dem  Wortlaute  der  Uiknade 
auszulegen. 

679. 
Auch  während  des  Kriegs  tmd  auch  dem  Feinde  gegenüber 
sind  Versprechen  und  Verträge  in  gutem  Glauben  za  halten,  und 
das  von  dem  Feinde  erhaltene  Vertrauen  nicht  zu  missbrauchen. 
Insbesondere  gilt  das  von  den  Cartelverträgen,  welche  zwischen  den 
Befehlshabern  feindlicher  Truppen  über  Pässe  und  Couriere,  über 
den  Post-  und  Telegraphenverkehr,  über  das  Begräbniss  dw  Todt^B, 
über  die  Bezeichnung  und  Behandlung  der  Parlamentäre,  über  die 
Behandlung  oder  Auswechselung  oder  den  Loskauf  von  Kriegsge- 
fangenen verabredet  werden. 

Die  BechtsgQltigkeit  und  völkerrechtliche  Verbindlicbkeit  der  im  Kriege  sbfe- 
Bchlossenen  Vertrage  ist  eine  der  wichtigsten  Beschrftnkungen  der  verdeiblicheo 
WUdheit  des  Kriegs.  Ohne  dieselbe  würden  die  kriegerischen  Lddenachaften  zQgello> 
walten  und  der  Krieg  sich  nicht  in  einen  gesicherten  Friedenssnstand  verwaadeli 
können.  Das  Frincip:  „Etiam  hosti  fides  servanda"  ist  schon  im  AJterthirs 
anerkannt  worden.  Vgl  oben  zu  §  550.  Das  Kanonische  Recht  bat  dssKibe 
ebenfalls  der  Christenheit  im  Mittehüter  eiugeBcharft.  Dec.  Grat.  E.  Gauss  23, 
Qu.  1.  c.  3  (Augustinus):  ,,Fide8  enim  qnando  promittitur,  etiam  hosti  servaodi 
est,  contra  quem  bellum  geritur,  quanto  magis  amico,  pro  quo  pugnatur?  Ps<^ 
habere  debet  voluntas,  bellum  nécessitas,  ut  liberet  Dens  a  necessitate  et  conserrct 
in  pace.  Non  enim  pax  quaeritur,  ut  bellum  excitetur,  sed  bellum  geritur,  ut  pas 
acquiratur." 

Der  Inhalt  solcher  Gartelverträge  ist  so  mannigfaltig,  als  die  Bedflrfnûse 
der  kriegführenden  Parteien  Befriedigung  verlangen  und  Anerkennimg  des  Gegnen 
erwarten. 

680. 

Die  Cartelschiffe  gemessen  auf  dem  Hin-  und  Rückweg  àen 
Schutz  des  Völkerrechts.  Indessen  ist  ihre  Mannschaft  verpflichtet, 
sich  inzwischen  aller  Handlungen  der  Feindseligkeit  zu  enthalten  ^^ 
auch  keinen  durch  das  Kriegsrecht  untersagten  Verkehr  zu  treiben. 

Die  Cartelschiffe  machen  sich  selber  zun&chst  als  solche  kenntlich,  können 
aber  nur  insofern  auf  Achtung  rechnen,  als  sie  bona  fide  die  vertragsm&ssige 
Unterhandlung  einleiten  oder  die  Ueber^nknnft  aosfohren.  Yi^.  Phillimore  HI- 
§  112. 
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681. 
Die  Parlamentäre  d.  h.  die  Personen,  welche  im  Auftrag  einer 
Kriegspartei  bei  den  Truppen  der  andern  erscheinen  zum  Behuf  der 
Unterhandlung  mit  dem  Befehlshaber  derselben  über  Kriegsverträge, 
werden  durch  die  Parlamentärflagge  oder  Fahne  bezeichnet  und  ge- 
messen den  Schutz  des  Völkerrechts. 

Die  Parlamentäre  sind  keine  Gesante,  weil  sie  nicht  von  der  Statsgewalt 
und  nicht  zu  Stellvertretern  derselben  ernannt  sind,  aber  sie  dienen  als  Boten  der 
Kriegsparteien  doch  dazu,  den  Verkehr  zwischen  beiden  in  einzelnen  Fällen  und  zu 
bestimmten  Zwecken  neu  anzuknüpfen  und  eine  Uebereinkunft  der  Gegner  einzu- 
leiten oder  abzuschliessen.  Insofern  haben  sie  eine  ähnlich  privilegirte 
Stellung.  Sie  dürfen  nicht  zu  Kriegsgefangenen  gemacht,  sondern  es  muss  ihnen 
freie  und  möglichst  sichere  Bückkehr  gestattet  werden. 

682. 
Der  Befehlshaber  der  besendeten  Truppen  ist  jedoch  nicht  yer- 
pflichtet,  unter  allen  Umständen  und  jederzeit  einen  feindlichen 
Parlamentär  zuzulassen  und  anzuhören  und  er  ist  berechtigt,  Vor- 
sicht zu  gebrauchen  und  Massregeln  zu  treffen,  damit  der  feindliche 
Parlamentär  nicht  seine  Anwesenheit  zum  Nachtheil  derKriegsfuhrung 
benutze. 

683. 
Wenn  es  entdeckt  imd  unzweifelhaft  erwiesen  wird,  dass  der 
Parlamentär  seine  privilegirte  Stellung  missbraucht  hat,  um  mili- 
tärische Spionerei  zu  betreiben  oder  gefährliche  Verschwörungen  und 
Verraih  anzustiften,  so  verliert  er  den  Anspruch  auf  völkerrecht- 
lichen Schutz  und  kann  kriegsrechtlich  bestraft  werden.  Aber  es 
bedarf  eines  völlig  sicheren,  jedermann  erkennbaren  Beweises  der 
Schuld,  damit  nicht  die  Verurtheilung  als  Verletzung  des  Völker- 
rechts betrachtet  werde. 

Am.  114.  Der  Parlamentär  darf  wohl,  ohne  Verletzung  des  Völkerrechts, 
strenge  überwacht  und  von  jedem  weitem  Verkehr,  als  mit  dem  besendeten 
Befehlshaber  abgesperrt  werden.  In  manchen  F&Uen  werden  ihm  die  Augen 
verbunden,  damit  er  nicht  Dinge  wahrnehme,  welche  man  vor  dem  Feinde  verbergen 
^dL  Denn  ist  er  eimnal  wieder  zurückgekehrt,  so  ist  er  durch  Nichts  verhindert, 
«>>«  AUeg  <a  berichten,  «u  er  «ahrgenoimneii  hat 

684. 
Wird  der  Träger  einer  Parlamentärflagge  unversehens  während 
^■nes  Gefechtes  verwundet  oder  getodtet,  so  gibt  das  keinen  Grand 
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zur  YÖlkerrechtlicheii  Beschwerde.  Das  blosse  Erscheiiien  der  Par- 
lamentärflagge  bedingt  für  sich  allein  nidit  nothwendig  das  Ein- 
stellen des  Feuers. 

1.  Am.  113. 116.  Absichtliche  Yerwtmdtmg  oder  Tödtong  des  dditbv^ 
ParlaiBeiit&rs  ist  eine  schwere  Yerletzniig  des  Völkerrechts  (681).  Die  Truppen 
mOssen  es  daher  Termclden,  auf  ihn  m  schiessen.  YgL  zu  681.  Aber  yrihreä 
des  Kampfes  gibt  es  keine  völlige  Sicherheit  Wenn  keinerlei  mala  fides  mitviiit, 
sondern  nur  ein  unglücklicher  Zufall  ihn  trifft,  so  darf  man  diesen  dem Feiad 
nicht  als  Rechtsbruch  zur  Last  legen.  In  vielen  und  sogar  den  meisten  FiDes 
wird  das  Feuer  Oberhaupt  eingestellt,  wenn  das  Erscheinen  der  Far]amentäi&^ 
oder  zu  Jjind  die  Ankunft  eines  Parlamentärs  auf  die  Neigung  schliessen  Ifisst,  zu  tet- 
handeln,  öfter  sogar  auf  die  Absicht  des  Feindes,  sich  zu  ergeben.  Aber  vûià 
man  genöthigt,  in  allen  Flülen,  sobald  ein  Parlamentär  sich  zeigt,  den  Kampf  ab- 
zubrechen, so  würde  vielleicht  der  entscheidende  Moment  des  Sieges  nnbenotzt  vor- 
übergehen und  der  Sieg  selbst  wieder  verloren  oder  die  Verfolgung  gelahmt  werden 
In  solchen  Fällen  darf  die  Annahme  des  Parlamentärs  verweigert  oder  ttots  de 
Unterhandlung  mit  demselben  der  Kampf  durchgeführt  werden. 

2.  Während  des  französisch-deutschen  Krieges  wurde  oft  anf  die  dentsebes 
Officiere,  die  als  Pariamentäre  gesendet  winden,  and  ihre  Trompeter  gesdKKso, 
so  dass  es  darüber  zu  diplomatischen  Verhandlangen  zwischen  Graf  Bîsauà 
(27.  Dec.  1870)  und  General  Trochu  (2.  Jan.  1871)  kam.  Offenbar  fehlte  es  bß 
den  Truppen  an  der  nöthigen  Kenntniss  des  Völkerrechts. 

685. 
Es  ist  gute  Kriegssitte,   die  Spitäler  und  je  nach  Umstanden 
auch  andere  besonders  geheiligte  Orte  mit  Schutzfahnen  yob  ^ 
sonderer  Farbe  zu  bezeichnen  ^  damit  sie  eher  yon  dem  feindlichen 
Feuer  geschont  werden. 

Am.  115.  Nur  fOr  die  Spitäler  ist  das  als  völkerrechtliche  Pflicht  doicb 
die  Genfer  Convention  vorgeschrieben.  Vgl.  oben  §  592.  Aber  ähnliche  Rficksichten 
der  Humanität  können  auch  eine  besondere  Rftcksicht  empfehlen.  Immer  aber  g3t 
es  für  eine  schlechte  und  entehrende  Handlung,  wenn  der  Feind  durch  AossteckeD 
einer  Schutzfahne,  ohne  innem  Grund,  zu  täuschen  und  etwa  gar  seine  Angri^ 
Stellung  vorläufig  besser  zu  sichern  sucht.  Solche  Täuschung  berechtigt  den  Gegner, 
der  feindlichen  Schutzfahnen  nicht  weiter  zu  achten  und  Bepressalien  zu  nehoen- 
Am.  117. 

686. 
Es  kann  auch  von  der  feindlichen  Kriegsgewalt  ein  besonderer 
Schutz  bewilligt  und  je  nach  Umständen  können  von  ihr  Schutz- 
wachen   oder  Schutzbriefe    gewährt   werden,   damit  Personen  und 
SacheUf  z.  B.  wissenschaftliche  Sammlungen  und  Kunstwerke  vor  i^^ 
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kriegerischen  Besdiädigong  oder  Gofâhrcliing  gewahrt  bleiben.    Anch 
solche  Schntzgebote  sind  in  guter  Trene  za  beachten. 

Am.  118.  Es  ist  das  besondflrs  vkhtig  bei  der  Entflnnong  einer  Stadt 
oder  eiaes  befestigten  Platzes,  und  kann  je  nach  Umslftoden  anch  einœhien  ang^ 
sehenen  Peisonen  zu  Gate  kommen.  Schon  im  Alterthmn  kommen  manche  Beispiele 
der  Art  vor.  Damals  hatten  solche  Privilegien  noch  mehr  als  gegenwärtig  zn  be- 
deuten» weil  die  heutige  EriegsfîQhrung  flbeihanpt  friedliche  Personen  und  ihr  Ver- 
mögen weit  weniger  geHdurdet,  ab  die  antike. 

< 

687. 

Wenn  die  beiderseitigen  Befehlshaber  über  eine  zeitweise  nnd 
örtliche  Waffenruhe  übereingekommen  sind,  so  haben  die  beider- 
seitigen Trappen  inzwischen  in  guter  Treue  sich  jeder  Feindseligkeit 
zu  enthalten. 

Solche  Waffenruhe  wird  gewöhnlich  durch  Parlamentäre  begehrt  und 
zugestanden,  oder  gemeinsam  verabredet.  Es  geschieht  das  z.  B.  zum  Behuf  der 
ungestörten  Beerdigung  der  auf  dem  Schlachtfeld  gebliebenen  Krieger,  oder 
im  Interesse  der  Feier  eines  Gottesdienstes,  oder  auch  um  weitere  Unter- 
handlungen aber  einen  Waffenstillstand  oder  Frieden  zu  pflegen  u.  s.  f. 
Die  bloss  stillschweigend  eintretende  Waffenruhe  ist  zwar  möglich,  aber  wenig 
gesichert,  wefl  sie  nicht  den  Charakter  eines  Vertrages  hat.  An  und  für  sich  be- 
rechtigt eine  religiöse  Feier  keineswegs,  auf  Waffenruhe  zu  schliessen.  Die  Kriegs- 
geschichte ist  voll  von  Beispielen,  dass  an  solchen  Festtagen  der  Kampf  begonnen 
wurde,  und  das  Völkerrecht  hindert  das  nicht  Im  Mittelalter  hemmte  der  Gottes- 
friede (treuga  Dei)  die  Fortsetzung  des  Kampfes  unter  den  christlichen  Völkern. 
Das  ganze  Institut  aber,  welches  aufgekommen  war,  um  die  wilden,  nie  rastenden 
Fehden  einigermassen  zu  beschränken,  ist  im  Mittelalter  selber  wieder  ausser  Uebung 
gekommen,  als  die  Fehden  verschwanden  und  nur  der  grosse  Krieg  noch  als  Aus- 
luJuDszustand  den  regelmässigen  Frieden  unterbrach. 

688. 

Sin  eigeuüioher  nnd  allgemeiner  WaA'enstülsi&nd  (trêve),  welcher 
auf  längere  Zeit  zur  Einleitung  des  Friedens  abgeschlossen  wird,  be- 
darf in  der  Begel  der  Genehmigung  der  obersten  Statsgewalt  Die 
^machtignng  zom  Abschloss  kami  indessen  anch  einem  diplomati«- 
schen  Vertreter  oder  dem  Feldherm  übertragen  werden. 

1.  Der  Waffenstillstand  im  eigentlichen  Sinne  ist  ein  Act  der  Sou- 
verän etat  im  eigentlichen  und  YoUen  Sinn,  analog  dem  Friedenaschluss ,  nàà 
l'^iin  daher  nicht  von  untergeordneten  Befehlshabern  unternommen  werden..  Aller- 
^^  gelten  auch  diese,  inwiefern  ihnen  ein  rektiv  selbständiges  Commando  ûber^ 
txagen  ist,  durch  ihre  Stellung  für  ermächtigt,  im  Nothfall  und  besonders  in  e|it- 
BUBtiehli,  Daf  YOUiemcht.  25 
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h«efte&  Ocjonâta  aelbH  d&e  Utgere  Waffcnrah«  ^UnedditMcn,  derai^u^ 
kung  dann  aber  auf  die  betreffende  Gegend  beaclirftiikt  ist  Znweflai  veràa 
auch  Bolche  Waffenrahen  besondere  WaffenstiUstftnde  genannt,  im  Gegen- 
latae  su  den  allgemeinen.  Indenen  ist  es  swedonissiger,  jenea  Aasdmck  auf 
die  Acte  sa  besGbrftnken,  wekke  die  Fortsetsong  der  kiiegerÎBGlien  Action  îto- 
hanpt  von  Stai  sa  Stat  Iicanm  und  nicht  bloss  an  ^ey^>T#»PTtffl  Bteilea  nsd  nri- 
sehea  einseinen  Trafipenkflrpem. 

2.  Die  Zek,  auf  «eldie  der  WaffenstUlstaad  abgeschksKn  wird,  ist  eü- 
weder  eine  bestimmte  —  bis  su  einen  Termin,  auf  eine  Ansah!  Wechen 
oder  Monate  oder  Jahre  —  oder  eine  unbestimmte  bis  sur  Eûndigoog. 

689. 

Die  bloss  vorübergehende  und  örtliche  Waffenruhe  und  ebenso 
der  uneigentliche  und  besondere  Waffenstillstand  wirken  nur  in  dem 
bezeichneten  oder  als  massgebend  vorausgesetzten  GebietsumfEmg 
und  für  die  daselbst  befindlichen  oder  da  erscheinenden  Truppen, 
nicht  aber  fur  andere  Kriegsfelder  und  die  dortigen  TVuppen. 

Der  eigentliche  und  allgemeine  Waffenstillstand  dagegen  wirkt 
überhaupt  und  überall  verbindlich  für  die  beiden  Kriegsparteien  und 
ihre  Angehörigen. 

Jene  Waffenruhe  und  der  besondere  Waffenstillstand  sindvesent- 
lieh  militärische  Massregeln,  der  allgemeine  Waffenstillstand  ist 
wesentlich  ein  Statsact.  Die  Wirkung  der  erstem  ist  daher  begrenzt  dnidi 
die  besondere  Oertlichkeit,  z.  B.  die  Beschiessung  einer  Festung  wird  eio- 
gestellt,  die  Fortsetzung  einer  Schlacht  oder  die  feindliche  Verfolgung  wird  abge- 
brochen, der  feindliche  Einmarsch  macht  an  einer  bestimmten  Linie  Halt  n.  dgl 
Die  Wirkung  des  letztem  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Land  und  die  offene 
See.  Soweit  die  Statsmacht  reicht,  werden  die  Feindseligkeiten  eingestelH.  Der 
allgemeine  Waffenstillstand  ist  noch  nicht  der  Fnede,  ab^  er  hemmt  £e  Gewalt 
des  Krieges  TollstSiidig  und  bereitet  den  Frieden  ernstlich  vor. 

690. 
Die  Befehlshaber  aind  verpflichtet,  so  schnell  als  mS{^ch  von 
den  Abschluss  des  WaffenstillBtands  allen  Truj^en  Kemitoiss  ca 
geben,  und  dadurch  das  Aufhören  der  Feindseligkeiten  zu  bewirken. 
Wenn  in  gutem  Gkaben,  dass  der  Krieg  ungehemmt  fortdaaeFe» 
Yon  einzelnen  entlegenen  Truppenkörperm  der  Kampf  nach  dem  Ab- 
schluss fortgesetzt  wird,  so  kann  das  nicht  als  Verletzung  des 
Waffenstillstands  betrachtet  werden. 

Es  ist  nUJglich,  daas  die  IVuppen  der  einen  Ftttei  firoher  unterrichtet  fo^ 
den,  ah  die  der  andern  Partei,  welche  TieDeicht  von  ihrem  Aiuptquartfer  sbge- 
flohnillen  ist.    In  solehen  Ffttten  aiiid  jene  Tennlasst,  diesen  davon  Anieige  lo 
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ntehfln,  aber  auch  dfeae  venalust,  iBa  Wahrheit  dar  Annlga  aorgfUtig  m  prftf en, 
beror  aie  àenében  Gruben  idieiikan.  £b  gih  in  allen  diesen  fieiiehnagen  nor 
die  Eine  darehgreifende  Begel  der  bona  fidei. 

691. 

Während  der  Waffenruhe  und  des  Waffenstillstajida  ist  jede 
Partei  berechtigt  innerhalb  des  von  ihr  besetzten  Grebietes  Alles  das 
zn  thnn,  was  sie  im  Frieden  thun  dürfte,  ausgenommen  solche  auf 
die  Eriegsfohnmg  bezügliche  Handlungen,  welche  der  Feind,  wenn 
der  Kampf  fortdauerte,  zu  verhindern  veranlasst  wäre.  Sie  darf 
daher  aussarhalb  des  eigentlichen  Kampffeldes  neue  Rüstungen  vor- 
nehmen, und  Plätze  befestigen,  aber  sie  darf  nicht  innerhalb  des- 
selben neue  militärische  Stellungen  beziehen,  oder  einen  Bückzug 
der  Truppèi'  ausführen,  nodi  in  dem  Bereich  der  feindlichen  Ge- 
schütze neue  Werke  anlegen  oder  die  zerstörten  Werke  wiederher- 
stellen, sei  es  zum  Angriff,  sei  es  zur  Yertheidigung.  Sie  darf  audi 
nicht  einen  Aufstand  erregen  in  dem  von  den  feindliehen  Truppen 
besetzten  Gebiet,  noch  die  Einwohner  zur  Uebergabe  einladen. 

1.  Die  Wirkongen  der  Waffenruhe  und  des  Waffenstillstandes  sind  wesent- 
lich negativ.    Sie  kemmen  die  kiiegeriadie  Action.     Es  darf  also  voraas  nicht 
mehrgek&mpft  werden,  das  Feuer  wird  eingestellt   Es  muss  überhaupt  jeder 
Angriff  unterlassen  werden;  auch  die  Yorw&rtsmärsche  auf  feindlichem  (Gebiet 
werden  eingestellt.    Sdiwieriger  aber  ist  es,  zu  bestimmen,  ob  und  welche  Ver- 
theidigungsmassregeln  ebenfalls  sm  unterlassen  nnd,  denn  auch  das  istkrie- 
inische  AflÜon,  w^che  der  Qegofer  zu  hindern,  das  grtate  Intiaresse  hat,  und 
welche  er  je  nach  seiner  Macht  verhindern  kdnnte,  wenigstens  zu  vcrhinden. 
versuchen  wQrde,  wenn  der  Kampf  fortgesetzt  wOrde.  Der  Waffenstillstand  allein 
hfilt  ihn  zurück,  entgegenzuwirken.    Eben  desshalb  darf  auch  der  Gegner  solche 
Handlungen  inzwiachen  nicht  vornehmen;  denn  dürfte  dieser  sie  unter  dem  Schntse 
des  WaffenstiUstands  ungefiUirdet  vollziehen,  so  würde  der  WaffeastiUstand  nicht 
gleichmAssig  beide  Parteien  zur  Rohe  verweisen,  sondern  die  eine  begflnstigen 
ond  die  andere  benachth eiligen.    Wenn  also  a.  B.  das  eine  Heer  eine  aene 
Stetigere  Stelkmg  vor  dem  Feind  beziehen  und  vielleicht  befestigen  wollte,  was  der 
Feind,  wenn  der  Ean^  fortgesetzt  würde,  verhindern  könnte,  so  ir&re  das  nicht 
Waffenruhe,  sondern  eine  militärische  Action,  welche  vielleicht  für  den  er- 
neuerten Kampf  entscheidend  würde.     Wenn   femer   bei  der  Belagerung  einer 
Fettong  bereits  eine  Bresche  geschosaea  und  der  vorbereitete  Stoim  durch 
^  Waffearahe  verschoben  wird,  so  darf  der  Belagerte  nicht  w&hrend  derselben 
zom  Nachtheil  der  Belagerer  die  Bresche  wieder  schliessen  und  neue  Werke  er- 
hanen,  denn  w&re  die  Waffenruhe  nicht  eingetreten,  so  könnte  der  Belagerte  diese 
Anabenenug  durch  seine  Geschütze  veiHindem.    Ebenso  meaig  darf  der  Behgerte 
ùswisefaen  neue  Truppen  in  die  Festung  werfen,  deien  AnmaTseh  otme  die 

25» 


$8â  Adrtes  finch. 

Waffennüie  der  Feind  sa  Terliiadern  versacbfte.  J>$mSBKk  widci  dk  Boiie  intt»- 
hin  stArkend  für  beide  Theile,  inaofeni  sie  sich  diÄiei  Ton  der  Anatiengnng  da 
Kampfs  erholen.  Auch  ist  keine  Partei  gehindert»  fern  von  dem  eigentlicbpn  Knegs- 
Bchauplatz,  wo  daher  eine  Behinderung  durch  Feindeflgewalt  ranfichst  nicht  mdgtidi 
wäre,  Truppen  auszuheben,  zu  sammehi,  zum  Kriege  YorzubereifeOL  Ausfährlidte 
Erörterungen  darüber  hat  Yattel  III.  §  24ö  ff. 

2.  Um  die  GefieJiren  eines  Zusammenstoeses  wfthi^nd  der  WaiFennihe  oder 
des  WaffenstiUstaades  zu  beseitigen,  wird  zoweilen  eine  neutrale  Zone  zwisdia 
den  beiden  Kriegsfeldem,  welche  die  feindlichen  Heere  besetzen,  Terabredet  Bft- 
durch  erlangen  beide  Heere  innerhalb  ihres  Bereiches  freiere  Bewegung  und  vird 
jede  Beibung  mit  den  Feinden  vermieden.  So  wurde  in  dem  WaffenstOlstand  xm 
28.  Jan.  1871  bestimmt,  dass  das  Terrain  zwischen  den  Festungen  -von  Paris  una 
der  befestigten  ikioeinte  v<m  Paris  beiden  Armeen  verschloasen  bleibe  (Ait  3). 

692. 

In  der  Zwischenzeit  darf  die  Eriegspartei  wohl  Plätsse  in  Besitz 
nehmen,  welche  von  dem  Feinde  aufgegeben  sind,  aber  nicht,  vas 
nur  zufällig  von  demselben  nicht  besetzt  oder  yerwahrt  ist. 

Yattel  {  252:  „Cest  une  hostilité  que  d'enlever  à  rennemi  œ  qu'il  pé- 
tend  retenir''. 

693. 
Ob  es  während  des  Waffenstillstandes  den  Bewohnern  gestattet 
sei,  unbelästigt  hin  und  her  zu  gehen  zwischen  den  beiderseits  be- 
setzten Gebieten  und  den  Verkehr  zu  erneuern,  hängt  theils  ron 
den  Umständen  ab,  unter  denen  derselbe  geschlossen  worden  ist, 
theils  von  der  Erlaufaniss  oder  dem  Verbot  der  Kriegsgewalt  Bei 
dauernden  und  allgemeinen  Waffenstillständen  mtd  die  Fr^eit  des 
Verkehrs  vermuthet. 

Nur  der  allgemeine,  auf  eine  längere  Zeit  abgeschlossene  WaffenatiUstand  ist 
ein  Bild  des  Friedens,  und  daher  im  Zweifel  der  friedliche  Yei^ehr  irdhreod 
desselben  aberall  gestattet  Bei  einer  loinen,  zu  bestimmten  Zwecken  abgeschlof' 
senei  Waffenruhe  stehen  oft  die  milîtàrischen  BQcksichten  auf  die  mögliche  ood 
oft  sogar  wahrscheinliche  Erneuerung  des  Ksrnpfo  dieser  Freigebung  des  Teik^ 
swiflchen  den  beiden  von  Truppen  besetzten  Gebieten  im  Wege. 

694. 
Geht  die  Frist  zu  Ende  ohne  Stundung  der  Waffenruhe,  oder 
ohne  Erneuerung  des  Waffenstillstandes  oder  ohne  FriedensschlasS) 
so  bedarf  es  keiner  Kündigung,  sondern  können  die  Feindseligkeiten 
sofort  wieder  aufgenommen  und  fortgesetzt  werden. 

Die  Fristbestimmung  besohrinkt    die   Dauer   der   Waffenruhe  ^ 
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des  WaffeüBtilhtands.  Ist  die  FHst  ab^laafeu,  flo  hört  damit  die  Wirksamkeit 
der  Verabredimg  auf.  Wemi  dagegen  ein  WaffenstOktand  auf  unbestimmte 
Zeit  al^^eschloasen  worden  ist,  so  aberwiegt  hier  die  friedliche  Stfmmung  so  sehr 
und  &hnelt  derselbe  dem  Frieden  so  sehr,  dass  hier  eine  brflske  Erneuerung  des 
Kampfes  anstatthaft  ist. 

695. 

Wenn  eine  Partei  die  selbstyerständlichen  oder  die  ausdrück- 
lichen Bedingangen  der  Waffenruhe  oder  des  WaffenstilUtandee 
missachtet  und  denselben  zumderhandelt,  so  ist  auch  die  Gegen- 
partei nicht  weiter  an  die  Uebereinkunft  gebunden  und  kann  den 
Krieg  auch  ohne  vorherige  Kündigung  erneuern  und  fortsetzen,  es 
wäre  denn,  dass  der  Vertrag  anders  bestimmte. 

Diese  Regel  folgt  aus  der  Natur  des  Waffenstillstands,  welcher  nur  Hern* 
mung  des  Kriegs  ist.  Wenn  eine  Partei  w&hrend  desselben  Handlangen  der  Feind- 
seligkeit begeht,  so  bricht  sie  den  Waffenstillstand,  und  hat  daher  kein  Recht 
mehr  zu  erwarten,  dass  der  Gegner  seinerseits  den  Fortbestand  desselben  achte. 
Freilich  kann  diese  Regel  leicht  missbraucht  werden.  Die  Fnge  nftmlich,  ob  eine 
Partei  durch  iitsend  eine  MasSregel  den  Waffenstillstand  gebrochen  habe,  kann 
zweifelhaft  sein;  und  da  es  keinen  unparteiischen  Richter  gibt,  welcher  dieselbe 
rechtskrftftig  entscheidet,  so  kann  eine  Partei,  welche  den  Krieg  zu  erneuern 
wünscht,  die  Klage,  dass  die  andere  Partei  zuvor  den  Waffenstillstand  gebrochen 
babe,  vom  Yonrande  nehmen,  um  ihren  Vertragsbruch  zu  venie<ton.  Die  öffent- 
liche Meinung,  welche  bisher  allein  in  solchen  Fällen  zu  Gericht  sitzt,  hUt  i^cli 
SQ  das  Erforderniss  der  bona  fides. 

eo6. 

Die  Verletzung  der  Waffenruhe  oder  des  Waffenstillstandes 
durch  eine  PriTatperson,  wdche  ohne  Statsauftrag  handelt  und 
deren  Handlung  auch  nicht  von  der  Kriegsgewalt  gutgeheissen  oder 
begimstigt  wird,  rechtfertigt  nur  die  Forderung  ihrer  Bestrafung 
^d  der  Entschädigung,  aber  nicht  die  sofortige  Erneuerung  der 
Feindseligkeiten. 

Auch  wenn  die  Staten,  beziehungsweise  ihre  Heere  den  Waffenstillstand 
enistlich  und  treu  halten  woüen,  so  können  doch  Private,  vielleicht  in  der  Ab- 
Bicht  den  Krieg  wieder  zu  entzünden,  Handlungen  der  Feindseligkeit  be- 
B^  z.  B.  einen  Raubzug  untemehmen,  Gefangene  machen  und  wegschleppen, 
einzelne  Feinde  tfidien  u.  s.  f.  Fflr  derlei  Handlungen  wird  der  Stat  nur  insofent 
verantwortlich,  als  er  sie  entweder  hervorruft  oder  schützt  und  obwohl  er  es  sollte, 
nicht  verhindert  Vgl.  oben  §  466.  Mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  des  Kriegs  wird 
în  solchen  Fällen  aber  ein  ernstes  Einschreiten  des  Stats  gegen  solche  böswillige 
Vtrletzer  der  Waffienrnhe  oder  des  WaffenstOlstandss  gefordert.    Wird  dasselbe 
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feriOgert  oder  vemachlAadgt,  lo  wild  cUs  boImni  ab  Beghu^âigamg  te  That  g»> 
deutet  and  diese  ist  in  ihren  Wiilningen  dem  YertngibniGh  dee  Slitei  idha 
glftifih  su  ftfhtfip. 

697. 

Capitulation  bedeutet  die  Ergebung  eines  Trappenkörpers  oder 
Kriegsscbiffs  oder  die  Uebergabe  eines  bedrobten  Platzes  an  die 
feincUiche  Kriegsmadit.  Die  Capitulation  kann  unter  Bedingungen 
und  mit  besondem  Vorbebalten  geschrien,  ss.  B.  wenn  nicht  binnen 
emer  Frist  Entsatztruppen  erscheinen,  oder  mit  Vorbehalt  freien 
Abzugs  der  Besatzung.  Völkerrecht  und  Eriegsefare  fordern,  dass 
diese  Verabredungen  in  guter  Treue  gehalten  werden. 

1.  Die  Capitulation  wird  meist  in  der  Absicht  geschlossen,  dnicfa  Auf- 
geben eines  erfolglosen  Kampfes  unnützes  Blutrerglessen  su  veridndem.  Diese 
Ablicht  wird  durch  Aufhissen  einer  weissen  Flagge  oder  Aufstecken  einer 
weissen  Fahne  dem  Gegner  angezeigt,  und  dann  gewöhnlich  durch  Fariameii- 
tare  Ober  die  Gapltulationsbedingungen  unteibandelt 

2.  Die  Kriegsgeschichte  kennt  leider  manche  Beispiele,  dass  die  Oapfts- 
lationsbedingungen  von  dem  Sieger  nicht  beachtet  wurden.  Aber  m 
allen  Zeiten  hat  der  Becfatssinn  der  fifPentlichen  Meinung  solchen  IVeubnid^  vcr- 
urtheilt  Schlimm  ist  es  freilich,  dass  Beschwerden  daraber,  die  ihrer  Natur  nsd 
▼dlkerrechtlich  sind,  nur  auf  den  mangelhaüten  und  in  Kriegsaeiten  Aberdem  höM 
nnaichem  Schuts  des  Yölkerrechts  angewiesen  sind.  Vgl.  Phillimore  EL 
§  122. 

698. 
Die  Uebergabe  auf  Gnade  und  Ungnade  berechtigt  den  Sieger 
nicht  mehr,  die  Uebergebenen  zu  tödten,   wohl  aber  die  Truppen, 
welche  sich  ergeben  haben,  kiiegsgefaagen  zu  machen. 

Die  bedingungslose  Gaj^tulation  wird  Y<m  Alters  her  so  bennmt.  Di^ 
altere  barbsxische  Becht  sicherte  den  Uebergebenen  nidit  einmal  das  nadde  Ldien. 
Das  heutige  humanere  Völkerrecht  erkennt  dem  Sieger  kân  solches  venneintHches 
jus  yitae  ac  necis  mehr  zu.    Vgl  oben  zu  ö68.  579.  584. 

699. 

Der  Befehlshaber  der  feindlidxen  Truppen,  welche  einen  PIa^ 
bedrohen  oder  belagern,  gilt  als  ermächtigt,  die  Capitolationsbedin- 
gnngen  zu  bewilligen,  soweit  dabei  die  personliche  Freiheit  und  das 
Eigenthum  der  Truppen  und  der  Bewohner  des  capitulirenden  Platzes 
betheiligt  erscheinen,  oder  es  sich  um  militärische  Massregeln  Lbb- 
delt.     Er   darf  aber  nicht  eigenmächtig  Zugeatändniase  macheDi 
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welche  dch  Mf  die  politische  Verfasrang  «nd  Verwaltmg  dee  Qrtes 
besiehen« 

1.  Der  Grund  dieser  Untersdieidimg  liegt  einerseits  in  den  militärischen 
Befagniasen  des  Befehlshabers,  Alles  das  zu  thun,  was  mm  Behuf  der  eîgentlidMa 
Kii^gsführung  nöthig  und  iweckmässig  erscheint,  andrerseits  in  der  politischen 
Statsgewalt,  welche  nicht  an  das  Militarcommando  übertragen  ist  Es  ist  freilich 
fOr  die  £hre  und  den  Credit  eines  Stats  sehr  bedenklich,  wenn  ein  Obeigeneial 
politische  Zusicherungen  macht,  welche  nachher  der  Stat  nicht  m.  erfüllen  geneigt 
ist.  Ein  bekannter  Fall  der  Art  aus  unserm  Jahrhundert  ist  das  unerfüllt  ge> 
bUebene  Yersprechen  des  Lord  Bentinck  im  Jahr  1814,  die  Unabhängigkeit  und 
Freiheit  Genua* s  anzuerkennen,  w&hrend  schliesslich  die  englische  Regierung  die 
Stadt  dem  Königreich  Piémont  zuerkannte.  Vgl.  darQber  Phillimore  in.  §  123 
(Rede  von  Sir  James  Mackintosh  gegen  solchen  Treubruch).  Yattel  in.  §262. 

2.  Die  zahlreichen  CSapitulationen  in  dem  französisch-deutschen  Kriege  von 
1870/71  enthalten  meistens  folgende  Bedingungen:  1.  Kriegsgefangenschaft  der  be- 
siegten firansOeischen  Armee.    2.  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Offiziere  und  Beamten, 
welclie  sich  auf  Ehrenwort  schriftlich  Yeipflichten,  w&hrend  des  Kriegs  nichts  gegen, 
die  deutschen  Interessen  zu  thun.     8.  üebergabe  des  gesammten  Kriegsmaterials 
und  5.  des  Platzes.     6.  Die  Aerzte  bleiben  zur  Pflege  der  Verwundeten  zurück. 
Die  Capitulation  der  französischen  Armee  nach  der  Schlacht  Ton  Sedan  vom  2.  Sept. 
1870  (Statsarch.  4095)  diente  als  Vorbild.  Die  Capitulation  von  Metz  (27.  Oct  1870) 
gestsMete  den  entwafibeten  Soldaten,  ihre  Tornister,  Effekten  und  Lagergegenst&nde 
zu  behalten,  und  den  Offiziere,   welche  es  vorziehen,  in  die  Kriegsgeftngenschalt 
zu  gehen,  anstatt  das  Ehrenwort  abzugeben,  ihre  Degen  oder  Sftbel  und  ihr  per- 
sönliches Eigenthum  mitzunehmen.     Am   günstigsten  waren   die  Gapitulationsbe- 
dingungen  der  Besatzung  yon  Beifort  Yom  15.  Febr.  1871,  die  freilidi  erst  nach 
dem  allgemeinen  Waffenstillstand  abgeschlossen  wurden.     Art.  1  bestimmte:  „Die 
Garnison  von  Belfoit  veri&sst  den  Platz  mit  den  kriegerischen  Ehren  und  beh&lt 
ihre  Waffen,  ihr  Fuhrwerk  und  das  der  Truppe  angehörende  Exiegsmaterial  sowie 
die  müitftrischen  ArobiTe.**    Nur  „das  Kriegsmaterial,  welches  zu  dem  Platze  ge- 
hört, wird  abergebett.'* 


9.  BeendlKiiiig  dee  Kriegs«    Friedeneeekliu«. 

700- 

Der  Krieg  kann  thatsädilich  anflidren  und  ohne  Friedensrer- 
trag  dadurch  in  den  Friedensznstand  übergehen,  dass  die  Feind- 
seligkeiten nicht  fortgesetzt  werden  nnd  der  friedliche  Verkehr  wieder 
begiimt. 

Der  thateächliche  Besitzstand  zur  Zeit,  wenn  der  Krieg  auf- 
^rt,  wird  sodann  als  Grundlage  des  Friedensznstandes  betraehtet 
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1r  Aieten  Falle  ist  bnieibiii  der  Zeftpuftt^  In  ir^ebem  èer  Sii^  anfse- 
hört  liât  und  der  Friede  wieder  beginnt,  nnsiclier.  Nur  aUmfthlich  stellt  adi  ds 
OefQbl  der  Sicherheit  wieder  ein,  wie  z.  B.  nach  dem  Kriege  zwischen  Schweden 
und  Polen  1716.  Ebenso  ist  auch  die  Streitfrage,  die  zum  Kriege  geführt  hat 
gewOlmlich  nicht  klar  entschieden,  sondern  es  behält  jede  Partei  ihre  ursprtkag- 
liche  Rechtsbehaoptnng  sich  vor,  soweit  nicht  durch  die  im  Krieg  herbeigeftihrteo 
Thatsachen  der  Streit  eine  factische  Erledigung  gefunden  hat  und  nun  durch  das 
Aufgeben  des  Kampfe  und  den  erneuerten  Frieden  anerkannt  wird.  Soweit  also 
dne  thatsftchliche  Umgestaltung  der  Dinge  unangefochten  fratdanert,  warnet 
gilt  der  status  quo  post  bellum  res  sunt.  Abgesehen  daron  aber  ist  der 
Status  quo  ante  bellum  res  fuerunt  als  nuBsgebend  zu  betrachten. 

701. 

Der  Krieg  kann  durch  Unterwerfung  des  besiegten  Feindes 
unter  den  Sieger  beendigt  werden.  Bleibt  die  besiegte  Partei  anch 
nachher  noch  als  Stat  fortbestehen,  so  werden  die  anferl^ten 
Friedensbedingongen  wie  ein  FriedensTertrag  betrachtet.  Hört  die- 
selbe auf,  ein  Stat  fur  sich  zu  sein,  so  kommen  die  Grundsätze  der 
Erweiterung  des  Statsgebiets  beziehungsweise  der  Vereinigung  Ter- 
schiedener  Statsgebiete  zur  Anwendung.  Die  Eroberung  begründet 
erst  in  Folge  der  Ergebung  oder  des  Friedensvertrages  einen  neaen 
friedlichen  Rechtszustand. 

Vgl  oben  ssu  §  287.  289. 

702. 

Der  Sieger  kann  in  Folge  der  Unterwerfung  des  Besiegten 
keine  andere  Rechte  über  Land  und  Leute  erwerben,  als  wekhe  in 
der  Natur  der  Statsgewalt  und  der  öffentlichen  Rechtsordnung  ihre 
Begründung  und  Schranke  finden.  Die  Statsgewalt  geht  auf  ihn 
über,  aber  nicht  mehr  als  die  Statsgewalt. 

Es  folgt  das  aus  dem  heutigen  Begriffe  des  Stats,  welcher  nicht  absolute 
Gewalt  über  Personen  und  Eigenthum  bedeutet,  sondern  niu*  öffentlich-recht- 
liche und  insofeln  ▼•rfassungsm&ssige  Gewalt  Die  Pritatpenônen  und 
ihre  Familien  haben  eine  Existenz  für  sich,  über  welche  der  Stat  nicht  willkOriich 
verfügen  darf.  Ebenso  ist  die  Kirche  nicht  Statssache.  Das  Alterthum  dachte 
darüber  andersi  wie  auch  die  alt-römische  Deditionsformel  sseigt:  Li- 
vias  I.  37.  „Bez  interrogavit:  Estisne  tos  legati  oraloresqiue  misai  a  popnloGol- 
latino,  ut  vos  populumque  Collatinum  dederitis?  Sumus.  ï^tne  populus  GoUatmos 
in  sua  potestate?  Est.  Deditisne  vos,  populum  Collatinum,  urbem,  agros,  aquam, 
terminos,  delubra,  utensilia,  divina,  humanaque  omnia  in  meam  populique  Romani 
deditlonem?  Dedimus.  At  ego  redpio".  Der  antike  Statsbegriff  ist  allum- 
fassend und  absolut    Der  moderne  StatsbegriCf  dagegen  ist  ift  Gfigeosali 
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zu  der  Kirdbe  Mif  die  polüiaeh^  TolbUMieiiMG&jift  «od  nit  BMcbtang  des  Privat 
rechte  und  der  Privatfreâieit  aaf  das  öffentliche  Recht  besohr&nkt,  akto 
relativ.     Vgl.  BlnntBchli  Allg.  Statsrecht  I.  8.  51.  64. 

703- 

Der  Krieg  wird  regelmassig  beendigt  durch  den  Friedensschlnss, 
d.  h.  durch  einen  Vertrag  zwischen  den  kriegführenden  Staten,  wel- 
cher die  Bedingungen  und  Bestimmungen  des  erneuerten  Friedens- 
zustaudes  festsetzt. 

Der  Friedensvertrag  ist  eine  völkerrechtliche  Rechtshandlung,  welche 
den  Kriegszustand  ahschliesst  und  den  Friedenszustand  erneuert.  Er 
verkündet  der  Welt,  woran  sie  ist.  Die  feindliche  Gresinnung  freilich  kann  er 
nicht  sofort  heilen,  noch  den  Glanhen  an  hefestigte  Zustände  schalfen,  aher  das 
Rechtsverh&ltniss  hringt  er  zur  Klarheit  und  bezeichnet  genau  den  Unterschied  der 
beiden  Rechtszustände. 

704. 

Die  Uebermacht  des  Siegers  hindert  nicht  die  Gültigkeit  des 
Friedensschlusses,  wohl  aber  der  äussere  Zwang  gegen  den  bevoll- 
mächtigten Vertreter  der  Kriegspartei,  welche  über  den  Frieden 
unterhandelt 

Vgl.  oben  f  408. 

706. 

Das   Verfassungsrecht  der  einzelnen  Staten   entscheidet  über 
die  Frage,  wer  und  unter  welchen  Bedingungen  er  berechtigt  sei, 
Frieden  gültig  abzuschliessen.     Das  Völkerrecht  vermuthet,  dass  der 
jeweilige  Träger  der  obersten  Statsgewalt  kraft  seiner  Repräsentativ- 
befugniss  dazu  berechtigt  sei.    Wenn  derselbe  aber  nach  dem  in  an- 
erkannter Wirksamkeit   bestehenden  Statsrecht  seines  Landes  der 
Zustimmung  der  Volksvertretung  oder  eines  andern  politischen  Kör- 
pers bedarf,  um  wirksamen  Frieden  zu  schliessen,  so  ist  diese  Be- 
schränkung auch  völkerrechtlich  zu  beachten  und  die  Rechtsgültig- 
keit und  die  Ausführbarkeit  des  Friedenschlusses  so  lange  in  Frage 
gestellt,  als  nicht  die  nothwendige  Zustimmung  hinzutritt,    oder  in 
Felge  der  Verfasmmgsänderong  ids  entbehrlich  hinwegfäUt   Indessen 
fordert  der  gute  Glaube  und  die  Rücksicht  des  Völkerrechts   auf 
<Ue  mögliche  Beschränkung  des  Kriegszustandes,  dass  auch  ini^ischen 
^on  Seite  der  Träger  der  Statsgewalt  nichts  gethan,  angeordnet  oder 
ZQgelafiumi  werde,  was  geeignet  ist^   die  hintorhorige  GutheiBaung 
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d6s  TOD  ijiim  Torllnfig  Terabrodoton  Friodomvorlngs  sii  orsdiwcrei 
oder  m  rerhindem. 

1.  Die  ErOffhiiDg  der  Friedeninnterhandlnng  kaan  dnrdi  tine  da 
beiden  Kriegsparteien  selber  gescbehen,  oder  durch  eine  neutrale  Macht,  «ddie 
entweder  ihre  gaten  Dienste  oder  ihre  Yermittlmg  anbietet  Vgl.  oben  {  483  1 
Aach  im  letzten  Fall  kann  der  Friedensabschluss  anmittelbar  von  den  Kriegs- 
parteien  vollzogen  werden,  damit  der  Vermittler  nicht  einen  Yorwand  za  Bpfttercr 
Einmischnng  erhalte. 

2.  Ein  Fürst,  welcher  durch  den  Krieg  ans  dem  Lande  Terdràngt  wordn 
ist  and  keine  thatsSchliche  Gewalt  mehr  im  Lande  hat»  ist  nicht  mehr  be- 
rechtigt, das  Land  zu  repr&sentiren,  sondern  kann  nur  über  seine  dyiiA- 
stischen  Rechte  oder  seine  Ansprüche  auf  Wiedereinsetzung  in  die  Gewalt,  an  dem 
Friedensschluss  sich  betheiligen  (§  118).  Es  mag  unter  Umständen  fOr  den  Siegs 
erwünscht  und  nützlich  sein,  sich  mit  ihm  friedlich  zu  Terstftndigen,  um  sfüen 
Verwicklungen  Tonubeogen,  aber  der  Friede  kann  auch  ohne  diesen  Verzicht  toU- 
Btftndig  hergestellt  sein.  Aehnlich  verh&lt  es  sich  mit  den  AnsprCkchen  einer  aas 
dem  Lande  Tertriebenen  republikanischen  Regierung. 

8.  In  den  meisten  Iifonavchien  wird  das  Recht,  Frieden  aa  schlloMBcn,  sk 
ein  Recht  der  Krone  betrachtet,  so  jedoch,  dass  diejenigen  Bestinsmungen  des 
Friedens,  welche  dem  Lande  Lasten  auferlegen  oder  das  bestehende  Vcrfassangs- 
oder  Gesetzesrecht  ftndem,  der  Zustimmung  der  Kammern  bedürfen,  damit  oe 
im  Lande  anerkannt  und  ausführbar  werden.  In  rielen  Fällen  wird  sich  diese 
Zustimmung  aber  als  blosse  Ratihabitation  des  bereits  Vollaogenen  dantallen,  in- 
dem die  Noth  und  das  BedOrfiiiss,  Yon  den  Gefiediren  und  Leiden  des  Kriegs  be- 
freit zu  werden,  Yorher  schon  zum  Vollzug  der  im  Frieden  gemachten  Zugestind- 
nisse  treibt.  Nach  dem  Bundesrecht  der  Vereinigten  Staten  bedarf  der  Friedem- 
vertrag,  um  gOltig  zu  werden,  der  Genehmigung  des  Präsidenten  und  der  Zostim- 
mong  des  Senats  (nicht  beider  EßUiser  des  Congresses),  nach  dem  der  schweize- 
rischen EidgenossenBcluilt  eines  Beschlusses  der  Bandesrersammlung. 

705  a. 

Die  sogenannten  Friedenspräliminarien,  welche  den  künftigen 
Friedensschluss  vorbereiten  und  in  den  wesentlichsten  Beziehungen 
bestimmen,  beruhen  auf  denselben  Bedingungen  und  haben  innerhalb 
ihres  Bereiches  dieselben  Wirkungen  wie  die  Friedenschlüsse  selber, 
durch  welche  sie  ersetzt  werden. 

L  Es  bedarf  oft  längerer  Verhandlungen  und  vfeler  Vorarteiten  fan  Eiazelnea, 
bis  der  definitive  Friedensrertng  zu  Stande  kommen  kann.  Die  FriedaiqpvUliiiii»^ 
rien  dagegen  halten  sich  an  die  Hauptsachen  und  sichern  schon  vorher  dn  fried* 
liches  Verhalten.  So  gingen  die  Friedenspräliminarien  zu  Nikolsburg  vom  26.  Jali 
1866  dem  Prager  Frieden  vom  23.  Aug.  1866  voraus,  durch  welchen  der  Oester- 
reidûsch-preussiscbe  Krieg  beendet  müde;  ebenso  gittgra ^e  FtkéemgMtÊBka^ 
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TOO  Vemlll«»  96.  Febr.  1871   dem  FHedSMTerinig  swiacben  DeolBcUaiid  vad 
Fnmkreich  Tom  10.  ])|al  1871  Torher. 

2.  In  den  FriedeDBpraliminarien  Yon  Venailles  vom  26.  Febr.  1871  finden 
rich  folgende  beachtenswerthe  BeBtimmnngen.  Art.  4.  „Die  deutschen  Trappen 
werden  eich  in  den  besetzten  Departements  der  Requisition,  sei  es  in  (xeld,  sei  es 
in  Kataralien  enthalten.  Dagegen  wird  der  Unterhalt  der  deutschen  Truppen, 
welche  in  Frankreich  zurflckblelben,  auf  Kosten  der  franz^schen  Regîenuig  er- 
folgen, und  zwar  nach  Massgabe,  wie  rie  durch  ein  Einvernehmen  mit  der  deut- 
schen Müitär-Intendantar  vereinbart  ist.*'  Art.  8.  „Nach  Abschluss  des  Friedens- 
vertrags vrird  die  Administration  der  Departements,  welche  noch  von  deutschen 
Truppen  besetzt  bleiben  sollen,  den  französischen  Behörden  wieder  flbergehen 
werden.  Doch  sollen  diese  letztem  gehalten  sein,  den  Befehlen,  welche  die  Com- 
mandanten  der  deutschen  Truppen  im  Interesse  der  Sicherheit,  des  Unterhalts  und 
der  Yertbeihmg  ihrer  Truppen  erlassen  zu  müssen  glauben,  Folge  zu  leisten.'* 

706. 

Wird  in  dem  Friedensschlass  ein  Theil  des  Statsgebietes  ab- 
getreten, 80  gilt  die  Abtretung  nach  Völkerrecht  als  rechtsgültig, 
wenn  gleich  die  Verfassung  des  abtretenden  Landes  die  Abtretung 
untersagt,  insofern  der  Stat  seinen  Widerstand  nicht  fortsetzt,  son- 
dern thatsächlich  den  Frieden  vollzieht  und  die  feindliche  Besitznahme 
gewahren  lässt. 

1.  In  vielen  ßtatsveifossungen  wird  das  ganse  Statsgebiets  als  einheitlicli 
und  nnver&usserlich  erkl&rt  und  so  jede  Abtretung  eines  Stocks  desselben 
nntetsagt  Würde  diese  Beschränkung  der  Regierung  und  der  Kammern  als  ab- 
Bolute  Regel  auch  bei  den  Friedensscyftssen  festgehalten,  so  wftre  in  manchen 
FaUen  aberhai^  kein  Friede  möglich,  weil  der  Sieger  anf  die  Abtretung  nicht 
verziditet  und  der  Besiegte  sie  nicht  gewahren  hönnte.  Es  mttsste  also  der 
Krieg  bis  zur  Vernichtung  des  Stats  selber  dnrchgef&hrt  werden.  Dadurch  aber 
würde  nicht  bloss  jene  Varfassungsbestimmung,  sondern  mit  der  Existenz  des  be* 
siegten  Stats  selbst  auch  dessen  ganze  VerfMsnag  zerstört  Die  Noth  zwingt  daher, 
unter  Umständen  trotz  jenes  statsrechtlichen  Hmdemisses  die  Abtretung  zb  voll« 
àshen,  und  das  V<^errecht  ericennt  diesen  Vollzug  als  nothwendig  und  dem- 
gemäss  als  rechtm&ssig  an,  im  Interesse  der  Beendigung  des  Kriegs  and  der 
Henteihmg  des  Friedens. 

2.  üeber  die  Bedingungen  der  Abtvetong  vgl.  $  286. 

707. 

Die  Abtretung  gibt  der  erwerbenden  Statsgewalt  alle  Bechte, 
^ekfad  die  abtretende  Stategewalt  gehabt  hat,  aber  nicht  mebr  Rechte. 

Das  öffentliche  Beoht  der  Beyölkening  «nd  des  Landes  wird 
^"^  aie  AUretanç  ukht  aufgehoben,   scmdern  nur  insofern  m^ 
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iasoweit  ge&xidert,  ah  der  neae  Verbaiid  mit  emem  aadam  Stat 
eine  Aenderung  nöthig  macht    Im  Uebrigen  dauert  es  fort. 

Vgl.  oben  §  701.  703.  Die  Venetnag  der  Centnlgewalt  an  eine  aodm 
Stelle  nnd  die  Verbindung  dee  abgetretenen  Gebiets  mit  einem  aadani  State  oui 
freilich  eo  entscheidende  Umgestaltungen,  dass  sie  gei?ôhnlich  eine  grOndlidie  oad 
weit  wirkende  Verftnderong  der  Verfassung  in  jenem  Gebiete  nach  sich  âdies. 
Immer  ist  hier  der  Uebergang  ans  dem  einen  Recht  in  das  andere  schwierig  ani 
kaum  anders,  als  durch  eine  v.orübergehende  Ausnahmsgewalt  (Dictaliir) 
der  erwerbenden  Stat^gewalt  auszugleichen.  Das  Völkerrecht  qnricht  nnr  die 
Regel  aus,  dass  nicht  das  bisherige  öffentliche  Recht  (in  Gemeinde,  Kûrperschaftes, 
Aemtem,  Gerichten,  politischen  Freiheiten  u.  s.  f.)  durch  den  bkissen  Act  der  Ab- 
tretung erlösche,  sondern  dass  daaselbe  im  Gegentheil,  soweit  die  Einheit  dee  neuai 
Statenverbands  und  die  Nothwendigkeit  der  öffentlichen  Veriiältnisse  es  Terstatteo, 
erhalten  bleibe.  Die  Vermuthung  spricht  für  die  Fortdauer,  die  Umän- 
derung bedarf  einer  Anordnung  der  neuen  Statsgewalt  Ein  beachten»- 
werthes  Beispiel  einer  solchen  Wandlung  des  öffentlichen  Rechts  unter  ein«r  pro- 
Tîsorischen  Dlctatur  ist  die  Abtretung  der  Provins  Easass-Lothrii^en  Ton  Fnnk- 
reich  an  Deutschland  (1871)  luid  ihre  Umbildung  in  ein  deutsohes  Reichdaad. 

708. 

Der  Friedensschluss  beendigt  mit  dem  Kriege  auch  den  bis- 
herigen Rechtsstreit  unter  den  kriegführenden«  Staten.  Es  dürfen 
nach  demselben  keine  weitem  Feindseligkeiten  geübt  werden.  Die 
Wirksamkeit  des  Kriegsrechts  hart  auf  und  das  Friedensrecht  tritt 
iHeder  ein. 

L  Der  Friede  beendigt  ani^  dann  den  Rechtsstreit,  weicher  sum  Kric^*^ 
geführt  hat,  wenn  er  Über  denselben  keine  ansdrftdkliefae  Entsdieidang  trifft.  Die 
anÛLngliche  Beschwerde  darf  nicht  nochmals  zur  Ursache  eines  sweiten  Kriegs  g^ 
macht  werden.    Vgl.  unten  709.  713^    Wheaton  Int  Law.  |  544. 

2.  Die  Beendigung  des  Kriegsxeohts  muss  sofort  eintreten,  insoweit  dasselbe 
zu  feindlichen  Handlangen  ermftditigt.  Aber  es  können  nicht  ebenso  auf 
den  Tag  alle  Wirkungen  der  erschienenen  Kriegsgewalt  abgebrochen  werden. 
Wenn  das  Heer  zur  Zeit  des  Friedensschlusses  sich  in  Feindesland  befindet,  so 
bedarf  es  zum  Wegzug  einiger  Zeit  nnd  kann  faizwischen  die  Massregel n  seiner 
Sicherheit  nicht  aufgeben.  Es  gibt  also  auch  hier  Ueberg&nge,  wekbe  au 
g&nzliche  Erloschen  des  Ausnahmszustandes  mO^ch  machen.  In  allen  diesen  Be- 
ziehungen verlangt  das  Völkerrecht  bona  fides  in  der  Ausführung  des  Friedess. 
Vgl.  oben  zu  §  70öa.      ' 

709- 
Wenn  nach  Âbschlusa  des  Friedens  durch  einEshie  Heeresab- 
theflnngen,  wenn  auch  in  gutem  Glauben,  weil  sie  noch  wM  von 
dem  Friedenssohiusa  Kttuitnisa  hatten,  feindliche  Handniigen  verübt 
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worden  sind,  so  ist  der  Zustand,  wie  er  vor  denselben  gewesen  ist, 
soweii  möglich  wieder  herzustellen,  beziehungsweise  Entschädigung 
zu  leisten. 

I>eY  Friede  igt  Tertândlicfa  für  die  kriegfüdirenden  Staten  nnd  daher  auch 
for  ihre  Heere,  und  ihre  Staatsangehörigeii.  Hugo  Orotias  III.  20. 
§  32:  „Est  enim  paz  actus  civitatis  pro  toto  et  pro  partibus''.  Wenn 
daher  einaehie  Trappe&kArper,  ohne  den  Frieden  zu  kennen,  noch  eine  Stadt  oder 
eine  Festung  einnehmen,  ao  mflssen  sie  dieselbe  wieder  r&omen.  Ebenso  wenn  nach- 
her noch  feindtiehe  Scfaiiè  ak  Prise  genonunen  werden,  so  sind  dieselben  wieder 
frei  zu  lassen. 

710. 

Mit  dem  Friedensschluss  ist  die  Kegel  der  Anmestie  verbunden, 
soweit  nicht  besondere  Vorbehalte  eine  Ausnahme  begründen,  d.  h. 
es  wird  in  der  Regd  keine  weitere  Klage  gestattet  wegen  Schädi- 
gungen nnd  Unbilden,  welche  von  den  Angehörigen  einer  Kriegs- 
partei  wider  die  Angehörigen  der  andern  Partei  währ^id  des  Kriegs 
verübt  worden  sind. 

1.  Die  Amnestie  ist  nothwendig,  damit  das  Gefühl  des  Friedens  sich  be- 
festige.    WOrde  es  gestattet,  den  Streit  fortzusetaen,  so  wftre  immer  wieder  die 
Gefahr  da,  dass  die  Parteien  neuerdings  zu  den  Waffen  griffen  nnd  der  Krieg  wie* 
der  entflammt  würde.    Wenn  audi  die  Klagen  über  erlittene  Unbill  oder  Schidi« 
gung  zuuAchst  gegen  einaelne  feindliche  Personen  gerichtet  würden,  so  ist  dodi 
lünter  diesen  der  Stat,  für  den  sie  kftmpften.    Je  wenigar  die  Kriegsführung  den 
normalen  Bechtssustftnden  entq^richt,  und  je  gewaltsamer  sie  vorgeht,  um  so  leichter 
ist  hier  Streit  und  um  so  öfter  sind  Klagen  yeranlasst     Diesen  Streit  und  diese 
Klagen  will  die  Amnestie  mit  Vergessenheit  zur  Ruhe  bringen.    In  vielen  Friedens- 
verträgen wird  sie  ausdrücklich  vorbehalten,  in  andern  stillschweigend  als  selbst- 
verständlich vorausgesetzt     Z.  B.  Wiener  Congre  s  sakte  von  1815  Art  XI: 
,,Amiii8tie  générale  en  Pologne.    H  y  aura  amnistie  pleine,  générale  et  particulière 
en  faveur  de  tous  les  individus  de  quelque  rang,  sexe,  ou  condition  qu*ils  puissent 
ètre^'  und  ausführlicher  Art  XXII:   „Amnistie  générale  en  Saxe.    Aucun  individu 
domicilié  dans  les  Provinces  qui  se  trouvent  sons  la  domination  de  Sa  Mj^esté  le 
Boi  de  Saxe  ne  pourra,  no|i  plus  qu'aucun  individu  domicilié  dans  celles  qui  pas* 
Knt  par  le  présent  Traité  sous  la  domination  de  Sa  Majesté  le  Boi  de  Prusse,  être 
frappé  dans  sa  personne,  dans  ses  biens,  rentes,  pensions  et  revenus  de  tout  genre, 
dans  son  rang  et  ses  dignités,  ni  poursuivi  ni  recherché  en  aucune  façon  quelcon- 
que pour  aucune  part  qu'il  ait  pu  politiquement  ou  militairement  prendre  aux  évè* 
waaents  qui  ont  eu  lieu  depuis  le  commencement  de  la  guerre  tendnèe  par  la 
paix  condue  à  Paris  le  30  Mai  1814". 

2.  Die  Gründe  der  Amnestie,  welche  immerhin  die  regehnftasigen  Reehts- 
Snmdsitce  in  der  Anwendung  erheblich  hesrhrinkt,  liegen  mur  in  der  Rüdcsiclil 
^die  eseeptionelle  Natur  des  Kriegs  und  in  dem  allgemeinen  Frieden  t* 
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bedftrfniii.    D&qmIIm  auf  dtlier  iittt  toftber  liisiiis  audi  anf  ZenUram  n^ 
cher  Klagen  wirken,  welche  mit  den  Kriege  nichts  sa  schaffen  haben  nnd  derea 
Durchführung  den  Frieden  nicht  gef&hrdet 
Dahin  gehören: 

a)  privatrechtliche  Klagen  ans  Reehtsgeseh&ftea,  s.  &  Tietpfiing^ 
vertragen  oder  Gelddarlehen,  Loakaaf  von  Oeuumpenen,  wdche  währead 
des  Kriegs  abgeschlossen  worden  sind, 

b)  privatrechtliche  Klagen,  welche  ans  einem  litem,  vor  den  Kriege 
abgeschlossenen  Rechtsgeschäft  sich  ei^eben, 

c)  privatrechtliche  Klagen,  welche  ans  einem  Becktagrande  abge- 
leitet smd,  welcher  keinen  Besag  auf  die  Kriegsfahrung  hat  oad  niete 
EU  den  Handlungen  feindlicher  Parteileid^uchaft  gehurt 

Vgl.  Wheaton  Int  Law.  f  544.    Heffter  f  180. 

711. 

Die  Amnestie  begreift  in  der  Regel  anch  die  lÜBsethaten  -- 
Verwundungen,  Tödtungen,  Misshandlungen,  Schädigungen  des  Eiges' 
thuma,  Hünderang  — ,  die  Ton  Kriegaleuten  vecübt  worden,  aber 
während  des  Kriegs  nicht  kriegsrechtlich  zur  Rodhenachaft  geaogea 
worden  sind. 

Die  Aussieht  auf  die  kttnfUge  Amnestie  ist  freilich  f&r  die  Beditsâcheriiàt 
sehr  bedenklich.  Die  Privaten  haben  desshalb  gegen  ndUtftrisehe  Ezoesse  M 
keinen  andern  Rechtsschats,  ak  den  die  milit&rische  Disciplin  und  die 
Kriegsgerichte  gewahren.  Die  Strafe,  welche  die  Krieg^gerfchte  Teriilngeo, 
wird  aber  dnrch  die  Amnestie  nidit  beseitigt  Gewffluäch  sehfltst  die  Amnestie 
die  andern  Personen,  ausser  den  Kriegsleoten,  welche  sich  einer  Beditsverletsung 
aus  Parteileidenschalt  schuldig  gemacht  haben. 

712- 

Soweit  jedoch  der  Stat  wegen  im  Krieg  und  selbst  Ton  Kriegs- 
leuten yerübter  Verletzungen,  die  weder  durch  das  Kriegsrecht  noch 
durch  den  civilisirten  Kriegsgebrauch  gerechtfertigt  oder  entechol* 
digt  werden,  sondern  als  gemeine  Verbrechen  strafbar  sind,  die 
Rechtsverfolgung  gegen  seine  Angehörigen  gestattet,  findet  jene  Am- 
nestie keine  Anwendung. 


In  der  Praxis  wird  die  Amnestie  oft  in  weiterem  Urnüange  gewfthrt,  ab  fààt 
durch  die  Rttcksicht  anf  ihre  Gründe  rechtfertigen  lisst  £s  besteht  kein  Eecht»- 
grund,  wvsshalb  gemeiner  Diebstahl,  eine  Brandstiltang  am  blosser  Prmtncbe 
oder  Bosheit  angesti«ft  bleiben  sollten,  wenn  der  Stat,  dem  die  Yerbreeher  aa* 
geboren,  aoerkemit,  daas  diese  YerbreeheB  sieh  aaeih  dnrdi  die  ParteileideD' 
achaf ten  im  Krieg  gar  nicht  enlMâinldigen  lassen  und  ihre  YerMgang  and  Be- 
strafung in  keiner  Weise  den  Frieden  geffthrden.  Die  tbentaige  Aoi- 
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Mmmag  est  Annestie  cridlrt  tich  theihraiie  ans  der  ftltem«  nun  ils  IrrÜiCkiilleli 
erkuiaten  Anaîdit,  daas  der  Krieg  alle»  Recht  der  feindlichen  Nation  ▼emeine, 
und  eine  BOckkehr  in  den  sogenannten  Unoatand  der  Beditleaigkeit  begrltaiâe. 
Seitd^n  das  Ydlkerreckt  anerirmmt»  dass  aueh  im  Kriege  das  Recht  fiirtdanere^ 
sollte  ea  wirksamer  als  bisher  Hat  Bestrafung  gemeiner  Yesbrechen  sorgen,  damit 
die  Prira^ierMnen  besMm  Behnta  für  ihre  persönUcfaen  und  Yerm^^fensrechte  er» 
haltax 

713. 

Dia  Amaeatie  bezieht  sich  nicht  auf  BechtsTerletsimgeii,  die 
Yor  dem  Kriege  yerübt  worden  sind  und  mit  der  Kriegsursache  in 
keiner  Beziehung  stehen,  ebenso  wenig  auf  Rechtsverletzungen, 
welche  während  des  Kriegs  auf  neutralem  Gebiete  Ton  Angehörigen 
der  kriegführenden  Staten  wider  einander  verübt  worden  sind. 

1.  In  den  erstem  FäUen  gereicht  weder  die  feindliche  Erregtheit  den 
Th&tem  zu  einiger  Entschuldigung,  noch  kommt  die  Rücksicht  auf  den  Frieden 
denselben  zu  Statten.  Wenn  z.  B.  die  Verfolgung  eines  Diebes  oder  Betragers  oder 
Mdrdeni  wegen  des  Krieges  eingestellt  werden  musste,  so  kann  dieselbe  nach  dem 
F^edepinrMiisn  wieder  ernenert  weipdea 

2.  In  den  zweiten  F&Uen  kommt  zwar  den  Thätem  der  mildernde  Umstand 
SU  Statten,  dass  sie  vielleicht  aus  Parteieifer  gehandelt  haben;  aber  der  neutrale 
8 tat,  welcher  keine  GewaKthat  auf  seinem  Gebiete  duldet,  wird  dieselben  den- 
noch mit  Recht,  trotz  der  Amnestie  verfolgen,  weil  sie  seine  Friedensordnnng 
miasachtet  haben. 

7U. 

Aller  Irifteve  Str^  wird  durch  den  Frieden  geschliditet  und 
alle  frühem  Verletzungen  und  Beleidigungen  werden  der  Vergessen- 
heit fibesliefert  Ein  neuer  Krieg  darf  làur  durdi  neue  Kriegsur- 
saehen  begründet  werden. 

V^.  Q^  s  708. 

715. 
Der  öffentliche  Besitzstand  zur  Zeit  des  Friedensschlusses  wird, 
soweit  nicht   darin   abweichende  Bestimmungen   getroffen  sind,  als 
Grundlage  der  erneuerten  Friedensordnung  betrachtet.    Jeder  Theil 
behalt  das  Gebiet  nunmehr  zu  Recht,  das  er  besitzt. 

1.  Der  lYiedensvertrag  kann  anch  eine  andere  Grundlage  der  nenen  Friedens 
Standes  festsetxen.  Sehr  oft  greift  man  aof  den  BechtBEustand  vor  dem  Ansbruck 
^  Krieges  zurück  und  stellt  denselben  wieder  her.  Es  ist  das  der  sogenannte 
SUtna  qn«  ante  bell  am  sc.  res  fnenmt  Wenn  das  aber  mchi  geschehen  ist, 
Bo  wild  der  gegenwftrtige  Besitsstand,  d.  h.  der  Status,  quo  bellam 
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rei  reliquit  ab  GffVBdlage  anffeiioiuiieiL    UÊnheaOdmelammQtmàmiMmêk 
iü  EruBerang  na  das  Interdict  des  rtminfthea  Prftton  mm  ßchnti  des  Bent» 
elnM  OnuidstAcfcs   gegen  gewaÜHUM  oder  aonat  rechtiwidrige  StGnoig  ak  Tti 
p#iaideti8.    Diese  Beaeiflhnnng  iit  fmUlch  «ngenan,   tlieik  ireil  m  skb  bkr 
nidit  um  privatreehtlieheo  GnindbesitaB,  Sonden  m  statirechtlicke  Gebieu- 
hoheit  handelt,  tkeilt  weil  des  rOiaische  Interdict  mir  den  Besitz  aciifitrt  (ak 
interdictum   retineudae   possessioms),  der  völkerrechtliclie  Friededasdüim  dagefct 
nicht  bloss  Bcsitzvcrhältnisse  regulirt,  sondern  auf  deren  Grundlage  die  Rechti- 
▼  erh&ltnisse  von  neuem  ordnet  oder  befestigt.     Erst  durch  den  Frieden  wird 
die  Eroberung  und  die  gewaltsame  Einverleibung  ans  eiiieni  BesEtataad  in 
einea  Rechtsstand  «mgewaadalt.    Vgl.  oben  §  60  u.  546. 

716. 

Die  Kriegsgefangenschaft  erlischt  von  Rechtswegen  mit  dem 
Frieclensschluss,  indem  dieselbe  nur  aus  Kriegsrecht  und  nur  als 
Kriegsmittel  geübt  wird. 

Vorbehalten  bleiben  die  Massregelu  sowohl  einer  geordneten 
Uebergabe  und  Entlassung  der  vormaligen  Gefangenen  als  der 
Sorge  für  Bezahlung  der  Schulden,  welche  dieselben  contrahirt  habeit 

Tgl.  oben  §  593  ff.  Unter  Umstanden  wftre  es  gef&hrlich,  die  Kri£g^ 
fangenen  ohne  weitere  Disciplin  und  Aufsicht  frei  zu  geben,  es  wird  daher  nttbi^ 
sie  unter  militärischer  Zucht  der  Heimat  zuzuführen. 

717. 

Von  dem  Zeitpunkte  des  Friedensschlusses  an  dürfen  in  frem- 
dem Gebiete  keine  Kriegssteuem  und  Bequisitionen  mehr  auferlegt, 
noch  die  rückständigen  eingefordert  werden. 

Ss  Ist  das  eine  nathwandlge  Rechtsfolge  des  Fifedens^  welcher  die  ireüer« 
Bethfttigung  des  Kriegsrechts  hemmt  W&re  noch  ttue  GoatnbDttan  oder  Beqm- 
sition  erhoben  worden,  bevor  das  Commando  den  Friedensschluss  gekannt  hat»  so 
sind  die  Gelder  zurückzuerstatten  und  die  bezogenen  Natnralgegenstânde  zo  var- 
gQten.    Vgl.  zu  70öa. 

718. 

Diejenigen  Vertragsverhältnisse  unter  den  Staten,  deren  Wirk- 
samkeit während  des  Kriegs  suspendirt  war,  treten  wiederum  tod 
Rechtswegen  in  Wirksamkeit,  insofern  sie  nicht  entweder  durch  den 
Friedensschluss  abgeändert  werden  oder  Dinge  betreffen,  welche 
durch  den  Krieg  aufgelöst  oder  umgewandelt  worden  sind. 


1.  Vgl  oben  f  638.    Einaelne  Publicisten  nehmen  an»  die  firfthen  Yertrige 
werden  überhaupt  nur  insofern  wieder  wirksam,  als  sie  ansdrftaklich  neu  be- 
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kr&f tigt  worden  seien.  Es  ist  das  die  enfi^egengesetsEte  Yermiithnng.  Diese 
Meinimg  ist  enge  mit  dem  Irrthnm  verwachsen,  dass  der  Krieg  alle  älteren  Bechts-* 
Terhältnisse  unter  den  Staten  gftnzlich  aufKtoe.  Der  Friede  ist  aber  nicht  der  An- 
fang einee  ganz  neuen  Bechtszostandes,  sondern  nur  ein  Knotenpunkt  in  der  Ge- 
schichte, nicht  eine  ursprüngliche  neue  Rechtsschöpfung,  sondern  eine  Ent- 
wicklangsphase  der  Fortbildung  des  Rechts.  Daher  stellt  der  Friede  die 
Yerbindang  wieder  her  mit  dem  vorübergehend  durch  den  Krieg  gestörten 
Rechtszustand. 

2.  Wenn  der  Friedensvertrag  sich  über  die  Erneuerung  der  früheren  Ver- 
träge ausspricht,  oder  Abänderungen  derselben  festsetzt,  so  ist  natürlich 
diese  Bestimmung  entscheidend.    Die  Zweifel,  was  Rechtens  sei,  erheben  sich  nur, 
wenn  der  Friedensvertrag  darüber  Stillschweigen  beobachtet.     Darüber  kann 
leicht  Streit  entstehen,  weil  der  eine  Stat  das  Stillschweigen  anders  auslegt  als 
der  andere.     Ein  bekannter  Rechtsstreit  der  Art  fand  zwischen  England  und 
den  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  Statt  über  die   Fischerei  in  den 
englisch-amerikanischen  Eüstengewässem.     Durch   den   Vertrag  von  1783  hatte 
England  den  Fischern  aus  den  Vereinigten  Staten  die  „Freiheit^*  zugestanden,  gleich 
den  englischen  Fischern  an  den  englischen  Küsten  in  Amerika  die  Fischerei  aus- 
zuüben, und  auch  die  unbesetzten  Buchten  und  H&fen  zu  benutzen.    In  dem  Frie- 
den von  Gent  von  1814  war  dieser  Vertrag  mit  Stillschweigen  übergangen  worden. 
Die  englische  Regieruog  behauptete  nun,   dass  durch  den  Krieg  jenes  Zugest&nd- 
niss,  das  die  Natur  eines  Privilegiums  habe,  erloschen  und  im  Frieden  nicht 
wieder  erneuert  worden  sei.    Die  Regierung  der  Vereinigten  Staten  dagegen  be- 
hauptete, dass  jener  Vertrag  nur  einen  Utem  bestehenden  Rechtszustand 
anerkannt  und  nicht  singuläres  Recht  geschaffen  habe  und  daher  auch  nicht  hn 
Krieg  untergegangen,  vielmehr  im  Frieden  zu  ungehemmter  Wirksamkeit  gelangt 
sei.    Schliesslich  wurde  in  dem  Vertrag  von  1818  der  Streit  dadurch  ausgeglichen, 
dass  innerhalb  bestimmter  geographischer  Grenzen  die  Fischerei  an  der  englischen 
Küste  in  Amerika  den  Fischern  aus  den  Vereinigten  Staten  gestattet  wurde.    Vgl. 
die  auafOhrliche  Darstellung  bei  Wheaton,  Intern.  Law.  §  269-^274. 

3.  Sollen  die  früheren  Verträge  definitiv  ausser  Wirksamkeit  bleiben,  so 
müssen  dafür  besondere  Gründe  angeführt  werden. 

Solche  Gründe  sind: 

a)  dass  ihr  Inhalt  mit  den  Friedensbestimmnngen  nicht  vereinbar  sei. 
Z.  B.  A  eitere  Grenzverträge  gelten  fort,  insofern  die  Gr^ze  durch 
den  Frieden  nicht  verändert  worden  ist  und  sind  erloschen,  soweit  die 
Grenze  eine  andere  geworden  ist; 

b)  dass  der  frühere  Vertrag  nach  der  Natur  der  Sache  durch  den  Krieg  nicht 
bloss  in  seiner  Wirksamkeit  gehemmt,  sondern  aufgelöst  worden 
seL  Z.  B.  Ein  Allianzvertrag  zwischen  den  beiden  Staten,  welche 
sich  bekriegt  und  durch  den  Krieg  die  Allianz  gelöst  haben.  Es  bedarf 
eines  neuen  Vertrags,  wenn  der  alte  Vertrag  zerstört  ist,  und  es  genügt 
nicht  die  Beseitigung  des  Hindemisses  seiner  Wirksamkeit. 

He  ff  ter  f  181  fügt  bei:   „Vertragsverpflichtungen,  deren  Erfüllung  erst 
&och  in  Zukunft  geschehen  sollte,  wo  also  noch  eine  Willenserklärung  in  Betreff 
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der  flbemommeneii  Yerpflichtang  möglich  war^.  Tcfa  sehe  den  Gnmd  diftr  mck 
ein;  denn  der  abgeschlossene  Vertrag  giH  fort,  anch  wenn  der  Wille  eines  Cob- 
trahenteu  sich  ftndem  sollte.  Wenn  s.  B.  der  Stat  A  mit  dem  Stmt  B  einen  ye^ 
trag  schlois  ober  gemeinsame  Herstellung  einer  Eisenbahn  oder  Brücke,  nnd  bew 
der  Ban  vollxogen  ist,  ein  Krieg  zwischen  ihnen  ausbricht,  so  wird  die  Ausfiummg 
wohl  wfthrend  des  B[rieg8  gehemmt,  aber  es  steht  der  Erfüllung  im  wieder  ge- 
wonnenen Frieden  Nichts  mehr  Im  Wege.  Nor  die  Zeitfrist  wird  mit 
auf  die  in  Abrechnung  fallende  Zeit  des  Kriegs  erstreckt  werden 


719. 

Wird  in  dem  FriedensTertrage  die  Rückgabe  des  im  Kriege 
eingenommenen  Gebietes  yersprochen,  so  wird  als  Meinung  der  Y^- 
tragsparteien  angenommen,  dass  das  RechtsTerhältniss  der  Gebiets- 
hoheit wieder  anerkannt  sei,  wie  es  vor  der  feindlichen  Besitznahme 
gewesen  war,  und  dass  das  Land  in  dem  thatsächlichen  Zustande 
zurückgegeben  werde,  wie  er  zur  Zeit  des  Friedensschlusses  be- 
schaffen ist. 

Die  Besitznahme  im  Krieg  hatte  die  ursprüngliche  Grebietshoheit  nicht 
zerstört,  sondern  nur  unwirksam  gemacht  und  in  Frage  gestellt  Der  Friede 
stellt  ihre  Wiricsamkeit  wieder  her.  Natürlich  nicht  als  eine  neue,  sondern  als  aie 
alte  Statsgewalt  und  daher  mit  Beachtung  der  verfassungsmässigen  Rechte  xaà 
Zust&nde.  Aber  eine  vollständige  Wiederherstellung  auch  des  thatsächlichen  Za- 
Stands  ist  nicht  möglich  und  nicht  gerechtfertigt,  denn  die  thatsächlichen  Aenderongen 
des  Kriegs  müssen  als  eine  Folge  des  Kriegs  hingenommen  werden. 

720. 
Für  allfallige  Beschädigung  während  des  Kriegs  und  wahrend 
der  feindlichen  Besitznahme  ist  keine  Entschädigung  zu  leisten,  aber 
es  darf  nun  auch  keine  weitere  Beschädigung  vorgenommen  werden. 
Für  die  inzwischen  von  der  Kriegsgewalt  erhobenen  Einkünfte  nnd 
Leistungen  ist  kein  Ersatz  zu  leisten,  aber  es  dürfen  nun  auch  die 
öffentlichen  Gassen  nicht  weiter  von  dem  Zwischenbesitzer  ausge- 
beutet werden,  sondern  sind  zur  Yerfug^g  der  berechtigten  Stats- 
gewalt zu  stellen. 

Vgl.  zu  §  644  ff.  und  SU  §  662  und  705a. 

72L 

Auch  für  Verwendungen,  welche  der  Besitzer  inzwischen  ge- 
macht hat,  ist  kein  Ersatz  zu  leisten,  wenn  solcher  nicht  in  dem 
Friedensverträge  vorbehalten  wird. 
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Wolil  aber  kaim  derselbe  wegnehmen,  was  er  anf  seine  Kosten 
hinzugefugt  hat,  z.  B.  neue  befestigte  Werke  und  d^i  Zustand  wie- 
der herstellen,  wie  er  vor  seiner  Verwendung  gewesen  ist. 

Wenn  der  Besitzer  Bauten  gemacht  hat  —  s.  B.  er  hat  einen  Spital  g»* 
baut  oder  neue  Festungswerke  angelegt,  die  bisherigen  Werke  reparirt  u.  s.  f.  — 
80  darf  er  daf&r  keine  Entschädigung  fordern.  Er  hat  inzwischen  kraft  der  Eriegs- 
hoheit  gehandelt  und  Ersatzklagen  sind  für  die  Eriegszeit  im  Frieden  nicht  zulässig, 
es  wftce  denn,  dass  im  Friedenssdiluss  Entschädigung  versprochen  weiden  wftre. 

722. 

Wird  einfach  Bückgabe  eines  Gebietes  verabredet,  so  sind  auch 
die  dazu  gehörigen  Archive,  Documente,  Acten  u.  s.  f.  zurückzu- 
geben, auch  wenn  dieselben  inzwischen  von  dem  Sieger  weggeführt 
worden  sind. 

Das  Archiv  gehört  zum  Land,  gleichsam  als  Zubehörde,  wie  die  Hana- 
schriften  zum  Haus.  Die  natürliche  Beziehung  d^selben,  sowie  der  einzehien  Ur- 
kunden und  Actenstûcke  zu  den  Rechtsrerh&ltniaBen  des  Landes  und  der  YerwaUnng 
der  Statshoheit  ist  hier  so  enge  und  so  stark,  daa  das  Hoheitsrecht  jene  Gegeor 
Bt&nde  ansieht  und  daa  Recht  anf  diese  ans  jenem  Rechte  folgt 


723. 

Die  Rückgabe  anderer  feindüdier  Kriegsbeute,  selbst  der  wissen- 
schaftlichen und  künstlerisdien  Sammlungen  und  der  Denkmaler, 
die  vor  dem  Friedensschluss  weggebracht  worden  sind,  versteht  sich 
nicht  von  selber,  sondern  ist  vertragsmässig  zu  bestimmen. 

Vgl.  oben  $  660. 

724. 

Der  Vollzug  der  Friedensbestimmungen  soll  sofort,  d.  h.  sobald 
es  nach  Umständen  möglich  ist,  und  in  guten  Treuen  geschehn. 

1.  Erst  die  Ratification  macht  den  Vertrag  perfect  Erst  yon  diesem 
Tage  an  kann  daher  der  Vollzug  rechtlich  gefordert  werden.  Gewöhnlich  haben 
aber  die  Feindseligkeiten  schon  vorher  aufgehört,  während  der  Friedensverhandlung, 
die  durch  einen  Waffenstillstand  eingeleitet  worden  ist 

2.  Oft  enthalt  der  Friedensvertrag  auch  genaue  Termine  ftkr  den  Vollzug 
der  Friedensbestimmungen,  z.  B.  fCUr  die  Räumung  eines  besetzten  Gebietes. 

B.  In  aUen  Fällen  aber  gilt  die  Regel  eines  möglichst  raschen  Vollzugs, 
^iunSt  der  Nothstand  des  Kriegs  sobald  als  möglich  dem  nonnalen  Zustand  des 
Friedens  weiche. 

725. 
Wird  der  Friedenssehluss,  bevor  er  vollzogen  ist,   wieder  ge- 

26» 
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brochen,  sei  es  durch  thatsächliche  Emenerung  der  Feindseligkeiten, 
sei  es  indem  der  Vollzug  verweigert  oder  yerhindert  wird,  oder  dem 
Vertrag  offenbar  entgegengehandelt  wird,  so  ist  die  andere  Partei 
berechtigt,  sofort  den  Krieg  fortzusetzen  und  zu  handeln,  wie  wenn 
kein  Friedensvertrag  abgeschlossen  worden  wäre.  Die  unmögliche 
Erfüllung  gut  nicht  als  Bruch  des  Friedensschlusses. 

1.  Das  Yölkemcht  ontencheidet  zwischeii  dem  Friedensbruch  and  dv 
Verletzttiig  der  im  Friedensyertrag  anerkannten  oder  durch  den- 
selben  begründeten  Rechte.  Der  Friedensbruch  kann  nur  in  der  eistenZôt 
nach  dem  Friedensschluss  und  bevor  der  Friede  m  beiderseitiger  (Mtnng  gelangt 
ist,  geschehen.  In  diesem  Stadium  des  Uebergangs  aus  dem  Kriegssastaod  in 
den  Friedenszustand  gefährdet  der  Friedensbruch  die  ganze  KirîRtP.ng  des  Friedens 
und  berechtigt  die  verletzte  Partei,  den  Frieden  als  unwirksam  zu  betrachten  und 
demgem&ss  den  Krieg  fortzusetzen,  bis  es  zu  einem  neuen  und  dann  dorcb- 
gef&hrten  Friedensschluss  kommt  Wird  aber  der  Kri^,  trotnlem  da»  einzebe 
Bestimmungen  des  Friedens  nicht  aufgeführt  werden,  nicht  erneuert,  koimnt  ei 
trotzdem  zu  thalsachlicher  Emeuemng  des  Friedenszustandes,  wie  z.  B.  nach  den 
Zftridier  Frieden  zwischen  Oesterreich  und  Italien  von  1859,  so  sfiridit  man  màd 
mehr  von  Friedensbruch,  wenn  gleich  die  Beschwerden  Ober  den  Nichtvollzng  da 
Friedensvertrags  fortdauern  und  unter  Umstanden  zu  neuen  ernsten  Yerwickloxiges 
führen  können. 

2.  Die  Verletzung  des  Friedensvertrags  dagegen,  zum  Unterschied 
des  Friedensbruchs  steht  rechtlich  jeder  andern  Vertragsverletzung  gleich,  und  ksnSt 
wenn  sie  schwer  genug  ist  und  anders  nicht  geheilt  wird,  unter  Umstanden  zu  eioan 
neuen  Kriege  führen. 

3.  Das  Ultra  posse  nemo  tenetur  gilt  auch  von  der  NichtansfÜhnng 
einzelner  Friedensartikel.  Wenn  z.  B.  der  Prager  Friede  zwischen  Oesterracb 
und  Preussen  vom  23.  August  1866  dem  „Verein  der  süddeutschen  Stalen'*  eine 
„internationale  unabhängige  Existenz"  zuschrieb,  so  konnten  doch  diese  Staten  nicht 
gezwungen  werden,  einen  Verein  zu  bilden.  Soweit  dieser  Zwang  völker- 
rechtlich unmöglich  und  daher  die  Bestimmung  nicht  ausfahriiiar  ist,  kann  daher 
auch  nicht  von  Verletzung  des  Friedensvertrags  die  Rede  sein. 

726. 

Der  Friedensyertrag  bildet  ein  Granzes«  Der  Bruch  einer 
Friedensbestimmung  zieht  den  Bruch  des  Friedens  nach  sich,  wenn 
nicht  in  dem  Frieden  anders  bestimmt  ist 

Vgl.  Wheaton  Int.  Law.  §  550.  Der  Friedensschluss  kann  bestimaM 
dass  die  übrigen  Artikel  fortgelten  sollen,  wenn  auch  einer  derselben  nicht  oir 
Ausführung  komme. 
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727. 

Ohne  Friedensschlass  können  ein  Land  und  eine  Bevölkerung, 
einzelne  Personen  und  Güter,  welche  während  des  Kriegs  in  feind- 
liche Gewalt  gerathen  waren,  wieder  von  derselben  befreit  werden 
und  es  kann  in  Folge  dessen  das  frühere  Rechts-  und  Besitzesver- 
hältniss  wieder  in  ungehemmte  Wirksamkeit  treten,  wie  wenn  eine 
Störung  nicht  vorgekommen  wäre.  Diese  Wiederbelebung  des  durch 
die  Kriegsgewalt  gestörten  Zustandes  heisst  Postliminium. 

1.  Der  Ausdruck  postliminium  ist  dem  römischen  Recht  entnommen, 
hatte  aber  dort  eine  andere  Grundlage  und  einen  andern  Sinn.  Die  ROmer  nahmen 
an,  dass  durch  die  feindliche  Grefangenschaft  der  römische  Bürger,  so  lange  dieselbe 
dauere,  seine  Freiheit»-  und  seine  bArgerlichen  Rechte  verliere,  daas  er  aber  sofort 
sein  vorheriges  Redit  wieder  erlange,  wenn  es  ihm  gelinge,  sich  jener  Ge&ngeiir 
Schaft  zu  entaiehn.  Sie  fingirten  dann,  er  sei  niemals  gefangen  worden, 
sondern  habe  sein  Recht  fortwährend  erhalten,  und  nannten  diese  Fiction  post- 
liminium. §  5.  J.  Quib.  mod.  jus  pot.  solv.  (I.  12):  „Dictum  autem  postUminium 
a  limine  et  post,  ut  enm  qui  ab  hostibus  captus  in  fines  noetros  postea  pervenit 
postliminio  reversum  recte  didmus;  nam  limina  sicut  in  domibus  finem  quemdam 
fadunt,  sic  et  imperii  finem  limen  esse  veteres  Toluemnt"  Dieses  antike  und 
privatrechtliche  postliminium  hat  nun  aufgehört,  weil  die  Kriegsgefimgenschaft 
nicht  mehr  die  persönlichen  Rechte  der  Gefangenen  aentört,  sondern  nur  vorftber* 
gehend  ihre  Ausabong  hindert.  £s  bedarf  daher  keiner  Wiederhentellnng  des 
Redits  in  diesen  F&llen  mehr. 

2.  Das  moderne  völkerrechtliche  Postliminium  der  hoitigen  Zdt  hat 
vorzugsweise  einen  öffentlich-rechtlichen  Gharskter  und  wenn  es  auch  privat» 
rechtliche  Wirkungen  Äussert,  so  setst  es  nicht  grandsfttzlich  eine  vorherige  Ver- 
neinuQg  des  wieder  hersusteUenden  Rechts  durch  die  Kriegsgewalt,  sondern  tua 
eine  Behinderung  seiner  AosQbung  voraus. 

728. 

Wird  ein  von  dem  Feinde  besetzter  Gebietstheil  von  demselben 
freiwillig  wieder  geräumt  oder  wird  derselbe  durch  die  befreimdete 
Kriegsgewalt  wieder  daraus  verdrängt,  so  hört  das  feindliche  Eriegs- 
i^ht  sofort  auf  und  es  wird  das  frühere  Bechtsverhältniss  erneuert. 
Die  vormalige  Statsgewalt  tritt  wieder  in  ihre  Rechte  und  Pflichten  ein. 

Die  Autorität  der  feindlichen  Kriegsgewalt  beruht  nur  auf  dem  thatsäch- 
liehen  Besitz  und  dem  Nothrecht  des  Kriegs  (vgl.  oben  §  ö40  f.).  Wenn 
^^^  jene  den  Besits  wieder  verliert,  so  hört  damit  auch  die  Fortwirkung  ihrer 
^egBhoheit  auf.    Wurde  inzwischen  die  Landesverfassung  suspendirt,  so  tritt  sie 
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mm  wieder  in  voile  Kraft   Das  Hemmniaa,  welches  der  ursprQni^cheii  Stelsgewah 
entgegenstand,  ist  damit  wieder  entfernt. 

729. 

Geschieht  die  Verdrängung  des  Feindes  durch  eine  dritte 
Kriegsmacht,  welche  weder  die  rechtmässige  Statsgewalt  des  befreiten 
Landes  noch  ein  Bundesgenosse  desselben,  wohl  aber  im  Kriege  mit 
dem  Landesfeinde  ist,  so  versteht  sich  die  Wiederbelebung  der 
frühem  Regierung  und  Verfassung  des  Landes  nicht  Ton  selber. 
Vielmehr  ist  die  befreiende  Macht,  welche  inzwischen  die  Eriegsge- 
walt  handhabt,  berechtigt,  bei  der  neuen  Regulirung  der  öffentlichen 
Zustände  mitzuwirken.  Der  Befreier  darf  aber  nicht  ohne  Bücksidit 
auf  den  Willen  der  BeTÖlkerung  dauernd  und  willkürlich  über  das 
fremde  Gebiet  einseitig  verfugen. 

WOrde  man  lediglich  die  Analogie  des  Privatrechts  anwenden,  so  mflasie  ein- 
âich  das  von  einer  dritten  Macht  befreite  Qebiet  an  den  IViger  der  legidmen 
Statsgewalt  überlassen  werden,  wie  der  Dritte,  welcher  einem  Rftaber  meine  ge- 
raubte Sache  abjagt,  dieselbe  mir  heranssageben  hat  Aber  die  Analogie  passt 
nicht,  weil  es  sich  hier  um  öffentliche  (politische)  Verhältnisse  haadete. 
Die  Statsgewalt,  welche  die  Macht  nicht  mehr  besitzt,  ihr  Gebiet  m  scfaotsen  oder 
an  befreien,  hat  auch  kein  sicheres  Recht  mehr  über  das  Gebiet;  denn  ein 
Volk  und  Land  r^eren  kann  man  nur  mit  Macht  und  Autorität,  nicht  ohne  die- 
selben. Ferner  die  fremde  Statsgewalt,  welche  dorch  ihre  Anstrengungen 
und  Opfer  die  Befreiung  vollzogen  und  zugleich  ilire  Macht  bewfthrt  hat,  den  Fond 
ans  dem  Lande  zu  yerdrftngen,  hat  ein  natOrliches  Anrecht  daranf,  dass  die  neuen 
öffentlichen  Verhältnisse  in  dem  befreiten  Lande  mit  Beracksichtignng  anch 
ihrer  politischen  Interessen  neu  geordnet  werden.  Auch  wenn  sie  das 
Land  nicht  für  sich  erobern  wollte,  so  wäre  es  doch  v($Uig  unnatCiriich,  ihr  ansa- 
sinnen,  dass  sie  lediglich  f&r  fremde  Interessen  ihre  Vdkskräfte  Terwende.  Es  be- 
darf also  hier  einer  billigen  Ausgleichung  der  versdiiedeaen  Rechte  und  Interessen, 
sowohl  des  Befreiers  als  des  befreiten  Landes.  Ein  Beispiel  der  Art  bieten  die 
Verhandlungen  Preussens  mit  dem  Herzog  Friedrich  von  Augustenburg  über  die 
HerzogthOmer  Schleswig  und  Holstein  (1865  und  1866)  nach  der  Befreiung 
derselben  von  der  Dänischen  Herrschaft.    Vgl.  Heffter  f  188. 

730. 

Hat  ein  Volk,  ohne  Zuthun  der  vom  Feinde  vertriebenen  Re- 
gierung und  ihrer  Bundesgenossen  sich  durch  eigene  Kraft  von  der 
feindlichen  Herrschaft  befreit,  so  kann  die  frühere  Begiemng  nur 
mit  seiner  Zustimmung  nicht  gegen  seinen  Willen  in  den  Besitz 
eintreten. 

Durch  diese  Selbttbefreiung  bewährt  sich  die  statlldie  Kraft  des  YoHdb  im 
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Qegeasatie  m  der  Ohnmaclit  der  Trftger  der  Statsgewalt  Da  das  Mentiiche  Bedbt 
wesentlich  der  Aiudruck  der  lebendig-politiachen  Kräfte  im  Volk  ist  und  aeln  soU, 
BO  Î8t  das  Volk  durchaus  berechtigt,  die  StatsTerfossong  nach  der  Befreiung 
neu  SU  ordnen,  entsprechend  den  offenbar  geirordenen  YerhSltnissen,  und  sich 
nicht  lediglich  durch  die  Hinweisang  auf  eine  zweifelhaft,  weil  eine  Zeit 
lang  unwirksam,  gewordene  Legitimität  des  altern  Rechts  daran 
Terliiadem  zu  lassen.  Freilich  Oben  die  aufgeregten  Völker  in  ihrem  Eifer  für  die 
Herstellung  der  angestammten  Dynastie  in  diesem  kritischen  Moment  zuweilen  nicht 
die  ndthige  Vorsicht  aus  fùr  ihre  Zukunft  Die  Spanische,  Italienische  und 
die  Deutsche  (beschichte  der  Befreiung  yon  der  Napoleonischen  Oberherrschaft 
1813  bis  181Ö  liefern  manche  Belege  für  die  Wahrheit  dieser  Bemerkung. 

731. 

Hat  der  Feind  in  der  Zwischenzeit  nicht  bloss  Eriegsrecht  ge- 
übt, sondern  sich  eine  wirkliche  Landesherrschaft  angemasst,  und 
inzwischen  behauptet,  aber  ohne  dass  dieselbe  durch  einen  Friedens- 
schltiss  bestätigt  imd  zu  anerkanntem  Rechtszustand  geworden  ist, 
so  wird  zwar  nach  der  Verdrängung  des  feindlichen  Usurpators  der 
vorherige  Bechtszustand  erneuert,  aber  es  können  nicht  alle  ein- 
zelnen Begiemngsacte  des  Zwischenherrschers  als  ungeschehen  be- 
trachtet werden. 

Vielmehr  bleiben  dieselben,  soweit  sie  blosse  Verwaltungs-  und 
Gerichtsacte  sind  oder  eine  privatrechtliche  Bedeutung  haben,  in 
der  Regel  in  Kraft.  Soweit  sie  dagegen  den  Verfassungszustand  des 
Landes  ändern  oder  einen  wesentlich  politischen  Charakter  haben, 
können  sie  von  der  erneuerten  Statsgewalt  für  unwirksam  erklärt 
werden. 

1.  Der  Unterschied  zwischen  politischer  Begierung  und  Verwaltung 
im  engem  Sinn  (Administration)  muss  hier  beachtet  werden.  Auch  die  poli- 
tische Regierung  wird  inzwischen  von  der  Kriegsgewalt  und  der  Statsgewalt  geübt, 
welche  im  Kriege  das  Land  eingenommen  hat.  Aber  die  restaurirte  recht» 
massige  Landesregierung,  welche  andere  —  oft  geradezu  feindliche  —  po- 
litiscfae  Prindpien  und  Richtungen  vertritt,  ist  in  keiner  Weise  an  die  politischen 
Anordnungen  ihres  Gegners  gebunden.  Die  Politik  findert  sich  mit  der  AenderuAg 
des  entscheidenden  Centrums. 

2.  Dagegen  die  Yerwaltungsacte  —  ohne  politische  Bedeutung  —  wirken 
in  der  Regel  fort,  und  zwar  sowdil  die  Acte  der  Verwaltung  im  engern 
Binne  -—  die  Finanzrerwaltung,  die  Yolkswirthschaftspflege  und 
die  Gttltur pflege  inbegriffen  —  als  die  Acte  der  Rechtspflege  —  Urtheile 
un  Civil-  und  im  Strafprocess  — ,  Da  die  Zwischenregierung  durch  das 
^egorecht  dazu  ermächtigt  war,  die  Verwaitang  zu  ordnen  und  zu  leiten,  da  ferner 
die  Foitföhrung  der  Detailgeschftfte  nothwendig  ist  ün  allgemeinen  öffentlichen 
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ùHerene  and  da  endlich  hier  keine  politisclie  Bedenkm  im  Wege  Udm,  so 
iit  die  Anerkennung  des  Geschehenen  eine  natörlidie  Folge  der  FortdauR 
des  BecfaAs  und  der  nidit  unterbrochenen  statlichcn  Functionen.  Die  Guntion  aOer 
in  der  Zwischenaeit  erlassenen  Urtheile  der  Tielleicht  in  ihrem  PerBonal  verindeiteD 
Gerichtsbehörden  oder  aller  Verfügungen  der  neu  besetxten  Polisei-  oder  Fissio- 
imter  -wèxe  eine  Verkennung  des  natOrlichen  Zossnmenhangs  und  der  BedflrhiMK  | 
des  Lebens  und  mflsste  eine  Reihe  Ton  Verwirrungen  und  vielfältigen  Sdiaden  stifta. 

732. 
Die  restaurirte  Regierung  ist  nicht  yerpflichtet,  die  Veräussenmg 
von  Statsdomänen  oder  Renten,  welche  die  feindliche  Zwischenre- 
gierung  vorgenommen  hat,  oder  Statsschulden ,  welche  dieselbe  for 
das  besetzte  Land  contrahirt  hat,  als  rechtsverbindlich  anzuerkennen, 
sondern  berechtigt,  jene  Statsgüter  wieder  an  sich  za  ziehen  und 
die  Bezahlung  dieser  Schulden  zu  yerweigem. 

Durch  die  Besitsnahme  im  Kriege  geht  nicht  die  Statshoheit  aelber  aof  da 
Sieger  über,  sondern  nur  die  Ausübung  derselben  wird,  soweit  es  die  miliUrischen 
Rücksichten  erfordern,  von  ihm  in  die  Hand  genommen.  Die  bloss  provisorische 
Zwischenregierung  ist  daher  auch  nicht  zu  dauernder  Vertretung  des 
Landes  berechtigt.  Demgemflss  wird  sie  nicht  befugt  sein,  die  Domänen  zu  tct- 
iussem,  noch  Landesschulden  einzugehn.  Die  wiederhergestellte  Regierung  wird 
jene  Güter  daher  wieder  vindidren  und  die  Anerkennung  und  Bezahlung  dieser 
Schulden,  soweit  dieselben  nicht  für  das  Land  und  seine  Wohlfahrt  verwendet 
worden  sind,  verweigern  können.  Obwohl  diese  Acte  der  Zwischenregierung  znr 
Finanzwirthschaft  gehören,  so  haben  sie  doch  meistens  einen  eminent  politi- 
schen Charakter  und  soweit  diess  der  Fall  bt,  braucht  sich  die  mit  Gewslt  ans 
dem  Besitze  verdrftngte  und  dann  wieder  beigestellte  Regierung  jene  Acte  nicht 
gefallen  zu  lassen. 

733. 
Wird  aber  die  Eroberung  durch  die  Anerkennung  im  Frieden 
vollzogen,  so  wird  dadurch  die  Veräussenmg  der  Domänen  und  die 
Uebemahme  von  Landesschulden  bekräftigt,  und  wenn  später  durch 
neuen  Krieg  die  frühere  Regierung  restaurirt  wird,  so  ist  sie  nicht 
mehr  berechtigt,  die  in  der  Zwischenzeit  roUzogenen  Rechtsgeschäfte 
hinterdrein  als  ungültig  zu  erklären  und  demgemäss  zu  behandeln. 

Nur  in  den  F&llen  des  §  732  kann  von  Postüminiina  gesprochen  mideai 
nicht  in  denen  des  §  783.  Denn  nur  in  jenen  wird  der  ursprüngliche  Rechtf- 
su stand  von  den  Hemmnissen  und  Zweifeln  dar  kriegerischen  Zwischenaeit  wieder 
befreit,  in  diesen  ist  ein  neuer  Rechtssustand  erwachsen,  der  spftter  nicbt 
mehr  als  nicht  vorhanden  fingbt  werden  darf.  Wenn  einmal  der  Friede  die  E^ 
obenmg  bestätigt,  so  ist  der  Eroberer  berechtigt,  die  Statshobeit  au  (ben 
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und  auch  dritten  Personen  gegenttber  für  das  Land  in  handeln.  Der  Unter- 
schied der  beiden  FftUe  tritt  in  dem  bekannten  Kurhessisehen  Rechtsstreit 
deutlich  herror.  Der  Kurfürst  von  Hessen  bestritt  nach  semer  Bestaoration  (2.  Dec 
1813)  die  Goltig^eit  der  Yer&iuserung  laa  Dom&nengOtem,  welche  die  Wes^hftlische 
Regierung  nach  seiner  Yerdrftngung  aus  dem  Besitz  (1806)  ToUsogen  hatte  und 
setste  sich  mit  Gewalt  wieder  in  den  Besitz  der  verftusserten  Güter.  Innerhalb  des 
KurhesBiflchen  Landes  freilich  konnten  die  Privatk&ufer  nicht  zu  ihrem  Rechte  ge- 
langen. Dagegen  erkannte  die  Preussische  Regierung  die  RechtsgOltigkeit  der  ge- 
schehenen Yer&nsserungen  in  ihrem  Gebiete  an,  weil  das  Königreich  West- 
phalen  im  Frieden  ron  Tilsit  (9.  Juli  1807)  anerkannt  und  daher  die  Yer&usserung 
von  einer  wirklichen  Statsregierung  rechtskräftig  gemacht  worden  sei  Y^.  Phil- 
limore  UI.  §  573.  In  ähnlichem  Sinne  wurde  ein  zweiter  Process  von  dem  Spruch- 
collegium  der  Juristenfaoultät  in  Kiel  (24.  März  1831)  entschieden.  Auch  dieses 
Urtheil  führte  aus,  dass  der  restaurirte  Kurfürst  nicht  seine  vor  dem  Krieg  be- 
sessene Landeshoheit  fortsetze,  als  wäre  nicht  in  der  Zwischenzeit  eine  andere 
im  Frieden  anerkannte  Regierung  in  Gassei  gewesen.    Ebenda  UL  §  ö72. 

734. 

Der  restaurirte  Fürst  ist  nicht  verpflichtet,  Yeräusserungen  oder 
andere  Yerfrigangen  anzuerkennen,  welche  der  feindliche  Zwischen- 
herrscher bezüglich  der  Priyatgüter  des  erstem  Torgenommen  hat. 
Wenn  aber  diese  Rechtsgeschäfte  in  Folge  des  Friedens  consolidirt 
worden  sind,  so  kann  der  restaurirte  Fürst  dieselben  nachher  nicht 
wieder  anfechten. 

Das  fürstliche  Privatgut  ist  in  hoherm  Grade  als  das  Privatgat  anderer 
Personen  im  Kriege  der  Sjriegsgewalt  ausgesetzt,  weü  der  Fürst  als  solcher  eine 
feindliche  Person  in  besonderem  Sinne  ist  (§  569),  und  eine  erhöhte  Gefahr 
besteht,  dass  jene  Güter  zur  Förderung  der  Kriegszwecke  benutzt  werden.  Der  Fürst 
ist  daher  in  Gefahr,  dass  nicht  bloss  die  Domfinen  weggenommen,  sondern  auch 
seine  Privatgüter  von  dem  Feinde  mit  Beschlag  belegt  werden.  Gelangt  er  aber 
wahrend  des  Sjriegs  wieder  in  den  Besitz  seines  Gebiets,  so  kann  er  auch  eine 
allfällige  Verftusserung  durch  den  Feind  als  ungültig  betrachten,  weil  der  Feind  zu 
keiner  definitiven  Yerftkgnng  berechtigt  war.  Der  Friede  aber  legitimirt  auch  die 
im  Kriege  geschehenen  unrechtmässigen  Handlungen  der  Kriegsgewalt,  wenn  er 
nicht  darüber  ausdrücklich  anders  bestimmt.    Vgl.  oben  §  710. 

735. 

Die  restaurirte  Regierung  ist  nicht  berechtig,  für  die  Zwischen- 
zeit Verfügungen  zu  treffen  mit  rückwirkender  Kraft  ^  sondern  ge- 
uöihigt,  die  Folgen  einer  thatsächlichen  Zwischenregierung,  welche 
sie  nicht  zu  yerhindem  yermochte,  auch  ihrerseits  zu  tragen. 

Vgl  oben  px  f  7d3.     Pas  Yer&hren  des  181d  restaurirte^  KorfQrsteu 
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Wilhelm  I.  rai  Hcnen  und  det  1814  rartanrirteii  Ktaigi  Victor  L  Enanul 
von  Sardinien-Piemont,  welche  die  game  laoge  Zwischennity  ia  nekher  at 
ihrer  StaamdaDde  entaetit  waren,  ait  nicht  vorhanden  fingirten^  and  alkZt- 
itinde  (aach  die  Beamlenatellangen)  wieder  auf  den  Zeitponkt  inrflckadnanbteB, 
in  dem  lie  die  Hemchalt  verioren  hatten,  macht  den  Eindnick  einer  kuikiila 
Legitimität,  die  an  Wahnainn  grenat  Die  groawn  Ereigniew  der  Geachichte,  wdds 
die  Welt  Terindem,  ktanen  nicht  durch  onnatOrliche  Fictionen  ak  nidit  geKheba 
betrachtet  werden. 

736. 

Das  Postlimimiim  tritt  in  ëffentUch^i  Rechtsverhältnissen  onr 
wahrend  des  Kriegs  in  Wirksamkeit  und  wird  durch  den  Friedens- 
schluss  ausgeschlossen. 

Der  Friedensechlitts  verwandelt  die  thats&chUchen  VerSndenmgen,  die  wUutoä 
dee  Kriegs  entstanden  sind  und  im  Frieden  bestätigt  werden,  in  einen  anerkanDteo 
RechtszuBtand,  der  daher  nur  durch  neue  Rechtsbildung,  nicht  durch  blosse 
Wiederherstellung  wieder  geändert  wird.    Vgl.  oben  §  715. 

737. 

Kriegsgefangene  können  thatsächlich  ihre  Freiheit  wieder  ge- 
winnen, wenn  sie  von  der  Kriegsgewalt  befrat  werden  oder  ^à 
selber  beireien.  Diese  Anwendung  des  PosÜiminium  findet  sack 
nach  dem  Friedensschluss  Statt,  wenn  die  Gefangenschaft  thatsäch- 
lich über  denselben  hinaus  fortdauerte. 

Gefangene,  welche  ihre  Freiheit  durch  Bruch  ihres  Ehrenworts 
wieder  gewonnen  haben,  können  aber  dem  Feinde  wieder  ausgeliefert 
werden. 

Vgl.  oben  §  609.  Der  Bruch  des  Ehrenworts  ist  freilich  zunächst  eine  Ve^ 
letzong  des  Stats,  dem  das  Ehrenvort  gegeben  irorden  ist,  aber  so  anstasng;  aus 
auch  der  Stat,  dem  der  Gefangene  angehört,  berechtigt  ist,  einen  so  Befreites  xn- 
rückzuweisen  und  dem  Feind  wieder  zu  überUefem. 

738. 
Das  Postliminium  der  Privatpersonen  hat  die  Bedeutung,  dass 
ihre  persönlichen  Rechte,  an  deren  Ausübung  sie  durch  die  Kriegs- 
gefangenschaft  gehindert  waren,  nun  wieder  von  ihnen  ausgeübt 
werden  können.  Die  Vormundschaft,  die  inzwischen  for  sie  bestellt 
worden  ist,  hört  auf  und  sie  treten  in  den  persönlichen  durch  keio^ 
Feindesgewalt  gehinderten  Genuss  ihres  Vermögens  wieder  eio*  ^ 
Becht  war  aber  auch  während  der  Oe&ngenschaft  nicht  au^ehobeO' 
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Nach  modernem  Recht  datiert  die  Ehe  des  Kriegsgefangenen  fort 
und  kann  er  anch  über  sein  Vermögen  gültig  unter  Lebenden  oder 
durch  letzten  WiUen  yerfügen. 

Da   die  heutige  Eriegsgefiuigeiischaft  die   Yermögensrechte   der  Kri^isge- 
fangenen  keineswegs  aufhebt,  sondern  nur  Bie  in  der  Verwaltung  ihres  Yermögens 
thatsäcblich  hemmt,  so  bedeutet  das  moderne  Postliminium  nicht  wie  das  antike 
Wiederherstellung  des  Hechts,  sondern  nur  Beseitigung  der  Hemmnisse. 
Eechtlich  ist  der  Kriegsgefangene  nicht  gehindert,   über  sein  Yerm6gen  su  Ter- 
fügen.     Er  kann  z.  B.  einen  Verwalter  bestellen  und  ermftchtigen,  der  in  seiner 
Abwesenheit  die  Wirthschaft  besorge,   einzelne  Sachen  Ter&ussem,  Verträge  ab- 
schliessend ein  Testament  machen  u.  s.  f.    Nur  thats&chlich  werden  manche  An- 
ordnungen wegen  der  Verhinderung  der  Communication  nicht  ausführbar  sein.    In 
allen  diesen  Beziehungen  beruhte  das  römische  Postliminium  auf  .einer  ganz  ent- 
gegengesetzten Bechtsgrundlage.   Der  Kriegsgefangene  hatte  als  solcher  aUe  Rechte 
auch  über  sein  Vermögen  rerloren  und  nur  das  Postliminium  stellte  dieselben  durch 
die  Fiction  wieder  her,  dass  er  inzwischen  nicht  gefangen  gewesen  sei. 

739. 

Das  Postliminium  wirkt  femer  zu  Gunsten  des  wieder  wirksam 
gewordenen  Grundeigenthums ,  wenn  dasselbe  während  des  Kriegs 
dem  Eigenthümer  durch  die  feindliche  Kriegsgewalt  entzogen  und 
wieder  unter  die  Autorität  des  befreundeten  States  zurückgelangt  ist 

Wenn  die  feindliche  Eriegsgewalt  z.  B.  einzelne  Privaten  aus  dem  Besitz 
ihrer  Häuser  und  Güter  Terdrftngt,  und  dieselben  für  militSrische  Zwecke  in  ihren 
Besitz  genommen  hat,  aber  vor  dem  Krieg  wieder  aus  dieser  Gegend  zurückge- 
worfen wird,  so  können  die  Privaten  sich  unbedenklich  wieder  in  den  Besitz  ihres 
Eigenthums  setzen.  Wftren  gar  jene  Güter  inzwischen  von  der  feindlichen  EriegSp- 
gewalt  veräussert  worden,  so  ist  die  —  nicht  im  Frieden  ausdrücklich  oder  still- 
Bchwdgend  bestätigte  —  Veräusserung  ungültig  und  die  Eigenthümer  können 
vindiciren. 

740. 
Auch  die  beweglichen  Sachen,  welche  von  dem  Feinde  weg- 
genommen worden  sind,  können  bis  zum  Friedensschluss  von  dem 
▼erletzten  Eigenthümer  zurückgenommen  werden,  wenn  die  feindliche 
Gewalt  wieder  verdrängt  ist.  Vorbehalten  bleiben  die  privatrecht- 
lichen Beschränkungen,  welche  der  dinglichen  Verfolgung  beweglicher 
Sachen  im  Wege  stehen  und  die  Bestimmungen  zu  Gunsten  des 
redlichen  Verkehrs,  welche  den  Erwerber  schützen. 

Wenn  z.  B.  der  Feind  Vieh  wegnimmt  und  wegtreibt,  und  im  Verfolg  der 
^^^X9ùi»  oder  des  Kampfs  den  Besitz  desselben  wieder  verliert,  so  hindert  {(içhtci 
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den  EigenthOner,  8ich  seiaer  Hamthiere  wieder  ni  bemiciitigen,  wenn  er  dendbei 
wieder  habhaft  werden  kann,  anch  dann  nicht,  wenn  jene  W^nafame  dotdi  isà 
Kriegsrecht  legitimirt  war.  Noch  weniger  Bedenken  hat  es  natOrlidi,  das  da 
EigenthOmer  die  unrechtmässiger  Weise  ihm  entlegenen  Sachen,  wenn  er  am 
Gdegenheit  findet,  wieder  in  seinen  Beaiti  nehme. 

741. 
Die  Wiedemahme  der  als  Prise  Ton  dem  Feinde  weggenommescn 
Schiffe  ist  vor  der  Verartheilung  oder  Zusprechung  des  Prisengerichts 
jederzeit  gestattet 

Vgl.  darüber  nnten  Bach  IX.  Gap.  6. 


Neuntes  Buch. 

Becht  der  Neutralität. 

L  Begriff  und  Ari^^n  der  Neutralität 

742. 

Neutralität  heisst  Nichtbetheiligiuig  au  dem  Kriege  Dritter  uud 
daher  Behauptung  der  Friedensordnung  für  den  eigenen  Bereich. 

Neutral  heissen  die  Staten,  weldie  weder  Kriegspartei  sind 
noch  zu  Gunsten  oder  zum  Nachtheil  einer  Kriegspartei  an  der 
Kriegsfuhrung  Theil  nehmen. 

Das  Wort  und  der  Begriff  der  Neutralit&t  gehören  yorzftglich  der  neaem 
Bechtsbildong  an.  Hugo  Grotius  nennt  noch  die  Neutralen  medii;  Bynkera- 
hoek  „non  hostes,  qui  neutrarum  partium  sunt".  Die  AusMMung  des 
Rechts  der  Neutralität  ist  eine  der  fruelitbarsten  und  ntttzUdisten  Emmgenschalten 
des  neueren  Völkerrechts;  denn  die  neutralen  Staten  beschranken  die  üebel 
des  Kriegs  und  schätzen  wahrend  des  Kriegs,  so  weit  es  m(^ich  ist,  das  Recht 
und  die  Interessen  des  Friedens.  In  der  NeutraUtftt  liegt  die  Ablehnung 
und  Vermeidung  jeder  Theünafame  am  Krieg.  Kl  über:  „Ein  neutraler  Stat  ist 
weder  Bichter  noch  Partei*'.  Der  neutrale  Stat  bleibt  also  im  Frieden,  wfthrend 
die  Kriegsparteien  einander  beldbnpfen.  Aber  die  Neutralit&t  beginnt  erst  mit  dem 
Kriege  und  endigt  mit  dem  Kriege.   Bolin-Jaequemyns  Bevue  d.  D.  Intern.  III.  125. 

743. 

Die  neutralen  Staten  verzichten  nicht  auf  ihr  Kriegsrecht 
Aber  sie  enthalten  sich,  so  lange  sie  neutral  bleiben,  der  Betheiligung 
&ni  Kriege. 

Das  gih  auch  yon  den  Staten,  welchen  eine  sogenannte  ewige  Neutralität 
zugesichert  ist.    Vendcht  auf  das  Becht  des  Kriegs  w&re  Selbstentmannung,  w&r^ 
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Versieht  des  States  danaf,  seine  Rechte  mit  den  Waffen  sa  sehotsea  imd  ni«- 
treten,  d.  h.  im  Grunde  Versieht  auf  die  selbständige  Existens. 


744. 

Die  thatsächliche  Neuüalltät  ist  die  Grunâbeâingnng  des  Hechts 
der  Neutralität. 

Ein  Stat,  welcher  sich  am  Kriege  betheiligt,  ist  nicht  neutral,  acndenie 
wird  selber  Kriegspartei  oder  Bundesgenosse  einer  Kriegspartei  oder  InterfcnieDt 
im  Krieg.  Wenn  er  sich  nicht  neutral  yerhftlt,  so  kann  er  auch  nicht  die 
Rechte  eines  Neutralen  ansprechen.  Der  Krieg  selber  hat  xunachst  eioe 
thatsichliche  Bedeutung.  Vgl.  su  f  ölO.  Wer  Krieg  fahrt,  ist,  wefl  er  d« 
thut,  Kriegspartei  und  wird  von  dem  Gegner  mit  Recht  als  Feind  betrachtet  vsà 
behandelt. 

745. 
Es  gibt  eine  nothwendige  durch  völkerrechiliche  Acte  und  Ver- 
träge garantirte   sogenannte  ewige  Keutralität  einzelner  Staten  usd 
eine   freiwillige    auf    friedlichem  Entschluss   beruhende  Neutralität 
der  Staten. 

1.  Die  Neutralität  kann  in  dem  CSiarakier  eines  States  und  in  aHgemâsa 
Vedüütnissen  eine  fortwiriDende  BegrOndnag  haben  und  dann  ala  ewige  Nestrâ- 
litftt  erscheinen.    Von  der  Art  sind  in  Euiepa: 

a)  die  Neutralitat  der  Schwels.  Seit  den  unglücklichen  italienisda 
Kriegen  su  Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderts  hat  die  schweizerische  Eidge 
nossenschaft  sich  der  Politik  einer  bleibenden  Neutralität  zugewendet,  welche  ras 
verObergehend  in  den  Bevolutionskriegen  17d8--180S  und  dann  wieder  sur  Zeh 
der  BestanrattOQ  1Ô14  Terietst  worden  ist  Die  Wiener  Congressacte  Artdi 
93.  und  eine  besondere  Beurkundung  der  M&ehte  vcMn  20.  Not.  1815  erkeiaet 
es  an,  dass  die  fortwfthiende  NentraJitAt  der  Schweis  in  den  politischen  IntereiBa 
▼OB  ganz  Europa  begrandet  seL  Wenn  man  erwAgt,  dass  die  Schweiz  mitten  t^ 
sehen  grossen  nationalen  Staten  gelegen  und  selber  aus  Bruchtheiien  der  deatscbeo. 
finuuÉAsischen  und  italienischen  NationaUt&t  zusammengefügt  ist,  dass  sie  allein  eio^ 
rqmblikanische  Verfassung  mitten  unter  den  grossen  Monarchien  behauptet,  das 
sie  im  Besitz  der  GebirgspAsse  und  Uebergftnge  ist  aus  einem  grcwen  Uodei:^^ 
in  das  andere,  dass  in  ihr  die  grossen  Ströme  und  ThalAihungen  des  Bheins,  ^ 
Donau  (Inn),  der  Rhone  und  des  Po  (Tessin)  ihren  Ursprung  nehmen,  so  b^gi^ 
man  sowohl  das  schweizerische  als  das  europäische  Interesse,  dass  dieses  Central- 
land  £uropa*s  ein  Friedensland  und  daher  neutral  bleibe.  Vgl.  Wheston 
Ini  L.  f  416—420. 

b)  die  inunerw&hrende  Neutralität  des  Königreichs  Belgien,  gemiss  dem 
Londoner  Vertrag  vom  15.  Not.  1831,  wodurch  ein  Land,  das  während  Ji^ 
hunderten  vorzugsweise  sum  Kriegsschauphits  zwischen  Frankreich  und  DeutBcU^^ 
dienen  musste,  Tor  diesen  Gefahren  gesichert  und  das  europäische  Kriegtfeld  eio' 
geengt  werden  soll    Wheaton  Int  L.  £  421.   Während  des  fransösisch-deatflcheD 
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Krieges  woide  die  yen  Fhukreidi  bedrohte  Bdgiache  Neutralität  duch  neue  yoa 
England  vorgeschlagene  Yertrftge  mit  weitem  Garantien  yeraehen.  Yertrtge  vom 
9.  und  11.  Aug.  1870.    (Stataarch.  4087.) 

c)  Die  Keutralitftt  des  FOrstenthnms  Serbien  infolge  dea  Pariaer  Vertrags 
vom  30   Man  1866. 

d)  Die  Nentralitftt  dea  Qroaaheraogthnma  Luxemburg  nach  dem  Londoner 
Vertrag  vom  11.  Mai  1867. 

2.  Während  des  franzfisisch-deutschen  Krieges  von  1870/71  beschwerte  sicà 
die  deutsche  Regierung  über  unneutrales  Verhalten  der  Luxemburgischen  Begierung 
und  drohte  die  Neutralität  des  Chnossherzogthums  nicht  weiter  zu  beachten.  (Depesche 
des  Grrafen  Bismarck  vom  3.  Dee.  1870  StatsarcL  4317.)  In  einer  Aeusserung 
darüber  vom  22.  Dec.  bemerkte  der  Oesterr.  Beichskanzler  Graf  Beust:  in  Folge 
der  „europäischen  Garantie''  dieser  Neutralität  sei  die  Prüfung  und  Beurtheilung 
der  Thatsachen,  welche  eine  Verletzung  der  Neutralität  durch  den  neutralen  Stat 
begründen  und  den  Schutz  der  Neutralität  aufheben  sollten,  prindpiel  den  Signatair- 
mächten  des  NeutralitätsyertragB  augefallen  und  dem  Ermessen  einer  einzehien 
kriegführenden  Macht  zunächst  entsogen  worden.  Die  Gemeinschaft  eines  euro* 
päischen  Interesses  und  Actes  schtieast  allerdings  eine  einseitige  Erledigung 
der  Frage  ans;  aber  in  der  Theilnahme  an  jener  Garantie  liegt  doch  nicht  ein 
Verzicht  dea  verletsten  Statea  auf  die  nöthige  SelbsthOlfe  nodi  die  Nöthignng 
desselben,  während  eines  Kriegs  ein  feindliches  Verhalten  dea  für  neutral  erklärten 
Statea  so  lange  zu  dulden,  bis  die  übrigen  Garanten  Abhülfe  schaffen. 

746. 

Es  gibt  eine  Tollständige  und  eine  theilweise  oder  beschränkte 
Neatralitiü,  iadeai  dim  Staâ  ein^r  Kriegspartei  yertragsmässig  zu 
einer  beschrankten  Hülfe  verpflichtet  sein  und  diese  Pflicht  erfüllen 
luum,  ohne  sich  im  übrigen  an  dem  Kriege  zu  betheiligen. 

Ein  Beispiel  ist  das  Recht  der  Schweiz,  einige  SaYojische  Gebietstheüe  in 
einem  französisch-italienischen  Kriege  zu  besetzen  und  dadurch  zu  schützen,  ein* 
Becht«  welches  freilich  einen  ganz  andern  Sinn  hatte,  so  lange  Savoyen  zu  Hemont 
gehürte,  als  seitdem  ea  eine  französische  Provinz  geworden  ist. 

747. 

Es  kann  sogar  zum  Behuf  der  engeren  Eingrenzung  des  Kriegs- 
feldes ein  Theil  des  Statsgebiets  der  Kriegspartei  selbst  neutralisirt 
d.  h.  für  neutral  erklärt  und  dadurch  Ton  der  Gefahr  des  Kriegs 
befreit  werden. 

Die  Localisirnng  des  Kriegs  beadrtakt  die  Leiden  dea  Kriegs  und  ist 
^>W  sehr  zu  empfehlen.  Es  kann  daa  freilich  nur  thats ft ch lieh  geschehen,  wis 
>.  B.  in  dem  Deutsch-Dftniachen  Kri^^e  Ton  1863/64  der  Kri^  anf  daa  Herzogthnm 
^<^l^Ieawig  «ad  Jutland  beachrftnkt  war.  Dana  ist  daa  noch  nicht  wiridiche  Nen« 
^'^lùiniBg  der  übrigen  Gebiete  der  Kd^ppartelen  nnd  hftngt  ea  von  dem  Emesaeii 
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der  Heerführer  ab,  den  Kriepediaaplate  aaek  dorthin  cu  verl^en.  Ee  kenn  aas 
aber  durch  üebereinkunft  aach  rechtlich  festgeatellt  werden,  n.  R  daas  der 
Krieg  nur  in  den  aberseelschen  Colonien,  nicht  in  Europa  gefUirt  werde,  oder  me- 
gekehrt  W&hrend  des  Kriege  von  Oesteneich  wider  Frankreich  und  Italien  wnrde 
80  der  theilweise  von  den  Franzosen  und  theihreise  von  den  Oesterre&cfaem  besetzte 
Kirrhemrtat  neutralisirt  (1859).  Die  von  den  Parteien  verabredete  Einigreiiaiing  des 
Kriegsfeldes  schliesst  also  eine  beschränkte  Neutralisirung  der  Übrigen  Statierbicte 
in  sich. 

748. 

Die  Neutralität  heisst  eine  bewaffnete,  wenn  der  neutrale  Stat 
in  der  Abeicht  zu  den  Waffen  greift,  seine  Neutralitat  und  damit 
seine  Friedensrechte  gegen  jede  Verletzung  einer  der  Kriegsparteien 
zu  schützen. 


Die  blosse  Rüstung  und  selbst  die  Truppenaufstellung  des 
State  bedeutet  noch  nicht  Theilnahme  am  Krieg,  sondern  nur  Schutz  des  Friedeos- 
sustanda  gegen  Uebeigriffe  einer  der  Kriegsparteien.  Ebne  Neutralit&t,  die  nkbt 
im  Nethfall  mit  den  Waffen  vertheidigt  wird,  ist  ein  höchst  unsicheres  Gtit,  und 
wird  leicht  von  der  einmal  losgebundenen  Kriegsgewalt  mianchtet,  wenn  aie  das 
in  ihrem  Interease  findet 


S«  Bedlngnngeii  der  Neutralität  und  Pfltekten  der  NevtraleiL 

749. 

Es  hängt  in  der  Regel  von  dem  freien  Willen  eines  jeden 
States  ab,  ob  er  in  dem  Kriege  anderer  Staten  neutral  bleiben  oder 
sich  an  dem  Kriege  betheiligen  wolle. 

1.  Wenn  ein  Krieg  ausbricht,  so  können  die  zunftchst  unbetheiligfcoi  Staten 
entweder  einer  der  Kriegsparteien,  deren  Sache  sie  unterstützen  wollen,  beisteht! 
und  so  ebenfalls  in  den  Krieg  eintreten,  oder  sie  können  sich  solcher  Theilnahnie 
enthalten.  Im  letztem  Falle  sind  sie  neutral/  Die  NeutralitftI  bedarf  nicht  eines 
besondem  Acts,  sondern  versteht  sich  als  Regel  von  selber,  wenn  nicht  die 
Handlungen  eines  Stats  auf  kriegerische  Betheiligung  hinweisen. 

2.  Für  die  Staten  mit  fortwährender  Neutralit&t  gilt  die  obige  Ter- 
muthung  in  erhöhter  St&rke.  Wenn  diese  Staten  sich,  ohne  zuvor  selber  ver- 
letzt zu  sein,  bei  einem  Krippe  anderer  Staten  betheiligen  wollten,  so  wftre  das 
Verzicht  nicht  wie  bei  den  andern  Staten  nur  anf  die  gegenwartige  Neu- 
tralitiU;,  sondern  zugleich  auf  die  Vortheile  der  ewigen  Neutralität  Die 
übrigen  Staten  würden  sich  nicht  mehr  durch  die  früheren  allgemeiaen  Anord* 
nungea  bestbnmen  lassen,  eüien  Stat,  der  wie  die  andern  je  nadi  seinem  âeies 
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Ermeasea  bald  Theil  am  Kriege  nimmt,  bald  aSdi  mrOckhAh,  als  einen  ?oiiiig»- 
weise  mid  daaernd  neutralen  Stat  za  betrachten  nnd  sa  behandeln.  Ein  aokher 
Stat  würde  dann  eine  abwechselnde,  bald  kriegerische  bald  friedliche  Politik  treiben, 
nicht  mehr  eine  dauernd  nnd  spedfisch  neutrale.    Vgl.  unten  §  752. 

750. 

Die  BundeagenDssensdiaflb  mit  einer  Eriegspartei  verpflichtet 
nidit  ünmer  ^nr  Theünahnie  am  Krieg.  Die  Bimdesg^iiosseiischaft 
kann  begrenzt  und  die  Behauptung  der  NentralilÂt  mit  derselben 
vereinbar  sein. 

Die  deutschen  Staten,  obwohl  f&r  Sicherung  des  deutschen  Bnndesgebiets 
die  Bundeagenossen  Oesterreichs,  verhielten  sich  dennoch  in  dem  Kriege  Oester- 
reichs  gegen  Frankreich  und  Italien  1859  neutral  und  jblleben  sogar  in  dem  von 
Preuasen  und  Oesterreich  gegen  Danemark  1863/64  geftthrten  Kriege  in  neutraler 
Hahong. 

751. 

Sogar  wenn  ein  Bundesgenosse  zur  Unterstützung  einer  Kriegs« 
partei  verpflichtet  ist,  aber  sich  trotzdem  jeder  Theilnahme  an  dem 
Kriege  enthält  und  diesen  Willen  der  (jegenpartei  ankündigt,  so  hat 
er  einen  Bechtsanspruch  darauf,  von  derselben  als  neutraler  Stat 
geachtet  zu  werden* 

Die  blosse  yertragsm&ssige  Alliana  mit  einem  kriegfthrenden  State 
macht  den  Alliirten  noch  nicht  nothwendig  sum  Feinde  der  andern  KriegsparteL 
Wenn  der  Bundeogenoese  seiner  Alliana  keine  Folge  gibt  und  seine  neutrale 
Gesinnung  und  Haltung  offenbar  macht,  so  darf  der  Feind  seines  AHürten 
ihn  nicht  als  Kriegspartei  betrachten.  Er  beobaditet  demselben  gegenaber  das 
Redit  des  Friedens  und  hat  daher  aoch  ein  Bedit  auf  Frieden.  Die  Frappe,  ob  e^ 
dadorch  seine  Bundespflichten  gegen  den  AllürtenTerletse,  ist  nur  zwischen 
ihm  und  diesem  Allürten  sn  lösen,  sie  geht  dessen  Gegner  Nk^ti  an. 

752. 

Auch  wenn  ein  Stat  durch  Verträge  oder  allgemeine  völker- 
rechtliche Anordnungen  zu  ewiger  Neutralität  wie  berechtigt  so  ver* 
pflichtet  ist,  hört  er  dennoch  auf,  neutral  zu  sein,  wenn  er  that- 
Bächlich  als  Kriegspartei  oder  für  oder  gegen  eine  Kriegspartei  sich 
am  Kriege  betiieiligt. 

Vgl  zu  S  744  nnd  749.  Wenn  der  fortwfthreiid  neutrale  Stat  zur  Ver- 
^'^^îdiguDg  seines  Rechts  und  daher  auch  seiner  Nentralit&t  Krieg  führen  muss,  90 
Teniohtet  er  damit  nur  vorübergehend,  nicht  dauernd  auf  seine  immerwährende 
Neotralitjtt.  Weqn  er  dag««^  ohne  sohdie  eigeM  Kriegniisache  sich  an  dem  Kriege 
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MU»  Bmm  h^HkeSOg^  m  kt  èb0  élm  Aaf|f«%M  seiner  isinerw&lireBéei 
Nevtfaliiftt. 

753. 
Neutralität  bedeutet  nicht  Gleichgültigkeit  und  Unparteilidikeit 
gegenüber  den  Eriegsparteien  und  dem  Fortgang  des  Krieges. 

ISàù  Stat  ksn  eis  lebhafte»  Mitgé#Obl  mü  dtr  «fiWD  Kffagspartâ 
kilMD  «ad  lainem  Unwillen  wider  die  andot«  Kziecnpartei  einen  ofiaen  Abs- 
druck  geben  und  trotidem  neutral  bleiben.  Blosie  Meinnagen  und  Ifemoa^ 
ausserungen  über  Becht  und  Unrecht  und  über  die  Gegens&tEe  der  Politik  and 
keine  kriegerischen  Acte  und  keine  Theilnahme  am  Krieg.  Sie  heben  das  Friedens- 
wuhliEniM  dsr  Staten  nickt  auf,  i»  wenig  als  derartige  Urtheüe  va4  Aeassetnnga 
von  Privatpecflonen  über  Andwe  schon  einen  Process  bedeuten:  Wenn  ana  der  irt 
and  Form  der  lleiaangsausserung  eine  Beleidigang  erkennbar  wird,  ao  kann  du 
aam  Streite  und  selbst  aum  Kriege  fahren.  Aber  erst  »ass  diese  Folge  fsur 
treten.  Bis  dahin  bleibt  der  Friedenazustand  und  mit  ihm  die  Neutralität  T^ 
Rolin-Jaequemyns  in  der  Genter  Bevue  du  D.  Int.  III.  S.  125,  welcher  die 
Idee  angeblidier  Unparteilichkeit  der  Neutralen  verspottet:  ,,L'idéal  du  personnage 
neatiawaii  {lartiitt^  »'est  le  Jmefe  fA  daaa  Tayologiia  de  Hiuitm  et  im  piudenrs, 
avals  la  CQBlAisi  db  taoUqsqaer'  et  adjage  )esréeailles  aax  deux  beUig<tantsb  B  n'€A 
d*aacun  psrtiiv  n^  ü  s'engraisse  aorupoleoseneat  aux  dépens  de  tous  deux" 

753  a. 
Âeusserungen  der  Sympathie  mit  einer  Kriegspartei  smd  ebenso 
wie  Meiiraiigsiîttssemiigen  über  das  Beehi  oder  Unreehi  decselben 
den  Netitraten  freigestellt.    Es  ist  da»  nieM  Kriegshtafe,  d.  k.  fbt^ 
säcldlche  ßetheüigung  an  dem  Kriege. 

L  Wahread  des  fianateisclHletttschen  Krieges  hst  der  amerikaaisishe  PMadeirt 
Garant  kai  der  MeutsaMtMipiDclaaM^cii  vom  ad.  Angosi  1870  aasdraddicà  eridüt 
dssB  »^  freie  und  voBe  Aeosseniuig  der  SyrnyaHilw  fiCsatlich  und  sadcnii4 
nicht  eingesdniiddi  s«t  émk  die  Qetetse  def  Yeissai^len  Bmaf. 

2.  Die  Leidenschaften,  welche  der  Krieg  entflammt,  werden  freilich  dxach 
solche  Aeusserungen  leicht  heftig  gereizt  und  die  neutrale  Haltung  der  Staten  Te^ 
liert,  wenn  die  Presse  des  neutralen  Landes  lebhafte  Sympathien  äussert,  leicht  hd 
der  Öegfenpartef  an  Vertrauen  und  Qlaaben  und  iBt  da&er  immerhin  der  Prese 
TefSîdit  itfii  Ifitosigoag  sn  eaqrfefaieii.  Abei»  dss  iél  nisi^  èfn^  Sasiie  der  SdM' 
UskUt  andt  einer  bessuMnen  Midk,  ab  dina  iSikeirechtiiAe  Pficis.  Tgl 
BQlinrJa<^qaei»]r4s  a^  a.  0. 

8.  Nur  vor  offenbaren  Beleidigungen  einer  EriegjV^uiei  su  wanien 
und  widerrechtliche  Kränkungen  der  Art  su  Teriiûten  oder  su  besttsfeHi 
kann  aath  ümstladiii  eias  Pflidit  des  nsakralen  States  wetdcn^  èsna  auch  im 
Medsa  kian  eia»  solche  üagsbehr  s«  snstea  Veiteadknigaa  aabefasa-  Sla^ 
fSliren  und  efaitin  gelâhi^iehen  Streit  ▼eiinlssseo.  Wttansad  das  Kfkgsa  aber  ^ 
dta  QemttAer  empfin^ttolMr  and  senraadet  eins  Bsieidt»«g  tfeto.  Unbedesasi» 
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Ezeene,  die  smftdist  EÎMoiae  tencànldea,  Verden  dann  leicht,  wow  fwtdi  oIumb 
soreiclieiideQ  Gnmdt  einer  ganaai  Nation  od«r  selbst  dem  State  als  Sduild  «iig&- 
rechnet^  Um  so  nfithiger  ist  es,  Mer  recbtaeitig  einnischreiten,  damit  der  gate 
Wille,  friedliche  Beziehnngen  zu  erhalten,  unzweideutig  henrortrete.  Die  Bundea- 
regienuig  der  Scdvveia.  und  die  belgiache  Begierung  haben  diesen  Willem  bei  jedem 
Anlass  bewfthst;  und  es  ist  das  auch  yoü  beiden  Kric^parteien,  trota  YorOber- 
gehendar  kldner  Meinangadiilerenaen,  schliesslich  anerkannt  worden. 

754. 

Wenn  ein  Stak  nur  vorübergehend  durch  die  Person  des  ge- 
memsamen  Herrschers  mit  einem  andern  State  vi^bunden  ist,  ao  ist 
es  möglich,  dass  der  eine  Stat  zur  Kriegspartei  wird  und  der  andere 
Stat  neutral  bleibt. 

Da  jeder  von  diesen  Staten  eine  Person  für  sich  ist  (§  74),  so  kann  auch 
der  eine  8tat  im  Kriege  sein,  der  andere  im  Frieden  leben.  Es  war  nicht  noth- 
wendig,  dass  das  Knrfarstcmthum  Hamover  in  die  engfiBchen  Kriege  Torwickelt 
werde,  ala  diO'  Ejorfbrsten  von  HaimoTor  zugleich  KOnIge  vois  England  waren,  no 
wenig  als  früher  die  Niederlande  genöthigt  waren,  sich  an  den  ex^gUschen  Kriegen 
zu  betheiligen,  als  ihr  Erbstatthalter  König  von  England  geworden  war.  Jeder 
Belbat&afige  Stat  enlschekkt  skh  selbstiindigv  ob  er  de»  FrMen  tehaltsu  oder  in 
den  Eri^  einteeten  wolla 

755. 

Es  kann  auch  der  Fürst  eines  States  persönlich  als  Offider 
im  Dienste  eines  andern  kriegführenden  States  an  dem  Kriege  Theil 
nehmen  und  trotzdem  die  Neuti;alität  des  States  gewahrt  bleiben, 
dessen  Fürst  er  ist. 

Indem  er  als  Qffîcier  eines  fremden  feindlichen  States  an  dem  Kriege  Theü 
nimmt,  gehört  er,  wie  jeder  andere  Officier  zu  dem  feindlichen  Heere,  und  erscheint 
er  nicht  als  Statshaupt,  noch  handelt  er  für  seinen  Stat.  Persönlidk  ist  er 
nun  der  Kriege^geihngenschaft,  aber  nicht  sein  8tat  dem  Kïiege  aasgesetzt 

756. 

Da  die  thataächliehe  Nichtbetheiligung  am  Kriege  die  natür- 
Ucho  Vormuaaetzung  der  Neuijralität  i^t,  so  ist  der  Qeutrale  Stal^ 
wenn  er  die  Rechte  der  Neutralität  behaupten  will,  verpflichtet^  sicl^ 
jeder  thatsächlichen  Unterstützung  einer  Kriegspartei  zu  Kriegs- 
zwecken zu  enthalten. 

L  Die  Pflichten  des  Neutralen  sind  nicht  Dienstharkeiten»  welche 
ihnen  wa  andeni  Staten  *-»  insbesondere  den  kriegführenden  Staten  —  aufarte 
wvdsÉç  daftr  tfbe  •»  käaam  Bechtsgrimd;  diese  Pflichten  sind  nur  paturger 
"UlBae  Boéingaïkgra  dei^  SwtraKtit.     Vm  kam  jof^c^  »9«tfa^  d.  L  i|n 

27* 


420  NéoiieB  BocIl 

Frieden  bleiben,  wenn  mnn  am  Kriege  Theil  nimmt.  Dem  Recht  der  Neu- 
traUtiU  ist  durch  die  neutrale  Haltung  bedingt  üeber  diesen  Gnmdgeduika 
kann  kein  Zweifel  sein.  Nur  die  Anwendung  und  Aasdehnnng  denelben  kam  Jd 
Frage  kommen. 

2.  Die  berühmte  Prodamation  der  Amerikamachen  Nentnlîtât  dordi  da 
Prftsidenten  Washington  vom  Sa.  April  1798  in  dem  fraaiflBiiifth'epglinchcn  Krieg 
erklftrt  es  ak  die  Pflicht  und  das  Interesse  der  Vereinigten  Staleo,  sich  ,j£naaà&à 
und  unparteiisch  su  den  beiden  kriegführenden  Mächten  sn  verhalten*'  und  er- 
mahnt alle  B&rger,  „sich  aller  feindlichen  Handlungen  wider  eine  der  beiden  gaoz- 
lich  tu  enthalten*'.  Die  Art,  wie  er  beiden  Machten  g^ijenflber  diese  Nentralitât 
trots  grosser  Schwierigkeiten  handhabte,  trug  vieles  dazu  bei,  das  Recht  der  N«i- 
tralit&t  SU  befestigen  und  auszubilden.  Vgl.  Wheaton  Int  L.  §  439  Anm.  ra 
Dana  und  die  Schrift  von  Be  mis:  American  Neutrality.  Boston  1866. 

757- 

Insbesondere  darf  der  neutrale  Stat  nicht  einer  Kriegspartei 
Trappen  liefern,  noch  Kriegschiffe  znr  Verfiigang  stellen,  nodi  Sub- 
sidien  für  die  Kriegsführung  bezahlen. 

Die  bewaffnete  unmittelbare  Beihfllfe  sur  Eriegsf Ohmqg  Ist  Theîl- 
nahme  an  der  Kriegsführung,  aber  auch  die  mittelbare  ünterstatsnng  der  Krieg»- 
f&hrung  durch  y<^^^""g  von  Kriegssubsidien  ist  Betheiligung  am  Kri^  nnd 
mit  der  neutralen  Haltung  nicht  vertrftglich. 

758. 

Wenn  einzelne  Angehörige  des  neutralen  States  ohne  Stats- 
anftrag  und  ohne  Statsermächtigong  von  sich  ans  als  Reisläufer 
und  Parteigänger  einer  Kriegspartei  zulaufen  und  an  der  Kriegs- 
führung Theil  nehmen,  so  ist  das  nicht  eine  Verletzung  der  Neu- 
tralität,  welche  dem  State  zur  Last  fallt,  aber  diese  Personen  haben 
nun  auch  nicht  die  Rechte  von  friedlichen  Personen  anzusprechen, 
sondern  sind  als  Feinde  zu  betrachten. 

Der  neutrale  Stat  darf  aber  nicht  dulden,  dass  auf  seinem  Ge- 
biete sich  Freischaren  sanmieln,  um  einer  kriegführenden  Macht 
smzuziehen. 

1.  Die  einzelnen  Privaten  reprftsentiren  nicht  den  Stat;  daher  kann  auch 
ihre  persönliche  Theilnahme  an  einem  fremden  Kriege  nicht  als  Betheiligung  des 
States  angesehen  werden,  dem  rie  angehören.  Der  neutrale  Stat  daif  nnr  nicht 
dulden,  dass  auf  seinem  Gebiete  sich  Freiwillige  sammeln  and  als  militä- 
rische Truppe  organisiren,  um  von  da  ans  dann  einer  der  KriegqiarteisB  so- 
nudèhn.    Das  wftre  nicht  mehr  That  von  Eiseinen,  sondern  betdme,  weil  die 
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Trappenbüdang  immer  eine  statliclie  Machtentfaltung  ist,  einen  Offent* 
lich-rechtliclien  Charakter.  Würde  der  Stat  die  Bfldong  von  solchen  Frei- 
Bcharen  gewähren  lassen,  so  würde  er  offenbar  die  Eriegsfühning  der  einen 
Partei  durch  seine  Gonnivens  unterstützen  nnd  die  Gegenpartei  h&tte  Ursache,  das 
als  eine  feindliche  Haltung  zn  betrachten.  Die  neutrale  Stellung  wftre  aufg^eben. 
Wenn  aber  solche  Unternehmen  heimlich  vorbereitet  werden,  und  der  Stat,  der 
es  nicht  hindert,  dabei  in  bona  fide  ist,  kann  man  ihm  dieselben  so  wenig  als  das 
Keislaufen  Einzelner  zum  Vorwurf  machen. 

2.  Die  Pariser  C!onferenz  vom  15.  Jan.  1869  erklärte  in  dem  Türkisch- 
Griechischen  Confiikt:  „La  Grèce  devra  s*abstenb:  désormais  de  favoriser  ou  de 
tolérer  la  formation  sur  son  territoire  de  toute  bande  recrutée  en  vue  d*une  agres- 
sion contre  la  Turquie." 

759. 

Wenn  ein  Stat  durch  frohere  Verträge,  welche  nicht  in  der 
Voranssicht  des  eingetretenen  Krieges  zum  Behuf  der  Unterstützung 
einer  Kriegspartei  abgeschloscen  worden  sind,  verpflichtet  war,  dem 
State,  der  nun  Kriegspartei  geworden  ist,  Truppen  zu  stellen,  so 
wird  die  Anwesenheit  dieser  Truppen  in  Feindesland  und  selbst  die 
Theilnahme  derselben  am  Krieg  nicht  als  Verletzung  der  Neutralität 
jenes  States  betrachtet,  wenn  im  (Tebrigen  die  friedliche  Gesinnung 
des  letztem  unzweifelhaft  ist  und  er  sich  strenge  innerhalb  der 
Schranken  seiner  vertragsmässigen  Verpflichtung  hält. 

Die  gelieferten  Truppen  sind  feindliche  Personen,  aber  der 
Stat,  der  sie  nicht  für  diesen  Krieg  geliefert  hat,  ist  nicht  zum 
Feind  geworden  durch  Ausbruch  des  Krieges. 

Die  neutrale  Schweiz  war,  so  lange  sie  durch  sogenannte  Milit&rcapi- 
tulationen  gebunden  war,  oft  in  dieser  Lage,  indem  die  im  Dienste  und  Solde 
einer  fremden  Macht  stehenden  Schweizertruppen  an  den  Kriegen  dieser  Macht 
Theil  nahmen,   während  die  Schweiz  selber  sich  an  dem  Kriege  gar  nicht  be- 
theiligte.   Es  kam  sogar  nicht  selten  vor,  dass  solche  schweizerische  Werbetruppen 
in  den  beiden  feindlichen  Heerlagern  zu  finden  waren  und  genöthigt  wurden,  wider 
einander  zu  kämpfen.    Indessen  ist  das  immerhin  ein  Missrerh&ltniss,  das  zu  auf- 
richtiger Neutralit&t  nicht  passt    Indem  die  schweizerische  Bundesverfassung  Yon 
1848  nun  aUe  Militfircapitulationen  untersagt  hat,  schützt  sie  die  Neutralit&t  der 
Schweiz  besser  gegen  derartige  Zweifel    Vgl.  zu  §  762.     Ein  anderes  Beispiel 
einer  Lieferung  von  Hfllfstruppen   bei  einer  im  Übrigen  fortdauernden  neutralen 
Haitong  hat  D&nemark  in  dem  Schwedisch-Bussischen  Kriege  von  1788  gegeben. 
^  Correspondenz  darQber  zwischen  D&nemark,  welches  an  Bussland  Schiffe  und 
l^nippen  geliefert  hatte  und  trotzdem  seine  Neutralit&t  behauptete,  und  Schweden, 
welches  zwar  diese  Behauptung  bestritt,  aber  thats&düich  dennoch  D&nemark  als 
Mtntoa  Stat  behandelte,  siehe  bei  Phlllimore  m  §  140. 
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7«0. 

Sein  Stat  and  daher  auch  kein  kriegführender  Stat  ist  be- 
rechtigti  in  einem  firemden,  insbesondere  einem  neutralen  Stat  wider 
den  Willen  der  Statsgewalt  Trappen  xu  werbei^ 

Die  Trnppen Werbung  wie  alle  Ttuppenaoslielnmg  und  Trappensasun- 
hing  Ist  voraoB  eine  ÂeusBerong  der  Kriegshoheit,  welche  aosachliesslidi  der 
einheimischen  Statsgewalt  zusteht.  Die  fremde  Weibong,  die  nicht  Ton  dieser 
gestattet  worden,  ist  daher  eine  Verletzung  jener  Statshoheit 
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Erlaubt  der  neutrale  Stat  ausschliesslich  oder  vorzugsweise 
einer  Kriegspartei  die  Truppenwerfoung  in  seinem  Gebiet,  so  er- 
scheint diese  Handlang  als  Beihülfe  zur  Eriegsfiihrung  und  demge- 
mäss  als  Yerletzung  der  Neutralitätspflicht. 

L  Indem  der  neutrale  Stat  die  Werbung  gestattet,  steUt  er  dem  fremden 
8tat  einen  Theil  seiner  milit&rÎBchen  Yolkskräf te  zur  Verfügung.  Geschieht  das  nur 
zu  Gunsten  einer  Plvtei  und  daher  wider  die  andere,  so  ergreift  der  bisher  neutrale 
Stat  dadurch  selber  Partei  fOr  Jene  wider  diese,  und  gibt  damit  seine  neutrale 
Haitang  auf.  Viellefchl  Iftsst  sh^  das  der  Gegner  geftdlen,  ohne  desshaib  jenen 
Stat  als  Feind  su  behandeln.  Dann  dauert  trotadem  das  FUedeasyerfaÜtaisa  fot 
Aber  der  befeindete  Stat  braucht  sich  das  nicht  gefallen  zu  lasaen,  und 
kann  in  Folge  dessen  sich  weigern,  l&nger  jenen  Stat  als  neutral  anzusehen. 

2.  Die  Anwerbung  von  Truppen  in  fremdem  Lande,  ohne  Erlaubnis  s 
der  Landesregierung  gilt  daher  als  ein  strafbares  Vergehen.  VgL  dar- 
über das  merdamerlkanische  Neutralil&tsgesetz  tmn  5.  Juni  1794^  be- 
stätigt und  ergSnzt  den  20.  April  1B18  Art  2,  èss  engliiohe  €kmte  British 
foreign-enlistment  Act  v.  8.  Juli  1819  (59  Georg  m.  c.  69)  §  2  und  die 
Rede  Cannings  im  englischen  Fariament  bei  Phillimore  DI.  §  146  u.  147. 
Wheaton  Int  L.  f  439  und  besonders  die  Anmerkung  dazu  von  Dana. 

762. 

Weim  dar  xieutrale  Stat  b(ûden  Eriegsparteien  die  Truppen- 
werbong  in  semem  Gebiete  gestattet,  ohne  eine  derselben  Tonugs- 
weise  m  begttnstigeii,  so  ist  das  fewar  km,  offianbarer  Bradi  d«* 
Neatralxt&tspflicht,  aber  die  völlige  Untersagnng  jeder  fremden  Wer- 
bung entspricht  besser  und  unzweideutiger  der  neutralen  Haltung. 

Neolmlititt  bedeutet  nfcht  gleiobrnftsaige  Begûnstignng  der  beiden 
KriegSfaTteien,  sondern  Enthaitnng  von  jeder  Kriegstheilnshme. 
Die  ünpartellichkrit»  irekhe  «ich  in  jener  Aussezt»  hat  eisen  zwddentigett  «od 
vcrdftohligea  Chankter,  ekmal  «cfl  es  «nnstttiüdi  ist,  dass  ^er  fitst  wine  juns«D 
Manner  in  zwei  feindliehe  Lager  ferlocfaen  und  éum  wider  efapadsr  idbapfea 
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lâ«l»  and  Mâum  ireü  lie  iiiclit  EotibâUmig  iroa  j«der  Fftrieliiiliiie,  Mateil.ete» 
glaicliseltige  Theilnakme  auf  beiden  Beitea  ist.  Die  frAbene  Pnodi 
der  schweiseriachen  EidgenojiJienscliaft,  mit  TemUedeneB  Mbcto» 
MIHtftreapilnliMtieoap  absnaofafiewoi  «ad  znveilen  den  eatgegenfêidt^n  Kriegs- 
pacteien  Sehveiaertmppen  n  Uefem  (au  §  759),  hat  sirar  damak  ikre  NeoinMtai 
nietet  au^sefaobeo,  war  aber  ein  eebr  bedenklicher  Vorgang,  Yattel  Œ.  §  110. 
Dd^cgtm  PhlUimore  m.  $  löO.  ,,£in  Volk,  wehdiea  beid»  Krtegspartden  in 
Mantiwrlinft  od«  QM  BSMb  le&iftei»  mag  unparteiisch  sein,  aber  es  ist  nicht 
n«atr«r'. 

763. 

Der  neutrale  6tat  darf  nicht  bloss  selber  keine  Kriegsschiffe 
einer  Kriegspartei  liefern;  er  ist  auch  verpflichtet,  in  guter  Treue 
darüber  zu  wachw  und  es  zu  verhindern,  daas  nicht  auf  seinem 
Gebiete  durch  Privatpersonen  Kriegsschiffe  fiir  eine  Kriegspartei 
ausgerüstet  und  derselben  überliefert  werden. 

1.  Im  Friedenszaatand  ist  der  Verkauf  von  Kriegsschiffen  von  Stat  zu 
Stat  anbedenklich,  und  ebenso  die  Lieferung  solcher  von  Seite  der  Privatindustrie. 
Dann  sind  das  friedliche  Bechtsgesch&fte.  Aber  w&hrend  des  Kriegs 
liegt  in  der  Ausrüstung  und  Zuwendung  von  Kriegsschiffen  eine  offenbare  Unter- 
stützung und  Verstärkung  der  Kriegsgewalt.  Insofern  diese  Absicht  aus 
den  Umständen  sichtbar  wird,  ist  das  kriegerische  Beihûlfe,  die  mit  der  neu- 
tralen Haltung  nicht  verträglich  ist 

2.  Schon  das  Neutralitätsgesetz  der  Vereinigten  Staten  von  Nord- 
amerika von  17d4  (revidirt  1819)  enthält  in  Art  3  eine  Strafbestimmung  gegen 
alle  Personen,  welche  „Schiffe  ausrüsten  und  bewaffnen,  oder  dafür  sorgen,  dass 
Schüfe  ausgerüstet  und  bewaffiiet  werden  in  der  Absicht  für  einen  fremden  Stat 
zu  feindlichen  Handlungen  gegen  einen  andern  Stat  verwendet  zu  werden,  der  im 
Frieden  ist  mit  den  Vereinigten  Staten".    Dieses  Gfesetz  wurde  unter  der  Präsident- 
sdiflft  des  Qenerals  Waattington  eitaasen,  nachdem  für  fnhktciok  in  Kriege 
mit  England  in  den  amerikanischen  Häfen  Ereuaerschiffe  ausgerastet  wecden  waren 
und  die  englische  Regierung  dartüi)er  Beschwerde  geführt  hatte,  als  über  eine  Ver- 
letzung der  Neutralität     Die  Regierung  der  Vereinigten  Staten  erklärte  die  Be- 
schwerde für  begründet,  und  das  Gesetz  schuf  bessere  Garantien  für  die  Bewah- 
raog  der  Neutcttlität    Vgl.  die  fiehrift  Dr.  G.  Beais  American  Nentrattty.  Boston 
1866  (wo  sieb  die  amerikanisebfln  und  fingKeolwp  Gesetia  abgedmckt  finden). 
Der  engHscbe  llimater  Cainiag  berief  mûi  später  anf  du  anedknaiache  Vor* 
bild,  um  ranen  Landalenten  eine  ebenso  aorgfiUtige  Beaditang  der  Neatraütftte- 
pflkht  au  empfehlen.    Das  eafljiaefae  GeseU  von  1619  enthält  ein  ibnilches  Verbot 

a  Während  der  UnabhängigkeitBkxiege  der  anwrikaidsdien  fiAdstaten  gegen 
Hinafen  «idPoiti«al  hatten  die  Bundei^ewalten  ^er  Veseinigten  Staten  vieifiiltigsn 
Aaktts,  den  Versneben  entgegenantreten,  welebe  in  dem  Gebiete  4er  Union  ge» 
vedit  wurden,  den  aufettodiachen  Codenien  durch  AusKAatnng  wn  KraoKiBûhifiin. 
s«  Bllft  n  fawMii  luid  ea  war  im  M)  adiwiaqgcr  for  jeaaJ^ 
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éat  NentnUttt  wa  erflBlleii,  ib  die  BymptOden  der  NofdamerikBolKten  BeffOn- 
lang  naftnrganin  tehr  enttcfaieâen  und  idir  lebhtft  tof  Seh»  der  Anfalindfccfctt 
warnt    Vgl.  Dana  Ânm.  la  Wheaton  Int  Law.  f  439  8.  Amg.  8.  557  1 

4.  In  Folge  der  Besehwerde  der  Vereinigten  Staten  von  Amerika  gegen  die 
Beg^erong  Ton  Qroesbrittanien,  daas  sie  diese  TölketreditHehe  Pffidit  TeniBcUaa%t 
habe,  indem  sie  wahrend  des  amerilcaoiBchen  BOrgerikriegs  die  sOdstatlinhffn  Kreoser 
nicht  rerhindert  liabe,  anszolaofen  (sog.  AlabamabeschwerdeX  kam  echlieesiidi  der 
Vertrag  von  Washington  swischen  den  beiden  Staten  vom  8.  Mai  1871  n 
Stande,  durch  welchen  ebk  Schiedsgericht  beauftragt  wurde,  auf  Schadensenats  ta 
erkennen,  auf  Grundlage  folgender  drei  Tölkerrechüicher  Regeln,  die  zwar  nach 
englischer  Meinung  damals  nicht  unzweifelhaft  waren,  aber  dennoch  min  als  be- 
rechtigt anerkannt  werden:  Art.  6.  „Eine  neutrale  B^erung  ist  verpflichtet: 

1)  sorgfältig  darüber  zu  wachen,  dass  nicht  in  ihrem  Gebiete  ein  Schiff  ans- 
gerostet,  bewaffnet  oder  bemannt  werde,  welches  mit  Grund  als  ein  für  den  Krieg 
mit  einer  befreundeten  Macht  bestimmtes  KriegsschüF  oder  Kreuzer  za  betracfatoi 
ist  und  ebenso  dieselbe  Sorgfalt  zu  üben,  um  die  Abfahrt  dnes  solchen  Kri^gs- 
oder  KreuzerschüTs  aus  ihrem  Gebiete  zu  verhindeni, 

2)  nicht  zu  gestatten  oder  zu  dulden,  dass  eine  der  kriegführenden  Fsartden 
ihre  Seehafen  oder  Gewftsser  als  Basis  ftür  die  Operationen  zur  See  wider  ihren 
Feind  oder  zur  Erneuerung  oder  Verst&rkung  ihrer  Militftnnacht  oder  zur  Aus- 
hebung von  Mannschaften  benutze, 

3)  in  ihren  Häfen  und  Gtew&ssem  und  ebenso  gegenüber  allen  in  ihrem 
Statsgebiet  sich  aufhaltenden  Personen  mit  Sorgfalt  dafür  zu  sorgen,  dass  jede  Ver- 
letzung der  obigen  Pflichten  verhindert  werde.*' 

5.  An  sich  ist  der  Handel  mit  Kohlen,  auch  für  Kriegsschiffe,  den  Keo- 
tralen  erlaubt  Aber  mit  Recht  wurde  in  dem  französisch-Hieutschen  Kriege  von 
1870/71  der  französischen  Kriegsflotte  nicht  gestattet,  sich  zum  Behuf  ihrer  Kri^»- 
fahrt  nach  Norden  in  den  englischen  Häfen  mit  Kohlen  zu  versehen. 

764. 

Sobald  die  Absicht  der  Eriegshülfe  offenbar  wird,  wenn  ancb 
Torerst  nur  Vorbereitungen  zur  Ausrüstung  eines  Kriegsschiffs  od^ 
Gaperschiffs  getroffen  werden,  so  ist  der  neutrale  Stat  zum  Ein- 
schreiten verpflichtet. 

Es  ist  nicht  nAthig,  daas  das  Schiff  schon  bewaffiiet  sei.  Wenn  der  Unte^ 
nehmer  scheinbar  ein  Handelschiff  ansrOstet,  aber  die  Absicht,  dasselbe, 
wenn  es  als  solches  ausgelaufen  sei,  kriegerisch  zu  bemannen  und  in  be- 
waffnen, nachgewiesen  werden  kann  oder  wenigstens  wahrscheinlich  ist,  so  ist 
das  eine  nicht  zu  duldende  Umgehung  der  Neutralitatsgesetze.  Ist  aber  jene  Ab- 
sieht nicht  vorhanden,  so  bewirkt  auch  die  thats&chliche  Verwendung  eines 
Handelsschiffs,  das  auf  neutraler  Werfte  gebaut  werden,  aber  von  einem  iranfiaMum 
in  einem  kriegführenden  State  gekauft  worden  ist,  zu  einem  Kri^jpasdiiffe  nicht 
dne  Missachtung  der  NeutraUtatspflicht  Vgl.  Wheaton  a.  a.  0.  S.  562.  Anden 
ist  es»  wenn  ein  Kriegsschiff  lediglich  als  Artikel  der  industriellen  Unter- 
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nehnmng  imd  des  Handels,  wenn  auch  an  einen  kriegitkhrenden  Btiùt,  ver* 
ftossert  wird.  Das  ist  wohl  Kriegscontrebande,  aber  nkht  Verletiung  der 
Neatralit&tqiflicht    Y^.  darflber  den  $  765. 

765. 

Ebenso  ist  es  eine  Verletzung  der  Neutralitätspflichten,  wenn 
der  neutrale  Stat  eine  Kriegspartei  mit  Waffen  oder  anderem  Kriegs- 
material ausrüstet  oder  ausrüsten  hilft. 

Wenn  aber  Privatpersonen  ohne  die  Absicht  der  Kriegshülfe, 
lediglich  in  Form  des  Handelsgeschäfts,  Waffen  oder  Kriegsmaterial 
an  einen  kriegführenden  Stat  yeräussem,  so  laufen  .sie  zwar  Gefahr, 
dass  diese  Gegenstände  als  Kriegscontrebande  von  der  Gegenpartei 
weggenommen  werden,  aber  durch  die  Duldung  des  Handelsverkehrs 
mit  Kriegscontrebande  wird  die  neutrale  Haltung  des  States,  von 
dem  ans  jener  Verkehr  betrieben  wird,  nicht  verletzt. 

1.  Soweit  die  Ansrflstimg  mit  Waffen  oder  die  Zofiendnng  von  Waffen  als 
beabsichtigte  Kriegshülfe  sich  darstdlt,  soweit  ist  das  ein  feindlicher 
Act,  welcher  mit  neutraler  Stellung  sich  nicht  vertrftgt.  Dagegen  der  offene 
Handel  mit  Waffen  Yon  Seite  der  WaffenÜEtbriken  und  Wtffenhftndler  ist  seiner 
Katar  nach  ein  friedliches  Privatgeschäft,  welches  sowohl  im  Frieden  als 
im  Krieg  in  gleicher  Weise  geübt  wird.  Dem  Effekte  nach  freilich  wirkt  der  An- 
kauf von  Waffen  ganz  ebenso  wie  die  AnsrOstung  mit  Waffen.  In  beiden  Fällen 
werden  die  Interessen  der  kriegführenden  Partei  dadurch  gefördert.  Daher  kann 
sich  auch  die  Absicht  der  kriegerischen  Beihûlfe,  die  den  Neutralen 
durch  das  Völkerredit  untersagt  wird,  in  die  Form  des  friedlichen  Handels- 
gesch&fts,  welches  YÔlkerrechtlidi  den  Neutralen  nicht  verwehrt  wird,  verstecken 
In  den  einzelnen  F&Uen  also  kann  man  Zweifel  haben,  ob  jene  oder  ob  dieses  ge- 
meint sei,  und  diese  Zweifel  müssen  aus  den  ümst&nden  gelöst  werden.  Wird  der 
Handel  heimlich  gemacht  und  vollzogen,  wird  er  nur  einseitig  einer  Partei 
gew&hrt,  80  darf  wohl  daraus  geschlossen  werden,  dass  Kriegshülfe  beabsichtigt 
mid  die  Form  des  friedlichen  Geschäfts  nur  zur  Yerfoergung  jener  Absicht  ge- 
wählt worden  sei. 

2.  Wer  Kriegscontrebande  einer  Kriegspartei  zuführt,  der  setzt  sich  der 
Gefahr  der  Prise  aus  (vgl.  unten  Gap.  4).  Aber  er  verletzt  nur  die  Kriegsinter- 
essen  der  einen  Partei  und  verfällt  inscrfém  ihrem  Kriegsrecht.  Der  neutrale  Stat 
hat  keinen  Grund,  die  Lieferung  von  Kriegscontrebande  auch  seinerseits  zu  hindern. 
Bei  den  Verhandlungen  vom  Jahr  1793  über  die  nordamorikanische  Neutralität 
in  dem  franzOsisch-englischen  Krieg  erklärte  Jefferson,  das  Recht  der  Bürger, 
Waffen  zu  bearbeiten,  zu  verkaufen,  auszuführen,  könne  nicht  durch  einen  frem- 
den Kri^  aufgehoben  werden.  Aber  die  amerikanischen  Bürger  üben  dasselbe 
^  ihre  Bechnung  und  Gefahr  aus.    Wheaton  a.  a.  0.  S.  638. 

3.  In  dem  Widerstreite  der  privatrechtlichen  Regel  der  Handelsfreiheit  und 
der  vdlkenechuichen  Pflicht,  sich  der  Kriegshülfe  so  enthatten,  geht  die  letstere 
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VW»  vis  fllwkM|it  iêê  40BslllohA  46ni  JVtulüfM.  Wmd  ditef  cm  ^dfltt  Ui^ 
aModon  Idar  iKrdL  4m  te  BmM  der  KriepkflOfe  diaM»  lu  er  ai  hfaidara.  Y^ 
§  766  Richter  G.  Cornwall  Lewis:  ^Tbe  oblifMiflB  iommlMiit  upon  a  fiMe 
of  preyentiog  her  soil  from  being  used  as  an  arsenal  in  which  the  means  of 
attack  against  a  foreign  GoTemment  say  le  collected  and  prepared  for  use  is 
wholly  independent  of  tiie  form  and  character  oft  that  GoTemment" 

766. 

Der  neutrale  Stat  ist  verpflichteti  WaffeDsendnngen  im  Grossen, 
welche  nach  den  Umständen  als  Kriegshiilfe  erscheinen,  auf  seinem 
Gebiete  möglidist  sa  rerhindenu 

1.  Blan  darf  dem  neutralen  State  nicht  sumuthen,  dasa  er  die  Veraefaicknag 
Ton  Waffen  im  Einseinen  and  Kleinen  rerhindere.  Das  hat  auf  die  Bese- 
hoQg  Ton  Stat  zu  Stat  keines  Einfluas  nnd  die  Durchführmig  einer  solchen  OhsQQrge 
würde  eine  nnTerh&ltnissm&ssige  Anstrengung  der  Behörden  ezfordem  nnd  oner- 
trftgliche  Quälereien  f&r  die  Bürger  nach  sich  ziehen. 

2.  Anders  verhslt  es  sich  mit  der  Zusendung  im  Grossen.  Darin  liegt 
durchweg  eine  thatsftchliche  Forderung  einer  Eriegspartei  und  meistens  audi  eine 
kriegerische  BeihOlfe.  Insoüem  hat  der  neutrale  Slal,  um  seine  NichtbethsUigoog 
am  Kriege  ausser  Zweifel  su  steUea,  ein  Interesse,  and  aoweii  die  Absieht  der 
Kriegshalfe  mindestens  wahrscheinlich  1st,  die  Pilkhi,  der  Ausftkhnmg 
solcher  Sendung  entgegenautreten. 

3.  In  dem  franafisisch-deulscben  Kriege  ?on  1870/71  eigaben  steh  stsifce 
Zweifel  und  Meinm^srerschiedeaheiiten  über  die  Frincipien  und  deren  Anwendpog. 
Die  Schwierigkeit  liegt  in  der  Untencheidnng  swischen  dem  eHaubten  Handel 
der  Neutralen  und  in  der  nasnlftssigen  Kriegshülfe  derselbea. 

Masche  neutralen  Staita,  wie  insbesondere  die  dem  Kriegmtate  sähe  ge- 
legenen Staten,  die  Sehweis  und  Belgien  haben  die  Zufuhr  und  Durchfuhr 
Yon  Waffen  Sberhaupt  verboten,  in  der  Absicht,  ihre  NeutraStitspflieht  ia  weitem 
Umlange  au  wahren.  Aber  selbst  das  ferne  japanesische  Reich  hatte  inseioer 
NeutEalitfttserklflrang  vom  August  1870  den  jigaanesischen  Schiffen  jede  ZsMr 
von  Waffen  an  eine  Kriegspartei  veriioten  (Art  5).  Bolin  Jaequemyns  a.  a. 
0.  n.  S.  85.  Dagegen  hatten  England  und  die  Vereinigtes  Staten  voa 
Amerika  swar  ihre  Handelsleute  auftnerinam  gemacht,  dass  Waffen'  als  Gontrebande 
gelten,  aber  von  sich  aus  dem  Waffenhsodel  keine  Hindemisse  in  des  Weg  gMteili 
Sie  waren  umg^oehrt  geneigt,  den  Waffenhandel  als  erlanbt  su  betnchten  and  die 
Neutralitfttspfllcht  zu  Gunsten  jener  Freiheit  in  engerem  Sinne  ssasutages. 

Zwischen  England  und  Deutschland  hat  dsrtfber  ein  ernster  und  Inter- 
csnasler  Depeschenwechsel  8tal;tgefnnden.  Durch  Dote  vom  80.  Angnat  1870  be- 
sehwert sich  der  preussische  Botschafter  in  London,  Grsf  Bersatorl^  darSber,  di« 
die  englische  Regierung  die  Waffenlieferung  im  Grossen  nach  Eraakreidi  gestatte 
und  dadurch  die  Neutralit&t  in  einer,  für  Deutschland,  das  asch  nach  engÜBcher 
Auffassung  einen  gerechten  Krieg  f&hre,  nanhtbejllgen,  statt  wohlwnUeoien  Weise 
SifAba.  ftafBq:nstodf  bemerkt,  eine  ««wialwsUesAs"  HandhabuigdsrVMlnlil^ 
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wonnf  Bentfcilftiid  einen  nutnrHfhRa  Amprnk  habey  wOide  d»  imgiiecte  Taifeok 
der  WaJfwMnuftihr  nr  Folge  haben,  die  nadi  den  unMtindea  aewrhliefwllrh  sa 
Qonsfen  dee  angerechten  Angreifen  antfaUe.  Zu  ehMm  deraitigen  Yerbot  aber 
sei  die  engUache  Begiemag  durch  daa  Qeaetc  ennAchtigt  Graf  Grannlle  aotwortele 
am  16.  September  anaf&hrlich.  £r  bemerkte  vorerst,  daaa  der  Begriff  einer  fiOr 
die  eine  Eriegspartei  „wohlwoUenden**  und  daher  fOr  die  andere  Partei  ungOnstigen 
Neutralität  neu  und  bedenklich  sei,  indem  er  eine  Beurtheilung  des  Bechtastreitea 
zwischen  den  Parteien  durch  die  Neutralen  und  den  Aunpruch  zu  Gunsten  der 
einen  wider  den  andern  ▼oraossetze,  und  eher  geeignet  sei,  die  Neutralitftt  au&u« 
geben»  als  anzuwenden.  Sodann  hob  er  henror,  dass  wahrend  des  Krimkriegs  audi 
Preuasen  als  neutraler  Stat  gestattet  habe,  der  russischen  Kriegspartei  auf  dem 
Wege  des  Handels  Waffen  und  Munition  zuzuführen  und  vertheidigte  die  Analogie 
der  beiden  F&lle  gegen  die  Einwendungen  Èemstorffs.  Er  hält  das  gegenwartige 
Verfahren  Englands  für  gerechtfertigt  durch  die  bisherige  Praxis,  gibt  aber  zu, 
dass  „mit  dem  Fortschritte  der  Civilisation  die  Verpflichtungen  der  Neutralen 
strenger  geworden*'  seien  und  erld&rt  seine  Bereitschaft,  «,mit  anderen  V<$Ikem 
fiber  die  Möglichkeit  zu  Bathe  zu  gehen,  gemeinschaftlich  strengere  Begeln  dn- 
zufahren,  obwohl  seine  Erwartungen  In  Betreff  efaies  practischen  Ek^bnisses  in 
dem  von  der  norddeutschen  Begierung  angegebenen  l^inne  nicht  sehr  hoffnungs- 
reich sind.'* 

(Man  muss  zugeben,  dass  die  englische  Begierung,  indem  sie  eine  gross* 
artige  Waffenzufuhr  nach  Frankreich  duldete,  ihr  Landesrecht  nicht  verletzte  und 
femer,  dass  sie  sich  mit  Grund  auf  eine  analoge  frühere  Praxis  berufen  konnte 
und  daher  keine  offenbare  Verletzung  des  Völkerrechts  beging,  aber  es  ist  doch 
nicht  zu  leugnen,  dass  sie  den  völkerrechtlichen  Grundsatz  des  Verbots  der  Kriegs- 
hülfe  zu  wenig  sorgfältig  beachtete  und  dem  Grundsatz  des  freien  Handels  allzu- 
sehr die  Zfigel  schiessen  liess.    Sie  hätte  jene  Waffenausfuhr  hindern  oder  doch 
erschweren  können,  ohne  ihr  Landesrecht  anzutasten,  und  hätte  sie  es  gcthan,  so 
hätte  sie  nicht  eine  „wohlwollende**,  sondern  eher  eine  „strenge*'  Nentralftät  geübt) 
Weniger  wurde  die  öffeniSche  Meinung  in  Deutschlaad  wider  die  Amerfkaaer 
aufgeregt,  obwohl  mich  sie  den  Franeosen  grosse  Massen  von  Waffen  verkauftea 
uud  zuführten.    Vielleicht  haben  die  grosse  Entfernung  und  die  bekannte  lebhafte 
Sympathie  der  zahlreichen  Deutschen  in  Amerika  für  ihre  europäischen  Brüder 
beruhigend  gewirkt.    Es  kam  überdem  hinzu,  dass  der  Präsident  Grant  schon  in 
der  Keutralitätsproclamation  Tom  22.  Aug.  1870  zwar  den  Handel  mit  Kriegscontre- 
bande  in  den  Verdnigten  8taten  als  erlaubt  erklärte,  aber  vor  der  Zufahr  der- 
selben über  See  als  völkerrechtlich  verboten  warnte  und  später  der  amerikanfacben 
Zeu^ausverwaltung  ausdrücklich  untersagte,  Waffen  an  eine  Kriegspartei  zu  ver- 
l^aofen,  eine  Anordnung,  die  sich  freilich  von  selbst  verstand  und  auch  in  England 
^>^achtet  wurde.    (Vgl.  die  Depesche  des  Grafen  Granville,  zur  Erklärung  der  mit 
englischem  Statsstempel  bezeichneten  Waffen.    A.  B.  Anz.  vom  28.  Febr.  1871.) 
Der  Auftrag  Grants  hinderte  aber  nicht,  dass  die  Versteigerungen  von  Waffen  aus 
den  Zeuglhäusem  des  Stets  hauptsächlich  von  Händlern  benutzt  wurden,  um  die- 
selben den  Franzosen  zuzuführen.    Endlich  wirkte  in  dem  Verhältniss  von  Preussen 
ZQ  den  Vereinigten  Staten  die  Erinnerung  an  den  berühmten  Statsvertra^  dieser 
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beiden  mdite  torn  10.  September  1785  bedeutsam  ein.  In  Artifcd  13  &m 
Vertrag  nimllch  war  anadrOddich  beadmmt,  wenn  einer  der  beiden  Steten  in  enn 
Kii^  YerwickeH  werden  vnd  der  andere  tat  nentral  bleiben  sollte,  so  aoOten  die 
Handelalente  des  letztem  nicht  gehindert  werden,  anch  Waffen  nnd  MamdoB  an  des 
Feind  des  andern  su  Teifonfen.  Sogar  die  Contrebande  der  Art  boXL  mdA  oonfisort 
sondern  den  Kanfleaten  die  Waare  bezahlt  werden  von  der  Kriegspartei,  die  wk 
derselben  bemächtigt  In  diesem  Vertrage  war  demnach  die  Freiheit  des  Haadek 
im  weitesten  Sfame  gewahrt  nnd  das  Recht  der  Kriegfflhrenden  g^enflber  d^i  Neu- 
tralen anfs  Engste  beschrankt.  Diese  Bestimmung  ist  indessen  in  die  iieoereB 
Vertrage  swischen  Preossen  nnd  der  Union  von  1799  nnd  1S28  nicht  wieder  anf- 
genommen  worden. 

767. 

Die  Gestattnng  des  freien  Ankanfs  von  Lebensmitteln,  wenn 
auch  für  die  Yerproyiantirang  der  kriegführenden  Armee,  ist  nidit 
als  Begünstigung  derselben  zu  betrachten,  wenn  sie  allgemein  ist 
und  gleichmässig  fur  beide  Parteien  gilt. 

Die  Ernährung  der  Menschen  ist  unter  aUen  Umstanden  dn  friedliches 
Geschäft,  keine  feindliche  That  Der  Handel  mit  Lebensmitteln,  Schlachtvieh, 
Getreide,  Brod  u.  s.  f.  kann  daher  in  der  Regel  nicht  als  kriegerische  BeOifilfe 
angesehen  werden.  Nur  wenn  er  der  einen  Partei  gewährt  aber  der  andern 
versagt,  oder  wenn  die  Lieferang  von  Lebensmitteln  an  die  eine  Année  als 
EriegsBubsidie  sich  darstellen  würde,  dann  wflrde  die  offenbare  Parteinahme 
fOr  die  eine  Kriegspartei  wider  die  andere  die  neutrale  Haltung  verletzen. 

768. 

Der  neutrale  Stat  darf  auch  nicht  einer  Eriegspartei  ein  Geld- 
darlehen machen,  um  ihr  fur  den  Krieg  die  erforderlichen  Mittel 
zu  yerschaffen  und  es  widerstreitet  der  NentraUtätspflicht,  wenn  er 
gestattet,  dass  im  Lande  eine  Anleihe  für  eine  Eriegspartei  ausge- 
schrieben oder  sonst  Gelder  zur  Unterstützung  derselben  öffentüch 
gesammelt  werden.  Die  Geldbeischüsse  aber,  welche  PriYatper- 
sonen  yon  sich  aus  einer  Eriegspartei  leisten,  gefährdet  die  Neu- 
tralität des  States  nicht. 

1.  Wenngleich  Gelddarlehen  in  der  Hegel  ebenfBÜls  Friedensgeschàfte 
sind,  so  ist  doch  die  Geldanleihe  für  Kriegszwecke  ebenso  wie  die  Eriegs- 
Bubsidie  (oben  756)  eine  offenbare  Eriegshülfe,  deren  sich  die  Neutralen 
enthalten  müssen.  Das  gilt  aber  auch  von  PriTaten,  welche  die  Kriegsanleihe 
machen.  Es  wird  demnach  keine  EIa|^  auf  ErfoUung  zugelassen.  Tgl.  die  Er- 
kenntnisse in  der  hellenischen  Anleihe  von  1826  bei  Phillimore  ID.  §  151. 
Oberrichter  Best:  „Es  ist  wider  das  Völkerrecht,  dass  Personen,  welche  in  diesem 
Lande  wohnen,  sich  auf  Unterhandlungen  einlassen,  um  Darlehensgelder  su  e^ 
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heben,  welche  besümmt  sind,  die  anfattndiacben  Unterthimeii  im  Kriege  gegen 
eine  B^emng  m  imtentûtzen,  mit  welcher  wir  befirenndet  sind;  und  deashalb  ist 
keine  aof  Erfüllung  gerichtete  Klage  zuzulassen". 

2.  Meines  Erachtens  ist  jedoch  nur  die  offenbare  Kriegsanleihe  nicht 
zu  dulden.  Dagegen  ist  eine  Geldsammlung  aus  Gründen  der  Humanität  z.  B. 
zu  Gunsten  der  Verwundeten,  der  vom  Kriegsunglück  betroffenen  Familien,  der 
Vertriebenen,  der  Kriegsgefangenen  u.  s.  f.  durchaus  nicht  eine  feindliche  Handlung, 
auch  nicht  wenn  sie  ausschliesslich  sich  auf  die  Angehörigen  der  einen  Kriegspartei 
bezieht,  und  gefährdet  die  Neutralität  nicht 

3.  Das  Ausschreiben  emer  Kriegsanleihe  hat,  weil  es  öffentlich  und  in 
der  AlNÛcht  geschieht,  die  Parteinahme  möglichst  auszubreiten,  einen  ähnlichen 
Charakter,  wie  die  Werbung  von  Hülfstruppen.  Desshalb  darf  der  neutrale 
Stat  das  nicht  dulden.  Wenn  aber  einzelne  Privatpersonen  die  kriegfüh- 
rende Macht  mit  Geld  unterstützen,  so  ist  das  dem  Beitritt  einzelner  Frei- 
williger zu  einer  fremden  Kriegsarmee  zu  vergleichen.  Das  sind  individuelle 
Handlungen,  die  der  neutrale  Stat  nicht  verhindem  kann,  und  für  die  er  nicht 
verantwortlich  ist  Es  kann  auch  das  durch  die  Strafgesetze  eines  Landes  ver- 
boten sein.    Aber  das  Völkerrecht  kümmert  sich  nicht  weiter  darum. 

769. 

Der  neutrale  Stat  darf  nicht  gestatten,  dass  sein  Gebiet  von 
einer  Kriegspartei  zu  Kriegszwecken  benutzt  werde. 

1.  Es  ist  das  der  allgemeinste  Ausdruck  eines  Grundsatzes,  dessen  nähere 
Ausführung  sich  in  den  §§  770  ff.  findet.  Der  neutrale  Stat  muss  sein  Gebiet 
neutral  erhalten,  ma  nicht  geschieht,  wenn  eine  fremde  Kriegq[»artei  in  dem« 
aelbea  Krieg  führt  oder  sich  desselben  für  die  Kriegführung  bem&chtigt 

2.  Eine  neue  Anwendung  dieses  Grundsatzes  kam  in  dem  fransösisch-deut- 
Bchen  Krieg  von  1870/71  zur  Sprache.  Es  entstand  die  Frage,  ob  wfthrend  des 
Krieges  die  Legong  eines  französischen  Kabels  von  Dünkirchen  nach  dem  Norden, 
mit  Benutzung  des  neutralen  englischen  Gebietes,  von  England  zu  gestatten  sei? 
An  sich  sind  Telegraphenlinien  eine  Einrichtung,  welche  dem  friedlichen  Verkehre 
dient  und  selber  einen  friedlichen  Character  hat  Ans  den  Umständen  ergab  sich 
aber  die  Absicht,  dieses  Kabel  zum  Behuf  der  Kriegsfùhmng  anzulegen.  Dess- 
halb untersagte  die  englische  Begierung  das  Project,  in  dem  sie  dann  mit  Recht 
eine  »»Kriegshülfe**  erkannte.  (Erkl&rung  des  Ministers  Gladstone  im  englischen 
Unterhanse  vom  1.  August  1870.) 

770. 

Es  darf  daher  keiner  Kriegspartei  der  Durchmarsch  durch  das 
neutrale  Gebiet  gestattet  werden. 

1.  Auch  wenn  der  regehnftssige  Weg,  auf  welchem  die  Staten,  die  mm  zum 
Kriege  kftmniym,  mit  einander  oder  in  sich  verbunden  sind,  über  das  neutrale  Ge- 
biet hinführt,  so  erfordert  es  dennoch  die  Pflicht  der  NenfcralitAt,  dass  nun  den 
feindlichen  Qeeien  der  Durchmarsch  verweigert  werde.     Der  Durchmaneh  der 
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ft-MnCdschêg  TVappen  ftber  dfts  Devtnde  IVevssiBéhe  Gebiet  im  October  1806  iv 
eine  Ifissaclitimg  der  preussiseheii  Kentraütftt,  und  èbemo  der  bevflBgie  Dardt- 
inarsch  der  Alliirten  über  BchweizerischeB  Gebiet  nach  Fnmkieidi  im  Jahr  1S14 
ein  Aufgeben  der  sctawelxenBeben  Nentrafit&i 

2.  Einige  merkwürdige  Detailfregen  aind  wfthrttid  des  fnaaßaatMMtaa 
Krieges  von  1870  dnreh  den  neatralen  Bondesrath  der  Schireiz  beantwortet  mndei: 

1)  Der  regelmteaige  Weg  fllr  die  Beiridmer  des  bacQschen  Sedoelaes  k 
die  Eisenbahn  von  Gonstanz  nach  Baael,  die  aa  meiirereD  SteDen  da 
schweisensche  Gebiet  dnrchsehneidet  Ebenso  Mut  der  regdmSsBge 
Weg  für  die  Savoyarden  am  Genfersee  nach  Frankreich  Aber  die  sdivci- 
zerisehe  Stadt  Genf.  Es  war  also  natnrgemftss,  dass  anch  Kri^nP^iditige 
diesen  Weg  w&hlten,  um  zu  ihr^i  Truppen  zn  kommen.  Der  schwei- 
zerische Bnndesrath  erliess  nnn  die  Anordnung,  man  solle  aoidie  PasoiMfi 
ungehindert  passiren  lassen,  wenn  sie  ohne  Uniform  and  ohoe 
Waffen  reisen.  Die  RAcksicht  auf  den  freien  PersoneBYerkäir  M 
hier  schwerer  ins  Gewicht,  als  die  ängstliche  Sorge,  den  Zuzug  sbb 
Heere  zu  hindern. 

2)  Als  dagegen  in  Basel  ein  frsasOsisohes  Buiean  eingeiichtet  worde,  ibb 
grossere  Schaaren  von  ElsAssem,  welche  als  Freiwillige  dem  franzôsiscfaeD 
Heere  zulaufen  wollten,  aber  die  Schweiz  nach  Südfrankieich  zu  ve^ 
senden,  so  trat  der  Bundesrath  diesem  Missbranch  des  neutralen  Gebiets 
zur  i^egshalfe  entgegen  und  hinderte  die  ZnzX^gß^  wenngleich  die  I^ote 
weder  Uniform  noch  Waffen  hatten,  in  dem  richtigen  Gef&hl,  dass  das 
nicht  mehr  regdmAsaiger  Personen-  and  Beiaeodenverkehr,  soaton  Trans- 
port von  Kriegsleuten  sei. 

8)  Ebenso  untersagte  der  sehweizerisehe  Bundesrath  die  Verbreitung  canes 
Msnllestes,  welches  im  Sqytember  ISTCV  die  Intemadcoale  an  die  Soo*- 
Ihiten  der  Schwein,  in  Frankreidi  und  in  Dentsehlaiid  geriditet  hatte, 
um  sie  za  einer  „universeBen  socialen  Bepéblilt''  anfimfsrdetn  und  den 
Militlivegimente  ein  gewaltsames  Ende  sn  madien.  &  duldete  td)e^ 
haapt  kehie  kriegerischen  Wert)angen. 

771. 

Wenn  jedocb  eine  Verfassnngspflicht  öder  eine  Statsdienst- 
barkeit  oder  eine  ohne  Rücksicht  auf  einen  bevorstehenden  Krieg 
begründete  Yertragspflicht  des  neutralen  States  besteht,  den  Durch- 
zug von  Truppen  einem  andern  State  zu  gestatten,  der  nun  Kriegs- 
partei  ist,  so  ist  die  gemessene  Erfüllung  dieser  Pflicht  nicht  als 
tlnterstützung  dieser  I^gspartei  zu  betrachten  und  es  liegt  dariii 
keine  Verletzung  der  Neutralitätspflicht. 

Die  Verfi^ssnngspflicht  kann  TonOgMi  kk  zosamnengesotsten  Stateo 
die  fiinaelstaten  nOthigen,  dass  sie  die  IVuppen  ihres  BnndMigohielsa  «her  ^ 
Gebiet  marsâiiren  lassen,  wie  das  z.  B.  den  RheinbundsstAten  im  Jahr  1^ 
mir  nkÊBâ  gemacht  war.    Bbenso  klhmeo  stoen  fitHe  BUppeBairaaaen  ^ 
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FriedMi^  find  im  Krieg  geMbeC  min.  Ein  Beispiel  einer  Yertragsmftssigen  0»- 
Btattang  des  TmppendnrchavgB  bestand  frfllier  m  Gunsten  des  GroBsherzogÜnDOS 
Baden  gegeoAber  der  Schwell  auf  der  Eisenbahn  von  Gonstans  fiber  Basel.  Da 
mancbe  SCnuKen  vnd  Eâsenbaluien  die  Grenzen  yerschiedener  Statsgebiete  abwediselnd 
darehnahnnidin,  so  ist  in  nundbeii  fl&Hen  ein  wechselseitiges  Zugestftndniss  der 
Benutznng  derselben  auch  ftkr  Truppentransporte  durch  die  Milchen  Verhältnisse 
motivirt,  ohne  dass  man  daraus  irgendwie  auf  Kriegshülf e  zu  schliessen  berechtigt  1st 

772. 

Die  Durchfahrt  der  Sriegdschiffe  durch  âa,8  neutrale  Eüsten- 
gewSsÉer  gilt  nur  iD^em  als  Verletznng  der  Neutralität,  als  der 
neutrale  Stat  dieselbe  den  kriegführenden  Mächten  nntersagt  hat. 

D^r  Grund  liegt  darin,  dass  âer  flüssige  Eüstensaum  nur  in  beschränk- 
tem Sinne  der  Statshohelt  des  Uferstats  unterworfen,  ab  Bestandtheil  des  Meeres 
aber  der  fte^sm  ScfailR^rf  aHer  YeHket  offen  ist.  Daher  ist  es  auch  nicht  eine 
absohtte  I^cht  des  neutralen  States,  diese  Durchfahrt  zu  yerhindem;  aber  er 
kann  sie  verhindem,  wteil  er  torn  Ufer  aus  den  Eüstensaum  beherrscht.  Die  frem- 
den Schififahrer  sind  yerpflichtet,  sich  seinen  polizeilichen  und  militärischen  Yor- 
sichtsmassregeln  auf  diesem  Gebiete  zu  ffigen.  Vgl.  oben  §  309.  310.  Wh  eat  on 
Int  Law.  §  432. 

773. 

In  die  Eigengewässer  (Seehäfen)  aber  darf  d^  neutrale  Stat 
die  Kriegsschiffe  der  feindlidien  Parteien  nicht  einlaufen^  noch  über 
seine  Ströme,  Flüsse,  Canäle  hindurchfahren  lassen,  ausser  zu  offen- 
bar friedlichen  Zwecken  (Aufnahme  von  Lebensmitteln,  Wasser, 
KqUm)  oéM  ùA  Ilothatand  zur  Ausbeaeexnmg,.  iticht  aber  zuk  Behuf 
enkeuertar  oder  veüstäirkter  Kiaegsrüstnag« 

I.  Tgl.  oben  §  800  uid  811.  AmefikanUehes  Neuli^tfttflgesets  von 
1818  Att  &  Wtiàe derneafenlB Stat  den féindlkheo KriegBMhiffeu  seliB  H&f en 
(^f fneof  BQ  würde  er  damit  die  Sriegsflüurdng  derselben  ontentutzea,  und  wQide 
er  denselben  seine  Wassefstraasen  lur  Benutzung  tkberlaasen,  so  wfire  das  der 
Bmr&nmung  der  Land^trassen  fUr  feindliche  Truppenmftrsche  gleichzustellen.  Das 
ist  Kriegghûlfe  and  als  sMche  dem  Neutraton  nidtt  ertaub«. 

%  Dagegen  die  Avtehme  der  KiiagBBoyffe  so  friedlichen  Zwedcen  iel 
oriaabi,  da  der  nestmie  SM  im  Frieden  mit  den  kriegfahrenden  Staten  lebt, 
^«>Q  gleteh  ufttcilbar  âuraiis  andi  Yortheil  fir  e&ie  Krlegspartei  erwaduwa 
kann.  Es  ist  das  der  Gentettung  des  Arinufs  ton  Lebensmtttehi  gjetchaostelleii. 
^t^  elMn  I  767.  Qew^(SmUch  wird  den  Eriegssdhiflln,  wenn  rie  Wasser  oder 
Kohloi  emehmen  oder  Beparatami  torvehmen  wrileo  und  m  diesem  Befanf  in 
^  »eutiaieft  Staten  Hito  mÊfgeuÊumt  werden,  nur  eine  ga»  kane  FAH  (meistens 
"^■^  ^^  M  iMnadsK)  veMattet  D«b»  m  Wk«aton  Int  L.  $  4/».  Die  Bng*^ 
Hsche  Geh.-Bath8- Verordnung  ran  81.  Jan«  ISH  bestimmts  dam^  feind* 
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lieken  Krenier,  welche  in  die  neatnlen  engUschen  Hlfen  eaHaadea^  bhiMi  ^ 
Stunden  dieselben  wieder  Terlaaeen  mOaeen,  iiMwer  wenn  die  Seenolh  oder  dBlB^ 
dOifnin  fOr  die  Nahrung  der  Mannachift  oder  die  Seefittiigkeit  des  Sdiüi  a 
lorgen,  einen  längeren  Aufenthalt  erfordert  Auch  die  Erlanbnifls,  Kohlen  asf- 
sunehmen,  wird  darin  beachrftnkt  durch  die  SQckaicfat  auf  die  Möi^ichhftit,  mann 
andern  Hafen  an  gelangen. 

774. 
Verfolgte  Tmppentheile,  die  sich  auf  neutrales  Gebiet  flüchten, 
darf  der   neutrale  Stat  jederzeit  aufinehmen,  ihnen  Nalmmg  tct- 
schaffen  und  jede  menschliche  Hülfe  gewähren,  ohne  dadurch  seine 
Neutralität  zu  gefährden. 

Man  nennt  auch  dieses  Becht  des  neutralen  States  Asylrechi.  TgL  oben 
§  396.  Die  feindliche  Verfolgung  muss  an  der  Grenae  des  neutralen  States  Bah 
machen,  denn  .das  Gebiet  desselben  ist  Friedenagebiet  Daher  finden  auch  die  ver- 
folgten und  versprengten  Krieger  hier  vorerst  Sicherheit  und  Buhe.  Indem  der 
neutrale  Stat  sie  aufnimmt  und  schätzt,  übt  er  sein  Friedensrecht  und  kmneswep 
eine  Kriegshûlfe  aus. 

775. 
Ebenso  darf  der  neutrale  Stat  den  notUeidenden  Kriegsschiffen 
in  seinen  Häfen  Au&ahme  und  Schutz  gewähren. 

Auch  das  ist  Asyl  und  Ausübung  menschlicher  (nicht  kri^eriscbff) 
Beihalfe,  die  immer  erlaubt,  weil  Menscheiq^flicht  ist 

776. 

Der  neutrale  Stat  hat  aber  dafür  zu  sorgen,  dass  diese  Band- 
lung  der  Menschlichkeit  nidit  ton  den  feindliehen  Truppen  miBS- 
braucht  werde,  um  den  Krieg  von  dem  neutralen  Qebiet  aas  za 
erneuern  oder  fortzusetzen.  Die  flüchtigen  Truppen  und  Kriegs* 
schiffe  sind  daher  in  der  Regel  zu  entwaffnen  und  erstere  je  t^ 
Umständen  von  der  Grenze  zu  entfernen  und  zu  intemiren. 

1.  Würden  sich  die  flOchtigen  Truppen  auf  dem  neutrale  Boden  ineda 
sammeln,  und  dann  neuerdings  vielleicht  an  einer  gOnstigeren  Stelle  auf  das  Krieg»- 
feld  ziehen  und  den  Kampf  da  wieder  aufnehmen,  so  würden  sie  das  neotrslfi 
Gebiet  für  ihre  Kriegsf ührung  ausbeuten,  was  der  neutrale  Stat  nicht  dulden 
darf.  £r  gewährt  den  Verfolgten  Schutz,  aber  er  begünstigt  nicht  die  Krie^ 
führung  einer  Partei.  Deadialb  die  Eegel  der  Entwaffnung  und  in  mancben 
Fallen,  beaoaders  wo  die  Anwesenheit  der  Ikuppen  in  der  Nfthe  der  Kri«gagieitfe 
gefährlich  ist,  die  Internirung  der  Trappen  in  das  Innere  des  Landes.  Es  ut 
das  iiicht  Kriegsge&ngenschaf t  welche  Friedeoestaten  nicht  üben»  aoodem  mir  &b^ 
Massregel  der. politischen  Polizei 
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2.  Die  Entwaffnung  der  versprengten  und  flüchtigen  Trap- 
pen auf  neutralem  Gebiet  geschah  wfthrend  des  firanzösisch-deatBchen  Krieges  in 
groasartigem  Maasslabe.  Nach  der  Schlacht  bei  Sedan  (2.  Sept.  1870)  sachten  sich 
Tanse&de  voo  flüchtigen  Franaoeen  anf  das  belgische  Gebiet  za  retten.  Gegen 
Ende  des  Kri<^ges  entging  die  ganze  Armee  fionrbald's  der  Yeniichtang  oder  der 
feindlichen  Gdangenschaft  nnr  dadurch,  dass  sie  aaf  das  schweizerische  neutrale 
Gebiet  überging.    (31.  Jan.  1871.) 

Die  beiden  neutralen  Staten  waren  genöthigt,  zur  Sicherung  ihres  Gebiets 
Trappen  aofzusteUen,  und  hatten  die  zum  Theil  schwierige  Aufgabe,  die  yerfolgten 
Tnippenkörper  einer  Eriegspartei  zwar  aufzunehmen,  aber  zugleich  zu  überwachen, 
dass  sie  nicht  Ton  dem  neutralen  Boden  aus  sich  neuerdings  an  dem  Kriege  be- 
theüigen.    Beide  Staten  übten  diese  schwere  Pflicht  in  redlicher  und  anerkennungs- 
werther  Weise  aas.     Die  feindlichen  Trappen  wurden  entwaffnet  und  intendrt 
Es  wurde  Niemanden  gestattet,  weder  unmittelbar,  noch  auf  Umwegen  nach  Frank- 
reich zurückzukehren.    Selbst  den  Offizieren  wurde  nur  gegen  Ehrenwort  grössere 
Freiheit  der  Bewegung  gestattet.    Die  Verpflegung  der  fremden  Kriegsleute  über- 
nahm zunächst  der  neutrale  Stat     Belgien  enthielt  sich,  eine  Entschftdigungsfor- 
derung  desshalb  zu  stellen,  obwohl  es  dazu  berechtigt  war.     Die  Schweiz  schloss 
durch  den  General  Herzog  am  1.  Februar  1871  mit  dem  französischen  General 
Clinchamp  einen  Vertrag  ab,  nach  welchem  der  ArtUIeriepark,  die  Waffen  und  Muni- 
tion u.  8.  f.  der  Schweiz  übergeben  werden  mussten,  mit  der  Verpflichtung  der 
Rückgabe  an  Frankreich  nach  Beendigung  des  Kriegs  gegen  Entschädigung  für  die 
Auslagen,  die  inzwischen  die  Schweiz  zur  Ernährung  und  zum  Unterhalt  der  fran- 
zösischen Année  zu  tragen  hatte.    Diese  Entschädigungsforderung  hat  ihren  Grund 
darin,  dass  der  neutrale  Stat  eine  nützliche  Leistung  zu  Gunsten  eines  fremden 
States,  beziehungsweise  zur  Erhaltung  der  Angehörigen  eines  fremden  States  über- 
nhmnt.    Allerdings  wird  dadurch  mittelbar  auch  die  yerfolgeode  Kriegspartei  er- 
leichtert, welche  die  geschlageoen  Truppen  als  Kriegsgefangene  verpflegen  müsste, 
wenn  sie  Ton  dem  neutralen  State  an  der  Grenze  zorückgewiesen  und  daher  in 
seine  Gewalt  überliefert  würden.    Aber  der  neutrale  Stat  geräth  durch  die  Aof- 
nahme  und  Sorge  für  die  flüchtigen  Truppen  doch  nur  mit  diesen  und  dem  State, 
dem  sie  angehören,  in  ein  unmittelbares  Bechtsverhältniss,  indem  er  diesem  Dienste 
leistet,  nicht  mit  dem  verfidgenden  State,  dem  er  keine  Leistong  macht,  wenngleidi 
derselbe  dadurch  von  der  eigenen  Sorge  befreit  wird.    Bolin  Jaequemyns  a.  a.  0. 
ÏÏL  852. 

3.  Ah»  in  Belgien  ein  ans  deutscher  Kriegsgeùuigenschaft  entsprungener, 
ito  wieder  arretirter  französischer  Unteroffizier  vor  dem  Cirilgericht  za  Brüssel 
eine  Klage  stellte  auf  Schatz  seiner  persönlichen  Freiheit,  erklftrte  sich  zwar  das 
Gericht  competent  darüber  zu  entscheiden;  aber  der  Appellhof  sprach,  der  Be- 
Khwerde  der  Regierung  willfahrend,  die  Incompetenz  aus  (Décret  vom  16.  Febr. 
1B71),  weil  „die  dvilen  Autoritäten  kein  Recht  haben,  sich  in  die  militärisch  noth- 
wendigen  Dispositionen  einzumengen.**  Mir  scheint,  es  kommen  weniger  noch  die 
militärischen  Anordntmgen,  als  viehnehr  die  völkerrechtlichen  Pflichten  in  Betracht 
^  dieser  Hinsicht  erfordert  es  der  Friede  und  die  Sicherheit  des  States,  dass  die 
fieglerung  die  Macht  habe,  das  Nötbige  zu  thun  und  nicht  aus  blossen  Bücksichten 
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des  gewöholklm  Fdntiechtg  dar  SM  geAUuiot  werde.  RoUn  Jfteqnemynt  s.  l 
0.  m.  a  857. 

4.  Die  deatsekeRegiemng  beednrarte  ridi  wftfarend  dee  frMwfitriadi-deiitKha 
Krieges  über  die  neatnde  Lnzemburgische  R^gienuig,  indem  diese  dnea  bmboh 
kslten  Dorchgiog  firansfisiacher  Bddaten  durch  das  Gebiet  des  GtossihenBgtbiiis 
nach  dem  Eall  Ton  Meta  wieder  auf  franaOsischen  Boden  nidit  'voèiatete  (De- 
pesche Ton  Bismarck  Tom  8.  Dec  1870.    StalsardL  Nr.  4217). 

776a. 

Die  gute  Gewohnheit  der  Eüstenstaten  erfordert,  dass  ein 
Kriegsschiff  erst  nach  24  Standen  den  neutralen  Hafen  yerkssai 
darf,  nm  ein  zaror  aosgelaofenas  feindliches  Schiff  za  Terfolgw. 

Nach  Beendigung  des  amerikanischen  Baigerkrieges  kam  zwischen  der  Umoi 
nnd  den  Seemächten  England  nnd  Frankreich  die  Frage  zur  £r6rtenuig,  ob  diœ 
Begel  jetzt  noch  auf  die  Schiffe  der  froheren  GonfOderation  angewendet  woden  dfisfe. 

776b. 

Die  Aufiaahme  von  Yerwundleten  und  Kranken  der  Eriegsheere 
auf  neutralem  Oebiete  und  die  Gestattung  des  Transportes  solcher 
über  neutralen  Boden  ist  mit  der  Neutralitätspflicht  wohl  vereinbar, 
ausser  wenn  besondere  Gründe  darin  eine  Unterstüteung  der  Kriege- 
föhrung  einer  Kriegspartei  erkennen  lassen. 

Da  die  Yerwnndelen-  und  Krankenpflege  sogar  linier  den  firiigspsflate 
selber  „nentralislrt''  wird,  so  versteht  sich  die  humaae  Bogel  roa  selbst  Aneh  k 
dem  firanzGsiscb-devlBdien  Kriege  waren  Belgien  und  die  Schweiz  geneigt,  in  dUoBa 
'Siane  au  handehi.  Indessen  lieas  sich  Belgien  im  August  1870  durch  denWida*- 
spruch  Ton  Frankreich  bestimmen,  den  Yerwundetentranspart  nach  der  ScUadit 
iron  Sedan  aber  Belgisches  GM>iet  zu  untersagen  uod  aberspannte  ans  ioc^dicfaff 
Borge  sogar  das  Veriiot  auf  den  Tnmsport  auch  einzelner  Verwundeter  (Ver- 
ordnung inom  27.  Aug.  1870).  Die  franaösisehe  Einsprache' stfltate  sich  dararif,  àB 
durch  den  Yerwundetentransport  aber  Belgien  die  militärische  Communicaticn  à» 
Feindes  mit  DeutscUand  von  einem  ernsten  Hindemiss  bef rdt  werde.  Aus  dieeem 
Grunde  konnte  man  dem  Maasentransport  entgegentreten,  nicht  aber  dem  Tnat 
porte  Binzelner.    Da  musste  die  ROcksicht  der  Menschlichkeit  entscheid«. 

777- 

Der  neutrale  Stat  darf  sein  Gebiet  nicht  hergeben  zmnStnii- 
punkt  fur  kriegerische  Unternehmungen  eines  der  Feinde,  nicht  ßr 
Waffenplatze,  Schiflisstationen,  Magazine  für  Kriegsrorräihe  H.  dgli 
auch  nicht  zur  Ausübung  der  Prisengerichtsbarkeit,   er  äarf  nicht 


dnldém,  «hts  iHof  iseinem  GMbiete  der  Eanipf  fortgeseiat,  nodk  da«B 
da  Bellte  gemacht  werde.  Die  Yerfolgong  igeBciblagener  Truppen 
hört  auf^  wo  das  neutrale  Gebiet  beginnt. 

Die  Gew&hmog  des  Gebiets  zum  Behuf  kriegerisclier  Operationen  wäre  offen- 
bar Kriegs  hülfe.    Am  meisten  bestritten  ist  es,  ob  der  nentrale  Stat  nicht  ge- 
statten dtkrfe,  Prisen  Yorlftnfig  in  den  neutralen  Hfifen  zu  sichern;   wie  das  die 
Vereinigten  Staten  Yor  ihren  Kentralitfttsgesetzen  Frankreich  vertragsmftssig  ge- 
statti^  hatten.    Soweit  das  als  eine  Handlung  der  Sicherung  des  genommenen 
Schub  gegen  die  Gefahr  des  Untergangs  zu  betrachten  ist,  so  hat  dieses  Bergen 
desselben  eine  durdiaus  friedliche  Bedeutung.    Insofern  aber  die  Einbringung 
des  ScMflb  in  den  neutralen  Hafen  nur  in  der  Absicht  geschieht,  die  gemachte 
Beute  zn  deponiren  und  möglichst  bald  und  bequem  wieder  auf  neue  Beute 
auszufahren,  ist  das  Benutzung  des  neutralen  Gebiets  zu  Kriegszwecken, 
und  dann  nicht  zu  dulden.     Der  neutrale  Stat  wird  daher  wohl  thun,    um  alle 
Zweifel  gegen  seine  neutrale  Haltung  zu  beseitigen,  die  Aufnahme  solcher  Prisen 
ûberhaiipt  zu  Yerweigem,  ausser  soweit  die  Seenoth  und  daher  die  Interessen  der 
Humanität  die  Gew&hrung  eines  Zufluchtsorts  rechtfertigen.     tJeberhaupt  l&sst 
sich  in  der  Entwicklung  des  Völkerrechts  ein  Zug  zu  strengerer  und  sorg- 
fältigerer Wahrung  der  Neutralität  nicht  Yeikennen.    Die  heutige  Welt  nimmt 
leiehter  Autoss  an  ixgend  einer  BegOaedgung  der  Kriegi^ÜIhrung,  als  die  Ver- 
gangenheit» welche  geneigter  war,  die  SouYer&oetftt  des  neutralen  Stats  in  ausge- 
dehntem Sinne  anzuwenden.    Manche  frühere  Verträge  gestatteten  daher  die  Ein- 
bringung der  Prisen  zum  Verkauf  in  die  neutralen  Häfen,  während  die  neuere 
PtuÜB  das  eher  Ycrsagt   Vgl.  He  ff  ter  §  147.   Interessante  Verhandlungen  dsrûber 
zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staten  im  April  1863  (Statsaieh.  664***66e). 

778. 
'Der  neutrale  Stat  ist  yerpflichtet,  anir  Wahning  seiner  Neu- 
tralität gegen  Terletsnmgen  durch  Andere  die  erforderlichen  Mass- 
regehi  zu  ergreifen  und  nöihigenfalls  seine  Statsmacht  dafür  ein- 
zusetzen. 

Die  Staten  sind  gegenüber  andern  Staaten  Yer antwortlich  nicht  Moss 
^  die  RecfatsYerletzungen,  welche  in  ihrem  Auftrag  Yerûbt  worden  sind,  sondem 
auch  dafür,  dass  sie  PriYatpersonen  nicht  hindern,  in  ihrem  Gebiet  oder  von 
&rem  Gebiete  aus  andere  Staten  zu  Yerletzen.  Der  Stat  muss  dafOr  sorgen,  dass 
aas  friedliche  und  IrenndHche  Verhflltniss  zu  andern  Staten  auch  Yon  seinen  An- 
geh(hrigen  und 'Ehnrohnem  geachtet  werde.    Vgl.  oben  §  467. 

779. 
Kan  darf  dem  neutralen  Stat  nicht  jede  durch  seine  Ange- 
^^Srigen  odar  Bewohner  Teriibte  Verletzung  der  NeutraJitätspflichten 
Mr  Sfihulâ  ^aasechmenf  wcJil  aber  eine  •x>ffenbare  Yemaohlässigitng 
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der  Sorge  für  seine  Nentralität  oder  eine  jede  abachiJicfae  Begun- 
stigimg  des  Neutralitätsbrachs. 

So  wenig  ein  Stat  im  Innern  alle  Verbrechen  verlundem  kann,  so  vemg 
kann  er  jeden  Friedensbnich  nach  Aussen  verhindern.  Die  völkerrechtlielie 
Yerantwortlichkeit  des  States  reicht  nicht  weiter  als  seine  Yerschaldung. 
und  diese  ist  nur  dann  vorhanden,  wenn  der  Stat  entweder  den  NeutraLit&tsbrndi 
hervorruft  oder  doch  in  feindlicher  Absicht  begünstigt  oder  wenn  ihm  eine  gnèe 
Fahrlässigkeit  voigeworfen  werden  kann,  indem  er  es  versäumt,  denselben  zu  va- 
hindern.  Wenn  ihm  z.  B.  angezeigt  wird,  oder  er  sonst  es  erfUirt,  dass  ad 
Truppen  oder  Freischaren  an  der  Grenze  sammelWi  um  einen  feindlichen  ianfaD 
in  das  benachbarte  Kriegsland  zu  machen  oder  dem  feindlichen  Heere  zuziizieliaL 
80  wird  er  diese  Schaaren  zerstreuen  und  den  Einfall  verhindern  mOssen,  daisit 
ihm  nicht  Ckmnivenz  mit  dem  Neutralit&tsbruch  vorgeworfen  werde. 

779  a. 

Der  neutrale  Stat  wird  durch  eine  Versäumniss  dieser  Pflicht- 
übung dem  verletzten  Kriegsstat  zur  Entscliädigung  zwar  nicht  fur 
allen  mittelbaren  Schaden,  wohl  aber  für  den  Schaden  verbunden, 
welcher  durch  gehörige  Pflichtübung  verhütet  worden  wäre.  Die 
Ghrösse  der  Entschädigungssumme  ist,  wenn  sich  die  Parteien  nicht 
darüber  verständigen,  durch  schiedsrichterlichen  Spruch  in  freier 
Berücksichtigung  aller  Umstände  nach  billigem  Ermessen  zu  be- 
stimmen. 

Als  Yorbnd  fOr  dieses  Verfahren  dient  die  Erledigung  des  Streites  swiBchee 
England  und  den  Vereinigten  Staten  in  der  sogenannten  Alabamafrage.  Vg^.  daraber 
oben  AnnL  4  zu  §  763.  England  batte  in  dem  Vertrage  Yon  Washington  vom 
8.  Mai  1871  Eugestanden,  dass  die  in  Art  6  ausgesprochenen  TÖlkorechtlkheo 
Hegeln,  obwohl  sie  zur  Zeit  des  amerikanischen  BOrgerkrieges  noch  nicht  in  aner- 
kannter Wirksamkeit  gewesen  seien,  dennoch  der  Beurtheilimg  seines  damaligem 
Verfahrens  '  zu  Grunde  gelegt  werden  sollen.  Für  den  Fall  einer  Versioomzff 
dieser  Pflichten  war  damit  die  EntschAdigungspflicht  im  Princip  zugestanden. 

W&hrend  des  Processes,  der  in  Genf  vor  einem  Schiedsgerichte  gefolirt 
wurde,  stellten  die  Vertreter  der  Union  auch  für  den  indirecten  Schaden,  insbe- 
sondere die  erhöhten  Eri^pakosten  wegen  Verlängerung  des  Kri^  eine  ForderuDg 
auf  Schadensersatz,  wogegen  England  jede  Einlassung  auf  diese  übertriebene  F(ff' 
derung  yerweigerte  und  das  Schiedsgericht  für  incompetent  erkl&rte»  darüber  ZQ 
urtheilen.  An  dieser  allerdings  überspannten  Forderung  der  Union  drohte  das 
ganze  schiedsrichterliche  Verfahren  zu  scheitern.  Bas  Schiedsgericht  aber  rettete 
seine  Competenz,  indem  es  grundsätzlich  die  Forderung  einer  Kntschädiggng  ^ 
indirecten  Schaden  verwarf. 

Am  15.  Sept.  1872  wurde  das  Urtheil  des  Schiedsgerichts  erlassen.  Ds0^^^ 
qoieht  den  Gedanken  aus,  dass  die  Sorg&h,  welche  die  nentnlen  Otiten  la 
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habeH,  »I  YerkAltnin  su  dea  Ge&bren  stehe,  vekhe  einen  der  kriegf&hiendeo 
Staten  bediohen,  wenn  die  neutralen  Pflichten  yensäumt  werden;  und  die  fernere 
B^el:  »,da8S  das  den  Kriegsschiffen  zugestandene  Becht  der  Exterritorialität  in  das 
öffentliche  Recht  nicht  als  ein  absolutes  Recht  eingeführt  sei,  sondern  nur  als  ein 
Verhältnias  der  Höflichkeit  und  der  Achtung  zwischen  den  verschiedenen  Völkern 
und  daas  es  nicht  angerufen  werden  kann,  um  der  Neutralität  zuwider  laufende 
Handlungen  zu  decken." 

Daa  Schiedsgericht  erkennt  sodann,  dass  die  englische  Regierung  mit  Bezug 
auf  die  beiden  Schiffe  Alabama  und  Florida,  und  theilweise  auch  bezüglich  des 
Schiffes  Shenandoah  jene  Neutralitätspflichten  nicht  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt 
aiisgeabt  habe.  Bezüglich  anderer  Schiffe  dagegen  wird  dieselbe  freigesprochen. 
Schliesslich  wird  sie  zu  einer  Entschädigung  an  die  Yereinigten  Staten  verurtheilt 
im  Betrag  yon  15,500,000  Dollars  in  Gold. 

Es  ist  dieses  schiedsrichterliche  Verfahren  und  ürtheil  ein  grosses  und  nach- 

ahmungswürdiges  Beispiel  einer  gerechten  und  friedlichen  Erledigung  eines  ernsten 

Yölkerstreites.    Ich  hatte  während  des  Streites  durch  Veröffentlichung  meiner  opinion 

impartiale  sur  la  Question  de  TAlabama  (in  der  (tenter  Revue  du  D.  J.  II.  1870 

und  ins  Englische  übersetzt  Washington  1870)  auf  diese  Behandlung  und  Benr- 

theilung  der  Streitfrage  hingewiesen  und  erlebte  die  seltene  Freude,  dass  von  der 

Presse  heider  streitenden  Staten  meine  unparteiische  Meinungsäusserung  als  solche 

anerkannt  und  günstig  aufgenommen  wurde. 

780. 

Fällt  der  Neutralitätsbruch  lediglich  dritten  Personen,  nicht 
dem  neutralen  State  selbst  zur  Last,  so  ist  der  dadurch  verletzte 
und  geschädigte  kriegführende  Stat  berechtigt^  von  dem  neutralen 
State  Abstellung  des  Unrechts,  soweit  es  in  dessen  Macht  steht  und 
je  nach  Umständen  Bestrafung  der  Schuldigen,  nicht  aber  deren 
Auslieferung  zu  fordern. 

1.  Die  dritten  Personen  können  sein: 

a)  eine  der  Eriegsparteien  selber, 

b)  Unterthanen  oder  B&rger  des  neutralen  Stats, 

c)  Fremde  Individuen  in  dem  neutralen  Gebiete. 

Die  Abstellung  des  Unrechts  ist  in  allen  F&llen  Aufgabe  des  neutralen  Stats. 
Die  Bestrafung  der  Schuldigen  wird  in  der  Regel  nur  gegen  die  Individuen 
dnrcbzufohren  sein,  welche  in  dem  Bereich  der  neutralen  Strafgewalt  dnd.  Die 
Auslieferung  der  Einheimischen  an  eine  fremde  Strafgewalt  wird  von  dem 
hentigott  internationalen  Strafrecht  nicht  gebilligt;  die  Auslieferung  der  Fremden 
ist  zwar  zul&ssig,  aber  der  Stat,  der  sie  —  ohne  die  dringendsten  Motive  ^-  gegen 
politische  Flüchtlinge  vollzieht,  wttrde  sich  dem  Vorwurf  der  Grausamkeit  und  der 
Inhomsnitftt  anssetsen,  wesshalb  sie  von  dem  neutralen  State  nicht  erwartet  werden 
tan.   Vgl.  398.  399. 

2.  Die  Beschwerden,  welche  Graf  Bismarck  gegen  die  Regierung  des  Gross- 
l^cnogthips  Luxemburg  am  3.  December  X870  erhob  Ober  Missachtnng  der 
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Udi  erledigt  irofden.  Bei  dieser  Oelegenheil  aeigte  es  Mb^  irie  geftlnrildi  ei  ftr 
dnen  ideiiien  neotralen  Stat  ist,  seine  Eisenbalmeii  an  GesellKliafteii  m  iBwrfaim, 
die  Tonttgsweîse  einer  fremden  Nation  angeh<taren.  Die  fhauOsisclie  OthahngescB» 
sdiaft  benutzte  ilire  Leitung  der  Eisenbahn  in  Luxemburg,  um  die  finunSeiacfaeB 
Interessen  im  Krippe  zu  unterstQtzen.  Die  Re^erung  von  Luxembni^  aber  warf 
In  Folge  dessen  genöthigt,  sicli  gefallen  zu  lassen,  dass  ein  ^preoBBÔathet  Speeiai- 
commiss&r  mit  ihr  gemeinsam  die  Massr^ln  berathe,  welche  f&r  die  Zakanlt  ilin- 
lichen  Miasbr&uchen  vorbeugen.    (Depesche  torn  6.  und  12.  Januar  1871.) 

781. 

Hat  der  neutrale  Stat  den  Bruch  der  Neutralität  sribst  Ter- 
achuldet,  so  ist  die  dadurch  verletzte  Kriegspartei  berechtigt,  ron 
demselben  Genugthuung  und  Entschädigung  zu  fordern  und  in 
schweren  Fällen  die  Neutralität  als  erlosdien  zu  erklären  und  auch 
seinerseits  nicht  weiter  zu  beachten« 

Die  YerletKung  der  Neutralitfttepflichten  berechtigt  keineswegs  die  verletzte 
Kri^partei,  nun  auch  den  neutralen  Stat  als  Feind  au  behandeln  Ja  ae&r 
vieloi  Fftllen  wäre  eine  solche  Wirkung  unyerh&ltnissm&ssig.  Sie  fikUt  lediglicb 
in  die  Classe  der  Bechtsbrttche  imd  Friedensstörungen  überhaupt  TgL 
darüber  §  464  f.  Oft  genügt,  um  die  Verktsung  gut  zu  madien,  die  biosse  Zu- 
sicherung des  neutralen  Stats^  in  Zukunft  die  Neutralitätepflicht  yollstandi^ 
au  erftülen;  in  andern  ist  die  blosse  Beseitigung  des  Unrechts  ausreichend. 
Sur  in  den  schwersten  Fällen  wird  darin  eine  Kriegsursache  gegen  den  nea- 
tnden  Stat  zu  erkennen  sein. 

782. 

Auch  wenn  der  neutrale  Stat  zwar  Willens  ist»,  seine  Neutra- 
lität zu  bewahren  und  sich  selber  aller  neutralitätswidrigen  Hand- 
lungen enthält,  aber  ofFenbair  die  Macht  nicht  hat,  den  fortgesetzteiz 
Angriffen  einer  überlegenen  Kriegspartei  gegenüber  seine  Neutralität 
dauernd  zu  behaupten  oder  wieder  herzustellen,  so  ist  auch  diQ 
andere  Eriegspartei  nicht  mehr  verpflichtet,  die  Neutralität  seines 
Gebiets  m  ihrer  Kriegsfiîhrung  bu  beachten,  sondern  bereditigt» 
ohne  Rücksichi  darauf  diejanig«n  Massregrin  zu  ergreifen,  wdds 
zur  Kriegsf&hrung  nSthig  sind. 

Die  fteutrale  Gesinnung  reieht  aieht  ans  zur  Ifeutralüfti  IMese  um« 
vielmehr  thats&chlich  bestehn.  Wenn  daher  eine  Eriegspartei  den  Duidmundt 
dorcb  das  neutrale  Gebiet  enaringt,  e&ne  sidt  un  dessra  NeuttmliUHr  au  kflo- 
âMm^  oAnr  sfid  efiMs  aeulnden  Plaiasa  edei"  Bafen  m  ümn  KHegsspewioBfln 
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beaüfiiOitiKt,  to  irt;  d^  ^sii^nett»  elM  Vttletwig  4ev  Beclrto  tes  K«^ii.»«%li^B|, 
aber  anârerseits  aoch,  wenn  der  Nentrale  zu  schwach  ist^  am  Widerstand  zu.  leisten 
oder  die  Verletzung  wieder  aufzuheben,  für  die  andere  Kriegspartei  eine  Veran- 
l&aaan^,  das  bisher  neutrale  Gebiet  als  nicht  mehr  neutral,  sondern  dem 
Feinde  dienstbar  zu  betrachten  und  demgemfiss  innerhalb  dieses  Gebiets  dem 
Feinde  ebenfalls  mit  Gewalt  entgegenzutreten. 


8.  JEteehte  der  Neutralen. 

783. 

Für  den  neutralen  Stat  dauert  das  Friedensrecht  fort,  auch 
im  Yerhältniss  zu  den  kriegführenden  Staten. 

Vgl.  zu  224  £s  ist  das  freilich  nur  die  Hauptr^gel,  welche  allerdings 
durch  die  Räcksichten  auf  den  Krieg  einige  Modificationen  erteidet,  wie  z.  B.  be- 
zQglich  der  EathaltongTon  jeder  KriegshOlfe,  desjBlokaderechts»  desDuvefasuchungB- 
rechts  n.  s.  f . 

784. 

Die  feindlichen  Staten  sind  verpflichtet,  die  Grebietshoheit  der 
neutralen  Staten  auch  während  ihres  Krieges  vollständig  zu  achten 
und  sich  jeden  Eingriffs  in  dieselbe  zu  enthalten,  auch  wenn  das 
Bedür&iss  der  Kriegsfuhrung  denselben  verlangen  sollte. 

Das  Nothrecht  der  Eriegsgewalt  ist  auf  das  Kriegsfeld  be- 
schränkt. Es  darf  sich  nicht  in  das  neutrale  Gebiet  hinein  erstrecken, 
denn  dieses  Gebiet  ist  Friedensgebiet,  in  welchem  die  fremde  Eiiegsgewalt 
Nichts  zu  befehlen  hat. 

785- 
Wenn  feindliche  Truppen  auf  der  Flucht  das  neutrale  Gebiet 
erreichen,  so  ist  der  neutrale  Stat  berechtigt,  sie.  vor  der  Verfol- 
gung zu  schützen  (774)  und  die  Verfolger  zurückzuweisen.  Er  darf 
iüueihalb  seines  Gebietes  die  Kriegsg^Eangenen  de»  Feindea  nnd-  die 
gemachte  Beute  wieder  frei  geben« 

786- 
Wenn  innerhalb  der  neutralen  Eigengewässer  von  einem  feind- 
Hoben  Schiff  ein  feindliphes  Qcbiff  W:e^euQmxaQn.  woi;d6ii«  ist|.  so  ist 
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der  nenianle  Stat  berechtigt,  die  Herausgabe  der  Priée  za  fordera 
und  dieselbe  frei  za  geben. 


1.  Alle  Wegnahmen  Inneriialb  der  neutralen  Eigengev&sger 
rechtswidrig,  denn  es  sind  das  feindliche  Acte  inneriialb  des  fremden  Friedeas- 
gebietB.  Darin  liegt  immer  eine  Yerletzang  der  neatralen  Redite.  I>er  neotzaie 
Stat  ist  daher  berechtigt,  die  Wegnahme  als  ungültig  zu  behandeln  und  die  Prise 
frei  zu  geben  und  ebenso  berechtigt,  die  Personen,  welche  seine  Neutralitatsredile 
verletzt  haben,  wenn  sie  sich  in  dem  Bereiche  seiner  Gerichtsgewalt  finden,  zm* 
Verantwortung  und  Strafe  zu  ziehen. 

2.  Einen  merkwürdigen  FaU,  in  welchem  die  obige  Hegel  zur  Aniraidang 
kam,  berichtet  Dana  in  der  Anm^kung  zu  Wheaton  Int  L.  §428.  Die  Mann- 
schaft eines  amerikanischen  Handelsschiffs  Chesapeake  empörte  sich  während 
des  Bürgerkriegs  gegen  den  Gapitän  und  trat  als  GaperschifF  in  den  Dienst  der 
confôderirten  Sûdstaten.  Ein  Eri^^sschiff  der  Vereinigten  Staten  yerfolgte  dasselbe 
und  nahm  es  innerhalb  der  Brittischen  EigengewSsser  w^.  Darüber  beschwerte 
sich  die  englische  Regierung  als  über  eine  Verletzung  ihrer  neutralen  Gebietshoheit 
Der  amerikanische  Minister  Seward  erkannte  in  einer  Depesche  Tom  9.  Jan.  1864 
an,  dass  das  Verfahren  des  amerikanischen  Kriegsschiffii  nicht  gerechtfertigt  sei 
nach  der  Strenge  des  Redits,  wenn  auch  einigennassen  zu  entschuldigen  durch 
den  rühmlichen  Eifer,  „offenbare  Seerftuber  zu  strafen**,  und  dass  er  daher  diese 
Verletzung  des  Völkerrechts  und  der  freundlichen  Beziehungen  der  beiden  Staten 
bedaure  und  gegen  den  OfOzier  jenes  Kriegsschiffs  disciplinarisch  Terfahren  werde. 
Die  englische  Regierung  begnügte  sich  mit  dieser  Erklfirung.  Das  genommene 
Schiff  aber  wurde  den  Englischen  Behörden  zur  Verfügung  gestellt,  und  schliesslich 
den  ursprünglichen  Eigenthümem  zurückgegeben. 

8.  Nur  der  neutrale  Stat  ist  zunächst  berechtigt,  von  dem  krieg- 
führenden Stat  die  Herausgabe  der  Prise,  beziehimgsweise  die  Wiederherstellung 
des  früheren  Zustands  zu  fordern,  denn  nur  sein  Recht  ist  durch  die  feindliche 
Wegnahme  verletzt  worden,  nicht  aber  der  feindliche  Eigner  des  genommenen 
Schiffs.  Allerdings  kommt  diese  Befreiung  dem  Eigenthümer  des  genom- 
menen Schiffs  zu  Gute,  da  natürlich  der  neutrale  Stat  keine  Ansprüche  auf 
dasselbe  erheben  kann.  Aber  diese  Wirkung  ist  für  ihn  nur  ein  glückliches  Er- 
eigniss.  Wenn  das  genommene  Schiff  dem  Prisengericht  des  Nehmers  zugeführt 
worden  ist,  so  hängt  es  daher  von  dem  neutralen  State  ab,  die  Vertheidigung 
des  Eigenthümers  durch  seine  Beschwerde  zu  unterstützen.  In  diesem  Falle  an- 
erkennt auch  das  feindliche  Prisengericht  die  Wegnahme  als  ungültig.  Aber  wenn 
der  neutrale  Stat  stilkchweigt  und  sich  die  Verletzung  seiner  Gebietshoheit  ge- 
fiallen  Iflsst,  dann  nimmt  man  an,  habe  das  Prisengerioht  keine  Veranlassung,  gegen- 
über einem  feindlichen  genommenen  Schiffe  die  Beschwerde  des  Neutralitftts- 
bruchs  zu  beachten,  welche  nur  dem  neutralen  State  zusteht  Vgl.  Wheaton 
Int  L.  §  430. 

787. 
Die  Verfolgung  eines  feindlichen  Schiffes,    das  sich   in  die 
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Eigengewässer  eines  neutralen  States  flüchtet,  darf  innerhalb  dieser 
Gewässer  nidit  fcntgesetat  werden. 

Die  Praxis  der  Seemächte  bat  zwar  diese  Begel  oft  missachtet  und  die  neu- 
tralen 8taten  haben  diesen  £ingrüF  in  ihre  friedliche  Gebietshoheit  oft  nngerUgt 
ertragen.  Dennoch  zwingt  die  Logik  rar  Verwerfung  dieser  Praxis  und  findet  die* 
selbe  in  der  Hitze  des  kriegerischen  Eifers  zwar  eine  psychologische  Erklärung,  aber 
keine  Bechtfertigung.    Vgl.  Wh  eat  on  Int.  L.  429  und  Anm.  von  Dana. 

788. 

Der  neutrale  Stat  ist  berechtigt,  feindliche  Truppen,  welche  in 
sein  Gebiet  gewaltsam  einbrechen,  zu  entwaffnen  und  gefangen  zu 
nehmen.  Haben  dieselben  im  Auftrag  des  Befehlshabers  gehandelt, 
so  ist  der  Stat,  dem  sie  dienen,  zur  Genugthuung  und  Entschädigung 
Yerpflichtet,  haben  sie  eigenmächtig  den  Frieden  gebrochen,  so  ist 
der  neutrale  Stat  berechtigt,  die  einzelnen  Schuldigen  strafrechtlich 
za  Yerfolgen* 

Inwiefern  die  Fahrer  der  feindlichen  Truppen  im  Auftrag  ihres  States  han- 
delten, muss  der  strafrechtliche  Standpunkt  hinter  dem  entscheidenden  völker- 
rechtlichen zurücktreten.  Dann  liegt  ein  Friedensbruch  von  Stat  gegen 
Stat  vor.  Wenn  dagegen  die  Soldaten  auf  eigene  Faust  die  Grenze  gewaltsam 
überschreiten  und  den  Frieden  brechen,  dann  kann  die  gewohnte  Strafgerichts- 
barkeit des  neutralen  Stats  begründet  sein,  indem  jeder  Stat  berechtigt  ist,  alle 
in  seinem  Gebiete  verübten  Verbrechen  und  Vergehen  zu  bestrafen.  Zuweilen 
freilich  wird  es  der  neutrale  Stat  auch  in  solchen  F&Uen  vondehn,  die  Schuldigen 
dem  kriegführenden  State  zur  Bestrafung  zu  überliefern,  als  selber  die  Strafgerichts- 
barkeit zu  Üben,  besonders  dann,  wenn  die  Schuldigen  einem  geordneten  Heeres- 
körper angehören.  Wenn  sie  aber  Räuber  oder  vereinzelte  Abenteurer  sind,  dann 
ist  die  Ânw^dung  der  Strafgerichtsbarkeit  am  Platz. 

789. 

Ist  die  Verletzung  des  neutralen  States  lediglich  aus  Unkenntniss 
der  Grenze,  nicht  aus  böswilliger  Absicht  geschehen,  so  ist  derselbe 
nur  veranlasst,  die  sofortige  Beseitigung  des  Unrechts,  Entschädigung 
und  die  erforderlichen  Massregeln  von  dem  verletzenden  State  dafür 
zu  verlangen,  dass  in  Zukunft  sich  nicht  eine  ähnliche  Missachtung 
der  Neutralität  wiederhole. 

In  manchen  Grenzgebieten,  zunud  in  Gebirgsgegenden  und  Wäldern,  Ist  die 
^  schwer  za  erkeimeii  and  daher  ein  Ueberschreiten  denelben  aas  Irrthom 
leicht  m((glich  und  zu  entschuldigen.  Die  Verletzung  der  Neutralität  ist  dann  nicht 
beabsichtigt,  vielleicht  nicht  einmal  fiüurlftssig,  sondern  zufUlig;  und  es  bedarf  nur 
der  emfachen  Wiederherstellung  und  Sicherung  für  die  Zukunft 
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790. 
Ist  die  Verletzung  des  nentaden  (ïefaieta  oder  des  neotakA 
BechtUi  als  ein  yerschuldeter  Bechts-  und  Friedensbraoh  anzasdi^ 
80  treten  dieselben  Folgen  ein,  wie  bei  andern  Bechts-  und  Fnedeis- 
brüchen  (§  464  f.)-  Nur  in  den  schwersten  Fällen  ist  der  nentrak 
Stat  bereditigt,  sofort  aus  seiner  Neutralität  herauszutreten  und  sei 
es  selbständig,  sei  es  in  Verbindung  mit  der  Gegenpartei  des  ter- 
letzenden  Stats  diesen  zu  bekriegen.  Die  blosse  bewaffnete  Ver- 
theidigung  des  neutralen  Grebiets  und  die  Zurückweifi;nng  eines 
kriegerischen  AngrifiPs  hebt  den  neutralen  Charakter  nicht  auf, 
sondern  bekräftigt  ihn. 

1.  Vgl.  oben  Bach  YXI.  Gap.  1.    Aus  der  YerleUang  der  Neutralit&t^ 
rechte  durch  eine  Kriegspartei  folgt  noch  nicht  das  sofortige  Recht  des  l^eatnia 
am  Kriege  Theil  zu  nehmen.    Diese  Folge  v&re  ebenso  unTerh&ltnissm&ssig, 
wie  die  umgekehrte  aus  der  Verletzung  der  Neutralit&tspfliehten  (oben 
S  781).   In  den  meisten  Fftllen  wird  ein  auf  Genugthuung  gerichtetes  YeiiahicD 
den  Bedürfnissen  entsprechen.    Im  October  1864  fand  ein  den  nordamerikanischen 
Südstaten  dienendes  Kreuzeischiff  Florida  Âufoahme  in  dem  Brasilischen  Hafea 
zu  Bahia  auf  48  Stunden,  um  die  nöthigen  Reparaturen  YorzunehmexL     Dieses 
8chl£f  wurde  Yon  einem  Kriegsschiff  der  Vereinigten  Staten,  Wachusett,  in  à& 
Nacht  angegriffen  und  genommen.    Die  Regierung  von  Brasilien  forderte  nun  Ge- 
nugthuung für  diesen  Bruch  der  neutralen  Gebietshoheit.   Die  Unionsr^emn^  er- 
kannte das  Recht  jener  an,  und  erbot  sich,  den  Commandanten  des  Wachusett  vt« 
ein  Kriegsgericht  zu  stellen,  den  nordamerikanischen  Consul  in  Bahia,  der  zu  diesem 
Rechtsbruch  geholfen  hatte,  zu  entlassen  und  die  gefangene  Mannschaft  der  Florida, 
obwohl  sie  dieselbe  als  Seer&uber  betrachte,  frei  zu  geben.    Da  das  Schiff  selbst 
in  Folge  eines  spätem  Unglücks  gesunken  war,  wofür  die  Vereinigten  Staten  keiae 
Verantwortlichkeit  hatten,  so  war  in  dieser  Hinsicht  die  Herausgabe,  unm^^ch  ge- 
worden.   Mit  dieser  Genugthuung  erkl&rte  sich  die  Brasilische  Regierung  zufrieden. 
Vgl.  Dana  zu  Wheaton  Int.  L.  zu  $  430. 

2.  Wenn  aber  der  Friedensbruch,  welchen  der  neutrale  Stat  durch  daß 
Kriegspartei  erleidet,  so  gross  und  schwer  ist,  dass  derselbe  als  unmittelbare 
Kriegsursache  gilt,  so  kann  der  neutrale  Stat  entweder  selb6Uadig>el2MB 
neuen  und  zweiten  Krieg  fahren  g^[en  den  Friedeosbrecher  odec  er  In^m,  «*^ 
in  Û&1  meisten  FAUen  zweckmAssiger  sein  wird,  sich  mit  den  Feinden  des 
Friedensbrechers  zi»n  Kriege  verbünden  und  den  bisherigen  Krieg  durch  seine 
Theilnahme  erweitem. 

8.  In  manchen  Fällen  wird  die  militärische  Abwehr  dner  Meutralitâts- 
?erlet«uig  die  Wirksamkeit  der  Nentralit&t  bewahren.  Diese  ist  DOch 
nioht  itiieg,  wenn  aie  auch  ndt  Krifigsmittehi  wirkt  Zum  Kriege  fehlt  die  fein^ 
liehe  AfasJoht.  Die  Friedeasabsicht.i8t  hier  entscfaeidend  und  die^ji^gBoi^ 
werden  nur  Torfibergehend  angewendet»  um  die  friedliche  fialtoog  des  neotz«^ 
States  zu  skihenL 


791. 

Hat  em  Hül&öoqw  des  BMtralöii  Stat«.  (§  736)i  m  dem- Kriege 
sich  betaaüigen  müssen  imd  wird  dasselbe  Y<m  dem  Feinde  in  das 
neutrale  Gebiet  hinein  yerfolgt,  so  begeht  anch  der  Feind  keine 
Verletssung  der  Neutralität,  wenn  eic  die  Verfolgung  nicht  an  der 
Grenze  stille  stellt»  sondern  über  die  Grenze  fortsetzt 

Die  anvollst&ndig  neutrale  Haltung  rechtfertigt  die  entsprechende 
unvollst&ndige  Achtung  der  Keutralit&t.  Solche  unreine  Zwitterverhftltniase 
zwischen  Neutndität  und  Theilnahme  am  Krieg  trOben  die  Reinheit  der  Friedena- 
ordnung  und  des  Eriegsrechts  und  sind  daher  möglichst  zu  yermeiden. 

792. 

Der  neutrale  Stat  ist  berechtigt,  Pässe  und  andere  Urkunden 
auszusteUen,  welche  auch  bei  den  beiden  Kriagsparteien  auf  öffent- 
lichen Glauben  Anspruch  haben. 

Per  neutrale  Stat  lebt  in  Frieden  und  Freundschaft  mit  beiden 
Parteien.  Baher  werden  auch  seine  P&sse  und  andere  Urkunden  yon  denselben 
respectirt 

793. 

Der  neutrale  Stat  hat  ein  Becht,  seinen  Statsschutz  audi  auf 
seine  Angehörigen  und  ihre  Güter  ausserhalb  des  Statsgebiets  so 
weit  zu  erstrecken,  als  das  friedliche  Völkerrecht  diesen  Schutz 
rechtfertigt. 

Die  kriegführenden  Mächte  dürfen  auch  innerhalb  des  Kriegs- 
feldes  die  neutralen  Personen  und  die  neutralen  Güter  nicht  feindlich 
behandeln,  sondern  nur  denjenigen  gemeinsamen  Anordnungen  unter- 
werfen, vekhe  durch  die  Noth  der  Kriegsführung  geboten  sind. 

Wenn  schon  die  Personen  und  das  ESgenthum  der  Medlichen  Ângeh(yrigen 
des  feindlichen  States  zu  schonen  sind,  soweit  nicht  das  Bedfirfniss  der  Eriegsftthnmg 
einen  Eingriff  erfordert  und  rechtfertigt,  so  gilt  das  in  höherem  Grade  von  den 
neutralen  «Personen  und  Gütern.  Denn  hier  tritt  zu  den  allgemeinen 
Backsichten  der  Menschlichkeit  die  besondere  Rücksicht  auf  die  freundlichen 
Beziehungen  zu  dem  neutralen  State  förderlich  hinzu.  Insbesondere  ist  die 
Wegnahme  nealiater  Schifli  mm  Behaf  des  Tramports  wn  Kriegsletttttn  und 
^Higimaleriid  oder  der  FieBsong  nentraJar  Pernmen  zum  Kriegsdienst  zur  See 
oder  zu  Land  durch  einen  kriegführenden  Stat  eine  schilfere  Yerletzqng  djsr  Rechte 
d^  neutralen  Stats.  Die  neutralen  Unterthanen  dürfen  auch  nicht  gegen  den 
^Ulea  des  neutnten  Stats  von  einem  Eriegsatate'zvr  Armee  geworben  werden, 
^f^  die  üslerteidkmgen  zwiaohen  England  und  der  amerilumischen  IMon  in  tel 
J«]^M  la^yes  im  StatascUr  Wf-^^i. 


Utt  MewM  BikIl      . 

794. 

Die  neirtrale  Flagge  sohfitat  mdbt  bloss  daa  neatarale  Schiff, 
sondern  ebenso  die  feindliche  Ladung  desselben,  mit  Ausnahme  d^ 
Kriegscontrebande.    Frei  Schiff^  firei  Gut 

Der  Satz,  dass  die  neutrale  Flagge,  d.  h.  die  Neutralitât  und  Nationalität 
des  Schiffs  zugleich  die  Ladung  decke,  obwohl  diese  Kanflenten  der  feindr 
liehen  Nation  angehört,  wurde  zum  ersten  Mal  in  einem  Holländischen 
Vertrage  mit  Spanien  im  Jahr  1650  ausgesprochen  und  erhielt  zuerst  eine  allge- 
meinere Vertretung  in  den  Grundsätzen,   welche  die  bewaffnete  Neutralität 
vom  Jahre  1780  während  des  cnglisch-französiBchen  Kriegs,  auf  die  Anregung  des 
Russischen  Cabinettes  proclamirte.    Die  frühere  Praxis  der  Seemächte  (besondezs 
Englands)  hatte  das  feindliche  Gut  auf  neutralem  Schiffe  mit  Wegnahme  bedroht 
oder  gar  (wie  zuweilen  Frankreich)  das  neutrale  Schiff  selber  in  die  Grefahr  da 
Wegnahme  gebracht,  wenn  und  weil  dasselbe  feindliche  Waare  fahre.    Indessen  ge- 
langte jener  Satz  damals  noch  nicht  zu  allgemeiner  Anerkennung.   Besonders  Eng- 
land hielt  die  frühere  Praxis  fest,   und  selbst  die  Gerichte  der  Vereinigten  States 
betrachteten  diese  als  unanfechtbar,  solange  nicht  durch  Verträge  ein  anderes  und 
allerdings  besseres  Recht  hergestellt  sei.     Die  Statenverträge  darüber  waren  sehr 
verschiedenartig,  wodurch  natürlich  die  Rechtsrerwixrung  yermehrt  ward.    So  z.  R 
hatten  England  und  die  Vereinigten  Staten  in  einem  Vertrag  von  1794  den  Grand- 
satz anerloinnt,  dass  das  neutrale  Schiff  frei,  aber  die  feindliche  Waare  darsof 
G^nstand  der  CJonfiscatiou  sei;  während  dieselben  Verfügten  Staten  in  einem 
Vertrag  mit  Frankreich  von  1778,   und  einem  solchen  mit  Preussen  von  1785  die 
Regel:  Frei  Schiff,  frei  Gat  bekräftigt  hatten.    Im  Jahr  1799  fanden  darüber  wie- 
der ausführliche  Verhandlungen  zwischen  den  Vereinigten  Staten  und  Preussen  StatI 
und  nur  dem  zähen  Festhalten  Preussens  gelang  es  schliesslich,  das  freiere  Prindp 
neuerdings  in  dem  Vertrag  von  1799  zu  bestätigen.   (Vgl.  darüber  Wheat  on  Int 
L,  §  456 — 469).    Erst  der  Pariser  Congress  von  1856  hat  endlich  dieses  Prindp 
zu  einem  allgemein  anerkannten  völkerrechtlichen  Grundsatz  erhoben,  am  13.  Juni: 
„Le  pavillon  neutre  couvre  la  marchandise  ennemie  à  Texception  de  la  contrebande 
de  guerre.*'    Das  neutrale  Schiff  ist  neutrales  Gebiet    So  wenig  feindliches  Got 
in  neutralem  Land  vom  Feinde  als  Beute  betrachtet  werden  darf,  so  wenig  mm 
auch  auf  neutralem  Schiffe.    Die  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  ist  unzweifelhaft 
ein  Fortschritt  der  Civilisation  und  eine  wichtige  Beschränkung  des  an  sich  ba^ 
barischen  Rechts  der  Seebeute. 

795. 

Die  neutralen  Güter  aind  auch  auf  feindlichen  Sdiiffen  vor  der 
Wegnahme  geschützt,  ausser  wenn  sie  in  Kriegscontrebande  bestehn. 
Unfrei  Schiff^  frei  Gut, 

Auch  dieser  Satz  ist  erst  durch  den  Pariser  Congress  von  1856,  IS.  Joli 
allgemein  anerkannt  wurden:  ^JLa  marchandiie  neutre  à  Vexsepàaa  de  la  eontie- 
bande  de  guerre  n*est  pas  saisissable  sous  pavütoii  de  gnecra^'    EjasBelae  States, 
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welch»  Mher  dutch  die  aeiitnde  Fbtffie  die  feindliehe  Watte  hatten  decken  hnen, 
iraren  m^eich  der  Meinung,  daas  folgerichtig  die  feiodUche  Flagge  die  neutrale 
Waare  in  die  Qefahr  der  Wegnahme  verwickle,  und  wendeten  den  Grundsats  an: 
Unfrei  Schiff,  unfrei  Gut,  Enemy's  ships,  enemy's  goods.  Mehrere  Staten, 
wie  TorzQglich  Frankreich,  waren  ûheihaupt  geneigt,  die  Veihindung  yon  neutralen 
mit  feindlichen  Bestandtheilen  als  feindlich  zu  betrachten  und  vertheidigten  eben- 
falls den  Grundsatz:  Feindliches  Schiff,  feindliches  Gut.  Andere  Staten  freilich 
unterschieden  durchgreifend  zwischen  der  feindlichen  und  der  neutralen  Eigenschaft 
von  Schiff  und  Gut,  und  schonten  das  neutrale  Gut  auf  feindlichem  Schiff,  wie  sie 
das  feindliche  Gut  auf  neutralem  Schiff  der  Prise  aussetzten.  Der  spanische  Con- 
solato  del  Mare  hatte  fùi  diesen  Fall  die  neutralen  Kaufleute  angewiesen,  sich  mit 
dem  Nehxner  des  Schiffs  über  die  Fracht  zu  yerst&ndigen,  aber  die  neutrale  Waare 
selber  für  frei  erkl&rt  Die  englischen,  holländischen  und  italienischen  Gerichte 
sprachen  sich  fOr  denselben  Grundsatz  aus,  dass  die  neutrale  Waare  frei  bleibe, 
während  das  feindliche  Schiff  der  Wegnahme  yerfalle.  In  der  Literatur  waren  die 
Meinungen  ebenso  yerschieden. 

Der  Gedanke,  dass  in  beiden  Fällen  die  rechtliche  Lage  des  SchiffB  auch 
das  Schickaal  der  Ladung  bestimmen  müsse,  ist  desshalb  nicht  richtig,  weil  die 
Freiheit  von  Schiff  und  Waare  immer  die  natürliche  Regel,  die  Wegnahme 
nur  als  Noth-  und  Âusnahmerecht  zu  erklären  und  zu  vertheidigen  ist,  man 
aber  diese  Ausnahme  nicht  über  ihre  natürlichen  Grenzen,  also  nicht  auf  neutrales 
Friedensgut  ausdehnen  darf.  Die  neutralen  Handelsleute  leben  wie  der  neutrale 
Stat  mit  den  kriegführenden  Staten  in  voller  Freundschaft  mit  den  Schiffseigen- 
thümem  dieser  Staten,  und  wenn  sie  deren  Schiffe  mit  ihrer  Waare  befrachten,  so 
beeinträchtigen  sie  damit  die  Hechte  der  kriegführenden  Gegenpartei  in  keiner 
Weise.    Hure  Waare  darf  daher  auch  nicht  Gegenstand  der  Wegnahme  werden. 

795  a. 

Die  neutralen  Schiffe  können  sich  innerhalb  dee  Kriegsfeldes 
den  Massregeln  aus  militärischer  Nothwendigkeit  nicht  entziehn  :  aber 
die  Eriegspartei,  welche  dieselben  aus  solchem  Grunde  angreift,  ist 
zu  Toller  Entschädigung  der  yerletzten  PriYateigenthümer  Yerpflichtet 

Die  Wegnahme  und  Versenkung  von  sechs  englischen  und  daher  neu- 
Men  Kohlenschiffen  bei  Doclair  durch  deutsche  Truppen  erklärt  sich  nicht 
aus  einem  Bechte  einer  Kri^partei  gegen  Neutrale,  auch  nicht  aus  dem  jus 
anipiriarum  (droit  d*angarie),  d.  h.  dem  Recht,  vorhandene  Schiffe  und  Wagen  m 
dem  erforderlichen  Transport  von  Truppen  und  Eriegsger&thschaften  zu  benutzen, 
sondern  nur  aus  dem  Bechte  der  Militftrgewalt  innerhalb  des  Kriegsfeldes  alles  zu 
than,  was  zur  Sicherheit  der  Truppen  nothwendig  ist  Es  war  allerdings  eine  ge- 
waltsame Verletzung  des  englischen  Elgenthums,  aber  wenn  sie  nöthig  war  ans 
iBilittolBGlien  Gründen,  so  war  aie  ebenso  gerechtfertigt,  wie  es  die  zwangsweise 
Venrendang  von  aqgehftoften  Lebensmitteln  wftre,  welche  Neutralen  gehören,  frei- 
hch  mir  anter  der  Bedingimg  Toller  Bntsnhftdignwg  an  die  Privaten,  deren  Ver- 
^'^^fS^  an  Grflndea  der  öffentlichen  Wohlfahrt  angriffen  werden  muas.   Die  Sache 
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muée  denn  «aeh  In  ëÊtet  Wëaè  Mr  BMMgaag  tar  «ogUadMi 
Migt   (DepmktnweelN^  iwiidÉen  Lord  GnuiTille  ud  Qnf  Banitaff  is 
1871.    StataâidL  ven  Â«gldi  und  KlaiiMd  Nr.  4tôS-4509.) 

796. 

Die  neutralen  Staten  können  iliren  diplomatisdien  Friedens- 
Yerkehr  mit  den  kriegführenden  Staten  fortsetzen,  soweit  nicht  di€ 
militärischen  Massregehi  Yorübergehende  Hemmnisse  bereiteo. 

Din  neutralen  Staten  haben  keinen  Gmnd,  ihre  Gesanten  abiabemfen,  da 
sie  mit  den  kriegfOlirenden  Staten  in  Frenndschaft  bleiben.  Aber  der  Krieg  kam 
thats&chlich  die  Verbindong  theib  der  Personen,  theita  der  Oorrespondeiis  stfiren; 
und  dieses  üebel  mOsscn  sich,  soweit  es  unvenneidlich  ist,  auch  die  neatzalea 
Staten  gefallen  lassen. 

797. 

Die  neutralen  Staten  können  auch  den  Eriegspartei^i  sur  V^- 
mittlung  Yon  Unterhandlungen  wahrend  des  Krieges  dienen  und  die 
diplomatische  Vertretung  fur  die  Angehörigen  einer  Eriegspartei  bei 
dem  andern  feindlichen  State  übernehmen. 

Vgl.  oben  §  48ö.  Die  neutrale  Stellung  erleichtert  sowohl  die  Vennitüuiig 
als  die  Stellrertretung,  weil  der  neutrale  Stat  mit  beiden  Eriegsparteien  in  Freund- 
schaft ist,  aber  selbstverstftndlich  bedarf  dieselbe  daxn  der  Ermächtigung  der  Kri^s- 
parteien. 


4.  Neutraler  Handelaferkehr.    Ikriegscontrebande.   Burch- 

snehungsrecht. 

796. 

Die  Angehörigen  der  neutralen  Staten  sind  berechtigt,  mit  den 
Angehörigen  der  Kriegsstaten  während  des  Kriegs,  wie  im  Erieden 
Handel  zu  treiben.  Der  Kriegszustand  unterbricht  den  Handelsrer- 
kehr  nur  insoweit,  als  das  Bedürfiiiss  der  Kriegäftihrung  eine  mili- 
tärische Hemmung  erfordert. 

Nur  aUmfthlich  und  mit  steigender  fifaeht  kam  dieser  GrandBats  rar  Gdtoog. 
Froher  wurde  oft  der  entgegengeaetate  Stts  behaiqitel,  daas  der  Kffogsataft  afiea 
Handel,  auch  der  Neutralen,  mit  dttn 'Fshidesland  terUeten  ktane.  Mn^iottte 
dadurch  dem  Feinde  mi^^hst'YielMiadenittftlgeD  und 'Hess  *ikh  #ao  dtosn  Eifer 
SU  sdüHUgen 'nidit  einmsl'durA'life  iUMlMi<A«  «lAsi«^  -am  WÊÊÊïéÊÊÊÊhiÊM^jMk 
die  Nemkalen,  mit  deatfb  man-dseh  in  FiMte  ttttdClfeaÉasehaft46bte,'4ta»e«D- 
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pfindHch  mkMtgB.  Der  Handel  aber  &t  ein  Friedens-  nnd  nicht  ein  Kriegs, 
geschäft,  nnd  es  ist  weder  Grund  nodi  Recht  vorhanden,  dieses  Friedensgesch&ft 
der  Neutralen  mehr  zu  hemmen,  als  die  militilrisdie  Nothwendigikeit  es  erfordert- 

799. 

Die  Anwendung  dieser  Regel  des  friedlichen  Handelsyerkehrs 
der  Neutralen  wird  nicht  durch  die  Rücksicht  ausgeschlossen,  dass 
ein  KriegBstat  dnen  bestimmten  HandelsYerkehr  erlaubt,  den  er  Yor 
dem  Kriege  nidit  gestattet  hat  und  vielleicht  nach  dem  Kriege 
wieder  beschränken  wird. 

1.  Dieser  Satz  spricht  sich  gegen  die  sogenannte  Regel  von  17&6  ans, 
welche  früher  Torsüglich  von  den  englischen  Richtern  and  Juristen  gehandhabt 
und  vertheidigt  worden  ist.  Letztere  Regel  wurde  zuerst  in  dem  englischrfranzOsischen 
Kriege  aosgesprochen,  als  die  Franzosen,  welche  durch  die  englische  iMarine  ver- 
hindert worden,  mit  ihren  überseeischen  Golimien  den  Handelsverkehr  fortzusetzen, 
den  neutralen  Holl&ndischen  Schiffen  erlaubten,  diesen  Handel  nun  zu  besorgen, 
von  dem  vor  dem  Kriege  die  Neutralen  überhaupt  ausgeschlossen  -worden  waren. 
Manche  Hollilndischen  Schiffe  wurden  nun  von  den  englischen  Kreuzern  als  Prise 
anfgefacacht  oad  sanmit  ihrer  Ladung  verurtheilt  Damals  'freOSch  kcmnte  ^man  für 
diesen  Eingriff  in  die  Freiheit  des  neutralen  Handels  noch  den  Qmnd  anführen, 
dass  derselbe  nicht  überhaupt  den  Neutralen  gestattet  worden  sei,  sondern 
ausschliesslich  den  Holländern  und  dass  die  Holländischen  Schiffe  gewisser- 
massen  nur  die  Lücke  der  französischen  Schifffahrt  ausfüllen  und  das  abgeschlossene 
Bjfttem  des  französisdite  Handels  im  französischen  Interesse  -für  die  Kriegszeit  be- 
wahren. Die  Begel  wovds  labir  ^Mer  allgemeine-r  'verstaodeb  4md4kngewendet 
Man  führte  dafür  hauptsächlich  folgende  GiQndeaa: 

a)  Die  Neutralen  können  höchstens  verlangen,  dass  ihre  herkömmliche 
Handelsverbindnng  (customary  trade)  mit  den  Ländern  der 
Kriegsparteien  nidit  über  die  Nothdurft  des  Kriegs  hinaus  gehemmt, 
nicht  aber,  dass  Urnen  nun  während  des  Krieges  neue  Handelswege 
in  jene  Länder  eröffiiet  werden;  sie  soDen  geschont  werden  in  ihren 
in  der  Friedenszeit  angeknüpften  Handelsbeziehungen,  aber 
sie  sdUen  nicht  den  Kriegszustand  zu  einer  Erweiterung  ihres 
Handels  in  Feindesland  ausbeuten  dürfen. 

b)  Wfirdeman  das  gestatten,  so  würde  die  Vertheidigungsfähigkeit 
des  Feindes  zum  Schaden  des  Gegners  vergrössert,  was  dieser 
nicht  cn  dulden  brauche. 

d.  Allein  diese  Gründe  halten  doch  der  Prüfung  nicht  Stand,  und  vermögen 
<Ue  unbestrdtbare  Gmndwahiiieit,  dass  der  Handel  ein  Friedensgeschäft  nnd 
^*^den  Neutralen  nicht  zu  verwehren  sei,  nicht  zu  entkräften.   Diefried- 

Uclie  Natur  des  Handels  wird  durch  den  Krieg  nicht  aufgdioben  und  nicht  geändeH. 
Daher  ist 

ä)  'Mn  GffBid  swisclien  dem  herkdmmlicken  Handel  vor  dem  Krieg  nnd 
dem  neuen  Handel  während  des  Kriegs  zu  unterscheUtett  and  einer- 
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•dti  die  Fortaetsaiig  des  enten  n  gwutten,  aber  andmneits 
▼erbieten.  Der  Handel  ist  nicht  Bewahning  des  Hergelvaditen,  aondm 
Bucht  fortwährend  nene  Wege  und  knftpft  nnaMtorig  erweitecte  Ter- 
bindungen  an. 

b)  Wenn  auch  ausnahmsweiae  sich  im  Kriege  neue  gUnstige  Chancen 
für  die  Neutralen  ergeben,  ao  darf  man  ihnen  diese  Yortlieile  um  bo 
weniger  missgönnen  oder  versagen,  als  nothwendig  (fir  den  neatzakfi 
Handel  aus  jedem  Kriege  auch  zahlreiche  Nachtheile  entspnogen, 
die  aie  ebenfalls  tragen  müssen,  obwohl  sie  weder  den  Krieg  YeradinldM 
haben,  noch  daran  TheU  nehmen,  und  welche  ihnen  durch  die  knc^geriachen 
Entschlüsse  und  Thaten  der  Kriegsparteien  zugefügt  werden. 

c)  Das  civiÜsirte  Kriegsrecht  gestattet  Oberhaupt  nicht  mehr  die  friedüchai 
Primten  nur  desahalb  beliebig  zu  schidigm,  um  die  EuUsqueUen  des 
Feindes  zu  zerstAren,  sondern  eriaabt  nur  solche  Scfaidigungen,  wekbe 
durch  das  milit&riache  BedOr&Sas  der  Kriegsftdimng  gerechtfertigt  sioi 
Das  Biocaderecht  und  das  Recht,  die  Contrebande  zu  Terhindeni,  waà 
Ananahmen,  die  eher  zu  beschrinken,  als  analog  auszudehnen  sind. 

800. 

Auch  wenn  der  Küstenhandal  in  Friedenszeiten  ausscUiesslich 
den  nationalen  Schiffen  Torbehalten  und  erst  während  des  Kriegs 
von  einer  Kriegspartei  den  Neutralen  eröffnet  wird,  so  machen  sich 
die  neutralen  Handelsschiffe,  welche  diese  Erlaubniss  benutzen, 
keiner  Verletzung  der  Eriegsrechte  schuldig  und  dürfen  ron  dem 
andern  Kriegsstate  nicht  desshalb  weggenommen  werden ,  weil  sie 
einen  verbotenen  HandelsTerkehr  betreibe. 

Vgl  zu  §  798.  799.  Der  sogenannte  Kastenhandel  (Cabotage,  coasting 
trade)  —  d.  h.  der  Handel  aus  einem  Hafen  in  den  andern  desselben  States  mh 
üü&ndischer  Ladung  —  war  in  früheren  Zeiten  oft  ausschliesslich  den  natio> 
nalen  und  keinen  fremden  Schi£fen  gestattet  Das  galt  anch  meistens  als  Gesetz 
für  den  Handel  aus  dem  Mutterstat  nach  den  überseeischen  Colonien  und 
umgekehrt.  Der  Kri^  konnte  nun  dieses  System  durchbrechen,  und  da  der  natio- 
nale Verkehr  an  manchen  Stellen  gehemmt  war,  das  BedOrfiùss  nach  neutrakm 
Handel  .hervorrufen;  w&hrend  der  feiodliche,  zur  See  mftchtige  Kriegsstat  das  nicht 
dulden  wollte.  Die  englischen  Juristen  «—  noch  Phillimore  (HI.  §  2U  f.) 
—  yertheidigten  diese  Beschränkung  vorzOglich,  w&hrend  die  amerikanischen 
und  allgemeiner  noch  die  französischen  Bechtsgelehrten  sie  bestreiten.  Di^ 
selben  Gründe,  welche  g^^en  die  Begel  yon  17ö6  sprechen,  nöthigen  audi  hier, 
diesen  Binnenhandel  der  neutralen  Schi£fe  als  völkerrechtlich  erlaubt  und 
nur  unter  Umständen  statsrechtlich  beschr&nkt  anznsehn.  Da  flbeidem  heotc 
diese  engen  SchiflTahrtsbeschrftnkungen  grossen  Theils  dem  Pzindp  des  freien 
Handdsverkehrs,  ohne  Backsicht  auf  Nationalität,  haben  wdcfaen  mOsaea»  so  hit 
die  ganze  Frage  viel  von  ihrem  practischen  Interesse  verloren. 
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801- 

Die  Zufiihr  Ycm  Kriegsoontrebande  aber  ist  kein  Friedensge- 
geschaft.  Jede  Kriegspariei  ist  berechtigt,  die  Liefenmg  und  die 
Zufuhr  YOn  Kriegsoontrebande  zu  verhindem,  auch  wenn  dieselbe 
Yon  Neutralen  und  auf  neutralen  Schiffen  besorgt  wird. 

1.  Die  Freiheit  des  neutralen  Handels  darf  nicht  zu  wirklicher  Kriegs- 
hülfe  mis  s  brau  cht  werden,  denn  diese  ist  im  Widerspruch  mit  wahrhaft  neu« 
traler  Haltung.  Der  Ausdruck  Contrebande  (urspr.  contra  bannum,  wider 
das  Verbot)  stammt  aus  dem  Mittelalter,  als  die  Päpste  anter  der  Strafe  des  Banns 
(der  Excommunication)  den  Christen  yerboten,  den  Ungl&nbigen,  welche  bekriegt 
wurden,  Waffen  zuzuführen.  Die  Kacksichten  auf  die  offenbare  Unterstützung 
einer  Kriegspartei  in  ihrer  Kriegsführung  überwiegt  hier  über  die  Rück- 
sicht auf  ^e  Handebfireiheit  der  Neutralen.  Der  Eriegsstat  kann  das  nicht  dulden, 
ohne  Geliahr  fttr  seine  EriegsfOhrung,  und  ist  berechtigt,  die  Contrebande  wegzu* 
nehmen,  weil  in  ihrer  Zufuhr  die  beabsichtigte  Eriegshfüfe  offenbar  wird. 

2.  Im  Allgemeinen  wird  dieser  Ghrundsatz  yon  allen  dvilisirten,  auch  yon 
den  neutralen  Staten  anerkannt,  z.  B.  yon  der  bewaffneten  Neutralität  yon 
1780  und  yon  dem  Pariser  Congress  yon  1866.  Aber  über  die  Ausdehnung 
des  Begriffs  der  Contrebande  und  fiber  die  Mittel,  sie  zu  yerhindem,  war  yon  jeher 
yiel  Streit.  England,  als  die  grOsste  Seemacht,  war  lange  Zeit  geneigt,  jenen  Be* 
griff  und  diese  Mittel  möglichst  weit  auszudehnen;  und  hinwieder  die  neutralen 
Staten,  welche  yorzngsweise  ihren  Handel  schtttzen  wollten,  suchten  im  Gegentheil 
den  Begriff  mOgUchst  zu  beschrlnken  und  das  Veiffthren  gegen  neutrale  Schiffe  und 
Güter,  welchm  Contrebande  yorgeworfen  wurde,  zu  ermftssigen.  Allmählich  haben 
sich  die  Ansichten  genfihert,  obwohl  sie  noch  hin  und  her  sdiwanken.  Heute  sind 
alle  Seemächte  zugleich  stark  interessirt,  dass  nicht  im  Seekrieg  der  neutrale  See- 
handel  zu  sehr  belästigt  und  gefthrdet  werde,  und  keine  ist  mehr  dayor  sicher, 
dass  nicht  eine  schrdié  und  übertriebene  Anwendung  der  Mittel  gegen  die  Contre« 
bande  auch  ihre  Handelsinteressen  schwer  yerletze. 

802. 

Als  Kriegscontrebaude  sind  zu  betrachten  diejenigen  Sachen, 
welche  einer  Kriegspartei  zum  Behuf  und  zur  Unterstützung  der 
^egsfiîhmng  als  Kriegsmittel  und  Kriegsausrüstung  zugeführt 
werden. 

Daas  die  Zufuhr  solcher  Sachen  als  Contrebande  zu  benrtheilen  sei, 
^^^gibt  fach,  ans  dem  Grundgedanken  mit  logischer  Nothwendigkeit;  und  es  kann 
luir  m  Frage  kommen,  einmal  ob  wirklich  im  besondem  Fall  gewisse  Sachen  der 
^'îfigiifûfamng  als  Mittel  zu  dienen  (§  S03)  und  ob  die  Absicht  der  EriegshOlfe 
^^^'inodtti  oder  auch  eiforderüch  sei  {%  806),  um  die  Wegnahme  der  Contrebande 
2u  begronden.  Im  Eünelnen  kann  die  Thatfrage  oder  die  Bechtsfrage 
^itig  sein. 

^^■■Iickli,  Du  TOUMmcht«  29 
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803. 
Allgemem  UBd  abgesehen  von  beBonderen  Verträgen  «  welche 
andere  für  die  Vertragsparteien  bindende  Vorschriften  treffen,  ge- 
hinren  hieher: 

a)  die  Kriegswaffent  Kanonen,  Flinten,  Säbel,  Engeln,  Pol?» 
und  ähnliche  Kriegs  Werkzeuge; 

b)  aber  auch  Salpeter  und  Schwefel,   die  zur  Pulyerfabrication 
dienen; 

c)  Kriegsfahrzeuge; 

d)  feindliche  Kriegsdepeschen,  die  im  Interesse  einer  Kriegs- 
partei transportirt  werden. 

1.  Oft  Verden  in  Statenvertrftgen  die  QegmMkoAe  nfther  benichnet,  wdcbe 
aoaachlieBBlich  als  Contrebande  bebaadeh  werden  dOrCen.  Aber  dieses  Yertrag»- 
recht  gilt  nur  im  VerhAltnlsB  der  YertniepqiMurteien  am  einander,  niclit  als  aUgep 
meines  Recht 

2.  Zu  a)  Qewine  Sachen  dienen  ihrer  I^atur  nach  immer  and  nur 
-^  oder  doch  gewöhnlich  —  der  KriegsfOhrung,  wie  besonders  Waffen  aUer  Art  und 
Kiiegsinstnunente.  Diese  sind  unzweifelhaft  Contrebande,  hidosoen  sogar  da  ist  die 
AnfrAhlnng  aller  einzelnen  Gegenstände  desahalb  nicht  möglich,  weil  von  Zeit  a 
Zeit  neue  Kriegswaffen  erfunden  werden,  welche  weder  in  den  Yertrlgen  noch  in 
den  Gesetzen  vM'her  benannt  werden  konnten.  Dem  Pulver  z.  B.  steht  die 
Bchiessbaumwolle  gleich,  obwohl  sie  nicht  genannt  ist,  und  ebenso  den  Feuer- 
steinen und  dem  Zunder  der  alten  Flinten  die  neueren  metallenen  Zand* 
hotchen,  die  Patronenhülsen  und  die  £inheitepatronen. 

Wenn  aber  Yerbandzeng  und  Ärztliche  Instrumente  fflr  die  müi- 
tftrische  Krankenpflege  zugefohrt  werden,  so  ist  das  keine  Contrebande,  senden 
ftiedlicfaer  Yerkehr,  obwdü  er  auch  dem  Heere  zu  Gute  kommt 

3.  Zu  b)  Salpeter  und  Schwefel  sind  freilich  keine  Waffen,  aber  ihre 
Beziehung  zur  Pulverfabrikation  ist  eine  so  nahe,  dass  sie  desshalb  von  allen 
Yölkem  wie  Kriegsmaterial  betrachtet  werden,  wenn  nicht  ausnahmsweise  ein  an- 
derer friedlicher  Gebrauch  dieser  Stoffe  klar  vorliegt.  Auch  die  zweite  be- 
waffnete Neutralität  von  1800  erwähnt  dieser  Gegensttade  ausdrOcklich  als 
Contrebande. 

4.  Zu  c)  Die  kriegerische  Natur  der  Kriegsfahrzeuge  ist  zweifellos; 
aber  da  auch  Schiffe,  welche  bisher  dem  Handel  dienten,  in  Kriegsfahrzeuge  umge^ 
wandelt  werden  können,  so  kann  es  im  einzelnen  Fall  zweifelhaft  werden,  ob  ein 
Schiff  noch  als  Handelsschiff  frei,  oder  bereits  als  Kriegsschiff  Gootzebande 
sei  Die  letztem  Zweifel  kitamen  nur  im  einaehien  Fall  nadi  Erwdgang  aBer  Um- 
stände und  Anzeichen  entschieden  werden. 

5.  Zu  d)  Die  sogenannten  Kriegsdepeschen  sind  unzweifelhaft  wieder 
Contrebande,  z.  B.  Befehle  des  Feldherm  an  einen  detadiirten  Oorpsoommandanfen 
oder  eine  Flottenstation  zu  kriegerischen  Zwecken.  Dagegen  Friedensdepesehen, 
wohin  auch  die  diplomatische  Correspondenz  durdiw^  zu  reefanen  ist, 
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dürfen  imbedenklieh  auf  neutralen  Schiffen  aîdier  yenendet  werden.  So  z.  B.  wurde 
das  Bremer  Schiff  Atalante  von  dem  englischen  Richter  Scott  im  Jahr  1808  ver- 
urtheilt,  weil  es  Eriegedepeschen  Ton  dem  französischen  GouTemeur  von  Isle  de 
France  an  den  fn^ösischen  Marineminister  2U  hef ordern  Übernommen  hatte;  dar 
g^en  die  nordamerikanische  Carolina  in  demselben  Jahr  freigesprochen,  weü  sie 
nur  diplomatische  ]>epeschen  des  franzfisisdien  Gesanten  in  den  Vereinigten  Staten 
an  die  französische  Regierung  an  Bord  hatte.  Siehe  die  Fälle  bei  Wh  eat  on 
Int  Law.  §  504.  Anm.  von  Dana.  Auch  in  dem  Krimmkriege  von  1864  wurden 
von  England  und  Frankreich  die  Neutralen  davor  gewarnt,  dass  sie  nicht  Eriega- 
depeschen  befördern,  indem  derartige  Versuche  von  den  Eriegsm&chten  nicht  ge- 
duldet würden. 

804. 

Was  das  neutrale  Schiff  zu  eigenem  Bedarf  an  Waffen  nnd 
Munition  mit  sich  fuhrt,  ist  nicht  (Contrebande. 

Auch  friedliche  Handelsschiffe  fahren  gewöhnlich  Schiffskanonen  mit,  und 
bedürfen,  wenn  sie  durch  Seeräuber  gefährdete  Meere  befahren,  je  nach  Umständen 
einer  ausgiebigeren  Selbstbewaffhung.  Das  ist  unbestreitbares  Recht  der  Neutralen 
und  darf  daher  nicht  als  verbotene  Contrebande  behandelt  werden. 

805. 

Die  Zufuhr  Ton  Gegenständen,  welche  auch  dem  firiedliehea 
Gebrauche  zudienen,  wie  insbesondere  von  Kleidungsstücken,  Geld- 
summen, Pferden,  Schiffsbauholz,  Segeltüchern,  Eisenplatten,  Dampf- 
maschinen, BrennkohlQn,  Privatschiffen  u.  s.  f.  ist  in  der  Begel  als 
erlaubt  zu  betrachten,  und  darf  nur  ausnahmsweise  als  Kriegscontre-* 
bande  behandelt  werden,  wenn  entweder  die  besonderen  Verträge 
sie  als  solche  bezeichnen  oder  wenn  im  einzelnen  Fall  erweisbar  ist, 
dass  die  Zufuhr  einen  unmittelbaren  Bezug  auf  die  Kriegsführung 
hatte  und  zugleich  die  Unterstützung  derselben  beabsichtigt  war,  wie 
z*  B.  zur  Uniformirung  der  feindlichen  Truppen,  zur  Lieferung  von 
Kriegssubsidien,  zur  Ausrüstung  der  fdndlichen  Cavallerie  mit  Pfer- 
den, zur  Erbauung  von  Panzerschiffen  und  Kriegsfahrzeugen,  zum 
Transport  feindlicher  Truppen.  Die  Vermuthung  ist  jederzeit  für 
den  friedlichen  Gebrauch  imd  gegen  die  Annahme  von  Kriegs- 
contrebande. 

1.  Dieses  Grebiet  der  sogenannten  relativen  Eriegscontcebande  ist  vorzüglich 
dem  Zweifel  und  Streit  ausgesetzt.  Soweit  die  Vertrage  Näheres  bestinunen, 
8hid  dieselben  anzuwenden.  Abgesehen  aber  von  Vertragsbestimmungen  bleibt  nur 
^^1  die  Frage  aas  der  Katur  der  Sache  zu  entscheiden.  Da  gehen  nun  melnai 
^<i°^<toB9  die  b^^  estremcn  Meinui^n  au  weit   Die  «iae:he]a;achtet  solche  fOr 
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die  Kriegifflhrung  je  nach  ümstftiideit  branehbare  Gegenettiide  in  éer  Regel 
alB  Contrebande,  sobald  sie  dem  Feinde  ingeffthrt  werden.  DieNentnlen 
können  aber  solche  Gegenstände,  welche  sowohl  im  Frieden  als  im  Krieg 
brauchbar  sind  (res  andpitis  usus)  zn  Frieden»-  odor  sa  SnegBzwecfceB  den 
feindlichen  Lande  zuf&hren.  Enteres  ist  ein  reines  Friedensgeschikft,  letz- 
teres ist  Kriegshftlfe.  Jenes  muss  eriaubt  aefai,  dieses  wird  von  der  Krlegapartd 
mit  Recht  untersagt.  Es  ist  aber  kein  Qnmd  ftr  die  letstere  Aodegong  m  tct- 
mothen.  Im  Gegentheil,  der  friedliche  Handel  der  Neatralen  ist  die  Regd,  die 
Kriegshfllfe  die  Ausnahme. 

Oefter  wird  die  entgegengesetzte  Meinung  Terfochten,  daas  diese  Cr^^enstftnde 
niemalsals  Kriegscontrebande  behandelt  werden  dOrfen,  sondern  immer  als  e  r  lanb- 
terHandel  gelten.  Diese  Meinung  wird  Ton  manchen  Publicisten  insbesondere  auch 
damit  Tertheidigt,  dass  die  Unterscheidung  im  einzelnen  Fall  allzu  schwierig  und  dsss  es 
gef&hrlich  sei,  das  Urtheil  darüber  der  Kriegspartei  zu  überlassen.  Dieser  Einwand  ist 
richtig,  aber  er  bezieht  sich  nur  auf  die  Organisation  der  Rechtspflege  und  das  Reefats- 
▼erfahren  und  kann  nicht  die  s  achliche  Rechtgùrage  entscheiden,  ob  das  Contrebande 
sei  oder  nicht  Wenn  die  Bestimmung  dieser  Waaren  für  die  Kriegszwecke  aus 
den  UmstSaden  klar  wird,  und  zugleich  die  Absicht  der  Kriegshttlfe,  dann 
kann  man  der  Kriegsmacht  unmöglich  zumuthen,  dass  sie  ruhig  zusehe,  wie  die 
militärischen  Kräfte  des  Feindes  verstärkt  werden,  und  der  Neutanale 
darf  sich  nicht  beklagen,  wenn  nun  seine  beabsichtigte  Unterstatzang  der 
feindlichen  Kriegsmacht  nicht  als  ein  FViedensgeschäft,  sondern  als  unerlaubte 
Kriegsh&lfe  behandelt  wird,  was  sie  iaL  Wenn  s.  B.  dem  Fdnd  Panaerplatten 
sogef Ohrt  werden,  so  wirkt  das  ganz  ähnlich,  wie  wenn  ihm  Fanzerschifie  geliefert 
werden.  Es  ist  wesentlich  einerlei,  ob  demselben  Säbel,  oder  ob  ihm  Klingen  und 
Handgriffe  besonders  zugeführt  werden.  Kriegssubsidien  wirken  in  rielen  Fillai 
stärkender  für  das  Heer,  das  sie  empfängt,  als  Pulver  und  Blei.  Es  kommt  also 
nur  auf  den  Beweis  an,  einerseits  der  Kriegsbestimmung,  andererseits  der 
Absicht  der  Kriegshalfe.  Beides  muss  aus  der  Erwägung  alter  Umstände 
bona  fide  geschlossen  werden.  Der  neutrale  und  freie  Handel  wird  hinreichend  ge- 
achtet, wenn  man  eher  für  als  gegen  denselben  vermuthet  und  zur  YeraitheQung 
den  Seh ttldbe weis  fordert. 

2.  Unbedenklich  mag  der  neutrale  Stat  gestatten,  dass  die  feindlidien  Kri^^ 
schiffe  in  seinen  Häfen  Kohlen  aufnehmen,  so  weit  das  erforderlich  ist,  um  in  emen 
nahen  Hafen  gelangen  zu  können.  Aber  mit  Recht  hat  in  dem  franzOsiseh-deatscfaea 
Kriege  die  englische  Regierung  verboten,  dass  von  den  englischen  Häfen  aus  der 
französischen  Kriegsflotte  zum  Behuf  ihrer  feindlichen  Unternehmungen  in  der 
Nordsee  englische  Kohlen  zugeführt  werden,  wie  die  Abncht  der  KriegshOlfe  hier 
offenbar  war.    Ygl.  zu  §  773. 

806- 

Es  genügt  keineswegs,  dass  derartige  Gegenstände  nach  den 
Umständen  für  die  Eriegsführung  nützlich  verwendet  werden  könnten 
und  vermuthlich,  wenn  sie  an  ihre  Adresse  gelangten,  auoh  yer- 
wendet  würden,  um  dieselben  als  Kri^gscontreban^  wegzunehmen. 
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Es  darf  höchstens  in  diesem  Fall  die  Znfnhr  dann  thatsachlich  ge- 
hemmt werden,  wenn  aus  den  Umständen  die  Verwendung  zur  Kriegs- 
führung als  eine  nahe  und  ernste  Gefahr  erscheint 

Nicht  gerechtfertigt  ist  die  Wegnahme  anderer  unverdächtiger 
Waaren»  die  sich  neben  jenen  Gegenständen  in  dem  Schiffe  finden. 

1.  Die  Wegnahme  der  Eriegscontrebande  rechtfertigt  sich  als  Kriegs* 
recht  nur  dann  g^^  Neutrale,  wenn  diese  KriegshOlfe  gewähren,  d.  h.   eine 
feindliche  Handlung  begehen,  nicht  aber,  wenn  diese  nur  ein  fr  iedli  ches  Handels- 
geschäft Yollziehn.    Aber  die  Gefahr  der  Verwendung  fOr  die  feindliche  Kriegs- 
führung  und  daher  fflr  die  Verstirkung  des  Feindes  kann  so  gross  und  dringend 
sein,  daas  die  kriegftkhrende  Macht  yeranlasst  ist,  solchen  Verkehr  in  Kriegs- 
zeiten zu  yerhindern.     Die  Waare  erscheint  dann  swar  ohne  Schuld  ihres 
EigenthUmers  und  ohne  Schuld  des  Schiffers  gleichsam  als  „zufällige**  Contre- 
bande.    Sie  darf  nicht  confiscirt  werden,   weil  keine  Schuld  dazu  berechtigt, 
aber  ihre  Verwendung  zu  Gunsten  des  Feindes  darf  gehindert  werden,  weil 
das  Bedfliihiss  der  Kriegsftthrung  es  erfordert.     Das  gilt  z.  B.  auch  von  der  Zu- 
fuhr Yon  Brennkohlen  in  einen  Seehafen,  wo  die  feindliche  Kriegsflotte  vor  Anker 
11^.    Ist  dieselbe  beabsichtigt  zur  Ausrüstung  der  Flotte,  so  irird  sie  mit  Recht 
weggemxnmen,  ist  sie  nicht  beabsichtigt,  aber  wflrde  derselbe  l^ekt  erreicht,  wenn 
man  sie  ungehindert  ihre  Bestimmung  erreichen  liesse,  so  ist  eine  wirksame 
Beschlagnahme,  gegen  Entschädigung  der  Eigenthamer,  wohl  ge- 
rechtfertigt 

2.  Die  Gerechtigkeit  erfordert,  daas  hier  das  friedliche  Handelsrecht 
and  das  unvermeidliche  Kriegsrecht  mit  einander  ausgeglichen  werden. 
Der  Handel  hat  nur  seinen  Gewinn,  nicht  den  Sieg  einer  Kriegspartei  yor  Augen. 
Den  S[aufleuten  ist  es  gleichgültig,  wozu  ihre  Waaren  yerwendet  werden;  ihnen 
liegt  nur  daran,  daas  sie  zu  möglichst  gOnstigen  Preisen  je  nach  Umständen  yer- 
kauft  oder  gekauft  werden.     Insofern  werden  riele  Verträge  der  Art  nicht  zur 
Kriegshûlfe  gemacht,  und  nur  wenn  die  Waare  ihrer  Natur  nach  ausschliesslich 
für  den  Krieg  bestimmt  ist  (§  804)  wird  diese  Einrede  der  Kaufleute  nicht  weiter 
zu  beachten,    sondern  unbedenklich  auf   unzweifelhafte  Contrebande  zu 
Bchliessen  sein.     Bei  den  Waaren  ancipitis  usus  hat  jene  Einrede  der  friedlichen 
Absicht  einen  guten  Sinn.    Die  Kriegsmacht  aber  muss  umgekehrt  dafür  sorgen, 
daas  nicht  die  feindliche  Macht  eine  Verstärkung  erhalte,  gleichviel  ob  die  Ab- 
sicht derer,  welche  die  Verstärkung  zuftihren,  friedlich  oder  feindlich  sei 
Vgl.  Dana  Anm.  zu  Wheaton  Int.  L.  §  501  und  die  englische  Geheime- 
rathsverordnung  vom  18.  Febr.  1854  bei  Phillimore  m.  §  266. 

8.  Die  Praxis  mancher  Prisengerichte  geht  in  der  Confiscation  von  Schiff 
und  Waaren  zuweilen  weiter  als  das  Becht  es  begreift.  Vgl.  das  Gutachten  von 
Gtemoer  m  der  Sache  des  „Springbok''.    Unten  zu  §  813. 

807* 
Es  ist  wider  diente  Sitte,  die  Zufuhr  von  Lebenamitteln  als 
^egBoontrebande  za  behandeln,  wenn  gleich  dieselbe  zur  ~ 
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des  feindlichen  Heeres  dient.  Aber  die  Kriegsgewalt  ist  bereditigi, 
einen  belagerten  Platz  abzusperren  nnd  durch  thatsächliche  Hemmung 
der  Zufuhr  auch  ron  Lebensmitteln  die  Uebergabe  zu  erzwingen. 

Auch  in  dieser  Hinsicht  stimmcii  die  Meinungen  der  Schriftsteller  und  die 
Bestimmungen  der  Verträge  nicht  übcrcin.  In  dem  französisch-englischen  Bevolatioos- 
kriege  suchte  England  den  Komhandel  mit  Fiankreicfa,  wenigstens  mit  der  îmtzô- 
•lachen  Regierung,  zu  verhindern.  Indessen  traf  dieser  Versuch  auf  den  WiderslaDd 
der  neutralen  Staten,  welche  mit  Recht  entgegneten,  dass  die  Em &h rang  der 
Menschen  ein  wesentlich  friedliches  Qeschfift  und  daher  und  ahgeaehep 
¥on  der  Ausnahme  der  Rlocade  —  nicht  zu  rerhindem,  und  nicht  als  Contrebande 
sa  behandeln  sei.  Auch  das  eigene  Dedttrfniss,  Lebensmittel  zu  erwerben,  recht- 
fertigt nicht  die  Wegnahme  neutraler  Zufuhr  von  Seite  der  bedürftigen  KiiegsparteL 
Vgl.  die  Note  des  Grafen  Bernstorff  Yom  Jahr  1793  bei  Phillimore  DL  §  247. 

808. 

Der  Handel  mit  Eriegsgeräthschaften  oder  die  fabrikmässige 
Bearbeitung  derselben  ist  den  neutralen  Personen  auf  neutralem 
Boden  nicht  durch  das  Völkerrecht  verboten,  auch  nicht,  wenn  die- 
selben von  einer  Eriegspartei  gekauft  oder  bestellt  werden. 

Aber  es  ist  Pflicht  des  neutralen  Stats,  zu  verhindern,  dass 
nicht  von  neutralem  Boden  aus  einer  Eriegspartei  Eriegshülfe  ge- 
leistet werde  (766)  und  Hecht  der  Eriegspartei,  die  Eriegscontre- 
bande  wegzunehmen  und  die  Verstärkung  der  feindliehen  Eriegsmacht 
zu  verhindern. 

Vgl.  oben  zu  Art.  765.  Waffenfabriken,  Pulverfabriken,  Anstalten  für  den 
Bau  von  Kriegsschiffen  u.  s.  f.  sind  wie  der  Handel  mit  solchen  Gegenständen  an 
sich  friedliche  Geschäfte  und  sie  verändern  ihre  Natur  auch  im  Kriege  dritter 
Staten  nicht.  Das  Völkerrecht  kümmert  sich  erst  darum,  wenn  entweder  die  Ab- 
sicht der  Kriegshülfe  offenbar  wird,  oder  doch  die  Gefahr  der  thatsach- 
lichen  Förderung  der  feindlichen  Kriegsfühnmg  nahe  erscheint.  Der  neutrale 
Btat  hat  daher  erst  von  da  an  ein  Interesse  einzuschreiten,  damit  er  sich  nicht  dem 
gerechten  Vorwurf  aussetze,  dass  er  sein  Gebiet  zu  feindlichen  Handlungen  miss- 
brauchen  lasse.  Zu  diesem  Behuf  kann  und  soll  er  je  nach  Umständen  Sicherheit 
gegen  den  Miasbrauch  fordern  und  wenn  es  nöthig  ist,  auch  Beschlag  auf  die  Knegs- 
rüstong  legen. 

809. 

Die  feindlidie  Kriegsmacht  darf  sich  der  Contrebande  während 
der  Zufuhr  bemächtigen  und  dieselbe  als  gute  Prise  behandeln, 
aber  sie  hat  kein  anderes  Sirafrecht  gegenüber  den  Neutral^i  aas- 
mttben. 
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Da  der  Kriegsstat  ansserhalb  seines  Gebiets  — und  das  Meer  gehM 
nicht  zu  seinem  Gebiet  —  keine  Strafgerichtsbarkeit  besiüst,  so  darf  er  auch  in 
diesem  Falle  die  Kanflente  oder  Schiffer,  welche  Contrebande  führen,  nicht  strafen. 
Die  Wegnahme  der  Contrebande  ist  nur  eine  yölkerreehtüch  anerkannte  ÂnsQbung 
des  Kriegsrechts,  nicht  des  Strafrechts.  Aber  der  neutrale  Stat  darf 
wohl  seine  Angehörigen,  welche  seine  Neutralität  durch  feindliche  Handlungen  in 
Grefahr  bringen,  desshalb  zur  Verantwortung  und  Strafe  ziehn.  Das  ist  aber  An- 
wendung des  einheimischen  gtrafrechts,  dessen  Natur  auch  dann  stats- 
rechtlich  bleibt,  wenn  es  yölkerrechtliche  Rficksichten  nimmt. 

810. 

Die  Beschlagnahme  bezieht  sich  auf  das  Frachtschifif,  welches 
die  Contrebande  führt,  nur  insofern,  als  es  zum  Volbsug  der  Weg- 
nahme der  Contrebande  erforderlich  ist,  also  nicht,  wenn  dieselbe 
nur  einen  untergeordneten  Theil  der  Ladung  ausmacht  und  daher 
ausgeschieden  und  für  sich  allein  weggenommen  werden  kann.  Das 
Schiff  darf  nur  dann  als  Prise  dem  Nehmestat  zugesprochen  werden, 
wenn  der  Schiffsherr  gewusst  und  gestattet  hat,  dass  das  Schiff 
Contrebande  zuführe. 

Die  Wegnahme  und  Gonflscation  des  Schub  wird  nur  durch  Verschuldung 
gerechtfertigt.    Vgl.  oben  £u  §  806. 

811. 

Wenn  die  Verschuldung  des  Eigenthümers  der  Contrebande 
nicht  ans  den  Umständen  klar  nnd  dennoch  die  Beschlagnahme  der- 
selben wegen  der  offenbaren  Bestimmung  für  die  feindliche  Kriegs- 
führung gerechtfertigt  erscheint,  so  hat  der  Nehmestat  dem  Eigen- 
thümer  den  vollen  Werth  der  weggenommenen  Gegenstände  zu 
ersetoen.  In  diesem  Falle  ist  der  wegnehmende  Kriegsstat  als 
Zwangskäufer  zu  behandeln. 

Obwohl  hier  kein  mit  Confiscation  bedrohter  Handel  vorhanden,  sondem  nur 
die  Behinderung  der  thats&chlichen  —  wenn  auch  nicht  beabsichtigten  — 
Kriegshûlf  e  gerechtfertigt  ist,  so  macht  der  Eingriff  in  die  Interessen  der  Eigen- 
thOmer  ihre  Entschädigung  nOthig.  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Analogie  des 
Zwangs  verkauf  s  in  dem  völkerrechtlichen  Gebrauch  angewendet  worden.  Die 
ältere  Praxis  unterschied  weniger  sorgfältig  und  war  sogar  in  solchen  Fällen  geneigt 
zur  Confiscation.  Die  neuere  Praxis  dagegen  ist  massiger  geworden.  Die  en^ischen 
^i^risengerichte  erkennen  dem  geschädigten  Eigenthflmer  fHbet  den  realen  Werth  des 
CQUogienen  Gutes  noch  10%  Gewinn  zu  und  es  ist  diese  Bestimmung  auch  in  mehrere 
Stakenvertrftge  angenommen  worden,  so  in  dem  Vertrag  zwischen  England  und  den 
Yeremigten  Steten  vom  19.  Nov.  1704.  Vgl.  Phillimore  m.  §  267  f.  und  be- 
Booders  das  Erkenntniss  des  Lord  Stowell,  ebenda  §  270. 


456  KeuBtos  Badt 

812. 

Der  Kriegsstat  darf  sich  keineswegs  solcher  Schiffe  und  Waareii 

bemächtigen,  welche  zwar  für  die  Kriegsfiihnmg  brauchbar  sind,  aber 

nicht  dem  Feinde,  sondern  einem  neutralen  Lande  oder  eineoi  dritten 

Kriegslande,  mit  welchem  er  aber  im  Frieden  ist,  zugeführt  werden. 

In  diesen  FUlen  ist  auch  nicht  die  Gefahr  einer  xuf&lligen  Krieg»- 
hülfe  nnd  daher  auch  keine  zufällige  Contrebande  Torhanden  (806).  In 
den  Verkehr  der  Neutralen  mit  andern  Ländern  als  der  Gegenpartei  hat  ach  der 
Kriegsstat  in  keiner  Weise  einzumischen. 

813. 

Wird  aber  die  Fahrt  nach  einem  neutralen  Hafen  nur  in  der 
Absicht  unternommen,  um  auf  diesem  Umwege  sicherer  die  Kriegs- 
führung  des  Feindes  zu  unterstützen,  so  ist  das  CSontrebande  und 
die  Wegnahme  gerechtfertigt. 

1.  Z.  B.  eine  Schiffsladung  mit  Waffen  und  Munition  an^  Amerika  Wut 
nach  dem  neutralen  Hamburg,  während  Petersburg  der  eigentliche  Bestimmnngsort 
ist  und  die  Absicht,  Russland  im  Kriege  mit  Eng^d  zu  untentfttsen  ans  den 
Umständen  erhellt  Oder  in  einem  Kriege  swischen  Deutschlaad  nnd  itankrach 
wird  ein  Panzerschiff  aus  England  nach  dem  neutralen  Holland  geführt»  nur  Unter- 
Stützung  einer  der  beiden  Kriegsparteien. 

2.  In  dem  Processe  gegen  die  englische  Barke  Springbok,  welche  durch  einen 
amerikanischen  Kreuzer  wegen  Contrebande  weggenonunen  worden  war,  eridftrte 
der  Oberrichter  Chase  (Dec.  1866)  die  Meinung  des  Obersten  GerichtshofiB  der 
Union  dahin:  „Wenn  Waaren  schliesslich  für  einen  Hafen  einer  Kriegspartei 
bestimmt  sind,  aber  zunftchst  durch  ein  neutrales  Schiff  aus  einem  neutralen  Hafoi 
in  emen  andern  neutralen  Hafen  verf&hrt  werden,  und  zwar  in  gutem  Glauben  be- 
züglich dieser  Reise  und  ohne  trügerische  Verbindung  der  Sdiiffseigner  mit  der 
schliesslichen  kriegerischen  Bestimmung  dieser  Güter,  so  ist  das  Schiff  zwar  der 
Beschlagnahme  ausgesetzt  zum  Behuf  der  Wegnahme  der  (Contrebande)  Güter,  aber 
nicht  der  Confiscation  als  Prise.*' 

814. 

Die  Beschlagnahme  kann  auf  dem  Kriegsfelde,  aber  nidit  in 
den  neutralen  Eigengewässern  von  der  Eriegsmadit  ToUzogen  werden. 
Zu  dem  Eriegsfelde  wird  audi  die  offene  See  insofern  gerechnet,  als 
sie  zur  Vermittlung  der  Kriegshülfe  dient 

Die  neutralen  Eigengewftsser  sind  so  wenig  als  das  neutrale  Lsnd 
der  Eriegspolizei  der  Kri^i^sstaten  unterworfen.  Es  ist  bedenklich  genug,  dass  maa 
diesen  gestattet,  auf  offener  See,  die  in  Niemandes  Herrschaft  ist  und  alka 
Nationen  dient,  neutrale  Schiffe  anzugreifen,  wenn  dieselben  Contrebande  fthren. 
Aber  auch  das  bedarf  der  Ermässigung.   In  entlegenen  Meeren,  welche  desu  Kriegs- 
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Bcluuiplftti  fern  Hegen  und  ftif lieh  nickt  bot  KriegsliOlfe  benatrt  oder  ndnbnndit 
werden  ktanen,  darf  der  Kiiegntat  nicht  nentrele  Schüfe  wegen  Verdachte  der 
Kriegeoontrebande  anhalten,  ohne  sich  den  gerechten  Beschwerden  der  neutralen 
Staten  ansiusetien.    Vgl.  nnten  $  819. 

815. 

Die  Zufuhr  von  Kriegstmppen  oder  von  militarifichen  Fübrem 
auf  neutralen  Schiffen  wird  ebenso  als  Kriegscontrebande  behandelt, 
wie  die  Zufuhr  von  Eriegsartikeln.  Diese  Truppen  und  Militär- 
personen können  kriegsgefangen  gemacht  werden. 

1.  Die  Zufuhr  von  Hülfstruppen  ist  selbstyerst&ndlich  eine  feindliche 
That  und  EriegshQlfe,  nicht  minder  als  die  Zufuhr  von  Waffen  und  Munition. 
Als  Truppen  sind  auch  blosse  militärische  ünterabtheilungen  —  z.  B. 
ein  Trupp  Soldaten  mit  einem  Unteroffizier  —  gemeint,  nicht  bloss  grössere  Truppen- 
körper, ebenso  Freischarenzüge. 

2.  Ganz  dasselbe  gilt  auch  von  Heerführern  ohne  Truppen.  Es  können  unter 
Umständen  einzelne  Generale  oder  Offiziere  fnr  den  Erfolg  militärischer 
Operationen  eine  ebenso  grosse  und  noch  grössere  Bedeutung  haben,  als  grössere 
Massen  von  Soldaten. 

816. 

Wenn  jedodb  friedliche  Auswanderer,  obwohl  sie  vielleicht  die 
Absicht  haben,  sich  in  dem  kriegführenden  Lande  anwerben  zu 
lassen,  demselben  zugeführt  werden,  so  ist  dieser  Transport  doch 
nicht  als  durch  das  Kriegsrecht  untersagt  zu  betrachten. 

In  diesen  Fällen  Uegt  keine  directe  Beziehung  zur  Eriegsführung  vor 
und  die  indirecte  ist  zu  entfernt  und  unsicher,  um  als  Kriegscontrebande  an- 
gesehen werden  zu  können.  Die  Auswanderung  ist  wesentlich  eine  friedliche 
'Hiat.  In  einer  Reihe  Ton  n§)ieren  Verträgen  ist  das  so  bestimmt  Die  franzö- 
sischen Verträge  z.  B.  haben  noch  1858  folgende  Formel:  „B  est  également 
convenu,  que  la  liberté  du  pavillon  s^étend  aux  individus,  qui  seraient  trouvés  à 
bord  des  bâtiments  neutres,  a  moins  qu'ils  ne  soient  militaires,  et  alors 
engagés  au  service  de  Tennemi**.  Die  nordamerikanischen  drücken 
das  80  aus:    „unless  they  are  officei^s  or  soldiers  and  in  the  actual 

service  of  the  enemy**.    Vgl.  Marquardsen.   Der  Trentfall.   Erlangen  1862. 
S.  61. 

817. 

Ebensowenig  ist  es  Contrebande,  wenn  ein  neutrales  Schiff 
friedliche  Angehörige  des  feindlichen  Landes,  oder  Gesante  desselben 
1^-  oder  wegfuhrt. 

1.  Die  neutralen  Staten  shid  berechtigt,  den  Gesantenverkehr  mit  beiden 
^^^icpstaten  sa  unterhalten  (796).    Die  Kriegspartei  kann  wohl  verhindern,  das« 
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ein  fetedficher  OenaÉer  ûbtr  ihr  Oehiet  reise  od  ihs,  trean  er  es  chne  um 
Eriaiifaiiiss  that,  ak  eine  politisch  wichtige  feindlidie  Pereen  gefufen  nehmen» 
oder  eis  Qeisel  behsndefai,  aber  sie  ist  nicht  dazu  berechtigt,  gegen  ein  neotnfei 
Schiff  auf  offener  See  oder  in  neutralen  OewAaseni  deashalb  Gewalt  sa  biauriifB, 
weil  es  solche  Personen  an  Bord  hat.  Die  Yerhaftong  der  Gesanten  des  ameri- 
kanischen SQdbondes  Mason  und  Slide  11  auf  einem  englischen  Postschiff  dnrà 
ein  nordamerikanisches  Kriegsachiff  im  Febr.  1861  war  daher  nidit  gerechtfertigt, 
und  w&re  auch  dann  nicht  asu  entschuldigen  gewesen,  wenn  das  neutrale  Sdüff 
aus  einem  feindlichen  und  nicht  aus  einem  neutralen  Ilafen  gefahren  wäre.  Dk 
Vereinigten  Staten  gaben  denn  auch  die  Gefangenen  frei,  als  sich  England  über 
diese  Verletzung  des  Völkerrechts  besdiwerte.  Vgl.  die  au  §  816  dtirte  Schrift 
von  Marquardsen  und  die  Anm.  v.  Dana  zu  Wheaton  Int  L.  §  ÖOi  und  ins- 
besondere die  Note  des  amerikanischen  Ministers  Scwart  vom  26.  Dec.  1861  (State- 
archiv  194)  und  die  englische  Antwort  Tom  23.  Jan.  1862  (Statsarchiv  19D). 

2.  Professor  M.  Bernard  vou  Oxford  liat  in  seinem  Buche  über  die  eng- 
lische Neutralitat  während  des  amerikamscheu  Bürgerkriegs  (London  1870)  diese 
Frage  sorgfältig  geprüft  und  folgende  Bechtssätze  ausgesprochen,  die  wir  in  ge- 
kürzter Fassung  mittheilen  (vgl.  die  Genter  Hevue  du  Droit  Int.  HI.  S.  126.): 

1)  Ein  neutrales  Schiff,  welches  blUrgerliche  oder  militärische  Agenten  einer 
Kriegspartei  an  Bord  hat,  ist  nur  insofern  der  Gefahr  ausgesetzt,  als 
gute  Prise  weggenommen  zu  werden,  wenn  die  Absicht  der  Kriegshillfe 
klar  ist. 

2)  Wenn  erwiesen  ist,  dass  das  neutrale  Schiff  von  einer  Kri^pBnwcht  a 
Zwecken  der  Kriegführung  gemiethet  worden  ist,  so  ist  es  gleichgültig, 
ob  die  Passagiere  viele  oder  wenige,  wichtige  oder  unwichtige  Personen 
seien,  ob  der  Zweck  dem  Schiffisherm  oder  Fahrer  bekannt  sei  oder  nidit 

8)  Wenn  dagegen  das  nentrale  Sdiiff  nicht  von  der  Kriegsmacht  gemietliel 
ist,  dann  kann  aus  der  Anzahl  und  der  Berufsart  der  aufgenommeDen 
Passagiere  auf  die  Absicht  geschlossen  werden,  durch  diese  Anfioshme 
einer  Kriegsmacht  Hülfe  zu  bringen. 

4)  Die  Thatsache,  dass  das  Schiff  in  einen  neutralen  Hafen  bestimmt  ist, 
hindert  zwar  nicht  die  Verurtheilung  desselben,  aber  ist  doch  ein  schwerer 
Grund  gegen  dieselbe  und  führt  meistens  zur  Freisprechung,  beaondm 
dann,  wenn  das  Schiff  seine  gewöhnliche  Bestimmung  verfolgt 

5)  Es  ist  nicht  erlaubt,  auf  offener  See  Individuen  auf  neutralem  Schiff  £& 
Kriegsgefangenen  zu  machen,  wenn  nicht  gerichtlich  zu  erweisen  ist, 
dass  das  Schiff  seinen  neutralen  (>harakter  verloren  hat." 

818. 
Neutrale  Schiffe,  welche  den  Transport  you  feindlidhen  Trappen 
besorgen,  verlieren  dadurch  jeden  Anspruch  auf  den  Schutz  ilirer 
Neutralität  und  werden  mit  Recht  als  gute  Prise  behandelt,  aber 
nur  während  sie  diese  feindliche  Handlung  Yomehmen,  nicht  wenn 
dieselbe  vollzogen  ist,  abo  nicht  auf  dem  Bückwege  ohne  Kriegs* 
ladung.. 
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Der  Tra&sport  tim  Truppen  der  feindlichen  M»ckt,  s.  B.  im 
KrimznJoiege  der  fxvDzöeachem  und  en^^liachen  Truppen  nach  der  Krimm  ist  un- 
zweifelhaft eine  Unterstatsung  der  Kriegsfûhrung,  und  setzt  daher  die  nentnden 
Schiffe,  die  sich  dazu  hergeben,  der  Wegnahme  aus.  Aber  diese  ist  wieder  nur 
zulässig,  wenn  dieselben  auf  der  That  ergriffen  werden,  nicht  später,  wenn  sie 
wieder  auf  friedlicher  Fahrt  begriffen  sind. 

819. 

Zum  Schutz  gegen  den  Missbrauch  des  freien  neutralen  Ver- 
kehrs zur  Unterstützung  einer  Kriegspartei  ist  jeder  Kriegsstat  be- 
rechtigt, innerhalb  des  Kriegsfeldes,  wozu  ausser  den  eigenen  und 
den  feindlichen  Eigengewässern  auch  die  offene  See  insoweit  gehört, 
als  sie  für  die  Fahrt  dahin  benutzt  wird,  auch  die  neutralen  Schiffe 
während  des  Kriegs  anzuhalten  und  zu  untersuchen,  ob  sie  nicht 
Contrebande  fuhren. 

Die  Durchsuchung  ist  nicht  gestattet  in  den  Eigengewässem 
neutraler  Staten  und  nicht  in  entlegenen  Meeren. 

Vgl.  oben  $  904  f.  nnd  ta  §  814.  Das  Durchsnchnngsiecht  auf  oifener 
See  in  l^^iszeiten  ist  freilich  eine  erhebliche  Beschr&nknng  des  sonst  allgemein 
anerkannten  Grandsatzes,  dass  das  Meer  frei  und  keiner  besondem  Statshoheit 
anterworfen  sei.  DsBselbe  ist  aber  durch  das  dringende  BedOrfniss  der  krieg- 
führenden Staten,  sich  gegen  alle  feindliehen  Kmdlungen  auch  der  Neutralen  zu 
schützen,  in  den  Gebrauch  des  Seekriegs  aufgenonnnen  und  auch  von  den  Neu- 
tralen als  No  three  ht  des  Kriegs  zugestanden  worden. 

820. 

Die  Prüfung  erstreckt  sich  auf  die  Statsangehörigkeit  des 
Schiffes,  und  auf  die  Beschaffenheit,  die  Herkunft  und  die  Bestim- 
mung der  Ladung. 

Nur  nach  Massgabe  ernster  Verdachtsgrûnde  darf  die  Prüfung  zu 
einer  Dni^chsuchung  gesteigert  werden,  insbesondere  wenn  sich  zeigen  sollte, 
dass  die  Sddftpapiere  fiüsch  oder  mit  der  gebrauditen  Flagge  im  WIdefsprueh 
âod  oder  aus  den  ümst&nden  auf  Yerheimlichung  und  Täuschung  gescbloisen  wer- 
den kann.    Vgl.  oben  §  344  f.  und  unten  §  8^  ff. 

Berechtigt  zu  der  Fräfong  ist  der  Kriegsstat,  beziehungsweise 
die  zum  Vollzug  ermächtigten  Kriegsschiffe. 

822. 

Zunächst  besteht  die  Prüfung  nur  in  der  Einsicht  der  Schiffe- 
papifire. 
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Nor  wean  ernste  Verdachtsgrimde  skh  i^g»,  darf  eine  Dmth- 
snchiing  der  Schiffsränme  selber  Yorgenommen  werden;  imd  nur 
wenn  Contrebande  yorgefunden  wird,  darf  das  Prisenrecht  geabt 
werden. 

Vgl.  sa  $  820. 

823. 
Der  Stat,  dessen  Kriegsschiffe  die  Durclisachiing  Tomebmen, 
ist  dem  neutralen  Stat  dafür  verantwortlich,   dass  bei  der  Prüfung 
und  Durchsachnng  nidbt  mit  ungebührlicher  Gewalt  und  Härte  ver- 
fiobren  werde. 

DArin  liegt  das  ii(Mihige  Correct!?  gegen  den  Miaebnuich  jenes  Notliredits. 
Indem  der  Kriegœtat  auf  offener  See  das  neutrale  Schiff  aohftlt,  greift  er  inuner- 
hin  ein  in  die  Freiheit  und  Selbständigkeit  auch  des  neutralen  Statsgebiets,  n 
welchem  der  auf  der  See  schwimmende  Gtebietstheil  gehört  Damit  ist  die  Ver- 
antwortlichkeit desselben  gegenüber  dem  neutralen  State  begrOndet« 
der  sich  diesen  Eingriff  nor  mit  Rfteksicht  auf  das  Nothrecht  des  Kriegs,  nicht 
darOber  hinaus  gefallen  Itat  Die  prüfende  nad  dnrchsachende  Mannschaft  des 
Kriegwchiffs  muss  sich  erinnern,  dass  sie,  genan  genommen,  auf  fremdem,  oe»- 
tialem  Gebiete  und  gegenüber  von  Personen  ihre  Contrôle  übt,  wekhe  an  sich  ihrer 
Stalsherrschalt  nicht  unterworfen  nad  als  fVemde  keinen  feindseligen  Massregeb 
ausgesetzt  sind.  Sie  hat  daher  auch  die  Bücksichten  der  Freundlichkeit 
(comity)  zu  beobachten,  welche  Staten,  die  im  Frieden  leben,  einander  schuldeD, 
und  darf  weder  herrisch  noch  gewaltkhfttig  verfahren,  so  lange  keine  YerschQldDng 
des  neutralen  Schub  offenbar  ist. 

824. 

Wenn  der  neutrale  Stat  durch  Statsschiffe  die  neutralen  Handels- 
schiffe begleiten  lässt,  und  dem  Kriegsstate  die  Versicherung  gibt, 
dass  die  begleiteten  Schiffe  keine  Contrebande  enthalten,  so  darf 
keine  weitere  Durchsuchung  yorgenommen  werden,  sondern  es  hat 
sich  das  feindliche  Kriegsschiff  zu  begnügen,  die  Vollmacht  des  neu- 
tralen Geleitschiffs  und  durch  dessen  Vermittlnng  die  erforderlichen 
Aufschlüsse  über  die  geleiteten  Schiffe  zu  empfangen. 

Wenn  der  neutrale  Stat  selber  £e  Aufsicht  und  Contrôle  Aber  die  neo- 
tralen  Schiffe  besorgt  und  durch  Mitsendung  eines  Statsschiffs  als  Geleit- 
schiffs die  Garantie  dafür  übernimmt,  so  hat  er  ein  Becht  darani^  das  ni<^ 
der  Eriegsstat  die  Freiheit  seiner  Flagge  und  die  Achtung  seiner  Selbständig^ 
durch  eine  Untersuchung  yerletie,  die  nur  ans  Noth  und  nur  um  des  YerdachteB 
der  Kriegsholfe  willen  von  dem  Völkerrecht  gestattet  wird.  Zwar  ist  jenes  Bficht 
zuweilen,  besonders  you  England,  bestritten  worden.  Aber  es  hat  doch  guten  Qtvsd 
in  dem  friedlichen  Yerhftltniss  der  neutralen  zu  den  Eriegsstaten.    Jene  dfirfeft 
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Ton  diesen  fwdeni,  daas  sie  ihrem  statUch  belriftigteii  Worte  yeHranen.  Die  be- 
waffiiete  nordische  Nentralitftt  von  1800  (womit  sa  vergleiehen  ist  der  Ver« 
trag  zwischen  England  nnd  Russland  von  1801)  hat  den  Grundsatz  in  folgen- 
den Sätzen  ausgesprochen: 

Que  la  déclaration  de  l'officier  commandant  le  vaisseau  ou  les  vaisseaux  de 
]a  marine  royale  ou  impériale,  qui  accompagneront  le  convoi  d*nn  ou  de  plusieurs 
bâtiments  marchands,  que  son  convoi  n*a  à  bord  aucune  marchandise  de  contre- 
bande,  doit  suffire  pour  qu'il  n*y  ait  lieu  à  aucune  visite  sur  son  bord  ni  à  oehd 
des  bâtiments  de  son  convoi. 

Pour  assurer  d'autant  mieux  à  ces  principes  le  respeet  dû  à  des  stipulations 
dictées  par  le  désir  des  intéressés,  de  maintenir  les  droits  imprescriptibles  des  na- 
tions neutres,  et  donner  une  nouvelle  preuve  de  leur  loyauté  et  de  leur  amour 
pour  la  justice,  les  hautes  parties  contractantes  prennent  id  l'engagement  le  plus 
formel,  de  renouveler  les  défenses  les  plus  sévères  &  leurs  capitaines,  soit  de  haut- 
bord,  soit  de  la  marine  marchande,  de  charger,  tenir  on  receler  à  leurs  bords 
aucun  des  objets,  qui,  aux  termes  de  la  présente  convention,  pourraient  être  ré- 
putés de  contrebande  et  de  tenir  respectivement  la  main  à  l'exécution  des  ordres 
qu'eues  feront  publier  dans  leurs  amirautés  et  partout  où  besoin  sera,  à  l'effet  de 
quoi  l'ordonnance,  qui  renouvellera  cette  défense  sous  les  peines  les  plus  graves, 
88»  imprimée  â  la  suite  du  présent  acte  pour  qu'il  n'en  puisse  être  prétendu 
cause  d'ignorance. 

Les  hautes  parties  contractantes  voulant  encore  prévenir  tout  soiet  de  dis- 
leomon  à  l'avenir  ümitant  le  drut  de  visite  des  vaisseaux  marchands  alland  sous 
convoi,  aux  seuls  cas  où  la  puissance  belligérante  pourrait  essuyer  un  pr^udiœ 
réel  par  l'abus  du  pavillion  neutre,  sont  convenus: 

1.  Que  le  droit  de  visiter  les  navires  marchands  appartenant  aux  sujets  de 
Tune  des  puissances  contractantes  et  naviguant  sous  le  convoi  d'un  vaisseau  de 
guerre  de  laffite  puissance  ne  sera  exercé  que  par  les  vaisseaux  de  guerre  de  la 
partie  belligérante,  et  ne  s'étendra  jamais  annateurs,  corsaires  ou  autres  bâtiments, 
qui  n'appartiennent  pas  à  la  flotte  impériale  ou  royale  de  leurs  Majestés,  nuâs  que 
leurs  scgets  auraient  armés  en  guerre. 

2.  Que  les  propriétaires  de  tous  les  navires  marchands  appartenant  aux  sujets 
de  l'un  des  Souverains  contractants,  qui  seront  destinés  à  aller  sous  convoi  d'un 
^^^^ûseau  de  guerre,  seront  tenus,  avant  qu'ils  ne  reçoivent  leurs  instructions  de 
n&vigati(«i,  de  produire  au  commandant  du  vaisseau  de  convoi  leurs  passeports  et 
certificats  ou  lettres  de  mer,  dans  la  forme  annexée  au  présent  traité. 

3.  Que,  l'orsqu'un  tel  vaisseau  de  guerre,  ayant  sous  convoi  des  navires 
^^^Avchauds,  sera  rencontré  par  un  vaisseau  ou  des  vaisseaux  de  guerre  de  l'autre 
partie  contractante  qui  se  trouvera  alors  en  état  de  guerre,  pour  éviter  tout  désordre, 
o&  ae  tiendra  hors  de  la  portée  du  canon,  à  moins  que  l'état  de  ]&  mer  ou  le  lieu 
^  la  rencontre  ne  nécessite  un  plus  grand  rapprochement;  et  le  commandant  du 
^^ûaeau  de  la  puissance  belligérante  enverra  une  chaloupe  à  bord  du  vaisseau  de 
coQvoi,  où  il  sera  procédé  réciproquement  à  la  vérification  des  papiers  et  certificats, 
VU  doivent  constater,  d'une  part  que  le  vaisseau  de  guerre  neutre  et  autorisé  à 
V^^f^  sous  son  escorte  tels  ou  tels  vaisseaux  marchands  de  aa  nation,  chargés  do 
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lalle  o«rgaitoa  ei  pour  tel  port;  de  Tantie  pert,  que  le  nûaieaii  de  inene  de  h 
partie  belUgénate  ei^iMurtient  à  Ift  flotte  impériale  oa  royale  de  leurs  M^jert^. 

4.  Cette  vérification  faite,  il  n*y  aura  iiea  à  aucune  visite,  si  tes  pspien 
sont  reconnus  en  règle,  et  8*il  n^existe  aucun  motif  valable  de  suspicion.  Dam  k 
cas  contraire  le  commandant  du  vaisseau  de  guerre  neutre  (y  étsnt  dûment  reqai» 
par  le  commandant  du  vaisseau  ou  des  vaisseaux  de  la  puissance  belligérante)  àsa 
amener  et  détenir  son  convoi  pendant  le  temps  nécessaire  pour  la  visite  des  b&û- 
meats,  qui  le  composent;  et  il  aura  la  faculté  de  nommer  et  de  déléguer  un  oo 
plusiers  officiers  pour  assister  à  la  visite  desdits  bâtiments,  la  quelle  se  fers  es 
sa  présence  sur  cbaquiQ  bâtiment  marchand,  ooxgointement  avec  un  ou  i^osieiiis 
officier  préposés  par  le  commandant  du  vaisseau  de  la  pértie  belligéraDte. 

5.  ä*il  arrive  que  le  commandant  du  vaisseau  ou  des  vaisseaux  de  la  potf- 
saace  en  guerre,  ayant  examiné  les  pspiers  trouvés  à  bord,  et  ayant  interrogé  k 
maître  et  Tequipage  du  vaisseau,  apercevra  des  raisons  justes  et  suffisantes  pocr 
détenir  le  uavii'e  marcliand,  afin  de  procéder  à  une  recherche  ultérieure,  il  notiüm 
cette  intention  au  commandant  du  vaisseau  de  convoi,  qui  aura  le  pouvoir  d'ordonoer 
à  un  officier  de  rester  à  bord  du  navire  aussi  détenu,  et  assister  à  rexamen  ùe 
la  cause  de  sa  détention.  Le  navire  marchand  sera  amené  tout  de  suite  an  port 
le  plus  proche  et  le  plus  convenable  appartenant  à  la  puissance  bdUgérante,  et  U 
recherche  ultérieure  sera  conduite  avec  toute  la  diligence  possible. 

825. 
Ergibt  sidi  bei  der  Prifüng  dieser  Papiere  ein  epMbn  Ver- 
dacht von  Contrebande,  so  wird  zwar  ausnahmsweise  die  Durch- 
Buchung  des  verdächtigen  Schiffes  vorgenommen,  aber  es  ist  dem 
geleitenden  Statsschiffe  Gelegenheit  zu  geben,  bei  der  Vornahme 
derselben  repräsentirt  zu  sein.  Wird  dann  nach  der  Meinung 
Kriegsschiffs  Contrebande  entdeckt^  so  ist  dem  Commandanten 
Geleitschiffes  davon  Anzeige  zu  machen,  und  dieser  kann  einen 
Offizier  beauftragen,  der  Stellung  des  vermeintlichen  Contrebande- 
Schiffes  vor  das  nächste  Prisengericht  und  der  Verhandlung  Tor 
demselben  im  Interesse  des  neutralen  Verkehrs  beizuwohnen. 

Der  Eriegsstat  hat  immerhin  sein  selbständiges  Recht  and  Interesse 
zu  wahren.  Daher  kann  ihm  nicht  zugemuthet  werden,  dass  die  Berufimg  fl^ 
das  Zeugniss  des  neutralen  Stats  jede  weitere  Prüfung  auch  verdächtiger  Schife 
absolut  yerhindere.  Es  ist  möglich,  dass  der  neutrale  Stat  selber  getäuscht  worden 
war  und  seinerseits  nicht  sorgfältig  genug  geprOft  hatte.  Es  ist  ttberdem  noch  eher 
möglich,  dass  der  Kriegsstat  und  der  neutrale  Stat  eine  verschiedene  Keinung 
aber  die  Ausdehnung  des  Begriffs  Contrebande  haben,  und  jener  eine  Ladung  ^ 
Ck)ntrebande  hält,  welche  dieser  nicht  als  Ck)ntrcbande  ansieht.  Da  kommt  es 
wieder  darauf  an,  den  Conflict  der  Meinungen  und  Interessen  aoszo- 
gleichen.  Damit  stfanmen  audi  die  Satzungen  der  bewsffiieten  KeutraHt&t  voo 
1800  (vgl.  zu  $  824)  aberein.    Tgl.  Heffter  §  170.    Ganz  passend  ist  die  Be- 
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stiiiiiiiinm^  des  engÜBch^rosileekeii  VertnigB  von  1801c  „It  is  In  like  naniier  agreed, 
that  if  Any  mndiaiit  sMps  thvs  conyeyed  Bhoald  be  detained  Tdthovt  just  and  «offi- 
cient cause,  the  commander  of  the  ships  or  ships  of  ivar  of  the  belligérant  poiwer 
shall  not  only  be  bound  to  make  to  the  owners  of  the  ships  and  of  the  cargo  a  full 
and  periect  compensation  for  all  the  losses,  expenses,  damages  and  costs  occasioned 
by  such  a  detention,  bnt  shall,  moreoYer,  undergo  an  ulterior  pnuidnnent  for  every 
act  of  violence  or  other  fault  which  he  may  have  committed,  according  as  the 
nature  of  the  case  nay  require^'. 

826. 

Dieser  Schutz  des  neutralen  Geleitschiffes  erstreckt  sich  nur 
auf  die  früher  schon  ausdrücklich  und  nach  vorheriger  Prüfung  in 
den  Geleitschutz  aufgenommenen  Handelsschiffe  und  kann  nicht  erst 
unterwegs  angerufen  werden,  wenn  ein  neutrales  Schiff  ohne  diese 
Vorsicht  die  Fahrt  unternommen  hat  und  nun  befürchtet,  durch- 
sucht zu  werden. 

Sdhifie,  welche  sich  erst  unterwegs  an  die  geleiteten  Schiffe  (convoi)  an- 
schliessen,  sind  demnach  als  nicht  durch  das  Geleite  legitimirt  der  ge- 
wöhnlichen Prüfung  ausgesetzt  Aber  es  bleibt  auch  in  diesem  Falle  dem  Com- 
mandanten  des  Geleites  unverwehrt,  einen  Offizier  mitzuschicken,  damit  er  der 
Untersuchuag  beiwohne. 


5«  Blokade. 

827. 

Die  Kriegsstaten  sind  berechtigt,  im  Interesse  wirksamer  Kriega- 
ftthrung  feindliche  Häfen,  Festungen,  unter  Umständen  eine  be- 
stimmte feindliche  Küstenstrecke  gegen  jede  Handelsverbindung  auch 
mit  den  Neutralen  abzusperren. 

1.  Das  Becht  der  Kriegsstaten,  einen  Haien  oder  eine  Kttste  des  feindlichen 
Gebiets  für  den  Handel  abzusperren,  zu  blokiren,  wird  in  Kriegszeiten  von 
Alters  her  gettbt  und  völkerrechtlich  anerkannt.  Aber  über  den  Grund  dieses 
Bechts  gehen  die  Meinungen  aus  einander.  Die  Uebung  beaeugt  nur  die  verbreitete 
B^c^ttsûberseugung,  aber  erklärt  dieselbe  nicht  Manche  Publicisten,  wie  Hühner» 
Ortolan  und  Hautefeuille  erklären  sie  aus  der  souveränen  Gewalt,  widche 
die  EriegBmacht  aber  die  feindlichen  Küstengewftaaer  ergreife  und  ansfibe.  Aber 
eimnal  ist  diese  Gewalt  (die  Besitmafame)  nicht  unbestritten,  denn  die  blokirtQ 
^<tate  selbst  ist  meistens  noch  im  Besitoe  des  Feindesy  der  seke  Gewalt,  soweit 
aie  Strsiidbattisrien  sehieasen,  auch  aber  den  JEbf en  «ind  den  Kttsteusaam  behauptet 
^  Mûbt    Sodann  wird  das  BLokadeceoht  m  das  oiwe^  Meer  htein  geübte  wo 
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die  Wadiieliifé  itatioiiirt  siod  and  auf  «üenem  Meere  gibt  es  keiae  benedm 
Sottverftnetai  eines  Slato  gegenüber  «adem  Steten.  EndUdi  erkliit  die  G^nets- 
hol«it  —  Eunud  eine  bloee  piovisoriache  —  Dicht  dfts  aUgemeiiie  Yexboi  des  aa 
sich  bereehtigteii,  vielleicht  vertngsBiiaBig  geschatxten  Handelsferkehn. 

2.  Der  Grund  kann  nicht  in  der  SouTerttnettt,  soadem  wieder  nnr  in  dea 
Nothrecht  des  Kriegs  gefunden  werden.  Die  eneigiache,  auf  raadien  Eifdg 
hinarbeitende  KriegsfOhmog  kann  der  Blolmde  nidit  entbehren.  GewisB  ist  jede 
Blokade  auch  eine  schwere  Schädigung  der  neutralen  Interessen,  sbo 
man  nimmt  an,  die  Neutralen  müssen  sich  dieselbe  als  eine  unvermeidliche  FoUe 
des  Kriegs,  wie  diesen  selber,  gefallen  lassen,  welcher  die  neutralen  üateresa 
auch  sonst  vielfUtig  verletzt.  Schon  Grotius  und  Bynkershoek,  neuerlich  aad 
Gessner  (Droit  des  Neutres.  Berlin  1865)  erklären  das  Blokaderecht  mit  gâtes 
Gründen  aus  der  Kricgsnothwendigkeit.  Gerade  weQ  es  Nothrecht  ist 
muss  es  auf  die  Fälle  und  das  Mass  der  Noth  eingeschränkt  werden.  Aber  eba 
desshalb  wird  dieses  Nothrecht  fortdauern,  tiots  der  £inspradie  mancher  Handels^ 
lente.    Vgl.  Lammer  in  den  Pzeuss.  Jahrb.  1870  S.  669  if. 

828. 

Die  Neutralen  sind  yerpflichtet,  eine  wirksame  Blokade  wah- 
rend des  Kriegs  zu  beachten. 

Als  wirksam  gilt  dieselbe,  wenn  der  bloldrende  Kriegastat  die 
Zufahrt  zu  der  blokirten  Küste  durch  eine  ausreichende  Macht  fort- 
während und  thatsächlich  verhindert  Die  blosse  Erklärung  der 
Blokade  genügt  nicht. 

1.  In  frohem  Zeiten  wurde  das  Blokaderecht  von  den  Seem&chten  in  t>^^ 
weiterem  Umfange  ausgeübt  Die  allmähliche  Eiaschr&nkung  des  Bio- 
kaderechts  ist  ein  Fortschritt  des  neueren  Völkerrechts,  weU  sie  die  Gevslt- 
thaten  des  Kriegs  ermfissigt  und  den  friedlichen  Verkehr  schützt  Losbesondere 
behaupteten  die  Seemächte  froher,  dass  die  blosse  Erldftrung  der  Blokade  geaûge, 
um  den  Handel  auch  den  Neutralen  nach  der  als  htokirt  erkllrten  Koste  so  vaux- 
sagen.  So  hatte  z.  B.  Enghind  1780  die  ganze  französische  Koste  und  im  Jabr 
1806  der  Kaiser  Napoleon  alle  englischen  Küsten  in  Blokadezustand  erkl&it  Asf 
dem  Pariser  Congress  von  1856  wurde  endlich  (16.  April)  der  früher  sdioQ 
nm  der  ersten  bewafiPneten  Neutralität  vertretene,  aber  auch  von  Enghuid  ond 
Frankreich  18Ö4  im  Bussischen  Krieg  angenommene  Grundsatz  anerkannt:  ,f^ 
blocus  pour  être  obligatoires,  doivent  être  effectif,  c^est  à  dire  maintenus  par  lae 
force  suffisante  pour  faitttdire  réellement  Taoces  du  littoral  de  Tennemi''.  £b  wird 
also  nur  die  „effective'«  (wirioBame),  nicht  die  „fictive**  (Papier  blocns)  See- 
sperre  anerkannt 

2.  Ein  Antvag,  die  blosse  Handelsblokade,  d.  h.  die  Hemmmig  des 
refaien  milit&risch  nnverf&nglichen  Handelsverkehrs,  Obeihai^t  f^ 
mehr  zuzulassen,  scmdem  nur  noch  die  militärische  Blokade,  d.  h.  v^die 
den  Vertœhr  mit  einer  Festnng  oder  einer  militiriseh^wichtigett  SeeotatisB  »^ 
schneidet,  ist  bisher  noch  nldit  in  weiterer  Anerfcenanng  gelangt    Man  begrab 
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es,  dasB  die  Seemächte,  deren  Macht  und  Zwang  wesentlich  auf  die  Etksten  be- 
schränkt sind,  sich  dagegen  strftuben,  eine  solche  Beschränkung  anzunehmen,  durch 
welche  ihre  Nöthigungsmittel  sehr  erheblich  vermindert  würden.  Vgl.  Dana  za 
Wheaton  Int  L.  §  510  und  oben  zu  §  673. 

828  a. 

Den  neutralen  Staten  kann  es  nicht  verwehrt  werden,  nöihigen« 
falls  zum  Schutz  ihrer  Landsleute  Kriegsschiffe  zu  verwenden  und 
zu  diesem  Behuf  auch  die  Durchfahrt  durch  das  blokirte  Gewässer 
zu  verlangen. 

In  dem  Sirieg  zwischen  Brasilien  und  Uruguay  kam  diese  Frage  im 
Jahr  1865  zur  Sprache.  Anfangs  zwar  hatten  die  Mächte,  welche  den  Laplata- 
strom  blokirten  (Brasilien  und  die  Argentinische  Republik)  Bedenken  er- 
hoben. Im  Verfolg  aber  liessen  sie  dieselben  fallen  und  auch  Uruguay  liess  ein 
französisches  (neutrales)  Kriegsschiff,  welches  nach  Assumption  geschickt  war, 
um  die  Franzosen  daselbst  zu  schützen,  ungehindert  passiren.  (Statsarchiv  von 
A.  u.  K.  2142—2145.) 

829. 

Für  wirksam  gesperrt  ist  ein  Hafen  dann  zu  erachten,  wenn 
die  Ean-  und  Ausfahrt  entweder  durch  Kriegsschiffe,  welche  vor 
dem  Hafen  liegen,  oder  durch  Landbatterien  des  blokirenden  Stats 
verhindert  werden.  Eine  bestimmte  Anzahl  von  Kriegsschiffen  wird 
nicht  erfordert,  ebenso  wenig  als  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ka- 
nonen der  Landbatterie.  Aber  es  muss  die  vorhandene  Kriegsmacht 
nahe  und  stark  genug  sein,  um  nicht  bloss  in  einzelnen  Fällen, 
aber  auch  nicht  nothwendig  in  allen  Fällen,  sondern  regelmässig 
den  Verkehr  der  Handelsschiffe  verhindern  zu  können. 

Man  muss  sich  hier  vor  zwei  extremen  Auslegungen  des  Wortes  „effec- 
tive Blocade''  hüten.    Die  eine  überspannt  die  Anforderung  an  dieselbe,  indem 
sie  nur  die  Sperre  als  wirksam  betrachten  will,  die  allen  Verkehr  absolut  zu 
Inndem  vermag,  und  jede  Blokade  als  unwirksam  erklärt,  wenn  es  auch  nur 
Einem  Sphiffe  gelingt,  unbemerkt  und  unaufgehalten  hindurchzukommen.    Das 
heisst  von  der  sperrenden  Kriegsgewalt  Unmögliches  verlangen.  Wenn  einzelne 
kleine  Schiffe  bei  Nacht  oder  unter  andern  günstigen  umständen  der  Wachsamkeit  des 
Blokadegeschvaders  ausweichen,  so  ist  das  noch  keia  Beweis  dafür,   dass  die  Blo- 
^e  unwirksam  sei.   Eine  andere  ebenfalls  extreme  Meinung  begeht  den  entgegen- 
setzten Fehler,  indem  sie  die  Wirksamkeit  des  Blocus  zu  leicht  nimmt  und  sdion 
eise  gelegentliche  Behinderung  einzelner  Schiffe  durch  ein  Ereuzerschiff  der 
^'^^gsmacht  für  genügend  erachtet    Das  anerkannte  Völkerrecht  hält  sich  in  der 
^tte  zwischen  diesen  Extremen.    Die  Ausnahme  einer  glücklichen  Ein-  oder  Aus- 
'^  trotz  der  Btokade  macht  dieselbe  nicht  unwirksam  und  die  Ausnahme  einer 
^Uatfchli,  Dus  T6lkerrecht.  30 
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iiBghlcUklMB  Wegnahne  eines  neutralen  SdiÜls  durch  einen  Krenzer 
selbe  nicht  wirl«un.  £0  man  vielmehr  nach  dem  Ausdruck  des  Gxalin  Gran- 
di lie  (16.  Mai  1861)  in  Folge  der  Blokade  wirkUch  schwierig  sein,  uogébeamt 
in  den  blokiiten  Hafen  ein-  oder  ans  demselben  auanüaufea.  Es  mnsB  eine  enste 
and  nahe  Gefahr  sein,  durch  die  Wachschiffe  hindurch  zu  koounen.  In  dem  noid- 
amerikanischen  BCki^gerkrieg  1861 — 65  wurde  die  effectiye  Blokade  in  diesem  Sinne 
von  den  Vereinigten  Staten  gehandhabt  und  von  den  Neutralen  anerkannt.  TgL 
englische  Depesche  Tom  10.  Febr.  1863  (Statsarchiv  615). 

830. 

Weder  ist  eine  fingirte  Blokade  durch  ein  blosses  I>eGrei, 
ohne  die  thatsächliche  Geltendmachung  zulässig  noch  eine  Blokade 
der  Seehäfen  durch  hin  und  her  fahrende  Kreuzer  ohne  dauernde 

Kriegsstation. 

AUerdings  ist  auch  heute  noch  die  Blokade  einer  EQste,  nicht  btoss  ein- 
seiner  Seeh&fen  möglich;   und  insofern  wird  jene  noch  durch  Kreuzer  ge- 
handhabt, aber  doch  nur  in  Verbindung  mit  einer  festen  Schiffsstation,  wekhe 
regehn&ssige  Wache  h&lt    Die  bewaffnete  Neutralität  von  1780  hatte  den  Grund- 
satz so  ausgedruckt:  „on  accorde  cette  détermination  (d*nn  port  bloqué)  qn*  à 
celui  où  il  y  a,  par  la  disposition  de  la  puissance  qui  Tattaque  avec  des  Tais- 
seaux  arrêtés  et  suffisamment  proches  un  dai^^  évident  d^entrer/'     In 
dem  Neutralitätsvertrag  zwischen  Russland  und  England  vom  Jahr  1801  vunle 
dann  diese  Bestimmung  durch  die  nur  scheinbar  nneihebliche   Wandlung  des 
W6rtchens  et  in  das  bedenkliche  0  n  sehr  abgeschw&cht,  und  dem  Missbraack  einer 
Blokade  durch  blosse  Kreuzer  wieder  eine  Thttre  eröffiaet     Vgl.  6 ess n er  &.  a 
0.  S.  167.    Als  der  Kaiser  Maximilian  von  Mexico  die  Mexicanischen  nördlichen 
Hafen  in  Blokadezustand  erklärte,  ohne  die  erforderliche  Seemacht  daselbst  la 
haben,  9.  Juli  1866,  erklarte  der  Präsident  der  Vereinigten  Staten  von  Amerika, 
Johnson,  diese  Blokade  öffentlich  ab  nichtig.    17.  Aug.  1866. 

831. 

Der  Kriegsstat  iat  verpflichtet,  die  Blokade  öffentlich  nnd  all- 
gemein zu  erklären  nnd  davon  auch  soweit  sein  regelmässiger  diplo- 
matischer Verkehr  reicht,  den  neutralen  Staten  sofort  davon  Anieige 
zu  machen,  damit  dieselben  ihre  Handelsschiffe  rechtzeitig  vor  der 
drohenden  Gefahr  warnen  köimen.  Die  vorherige  Eenntnissgabe  ist 
aber  keine  Bedingung  der  rechtmässigen  Blokade.  Wenn  dieselbe 
wegen  der  grossen  Entfernung  des  blokirten  Hafens  unthunlich  er- 
scheint, so  dass  die  Anordnung  der  Blokade  antidpirt  werden  muss, 
so  ist  jene  Anzeige  doch  auch  in  diesem  Falle  möglichst  za  be- 
schleunigen. 

1.  Nur  die  Statsgewalt  kann  eine  Blokade  anoidnea.    Es  ist  dis  eii 
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Act  der  Sooter&iiet&t  Da  derselbe  aber  auch  für  die  Nentralen  ^richtige  und 
gefährliche  Folgen  hat,  so  ist  diese  eingreifende  Massregel  m^^lichst  bald  den  neu- 
tralen Staten  rar  Eenntniss  ra  bringen.  Diese  würden  mit  Yollem  Recht  sich  be- 
schweren können,  wenn  ihre  Schiffe,  ohne  vorherige  Anzeige  und  Warnung  von 
den  blokirenden  Kriegsschiffen  des  Kriegsstats  wegen  [Verletzung  der  Blokade  weg- 
genommen würden.  Zuweilen  haben  darüber  Statsrertrftge  nähere  Bestimmungen 
getroffen,  z.  B.  der  englisch-amerikanische  von  1794.  Antwort  des  franzö- 
sischen Handelsministers  Bouher  vom  10.  Sept.  1861  (Statsarchiy  113)  auf  eine 
Reclamation:  „B  est  d*un  usage  assez  général  sans  doute  qu*un  gouvernement  in- 
forme les  antres  des  mesures  de  blocus  aux  quels  il  recourt,  mais  cette  notifi- 
cation, qui  n*e8t  pas  de  règle  absolue,  n'a  aucune  valeur  par  elle  même,  elle  n'est 
que  la  dénonciation  d'un  fait  existant  et  qui  produirat  déjà  ses  effets.  —  B  est 
évident,  que  si  les  neutres  suspendaient  ou  modifiaient  d'après  cette  seule  notification 
leurs  opérations  de  commerce,  ils  s'exposeraient  à  les  troubler  mal  à  propos  an 
cas,  ou  le  blocus  n'existerait  pas  réellement  sur  les  lieux  ou  s'il  avait  dej&  pris 
fin  du  moment  ou  leurs  expéditions  auraient  pu  y  arriver.'* 

2.  Die  antecipirte  Blokade  wird  insofern  sofort  wirksam,  als  den  neu- 
tralen Schiffen  die  Fahrt  ra  oder  aus  dem  blokirten  Hafen  je  nach  Umstfiaden 
verwehrt  oder  doch  erschwert  wird.  Aber  sie  darf  nicht  zur  Wegnahme  von  neu- 
tralen Schiffen  führen,  die  in  gutem  Glauben  sind. 

832. 

Die  Eenntnissgabe  ist  aber  auch  direct  in  einzekien  Fällen 
&n  die  zur  See  befindlichen  nnd  sich  in  gutem  Glauben  nähernden 
neutralen  Schiffe  zu  richten,  damit  dieselben  dadurch  veranlasst 
werden,  nach  einem  nicht  blokirten  Hafen  zu  steuern  und  so  den 
Folgen  der  Blokade  ausweichen. 

1.  Die  Proclamation  des  Präsidenten  Lincoln  vom  19.  April  1861  schreibt 
den  Commandanten  der  Wachschiffe  vor:  „Wenn  ein  neutrales  Schiff  sich  nähere, 
dasBelbe  ohne  Verzug  zu  warnen,  nnd  die  Warnung  in  die  Schiffspapiere  eintragen 
sn  lassen.  Würde  das  gewarnte  Schiff  später  wieder  versuchen,  trotz  der  Blokade 
in  den  blokirten  Hafen  ein-  oder  aus  demselben  auszulaufen,  dann  soll  es  weg- 
genommen werden".  Bei  den  gerichtlichen  Verhandlungen  darüber  wurde  indessen 
anerkamit,  dass  die  individuelle  Warnung  nur  da  eine  Bedingung  der  Wegnahme 
des  Schiffs  sei,  wo  dasselbe  nicht  ohnehin  Eenntniss  von  der  Blokade  gehabt  habe, 
nur  insofern  es  in  gutem,  nicht  wenn  es  in  bösem  Glauben  sei.  Vgl. 
I>ana  zu  Wheaton  §  518. 

2.  Eine  Bechtsvermuthung,  dass  den  neutralen  Schiffen  die  Blokade 
t^ekannt  geworden  sei,  besteht  nur  insofern,  als  dieselben  aus  einem  Hafen  kom- 
men, in  welchem  die  Blokade  notorisch  bekannt  war.  Diese  Notorität  versteht 
Bich  fttar  den  blokirten  Hafen,  aber  nicht  ohne  weiters  für  die  neutralen  Häfen. 

8.  Die  Anzeige  für  sich  allein  wirkt  nickt,  sondern  nur  in  Verbindung 
iDit  der  thats&chlichen  Sperre.  Würde  also  z.  B.  angeieigt,  es  seien  sämmi- 
1^  Hftfen  einer  Küste  blokirt,  aber  in  Wahrheit  nur  die  einen  wirklich  dnrdi 

80* 
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BlolcadflBchiffe  geeperri,  die  andern  nichts  bo  wftre  das  neutrale  Schiff  lâàA  ge- 
hindert, in  einen  der  letstem  Hftfen  la  fahren.    Vgl.  oben  ni  881. 

833. 

Die  Blokade  dauert  nicht  länger,  als  sie  wirksam  ist. 

Ein  plötzlicher  Sturm,  welcher  die  blokirenden  Schiffe  momen- 
tan zerstreut,  hebt  die  Blokade  nicht  auf.  Dieselben  können  sich 
wieder  sammeln  und  die  alte  Blokade  fortsetzten.  Wohl  aber  wird 
dieselbe  durch  eine  überlegene  feindliche  Seemacht  aufgehob^ 
wenn  die  blokirenden  Schiffe  sich  vor  derselben  zurQckziehn.  Wens 
letztere  wiederkehren,  nachdem  erstere  sich  entfernt  hat,  so  be- 
ginnt eine  neue  Blokade. 

Vgl.  die  englische  Depesche  vom  27.  Febr.  1863  im  Statsarchiv  619.  I^ 
von  englischen  Pablidsten  6fter  vertheidigte  Meinung,  dass  die  Neutralen  es  ab- 
warten mOssen,  bis  sie  eine  Erkl&rung  flher  die  Aufhebung  der  Blokade  a- 
halten,  ist  im  Widerspruch  mit  dem  von  dem  Pariser  GongreHi  von  1856  aoer- 
kannten  Qmndprincip  und  wQrde  wieder  zu  einem  bloss  fictiven  Blocus  fohien. 

834. 
Nur  wenn  die  Störung  der  Blokade  eine  bloss  momentane  rmi 
▼orübergehende  war  und  ohne  Verzug  durch  Wiederherstellung  wie- 
der beseitigt  wird,  so  wird  angenommen,  die  alte  Blokade  daure  fort 

Die  blosse  vorübergehende  Störung  der  Blokade  ist  nicht  Aaf* 
hebung  derselben.  Während  der  Störung,  die  nur  einen  thats&chlichen  Charakter 
hat,  haben  wohl  die  neutralen  Schiffe  eine  glückliche  Aussicht,  ui^gehemmt  doie^ 
zukommen.  Aber  die  sofortige  Beseitigung  der  Störung  und  Wiederherstelhug 
des  früheren  Blokadezustands  wird  als  Fortsetzung  desselben  und  nicht  als  eitf 
neue  Blokade  betrachtet  Es  bedarf  also  keiner  neuen  Notificadoo.  isdos 
i8t*8,  wenn  die  Blokade  thatsftchlich  aufgegeben  oder  dauernd  aufgelöst 
worden  ist  Wird  dieselbe  später  wieder  erneuert,  so  ist  das  nicht  mehr  die  kttr 
gesetrte  alte,  sondern  eine  neue  Blokade. 

835. 
Die  Bedingungen,  unter  welchen  der  Kriegsstat  ein  neutrales 
Schiff  wegen  Verletzung  wegnehmen  darf,  sind: 

a)  die  Eenntniss  des  Neutralen  von  dem  wirklichen  Besüuii 
der  Blokade, 

b)  das  Schiff  muss  wahrend  des  Versuchs,  die  Blokade  ßi 

brechen,  ergriffen  worden  sein. 

1.  Zu  a)  Vgl.  SU  829  u.  8S3.     Das  neutrale  Schiff  kann  sich  aher  Bidit 
aUeadt  damit  ausreden,  dass  es  swar  von  der  Bkdnde  Wonntof«^  gehabti  aber  KV 
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Bist  babe  nadiselAii  irdlen,  ob  dieselbe  anch  wirklich  géhanâhabt  werde.  Der 
Briegsstat  kann  nicht  zageben,  dass  der  Versuch,  die  Blokade  za  brechen,  sich 
tiinter  den  Yorwand  dieser  PrOfimg  verstecke,  nm  ohne  Gefahr  der  Wegnahme 
intemommen  zu  werden.  Nur  wenn  aus  den  Umständen,  z.  B.  wegen  der  grossen 
Elntfemung,  klar  wird,  dass  das  kein  blosser  Yorwand  und  Deckmantel  sei  für  die 
Durchfahrt  trotz  der  Blokade,  ist  das  neutrale  Schiff  frei  zu  erklären. 

2.  Zu  b)  So  lange  sich  das  neutrale  Schiff  nur  vorbereitet,  vielleicht 
nocb  im  Hafen,  um  je  nach  ümstftnden  die  Fahrt  zu  wagen,  darf  es  nicht  ge- 
nommen werden,  weil  es  die  Blokade  noch  nicht  verletzt  hat  Es  kann  noch 
immer  seinen  Yorsatz  ändern,  und  nicht  schon  der  Wille,  sondern  erst  die  That 
wird  durch  das  Yölkerrecht  bedroht.  Aus  diesem  Grunde  darf  das  Schiff  anch 
so  lange  es  in  grosser  Entfernung  von  dem  blokirten  Hafen  ist,  noch  nicht 
weggenommen  werden,  denn  noch  kann  es  seinen  Lauf  ändern  und  die  Blokade 
beachten.  Erst  wenn  es  sich  soweit  annähert,  dass  darin  derYersuch  offenbar 
wird,  trotz  der  Blokade  durchzufahren,  wird  es  der  Wegnahme  ausgesetzt 

3.  Bei  der  Beurtheilung  dieser  Bedingungen  des  Blokaderechts  und  der 
Blokadepflicht  ist  voraus  auf  den  guten  Glauben  (bona  fides)  zu  achten, 
der  ans  den  Umständen  erschlossen  wird.  Man  darf  nicht  übeln  Willen  ver- 
muthen,  aber  sich  auch  nicht  durch  die  blosse  Behauptung  des  guten 
Glaubens  irreführen  lassen. 

4.  Die  bewaffnete  Neutralität  von  1800  versuchte  es,  noch  strengere  Be- 
dingungen festzusetzen,  insbesondere  ausser  der  vorherigen  individuellen  Warnung 
auch  den  offenbaren  Yersuch,  „mit  Gewalt  oder  List*'  —  en  emploiant  la  force 
ou  la  ruse  —  durchzudringen.  Diese  Bestimmung  wurde  aber  in  den  englisch- 
rassischen  Yertrag  von  1801  nicht  aufgenommen  und  ein  Beweis  der  versuchten 
Gewalt  oder  List  wird  auch  von  der  neueren  Praxis  nicht  gefordert. 

5.  Eine  höchst  geföhrliche  Theorie  sprach  der  amerikanische  Oberrichter 
Chase  aus  in  dem  Process  über  die  englische  Barke  „Springbok**  Dec.  1866  :  „Wenn 
em  blokirter  Hafen  der  Bestimmungsort  des  Schiffes  war,  so  musste  da«  neutrale 
Schiff  condemnirt  werden,  obwohl  es  zunächst  nach  einem  neutralen  Hafen  fuhr 
und  gleichviel  ob  es  Contrebande  führte  oder  nicht**  Würde  diese  Ansicht  prac- 
tisch  gemacht,  so  würde  der  neutrale  Handel,  zumal  in  Yerbindung  mit  einem 
Beweisverfahren  vor  einem  fremden  Prisengericht,  das  den  neutralen  Eigenthümem 
wenig  Garantie  für  ihr  Recht  bietet,  viel  mehr  bedroht  als  durch  die  sogenannte 
papieme  Blokade,  die  nun  glücklich  durch  die  Beform  des  Yölkerrechts  beseitigt 
worden  ist 

836. 

Die  blokirende  Kriegsmacht  ist  nicht  berechtigt,  ein  neutrales 

Schiff  ausserhalb  der  blokirten  Gewässer  zu  nehmen,   selbst  dann 

lùcht,  wenn  dasselbe  der  Blokade  glücklich  entkommen  ist« 

Die  Yerfolgung  freilich  kann  sich  über  die  blokirten  Gew&sser  hinaus 
^^Btrecken,  nicht  aber  darf  der  Angriff  ausserhalb  dieses  Gebiets  unternommen 
weiden.  Die  Blokade  ist  nach  ihrer  Natur  an  eine  besthnmte  Oertlichkeit  ge- 
l^^en.    Dort  wird  sie  gehandhabt  und  dort  alkin,  nicht  auf  dem  weiten  Meer 
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überhaupt  macht  aie  dch  geltend.  Das  entkommene  Schiff  wird  ndi  daher  dir 
tor  hüten  mflaaen,  daaa  ea  nicht  wieder  auf  dem  Rfickweg  dem  Blokadegesdivider 
in  die  HAnde  fUlt.  Aber  wenn  es  nach  der  glficklichen  Dorchfahrt  in  einea  aidit 
bloldrten  Hafen  eingelaufen  ist,  so  kann  es  ungehindert  von  da  die  neotrale  Heise 
fortsetzen.  Vgl.  oben  §  299.  Indessen  ver^ren  einige  Seemächte  anch  in  dicBer 
Hinsicht  noch  strenger  und  gewaltsamer.  Auch  die  amerikaniachen  Gerichte  er- 
kannten noch  in  dem  letzten  Bürgerkrieg  das  Recht  der  Wegnahme  auf  der  BAA- 
fahrt  an;  aber  nicht  mehr,  nachdem  die  Reise  beendigt  war.  Dana  zu  Wheaton 
{  Ô23.  Ebenso  nehmen  die  englischen  Prisengerichte  noch  an,  daaa  ein  Sdoff, 
welches  die  Absicht  hat,  die  Blokade  zu  brechen,  überall  auf  offener  See  wegg^ 
nommen  werden  dflrfe. 

837. 

Die  neutralen  Schiffe,  welche  vor  der  Blokade  in  dem  blo- 
ldrten Hafen  lagen,  haben  ein  Recht  zu  fordern,  dass  ihnen  die 
ungehinderte  Ausfahrt  gestattet  werde,  wenn  sie  nach  einem  unrer- 
fanglichen  Bestimmungsorte  fahren,  ohne  Kriegscontrebande,  mit 
Ballast  oder  mit  einer  Ladung,  welche  sie  schon  vor  der  Blokade- 
erklärung  aufgenommen  haben. 

Die  neuere  Praxis  ist  zuweOen  noch  milder  und  gestattet  den  neatnlea 
Schiffen,  w&hrend  einer  bestimmten  Frist,  mit  beliebiger  Ladung,  aosgenoimoes 
Ck>ntrebande,  auszulaufen,  ohne  ROcksicht  darauf,  dass  dieselbe  erst  nach  der  Er- 
klärung der  Blokade  aufgenommen  worden.  Der  blokirenden  Macht  steht  es  ta, 
die  Frist  zu  bestimmen.  Erklärung  des  französischen  Ministers  Drouyn  de 
Lhuys  vom  14.  Jan.  1865  betr.  die  Blokade  der  Spanier  in  Chili:  „D  est  équi- 
table, que  des  bâtiments  entrés  dans  un  port  étranger,  lorsque  son  accès  était  en- 
tièrement libre,  ne  soient  pas  contraints  à  y  demeurer  par  la  mise  en  état  d« 
blocus.  —  Quant  aux  bâtiments  de  commerce  qui  se  présentent  devant  nu  f^ 
dont  le  blocus  a  été  déclaré  et  est  effectif,  Tusage  ne  les  autorise  pas  à  compter 
qu*il  leur  sera  laissé  un  délai  semblabe  pour  y  pénétrer.  Il  est  facile  de  coin- 
prendre,  que,  8*il  en  était  autrement,  un  blocus  perdreit,  dans  bien  des  cas,  toute 
son  efficacité.'^  Die  strengere  Praxis,  welche  eine  neue  Ladung  von  feindÜcbezo 
Out  untersagt,  ist  aber  noch  die  Begel.  Vgl.  Hautefeuilie  Droit  des  neuves  II. 
S.  214. 

838. 
Den  neutralen  Schiffen  darf  nicht  zugemuthet  werden,  in  der 
Noth  vor  dringender  Seegefahr  in  dem  hlokirten  Hafen  eine  Zuflnchts- 
Stätte  zu  suchen. 

Es  ist  das  ein  Gebot  der  Menschlichkeit,  welche  auch  das  Kri^isnothreclit 
achten  muss.    Vgl.  oben  §  774. 

839. 
Ein  neutrales  Schiff,  welches  die  Blokade  verletstt,  kann  wah- 
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rend  der  Terrachten  Yerletzmig  weggenommen  und  confisdrt  werden* 
Aber  die  Mannschaft  yerfällt  keiner  weiteren  Strafe. 

1.  Eine  eigentliche  Strafgerichtsbarkeit  steht  dem  Kriegsstat  wider 
die  Neotnüen  anf  offener  See  nicht  zu  (oben  §  827).  Aber  die  Androhung 
der  Wegnahme  des  neutralen  Schiffs,  wenn  dasselbe  bei  Verletzung  der  Blokade 
ergriffen  ist,  sichert  die  Wirksamkeit  dieser  und  wird  insoweit  Yon  dem  Völker- 
recht gestattet  Der  Blokadebrecher  ist  dieser  Gefahr  ausgesetzt,  nicht  aber  einem 
eigentlichen  Strafverfahren.  Die  Mannschaft  des  neutralen  Schiffs  ist  daher  auch 
nicht  der  Kriegsgefangenschaft  unterworfen.  Im  Grunde  war  ihr  Verkehr  doch 
nur  Friedensverkehr,  nicht  KriegshOlfe.    Vgl.  zu  836. 

2.  Als  englische  Matrosen,  welche  auf  einem  englischen  neutralen  Schiffe 
dienten,  das  die  nordamerikanische  Blokade  zu  brechen  versuchte,  von  dem  Com- 
mandanten  eines  blokirenden  Schiffes  festgehalten  und  zu  dem  eidlichen  Verspre- 
chen genöthigt  werden  wollten,  keine  Versuche  der  Art  zu  wiederholen,  wurde  das 
von  dem  amerikanischen  Minister  Seward  getadelt:  „It  may  be  lawful,  to  detain 
such  persons  as  witnesses,  when  their  testimoney  may  be  indispensable  to  the  ad- 
ministration of  justice  ;  but  when  captured  in  a  neutral  ship,  they  cannot  be  con- 
sidered and  oupht  not  to  be  treated  as  prisoners  of  war.'*  31.  Dec.  1861  (Stats- 
archlT  207). 

840. 

Ebenso  unterliegt  die  Ladung  solcher  Schiffe  der  Beschlag- 
nahme und  der  Confiscation,  ausser  wenn  der  Eigenthâmer  der 
Waare  es  glaubhaft  machen  kann,  dass  die  Verletzung  der  .Blokade 
gegen  seinen  Willen  versucht  worden  sei. 

Wenn  Schiff  und  Waare  denselben  EigenthOmer  haben,  so  ist  die  Confis- 
cation der  Waare  unbedenklich.  Wenn  aber  dieselben  verschieden  sind,  so  versteht 
sich  die  letztere  nicht  mehr  von  selbst,  wie  eine  Folge  der  Wegnahme  des  Schifis. 
Aber  man  wird  auch  in  den  letztem  Fallen  nicht  leicht  annehmen  dürfen,  dass 
der  Eigenthlkmer  der  Waare  unbetheiligt  sei  bei  der  Verletzung  der  Blokade, 
welche  meistens  in  seinem  Handelsinteresse  versucht  wird.  Nur  wenn  nachgewiesen 
werden  kann,  dass  derselbe  von  der  Existenz  der  Blokade  nichts  habe  wissen 
können,  als  er  den  blokirten  Hafen  zum  Bestimmungsort  der  Waare  machte,  oder 
dsss  er  den  Schiffer  bestimmt  und  nicht  etwa  nur  zum  Scheine  anwies,  die  Blokade 
zu  beachten  und  trotzdem  dieser  auf  eigene  Gefahr  hin  gegen  seinen  Auftrag  die 
Blokade  brechen  wollte,  wftre  es  ungerecht,  die  schweren  Nachtheile  der  Confis- 
cation dem  EigenthOmer  aufzuerlegen.    Vgl.  Phillimore  m.  §  318. 


6.  Prisengerlchte. 

841. 
Beschlag«-  und  die  Wegnahme  sowohl  feindliöber  ScfaifiEe 
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ab  der  neutralen  Schiffe  nnd  ihrer  Ladung  ist  der  BeorUieifamg 
der  Prisengerichte  unterworfen. 

Das  Prisengericht  entscheidet  über  die  Bechtmässigkeit  der 
Prise  und  über  die  Folgen  der  Beschlag-  oder  Wegnahme. 

Die  Einrichtung  der  Priscugerichtc  gibt  einige,  wenn  auch  eine  nnToü- 
kommene  Gewähr  dafür,  dass  auch  im  Seekrieg  nicht  bloss  die  Gewalt  —  sondern 
das  Recht  herrsche.  Die  Prisengerichte  dienen  zur  Contrôle  der  gewaltsamen 
Beschlag-  und  Wegnahme,  welche  im  Kriege  gegen  fremde  (feindliche  oder  neutrale) 
Schiffe  und  Waaren  geübt  wird.  Dieselbe  soll  nach  Rechtsgrundsätzen  nod 
durch  Richter  geprüft  und  je  nach  Umständen  entweder  bestätigt  oder  Ter- 
bessert  werden.  Die  Rücksicht  auf  die  Neutralen  hat  hauptsächlich  zur  Ânsr 
bildung  der  Prisengerichtsbarkeit  geführt,  aber  auch  den  Eigenthümem  der  femd- 
lichen  Nation  kommt  die  Einrichtung  gelegentlich  zu  Gute. 

842. 
Als  zuständig  wird  in  der  Regel  das  Prisengericht  des  Nehme- 
states  betrachtet,  auch  wenn  das  aufgebrachte  Schiff  ein  neutrale« 
ist,  und  sogar  dann,  wenn  das  neutrale  Schiff  wegen  Führung  tob 
Kriegscontrebande  oder  Verletzung  der  Blokade  auf  offener  See  ge- 
nommen worden  ist. 

Wenn  das  neutrale  Schiff  in  den  besetzten  Eigengewässern  genommen 
wird,  so  ist  die  Zuständigkeit  der  besetzenden  Statsgewalt  und  ihrer  Gerichtsbar- 
keit schon  aus  allgemeinen  Rechtsgrunds&tzen  erklärt.  Eher  erheben  sich  Zweifel, 
wenn  die  Wegnahme  auf  offener  See  geschehen  ist,  denn  diese  ist  nicht  einer 
besondem  Gebietshoheit  unterworfen  (§  304X  also  auch  nicht  dem  Kiiegsstatc 
Man  kann  überdem  mit  Grund  das  Bedenken  erheben,  dass  die  neutralen  Schiffe 
in  den  Gerichten  des  Nehmestats  nicht  genügende  Garantien  für  eine  un- 
parteiische Rechtspflege  zu  finden  vermögen,  indem  der  Nehmestat  selber 
Partei  und  bei  der  Yerurtheilung  der  aufgebrachten  Schiffe  interessiri  ist  Es 
bleibt  eine  Aufgabe  der  zukünftigen  Verbesserung  des  Völkerrechts,  diesen  Mangel 
zu  heben  und  bessere  Garantien  der  Unparteilichkeit  zu  gewähren.  Friedrich  der 
Grosse  hatte  im  Jahr  1753  eine  preussische  Commission  niedergesetzt,  welche  die 
Urtheile  der  englischen  Prisengerichte  gegen  Preussische,  damals  neutnüe,  Schiffe 
nochmals  prüfen  und  darüber  erkennen  sollte,  wogegen  freilich  England  als  gegen 
eine  unerhörte  Neuerung  Protest  erhob.  Man  versuchte  es  auch  einige  Male  mit 
Bestellung  gemischter  Gerichte.  Gegenwärtig  aber  wird  die  anascUiessliche 
Zuständigkeit  der  Gerichte  des  Nehmestats  allgemein  anerkannt.  Man  betrachtet 
sie  theils  als  eine  Folge  des  Kriegs  rechts,  welches  die  Kriegspartei  zu  ge- 
waltsamem Eingreifen  ermächtigt,  theils  als  eine  Ermässigung  dieses  Rechts, 
indem  es  in  der  Vollziehung  einer  gerichtlichen  Contrôle  unterworfen  wird. 

843. 
Die  Besetzung  und  Ermächtigang  des  Prisengerichts  ist  m 
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Act  der  SoayeraiietSt  des  Kriegsstates,  welcher  die  Prisengerichte- 
barkeit  fibt. 

1.  Die  Prisengerichte  sind  anaserordentliche  Gerichtshöfe» 
welche  in  Kriegszeiten  ad  hoc  errichtet  werden.  Obwohl  ihre  Aufgabe  eine  vdlker* 
rechtliche  ist»  so  ist  ihre  Begründung  und  Besetzung  dennoch  statsrechtlich 
normirt.  Desshalb  ist  die  Organisation  der  Aisengerichte  in  den  TCrschiedenen 
Staten  verschieden;  und  die  Richter,  welche  dieselben  bilden,  erhalten  ihre  £r- 
nemrang  und  Instruction  jederzeit  von  der  obersten  Statsgewalt  ilires  Stats. 

2.  Die  Einsetzung  des  Prisengerichts  ist  eine  Handlung  des  Kriegs- 
rechts. Die  neutralen  Staten  setzen  demgemäss  keine  Prisengerichte  ein  und  ge- 
statten auch  nicht,  dass  ein  Eriegsstat  auf  ihrem  Gebiete  Prisengerichtsbarkeit 
übe.  Aach  wenn  etwa  der  Eriegsstat  seine  Gesanten  oder  Gonsuhi  in  dem  neu- 
tralen State  erm&chtigen  woUte,  Prisengerichtsbarkeit  zu  Oben,  so  ist  der  neutrale 
Stat  berechtigt,  das  zu  hindern.  Er  duldet  in  seinem  friedlichen  Gebiete  kebe 
Eriegsaaordnungen  der  Kriegsparteien. 

844. 

Das  Prisenrecht  ist  auch  dann  zuständig,  wenn  der  Nehmer 
das  genommene  Schiff  in  Folge  von  Seenoth  nicht  in  einen  Hafen 
des  eigenen  Stats  hat  bringen  können,  sondern  dasselbe  in  einem 
neutralen  Hafen  gesichert  hat 

Die  Aufbringung  des  genommenen  Sdiiffs  in  den  Seehafen,  wo  das  Prisen- 
gericht sitzt,  ist  nicht  eine  unerlässliche  Vorbedingung  des  prisengerichtlichen 
Verfahrens,  wenn  gleich  sie  in  der  Regel  als  Einleitung  dazu  dient.  In 
manchen  Fällen  ist  dieselbe  nicht  möglich,  weil  das  genommene  Schiff  nicht  mehr 
seetüchtig  ist  und  man  genöthigt  ist,  für  dasselbe  in  einem  neutralen  Hafen  Schutz 
zu  suchen. 

845. 

Aus  dem  Asyl,  welches  der  neutrale  Stat  dem  feindlichen 
Nehmer  sammt  seiner  Prise  gewährt,  folgt  nicht  eine  selbständige 
Gerichtsbarkeit  des  neutralen  Stats  über  die  Rechtmässigkeit  der 
Prise.  Aber  der  neutrale  Stat  ist  nunmehr  in  der  Lage,  gegenüber 
Tön  völkerrechtswidrigen  Wegnahmen  den  neutralen  Eigenthümer 
besser  schützen  zu  können. 

1.  Weil  die  Prisengerichtsbarkeit  als  eine  Wirkung  des  Kriegsrechts 
^^etrachtet  wird,  so  kann  nur  ein  Eriegsstat,  und  nie  ein  neutraler  Stat  sie 
üben  (t|^  za  842.  843),  also  auch  dann  nicht,  wenn  sich  das  genommene  Schiff 
hmerhalb  der  neutralen  Eigengewftsser  befindet,  also  der  ordentlichen  Gerichtsbsr- 
keit  des  neutralen  Stats  unterworfen  ist 

2.  Aber  eben  aus  dem  letzten  Grunde  ist  der  neutrale  Stat  auch  in  der 
We,  dem  aufgebrachten  Schiffe  seinen  ordentlichen  Bechtsschuti  mzo- 
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weiéeft,  iBMfoii  gegan  JiMnlbc  Tôlkerreclitswidrig  tétluiitB  woidemiiL  & 
ist  nicht  Terbunden,  seine  BeihOlfe  dem  fremden  Prisengerichte  m  gevikes. 
Würde  s.  B.  ein  Kriegsstot  noch  die  Kaperei  gestatten,  nnd  ein  Ton  einem  Eaper 
aofgelnracfates  neutrales  Sehiff  wflrde  in  einen  neutralen  Hafen  gebradit,  so  itin 
der  neutrale  Stat  in  seinem  Rechte,  wenn  er  die  Anslieferung  und  Wegf&famiig 
des  Schub  Terhinderte,  nngeaehtet  vielleidit  das  Prisengericht  die  Wegnahme  gnfe- 
geheissen  hat 

846. 
Hat   aber   der  Nehmer   der  Prise   in   einen  ihm   feindlichen 
Hafen  flüchten  müssen,  so  setzt  er  dieselbe  der  Reprise  ans,  welche 
die  Wirksamkeit  der  ersten  Prise  anfhebt 


Ist  der  feindliche  Hafen  im  Besits  des  Kriegastats,  der  die  Prise  geznadit 
hat,  so  ist  freilich  der  Nehmer  so  lange  gesichert,  als  dieser  Beats  fortdanert, 
und  wenn  inzwischen  die  Verurtheilung  erfolgt,  so  wirkt  dieselbe  crime  HemmmsE. 
Wenn  aber  der  Hafen  im  Bedti  des  Feindes  ist  oder  vor  der  Verurtheilung  wieder 
in  den  Bedts  desselben  kommt,  so  hat  der  Feind  das  entgegengesetste  Interesse, 
dem  Nehmer  die  Beute  wieder  w^gsunehmen,  und  durch  die  Reprise  die  Wirk- 
samkeit der  Prise  zu  aerstören. 

847. 
Die  Prisengerichte  haben  bei  ihren  Entscheidungen  die  Gnmd- 
eätse  des  Völkerrechts  nnd  die  Gesetze  und  Verordnungen  ihres 
Landes,  so  weit  diese  mit  jenen  in  Harmonie  zu  bringen  sind,  zn 
beachten.  Wenn  beide  einander  widersprechen,  so  kann  zwar  das 
Prisengericht  statsrechtlich  genöthigt  werden,  dem  Landesgesetze 
zu  gehorchen.  Aber  es  sind  die  besondem  Landesordnungen  mög- 
lichst so  auszulegen  und  zu  handhaben,  dass  sie  in  Uebereinstim- 
mung  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völkerrechts  yerbleiben 
und  immer  wird  der  Kriegsstat  dem  neutralen  State  gegenüber  ver- 
antwortlich,  wenn  die  Vorschriften  des  Völkerrechts  zum  Schaden 
des  neutralen  Hechts  missachtet  werden. 

Der  Widerspruch  zwischen  der  völkerrechtlichen  Bestimmung  «nid 
der  statsrechtlichen  Organisation  und  Besetzung  der  Prisengerichte  leigi 
sich  hier  wieder.  Die  Prisengerichte  sollen  das  Völkerrecht  handhaben  und  vesentr 
Uch  nach  Völkerrecht  urtheilen,  und  trotzdem  können  sie  sich  nicht  frei  mscben 
Ton  der  Unterordnung  unter  die  sonrerftne  Sttttsautoritftt,  welche  me  ins  Leben 
gerufen  hat  und  Ton  der  sie  abhängig  bleiben.  Warden  sie  ohne  Bflcksidit  vd 
die  Prisenreglemente  ihres  Stils  lediglich  nach  ihrem  VerstSadniss  des  Y(Ska' 
rechts  dieses  anwenden,  so  wftren  sie  in  Gefahr,  von  ihrer  Btatsrogienmg  znr  Ve^ 
antwortung  gezogen  zu  werden.  Worden  sie  einfiush  die  besondem  VonchriAeD 
ihrer  atatiaulofitftt  anwenden  ohne  alle  BOcksicht  auf  das  YmmmM,  so  vtti^ 
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sie  sich  gegen  ihren  Tölkerrecfatliclien  Beruf  verfehlen.  Es  bleibt  daher  nnr  fibrig, 
jeden  Gcxnilicft  m<^(Iichst  m  Tenneidon.  Das  geschieht,  wenn  das  Landesrecht 
im  Geiste  des  Völkerrechts  ausgelegt  wird.  Ist  trotsdem  ein  Widersprach 
zwischen  den  beiden  Rechten  vorhanden,  der  nicht  su  versöhnen  ist,  so  ist  das 
Gericht  zwar  verpflichtet,  die  bestimmte  Vorschrift  seines  Landesgesetzes  sa 
befolgen.  Dann  aber  wird  auch  der  Stat,  der  ein  völkerrechtswidriges  Gesets  ge* 
geben  hat,  dem  neutralen  State  verantwortlich,  welcher  durch  dasselbe  in  seinen 
Schutzangehörigen  verletzt  wird;  denn  der  neutrale  Stat  ist  nicht  schuldig,  sich  ein 
Verfahren  gefallen  zu  lassen,  welches  im  MTiderspruch  ist  mit  den  anerkannten 
Grundsätzen  des  Völkerrechts.  Derselbe  kann  von  dem  Nehmestat  verlangen,  dass 
er  trotz  des  Spruchs  seines  Frisengerichts  das  neutrale  Schuf  oder  die  neutrale 
Waare  frei  gebe,  wenn  solches  nach  Völkerrecht  geschehen  muss.  Da  das  Völker- 
recht für  alle  Staten  verbindlich  ist  (§  3),  so  darf  das  statliche  Gesetz 
nicht  demselben  widersprechen.  Vgl.  Dana  zu  Wheaton,  Intern.  Law. 
§  388. 

848. 

Das  Verfahren  vor  dem  Prisengerichte  richtet  sich  in  Er^ 
manglnng  volkerrechilicher  Vorschriften  nach  der  Processordnong 
des  Nehmestats.  Die  Neutralen  haben  aber  ein  Recht  auf  Ver* 
theidignng  und  auf  unparteiische  Bechtspflege. 

1.  Die  Prisengesetze  und  Prisenverordnungen  der  einzelnen  Staten  bestimmen 
das  KAhere.  Das  Verfahren  hat  durchweg  den  Charakter  einer  Untersuchung 
von  Amts  wegen.  Der  PrisenfOhrer  ist  verpflichtet,  die  Gründe,  aus  denen  und 
die  Umstände,  unter  welchen  er  das  Schiff  genommen  hat,  darzulegen  und  das 
Prisengericht  prüft  sodann  die  Schii&urkunden,  vernimmt  den  SchiffisfAhrer  und  so- 
weit nöthig  die  Mannschaft  des  aufgebrachten  Schiffs  und  stellt  die  Thatsachen  fest, 
welche  die  Grundlage  des  Processes  bilden.  Dieses  Vorverfahren  geschieht  meistens 
summarisch,  nicht  in  Form  einer  gegenseitigen  Parteiverhandlung,  sondern  durch 
gerichtliche  Commissionen. 

2.  ZuweOen  wird,  wie  in  Preussen,  ein  Statsanwalt  bestellt,  der  die  An- 
träge stellt,  der  nicht  etwa  die  Interessen  des  Nehmers  vertritt,  sondern  eine  un- 
parteiische Haltung  im  Interesse  der  gerechten  Erledigung  der  PrOfimg  behauptet 
Er  ist  nicht  advocatns  fisci,  sondern  patronna  juris. 

3.  Ergibt  sich  die  Sache  als  unzweifelhaft,  so  kann  sofort  gesprochen 
werden.  Insbesondere  ist,  wenn  eine  Freisprechung  erfolgen  muss,  diese  ohne 
Verzug  auszusprechen.  Früher  nahm  man  es  mit  den  Verurtheilungen  ziem- 
lich leicht.  Die  neuere  Ausbfldung  des  Rechts  fordert  hier  ein  sorg^Jtigeres  Ver- 
fahren, welches  dem  bedrohten  EigenthOmer  des  Schiffs  oder  der  Ladung  Gelegen- 
heit gibt,  sich  gehörig  zu  vertheidigen.  Sie  kOnnen  ihre  Réclamât ionen  schrift- 
Kch  ehneichen  und  werden  dazu  von  dem  Gerichte  aufgefordert.  Ein  eontra- 
Aictorisches  Verfahren  ist  durchweg  begründet,  wenn  irgend  welche  Zweifel 
über  die  Schuld  sich  aeigen  mi  nicht  die  Schuld  eingestanden  wirçL 
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849. 

Der  Nehmer  ist  verpflichtet,  sofort  nach  seiner  Ankunft  in 
dem  Hafen,  die  Papiere  des  aufgebrachten  Schiffs  sammt  dem  Pro- 
tokoll über  die  Nehmung  dem  Gericht  zu  übergeben  und  diesem  die 
Verfügung  über  das  Scfaifii  sowie  die  Untersuchung  seines  Verfahrens 
anheim  scu  geben. 

Indem  die  Th&tigkeit  des  Gerichts  beginnt,  hört  die  Gewalt 
des  Nehmera  über  das  Sehiff  aof.  Voraos  soll  non  die  That  des  Nehmen  und 
die  Schuld  des  Schiffers  geprüft  und  demgem&Bs  weiter  entschieden  werden. 

850. 

Der  Spruch  des  Prisengerichts  ist  für  die  Parteien  Terbindlidi 
und  begründet  formelles  Recht 

Es  ist  das  eine  Folge  der  anerkannten  Zast&ndigkeit  (§  842).  Dw 
der  Nehmer  sich  dem  üriheü  unterwerfen  muss,  ist  freilich  selbstventändlich,  da 
das  Prisengericht  Ton  demselben  State  autorisirt  ist,  dem  er  aagehfirt  Aber  das 
auch  der  fremde  Neutrale  das  UrtheU  als  formelles  Recht  gelten  lassen  mass, 
welches  vieUeicht  im  Widerspruch  ist  mit  seinem  heimatlichen  Landesrecht,  aas  ist 
eine  Anomalie,  denn  die  Souver&net&t  des  Nehmestats  erstreckt  sich  nicht  fiber  ibs. 
Nur  das  Nothrecht  des  Kriegs  erklärt  die  Ausnahme. 

851. 

Indessen  ist  der  Kriegsstat,  welcher  das  Prisengericht  bestellt 
hat,  dem  neutralen  State  verantwortlich  für  offenbares  Unrecht, 
welches  das  Prisengericht  im  Widerspruch  mit  dem  Völkerrecht  den 
neutralen  Eigenthümem  zugefügt  hat.  Die  Berufung  auf  die  Landes- 
gesetze, welche  das  Prisengericht  angewendet  hat,  befreit  nicht  Ton 
dieser  Verantwortlichkeit,  wenn  durch  das  Landesgesetz  die  natür- 
lichen Bechte  der  Neutralen  missachtet  worden  sind. 

Entsteht  darüber  ein  Streit  zwischen  dem  Kriegsstat  und  dem 
neutralen  Stat,  so  ist  dieser  Streit  nach  völkerrechtlichen  Grond- 
sätzen  und  zunächst  durch  Unterhandlung  und  friedliche  Mittel  za 
schlichten. 

1.  Der  neutrale  Stat  wird  nicht  als  befugt  erachtet,  eine  eigentliche  Bemoa 
des  Processes  vorznnehmen.  Seine  Gerichte  sind  keine  Revision s-  noch  Appel* 
lations-  noch  Gassationsinstanzen  gegenüber  den  Prisengerichten.  Nor  diese 
sind  competent,  fiber  den  einaehien  FaU  zu  urtheüen,  die  erheblichen  Thalsachea 
aa  constatiren  und  zu  würdigen,  und  ttber  Freiq[»rechuiig  oder  YerurtheUung  <& 
entscheiden.  Dieses  UrtheU  wirkt  rechtskräftig  sowohl  für  den  Nehmer  als  far  deo 
Eigenthûmer  des  genommenen  Schiffs  oder  der  genommenen  Ladung  (§  850).  Aber 
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der  neatnile  Stat  hat  ein  Recht,  zu  fordern,  dass  diese  aasnahms weise  durch 
das  Völkerrecht  erlaubte  Justiz  dem  Völkerrecht  gem&ss  gehandhabt  und 
nicht  sa  völkerrechtswidriger  Benachtheilignng  seiner  Angehörigen 
m  is  ab  raucht  werde.  Vgl.  zu  §  847.  Diese  Grundsätze  sind  auch  in  den  Ver- 
handlungen zwischen  den  Vereinigten  Staten  Ton  Amerika  und  der  D&nischen  Re- 
gierung im  Jahr  1890  best&tigt  worden.    Vgl.  Wheaton  Int.  Law.  §  897. 

2.  Wenn  zwischen  dem  neutralen  nnd  dem  Kriegsstat  ein  Tölkerrechtlieher 
Streit  entsteht,  so  ist  derselbe  wie  andere  Yölkerrechtliche  Streitigkeiten  zu  erledigen. 
Vgl.  Buch  Yn.  Unter  Umständen  wird  trotz  der  Verurtheilung  durch  das  Prisen- 
gericht der  neutrale  Stat  die  Beschwerden  des  neutralen  Stats  dadurch  berück- 
sichtigen, dass  er  die  Prise  freigibt,  oder  dadurch,  dass  er  an  denselben  eine  £nt- 
Bchftdigung  zahlt  zu  Qunsten  der  verletzten  Eig^thOmer. 

852. 

Wird  die  Nehmung  als  nicht  rechtmässig  erftmden,  so  ist  Schiff 
and  Ladung  sofort  den  Eigenthümem  frei  zu  geben. 

Dabei  wird  natflrUch  ein  rechtskräftiges  Urtheil  yorausgesetzt  Durch 
die  Berufung  an  den  Oberprisenrath  (Obergericht)  kann  die  Wirksamkeit 
des  angefochtenen  erstinstanzlichen  Urtheils  gehemmt  werden. 

853. 

Auch  wenn  die  Nehmung  nicht  gutgeheissen  wird,  kann  doch 
dem  Eigenthümer  des  genommenen  Schiffs  jede  Entschädigungs- 
forderung  dann  abgesprochen  und  es  können  ihm  sogar  die  Kosten 
des  Verfahrens  auferlegt  werden,  wenn  das  Schiff  durch  sein  Ver- 
halten sich  verdäditig  gemacht  hat. 

Auch  in  solchem  Verhalten  Uegt  eine  Verschuldung  «—  zwar  keine  so 
grosse,  dass  sie  die  Wegnahme  rechtfertigt,  aber  eine  so  genügende  Ursache,  um 
die  Aufbringung  und  Untersuchung  des  Terd&chtigen  Schifiis  zu  begründen. 

854. 

Wenn  dagegen  der  Nehmer  keinerlei  Qrund  hatte  zur  Beschlag- 
nahme, so  ist  er  yerpflichtet,  die  Processkosten  zu  tragen  und  den 
Eigenthümer  des  genommenen  Schiffs  und  der  Ladung  zu  ent- 
schädigen. Ueber  diese  Entschädigungsforderung  entscheidet  das 
Prisengericht. 

Unter  dieser  Voraussetzung  bewirkt  die  Verschaldang  des  Nehmers 
B^ne  Entsch&digungspflicht 

8S& 

Kosse  Vermuthungen  zu  Ghmsten  des  Nehmen  und  sum  Nach«« 
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theil   der  Neutralen  aind  mit  den  GnindBätzen  einer  imparteöscheB 
Rechtspflege  unvereinbar. 

Die  ftltare  Praxis  mancher  Seem&chte  war  m  aolchen  Vennnthniigen  n 
Gimaten  dea  Nehmen  und  wider  daa  anlg^rachte  Schiff  geneigt.  Das  widerspricfat 
aber  den  Qrundprincipien  aller  Bechtspflege,  welche  ihrer  beschränkten  Kimricht  eb- 
gedenk  und  nor  mit  äussern  Mitteln  wirkend  nur  die  offenbare  Schuld  bednèt, 
nicht  die  verborgene  Sünde,  und  darf  daher  nicht  Ton  dem  Yölkeneeht  gebilligt 
werden,  auch  wenn  die  VAlkerdtte  solche  Missgriffe  noch  duldet  Die  Schuld  mos 
also,  wenn  sie  bestritten  wird,  erwiesen  werden,  ebenso  wie  jede  andere  straf- 
bare Schuld. 

856. 

Wird  die  Nehmong  gntgeheisaen,  so  wird  das  Eigenthnm  an 
Schiff  und  Ladung,  in  so  weit  als  beide  mit  Recht  genommoi  sind, 
sei  es  dem  Nehmestat  mit  Belohnung  des  Nehmers,  sei  es  diesem 
selber  je  nach  Umständen  mit  gewissen  Auflagen  an  den  Nehmestat 
zugesprochen.  Nur  die  genommenen  Kriegsschiffe  und  die  Eriegs- 
contrebande  fallen  jederzeit  dem  Nehmestat,  nicht  dem  Nehmer  zu. 

Der  ganse  Gedanke  und  die  Erklärung  des  Prisenrechts  wdst  auf  das  Noth- 
recht  des  Krieges  und  daher  die  Kriegggewalt  hin.  Niemand  kann  ein  penfiolkhet 
Beuterecht  aussprechen.  Eben  desshalb  hat  auch  die  Statsautorit&t  aliein  darOba 
zu  Terfi\gen,  wem  die  Prise  zufallen  soll.  Wenn  der  Nehmer  dieselbe  zu  Eigenthon 
bekommt,  so  kann  er  dieses  Eigenthum  nur  von  der  Statsautorit&t,  nicht  Ton  seiner 
eigenen  Arbeit  ableiten.  Der  Stat  kann  es  ihm  ganz  oder  theilweise  oder  gar  nicht 
geben.  Lord  Stowell  ygl.  Phi  llimo  rein.  1128:  „Prize  is  altogether  a  creature 
of  the  Crown.  No  man  has,  or  can  hsTe  any  interest,  but  what  he  takes  is  the 
mere  gift  of  the  Crown;  beyond  the  extent  of  that  gift  he  has  nothing.''  Aber  es 
können  in  einem  Lande  besondere  Maximen  festgestellt  werden  über  die  Bedingniigen 
und  das  Mass  der  Belohnung  des  Nehmers,  und  das  Prisengericht  des  Landes  richtet 
sich  in  seinen  Entscheidungen  darnach. 

867. 
Daa  Völkerrecht  hindert  nicht  die  Yersilbenmg  der  in  neotralezs 
Hafen  geborgenen  Prise  zum  Vollzog  des  Urtheils.  Aber  wenn  der 
neutrale  Stat  gegen  das  Verfahren  des  Pris^igerichts  Tölkerrecht- 
Iklie  Beschwerden  za  fuhren  hat,  so  ist  er,  um  sein  Beschirerde- 
recht  zu  sichern,  berechtigt,  auch  diese  Versilberung  zu  ontersa^^ 

Vgl.  stt  S  845.  847. 

858. 
Die  neutralen  Eigenthiimer  haben  das  Urtheil  des  Prisengerichts 
auch  ibraeseite  in  so  weit  aazuerfceQaeni  ala  nicht  der  neutrale  Stat, 
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dem  sie  angehören,  wegen  völkerrechtswidrigen  Verfahrens  sie  zum 
Widersprach  ermächtigt. 

Vgl.  za  §  842.  845.  847.  848. 

859. 

Die  in  geordnetem  Verfahren  dem  Nehmestat  oder  dem  Nehmer 
zugesprochene  Prise  kann  nicht  mehr  durch  Reprise  demselben  ent- 
zogen werden,  sondern  nur  durch  eine  neue  berechtigte  Prise  des 
feindliclien  Nehmers. 

Die  Reprise  (Wiedenialmie,  recapture)  ist  nnr  so  lange  mflgUch,  als  die 
Prise  gleichsam  in  der  Schwebe  ist  Wenn  erst  diese  durch  den  Spruch  des  Frisea- 
gerichts  in  ihren  Wirkungen  vollendet  worden  ist,  dann  hat  die  Prise  selber  auf- 
gehört. Das  Schiff  ist  nun  in  dem  unzweifelhaften  Eigenthum  dessen,  dem  es  m- 
gesprochen  ist.  Wenn  ihm  dasselbe  von  dem  Feinde  wieder  weggenommen  wird,  so 
ist  das  ganz  ebenso,  wie  wenn  ihm  ein  anderes  Schiff,  das  er  ursprünglich  durch 
Kauf  erworben  hatte,  weggenommen  wird.  Das  ist  eine  neue  Prise,  und  nicht 
mehr  eine  Reprise.  Es  folgt  das  aus  dem  gewohnheitirechtlichen  Satze,  dass  das 
Urtheil  des  Prisengerichts  Recht  schaffe,  auch  fOr  die  betheiligten  Parteien. 
Wenn  das  aus  irgend  einem  Chrunde  nicht  der  Fall  ist,  dann  liegt  auch  kein  Qmnd 
vor,  die  Anwendung  der  Reprise  auszuschliessen. 

.   860- 

Vor  der  gerichtlichen  Verortheilung  der  Prise  kann  dem  Nehmer 
die  Prise  durch  Reprise  wieder  abgenommen  werden.  In  diesem 
Falle  ist  jedoch  das  neutrale  Eigenthum  von  dem  Wiedemehmer  zu 
respectiren. 

1.  Bis  das  Prisengericht  Aber  die  Prise  erkannt  und  dieselbe  verurtheüt  hat, 
ist  das  Schicksal  derselben  immer  noch  nngewiss,  und  noch  kein  formelles  Recht 
des  Nehmestats  oder  des  Nehmers  an  dem  genommenen  Schiffe  oder  der  Waare 
vorhanden.  Bis  dahin  kann  die  Wirksamkeit  der  Prise,  die  zunftchst  auf  die  Ge- 
walt àér  Kriegsmacht  gegründet  ist,  wieder  ebenfalls  durch  Gewalt  unwirksam 
gemacht  werden.  Es  ist  das  eine  besondere  Anwendung  des  postliminium, 
eine  in  integrum  restitutio.     Die  Beute  wird  dem  Erbeuter  wieder  abgejagt 

2.  Weil  die  Reprise  zunächst  nur  negativ  wirkt,  als  Verneinung  der 
Prise,  und  nicht  selber  eine  neue  Prise  ist  noch  sein  will,  so  muss  der  Wieder- 
nehmer  (recaptor)  auch  das  Eigenthum  seinerseits  respectiren,  das  er  aus  der 
feindlichen  Wegnahme  gerettet  hat,  und  er  kann  nur,  je  nach  Umstanden,  fOr  die 
Arbeiten  und  Opfer,  welche  er  auf  die  Reprise  verwendet  hat,  eine  angemessene 
Entschädigung  (servaticium)  verlangen,  die  zuweilen  zur  Venneidung  von  Streit 
^  Beweis  auf  einen  Achttheil  (amerikanisches  Gesetz  von  1800.  Gap.  14. 
^d  englisches  17  Victor,  c.  18)  oder  gar  auf  einen  Drittheil  des  Worths 
der  BeiMrise  angeätzt  ist.  Schon  der  Gonsolato  del  Mare  c.  387  hat  diese 
Begel  anerkannt 
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8.  lluehe  Beditogelehrte  und  l4Mde8oidnQngen  beachiftnken  die  Bi^Bm 
noch  mehr,  z.  B.  :  bis  das  genommene  Schiff  in  einen  gidiern  Hafen  gebndit  mr- 
den  ist,  oder:  in  den  ersten  24  Stunden  nach  der  Wegnahme.  Wo  besandcR  G«- 
setie  das  so  bestimmen,  mflssen  dieselben  wohl  geachtet  werden.  Die  Katar  as 
Dinge  und  die  gerechten  Bedenken  gegen  Jede  Ausdehnung  des  Pijaeiirechts  recbt- 
fertigen  meines  Erachtens  die  Begel  des  Texts. 

861. 

Sobald  der  Friede  geschlossen  ist,  so  hört  aach  alles  Bedit 
Prisen  zu  machen,  auf.  Die  nach  dem  Friedensschluss  —  wenn 
auch  in  gutem  Glauben  —  vollzogenen  Nehmungen  sind  sofort  wie- 
der zurfickzugeben. 

Vgl.  oben  §  709. 

862. 
Die  Prisengerichte  sind,  wenn  nicht  der  Friedensschluss  anders 
bestimmt,  berechtigt,  die  vor  demselben  anhängig  gemachten  Prisen- 
processe  auch  nadi  demselben  fortzuführen  und  durch  Urtheil  za 
erledigen. 

Oft  wird  durch  den  Frieden  bestimmt,  dass  alle  genommenen,  aber  nocb 
nicht  verurtheilten  Schiffe  frei  gegeben  werden  sollen.  Ist  das  nicht  geschehn,  » 
duldet  das  herkömmliche  Völkerrecht  die  Fortsetzung  und  Vollendung  der  Friseii- 
prooease  auch  nach  dem  Abschhiss  des  Friedens,  obwohl  gegen  dieselben  das  ernste 
Bedenken  erhoben  werden  kann,  dass  die  Prisengerichtsbarkeit  nur  Kri^i»-  ood 
nicht  fViedensgerichtsbarkeit  ist 
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Instructions  for  the  Government  of  Armies  of  the 

United  States  in  the  field. 

Section  L 

Martial  law  —  MiHta/ry  jurisdiction  —  lHÀUta/ry  necessity  — 

BetaUaMon, 

1. 

A  place,  district,  or  country  occupied  by  an  enemy  stands  in 
consequence  of  the  occupation,  under  the  Martial  Law  of  the  in- 
vading or  occupying  army,  whether  any  proclamation  declaring  Mar- 
tial I^aw,  or  any  public  warning  to  the  inhabitants,  has  been  issued 
or  not  Martial  Law  is  the  immediate  and  direct  effect  and  con- 
sequence of  occupation  or  conquest. 

The  presence  of  a  hostile  army  proclaims  its  Martial  Law. 

2. 

Martial  Law  does  not  cease  during  the  hostile  occupation,  ex- 
cept by  special  proclamation,  ordered  by  the  commander-in-chief; 
or  by  special  mention  in  the  treaty  of  peace  concluding  the  war, 
when  the  occupation  of  a  place  or  territory  continues  beyond  the 
conclusion  of  peace  as  one  of  the  conditions  of  the  same. 

3. 

Martial  Law  in  a  hostile  country  consists  in  the  suspension, 
^  tfce  occupying  mîKtary  authority,  of  the  criminal  and  civil  law, 
^d  of  the  domestic  administration  and  government  in  the  occupied 
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place  or  territory,  and  in  fhe  substitution  of  military  role  and  force 
for  the  same,  as  well  as  in  the  dictation  of  general  laws,  as  far  as 
military  necessity  requires  this  suspension,  substitution,  or  dictation. 
The  commander  of  the  forces  may  proclaim  that  the  admini- 
stration of  all  civil  and  penal  law  shall  continue,  either  wholly  or 
in  part,  as  in  times  of  peace,  unless  otherwise  ordered  by  the  mili- 
tary authority. 

4. 

Martial  Law  is  simply  military  authority  exercised  in  accor- 
dance with  the  laws  and  usages  of  war.  Military  oppresion  is  not 
Martial  Law;  it  is  the  abuse  of  the  power  which  that  law  confers. 
As  Martial  Law  is  executed  by  military  force,  it  is  incumbent  upon 
those  who  administer  it  to  be  strictly  guided  by  the  principles  of 
Justice,  honor,  and  humanity  —  virtues  adorning  a  soldier  even 
more  than  other  men,  for  the  very  reason  that  he  possesees  the 
power  of  his  arms  against  the  unarmed. 

5. 

Martial  Law  should  bo  less  stringent  in  places  and  countries 
folly  occupied  and  fairly  conquered.  Much  greater  severity  may  be 
exercised  in  places  or  regions  where  actual  hostilities  exist,  or  are 
expected  and  must  be  prepared  for.  Its  most  complete  sway  is 
allowed  —  even  in  the  commander's  own  country  —  when  face  to 
face  with  the  enemy,  because  of  the  absolute  necessities  of  the 
case,  and  of  the  paramount  duty  to  defend  the  country  against 
invasion. 

To  save  the  country  is  paramount  to  all  other  considerations. 

6. 

6.  All  dvil  and  penal  law  shall  continue  to  taJce  its  usual 
course  in  the  enemy's  places  and  territories  under  Martial  Law, 
unless  interrupted  or  stopped  by  order  of  the  occupying  military 
power;  but  all  the  functions  of  the  hostile  government  —  legislative, 
executive,  or  administrative  —  whether  of  a  general,  provincial,  or 
local  character,  cease  under  Martial  Law,  or  continue  only  with  the 
sanction,  or  if  deemed  necessary,  the  participation  of  the  occupier 
or  invader. 
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7. 
Martial  Law  extends  to  property,  and  to  persons,  whether  they 
are  subjects  of  the  enemy  or  aliens  to  that  government. 

8. 
Consuls,  among  American  and  European  nations,  are  not  diplo- 
matic agents.  Nevertheless,  their  offices  and  persons  will  be  sub- 
jected to  Martial  Law  in  cases  of  urgent  necessity  only;  their  pro- 
perty and  business  are  not  exempted.  Any  delinquency  they  commit 
against  the  established  military  rule  may  be  punished  as  in  the 
case  of  any  other  inhabitant,  and  such  punishment  furnishes  no 
reasonable  ground  for  international  complaint. 

9. 

The  functions  of  Ambassadors,  Ministers,  or  other  diplomatic 
agents,  accredited  by  neutral  powers  to  the  hostile  government,  cease, 
so  far  as  regards  the  displaced  government;  but  the  conquering  or 
occupying  power  usually  recognizes  them  as  temporarily  accredited 
to  itself. 

10. 
Martial  Law  affects  chiefly  the  police  and  collection  of  public 
revenue  and  taxes,  whether  imposed  by  the  expelled  government  or 
by  the  invader,   and  refers  mainly  to  the  support  and  efficiency  of 
the  army,  its  safety,  and  the  safety  of  its  operations. 

11. 

The  law  of  wai*  does  not  only  disclaim  all  cruelty  and  bad 
faith  concerning  engagements  concluded  with  the  enemy  during  the 
war,  but  also  the  breaking  of  stipulations  solemnly  contracted  by 
the  belligerents  in  time  of  peace,  and  avowedly  intended  to  remain 
in  force  in  case  of  war  between  the  contracting  powers. 

It  disclaims  all  extortions  and  other  transactions  for  individual 
gain;  all  acts  of  private  revenge,  or  connivance  at  such  acts. 

Offences  to  the  contrary  shall  be  severely  punished,  and  espe- 
cially so  if  committed  by  officers. 

12. 
Whenever  feasible.  Martial  Law  is  carried  out  in  cases  of  in- 
dividual offenders  by  Military  Courts;  but  sentences  of  death  shall 
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be  executed  only  with  the  approYal  of  the  chief  executive,  provided 
the  urgency  of  the  case  does  not  require  a  speedier  executkni,  and 
then  only  with  the  approval  of  the  chief  commander. 

13. 

Military  jurisdiction  is  of  two  kinds:  first,  that  which  is  con- 
ferred and  defined  by  statute;  second,  that  which  is  derived  firom 
the  common  law  of  war.  Military  offences  under  the  statute  law 
must  be  tried  in  the  manner  therein  directed;  but  military  offences 
which  do  not  come  within  the  statute  must  be  tried  and  punished 
under  the  common  law  of  war.  The  character  of  the  courts  which 
exercise  these  jurisdictions  depends  upon  the  local  laws  of  each 
particular  country. 

In  the  armies  of  the  United  States  the  first  is  exercised  by 
courtsmartial;  while  cases  which  do  not  come  within  the  ,»Ibil^^ 
and  Articles  of  War*S  or  the  jurisdiction  conferred  by  statute  on 
courts-martial,  are  tried  by  military  commissions. 

14. 

Military  necessity,  as  understood  by  modem  civilized  nations, 
consists  in  the  necessity  of  those  measures  which  are  indispensable 
for  securing  the  ends  of  the  war,  and  which  are  lawful  according 
to  the  modem  law  and  usages  of  war. 


1 


K, 


Military  necessity  admits  of  all  direct  destmction  of  life  or 
limb  of  armed  enemies,  and  of  other  persons  whose  destmction  is 
incidentally  unavoidable  in  the  armed  contests  of  the  war;  it  al- 
lows of  the  capturing  of  every  armed  enemy,  and  every  enemy  of 
importance  to  the  hostile  government,  or  of  peculiai*  danger  to  aie 
captor;  it  allows  of  all  destruction  of  property,  and  abstraction  of 
the  ways  and  channels  of  traffic,  travel,  or  communication,  and  of 
all  withholding  of  sustenance  or  means  of  life  from  the  enemy;  of 
the  appropriation  of  whatever  an  enemy's  country  affords  necessary 
for  the  subsistence  and  safety  of  the  army,  and  of  such  deception 
as  does  not  involve  the  breaking  of  good  faith  either  positively 
pledged,  regarding  agreements  entered  into  during  the  war,  or  sup- 
posed by  the  modem  law  of  war  to  exist    Men  who  take  up  anns 
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aganwt  om  aaotber  in  public  wbx  ào  not  cease  on  ihi^  nçooiv^lî  tqt 
be  moral  beings,  resppnaible  to  one  another»  and  to  Grod* 

16. 
Bfilitary  necessity  does  not  admit  of  crnelty,  that  is,  the  in- 
fliction of  suffering  for  the  sake  of  suffering  or  for  revenge,  nor  of 
maiming  or  wounding  except  in  fight,  nor  of  torture  to  extort  con- 
fessions. It  does  not  admit  of  the  use  of  poison  in  any  way,  nor 
of  the  wanton  devastation  of  a  district.  It  admits  of  deception, 
but  disclaims  acts  of  perfidy;  and,   in  general,  military  neccessity 

■ 

does    not  include  any  act  of  hostility  which  makes  the  return  to 
peace  unnecessarily  difficult. 

17. 
War  is  not  carried  on  by  arms  alone.     It  is  lawful  to  starve 
the  hostile  belligerent,  armed  or  unarmed,  so  that  it  leads  to  the 
speedier  subjection  of  the  enemy. 

18. 
When  the  commander  of  a  besieged  place  expels  the  non- 
combatants,  in  order  to  lessen  the  nmnbor  of  those  who  consume 
his  stock  of  provisi^ms,  it  is  lawful,  though  an  euaxemB  »easure,  to 
drive  them  back,  so  as  to  hasten  on  the  surrrader« 

19. 
Commanders,  whenever  admissible,  inform  the  enemy  of  their 
intention  to  bombard  a  place,  so  that  the  non-combatants,  and  espe- 
cially the  women  and  children,  may  bq  removed  befopre  the  bom- 
bardpient  commences.  But  it  is  no  infraction  of  the  cQmmon  la^ 
of  war  to  omit  thus  to  inform  the  enemy.  Surprise  n^y  bç  j^ 
necessity. 

20. 
Public  war  is  a  state  of  armed  hostility  between  sovereign 
nations  or  governments.  It  is  a  law  and  requisite  of  dvflized  exi- 
stence tiiat  men  live  in  political,  continuous  societies,  forming  orga- 
nized units,  called  states  or  nations,  whose  constituents  bear,  enjoy, 
and  suffer,  advance  and  retrograde  together,  in  peace  and  in  wa^r. 

21. 
The  citizen  or  native  of  a  hostile  eouatry  is  ibis  ftn  enenqr» 
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as  one  of  the  constitaents  of  tiie  hostile  state  or  nation,   and  as 
such  is  subjected  to  the  hardships  of  the  war. 

22. 

Neverthelees,  as  ciTilization  has  advanced  during  the  last  cen- 
turies, so  has  likewise  steadily  advanced,  especially  in  war  on  land, 
the  distinction  between  the  private  individual  belonging  to  a  hostile 
country  and  the  hostile  country  itself,  with  its  men  in  arms.  The 
principle  has  been  more  and  more  acknowledged  that  the  unarmed 
citizen  is  to  be  spared  in  person,  property,  and  honor  as  much  as 
the  exigencies  of  war  wiU  admit. 

23. 

Private  citizens  are  no  longer  murdered,  enslaved,  or  carried 
off  to  distant  parts,  and  the  inoffensive  individual  is  as  litlJe  disturbed 
in  his  private  relations  as  the  commander  of  the  hostile  troops  can 
afford  to  grant  in  the  overruling  demands  of  a  vigorous  war. 

24. 

The  almost  universal  rule  in  remote  times  was,  and  continues 
to  be  with  barbarous  armies,  that  the  private  individual  of  the  hostile 
country  is  destined  to  suffer  every  privation  ot  liberty  and  protection, 
and  every  disruption  of  family  ties.  Protection  was,  and  still  is 
with  uncivilized  people,  the  exception. 

25. 

In  modem  regular  wars  of  the  Europeans,  and  their  descend- 
ants in  other  portions  of  the  globe,  protection  of  the  inoffensive 
citizen  of  the  hostile  country  is  the  rule;  privation  and  disturbance 
of  private  relations  are  the  exceptions. 

26. 

Conunanding  generals  may  cause  the  magistrates  and  dvil 
officers  of  the  hostile  country  to  take  the  oath  of  temporary  allegi- 
ance or  an  oath  of  fidelity  to  their  own  victorious  government  or 
rulers,  and  they  may  expel  every  one  who  declines  to  do  so.  But 
whether  they  do  so  or  not,  the  people  and  their  civil  officers  owe 
strict  obedience  to  them  as  long  as  they  hold  sway  over  the  district 
Qt  country,  at  the  peril  of  their  lives. 
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27. 

The  law  of  war  can  no  more  wholly  dispense  with  retaliation 
than  can  the  law  of  nations,  of  which  it  is  a  branch.  Yet  civilized 
nations  acknowledge  retaliation  as  the  sternest  feature  of  war.  A 
reckless  enemy  often  leaves  to  his  opponent  no  other  means  of  se- 
curing himself  against  the  repetition  of  barbarous  outrage. 

28. 

Retaliation  will,  therefore,  never  be  resorted  to  as  a  measure 
of  mere  revenge,  but  only  as  a  means  of  protective  retribution,  and, 
moreoTer,  cautiously  and  unavoidably;  that  is  to  say,  retaliation  shall 
only  be  resorted  to  after  carefnl  inquiry  into  the  real  occurrence, 
and  the  character  of  the  misdeeds  that  may  demand  retribution. 

Unjust  or  inconsiderate  retaliation  removes  the  belligerents 
farther  and  farther  from  the  mitigating  rules  of  a  regular  war,  and 
by  rapid  steps  leads  them  nearer  to  the  internecine  wars  of  savages. 

29. 

Modem  times  are  distinguished  from  earlier  ages  by  the  exi- 
stence, at  one  and  the  same  time,  of  many  nations  and  great  govern- 
ments related  to  one  another  in  close  intercourse. 

Peace  is  their  normal  condition;  war  is  the  exception.  The 
ultimate  object  of  all  modem  war  is  a  renewed  state  of  peace. 

The  more  vigoirously  wars  are  pursued,  the  better  it  is  for 
humanity.    Sharp  wars  are  brief. 

30. 

Ever  since  the  formation  and  coexistence  of  modern  nations, 
and  ever  since  wars  have  become  groat  national  wars,  war  has  come 
to  be  acknowledged  not  to  be  its  own  end,  but  the  means  to  obtain 
great  ends  of  state,  or  to  consist  in  defence  against  wrong;  and  no 
conventional  restriction  of  the  modes  adopted  to  iigure  the  enemy 
is  any  longer  admitted;  but  the  law  of  war  imposes  many  limitations 
said  restrictions  on  principles  of  justice,  faith,  and  honor. 
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PUNic  and  prmiie  propertjf  of  tte  enenqr  —  Prokctkm  ofpersom, 

and  espedaUff  women;  of  religion,  the  arts  and  wenees  —  Pum- 

shment  of  crimes  against  ffèe  inhabitants  of  hostile  cownMes. 

31. 

A  yictorions  anny  appropriates  all  public  monqr,  seises  all 
public  movable  property  until  further  direction  by  its  gOTemment^ 
and  sequesters  for  its  omx  benefit  or  tbat  of  its  goyemment  all  the 
reyenues  of  real  property  belonging  to  the  hostile  goyemment  or 
nation.  The  title  to  such  real  property  remains  in  abeyance  during 
military  occupation,  and  until  the  ccmquest  is  made  oon^ete. 

32. 

A  yictorious  army,  by  the  martial  power  inherent  in  the  same, 
may  suspend,  change,  or  abolish,  as  far  as  the  martial  power  extends, 
the  relations  which  arise  from  the  serrice,  due,  according  to  the 
existing  laws  of  the  inyaded  country,  from  one  dtken,  subject,  or 
native  of  the  same  to  another. 

The  commander  or  the  army  must  leave  it  to  the  ultimate 
treaty  of  peace  to  settle  the  permanency  of  this  change. 

33. 

It  is  no  longer  considered  lawful — on  the  eontvaiy,  it  is  held 
to  be  a  serious  breach  of  the  law  of  war — to  fore  the  subjects  of 
the  enemy  into  the  service  of  the  victorious  govemement,  except  the 
latter  should  proclaim,  after  a  fair  and  complete  conquest  of  the 
hostile  country  or  district,  that  it  is  resolved  to  keep  the  countrj, 
district,  or  place  permanently  as  its  own  and  make  it  a  portion  of 
its  own  country. 

34. 

As  a  general  rule,  the  property  belonging  to  churches,  to  hos- 
pitals, or  other  establishments  of  an  exclusively  charitable  character, 
to  establishments  of  education,  or  foundations  for  the  promotion  of 
knowledge,  whether  public  schools,  universities,  academies  of  lear- 
ning or  observatories,  museums  of  the  fine  arts,  or  of  a  scientific 
character — such  property  is  not  to  be  considered  public  property 
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in  the  sense  of  paragrajdi  31;  but  it  may  be  taxed  cv  used  nlm 
the  public  serrioe  may  require  it 

35. 

Classical  works  of  art,  libraries,  scientific  collections,  or  pre- 
cious instruments,  such  as  astronomical  telescopes,  as  well  as  hos- 
pitals, must  be  secured  against  all  avoidable  injury,  even  when  they 
are  contained  in  fortified  places  whilst  besieged  or  bombarded. 

36. 

If  such  works  of  art,  libraries,  collections,  or  instruments  be- 
longing to  a  hostile  nation  or  government,  can  be  removed  witbout 
injury,  the  ruler  of  the  conquering  state  or  nation  may  order  them 
to  be  seized  and  removed  for  the  benefit  of  the  said  nation.  The 
ultimate  owner-ship  is  to  be  settled  by  the  ensuing  treaty  of  peace. 

In  no  case  shall  they  be  sold  or  given  away,  if  captured  by 
the  armies  of  the  United  States,  nor  shall  they  ever  be  privately 
appropriated,  or  wantonly  destroyed  or  injured. 

37. 

The  United  States  acknowledge  and  protect,  in  hostile  countries 
occupied  by  them,  religion  and  morality;  strictly  private  property; 
the  persons  of  the  inhabitants,  especially  those  of  women;  and  the 
sacredness  of  domestic  relations.  Offences  to  the  contrary  shall 
be  rigorously  punished. 

This  rule  does  not  interfere  with  the  ri^t  of  the  victorious 
invader  to  tax  the  people  or  their  property,  to  levy  forced  loans, 
to  billet  soldiers,  or  to  appropriate  property,  especially  houses,  land, 
boats  or  ships,  and  churches,  for  temporary  and  military  uses. 

38. 

Private  property,  unless  forfeited  by  crimes  or  by  offences  of 
the  owner,  can  be  seized  only  by  way  of  nulitary  necessity,  for  the 
support  or  other  benefit  of  the  army  or  of  tho  United  States. 

If  the  owner  has  not  fled,  the  commanding  officer  will  cause 
receipts  to  be  given,  whidi  may  serve  the  spoliated  owner  to  obtain 
indemnity. 

»9. 
The  salaries  of  civil  affioers  of  tbe  hostfle  ^ovenment  who 
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renuân  in  ike  inTaded  territory,  and  continue  the  work  of  their 
ofiBce,  and  can  continue  it  according  to  the  circumstances  arising 
out  of  the  war — such  as  judges,  administrative  or  police  officers, 
officers  of  city  or  communal  governments — are  paid  from  the  public 
revenue  of  the  invaded  territory,  until  the  military  government  has 
reason  wholly  or  partially  to  discontinue  it.  Salaries  or  incomes 
connected  with  purely  honorary  titles  are  always  stopped. 

'40. 

There  exists  no  law  or  body  of  authoritative  rules  of  action 
between  hostile  armies,  except  that  branch  of  the  law  of  nature 
and  nations  which  is  called  the  law  and  usages  of  war  on  land. 

41. 

All  municipal  law  of  the  ground  on  which  tlie  armies  stand, 
or  of  the  countries  to  which  they  belong,  is  silent  and  of  no  effect 
between  armies  in  the  field. 

42. 

Slavery,  complicating  and  confounding  the  ideas  of  property, 
(that  is  of  a  thing,)  and  of  personalty,  (that  is  of  humaniUf,)  exis^ 
according  to  municipal  or  local  law  only.  The  law  of  nature  und 
nations  has  never  acknowledged  it.  The  digest  of  the  Roman  law 
enacts  the  early  dictum  of  the  pagan  jurist,  that  „so  far  as  the 
law  of  nature  is  concerned,  all  men  are  equal/^  Fugitives  escaping 
from  a  country  in  which  they  were  slaves,  villains,  or  serfs,  into 
another  country,  have,  for  centuries  past,  been  held  free  and  suck- 
nowledged  free  by  judicial  decisions  of  European  countries,  even 
though  the  municipal  law  of  the  country  in  which  the  slave  had 
taken  refuge  acknowledged  slavery  within  its  own  dominions. 

43. 

Therefore,  in  a  war  between  the  United  States  and  a  belli- 
gerent which  admits  of  slavery,  if  a  person  held  in  bondage  by 
that  belligerent  be  captured  by  or  come  as  a  fugitive  under  the 
protection  of  the  military  forces  of  the  United  States,  such  person 
is  inmiediately  entitled  to  the  rights  and  privileges  of  a  freeman. 
To  return  such  person  into  slavery  would  amount  to  enslaving  a 
free  person^  and  neither  the  United  States  nor  any  officer  under 
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their  authority  can  enslave  any  human  being.  Moreover,  a  person 
so  made  free  by  the  law  of  war  is  under  the  shield  of  the  law  of 
nations,  and  the  former  owner  or  State  can  have,  by  the  law  of 
post-liminy,  no  belligerent  lien  or  claim  of  service. 

44. 

All  wanton  violence  committed  against  persons  in  the  invaded 
country,  all  destruction  of  property  not  commanded  by  the  authori- 
zed officer,  all  robbery,  all  pillage  or  sacking,  even  after  taking  a 
place  by  main  force,  all  rape,  wounding,  maiming,  or  killing  of  such 
inhabitants,  are  prohibited  unter  the  penalty  of  death,  or  such  other 
severe  punishment  as  may  seem  adequate  for  the  gravity  of  the 
offence. 

A  soldier,  officer  or  private,  [in  the  act  of  committing  such 
violence,  and  disobeying  a  superior  ordering  him  to  abstain  from 
it,  may  be  lawfully  killed  on  the  spot  by  such  superior. 

45. 

All  captures  and  booty  belong,  according  to  the  modem  law 
of  war,  primarily  to  the  government  of  the  captor. 

Prize  money,  whether  on  sea  or  land,  can  now  only  be  clai- 
med under  local  law. 

46. 

Neither  officers  nor  soldiers  are  allowed  to  make  use  of  their 
position  or  power  in  the  hostile  country  for  private  gain,  not  even 
for  commercial  transactions  otherwise  legitimate.  Offences  to  the 
contrary  committed  by  commissioned  officers  will  be  punished  with 
cashiering  or  such  other  punishment  as  the  nature  of  the  offence 
may  require;  if  by  soldiers,  they  shall  be  punished  according  to  the 
natmre  of  the  offence. 

47. 

Crimes  punishable  by  all  penal  codes,  such  as  arson,  murder, 
maiming,  assaults,  highway  robbery,  theft,  burglary,  fraud,  forgery, 
and  rape,  if  committed  by  American  soldier  in  a  hostile  country 
against  its  inhabitants,  are  not  only  punishable  as  at  home,  but  in 
all  cases  in  which  death  is  not  inflicted,  the  server  er  punishment 
shall  be  preferred. 
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Deserters  —  Prisoners  of  War-^Sostages  —  Booty  on  the  hcUÜe-fieUL 

48. 

Deserters  from  the  American  army,  having  entered  the  serrioe 
of  the  enemy,  suffer  death  if  they  fall  again  into  the  hands  of  the 
united  States,  whether  by  capture,  or  being  delivered  np  to  the 
American  army;  and  if  a  deserter  from  the  enemy,  having  taken 
service  in  the  army  of  the  united  States,  is  captured  by  the  enemy, 
and  punished  by  them  with  death  or  otherwise,  it  is  not  a  breach 
against  the  law  and  usages  of  war,  requiring  redress  or  retaliation. 

49. 

A  prisoner  of  war  is  a  public  enemy  armed  or  attached  to 
the  hostUé  army  for  active  aid,  who  has  fallen  into  the  hands  of 
the  captor,  either  fighting  or  wounded,  on  the  field  or  in  the  hospi- 
tal, by  individual  surrender  or  by  capitulation. 

All  soldiers,  of  whatever  species  of  arms;  aD  men  who  "belong 
to  the  rising  en  masse  of  the  hostile  country;  all  those  who  are 
attached  to  the  army  for  its  efficiency  and  promote  directly  the  ob- 
ject of  the  war,  except  such  as  are  hereinafter  provided  for;  all 
disabled  men  or  officers  on  the  field  or  elsewhere,  if  captured;  all 
enemies  who  have  thrown  aw^y  their  arms  and  ask  for  quarter, 
are  prisoners  of  war,  and  as  audi  exposed  to  the  inctmvenîences 
as  well  as  entitled  to  the  privileges  of  a  {Nrisoner  of  war. 

50. 

Mor-eover^  oiJüama  who  accompany  an  airmy  for  whatev^er  pur- 
pose, such  as  sutlers,  editors,  or  reporters  of  journals,  or  contrac- 
tors, if  captured,  may  be  made  prisoners  of  war,  and  be  detained 
as  such. 

The  monarch  and  members  of  the  hostile  reigning  family,  male 
ot  female,  the  chief,  and  chief  officers  of  the  hostile  govemm^t, 
its  diplomatic  agents,  and  all  persons  who  are  of  particular  ana 
singular  use  and  benefit  to  the  hostile  army  or  its  government,  are, 
if  cflffttored  on  belligerent  ground,  and  if  unprovided  with  a  safe- 
conduct  granted  l^  the  captor's  government,  prisoners  of  war. 
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51- 

K  the  people  of  that  portion  of  an  invaded  country  which 
is  not  yet  occupied  by  the  enemy,  or  of  the  whole  country,  at  the 
approach  of  a  hostile  army,  rise,  vnaer  a  duly  authorized  levy,  en 
masse  to  resist  the  invader,  they  are  now  treated  as  public  enemies, 
and  if  captured,  are  prisoners  of  war. 

52. 

No  belligerent  has  the  ri^^t  to  declare  that  he  will  treat 
every  captured  num  in  arms  of  a  levy  en  masse  as  a  brigand  or 
bandit« 

If^  however,  the  people  of  a  country,  or  any  portion  of  the 
same,  «already  ocovpied  by  an  army,  rise  against  it»  they  are  vio- 
laters  of  the  laws  of  war,  and  are  not  entitled  to  their  protection. 

53. 

The  enemy's  chaplains,  officers  of  the  medical  staff,  apotheca- 
ries, hospital  nurses  and  servants,  if  they  fall  into  the  hands  of  the 
American  army,  are  not  prisoners  of  war,  unless  the  commander 
bas  reasons  to  retain  them.  In  this  latter  case,  or  if,  at  their  own 
desire^  they  are  alloved  to  remain  with  their  captured  companions, 
they  are  treated  as  prisoners  of  war,  and  may  be  exchanged  if  the 
commander  sees  fit. 

54. 

Â  hostage  is  a  perl»on  accepted  as  a  pledge  for  the  fulfilment 
of  tài  i^gr^mèlit  cônchided  between  belligerents  during  the  war,  or 
it  oötti&^enüs  of  %  Hmr.    Hostiles  aire  raire  in  the  present  age. 

55. 

K  a  hostage  is  accepted,  he  is  treated  like  a  prisoner  of  war, 
according  to  rank  and  condition,  as  circumstances  may  admit. 

56. 
A  prisoner  of  war  is  subject  to  no  punishment  for  being  a 
public  enemy,  nor  is  any  revenge  wreaked  upon  him  by  the  inten- 
tioQàl  4iAicth]^  of  wxy  «uffeving,  or  disgrace,  by  cruel  imprisonment, 
want  of  food,  «Sr  Wliàsttàa^y  ^Aeaifii,  û^  toit  leChér  1)aiA>aiitgr. 
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57. 

So  soon  as  a  man  is  armed  by  a  sovereign  goyemment,  and 
takes  the  soldiers  oath  of  fidelity,  he  is  a  belligerent;  his  killing, 
wounding,  or  other  warlike  acts,  are  no  individual  crimes  or  offen- 
ces. No  belligerent  has  a  right  to  declare  that  enemies  of  a  certain 
class,  color,  or  condition,  when  properly  organized  as  soldiers»  will 
not  be  treated  by  him  as  public  enemies. 

58. 

The  law  of  nations  knows  of  no  distinction  of  color^  and  if 
an  enemy  of  the  United  States  should  enslave  and  sell  any  captured 
persons  of  their  army,  it  would  be  a  case  for  the  severest  retalia- 
tion, if  not  redressed  upon  complaint. 

The  United  States  cannot  retaliate  by  enslavement;  therefore 
death  must  be  the  retaliation  for  this  crime  against  the  law  of 
nations. 

59. 

A  prisoner  of  war  remains  answerable  for  his  crimes  committed 
against  the  captor's  army  or  people,  committed  before  he  was  caf- 
tured,  and  for  which  he  has  not  been  punished  by  his  own  autho- 
rities. 

All  ]^r  isoners  of  war  are  liable  to  the  infliction  oft  retaliatoiy 
measures. 

60- 
It  is  against  the  usage  of  modem  war  to  resolve,  in  hatred 
and  revenge,  to  give  no  quarter.  No  body  of  troops  has  the  right 
to  declare  that  it  will  not  give,  and  therefore  will  not  esq^ect,  quarter; 
but  a  commander  is  permitted  to  direct  his  troops  to  give  no  quarter, 
in  great  straits,  when  his  own  salvation  makes  it  impossibk  to 
cumber  himself  with  prisoners. 

61. 

Troops  that  give  no  quarter  have  no  right  to  kill  enemies 
already  disabled  on  the  ground,  or  prisoners  captured  by  other 
troops. 

62. 
AU  troops  of  the  enemy  ki^own  or  discovered  to  give  no  quarter 
in  general,  or  to  aigr  por^on  of  the  army»  receive  .none. 


Kriegsartlkel  der  Vereîmgten  Staten  yoq  ld6â.         49^ 

63. 

Troops  wo  fight  in  the  uniform  of  their  enemies,  without  any 
plain,  striking,  and  uniform  mark  of  distinction  of  their  own,  can 
except  no  quarter. 

64- 

If  American  troops  capture  a  train  containing  uniforms  of  the 
enemy,  and  the  commander  considers  it  advisable  to  distribute  them 
for  use  among  his  men,  some  striking  mark  or  sign  must  be  adopted 
to  distinguish  the  American  soldier  from  the  enemy. 

65. 

The  use  of  the  eneäiy's  national  standard,  flag,  or  other  em- 
blem of  nationality,  for  the  purpose  of  deceiving  the  enemy  in  battle, 
is  an  act  of  perfidy  by  which  they  lose  all  claim  to  the  protection 
of  the  laws  of  war. 

66. 

Quarter  having  been  given  to  an  enemy  by  American  troops, 
under  a  misapprehension  of  his  true  character,  he  may,  nevertheless, 
be  ordered  to  suffer  death  if,  within  three  days  after  the  battle,  it 
be  discovered  that  he  belongs  to  a  corps  which  gives  no  quarter. 

67. 

The  law  of  nations  allow  every  sovereign  government  to  make 
war  upon  another  sovereign  state,  and,  therefore,  admits  of  no  rules 
or  laws  different  from  those  of  regular  warfare,  regarding  the  treat- 
ment of  prisoners  of  war,  although  they  may  belong  to  the  army 
of  a  government  which  the  captor  may  consider  as  a  wanton  and 
tinjust  assailant. 

68. 

Modem  wars  are  not  internecine  wars,  in  which  the  killing 
of  the  enemy  is  the  object.  The  destruction  of  the  enemy  in  modem 
war,  and,  indeed,  modem  war  itself,  are  means  to  obtain  that  ob- 
ject of  the  belligerent  which  lies  beyond  the  war. 

Unnecessary  or  revengeful  destruction  of  life  is  not  lawful  • 

69. 
Outposts,  sentinels,  or  pickets  are  not  to  be  fired  upon,  except 
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to  drive  them  in,  or  when  a  positive  order,  special  or  general,  has 
been  issued  to  that  effect 

70. 

The  use  of  poison  in  any  manner,  be  it  to  poison  wells,  or 
food,  or  arms,  is  wholly  excluded  from  modem  warfieure.  He  that 
uses  it  puts  himself  out  of  the  pale  of  the  law  and  usages  of  war. 

71- 

Whoever  intentionally  inflicts  additional  wounds  on  an  enemy 
already  wholly  disabled,  or  Idlls  such  an  enemy,  or  who  orders 
or  encourages  soldiers  to  do  so,  shall  suffer  death,  if  duly  convicted, 
whether  he  belongs  to  the  army  of  the  United  States,  or  is  an  enemy 
captured  after  having  committed  his  misdeed. 

72. 

Money  and  other  valuables  on  the  person  of  a  prisoner,  such 
as  watches  or  jewelry,  as  well  as  extra  clothing,  are  regarded  by 
the  American  army  as  the  private  property  of  the  prisoner,  and  the 
appropriation  of  such  valuables  or  money  is  considered  dishonorable, 
and  is  prohibited. 

Nevertheless,  if  large  sums  are  found  upon  the  persons  of  pri- 
soners, or  in  their  possession,  they  shall  be  taken  from  them,  and 
the  surplus,  after  providing  for  their  own  support,  appropriated  for 
the  use  of  the  army,  under  the  direction  of  the  commander,  unless 
otherwise  ordered  by  the  government  Nor  can  prisoners  daim, 
as  private  property,  large  sums  found  and  captured  in  their  train, 
alihoug  they  had  been  placed  in  the  private  luggage  of  the  pri- 
soners. 

73. 

All  officers,  when  captured,  must  surrender  their  side-arms 
to  the  ct^tor.  They  may  be  restored  to  the  prisoner  in  marked 
cases,  by  the  commander,  to  signalize  admiration  of  his  distingnished 
bravery,  or  approbation  of  his  humane  treatment  of  prisoners  before 
his  capture.  The  captured  officer  to  whom  they  may  be  restored 
cannot  wear  them  during  captivity, 

74. 

Â  prisoner  of  war,  being  a  public  enemy,  in  the  pwMsr  of 
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the  govemment,  and  not  of  the  captor.  No  ransom  can  be  paid  by 
a  prisoner  of  war  to  his  individual  captor,  or  to  any  ofBcer  in 
command.  The  goyemment  alone  releases  captives,  according  to 
roles  prescribed  by  itself. 

75. 

Prisoners  of  war  are  subject  to  confinement  or  imprisonment 
such  as  may  be  deemed  necessary  on  account  of  safety,  but  they 
are  to  be  subjected  to  no  other  intentional  suffering  or  indignity. 
The  confinement  and  mode  of  treating  a  prisoner  may  ce  yaried 
during  his  captivity  according  to  the  demands  of  safety. 

76. 

Prisoners  of  war  shall  be  fed  upon  plain  and  wholesome  food, 
whenever  practicable,  and  treated  with  humanity. 

They  may  be  required  to  work  for  the  benefit  of  the  captor's 
government,  according  to  their  rank  and  condition. 

77. 

A  prisoner  of  war  who  escapes  may  be  shot,  or  otherwise 
killed  in  his  flight;  but  neither  death  nor  any  other  punishment 
shall  be  inflicted  upon  him  simply  for  his  attempt  to  escape,  which 
the  law  of  war  does  not  consider  a  crime.  Stricter  means  of  secu- 
rity shall  be  used  after  an  unsuccessful  attempt  at  escape. 

If,  however,  a  conspiracy  is  discovered,  the  purpose  of  widcb 
is  a  united  or  general  escape,  the  conspirators  may  be  rigorously 
punished,  even  with  death  ;  and  capital  pimishment  may  also  be  in- 
flicted upon  prisoners  of  war  discovered  to  have  plotted  rebellion 
against  the  authorities  of  the  captors,  whether  in  union  with  fellow- 
prisoners  or  other  persons. 

78. 

li  prisoners  of  war,  having  given  no  pledge  nor  made  any 
promise  on  their  honor,  forcibly  or  otherwise  escape,  and  are  cap- 
tured again  in  battle,  after  having  rejoined  their  own  army,  they 
shall  not  be  punished  for  their  escape,  but  shall  be  treated  as 
siinple  prisoners  of  war,  although  they  will  be  subjected  to  stricter 
(^ofineme^t. 

82» 
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79. 
Every  captured  woundei  enemy  shall  be  medically  treated,  ac* 
cording  to  the  ability  of  the  medical  staff. 

80. 

Honorable  men,  when  captured,  will  abstain  from  giying  to 
the  enemy  information  concerning  their  own  army,  and  the  modem 
law  of  war  permits  no  longer  the  use  of  any  violence  against  pri- 
soners, in  order  to  extort  the  desired  information,  or  to  punish  them 
for  having  given  false  information. 

Section  lY. 

Partisans — Armed  enemies  not  belonging  to  the  hostile  armjf — Scouts 

— Armed  prowlers —  War-rebels. 

81. 

Partisans  are  soldiers  armed  and  wearing  the  uniform  of  their 
army,  but  belonging  to  a  corps  which  acts  detached  from  the  main 
body  for  the  purpose  of  making  inroads  ^ito  the  territory  occupied 
by  the  enemy.  If  captured,  they  are  entitled  to  all  the  privileges 
of  the  prisoner  of  war. 

82. 

Men,  or  squads  of  men,  who  commit  hostilities,  whether  by 
fighting,  or  inroads  for  destruction  or  plunder,  or  by  raids  of  any 
kind,  without  commission,  without  being  part  and  portion  of  the 
organized  hostile  army,  and  without  sharing  continuously  in  the 
war,  but  who  do  so  with  intermitting  returns  to  their  homes  and 
avocations,  or  with  the  occasional  assumption  of  the  semblance  of 
peaceful  pursuits,  divesting  themselves  of  the  character  or  appea- 
rance of  soldiers — such  men,  or  squads  of  men,  are  not  public 
enemies,  and  therefore,  if  captured,  are  not  entitled  to  the  pririleges 
of  prisoners  of  war,  but  shall  be  treated  summarily  as  highway 
robbers  or  pirates. 

83. 
Scouts  or  single  soldiers,   if  disguised  in   the  dress  of  the 
country,  or  in  the  uniform  of  the  army  hostile  to  their  own,  em- 
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ployed  in  obiaining  information,  if  found  within  or  lurking  about 
the  lines  of  the  captor,  are  treated  as  spies,  and  suffer  death. 

84. 

Armed  prowlers,  by  whatever  names  they  may  be  called,  or 
persons  of  the  enemy's  territory,  who  steal  within  the  lines  of  the 
hostile  army,  for  the  purpose  of  robbing,  killing,  or  of  destroying 
bridges,  roads,  or  canals,  or  of  robbing  or  destroying  the  mail,  or 
of  cutting  the  telegraph  wires,  are  not  entitled  to  the  privileges 
of  tlie  prisoner  of  war. 

85. 

War-rebels  are  persons  within  an  occupied  territory  who  rise 
in  arms  against  the  occupying  or  conquering  army,  or  against  the 
authorities  established  by  the  same.  If  captured,  they  may  suffer 
death,  whether  they  rise  singly,  in  small  or  large  bands,  and  whether 
called  upon  to  do  so  by  their  own,  but  expelled,  government  or 
not.  They  are  not  prisoners  of  war;  nor  are  they,  if  discovered 
and  secured  before  their  conspiracy  has  matured  to  an  actual  rising, 
or  to  armed  violence. 

Section  Y. 

Safe-conduct — Spies —  }f  ar-traitors —  Captured  messengers — Abuse 

of  the  flag  of  truce. 

86. 

All  intercourse  between  the  territories  occupied  by  belligerent 
armies,  whether  by  traffic,  by  letter,  by  travel,  or  in  any  other  way, 
ceases.  This  is  Ute  general  rule,  to  be  observed  without  special 
proclamation. 

Exceptions  to  this  rule,  whether  by  safe-conduct,  or  permis- 
sion to  trade  on  a  small  or  large  scale,  or  by  exchanging  mails, 
or  by  travel  from  one  territory  into  the  other,  can  take  place  only 
according  to  agreement  approved  by  the  government,  or  by  the 
highest  military  authority. 

Contraventions  of  this  rule  are  highly  punishable. 

87. 
Ambassadors,  and  all  other  diplomatic  agents  of  neutral  po*- 
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wen«  accredited  to  the  enemy,  may  receive  safe  condada  troo^ 
the  territories  occupied  by  the  belligerents,  unless  there  are  military 
reasons  to  the  contrary,  and  unless  they  may  reach  the  place  of 
their  destination  conveniently  by  another  route.  It  implies  no  inter- 
national afiront  if  the  safe  conduct  is  declined.  Such  passes  are 
usually  given  by  the  supreme  authority  of  the  state,  and  not  by 
subordinate  officers. 

88. 

A  spy  is  a  person  who  secretly,  in  disguise  or  under  (ahe 
pretence,  seeks  information  with  the  intention  of  conununicating  it 
to  the  enemy. 

The  spy  is  punishable  with  death  by  hanging  by  the  neck, 
whether  or  not  he  succeed  in  obtaining  the  information  or  in  con- 
veying it  to  the  enemy. 

89. 

If  a  citizen  of  the  United  States  obtains  information  in  a  legi- 
timate manner,  and  betrays  it  to  the  enemy,  be  he  a  military  or 
civil  officer,  or  a  private  citizen,  he  shall  suffer  death. 

90. 

A  traitor  under  the  law  of  war,  or  a  war-traitor,  is  a  person 
in  a  place  or  district  under  martial  law  who,  unauthorized  by  the 
military  commander,  gives  information  of  any  kind  to  the  enemy, 
or  holds  intercourse  with  him. 

91. 

The  war-traitor  is  always  severely  punished.  If  his  offence 
consists  in  betraying  to  the  enemy  anything  concerning  the  con- 
dition, safety,  operations  or  plans  of  the  troops  holding  or  occupying 
the  place  or  district,  his  punishment  is  death. 

92. 

If  the  citizen  or  subject  of  a  country  or  place  invaded  or  con- 
quered gives  information  to  his  own  government,  from  which  he  is 
separated  by  the  hostile  army,  or  to  the  army  of  his  government, 
htt  is  a  war-traitor,  and  death  is  the  penalty  of  his  offenoe. 
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93. 

All  armies  in  the  field  stand  in  need  of  guides,  and  impress 
them  if  they  cannot  obtain  them  otherwise. 

94. 

No  person  having  been  forced  by  the  enemy  to  serve  as  guide 
is  punishable  for  having  done  so. 

95. 

If  a  citizen  of  a  hostile  and  invaded  district  voluntarily  serves 
as  a  guide  to  the  enemy,  or  offers  to  do  so,  he  is  deemed  a  war- 
traitor,  and  shall  suffer  death. 

96. 

A  citizen  serving  voluntarily  as  a  guide  against  his  own  coun- 
try commits  treason,  and  will  bo  dealt  with  according  to  the  law 
of  his  country. 

97. 

Guides,  when  it  is  clearly  proved  that  they  have  misled  inten- 
tionally, may  be  put  to  death. 

98. 

All  unauthorized  or  secret  communication  with  the  enemy  is 
considered  treasonable  by  the  law  of  war. 

Foreign  residents  in  an  invaded  or  occupied  territory,  or  foreign 
visitors  in  the  same,  can  claim  no  immunity  from  this  law.  They 
may  communicate  with  foreign  parts,  or  with  the  inhabitants  of  the 
hostile  country,  so  far  as  the  military  authority  permits,  but  no 
further.  Instant  expulsion  from  the  occupied  territory  would  be 
the  very  least  punishment  for  the  infraction  of  this  rule. 

99. 

A  messenger  carrying  written  despatches  or  verbal  messages 
from  one  portion  of  the  army,  or  from  a  besieged  place,  to  another 
portion  of  the  same  army,  or  its  government,  if  armed,  and  in  the 
uniform  of  his  army,  and  if  captured  while  doing  so,  in  the  terri- 
tory occupied  by  the  enemy,  is  treated  by  the  captor  as  a  prisoner 
of  war«    If  not  in  uniform,  nor  a  soldier,  the  circumstances  connected 
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with  his  capture  most  determine  the  disposition  that  shall  be  made 
of  him. 

100. 

A  messenger  or  agent  who  attempts  to  steal  tron^  the  terri- 
tory occupied  by  the  enemy,  to  further,  in  any  manner,  Üie  interests 
of  the  enemy,  if  captured,  is  not  entitled  to  the  privilèges  of  the 
prisoner  of  war,  and  may  be  dealt  with  according  to  the  circum- 
stances of  the  case. 

101. 

While  deception  in  war  is  admited  as  a  just  and  necessaiy 
means  of  hostility,  and  is  consistent  with  honorable  warfare,  the 
conmion  law  of  war  allows  even  capital  punishment  for  clandestine 
or  treacherous  attempts  to  injure  an  enemy,  because  they  are  so 
dangerous,  and  it  is  so  difficult  to  guard  against  them. 

102. 

The  law  of  war,  like  the  criminal  law  regarding  other  offences, 
makes  no  difference  on  account  of  the  difference  of  sexes,  concerning 
the  spy,  the  war-traitor,  or  the  war-rebel. 

103. 

Spies,  war-traitors,  and  war-rebels  are  not  exchanged  according 
to  the  common  law  of  war.  The  exchange  of  such  persons  would 
require  a  special  cartel,  authorized  by  tlie  government  «  or,  at  a 
great  distance  from  it,  by  the  chief  commander  of  the  army  in 
the  field. 

104. 

A  successful  spy  or  war-traitor,  safely  returned  to  his  own 
army,  and  afterwards  captured  as  an  enemy,  is  not  subject  to  punish- 
ment for  his  acts  as  a  spy  or  war-traitor,  but  he  may  be  held  in 
closer  custody  as  a  person  individually  dangerous. 

Sectton  TI. 

Exchange  of  prisoners  —  I  lags  of  trtice  —  Flags  of  protection, 

105. 
Exchanges  of  prisoners  take  place — number  for  number— -rank 


Amerikaiiisclie  KriegBartikel  der  Yereinlgten  Staten  Tcm  1868.         505 

for  rank — wounded  for  wounded — with  added  condition  for  added 
condition — such,  for  instance  as  not  to  serre  for  a  certain  period. 

106. 

In  exchanging  prisoners  of  war,  such  numbers  of  persons  of 
inferior  rank  may.  be  substituted  as  an  equivalent  for  one  of  superior 
rank  as  may  be  agreed  upon  by  cartel,  which  requires  the  sanction, 
of  the  goyemment,  or  of  the  commander  of  the  army  in  the  field. 

107. 

Â  prisoner  of  war  is  in  honor  bound  truly  to  state  to  the 
captor  his  rank;  and  he  is  not  to  assume  a  lower  rank  than  belongs 
to  him,  in  order  to  cause  a  more  advantageous  exchange;  nor  a 
higher  rank,  for  the  purpose  of  obtaining  better  treatment. 

Offences  to  the  contrary  have  been  justly  punished  by  the 
commanders  of  released  prisoners,  and  may  be  good  cause  for  refusing 
to  release  such  prisoners. 

108. 

The  surplus  number  of  prisoners  of  war  remaining  after  an 
exchange  has  taken  place  is  sometimes  released  either  for  the  pay- 
ment of  a  stipulated  sum  of  money,  or,  in  urgent  cases,  of  provision, 
clothing,  or  other  necessaries. 

Such  arrangement,  however,  requires  the  sanction  of  the  highest 
authority. 

109. 

The  exchange  of  prisoners  of  war  is  an  act  of  convenience  to 
both  belligerents.  If  no  general  cartel  has  been  concluded,  it  cannot 
be  demanded  by  either  of  them.  No  belligerent  is  obliged  to  ex- 
change prisoners  of  war. 

A  cartel  is  voidable  so   soon  as  either  party  has  violated  it. 

110. 

No  exchange  of  prisoners  shall  be  made  except  after  complete 
capture,  and  after  an  accurate  account  of  them,  and  a  list  of  the 
captured  officers,  has  been  taken. 

111. 
The  bearer  of  a  flag  of  truce  cannot  insist  upon  being  admit- 
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ted.    He  most  always  be  admitted  with  great  cautioB.    UimeoeBsary 
frequency  is  carefully  to  be  avoided. 

112. 

K  the  bearer  of  a  flag  of  truce  o£Per  himself  during  an  enga* 
gement,  he  can  be  admitted  as  a  very  rare  exception  only.  It  is 
no  breach  of  good  faith  to  retain  such  a  flag  of  truce,  if  admitted 
during  the  engagement.  Firing  is  not  required  to  cease  ou  the  ap- 
pearance of  a  flag  of  truce  in  battle. 

113. 

If  the  bearer  of  a  flag  of  truce,  presenting  himself  during  an 
engagement,  is  killed  or  wounded,  it  furnishes  no  ground  of  com- 
plaint whatever. 

114. 

If  it  be  discovered,  and  faii-ly  proved,  that  a  flag  of  truce  has 
been  abused  for  surreptitiously  obtaining  military  knowledge,  the 
bearer  of  the  flag  thus  abusing  his  sacred  character  is  deemed  a  spy. 

So  sacred  is  the  character  of  a  flag  of  truce,  and  so  necessary 
is  its  sacredness,  that  whUe  its  abuse  is  an  especially  heinous  of- 
fence, great  caution  is  requisite,  on  the  other  hand,  in  convicting 
the  bearer  of  a  flag  of  truce  as  a  spy. 

115. 
It  is  customary  to  designate  by  certain  flags,  (usually  yellow,) 
the  hospitals  in  places  which  are  shelled,  so  that  the  besieging  enemy 
may  avoid  firing  on  them.    The  same  has  been  done  in  battles,  when 
hospitals  are  situated  within  the  field  of  the  engagement. 

116. 

Honorable  belligerents  often  request  that  the  hospitals  within 
the  territory  of  the  enemy  may  be  designated,  so  that  they  may  be 
spared. 

An  honorable  bellig^ent  allows  himself  to  be  guided  by  flags 
or  signals  of  protection  as  much  as  the  contingencies  and  the  neces- 
sities of  the  fight  will  permit. 

117. 
It  is  justly  considered  an  act  of  bad  âûth,  of  infamy  or  fiend- 
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ishness,  to  deceive  the  enemy  by  flags  of  protection.    Such  act  oi 
bad  fiaith  may  be  good  cause  for  refusing  to  respect  such  flags. 

118. 
The  besieging  belligérant  has  sometimes  requested  the  besieged 
to  designate  the  buildings  containing  collections   of  works  of  art, 
scientific  museums,  astronomical  observatories,  or  precious  libraries, 
so  that  their  destruction  may  be  avoided  as  much  as  possible. 

Section  TIL 

The  Parole. 

119. 
Prisoners  of  war  may  be  released  from  captivity  by  exchange 
and,  under  certain  circumstances,  also  by  parole. 

120. 
The  term  Parole  designates  the  pledge  of  individual  good  faith 
and  honor  to  do,  or  to  omit  doing,  certain  acts  after  he  who  gives 
his  parole  shall  have  been  dismissed,  whoUy  or  partially,  from  the 
power  of  the  captor. 

121. 
The  pledge  of  the  parole  is  always  an  individual,  but  not  a 
private,  act. 

122. 
The  parole  applies  chiefly  to  prisoners  of  war  whom  the  captor 
allows  to  return  to  their  country,   or  to  live  in  greater  freedom 
within  the  captor's  country  or  territory,  on  conditions  stated  in  the 
parole. 

123. 
Release  of  prisoners  of  war  by  exchange  is  the  general  rule; 
release  by  parole  is  the  exception. 

124. 

Breaking  the  parole  is  punished  with  death  when  the  person 
breaking  the  parole  is  captured  again. 

Accurate  lists,  therefore,  of  the  paroled  persons  must  be  kept 
by  the  belligerents. 
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125. 

When  paroles  are  given  and  receiyed  there  must  be  an  ex- 
change of  two  written  documents,  in  which  the  name  and  rank  of 
the  paroled  individuals  are  accurately  and  truthfully  stated. 

126. 

Commissioned  officers  only  are  allowed  to  give  their  parole, 
and  they  can  give  it  only  with  the  permission  of  their  superior,  as 
long  as  a  superior  in  rank  is  within  reach. 

127. 

No  non-commissioned  officer  or  private  can  give  his  parole 
except  through  an  officer.  Individual  paroles  not  given  through  an 
officer  are  not  only  void,  but  subject  the  individual  giving  them  to 
the  punishment  of  death  as  deserters.  The  only  admissible  excep- 
tion is  where  individuals,  properly  separated  from  their  commands, 
have  suffered  long  confinement  without  the  possibility  of  being  pa- 
roled through  an  officer. 

128. 

No  paroling  on  the  battle-field;  no  paroling  of  entire  bodies 
of  troops  after  a  battle;  and  no  dismissal  of  large  numbers  of  pri- 
soners, with  a  general  declaration  that  they  are  paroled,  i&  permit- 
ted, or  of  any  value. 

129. 
In  capitulations  for  the  surrender  of  strong  places  or  fortified 
camps  the  commanding  officer,  in  cases  of  urgent  necessity,  may 
agree  that  the  troops  under  his  command  shall  not  fight  again  da- 
ring the  war,  unless  exchanged. 

130. 

The  usual  pledge  given  in  the  parole  is  not  to  serve  during 
the  existing  war,  unless  exchanged. 

This  pledge  refers  only  to  the  active  service  in  the  field, 
against  the  paroling  belligerent  or  his  allies  actively  engaged  in  the 
same  war.  These  cases  of  breaking  the  parole  are  patent  acts,  and 
can  be  visited  with  the  punishment  of  death;  but  the  pledge  does 
not  refer  to  internal  service,  such  as  recruiting  or  drilling  tiie  re- 
cruits,   fortifying  places  not  besieged,    quelling  civil  commotions, 
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figthing  against  belligerents  unconnected  with  the  paroling  belli- 
gerents, or  to  civil  or  diplomatic  service  for  whidi  the  paroled  officer 
may  be  employed. 

131. 

If  the  government  does  not  approve  of  the  parole,  the  paroled 
officer  must  return  into  captivity,  and  should  the  enemy  i^efuse  to 
receive  him,  he  is  free  of  his  parole. 

132. 

Â  belligerent  government  may  declare,  by  a  general  order, 
whether  it  will  allow  paroling,  and  on  what  conditions  it  will  allow  it 
Such  order  is  communicated  to  the  enemy. 

133. 

No  prisoner  of  war  can  be  forced  by  the  hostile  government 
to  parole  himself,  and  no  government  is  obliged  to  parole  prisoners 
of  war,  or  to  parole  all  captured  officers,  if  it  paroles  any.  As  the 
pledging  of  the  parole  is  an  individual  act,  so  is  paroling,  on  the 
other  hand,  an  act  of  choice  on  the  part  of  the  belligerent. 

134. 

The  commander  of  an  occupying  army  may  require  of  the  civil 
officers  of  the  enemy,  and  of  its  citizens,  any  pledge  he  may  con- 
sider necessary  for  the  safety  or  security  of  his  army,  and  upon 
their  failure  to  give  it  he.  may  arrest,  confine,  or  detain  them. 

Section  Till. 

Armistice — CapUulation. 

135. 

An  armistice  is  the  cessation  of  active  hostilities  for  a  period 
agreed  upon  between  belligerents.  It  must  be  agreed  upon  in 
writing,  and  duly  ratified  by  the  highest  authorities  of  the  conten- 
ding parties. 

136. 
If  an  armistice  be  declared,  without  conditions,  it  extends  no 
fnrther  than  to  require  a  total  cessation  of  hostilities,  along  the  front 
of  both  belligerents. 


J 
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If  oonditioiis  be  agreed  npon,  they  should  be  deaiiy  eiprasaed, 
and  must  be  rigidly  adhered  to  by  both  parties.  J£  either  party 
yiolates  any  express  condition ,  the  armistice  may  be  ded&red  nnll 
and  Yoid  by  the  other. 

137. 

An  armistice  may  be  general,  and  valid  for  all  potuts  and 
lines  of  the  belligerents;  or  special,  that  is,  referring  to  certain  troops 
or  certain  localities  only. 

An  armistice  may  be  concluded  for  a  definite  time;  or  for  an 
indefinite  time,  during  which  either  belligerent  may  resume  hostilities 
on  giving  the  notice  agreed  upon  to  the  other. 

138. 

The  motives  which  induce  the  one  or  the  other  belUgerent  to 
conclude  an  armistice,  whether  it  be  expected  to  be  preliminary  to  a 
treaty  of  peace,  or  to  prepare  during  the  armistice  for  a  more  yi- 
gorous  prosecution  of  the  war,  does  in  no  way  affect  the  character 
of  the  armistice  itself. 

139. 

An  armistice  is  binding  upon  the  belligerents  from  the  day  of 
the  agreed  commencement;  but  the  officers  of  the  armies  are  respon- 
sible from  the  day  only  when  they  receive  official  information  of 
its  existence. 

140. 

Commanding  officers  have  the  right  to  conclude  armistices 
binding  on  the  district  over  which  their  command  extends,  but  such 
armistice  is  subject  to  the  ratification  of  the  superior  authority,  and 
ceases  so  soon  as  it  is  made  known  to  the  enemy  that  the  armistice 
is  not  ratified,  even  if  a  certain  time  for  the  elapsing  between  gi- 
ving notice  of  cessation  and  the  resumption  of  hostilities  should  baie 
been  stipulated  for. 

141. 

It  is  incumbent  upon  the  contracting  parties  of  an  armistice 
to  stipulate  what  intercourse  of  persons  or  traffic  between  tbe  in- 
habitant3  of  the  temtoriofs  occupied  by  the  ]xo8tile  Annies  jshftU  be 
allowed,  if  any. 
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If  noihing  is  stipulated  the  intercourse  remains  suspended,  as 
during  actual  hostilities. 

142. 

An  armistice  is  not  a  partial  or  a  temporary  peace;  it  is  only 
the  suspension  of  military  operations  to  the  extent  agreed  upon  by 
the  parties. 

143. 

When  an  armistice  is  concluded  between  a  fortified  place  and 

^he  army  besieging  it,  it  is   agreed  by  all  the  authorities  on  this 

^^ject  timt  the  besieger  must  cease  all  extension,  perfection,  or  ad- 

jbuce  of  his  attacking  works  as  much  so  as  from  attacks  by  main 

force. 

But  as  there  is  a  difference  of  opinion  among  martial  jurists, 
whether  the  besieged  have  the  right  to  repair  breaches  or  to  erect 
new  works  of  defence  within  the  place  during  an  armistice,  this 
point  should  be  determined  by  express  agreement  between  the 
parties. 

144. 

So  soon  as  a  capitulation  is  signed,  the  capitulator  has  no  right 
to  demolish,  destroy,  or  injure  the  works,  arms,  stores,  or  ammunition, 
la  his  possession,  during  the  time  which  elapses  between  the  signing 
and  the  execution  of  the  capitulation,  unless  otherwise  stipulated  in 
the  same. 

145. 

When  an  armistice  is  clearly  broken  by  one  of  the  parties, 
the  other  party  is  released  from  all  obligation  to  observe  it. 

146. 

Prisoners,  taken  in  the  act  of  breaking  an  armistice,  must  be 
treated  as  prisoners  of  war,  the  officer  alone  being  responsible  who 
gives  the  order  for  such  a  violation  of  an  armistice.  The  highest 
authority  of  the  belligerent  aggrieved  may  demand  redress  for  the 
infraction  of  an  armistice. 

147. 

Belligerents  sometimes  conclude  an  armistice  while  their  pleni- 
potoitiarks  are  met  to  discuss  the  conditions  of  a  treaty  of  peace; 
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but  plenipotentiaries  may  meet  without  a  preliminary  armistioe;    in 
the  latter  case,  the  war  is  carried  on  without  any  abatement 


Section 
Assassinaihfk 

148. 

The  law  of  war  does  not  allow  proclaiming  either  an  indiri- 
dual  belonging  to  the  hostile  army,  or  a  citizen,  or  a  subject  of  the 
hostile  government,  an  outlaw,  who  may  be  slain  without  trial  by 
any  captor,  anymore  than  the  modem  law  of  peace  allows  ar^ 
international  outlawry;  on  the  contrary,  it  abhors  such  outrag- 
The  sternest  retaliation  should  follow  the  murder  conunitted  in  con- 
sequence of  such  proclamation,  made  by  whateyer  authority.  Civi- 
lized nations  look  with  horror  upon  offers  of  rewards  for  the  assas- 
sination of  enemies  as  relapses  into  barbarism. 

Section  X. 

InsurrecHan — Civil   War — BebdUan. 

149. 

Insurrection  is  the  rising  of  people  in  arms  against  their  gov- 
emment,  or  a  portion  of  it,  or  against  one  or  more  of  its  laws,  or 
against  an  officer  or  officers  of  the  govemment.  It  may  be  confined 
to  mere  armee  resistance,  or  it  may  have  greater  ends  in  view. 

150. 

Civil  war  is  war  between  two  or  more  portions  of  a  country 
or  State,  each  contending  for  the  mastery  of  the  whole,  and  each 
claiming  to  be  the  legitimate  government.  The  term  is  also  some- 
times applied  to  war  af  rebellion,  when  the  rebellious  provinces  or 
portions  of  the  State  are  contiguous  to  those  containing  the  seat 
of  government. 

151. 

The  term  rebellion  is  applied  to  an  insurrection  of  large  ex- 
tent, and  is  usually  a  war  between  the  legitimate  government  of  a 
country  and  portions  or  provinces  of  the  same  who  seek  to  throw 
off  their  allegiance  to  it,  and  set  up  a  government  of  their  own. 
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152. 

When  hmnaiiity  induces  the  adoption  of  the  nues  of  regular 
war  toward  rebels,  whether  the  adoption  is  partial  or  entire,  it  does 
in  no  way  whatever  imply  a  partial  or  complete  acknowledgment  of 
their  goYemment,  if  they  have  set  up  one,  or  of  them,  as  an  inde- 
pendent or  sovereign  power.  Neutrals  have  no  right  to  make  the 
adoption  of  the  rules  of  war  by  the  assailed  government  toward 
rebels  the  ground  of  their  own  acknowledgment  of  the  revolted 
people  as  an  independent  power. 

153. 

Treating  captured  rebels  as  prisoners  of  war,  exchanging  them, 
concluding  of  cartels,  capitulations,  or  other  warlike  agreements  with 
them;  addressing  officers  of  a  rebel  army  by  the  rank  they  may 
have  in  the  same;  accepting  flags  of  truce;  or,  on  the  other  hand, 
proclaiming  martial  law  in  their  territory,  or  levying  war-taxes  or 
forced  loans,  or  doing  any  other  act  sanctioned  or  demanded  by  the 
law  and  usages  of  public  war  between  sovereign  belligerents,  neither 
proves  nor  establishes  an  acknowledgment  of  the  rebellious  people, 
or  of  the  government  which  they  may  have  erected,  as  a  public 
or  sovereign  power.  Nor  does  the  adoption  of  the  rules  of  war 
toward  rebels  imply  an  engagement  with  them  extending  beyond 
the  limits  of  these  rules.  It  is  victory  in  the  field  that  ends  the 
strife  and  settles  the  future  relations  between  the  contending  parties. 

154. 

Treating,  in  the  field,  the  rebellious  enemy  according  to  the 
law  and  usages  of  war  has  never  prevented  the  legitimate  govern- 
ment from  trying  the  leaders  of  the  rebellion  or  chief  rebels  for  high 
treason,  and  from  treating  them  accordingly,  unless  they  are  inclu- 
ded in  a  general  amnesty. 

155. 

All  enemies  in  regular  war  are  divided  into  two  general  clas- 
ses; that  is  to  say,  into  combatants  and  non-combatants,  or  unarmed 
citizens  of  the  hostile  government. 

The  military  commander  of  the  legitimate  government,  in  a  war 
of  rebeUion,  distinguishes  between  the  loyal  citizen  in  the  revolted 
portion  of  the  country  and  the  disloyal  citizen.    The  disloyal  citizens 
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may  further  be  classified  into  those  citizens  known  to  sympathûe 
with  the  rebellion,  without  positiTely  aiding  it,  and  those  who,  with- 
out taking  up  arms,  give  positive  aid  and  oomfort  to  the  rebellioiifl 
enemy,  without  being  bodily  forced  thereto. 

156. 

Common  justice  and  plain  expediency  require  that  the  military 
commander  protect  the  manifestly  loyal  citizens,  in  revolted  territo- 
ries, against  the  hardships  of  the  war  as  much  as  the  common 
misfortune  of  all  war  admits. 

The  commander  will  throw  the  burden  of  the  war,  as  much 
as  lies  within  his  power,  on  the  disloyal  citizens  of  the  revolted 
portion  or  province,  subjecting  them  to  a  stricter  police  than  the 
non-combatant  enemies  have  to  suffer  in  regular  war;  and  if  he 
deems  it  appropriate,  or  if  his  government  demands  of  him  that 
every  citizen  shall,  by  an  oath  of  allegiance,  or  by  some  other  ma- 
nifest act,  declare  his  fidelity  to  the  legitimate  government,  he  may 
expel,  transfer,  imprison,  or  fine  the  revolted  citizens  who  refuse  to 
pledge  themselves  anew  as  citizens  obedient  to  the  law  and  loyal 
to  the  government 

Whether  it  is  expedient  to  do  so,  and  whether  reliance  can 
be  placed  upon  such  oaths,  the  commander  or  his  government  have 
the  right  to  decide. 

157. 

Armed  or  unarmed  resistance  by  sitizens  of  the  United  States 
against  the  lawful  movements  of  their  troops  is  levying  war  against 
the  United  States,  and  is  therefore  treason. 


Register. 


(S.  =  Seitemsahl   in  der  Einleitung.     Die  übrigen  Zahlen  yerweisen  auf  die 

Pangraphen.    n.  =  Anmerkung.) 


Aachener  Congress  103. 

,,        Protokoll  105  n.,  156  n.,  171  n. 
Abbemiiing  Yon  Gesandten    310,  228, 

238,  537. 
Abbrechnng  des  diplom.  Yerkehrs  284, 

235,  237  n.,  537. 
Abschliessang,  eines  States  gegen  jeden 

Fremdenverkehr  8.  25;  eines  Meeres 

vom  Weltverkehr  305. 
Abaolutismns  65. 

Abtretung  von  Stat^gebiet  46  ff.,  706, 707. 
Abzogsrecht  8.  24. 
AbzugBsteoem  393  n. 
Aerzte,  Apotheker  n.  s.  w.  8.  84;  578, 

599. 
Aerstliches  Personal  587,  588a,  599, 
Agenten:  159  ff.;  völkerrechtliche  243. 

nicht  völkerrechtliche  241,  geheime 

170  n.,  242,  637. 
Alabamalrage  763  n.  4,  779  a. 
Alexander  n.,  Kaiser,  8.  20. 
Alexander  YL,  Pabst,  8.  26;  278  n. 
Allianz,  heilige,  &  17;   6  n.  1,  68  n. 

101,  102,  114  n.,  446  n. 
Allianz,  bewaffinete,  der  Neutralen  447  n.  1. 
AUianzen:  Begriff  und  Arten  446,  447, 

448,  98  n. 


Allianzvertrftge,  Auslegung  und  Anwen- 
dung der,  449. 

Allianzpflicht  515  n. 

Alternat  178. 

Altersnmg,  diplomatischer  187. 

Ambassadeur  s.  Botschafter. 

Ambnlancen  s.  Krankenwagen. 

Amnestie  710-^714. 

André,  englischer  Major  628  n. 

Anerkennung,  eines  neuen  States  28  ff. 
„  einer  auswärtigen  Begie- 

gierung  122,  169. 

Anerkennung  einer  neuen  Statsgewalt 
288,  289,  293. 

Anfänge,  des  Yölkenrechts,  im  Aher- 
thnm  S.  10  n.  11,  im  Mittelalter 
S.  12—15. 

angariae  jus  795  a. 

Angrifibkrieg  521. 

Annahme,  eines  Gesanten  169. 

Annexionen  50. 

AnschluBfl  der  Bevölkerung  eines  States 
an  einen  andern  Stat  288. 

Ansiedlung  280. 

Anzeige  von  der  Absendnng  eines  Ge- 
santen 167. 

Anzeigepfiicht,  des  Personenwechsels  im 
Statshaupt  125. 
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Register. 


arbitratio,  arbitrium  488  n.  1  u.  n.  2. 

Aristoteles  S.  11. 

Armbinde  570 a,  weisse  mit  rothcm  Kreuz 
592. 

Aerztliches  Personal  587— 58Öa.  599. 

Asyl,  Asylrecht  151,  2(X),  394—398, 
400,  586  n.,  774  n.,  775  n.  845. 

Aufleben  des  modernen  Völken'echts 
S.  15  ff. 

Aufnahmepflicht  des  States  gegen  s.  An- 
gehörigen 368,  401. 

Aufstand  im  Kriege  598. 

Ausdehnung,  räumliche,  des  Völker- 
rechts S.  17. 

Auslieferung  200,  201,  395,  396,  399, 
400,  401,  466,  780. 

Austrage,  Austrftgeverfahren  S.  29  ;  496  n. 

Auswanderer,  friedliche,  816. 

Auswanderung  370—372. 

Auswechslung  von  Kriegsgefangenen  612 
—616,  623. 

Auswechslung  der  Vertragsurkunden 
419  n. 

Aus-  und  ZurOckweiaung  fremder  Stats- 
angehöriger  500. 

Aus-  und  Zurückweisung,  von  Bewoh- 
nern während  einer  fielagerung  553. 

B. 

Baiitareskenstaten  363  n. 

Barbarische  Völker  425  n. 

Beamte,  des  Heeres  578,  596. 

Bedenken,  gegen  das  Yölker-R.  u.  deren 
Widerlegung  S.  2—10. 

Beendigung,  des  Krieges  700  ff. 

Befreiung  des  V.R.  von  religiöser  Be- 
fangenheit S.  16. 

Befreiungskriege  545  n.  2. 

Beglaubigungsschreiben  185. 

Belagerer  553,  554. 

Bergelohn  336. 

Berichterstatter  im  Felde  595,  638  n.  2. 

Beschlagnahme  500,  806  n.  1.,  810,  811. 

Beseitigung  einer  Statsgewalt  288. 

Besits,  unvordenklicher  854. 


Besitznahme,  militilrische,  von  Feindes- 
land 539  ff.,  576,  719. 
Besitzstand,  Wirkung  des  dauernden  290. 
Besitzstörung,  widerrechtliche  464. 
Bestrafung  eines  Gesanten  210. 
Besteuerung  376,  377,  389,  390. 
Besuche  (und  Einladungen)  der  (u.  bei) 

Gesanten  190. 
Besuchsrecht,  wechselseitiges,  der  Schiffe 

352. 
Beuterecht  im  Landkriege  :  S.  38  u.  39  ; 

657,  659—61. 
Beuterecht  im  Seekriege  :  S.  40.  —  15  n., 

665  ff. 
Bewohner,  friedliche,  in  Feindesland  573 

—575,  594. 
Binnenseen  306,  316. 
Binnenstaten  325. 
Blokade,  Blokaderecht,  (blocus)  S.  43; 

506,  827  ff. 
Bombardement  554,  554  a. 
Botschafter  171,  172. 
Bourbonen  118  n. 
Boten  639. 

Bremer  Seerechta-Agitation  S.  44;  665n. 
Briefgeheinmlss,  Verletzung  des  199. 
Briganti  513  n.  1. 
Borge,  der  Stat  als,  441. 
Bürgerkriege  512  u.  3.,  515  n.  1. 
BOrgschaftQgarantie  432  n.,  440  n. 
Buchten  S.  27;  309. 
Bund,  deutscher,  160  a  ;  nOTddeiitscher 

70  n.,  160  n. 
Bundesgenossenschaft  mit  einer  Krieg»- 

Partei  750,  751. 
Bundesreich  70. 
Bundesstat  70  ff.,  160,  373. 
Bundesverfassung,  sehweixeriscfae  122  n. 

160  n. 
Bynkershoek  14  n.  1,  151  n.,  164  d., 

568  n.,  674  n.  1,  742  n. 

€• 

Gaboto,  Seefahrer,  278  n. 
Gabotage  s.  KCkstenhandeL 
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Canning  30  n.,  763  n.  2. 

Carl  IL  117  n. 

Carl  V.  186  n. 

Capellenrecht  204—207. 

Caper  s.  Kaper. 

Capitulation  697—699. 

Cartelschiffe  680. 

Cartelvertrftge  614  n.  679. 

Casus  foederis  449  n.  1. 

Christenthum,    dessen  Ëinfluss  auf  das 

Völkerrecht  S.  12  ff. 
Ceremonialgesandte  181,  227. 
Ceremoniel  171  n.  188,  189. 
Clauscl:  „rebus  sie  stantibus'^  456. 
Codification,  erste  nordamerikanische,  des 

Kriegsrechts  im  Landkriege  S.  5  ff. 

und  Anhang. 
Collectivgarantie  440. 
Colonialstaten  79. 
Colonieen,  süd-  und  nordamerikanische, 

29  n.  31  n.  120  n.  227  n.  2. 
Colonisten  279.  280. 
Combattauten  s.  Kämpfer. 
Commandant,  eines  festen  Phitzes  5ö2, 

553. 
Commissäre,  völkerrechtliche  243. 
Concordate  26  n.  443. 
Conferenzen  12  n.  1. 
Conföderation  70. 

Conflict    der   Statsrechte    und  Bürger- 
pflichten 374. 
Conflicte,  Entscheidung    der,   über  die 

Beeilte  der  Exterritorialen  224. 
Conflicte,   Schlichtung  der  Völkerrecht- 

Uchen  471  ff. 
Congressakte,  Wiener  53  n.  710  n.  1. 745  a. 
Congresse,  allgemeine,  S.  4;  12  n.  1, 

108—114. 
Congresse,  von  Wien  S.  19;  91.  lOBn.; 

von  Crenf  S.  35  ;  von  Aachen,  Laibach 

und  Verona  8.  47;  —  3  n.  2.  84  n. 

90  n.   106  n.  108  n.  120  n.  351  n. 

474  n.  3. 
Connivenz,  statliche  466  n.  467  n.  2. 
Consensus  gentium  13. 


Consularagenten  271  n. 

Consulate,  Consule:  im  Allgemeinen 
S.  22;  Begriff  und  Stellung  244; 
Patent  245;  Exequatur  246.  248. 
556  n.;  Errichtung  247;  Arten  249; 
sind  diplomatische  Agenten  250;  Recht 
zur  Ausfertigung  von  Pässen  251; 
Gerichtsbarkeit  252. 259. 269  ;  Schieds- 
richteramt 253.  259.  320;  Schutzrecht 
(Pflicht)  254r-257  ;  Schiffspolizei  258  ; 
Disziplinargewalt  260;  Unterstützung 
der  Schiffsführer  261;  Constatirung 
der  Seeschäden  262  ;  Schiffsreparaturen 
u.Verkaufprccht263;  Recht  bei  Schiff- 
brüchen 264;  R.  zur  Führung  der 
Standesregister  265;  R.  zur  Ertheilung 
der  Volljährigkeit  266  ;  Privilegien  der 
levantinischen  Consuln  insbes.  269; 
Besoldung  270  ;  Rangklassenbestim- 
mnng  271;  Wappen-  u.  Flaggenrecht 
272. 

Coutinentalsperre  S.  41. 

Contrebande  S.  45.  siehe  auch:  Kriegs- 
contrebande. 

Contributionen  S.  39.  s.  auch:  Geld- 
contributionen. 

Contumazanstalteu  508. 

Convocirung  824r-826. 

Courtoisie  154  n. 

Creditiv  183—187.  228—233.  236—238. 
245. 

GYomwell  117  n.  500  n.  3. 

Cultus,  Unterdrückung  des  577. 

Curiere  198.  199.  639. 

D. 

Dante  5  n. 

Decretum  Gratiani  S.  12.  679  n. 

Deditionsformel,  altrömische  702  n. 

Defensivallianzen  446  u.  447  n.  1. 

Deserteure  627. 

Dienste,  gute  (bons  offices)  S.  29;  483, 

484,  498  n. 
Diplomaten,  diplomatischer  Körper  S.  22  ; 

27,  182,  473. 
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BiBiiiler. 


Diplomifttiche    Sendung,    deren    Ende 

337  £,  deren  Unterbrechong  287. 
Diplmnatiache  Yeriiaadlnng  482. 
Diplomadacher  Yerkehr  537,  796,  797. 
Diiectorialregienmg,  fransttaiflche  117  n. 
DoQânfOntenthQmer  432  n. 
Droit  d*Mibaine  893  n. 

„     de  perquisition  893  n. 

„    dn  renToi  383  n. 

„     de  Tinte  352  n. 
Doftmr,  Oeneral  586  n. 
Douant,  Genfer  Arzt  586  n. 
Dnrchfalirt  310. 

Duichsachnngarecht  8.  45;  81^—826. 
Dynastie,  Yertrftge  eines  States  mit  einer 

48n.44dn.  1;  —  restanrirte  Dyn.  44. 

E. 

Ehre,  Yerletsong  der,  eines  States  468. 
Eid  o.  Ehrenwort  425,  737. 
Eigengewftsser   S.  28;   321  n.  2.  342; 

neutrale:  773,  786,  787,  814. 
Einigung,  nationale  517  n. 
Einquartimng  653  n.  2. 
Einverleibung  50  ff.,  287,  288;  715  n. 
Einzelkampf  578. 
Einzelstat  71,  444  n   1. 
Embargo  509,  669. 
Enge  Meere  309  n. 
Entdecknng  statenloscr  Länder  278. 
Entlassung,  eines  Gtesanten  169  n. 

„         der   Kriegsgefangenen,   auf 

Ehrenwort  617--626. 
EntschAdigungspflicht  für  Requisitionen 

658,  655,  656. 
Entstehung  eines  neuen  States  28  ff. 

279  n.  288  n.  4. 
Entwaffimng,  flOchtiger  Truppen   776, 

einbrechender  Truppen  788. 
Entwieklnng  des  Yôlkerrechts  S.  10  ff. 
Epidemie  472.  473  a.  508. 
Erbredit,  Erwerbgrund  der  Statshtdieit 

293. 
Ertyvertrftge  443.  n.  1. 
ErfiUlnngs-  und  Eraatifinderung  462. 


Eroberung  289,  576  n.  3,  701,  715  n., 

733. 
Etappenstrassen  771  n. 
EtiketteverstôBse  190  n. 
Exekutionskrieg  514. 
Exemtionsrecht  139,  141, 154, 197,  909, 

218,  267. 
Exequatur  246,  248,  273,  274  s.  aach 

Gonsuln. 
Exterritorialität  129  n.,  135—153,  196, 

216  n.,  267,  321. 

F. 

FamUie,  sonverftne  127. 

FamOiengenossen  der  souverftnen  Per- 
sonen 154 — 158. 

Familiengenossen  und  Gefolge  eines  Ex- 
territorialen 145>-149, 211—215, 319. 

Fecialrecht,  altrömisches  406  n. 

Fehderecht  511  n.  522  n.  1. 

Feinde  S.  31  und  35;  531—633,  569, 
578  ff.,  594. 

Feindesschonung,  Grundsatz  der  585. 

Feindliche  Personen  im  eigentL  Sinne 
569,  570,  575,  578,  594. 

Feldgeistliche  S.  34.  578,  587,  599. 

FindeDdnder  366  a. 

Fischerboote  667. 

Fischerei,  freie  307,  310,  —  an  ^ten 
engliBch-amerilcanischen  Kûstengewi^ 
sem  718  n.  2. 

Fiscus  442  n. 

Fhigge  324.  835.  328.  339.  339.  343. 
„      neutrale,    deckt    die    feindliciie 
Waare  S.  42;  794. 

Flagge  (Fahne),  weisse,  Aufhissen  und 
Aufstecken  ders.  697  n.  1. 

Flibustier  513  n.  1. 

Fladitlinge  89&— 400. 

Flosse  S.  27. 

Fluss,  als  Grenze  298,  299. 

Fiussschifffkhrt  47. 

Fluss-  und  Schifflfahrtspolizei  313. 

FluBSSölle  8.  28. 

Foedus  iniquum  444  n.  2. 


Begiater. 
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FrukUin  S.  41. 

Freiheit,  der  Staten  8,  9,  64  ff. 
persönliche  860  ff. 
religiöse  S.  21. 
des  Verkehrs  S.  25. 
der  Schifffahrt  S.  25  ff. 
Freischaren  512  n.  2,  570,  570a,  572, 

758  n. 
Frei  Schiff,  frei  Gnt  S.  43;  794. 
Freizügigkeit  S.  24. 
Fïemdenrecht  S.  23  ff.;  381—394;  411, 

472. 
Friede  S.  9. 

„  Yon  Adrianopel  (1829)  S.  26  ;  von 
Nanking  (1842)  S.  25;  von  Paris 
(1856)  S.  26,  S.  28,  S.  29,  8.  42, 
S.  43,  S.  45;  305  n.,  308  n.;  von 
Paris  (1814)  S.  27;  von  Utrecht 
(1713)  S.  19;  351  n. 
Friedens-Allianzen  446  n. 

-Blokade  zor  See  507. 
-Bruch  465,  725,  726. 
-Congress,  Pariser  (1856):  S.  17. 
S.  26;  106  n.,  111  n.,  484  n.,  498  n., 
670  n.  2,  794  n.,  795  n.,  801  n.  2, 
828  n.  1.  siehe  auch:  Friede. 
Friedens-Ciongress,  in  Münster  149  n. 
-Präliminarien  705  a. 
-Schluss:  289,  703—709,  714— 
724;  731,  733,  734,  736,  861. 
Friedens-Unterhandlnng,  Eröffnung  der 

705  n.  1. 
Friedens-Yertragsverletzung  725  n.  2. 
Friedrich  d.  Grosse  500  n.  3,  658  n., 

842  n. 
Fürsten,  entthronte  118,  443  n.  1. 

0. 

Garantie,  Garantievertrftge  :  430—439, 
486. 

Garantiebeschluss  432  n.,  440  n. 

Garibaldi  512  n.  2,  570  n.  1  und  2. 

Gebietshoheit:  Begriff  276;  Inhalt  277; 
Subjekt  277  n.  1;  Begründung  289, 
291,  293;  Foimen  des  Erwerbs  292; 


n 
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conconirende  derüfentaten  300,  303» 
804,316;  beschränkte  309, 310;  siehe 
auch:  Statsdienstbarkeiten.  Ausdeh- 
nung auf  Schiffe  u.  s.  w.  8.  27  ;  318  ; 
Verpfändung  ders.  428. 

Gebietsverminderung  46. 

(Gebirgszug,  als  Grenze  297. 

Gefangennahme,  eines  Exterritorialen 
überhaupt  442,  500  e  und  f  ;  eines 
Gesanten  136  n.  210;  -^  eines  Neu- 
tralitätsbrechen  788;  —  eines  Sou- 
veräns 130  n.,  142;  diplomatischer 
Agenten  637. 

Geiseln  426,  427,  500  e,  600. 

Geldcontributionen  654,  717. 

Geleitscheine  675—677. 

Geleitschiffe  824—^26. 

Gemal,  Gemalin,  fürstlicher  (e)  154  ff. 

Gemeinflüsse  314  n. 

Gemeingefährliche  Verletzungen  des  Völ- 
kerrechts 471—473,  478. 

Generalconsuln  8.  23,  271. 

Genfer-Vertrag  v.  1864;  586  n. 

Gerichtsbarkeit,  der  Civilgerichte,  über 
die  Exterritorialen  140. 

Germanen,  das  Völkerrecht  der  S.  14 
und  15. 

Gesammt8tat(Statenverein)71ff.,  432  n., 
444  n.  1,  480,  496,  514. 

Gesante  :  deren:  UnYerletzlichkeitS.21ff.; 
Einrichtung  ständiger  S.  22;  völker- 
rechti.  Persönlichkeit  27;  Begriff  170; 
Klassen  und  Arten  171  ff.;  im  Alter- 
thum  171  n.;  ständige  und  nicht- 
ständige 180;  Beginn  des  Charakters 
183  ff.;  persönliche  Rechte  u.  Pflichten 
191  ff.;  DiszipllnaigeiTalt  über  ihre 
Angehörigen  216,  Gerichtsbarkeit  über 
dieselben  216  n.,  217,  220,  221; 
Steuerfreiheit  222,  223;  Abberufung 
228;  Beförderung  236;  Verabschie- 
dung, feierliche  238;  Verhissenschaft 
240;  Suspension  ihrer  Thätigkeit  im 
Kriege  555;  neutrale  Ges.  555;  Bruch 
ihrer  Rechte  191  ff.,  472. 
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Gefluitaeliaftireeht,  aktives  159  fT. 
GesdiâfteMger  (chargés  d'affaires)  171, 

174,  2a3. 
Gesetzesrecht  12  n.  2. 

Gesetzgebung,  yOlkerrechtl.  S.  2 — 7. 
Gewftsser,  Gemeinschaft  der  S.  25  ff. 

„         öffentliche  804  ff. 
Gewalt,  angebliche  Herrschaft  der  S.  9  ff. 
Glaabensrerfolgnngen  411,  472. 
Gleichgeiricht  95—100. 
Gottesfriede  (treaga  De!)  687  n. 
Gregor  XVI.  Pabst  117  n. 
Grenzen,  des  Sutsgebiets  296  ff. 

„        des  Völkerrechts  S.  17  ;  1  u.  ff. 
Grenzreguliningen  47. 
Grenzverhftltnisse  42  n. 
Grenzzeichen  2%  n. 
Groot  (Grotins)  Hugo  de  8.  16,  S.  26, 

8.  31,  8.  32;  1  n.  2,  16  n.,  151  n., 

210  n.,   804  n.,    657  n.   1,   709  n., 

742  n. 
Grossstat,  nationaler,  99  n. 
Grundlage  des  Völkerrechts  8.  1  a.  2; 

1  u.  ff. 
Gater,  geborgene,  668. 

IL 

Hafenordnungen  327  n. 

HalbsouTerftnct&t  78. 

Hamiltou  8.  45. 

Handel,  mit  Waffen  u.  dgl.  765. 

Handclflconsuln  8.  22  u.  23. 

Handelsschiffe,  feindliche,  669. 

Handelsrerkehr,  dessen  Hemmung,  500. 

„  neutraler,  798  ff. 

Handlungsfähigkeit  der  8taten  62  n.  63. 
H&user,  dynastische  293  n. 
Hausrecht,  des  Gesanten  206  n. 
Haverei  262. 

Heffter  16  n.,  367  n.,  568  n.,  718  n.  3. 
Hehnatlosigkeit  369. 
Heimfallsrecht  8.  24. 
Heinrichs'  VH.,    englische  Parlaments- 
akte T.  1494:  117  n. 


Hellenen,  das  Völkerrecht  der,  8.  lOu.  11. 
Herrenlose  Sache  277  n.  2. 
Hierarchie,  römische,  165  n. 
Hörigkeit,  bäuerliche  8.  19. 
Hûlfslohn  336  n. 
H&lfstruppen,  Zufuhr  von  815. 
Humamt&t,  die,  das  Wesen  der  CiTili- 

sation  5  n. 
Humboldt,  Wilhehn  von,  8.  28;  312  n. 

I. 

Incognito  133. 

Incorporate  union  75. 

Indult  669  n. 

Innocenz  HI.,  Pabst,  500  n. 

Inseln,  neugebildete,  295. 

Instruktion,  für  die  Armeen  der  Ver- 
einigten 8taten  im  Feld  8.  5  n.  6  und 
Anhang. 

Interimsgesanter  180. 

International  law  1  n.  2. 

Intemirung  398  n.,  776. 

Intemuncius,  Österreichischer  173  n. 

Intemuncien,  päpstliche,  173. 

Interpretation  der  Statenverträge  449. 

Intervention,  deren:  ünzulässigkeit  im 
Allgemeinen  474;  Geschichte  474  n. 
2 — 4;  Znlässigkeit  auf  Anrufen  475 
— 477;  Znlässigkeit  ohne  Anrufen 
478,  480,  515  n.  ;  Abwehr  durch  die 
Übrigen  Mächte  479. 

Intervention,  des  Heimatstates  380  n., 
„  des  (Garanten  431  u.  ff. 

Interventionen,  der  heiligen  Allianz,  68  ii. 

Tnterventiousrccht  u.  Politik  107,  120  n. 

ItaUen,  Königreich  104  n.,  125  n. 

Jakob  II.  117  n.,  118  n. 

jus  albinagii  393  n. 
„  avocandi  875,  394. 

IL 

Kämpfer  (eombattans)  578,  594. 
Kaiserthum,  römisch-deutsches  8.  15. 
Kant  8.  24. 
Kanonenschussweite  302,  309  n. 
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Kaperbriefe  670  n.  1. 

Kaperei,  Abschaffung  der,  S.  41  o.  42; 

670  n.  2  u.  3. 
Kaperschiffe  349  n.  3,  501  n.  2,  572, 

670. 
Katharina  n.  von  Russland  S.  44. 
Kent  16  n. 

Kirche,  römisch-katholische,  im  Mittel- 
alter 26  n. 
Kirchen,    die    christlichen,    sind    keine 
Yölkerrechtl.  Personen  i.  engem  Sinne 
26. 
Klüber  742  n. 
Knechtschaft,  erbliche  S.  19. 
Königskammem  309  n. 
Krankenwagen  (Ambulancen)  586  ff. 
Krankenpflege  591. 

Krieg  S.  7,  S.  9,  S.  30:  dessen:  Be- 
griff 510;  gerechter,  ungerechter, 
YÖlkerrechtswidriger  447,  515,  519. 
520,  535;  sein  Einfluss  auf  die  Ver- 
träge 461. 
KiiegS'Allianzen  446  n*,  447. 
„     -Anleihe  768. 

„     -Artikel,  nordamerik.,  s.  Anhang. 
„     -Ausrüstung  57,  645,  664. 
„     -Beute  im  Landkriege:  644^650, 
659. 
Kriegs-Bente   im    Seekriege:    664;   — 

Backgabe  derselben  722,  723. 
Kriegs-Contrebande  S.   42;    765,   794, 
795,  801,  802;  absolute  803;    rela- 
tive 805,  806;   dann  noch  807—817. 
Kriegs-Depeschen  803  n.  5. 
-Dienst  576. 

-Erklärung  521—525,  537. 
.Eröffnung  525—528. 
-Gefangene  S.  35;  349  n.  2  u.  3, 
582,  585,  593-626,  639,  716,  737, 
738. 
Kriega-Gericlite,  standrechtliche,  547  n.2, 

548. 
Kriegsgewalt,  Bechte  und  Pflichten  der 

541—551;  56&-Ö77. 
Kriegs-Lasten  S.  39. 


» 


»» 
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Eriegs-Manifest  522,  524. 

„     -Mittel  534;    unerlaubte:   567— 

563,  566;  erlaubte:  564,  565,  583. 
Kriegs-Parteien  511-514,  530. 
-Bebellen  643. 
-Becht  S.  30   u.    ff.;    Ausübung 

dess.  542,  543,  550;  Missbrauch  dess. 

542. 
Kriegs-BOstung ,     ist    Gegenstand    des 

Beuterechts  S.  39. 
Eriegs-Schiffe  321;   nothleidende:   775, 

776. 
Eriegs-Sitte,  gute,  544,  560,  567,  578  n., 

622  n.,  661,  685,  807. 
Eriegs-Trophäen  650  n.  1  und  3. 

„     -Ursachen  516—519,  536. 

„     -Verräther  631—634,  639. 

„     -Ziel  536. 

„     -Zustand,  Wirkungen  des,  529  ff. 
EOndigungsrecht,  einseitiges,  eines  Ver- 
trages 454,  458. 
Ettsten  S.  26  u.  27. 

„      -Gewässer,  neutrale,  772. 

„      -Handel    (Cabotage)    der    Neu- 
traleu 800. 
Ettsten-Saum  302,  303,  309,  322. 

„      -Schutz  303. 

„     -Stat  322,  323,  325,  338. 
Eurfürsten,  Bang  der,  87  n. 
Enrhessischer  Bechtsstreit  733  u. 

Landeskirche  26  n. 
Landesverrath  631  n.,  634  n. 
Landsee,  als  Grenze  301. 
Landsperre  506  n.  2. 
Landsturm  597,  598. 
Laurent  S.  14  ;  425  n.,  663  n. 
Lebensmittel,  Zufuhr  von,  807. 
Legaten  *und  Nuncien,  päpstliche  165  n., 

172. 
Legati  a  (de)  latere  172  n.  2. 

„      reverentiae  181  n.  '/: 

Legitimität  (Illegitimität)  einer  Statsre- 

gierung  120. 
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Legitimitàtspolitlk  120  il 
LegitimttAtsprinsip  S.  47  u.  ff. 
Leheniherrlicher    (oberimrlidier)  But 

76,  77,  444  n.  1. 
Leibeigenschaft,  Aufhebung  der  in 

land,  3.  20. 
Leinpft^  312. 

Licensen  (ErlanbnigBBcheine)  674  n.  4. 
Ueber,  FAxfenor  8.  5,  S.  30.  Vorrede. 
Lincoln  S.  5,  849  n.,  3,  832  n.,  1. 
LocaliBirung  d.  Krieges  8.  44,  747. 
Londoner  Vertrag  (t.   15.   Not.   1831) 

746.  b.  (▼.  1867)  745  d. 
Loofl,  Entscheidung  durch  das,  178. 
LoBsagungsrecht  (von  den  Goncordaien) 

443  n.  3. 
Ludwig  XIV.  8.  22. 
Ludwig  XVnr  117  n. 
Ludwig  Philipp  117  n. 
LOneyiller  Friede  298  n.  2. 

M. 

Magna  Charta,    englische    (v.    1215), 

657  n.  1. 
Migest&t  (Titel)  89. 
Manus  Gesetsbuch  585  n. 
Maria  Stuart  130  n. 
Marinegerichtsbarkeit  321  n. 
Marketender  578. 

Marode,  Marodeurs  8.  35,  8.  39;  642. 
Martens  200  n.,  202  n. 
Mediatisirung  288  n.  4. 
Meer,  als  Grenze  302. 
Meer,  Freiheit  desselben  8.  26;  304, 305. 
Meere,  geschlossene,  306. 
Meereseinbrüche  309. 
MehrheitsbeschlOsse  10,  113. 
Mensch,  der  einzelne  23. 
Menschenrechte  8.  19;  529  n.  2,  533. 
Mettemich  120  n. 
Militarcapitulationen  759  n. 
Militärpflicht  391. 
Milit&rspit&ler  586  ff.,  685. 
Bfinister,  bevollmftchte  171,  173  n. 
Ministerresidenten  171,  174. 


Minnererfahren  481 — 487. 

Mittel,  firiedHche,  des  Vtflkerrechls  S.  & 

Mission,  ausserordentliche,  175. 

[obiliar,  eines  Exterritoriakn,  153. 
Monroedoktrin  474  n.  3. 
Montesquieu  7  n. 
Mortara,  Raub  des,  8.  21. 
Moynier,  Prisident  586  n. 

N. 

Napoleon  L  117  n.,  130  n. 

Napoleon  m.  108  n.,  109  n.,  117  n., 

124  n. 
Nation  1  n.  2. 

Nationalität,  der  8chiffe  324  n.  iL 
Nationalstat  288. 
Naturzustand,   angeblicher,    529  b.    1, 

538  n.  1. 
Narigatioosakte  327  n. 
Nebenländer  80. 
Nebenvertrag  430—432. 
Neugestaltung  e.  States  517. 
Neutralität  im  Allgemeinen  8.  44  u.  ff.; 
Begriff  der  N.   742,  743;   Qrandbe- 
dingung  d.   N.   744;   Arten  der  K. 
745  -748;   Bedingungen  der  N.  749 
u.  ff.;   Pflichten  der  Neutralen  756 
u.  ff.  ;  Rechte  der  Neutralen  783  n.  ff.; 
Handelsverkehr  d.  Nentrak»  798  iL 
Neutralität,  Belgiens  432  n.,  440   n., 
745  b);  Luxemburgs  440  n., 
745  d);  der  Schweiz  745  a); 
Serbiens  745  c). 
bewaffiaete  (von  1780  und 
1800)   8.    44;    447  n.    1, 
794  n.,  801  n.  2,  803  n. 
3,  824  n.,  825  n.,  830  n., 
835  n.  4. 

der  Krankenwagen,  MDitär- 
Spitäler  u.  s.  w.  586—592. 
Nentialititsakte,  en^.  (v.  1819)  n.  noid- 
amerikanische  (v.  1794  n.  1818)  8. 45. 
Neutralitfttsbruch  779-781,  788—790. 
Neutralitätsgesetz  der  Ver.  St  v.  Nord- 
amerika 763  n.  2. 
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inchterftllung,  derTdlkerrediuicbenyer- 

bindlichkeiten  462. 
Nicfatinterrentioiispriiicip  474  n.  8  n.  4. 
Nichtkimpfer  (non  combftttaoB)  S.  34, 

578,  595. 
Nikolaus  I.  Kaiser  124  n. 
NomadenTölker  20. 
Nothwehr,  Recht  der,  144,  194. 
Notification,  der  Ankunft  von  Gesanten 

187;  der  Thronfolge  229. 
Nnncien  siehe  Legaten. 

0. 

Occupation  herrenloser  Sachen  277  n.  2. 

gestrandeter  Waaren  u.  s.  w. 

335. 

statenlosen  Landes  278,  279 

—283 
Offene  See  —  als  Kriegsfeld  814. 
Offensivallianzen  446  n.,  447  n.  2. 
Offidere  neutraler  Staten  638  n.  1. 
Organe,  völkerrechtliche  115  ff. 

P. 

Pacifico-Angelegenheit  500  n.  3,  502  n. 

jMtcta  405  n. 

pactum  instar  legis  402  n. 

Pftbste,  deren  völkerrechtliche  Stellung 
im  Mittelalter  S.  12;  425  n. 

Panin,  russischer  Kanzler,  S.  44. 

Pardon,  siehe  Quartiergeben. 

Pariser  Vertrag  vom  30.  März  1866  745  c. 

Parlamentäre  681—684,  687  n.,  697  n.  1. 

Parlamentflrflagge  (Fahne)  681,  684. 

Parole  s.  Ehrenwort 

Parteigänger  570. 

Parteien,  sind  nicht  Subjekte  des  Völker- 
rechts im  e.  Sinne  24. 

Partikularstaten  99  n. 

Pisse  186. 

Pftsse,  militftrische  675—678,  792. 

Passzustellung  an  einen  Gesanten  210. 

Patent,  der  Gonsufai  245. 

Penn,  William  280  n. 

Pentarchie  103—107,  471  n. 


Personal,  der  Spitftler  und  Ambulaacen 

587  u.  ff. 
Personalprindp  379  n. 
Personalunion  51,  74,  75. 
Personen  u.  GQter,  neutrale,  793 — 795. 
Personen,  völkerrechtliche  17  n.  ff. 
Peter  d.  Gr.,  von  Russland  133  n.,  218  n. 
Pfandnahme,  gewaltsame,  429. 
Phillimore  762  n. 
Piraten,  Piraterie  349,  351,  472,  513, 

521  n. 
Piratenschiffe  343—351. 
Piratenstaten  349. 
Plätze,  offene  und  feste,  554  n. 
Piaton  S.  11. 
Plünderung  661. 
Portalis  531  n. 

Postliminium  727—741,  860  n.  1. 
Präsident,  einer  Bepublik,  126,  128. 
Praxis,  statliche,  des  vor.  Jahres  77  n. 
Praxis,  statsmännische,  deren  Einfluss 

auf  das  Völkerrechts.  15;  amerik.  S.  46. 
Pressfreiheit  während  des  Kriegs  545  n.  1. 
Preussen  104  n. 
Prinzen  und  Prinzessinen,  der  souveränen 

Häuser  157,  158. 
Prise,  Prisenrecht,  Prisengericht  S.  45; 

346,  347  ;  500  n.  3,  507,  509  n.,  527  n., 

668,  672,  741,  777  n.,  786,  809—811, 

818,  822,  825,  841  u.  ff. 
Privateigenthum,  im  Landkriege  S.  36  ff. 

652,  653  u.  ff.  ;  im  Seekriege  :  665, 666. 
Privateigenthum,  des  States  58. 
Privatgut,  forstliches,  734. 
Privatgut,  dessen  Beschlagnahme,  500. 
Privatkrieg  670  n.  1. 
Privatpersonen  im  Kri^^  530,  531. 
Privatrechte,  Schutz  derselben  durch  das 

Völkerrecht  S.  18. 
Privatrepressalien  503  n. 
Protest  482. 

Protokolle,  völkerrechtliche  12  n.  2. 
Provincialschulden  47. 
Pufendorf  S.  16,  S.  31  ;  7  n. 
Punctationen  418. 
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Qoartiergeben  580—584. 

Quellen,  d.  Völkerrechts  S.  Su.  ff.,  10—16. 

R. 

Rang,  der  Staten  84  ff. 
kaiserlicher  86. 
königlicher  87,  172. 
der  Familiengenossen   eines  Son- 
ver&ns  155  iL  ff. 
der  Gesanten  171  u.  ff. 
Rangerhöhung,  eines  States,  94. 
Rangordnung,  der  Gesanten  untere! nan* 

der  176. 
Ratification,  der  Verträge,  41D— 4i:i. 
Raubstaten,  afrikanische,  513  n.  2. 
R&uber  571,  641. 
Realunion  75  n.  2. 

Recht,  der  nationalen  Entwicklung  und 
der  Selbstbestimmung  der  Völker 
S.  46  u.  ff. 

conventionelles  und  nothwendiges 
402  n.,  460  n. 
inteniationales  1  n.  2. 
der  königlichen  und  kaiserlichen 
Staten  89. 
Rachtsbruch  464,  465. 
RechtsbOcher,  völkerrechtliche  8.  6. 
Rechtsgleichheit  der  Staten  81  u.  ff. 

der  Völker  2. 
Rechtspflege,  völkerrechtliche  S.  7 — 8. 
Rechtsschutz   S.   7;    statlicher   in   der 

Fremde  S.  24—25. 
Rechtsverschiedenheit,  kein  Grund  zur 

Retorsion  505  n.  2. 
Rechtsverwahnmg  482. 
Recreditivschreiben  238. 
Recognitionspatrouillen  630. 
Reichsverfassung,  alte  deutsche,  160  n. 
Reihenfolge,  der  Staten,  bei  der  Unter- 
zeiclmung  v.  Akten  u.  Verträgen  178. 
Reisl&ufer  758. 
Religion  und  Recht  6  n.  2. 
Religionsübung,  Recht  der  Gesanten  auf 
freie,  203,  208. 
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Reprftsentatkmsrecht  im  Völkerrecbt  115, 

116,  454  n. 
Repressalien:  S.  34;  zulassige,  ohne  Krieg 

500;  unzulässige  501. 

Umfang  der  502. 

berechtigt  dazu  503. 

Dauer  derselben  504. 

im  Kri^^  567,  580,  654, 

685  n. 
Reprise  846,  859,  860. 
Requisitionen  653,  717. 
Restaurirte  Regierung  731 — 735. 
Retorsion  505. 
Rettungsanstalten  337,  338. 
Rettungslohn  336  n. 
Revolution,  griechische,  belgische,  fran- 
zösische 120  n. 
Rheden  S.  27. 
Rheinschifffahrt  S.  27.  314. 
Richelieu  S.  22. 

Römer,  das  Völkerrecht  derS.  11  ;  512n.4 
Rücktrittsrecht  vom  Vertrage  455,  462, 
500  g. 

S. 

Säcularisation  288  n.  4. 
Saint  Pierre,  Abbé,  95  n. 
Sanitätspersonal  s.  ärztliches. 
Schätzungsverfahren  488  n. 
Schiedsgericht,   S.  8,  S.  29  u.  ff.;  der 

Päbstc  im  M.-A.  S.  12  u.  ff. 
Schiedsrichterliches  Veriahren  488-40a 
Schifffahrt,  freie,   S.  25  ff;   307,  3U8, 

310,  312,  314,  316,  325,  327,  411. 
Schifffahrtsakte,  englische  (1854)  330  &., 

333  n.,  335  n.,  336  n.,  337  n. 
SchifffahrtsgebAhren  315. 
Schiffe,  gestrandete  668. 
Schiffe:  Gebietstheile  des  Landes  317. 
„      Handels-  oder  Kriegsschiffe  31 7  a 
„      fremde  319,  323,  328,  339,  34L 
„      auf  offener  See  318. 

Gerichtsbarkeit  darüber  319, 320, 

322. 

exterritoriale  321. 
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Schiffe  barbarischer  Stämme  32Ö  n. 
Papiere  derselben  326. 
Ausweichen  der  330. 
Fahrregehi  für  die  331,  332. 
in  Se^gefahr  333. 
nationale  350. 

Schiffbrüchige  334,  337,  338. 

SchifQsrecbt  317  u.  ff. 

Schul  612  n.  2. 

Schlesische  Landesschuld  500  n.  3. 

Schranken  des  Völkerrechts  S.  17  u.  ff. 

Schatzfahnen  685. 

Schatzhoheit  78,  403  n. 

Schutzpflicht,  der  Staten  gegenüber  den 
Gesanten  192,  239,  275. 

Schutzrecht  u.  Pflicht  d.  Staten,  gegen- 
über ihren  Angehörigen  im  Aaslande 
380,  384,  468. 

Schatzstaten  78  ;  deren  Rang  92,  444  n.  1. 

Schatzwachen,  Schutzbriefe  686. 

Schatz-  und  Trutzbündnisse  446  n. 

Schweden  104  n. 

Seebeute  111  n. 

Seeblokade  506  n.  2. 

Seehftfen  S.  27,  309. 

Seeherrschaft,  angemasste  304  n.,  306  n., 
310  n.  2,  472. 

Seehoheit,  angemasste,  d.  Englftnder  S.  26. 

Seekriegsrecht  S.  40  n.  ff. 

Seepolizei,  yölkerrechtliche  S.  20;  341  n., 
344  n. 

Seeraub,  autorisirter  S.  41. 

Seeräuber  S.  36;  343. 

Selbständigkeiten  der  Staten  8. 

Selbständigkeiten,  deren  Beschränkung  9. 

Selbstbefreiung  eines  Volkes  yom  Feinde 
780. 

Selbsthülfe,  gewaltsame,  S.  7  ff.;  429, 
448,  449  ff,  464,  510  ff. 
„  zur  See  340  n.,  348. 

Siegelung  der  Verlassenschaft  von  Qe- 
'  santen  240. 

Siegesdenkmäler  660  n.  2. 

Sklavenhandel  3äl,  363. 

Sklavenmärkte  S.  20;  363. 
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Sklavenschiffe  351. 

Sklaverei,    Verhalten  der  Römer,    des 
Christenthums  dagegen  S.  18 
—19. 
„         die,  im  germanisirten  Europa 
S.  19. 

in  Amerika  S.  19. 
Verhalten  der  Engländer  da- 
zu S.  19. 

Erklärung  des  Wiener  Con- 
gresses dagegen  S.  19;  351  n. 
Verbot  derselben  durch  die  V. 
St.  V.  N.-Amerika  S.  19. 
Massregeln  dagegen  S.  20. 
Aufhebung  d.  in  Nordamerika 
S.  20;  15  n.,  dann  360,  361, 
362,  411,  472. 
Sonderbundskrieg,  Schweizer,   514  n.  1. 
Souveräne,   deren  völkerrechtliche  Per- 
sönlichkeit 27;  Verträge  ders.  443. 
Souveränetät  der  Staten  64r-80. 
Souveränetätsrechte,  des  States,  68. 
Spanien  104  n. 
Spione,  Spionerie  S.  35,  628,  629,  630, 

633,  639,  683. 
sponaiones  405  n. 
Stämme,  barbarische,  280. 

„        wilde,  535  n.  2,  557  n. 
Standrecht  S.  35,  348,  647,  548. 
Stapel-  und  Landungsplätze  316. 
Stat,  der,  Begriff  S.  2. 
Staten  :  Subjekte  des  Völkerrechts  17  a.  ff.; 
Entstehung  und  Anerkennung  neuer 
Staten  28  ff.  ;  Untergang  der  St  46  ff.  : 
völkerrechtliche  Eigenschaften  der  St. 
62  ff.;  halbsouveräne   78,  79;  deren 
Rang  92,  93  ;  Bildung  neaer  St.  279  n.  ; 
paciscirende  444;  Subjekte  des  Krieges 
630  ff.;  neutrale  St.,  deren  bewaffnete 
Allianz  447  n.  1,  deren  Handel  607. 
Statenbildung  28  n.,  279  n. 
Statenbünde  70  ff.;  160. 
Statenbund,  allgemeiner,  10  n. 
Statenfamilie,  europäische  98  n. 
Statenfolge  46  ff. 
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Stalenreiche  70  ff.,  160,  373. 
StateiMTtteme  S.  96  a.  ff. 
StatenverMge  44S,  489  n.  1,  497,  538. 
Statadienstbariceiten  42  n.,  69,  353  a.  ff., 

771. 
Stataehre,  Recht  auf,  83. 
Statsgebiet:  Eigeosdiaften  284;  Abtie- 

tODgen  TOQ  46  ff.,  285,  286,  287;  Er- 

weitemng  und  VeniiiDdeniog  deas.  294, 

295;  Grenzen  deas.  296—299. 
Statagenoeaen,  im  fremden  Lande  378, 

379. 
Statagenoeaenachalt:  Erwerb  und  Verlost 

im  Allgemeinen  364;  der  Ehefrai^  u. 

ehel  Kinder  365;  der  onehel.  Kinder 

866  ;  der  Landaaaaen  im  weitesten  Sinne 

des  Wortea  367;  Anflösnng  371;  swei- 

fache  373,  374. 
Statahàapter  :  deren  ▼ölkerrechtliche  Fer- 
aönlichkeit  27  ;  ala  Schieds- 
richter 489  n.  2. 
deren  BeprAaentationnecht 
115—125. 

die,  alssottYerinePeraoiien 
126—134. 
Statainteresae  518. 
Stataperaönlichkeit:    Bepriaentant   der- 

aelben  115,  116,  117. 
Statarecht,  Anaaerea  1  n.  2. 
Stataachulden  59. 
Stataumw&lzungen  474. 
Statavermögen  54. 

„  deaaen  Beachlagnahme  500. 

SUtthalter  161. 
atatoa  qno  (post  und  ante  bellum)  700  n., 

715, 
Steuerbefreiung  der  Exterritorialen  138, 

267. 
Strandrecht  334,  335. 
Straasen,  offene,  47. 
Ströme  und  FlOaae   S.   27;  311,  312, 

314. 
Sohneversuch  521. 
Sundzoll,  Aufhebung  deaaelben  S.  26  u. 

27;  310  n.  2. 
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T. 

Talionaprindp  501  n.  1. 

Territortalprincip  379  n. 

Thalweg  298,  299. 

Thronfolge,  YertrSge  über,  443. 

Thurn-  und  Taxia,  Familie,  deren  Foet- 
regal  443  n.  2. 

Titel,  der  Staten  84  ff.;  der  Familien- 
genosaen  eines  Sonver&ns  155  ff. 

Tödtnng,  unnlKhige  579. 

Tractate  418. 

Tmppentheile,  verfolgte.  774,  776,  785. 

Tmppenwerbung  760—762. 

Türkei,  deren  Aufnahme  in's  europäische 
Yöikerrecht  S.  17;  Schute  dw  christ- 
lichen Rajahs  gegen  dieselbe  S.  21. 

U. 

Ueberfall,  gewaltsamer,  fremder  Stata- 

gebiete  <riuie  Kriegsursache  472,  481. 
Uebergabe  auf  Gnade  u.  Ungnade  698. 
üeberlAufer  627. 
Ufer  S.  26. 
Ufeibauten  47,  299  n. 
Uferstaten  288,  295,  299,  300,  301,  903, 

310  n.,  312,  814,  316,  322,  337. 
Unabhflogîé^it,  der  Staten  64  o.  ff. 
Unfrd  Schiff,  frei  Gut  795. 

„         „ .      unfrei  Gut  795  n. 
Unifonnirung  570a  n.  3. 
Union  70. 
Universalherrschaft,  Streben  nach,  99, 

100,  412,  472. 
Unterdradcung,  ihsmder  Völker  81,  412, 

472. 
Unterpfand  428. 
Untersuchnngsrecht:  gegen  die  Sldaven- 

achiffe  S.  20;  Widerspruch  dar  Yer. 

Staten  und  Frankreich  dagegen  352  n.; 

gegen  verdichtige  Schiffe  344, 345, 352. 
Unterthaneneid  55L 
Unterwerfung  dea  besiegten  Feindes  701, 

702. 
Unverletzbarkeit,  Recht  der,  191,  192, 

193,  239. 


BegiBter. 
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Usurpator  117. 
Uti  possidetis  715  n. 

V. 

Yasalleitftoteii  76,  77;  deren  Bang  92, 
444  n.  1. 

Vattel  S.  as,  S.  84;  147  n.,  150  n., 
201  n.,  573  n.,  585  n.,  594  n.  1,  692  n. 

Yerftnderungen  des  Flnssbettes  a.  Thai- 
weges  299. 

Verbittung  und  Verweigerung  der  An- 
nahme eines  Gesanten  164,  165,  166. 

Verbrechen,  politische,  deren  Unterschied 
Yon  gemeinen  564  n.  1. 

Verbrecher,  fremde,  395,  401. 

Verdrängung  des  Feindes  728  u.  if. 

Vereinigte  Staten  von  Nordamerika  98  n., 
111,  114  n.,  160  n.,  310  n.  2. 

Vereins-  u.  Versammlungsrecht  wllhrend 
des  Krieges  545  n.  1. 

Verfahren,  schiedsrichterliches  S.  29  ff.» 
488  u.  ff. 

Verfassungsänderungen,  innere,  eines  Star 
tes  S.  46. 

Verfassungstreitigkeiten  474. 

Verfassungswandlung,  deren  Einfluss  auf 
die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  der 
Staten  39  ff. 

Vergleich  482,  494. 

Verhältnissmässigkeit,  Grundsatz  der,  zwi- 
schen Schuld  und  Folgen  469—502  n. 

Verhandlungen,  unter  den  Kriegsparteien 
679  ff. 

Verjährung,  völkerrechtliche  290  n. 

Verkehr,  friedlicher,  Pflege  dess.  S.  21  ff.; 
allgemeine  Verkehrsgemeinschaft  S.  25; 
Vericehr  cur  See  S.  27. 

Verkehrsrecht,  internationales,  S.  24. 

Verkehr,  unter  den  Kriegsparteien  674  ff. 

Verkehr,  Recht  und  Pflicht  des  völker- 
rechtlichen 159  ff. 

Verkehrsanstalten,  muthwillige  Zerstö- 
rung der,  651. 

Verkehnsperre  (blocus)  506,  507,  508. 

Verletsung  eines  Gesanten  193. 


Vermittlung  S.  29;  485—487. 

Vermögen,  feindliches,  im  Landkriege 
S.  36  ff.;  im  Seekriege  S.  40  ff. 

Versuche,  bösartige,  cur  Schädigung  des 
Feindes  640. 

Vertilgungskri^  535. 

Vertrag,  völkerrechtlicher,  12  n.  2. 

Verträge,  zur  Abschaffung  der  Neger- 
sklaverei 351  n.;  über  wechselseitiges 
Untersuchungsrecht  d.  Schiffe  352. 

Verträge,  völkerrechtliche  S.  5;  402  ff. 
Fähigkeit  zur  Abschliessung  von,  403; 
Erfordernisse  zur  Gültigkeit  ders.  404 

—407,  416,  444. 
Einfluss  des  Zwanges  u.  dgl.   darauf 

408,  409. 
Bechtsgrund  der  Verbindlichkeit  der 

Vertr.  410. 
ungültige  Verträge  insbesondere  411, 

412,  474. 
wirkungskse  Verträge  413,  414. 
Lossagungsrecht  von  Vertr.  415,  456, 

460. 
Form  der  Vertr.  417  ff.  —  424. 
Verstärkung  der  Vertr.  425  ff.,  441. 
Arten  der  Vertr.  442—445. 

Vertragsemeuerung,  stillschw6igende,451. 

Vertragarecht  3  n.  1,  12  n.  2,  494  n. 

Vertragsverbindlichkeit,  Aufhören  der 
450—461. 

Vertragsverhältnisse,  zwischen  den  Sta- 
ten, KinflusH  des  Krieges  auf  diese  538; 
des  Friedensschlusses  auf  diese  718. 

Vertreter  des  Völkerrechts  5. 

Verwaltung  und  Bechtspflege  während 
des  Krieges  541,  545,  547. 

Verweigerung  der  Batifikation  der  Ver- 
träge 420. 

Verwundete  im  Kriege  582, 586, 590, 591. 

Verzicht  288,  482,  494  n. 

Veto  113  n. 

Vicekönige  161. 

Victor  I.  Emanuel  König  735  n. 

Visitationsrecht,  der  Kri^sschiffe  gegen 
verdächtige  Sklavenschiffe  S.  20, 
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Begîster. 


Yölkergericht  S.  7.      • 

Völkerrecht:  Begriff  S.  1  and  ä;  1; 
Keime  desselben  bei  den  wilden  und 
barbarischen  Stämmen  S.  10;  christ- 
Hchcs  S.  12;  der  Barbaren,  Hellenen, 
Römer,  Germanen  S.  10  u.  ff.;  seine 
Befreiung  von  religiöser  Befangenheit 
8.  16  ff.;  —  Aufleben  des  modernen 
S.  15  ff.  ;  Schranken  desselben  S.  17  ff  ; 
Ausdelinung  S.  17  ;  Aufgabe  S.  17  ff.  ; 
Begründung,  Natur  und  Grenzen  des 
Völkerrechts  1 — 16;  couvcntionelles  u. 
nothwendiges  13  n.  2. 

Völkerrecht:  Verletzungen  dess.  und  Ver- 
fahren zur  Herstellung  dess.  46^  ff. 

Vortritt  89  ff. 

w. 

Waare,  neutrale,  auf  feindlichem  Schiffe 
ist  freies  Gut  S.  43. 

Waffenruhe  687—689,  691—696. 

Waffenstillstand  688—696. 

Waffenvorräthe  57. 

Washington  S.  45,  756  n.  2;  763  n.  2. 

Wechsel  der  Regierung,  Einfluss  auf  die 
völkerrechtliche  Persönlichkeit  123;  auf 
die  Fortdauer  der  Creditive  230—232. 

Wechsel,  des  Ministers  des  Aeussem,  Ein- 
fluss auf  die  Creditive  233. 

Wegführer  634^-636. 

Wegnahme  d.  Kriegscontrebande  806  n.  1, 
808,  809,  813,  818. 

Wegweisung,  von  Flüchtigen  398  n. 

Wegweisung,  fremder  Kriegsschiffe  321  n. 
„  e.  Gesantcn  210,  235,  637. 

„  von  Korrespondenten  638. 

W^ug,  freier,  392,  393. 


WeltbOrgerrecht  S.  24;  23  n. 

Wcltcongress  108,  111,  112. 

Weitherrschaft,  Anspruch  der  Päbste 
darauf  S.  13;  der  deutschen  Kaiser 
S.  15;  412. 

Weltmacht  104. 

Weltordnung,  Gef^rdung  der  allgemei- 
nen, 471,  472. 

Weltstat  und  Weltgesetzgebong  10  n., 
22  n. 

Weltströme,  mehrstatliche  u.  einst  S.  29. 

Weltverkehr  314  n. 

Weltverkehrswege  307,  472. 

Widerstand,  dessen  Erlöschen  289. 

Wienercongress-Akte  (v.  1815)  S.  28  n., 

103n.,  312n.,  314  n.,  315il 
-Protokoll  171  n.,  172  n.  2, 
175n.,176n.,177n.,178n, 

WUdfangsrecht  S.  24. 

Wilhehn  I.  Kurfürst  735  n. 

Wilhelm  HI.  v.  England  117  n.      ' 

Wissoischaft,  Einfluss  der  auf  daa  Völker- 
recht S.  15. 

Wohnort  367,  376. 

Wohnung,  Quartier,  Wagen^des  Exter- 
ritorialen 150^152,  200,  201. 

Wrack  335. 

Würde,  Missachtung  der  e.  States  453. 

Z. 

Zerstörung  von  Privateigenthum  im  Kriege 

662,  663. 
Zurückhaltung  der  Greisein  426. 
Zwangsabtretung,  von  Privateigentfauni 

im  £[riege  655. 
Zwangsverkauf  811. 
Zwischenregierung  44,  45,  731 — 735. 


